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Borrede, 


Vielfach und über verſchiedene einzelne Gegenſtände der Admi⸗ 
niſtration iſt ſchon geſchrieben; dem Verfaſſer iſt jedoch noch 
Fein Werk bekannt geworden, welches alle Zweige der Lofals 
verwaltung im Preuß. Staate, ohne irgend eine Ausnahme, 
umfaßt, den Unfundigen belehrt, und dem Kundigen wefentliche 
Hülfe gewährt. Alle Werke, welche in diefer Hinſicht bis jegt 
erfchienen find, berühren faft überall nur einen geringen 
Theil der Verwaltung, und eine ſorgfältige Auswahl und be 
Deutende Koften find unvermeidlih, wenn man über alle 
Zweige: über die verfchiedenartigen Polizeigegenftände, über das 
Militairmefen, die Staatdabgaben ꝛc., die Gemeindevermwaltung ıc. 
fih die nöthigen Schriften fammeln wollte, und dann noch 
‚find fie nicht ganz erfhöpfend, weil den Berfaffern bin und 
wieder nicht Die nöthigen Hülfömittel zu Gebote ftanden, um 
den Werfen die möglichite Wollfommenheit zum. tägliden Ge: 
brauche für die ausführenden Beamten zu geben. Sie find 
felbft, zufanımengeftellt nach den verfchiedenen Verwaltungszwei⸗ 
gen, nod) biöher ganz unvollftändig geblieben, und Keiner, ſelbſt 
niht Herr Zeller, der bis jeßt noch das vollftändigfte und * 
anerkannt befte Werf in feinen 14 Bänden des fuftematifchen 
Lehrbuchs der Polizeiwiffenfhaft geliefert, hat diefen einzel 
nen Theil der Lofalverwaltung in allen feinen Beziehungen 
vollftändig abgehandelt, und theild umfaßt ed dagegen fehr 
vieled, was die Lofalpolizei nicht betrifft. — Verfaſſer will 
fi) eined Urtheild über die bisher herausgegebenen Werfe über 
einzelne ©egenftände, aus den fo mannigfachen und vielen Ads 
miniftrationdzweigen, die oft noch weniger den Lofalkeamten 
und nur in ein oder anderer der hundertfachen Beziehungen 
ihred Amtes genügen können, enthalten; dabei gibt ed wohl 
wenige Ortsbehörden, zumal auf dem Lande, welche die erfor 
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derlichen bedeutenden Koften zur Anfhaffung diefer vielen, für 
fie oft nur zu weitläuftigen Werfe anwenden werden, Ein 
Handbuch 8* , wad in jeder Lage, worin bie Ortsbehörden 
fommen fönnen, ihnen Rath und Hülfe gibt, wad alles be 
rührt, das in ihrem Geſchäftskreiſe liegt, und wo fie ihren: 
Verwalteten mit Rath an die Hand gehen müffen, ift. ihnen 
faſt unentbehrlih. Diejenigen Magiſtrats⸗, Polizei:, und Lofals 
beamte überhaupt, welche in allen Theilen ded Verwaltungszweiges 
fi Erfahrungen gefammelt haben und vollftändige Akten Befiten, 
wiffen ed, wie fehr ihnen der praftifche Dienft durch ein fols 
he, alles umfaffende Handbuch erleichtert wird, wie nöthig es 
ihnen in vielen Fällen iſt; diejenigen derfelben, melde wegen 
Kürze der Dienftzeit nod) nicht in allen Zweigen der Adminir 
ftration praftifche Erfahrung erlangt haben, welche nicht alle 
ſich auf die Verwaltung beziehende Gefeße und Verordnungen 
Fennen, oft noch mangelhafte Generalaften haben, daher in vors 
fommenden Fällen in Ungemwißheit find, wie und auf welche Weife 
fie den betr. Gegenftand behandeln follen, vie ſich felbft übers 
laſſen, täglich in Gefahr find, dem öffentlihen Wohle nachthei⸗ 
fig zu werden, und ſich fehmerer Verantwortlichkeit auszuſetzen, 
bedürfen nothmwendig eined folhen Handbuches; und um fo mehr, 
wenn frühere Lebens- und Dienftverhältniffe ed ihnen nicht ver: 
gönnten, eine wiffenfchaftliche Ausbildung. in dem Fache, deffen 
Grundfüge praftifch zu üben jet ihr Beruf ift, zu erlangen, 
und die diefen ihren Beruf nur vermittelft einer ihnen oft koſt⸗ 
"bar gewordenen Erfahrung und von aller Theorie verlaffen, nur 
unvollfommen und lüdenhaft erlernt haben. 

.  Berfaffer hat häufig Gelegenheit gehabt, über den Mangel 
eines foldhen, alle Mbminiftrationd: Zweige umfafjenden Hands 
buched für Lofalbehörden Klage zu hören, und Männer vom 
Sache, die, felbft im Beſitze fo vieler brauchbaren und foftbaren 
Schriften in diefer Beziehung, felbft der wichtigen, bis jest 19 
‚Bände v. Kamptzſcher Annalen, der 14 Bände ded Zeller u. 
f. w. find, wiffen und flagen fortwährend laut,. daß alle diefe 
foftbaren Schriften die fo fühlbare Lücke eines ſolchen prafti- 
Shen Handbuches nicht zu erfegen vermögen, und dieſe Lücke fo 
viel ald möglich auszufüllen, ift der Zweck bed vorliegenden 
Werke. | 
DVieljührige Erfahrung in feinen verfchiedenen Wirfungd- 
freifen haben den Berfaffer von den Anforderungen der Lofal: 
‚beamten in diefer Beziehung belehrt und ihm die Ueberzeugung 
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gegeben, daß wohl einzelne Abhandlungen über biefen oder jenen 
Segenftand der Lofalverwaltung beim Mangel eines vollftändi- 
gen Werks, Aufnahme fand, daß man aber jederzeit Dabei Dies 
fen Mangel gehoben wünſchte. Der Wunſch vieler Freunde 
bat ihn veranlaßt, feine Mufeftunden zu dieſem Zwecke, 
zum Nußen des praftifhen Dienfted auszufüllen, und damit 
zugleich das Werk nicht zu koſtbar werde, hat er, fo viel ald 
möglich, in gedrängter Kürze die beftehenden Vorſchriften, ges 
fetslihe Beitimmungen aber mit den Worten des Geſetzes 
jelbft, angegeben. | 

Bei der Bearbeitung fand es ſich, daß dieſes Handbuch 
auch für Diejenigen nugbar eingerichtet werden konnte, welche 
zu den Lofalbebörden in verfchiedenartigen Beziehungen ftehen, 
fowohl in Hinficht ‘der Polizei:, ald des Militair-, Abgaben: und 
Gemeindewefend, ohne daß dadurd das Werk felbft zu weit: 
läuftig werden würde; Dagegen müßte dies erfolat fein, und 
der Zweck wäre nicht erreicht, wenn die vielen provinzialrecht- 
lihen und örtlihen Beftimmungen, die allein für fi mehrere 
Bände ausgefüllt hätten, und nur für diefe oder jene Gegend 
Intereſſe haben, darin aufgenommen wären. Bevor noch das 
Handbuch ganz vollendet war, bat Verfaſſer in feinem Wir: 
Fungsfreife vielfach Gelegenheit gehabt, den Nutzen deſſelben 
bein praftifchen Dienfte zu erproben. — Unaufhaltſam fchrei- 
tet der Preuß. Staat mit dem Geifte der Zeit und feinen An: 
forderungen zum Ruben der Unterthanen in jeder Beziehung 
vorwärtd, und fo werden aud für den Beliker diefed Hand: 
buches die nadhträglihen Verwaltungs »VBorfchriften, genau nad) 
dem angenommenen Syſteme geordnet, in fo wenig ald mög: 
lid foftbaren Ergänzungsheften mit Regifter erfcheinen. Und 
fo ift des Verfaſſers Zweck, obgleih er auf ein vollflommen 
aelungened Werk niemald Anſpruch machen wird, erreicht, wenn 
ed die Lücke in den vorhandenen vielen Schriften, zunächt zum 
N vieler Beamten, nicht minder auch zum Vortheile des 
Publifums, ausfüllt. 

Somit übergibt er diefen hiermit fein Werk zur näheren 
Beurtheilung, indem er hofft, daß der Mangel an einem fols 
hen, die Strenge der Kritik mildert. 

Ahaus, im Reg.Bez. Münfter, zu Anfang 1836. 

5. Ostermann, 


— er. 
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Erläuterungen und Erklärungen der vorkommenden 
Abkürzungen. 


* 





A. Erläuterungen. 


1. Die allegirten Allerhoͤchſten Kgl. Verordnungen, Kabinetsors 
dres ꝛc. finden fich, infofern es nicht ſpeziell angegeben ift, in den 
Geſetzſammlungen der betreffenden, Jahre. 

. Die Minifterial-Reffripte desgl. in „von Kamptz Annalen der 

inneren Staatöverwaltung”, 

. Die Publifanda der übrigen Staatöbehörden dedgl. in den betr. 
Regierungs-Amtsblättern. 

. Die angefäticten Negierungs-Refkripte find den betr. Landräthen 
mitgetheilt und werden ſich in deren Akten finden, 

. Im 4. Theile dieſes Handbuchs find die $. $. der revidirten 
Etädteordnung in ihrer Folge, mit den höheren Orts erfolgten 
Erläuterungen derfelben, angeführt; darunter ftehen die $. $. 
der Stüdteordnung von 1808 und die Allerhöchten Orts erlaf 
fenen Ergänzungen ıc. derfelben, fowie die darauf Bezug habens 
den Minifteria-Reffripte nur andeitend angeführt, in ſofern diefe 
enge mit dem Inhalte des betr, $. der revid. St. DO. 
gleichlautend find. Iſt Died aber nicht der all, dann find die 
nach der Älteren St. DO. beftehenden abweichenden Beſtimmungen 
ſpeziell bemerkt. Beftimmungen, die nur allein auf die revid. 
St. D. Bezug haben, find zu Anfang derfelben mit „rev. St.D.” 
bezeichnet; gehen fie nur die Städteordn. von 1808 an, mit „a. 
St. O.“; betreffen fie aber beide Städteordnungen, daun ift jede 
fpezielle Bezeichnung weggeblieben. — Diefe Einrichtung dient 
zugleich als überfichtliche Vergleichung der in zwei Hälften des 
Staates beftehenden (nur in einiger unbedeutenden Beziehung) 
verjchiedenen Verfaſſung der Städte. 
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B. Erflärung der Abkürzungen. 


ALUR bedeutet: Allgemeines Land-Recht; Beſt. bed.: Beitimmung. 
die römische Zahl dabei, den Theil, Dekl. bed.: Deflaration, 
und die arabiiche Ziffer dahinter den Komment. bed.: Kommentar. 


Titel deſſelben. Geſetzſ. bed.: Geſetzſammlung. 
A.G. O. ded.: Allgemeine Gerichts-Ord⸗ — bed.: —ãs 
nung; übrigens wie vor. v. 8. A. bed.: von Kamptz Annalen. 


RD. ded.: Kriminal:Ordnung. v. 8. J. bed.: von Kamp Jahrbücher. 
ARD. bed.: Allerhöchfte Kabinets-Ordre. R. E. S. bed.: Neue Evdiften- Sammlung 
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Gef. bed.: Geſettz. 
* oder Z. bed.: Zirkulare. 
erf. oder V. bed.: Verfügung. 
R. oder Reſtr. bed.: Reſtript. 
Juſt. M. R. bed.: Juſtiz-Miniſterial⸗ 
Refkript. 
Kr. : bed.: Kriegs: Minifterial- 


‚Neffript, — 
Fin. M. * bed.: Finanz⸗Miniſterial⸗ 
ript. x 
Pol. M. R. bed.: Polizei» Minifterial- 
Reftript. 333 Kl 
M. R. bed.: Minifterial:Reffript. 
Dber-P. bed.: Oberpräfident. 
G. Dir. d. St. bed.: General:Direftor 
der Steuern, 


** 


P. St. Dir. bed.: Provinzial» Steuer: 
Direftor, 

Reg. bed.: Negierung. 

Abli. bed. Amtsblatt. 

Inſtr. bed.: Inſtruktion. 

Dust, bed.: Publikandum. 

Bet. bed.: Bekanntmachung. 

l. ce. bed.: loco citato. 


a. a. D. bed.: am angeführten Orte. 


daf. bed.: daſelbſt. 

m. a. bed.: mehrere andere, 

a, St. O. bed.: alte Städte-Drdnung 
von 1808. 

r. ©t. D..bed.: revidirte Städte-Orb- 
nung von 1831. 
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Haupt = Inhalts - Derzeichniss. 





Einleitung. Bon ben Gefeken überhaupt. 
I. Theil. Polizei-Derwaltung. 
Zweck und Eintheilung der Polizei. 
I. Abtheilung. Sicherheits⸗- und Ordnungs⸗Polizei. 
Tit. J. Polizeigerichtsbarkeit und Verfahren in Unterſuchungsſachen. 


Tit. II. Polizei⸗Unteroffizianten. 


A. Bon der Polizei in Beziehung auf die urſprünglichen und erworbenen Rechte 
der einzelnen Staatsbürger überhaupt. 


Tit. III. Sicherheit der Perfonen in Beziehnng auf das Leben, die 
Gefundheit und die perfönlihe Freiheit. 

Kap. 1. Unmündige, Blöd- u. Wahniinnige, Betrunfene. — Kap. 2. Dampf⸗ 
maſchinen. — Kav. 3. Waffengebrauch, Schießpulver, Gifte. — Kav. 4. 
Verhütung vor Beihädigung und Unglüdäfällen. — Kap. 5. Freiheit 
der Perſonen. N 


zit. IV. Polizei in Bezug auf Freiheit der Sprache, der Prefie und 
‚des Gewiſſens. 
Kap. 1. Gewiffensfreiheit. — Kay. 2. Zenfur. 


Tit. V. Polizei in Beziehung auf Ehre, guten Namen und Cigenthunt. 
Kap. 1. Ehre und guter Name. — Kap. 2. Eigenthum. 

Mbfchn.i. Deffentliches Eigenthum. | 

„ 2. Eingriffe in das Privateigenthum. 

» 3. Streitigfeiten zwiſchen Reifenden und Handwerfern, wegen Weber: 
ſetzung der Rechnungen. : 
;s, % Taren der Gaftwirthe, Bäder ıc. 
5. Auf» und Borfäuferet. 
„» 6. Maaf und Gewidt. 


Münzen. 
„ 8. Anfertigung von Stempel, Siegel ır. 
„» 9 Kolleften. 
[73 10. Mühlen. . ö ‘ 
„ 14. Korftpolizer. 
[23 12. lenen. 
„ 33. Jagdpolizei. 
„ 14. Fiſcherei. 
B. Polizei in Beziehung auf die öffentlihen nnd Privatverhältnife im innern 
aatsleben. 


Tit. WI. Polizei der öffentlihen Ordnung und Sicherheit überhaupt. 
Kar. ı. Auflauf, Tumult, Aufruhr ꝛc. — Kap. 2. Geheime Geſellſchaften.— 
Kar. 3. Aufſicht auf Gaft- und Schenfwirthichaften c. — Star. 4. Uner— 
laubte Spiele. = Kap. 5. Verdächtige, Berfolgte und aus Korreftions: 
häufern Entiaffene. — Kap. 6. Bettler, Müfliggänger, Bagabunden ıc. 


X Sn 


— Kap. 7. Transport der Verbrecher u. f. mw. — Stay. 8. Fremden. und 
Paßpolizei. — Kap. 9. Polizei in Hinficht der öffentlihen Gefahren. 


Abſchn. 1. Feuervolizei. 
„2. Waſſerpolizei. 
3. Hagelſchadenverſicherungs⸗Anſtalten. 
„4. Biehaffefuranzen, 


Kap. 10. Geſundheitspolizei. 


Abjhn.1. Sorge und Aufſicht auf Schwangere und Sorge für Kinder. 

„ 2. Impfung der Schusblattern. | 

„n 3 Sefundheit der Staatsbürger im Allgemeinen — Verhütung der Be: 
fhädigung der Gefundheit durch giftige Pflanzen, Nahrungsmittel, Ge» 
ſchirre, verdorbene Luft, Gewerbsanlagen u.f.w. : 

„ 4. Rettung verunglüdter Perfonen, Berhütung des Lebendigbegrabens,- 
Leihenhäufer, Leichentransporte, —* 

„S. Anſteckende Krankheiten, 

„ 6. Begräbnißpläge. 

„» 7. Krankheiten des Viehes. 

„ 8. Desinfeftionsverfahren. 

“: % Öefundheitsanftalten, ald Kranken: und Irrenhäuſer, Razarethe ıc. 

„ 10. Bon den Medizinalperfonen, deren Rechte und Pflichten. 


Kap. 11. Armenpolizei (und Domizilverhältniffe in Beziehung auf Armen). 
— 12. Polizei des Hauswefens, 


Abſchn. 1. Hausrecht. 
„2. Herrſchaften und Geſinde. 
„ 3. Schäfer und Schäferknechte. 
Kar. 13. Hauswirthſchaftspolizei. 


Abſchn.1. Müfiggänger, Verfhmwender ıc. 
„ 2. Gebehodyzeiten und ähnliche Feitlichfeiten. 


Kap. 14. Polizei in örtlicher Hinfiht (Ortepollzei). — Kay. 14. Ueber die 
für die Zwede der Zwangspolizei vorhandenen Anitalten. 


Abſchn.1. Polizeigefängniffe, 
„ 2 Landarmenhäufer. 


II. Abtheifung. Kultur: und Wohlfahrtspolizei. 


Tit. VII. Bevölferungspolizei. 
Kap. 1. Einwanderung. — Kap. 2. Auswanderung. — Kay. 3. Abfahrts: 
geld. — Kap. 4. Bevölferungs:, Statiftifhe und Neben:Tabellen. 
Tit. VII. Sandwirthihafts:, Gewerbe: und Handelspolizet. 
Kap. 1. Landwirthfchaftspolizet. 
Abſchn.1. Schädlihe Pflanzen und Thiere, 
„ 2. Obſtbaumzucht. 
„3. Viehzucht (Pferdezucht). , 
Kap. 2. Gewerbe: und Handelspolizei. 
Abſchn.1. — Erforderniſſe zum Gewerbebetriebe. 
2. Märkte. 


3. Waagen, Feldmeſſer, Auktionskommiſſarien xc., Buch⸗ und Kunſthändler 
und andere Gewerbtreibende. , 

4. Kleinhandel mit Getränfen und Rechte und Pflichten der Gaftwirthe 

x., Marfetender ıc. 

» 5. Umberziehende Gewerbetreibende und Gewerbebetrieb der Wittwen, 
Minderjährigen ı., Gewerbebetrieb an Sonntagen. 
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Abſchns. Realberechtigungen, Patente und Konzeſſionen. 
7. Bon Handwerkern. 
„ 8. Zünfte und Zunftzwang. 
„9. Bon Meiftern und Gefellen. 
„ 10. Bon Abdedern. 
Tit. IX. Wegepolizei, Chieranter auch Ortstafeln.) 
zit. X. Gittenpolizei. (Unfittfichfeiten, Konfubinate, Bordelle x.). 


Sit. XI Sorge der Polizei für die Bergnügungen, Bequemlichkeiten und 
J den Genuß des Lebens. 
Kap. 1. Deffentlihe Vorftellungen nnd Kunfiyroduftionen, Tanzunterriht u. 
f. w. — Kav. 2. Rorjeigen wilder Thiere, Vorzeigung von Menſchen x. 
— Kap. 3. Deffentlihe Denkmaler ıc. — Kay. 4. Tanzlufidarfeiten. — 
Kay. 5. Singvögel. 
Tit. XIL Religions: und Kirchenpolizei. 
Kap. 1. Gottesdienft und Neligionsgeiellihaften. — Kap. 2. Kirchenmuſik 
u. ſ. w. — Star. 3. Deffentlihe Feſttage. — Kap. 4. Kirchenzucht. — 
Kar. 5. Kirchenvorfieher. — Kap. 6. Kirchen, Pfarrhaus-⸗ x. Bauten. 
5 7. Evang. Kirchenordnung. — Kap. 8. Geduldete Religionsgeſell- 
en. 


Abſchn. 1. Juden. | 
2. Mennoniten, Quäder x. 


Tit. XIH. N (hierunter auch Schulgebäude und Gewerbe: 
ulen. 


II. Theil. Militairwesen. 


J. Abthellung. 
Tit. J. Verpflichtung zum Militairdienſte. 
II. Abtheilung. 
Tit. IL Vom ſtehenden Heere. — Tit. III. Freiwilliger Dienſteintritt. 
— Tit, IV. Ergänzung des ſtehenden Heeres durch Aushebung. 
— Tit. V. Ron der allg. Erſatz- Reſerve, Armee-Reſerve ıc. 
— Tit. VI. Trainfoldaten und Handwerfer. — Tit. VII. Ente 
laſſung aus dem aftiven Militairftande und von den Res 
ferve-Mannfchaften. — Tit. VIII. —— und ausge⸗ 
tretene Militairoflichtige, und. Kartell-Konventionen. — Tit. 
IX. Invaliden-Wohlthaten. — Tit. X. Bon Militair-Erzie⸗ 
hungsanſtalten. 


III. Abtheilung. 

Tit. XI. Landwehr 1. Aufgebot. — Tit. XII. Landwehr 2. Aufgebot. — 
Tit. XIII. Landwehrübungen. — Tit. XIV. Beurlaubte Mir 
litairperfonen. — Tit. XV. Landfturm. — Tıt. XVI Ver 
—— der in Kriegsgefangenſchaft gerathenen Militairper⸗ 
onen. 


IV. Abtheilung. Servis, Einquartierung, Lieferungen und Vorſpann. 
Tit. XVII. Einquartierung. 


Kar. 1. Ohne Verpflegung. — Kap. 2. Mit Verpflegung. — Kap. 3. Fou⸗ 
ragelieferung. — Kap. 4. Borfpanngeftellung. — Kap. 5. Bertheilung 
des Miılitairvorfpannd. — Kap. 6. Heldmandver. 
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III. Theil. Abgabenwesen. 


1. Abtheilung. Von den Staatseinnahmen. 


Tit. J. Vom Abgabeweſen im Allgemeinen. — Tit- IT. Grundſteuer. 
. — Dit. 207. Klaſſenſteuer. — Tit. IV. Gewerbefteuer. — Tit. 

. V. Steuerdefraudationen und Gteuerbetreibung, — Tit. VI. 

RR Zoll: und Verbrauchsſteuer. — Tit. VII. Steuer vom inlän- 
) difhen Tabaf. — Tit. VIII. GStempelfteuer. 


2. Abtheilung. Bon den Regalien des Staats, Ä 
Tit. IX. Bom Salz-Regal. — Tit. X. Lotterie. — Tit. XL Poftwefen. 


IV, Theil. Gemeindeverwaltung. 
1. Abtheilung. Städteordnung von 1808 und 1831. 


Tit- I. Grundlagen, der ftädtiihen Verfaffung. — Tit. IT. Von den 
h Städten im Allgemejnen. — Tit. III. Bon den Bürgern und 
dem Bürgerrechte. — Tit. IV. Von den Schutzverwandten. 
— Tit. V. Von der Stadtgemeine. — Tit. VI. Von den 
Stadtverordneten. — Tit. VII. Bon dem Magiſtrat und 
deſſen Unterbedienten. — Tit. VIII. Bon dem Geſchäftsver— 
ältniffe des Magiſtrats und der Stadtverordneten:Berfamms 
ung. — Tit. IX. Von der Verpflibtung der Bürger zu der 
Annahme von Stellen. — Tit. X, Von den Städten vormas 
‚Tiger deutſcher Neichsftände umd anderer mittelbaren Städte, 
Tit XI. Von der Oberauffiht über die Stadtverwaltung. — 
Tit. XII. Von der Gefhäftsführung der Stadtreroröneten. 
— Tit. XIII. Einführungs:Berordnungen. 


2. Abtheilung. Franzöfifihe Gemeindeserfaffung. 
Tit. J. Bon der Gemeindeverfafiung. — Tit. IT. Von der Verwaltung 


der Gemeinden. — Tit. III. Bom Rechnungsweſen der Ge: 
meinden. 


3. Abtheilung. Vom Verfahren bei Abfchliegung der Verträge feitend der 
Lofalbehörden. 


- 


Einleitung. 


Don den Geſetzen überhaupt. 


(Wen die Ge 1. Die Geſetze des Staats verbinden alle Mitglie— 
— verbin- der deſſelben, ohue Unterfihied des Standes, Ranges 
* und Geſchlechts. A, L. N. Einleitung $. 42. 
Was Geſetze verfügen, darnach iſt demnach jede betr. Behörde, 
ohne Anweifung ihrer Vorgefebten, zu handeln verpflichtet. 


(Welche Ge- .2. Bei Beurtheilung einzelner Streitfragen fteben 
setze andern die allgemeinen Geſetze den Provinzial-Gefegen, dieſe 
nachstehen.) den Hejondern Statuten und diefe endlich den auf au— 
dere Art wohl erworbenen Rechten nach. a. a. ©. 5. 2ı. 


(Unwissenheit .3. Niemand kaun fich mit der Unwiſſenheit eines 
mit den Ge- gehörig publizirten Geſetzes entichuldigen, und jeder 
setzen.) ————— des Staats iſt gehalten, ſich um die Ger 
ſetze, welche ibn oder fein Gewerbe und feine Handlungen betreffen, 


genau zu erfundigen. a a. O. $. 12. 


4. Auch —— welche in hieſigen Landen leben 
oder Geſchaäfte treiben, find nach obigen Beſtimmungen 
zu beurtheilen. a. a. O. $. 34 sqq- 


(Ergänzende u. 5. Unter den, das A. L. N. und die Gerichtdords 
erläuterndeGe- nung abändernden, ergänzenden und erläuternden ges 
— ſetzlichen Verordnungen find überall nur ſolche Verord⸗ 
nungen zu verſtehen, die auf das Zivil- und Kriminalrecht oder auf 
das gerichtliche Verfahren Beziehung haben. Die übrigen aber, nas 
mentlich alle diejenigen Verordnungen und Edifte, welche die Vers 
faffung. oder die Berwaltung zum Gegenftande haben, Tonnen 
nicht anders, ald auf vorgängige beiondere Publikation und nach 
fpezieller Auweiſung der betr, Miniſterien in den mit der Monarchie 


(F remde.) 
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wiedervereinigten Provinzen und Ländertheilen zur Anwendung ges 
bracht werden. M. R. vom 3. Jan. 1817. ; 


(Pablikstionder 6. Für gehörig publizirt find die Geſetze, Verord⸗ 
Gesetzeu.s.w.) nungen und Verfügungen mit dem Anfange des ach⸗ 
ten Tages zu halten, nachdem ſolche zum erſtenmale im Amtsblatte 


der betr. Regierung als vorbanden angezeigt, oder darin abgedruckt 


find, in fofern nicht ein anderer Zeitpunkt ſpeziell und ausdruͤcklich 
feſtgeſetzt iſ. Die Tage werden vom Datum der Nummer des 
Amtsblatts an und dieſes mit eingezählt. Geſetz v. 27. Oktbr. 1810, 28. 
März 1811. $. 4, 14. Jan. 1813 u, Allerh. K. D. v. 24. Juli 1826. 

Es verfteht fich von felbit, daß da, wo auf gewöhnlichen oder 
ungewöhnlichen Wege, die Geſetzſammlung oder das Amtsblatt früs 
her bekannt wird, die verbindende Kraft der darin aufgenommenen 
Vorſchrift fofort eintritt, wenn wicht ein anderer Zeitpunft feftgefeßt 
iſt. Dekl. v. 14. an. 1813. $ 3. Ä 


( Verpflichtung 7. Zur Haltung der Gefegfammlung find verpflichtet: 

zur Haltung a, alle obere und untere Staatsbehörden; b. alle Ma: 

—— giſträte; c. alle höhere Militairperſonen mit Eins 

ſchluß der Staabsoffiziere; d. die Patrimsnialges 

richte jeder Art; e. alle Raͤthe bei den Minifterien ‚, desgleichen 

alle Nätbe, Affefforen und Neferendarien bei Landes-Kollegien; 

f. alle Landraͤthe; g. alle Superintendenten; h. alle Domainens 
beamte; i. alle Gemeinden; Gef. v. 27. Ofthr. 1810. 

Ferner find die Bifchöfe, General⸗Vikare, geiftliche Raͤthe und 
Landdechanten dazu verpflichtet} M. R. v. 16. Juli 1828. 
Desgl. Kreisphyſiker. M. R. 8. 10. April 1821. 

Staabsoffisiere, welche noch nicht das etatömäßige Gehalt hakeır, 
find nicht verpflichtet Die Gefebfammlung zu halten. Zirk. des Gen. 
Poſtamts v. 21. Aug. 1810, ’ 


(b. des Amts- 8. Alle im oben angeführten Gef. v. 27. Oft. 1810. 
blatts.) $. 5. gedachte Perfonen find zur Haltung und Bezabs 
fung des Amtsblattd einer Regierung - verpflichtet. Außerdem auch 
noch die einzelnen Krüger, Sat und Schenkwirthe. Nur im Kalle 
äufßerfter Armuth Fönnen die Negierungen diefe von der Haltung 
ded Amtsblatts entbinden. Alle Unterbehörden in den Provinzen, ihr 
Geſchaͤft greife in das Polizeis, Juftizs oder Finauzfach, ſowie alle 
Prediger erhalten das Blatt unentgeldlich, müfjen es aber ihrem 
Nachfolger überliefern. Geſetz v. 28. März 1811. $. 8. 

Auch find zur Haltung des Amtsblatts verpflichtet: Bifchöfe, 


General⸗Vikare, geiftliche Räthe und Landdechauten; M, R. v. 16. 
Suli 1828. | / 


— 
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Shen fo Auskultatoren und Neferendarien. M. R. vom 17. 
da 1820. 

Wird am Juftizämter und Volontairgerichte anf dem rechten 
Hinufer unentgeldlich geliefert. M. R. v. 5. San. 1821. 

Desgl. an die Provinzial-Steuer-Direftoren. M,R.v.28. Febr. 1826. 


an Kreisphofifer. M. R. v..26. Juni 1821. 


au Landräthe für dad Büreau und an Superintendenten, 
M.R.v. 6. Zan. 1818, u. Reffr. der Reg. zu Münfter v. 28. Gert. 1833. 


Landräthe müfjen aber ein Eremplar auf ihre Koften halten. at. 
leg. Gefeg u. M. R. v. 12. Febr. 1819. 


Kreischirurgen, Aerzte, Apotheler und Juſtizkommiſſarien find 
nicht Dazu verpflichtet. M. R. v. 6. Jan. 1818. 


(Publikationder 9, Obrigkeiten, Dorfichulzen und Prediger haben zu 
Amtsblätter.) ſorgen, daß die Amtsblätter zur gehörigen Zeit aus 
dem nächſten Vertheilungsorte abgeholt uud den Gemeinden fogleich 
befannt werde, daß eine Nummer derfelben angelangt fei. Jusbe⸗ 
fondere find fie verpflichtet, Die Gefege Da zu erflären und zu cr 
läutern, wo die —— — weniger bekannt iſt. Unrichtige 

Aufbewahrung der Nummern der Geſetzſammlung und 
—— des —* wird an den Schuldigen mit dem dop⸗ 


te des Jahrgangs beftraft. Geſetz v. 28. März 
1811. $ 9. 


Vorschriften in Bezug auf die Verwaltung 
im Allgemeinen. 





(Korresponden- 40. Landräthe und Ortsbehörden dürfen nicht direkt 
zen.) an 'die bifchöfliche Behörde Mittheilungen machen. Die 
Dienftorduung erfordert ed, daß eine folche Korrefpondenz nur dur - 
die Regierung erfolgt. Wenn den Bür ermeiftern eine Mittheilung 
an die bifchöfliche Behörde aufgegeben wird, ift folche durch die betr. 
Pfarrer zu befördern. Reſkr. der Reg. zu Münfter v. 14. April 1825. 


41. Anträge und Erwiederungen der Landräthe und anderer 
Unterbebörden an ProvinzialsKollegien find im Berichtsſtyl und in 
der Berichtöforin abzufaſſen. Verordn. wegen verbefferter Einrihtung der 

rov.:Behörden v. 26. Dezbr. 1808. $. 50, A. K. D.v. 31. Dezbr. 1825 XIL.b. 
[. der Reg. z. Münfter v. & Aprıl 1826. 
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12. Beim Schriftwechſel mit deu Behörden benachbarter Staaten 
fol derjenige Ton vorwalten, welcher. dem zwifchen den reſp. unab⸗ 
hängigen Staaten beftehenden freundnachbarlichen Verhältniſſe ent 
fpricht. N. der Reg. zu Münfter v. 13. Suni 1832, auf höhere Verf. 


(Legalisationvon 13. Alle Zeugniffe nnd Aftenftäde, von welchen in 
Verhandlungen Kranfreih, Belgien oder Holland Gebrauch gemacht 
..— gi werden foll umd aus dem Auslande fommen, werden 
sandt werden.) Dort für hinlänglich authentiſch anerkannt, ſobald ſolche 

- von der Fompeteuten Behörde ertheilt und die Unters 
fehrift entweder von dem an dem fremden Hofe affreditirten franzd- 
fiichen reſp. belgifchen Gefandten oder umgekehrt, von dem Gefandten 
des fremden Hofes am franzöfifchen, bei oder holl. Hofe verifizirt 
find. Damit nun die Kgl. preuß. Geſandtſchaften an den ged. frem⸗ 
den Höfen in den Stand geſetzt werden Fönnen, die im Verwaltungs⸗ 
fache vorkommeuden Aftenftüde zu legaliſiren, und fi) von der Aecht⸗ 
heit zu vergewiffern, find fie zur vorherigen Legalifirung pertofrei au 
das Kgl. Oberpräfidium einzufendem. Publ. des Oberpr. don Weflggen 

v. 24. Dezbr. 1816 u. Reſkr. der Reg. 3. Münfter v. 22. Dejbr. 1834. 


(Fremde Spra- - 14. Ju amtlichen Verhandlungen follen fich die Bes 


che in amtli- hörden Feiner fremden Sprache bedienen, Publ. der Reg. 


— zu Düffelvorf v. 16. Aug. 1823. 


— 


(Bescheide an 15. In den Beſcheiden der Verwaltungsbehoͤrden duͤr⸗ 
Eingesessene.) fen diefe niemals ihre, von der Beſtimmung der vor⸗ 
geſetzten Behörde, abweichende Anficht bekannt machen, damit nicht 
Unzufriedenheit uud Mißtrauen verurfacht wird. Hefte, der Reg 3. 
Münfter v. 26, Aug. 1829, auf höhern Befehl. 


( Gesuche der 16. Einzelne, dazu nicht beftellte Einwohner dürfen 
— ien in algemeinen Angelegenheiten durch Umläufern die 
den)  gefammte Einwohnerſchaft nicht zu Abftimmungen und 
Ä timmenſammlungen veranlaffen und ift folches nicht 
zu dulden, da die Gemeinden mit eng ar a Organen vers 


eben find. — Kontravenienten find zu belehren, Daß es ihnen frei ftche, im 


uterefje der Gemeinde einen Antrag zu machen, fi) an die Orisbe⸗ 


börde und Gemeindevertreter zu wenden, und wenn diefe auf ben 
Antrag nicht eingeben wollen, Rekurs an die Staatöbehörden zu 
nehmen. Reſk. der Reg. zu Münfter v. 15. Septbr. 1832. " | 


Haben Gingefeffene ein zuläſſiges Geſuch an höhere Behörden 
anzubringen, jo fönnen fie folches auch bei den Ortsbehörden zu Pros 
tokoll geben, welche daſſelbe auf inftanzmäßigem Wege einzufenden 
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baben. Allerh. Verordn. v. 14. Febr. 1810 $. 4. Publ. der Reg. zu Münſter 
v. 16. Nov. 1833 u. v. 22, Febr. 1834. | 


Niemals aber dürfen Geſuche umd Anträge bei andern oder bis 
beren Behörden ald diejenigen find, welche fie zunächſt angeben, aus 
gebracht werden.  Dief. Allerh. Verordn. h. 1. e 


(An desKönigs ° 17. Gemeinden und Gemeindedeputirte, welche ihren 
Majestät). Wohnort verlaffen um Vorftellungen bei Er. Königl. 
Majeſtät oder Allerböchftdero Minifterinm ſelbſt zu überreichen, follen 
von der Wolizeibebörde, deren Bezirk fie paffiven, angehalten nud in 
ihre Heimath zurückgeſchafft werden, nachdem — die betr. Vor⸗ 
ſtellung ihnen abgenommen, fie nach Befinden über den Inhalt ders 
fetben wäber zu Protokoll vernommen, und ſolche zur Pot gegeben 


worden. Die. Allerh, Berortn. $: 7. 


(Privat - Scere- 18. Ortöbehörden dürfen fich bei Vermeidung einer 
— = eg Ordnungsſtrafe nicht von Privat-Sefretairen vertreten 
rn laffen. Reſkr. der Reg. zu Munſter v. 28. Febr. 1834. 


(Nebenämterder 19. NRebenämter dürfen Kommunal-Beamte, naments 
Kommunal-Be- lich auch Legitimationsſchein⸗Erpeditionen ohne Geneh⸗ 
amten.) migung der Regierung nicht übernehmen. Reſkr. der 

| Meg. zu Münfter v. 31. Suli 1834. 
Eiche: auch polizeiliche Beftimmungen vüdfichtlih der Mititair- 
perjonem. (Tit. I $. 22. sqq.) | | 





‚Hohrits- und Gnadenfachen. 


(Verfahren bei 20, Bei den Reifen Cr. Maj. des Königs muͤſſen die 
eg ehe Dberbeamten ded Diftrifts, Dedgleichen die Ortsbeamten 
IE 7 ſich auf ihren Poften dergeftalt bereit halten, daß fie, 
höchsten Per- und befonderd die erjten unter ihnen, auf Erfordern, 
sonen.) augenblicklich vor Er. Majeftät treten Tonnen, ‘Sind 
die Dienftverrichtungen von der Art, daß fie nicht noths 
wendig auf dem Amte, oder außerhalb dem Ort ihre Gegenwart 
erfordern, fo müffen die Beamten ſich dahin begeben, wo die. Wagen 
halten oder Er. Majeſtät ausfteigen. | | 


Beate müjjen ihre Dienſtkleidung vollftändig tragen Im 
Grenzbezirke muß am lebten Grenspunfte der Ober: Zolle Infpeltor 
gegenwärtig. fein; nur bei dringenden oder wichtigen Verrichtuugen 
an einem andern Orte kann feine Stelle durch den Oberfontrofleur 
vertreten werden. Fin⸗M.R. v. 6. Zuli 1822, | 


2 
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21. Das, Ertrapoftgeld für den Hülfsvorfpann bei den Reifen 
Er. Maj. des Königs, der Kgl. Prinzen und Prinzeffinuen uud an- 
derer für Kgl. Rechnung reifenden hohen Perfonen wird in der Regel 
von Station zu Station gleich baar bezahlt. Iſt ſolches nicht der 
Fall, uud auc wegen der außerdem vorfommenden Koften für das 
Entgegenfenden der Pferde nach den Nelaispläßen, für Aufftellen von 
Neferve- Pferden, für Wartegelder, Eftafetten und Boten behufs der 
Geftelung der Pferde, für die Nelais-Kommiffarien und wegen ans 
derer nicht vorher zu beftiimmenden Ausgaben, bleibt es nach Bes 
ftimmung des K. General⸗Poſtamts bei dem bisherigen Liquidationd- 
Berfahren. Von den Poftimtern Fönnen Die Formulare zur Auf 
ftelluug der Liquidationen und die nöthigen Anleitungen erbeten wer⸗ 
den. Junerhalb einer Präafufisfriit von 6 Wochen, vom Tage der 
Reife angerechnet, müſſen folche Liquidationen eingereicht fein, wenn 
die Behinderungsgründe nicht vorher angezeigt werden. Hefkr, d. Reg. 
zu Münfter vom 16. San. 1824. 


22. Bei Reifen Ihrer Majeftäten des Kaiferd und der Kaiferin 
von Rußland und der zu dieſem Kaiferl. Haufe gehörigen Perfonen 
durch die Kgl. Staaten, müfjen, weil folches auch in jenfeitigen Lans 
den bei Reifen Er. Mai. ded Königs ꝛc. beobachtet wird, die Pferde, 
die Wohnung und Bewirthung für Rechnung des Kgl. Haufes er- 
folgen, und die fpeziellen Koftenliguidationen zur befonderen Anwei— 
fung Sr. Maj. des Königs durch die betr, Negier. an das Kgl. Hof- 
marſchall⸗Amt eingefandt werden. | 


Bei den Neifen anderer hohen Kaiferl., Königl. und Fürftlichen 
Perſonen ift e8 zwar Pflicht der Behörden, für die möglichit fchnelle 
Beförderung derfelben zu forgen, und auch ihre fonftige Wünfche zu 
berücfichtigen; ed kann folches aber nur für deren eigene Rechnung 
geichehen. Reſkr. des Fürften Staatskanzlers Durchl. v. 22. April 1817. 


(Pathengeschenk 23. Das Koͤnigl. Pathengefchen? für Eltern von 
*F —— — fieben oder mehreren Söhnen wird ferner und allge: 
ke " mein mit 50 Thalern gezahlt, jedoch ift die Bewilli⸗ 

— gung allein von der Hülfsbedürftigfeit der Eltern 
und von dem Leben der 7 Söhne aus einer Ehe abhängig, wenn 
fie fich auch nicht in elterlicher Pflege und Erziehung befinden. A. K. 
rg 8. Juni und 30. Zuli, Publ. der Reg. zu Münfter vom 26. Auguft 


24. Sefuche diefer Art find mit den erforderlichen Beweismit- 
teln den Landräthen zur Prüfung uud Beförderung einzureichen; 
Publ. derf. vom 10. San. 1826, 
und zwar innerhalb vier Wochen vom Tage der Geburt des zu ber 
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ſchenkenden Eohnes angerechnet, widrigenfalld der Anſpruch für Dies 
fen Sohn erloſchen iſt. Publ. derf. vom 14. April 1836. 


25. Alle fruͤhern Beſtimmungen dieferhalb und wegen fortlau- 
fender jährlichen Unterftügungen air fieben Eöhne find aufgehoben. 
Alerh. Kab. D. vom 31. Aug. 1824 und 16. März 1825. (Amtsbl. der betr. Reg. 
vom Jahre 1825) u. A. K.D.v. 27. Mai 1826 (Amtsbl. von 1826.) 
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I. Theil. Polizei Verwaltung. 


Einleitung. 


eher Ein 4, Zweck der PolizeisVerwaltung ift: 

41. Die Öffentliche Eicherheit und Ordnung im Staate, Perf: 
nen und Eigenthum vor möglicher Verletzung zu bewahren; 
Vorkehrungen alfo zu treffen gegen Ereigniſſe, in Folge wel 
cher dieſe gefährdet werden könnten, entweder durch Handlun— 
gen der Menfchen oder durch Zufälle; gefchebene Verletzung aber 
fobald als rg zu erkennen, nach den beſtehenden Gefeßen 
die That zur Ahndung zu bringen, und weitere fchädliche Sol 
gen zu verringern oder möglich vorzubeugen ; 

2. Die Kultur und Wohlfahrt der Einwohner nady ihrem ganzen 
Umfauge fo viel ald möglich zu beförderu und zu erhöhen. 


Wird Beides verwirklicht, Daun ift der hoͤchſte Zwed des Stau 
tes: „Die Herrfchaft des Nechtd und die Begründung der individus 
ellen und allgemeinen Wohlfahrt unmittelbar zu fichern und zu er- 
halten“, errgicht. — Bon Staatöwegen aber Fönnen im Allgemeinen 
dieſerhalb nur Geſetze und Vorfchriften gegeben werden; die fpezielle Aus⸗ 
führung Dagegen muß den Ortöpolizeibeamten in dev Regel überlaf 
fen bleiben, die desfalls nur allgemein beauffichtigt werden koönnen. 
— Die ‚amtlihe Wirffimfeit diefer Beamten ift Daher gewiß von 
großer Wichtigfeitz fie haben eine ſchöne, gemeinnüßige, in ihren Fol 

en unzuberechende Beſtimmung zu erfüllen; müflen daher ihre 
Eteitung genau kennen und, um die gefehlichen Vorfchriften gehörig 
ausführen zu können, vorab einen richtigen Begriff vom Weſen der 
olizei im Allgemeinen, eine genaue Kenntniß von den über jeden 
zZegenſtand erlaffenen Beſtimmungen und die Erkenntniß der Gründe 
derſelben fich verfchaffen; endlich auch einen guten Willen haben, der 
ſich Durch rafches, aber auch befonnenes Handeln äußert. J 
Obrigkeiten aber, ſagt das A. ER. II. 20 $. 6., welche die 
ihnen aufgetragene Aufficht und die Vorbeugungsmittel — alfo die 
desfalls gegebene Geſetze und Borfchriften — auszuführen, vernach- 
laͤßigen, machen fih der Verbrechen ihrer Untergebenen, nach Verz 
baͤltniß Der Umſtände, mehr oder minder theilbaftig. 
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2. PWolizeibediente, welche die Uebertretung der Polizeigefebe wiſ⸗ 
ſentlich dulden, und fie nicht zur gehörigen Ahndung anzeigen, folleu 
mit eben der Strafe, welche der Webertreter verwirkt hätte, belegt, 
und im Wiederholungsfalle Faffirt werden. A. L. R. IT. 20. $. 458. 

Iſt eine folche pflihhwidrige Nachficht durch Gefchenfe oder ans 
dere Vortheile erfauft worden: fo ift, außer der übrigen Strafe, auch 
der Afache Betrag dieſer BVortheile zur Straffaffe zu entrichten, 
Daf. 9. 459, | 

Polizeibediente, welche ihr Amt zu Erprefjungen und Befricdis 
gung ihrer Privatleidenfchaften mißbrauchen; ohne hinlänglichen Grund 
zur Verhaftnehmung fchreiten; oder Dabei die den Juſtizbedienten $. 
381. 64q. 9. & R. II. 20, gegebenen Vorfchriften verlegen, baten 
die F. 360., 361. u. 371., imgleichen die $. 381. sqq., und im Falle 
einer großen Fahrläffigfeit, die $. 372. b. c. feftgefeßte Strafe vers 
wirft. Daf. $. 460. 


Nach $. 1. vorftchend zerfaͤllt die Polizeiverwaltung in zwei 
Haupttheile: 
in Sicherheit» md Orduungspolizei, uud 
in Kultur: und Wohlfahrtspolizei 


I. Abtheilung. 
Sicherheits⸗? und Ordnungs⸗Polizei. 


(Einleitung.) In Beziehung auf die Sicherheitd- und Ordnungs⸗ 
polizei im Allgemeinen ift Die PolizeisBehörde theils völ- 
Lig ſelbſtſtändig und unabhängig von den Gerichten, theils erſcheint fie 
als eine Hülfsanftalt der Gerechtigkeitöpflege. In letzter Bezichung 
arbeitet fie der Gerechtigfeitöpflege vor, und unterjtügt fie. 


Sie bezieht fich entweder 


A. auf die urfprünglichen und erworbenen Rechte der einzelnen 
Staatsbürger überhaupt, oder 


B. auf die öffentlihen und PrivatsBerhäftniffe im innern 
Staatöleben, oder endlich 


C. auf die, für die Zwecke der Sicherheits und Orduungspofizei in 
Staate vorhandenen öffentlichen Auftalten. | 

Zur Polizei ad A. gehört: 

4. die Sicherheit der Perfonen, nemlich in Beziehung auf das Le⸗ 
ben, die Gefundheit und die perfönliche Freiheit; Ä 

2. die Aufrechtbaltung der Ordnung in Bezug auf Freiheit der 
Sprache, der Prefle und des Gewiſſens; 
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3. die Sicherheit der Ehre, des guten Namens und des Ei— 
genthums. 


ad B: 


1. die Sorge für die öfientlihe Sicherheit und Ordnung überhaupt, 
namentlich auch bei Feuers und Waffergefahren, und bei andern 
verheerenden Naturereiguiſſen; 


die Gefundheitspolizei im Einzelnen; 
. die Armenpolizei; 

. die Polizei des Hauswefens, und , 
. die Polizei in örtlicher Hinficht. 


* 0» 


adC, 


Hinfichtlih der für Zwede der Polizei im Etaate vorhandenen 
Anjtalten gehören in das Gebiet der Ortspolizeibehörden hauptſäch⸗ 
lich die Gefängniſſe ır. 


Wefentlich gehört es in Beziehung auf die Sicherheitspflege zu 
den P lichten und der Beltimmung des Polizeibeamten, das Leben und 
Freiben befonderd der unterften Volksklaſſe, genau zu Fennen, ‚die 
Verdächtigen ununterbrochen zu beobachten, die mögliche Schädlichfeit 
derfelben zu verhüten, und daß nicht durch Unvorfichtigkeit, Fahrlaͤſ⸗ 
ſigkeit, oder gar durch Bosheit, die Rechte Anderer gefährdet werden. 
(Fine beabſichtigte böfe That oder Rechtsverletzung noch vor oder doch 
während der Ausführung zu verhindern, die vollbrachte böfe That 
fogleih nach ihrem Charakter und ganzem Umfange befonderd auch 
binfichtlih aller Theilnehmer zu erforfchen, die gefammten Shäter 
aufzufinden, und wo Die Geſetze es vorfchreiben zu verfolgen, zu ers 
greifen und die erſte Uuterfuchung bis zu der Stärke zu führen, daß 
die Funktion der KriminalsQuftiz eintreten kann, falls nicht ein blo— 
fes Polizeivergeben vorliegt, in welchem Falle die Unterfuchung zu 
volfenden und die That polizeilich zu ahnden iſt. — Die Polizei darf 
im Allgemeineu bei folher Ausforfchung wicht zur Verftellung, zur 
Lift, zur Ueberredung oder zur Verführung übergeben, noch in die ins 
neriten Geheimnifje des Privatlebens der oft unverdächtigften und red⸗ 
lichſten Staatöbürger eindringen, noch endlich gar gewaltthätig Bes 
Peuntuiffe erprefien, wodurch ſich der Beamte der gerechten Ahndung 
der Geſetze zuziehen würde. (Krim. Ordn. $. 284-291). Sie darf aber 
zum Zwedfe der Ausmittelung eined Verbrechens oder eines Verbres 
chers Hansfuchungen anftellen; (Reffr. des Pol. Min. v. 21. Juni 1817. 
— v. Kamp Ann. ©. 171—173., Verord. uber die Organ. der Gend. v. 30. 
Dezbr. 1820 — Geſetzſ. 1821. ©. 5.; — niemals jedoch) Das befannteAriom: 
„Quilibet praesumitur bonus donec probetur contrarium‘“ aus den 


Augen verlieren. 
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Tit. I. . 
Don der Polizeigerichtsbarkeit und dem Derfahren in 
Polizei - Untersuchungssachen, 


(Polizeigerichts- 4. Die nöthigen Anftalteir zur Erhaltung der öffent: 
barkeit) lichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung, und zur Abwen⸗ 
dung der dem Publiko, oder einzelnen Mitgliedern deſſelben bevorſte⸗ 
benden Gefahr zu treffen, ift Das Amt der Polizei. 4,2. R. IT. 17.5. 20. 


2. Die Interfuchung und Beltrafıng der egeu ſolche Polizeiges 
yebe begangenen Webertretungen, fobald-Damit Fein vorfäßliches oder 
ſchuldbares Verbrechen verbunden ift, kommt der Polizeigerichtsbarkeit 
au. Daſ $. 11. 


3. Ueberall wo es auf N der Polizeigeſetze 
anfommt, — wo alfo die vorgefchfichenen Polizeimaafregein zur Vers 
hütung von Verbrechen ꝛc. vernachläffige find, ohne daß deshalb die 
vorgeichene Gefahr oder das Verbrechen wirflich eingetreten — ges 
hört die Exche nicht zum Nefjort der Juſtiz, fondern der Yandespolis 
zeibehörde. Entſch. der Geſetz-Kom. von 1758. (Annalen der Gefesgeb, und 
Rechtsgelehrfamf. Bd. 5. ©. 72.) | 

4. Bei einem jeden Vorfalle, wodnrch die unter der beſoudern 
Obforge der Polizei ftebende öffentliche Sicherheit und Ruhe geftört 
worden, hat die Polizeigerichtsbarkeit das Recht des erften Angriffs, 
und der vorläufigen Unterfuchung. 9. 2. R. II. 17. 6. 12. 


5 Finder fih aber bei diefer Unterfuchung, daß außer der 
Uebertretung des Polizeigefeßes zugleich ein vorfügliches oder ſchuld⸗ 
bares Verbrechen begangen worden: fo muß die Polizei die ferneren 
Verfügungen der ordentlichen Gerichtäbarfeit überlaffen. Daſ. 6. 13. 


- & Auch müffen in allen Fällen, da ein Menfch gewaltfuner: 
weiſe ums Leben gefommen ift, und überhaupt, fobald zur Begrüns 
dung einer Fünftigen Kriminalunterfuchung, das Daſein und die Bes 
ſchaffeubeit einer gewaltthätigen Handlung, durch Einnehmung des 
Augeuſcheins, oder Beſichtigung der Sachverſtändigen, rechtlich feitzus 
fegen ſind, die ordentlichen Gerichte von der Polizei zugezogen werden. 
Daf. $. 14. 


7. Sobald die Eriftenz eines vorgefallenen Vergeheus an fich 
Mar, und wahrfcheinfiher Verdacht gegen Jemand, daß er Urheber 
und Theilnehmer davon fei, vorhanden ift, muß der Inquirent mit 
der Anterfuchung wider denfelben verfahren, und ihn dazu gehörig 
vorladen. Allg. Ger. Ordn. Tit. 35. $. 41, 


8. Der Polizeibeamte muß die Veranlaffung iur Uuterſuchung, 
fie eutſtehe durch eigene Wahrnehmung, durch öffentliches Gerücht 
oder Durch gefchehene Anzeige fogleich zu Protokoll verzeichnen. Im 
legtern Falle it der Demmuziant umſtändlich über die Sache zu ver 
uehmen. 
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v Erined Amts wegen verdient der Angeber unr in fofern Claus 
ben, als er etwas angibt, daß zu feinem Amte gehört oder mit feinem 
Amte in Verbindung fteht. Ein Amt an und für fich bat auf die 


Glaubwürdigkeit feiner Anzeige Feinen Einfluß. Paalzow's Komment. 
uber die Kr. Ordn. 6. 113. 


9. In allen geringfügigen Kontraventionds And Defrandationd- 
fachen, im welchen aus der Denunziation gewiß hervorgeht, daß die 
verwirfte Strafe nicht mehr als zehn Thaler an Gelde oder vier: 
zehntägiged Gefängniß betragen wird, kann der Angefchuldigte gleich 
in der VBorladung unter der Verwarnung vorgeladen werden, daß bei 
feinem Außenbleiben die Unterfuchung in contumaciam fortgefekt 
und gefchloffen werden wird. AG. OD. Tit. 35. Anh. $. 256. 


10. Bei Kontraventionen gegen Finanz⸗- und Polizeis und andere 
zum Reſſort der Negierungen gehörige Gefege, imgleichen bei Defrans 
dationen landesherrlicher, den Regierungen zur Verwaltung überges 
benen Gefälle uud nugbaren Regalien, find die Negierungen beredys 
tigt, mach einer fummarifchen Unterfuchung die Sache durch eine Nes 
folution zu enticbeiden, auch die feſtgeſetzte Strafe vollftreden zu Taf 
fen, wenn der Beſchuldigte nicht binnen zehn Tagen nah Empfan 
der Neſolution auf förmliches rechtliched Gehör und Erkenntuiß bei 
dein Fompeteuten Obergericht anträgt. Zu dem Ende muß ed in der 
Reſolution ihm auch jedesmal befaunt gemacht werden, daß er Diele 
Befuguiß babe, ihrer aber ‚verluftig gebe, wenn er binnen zehn Tagen 
vom Empfange feinen Gebrauch davon mache. Gefchieht aber diefes, 
oder will die Finanzbehörde ihre Befugniß, die Sace durch eine Nes 
ſolution zu enticheiden, nicht ausüben, fo werden die Aften fogleich au 
das Laudes⸗Juſtiz⸗Kollegium zur weitern rechtlichen Einleitung abges 
geben. Die Regierungen Fönnen jedoch im eritern Falle die nöthigen 
Verfüguugen wegen Sicherſtellung der vorläufig feitgefeßten Geld: 
firafe treffen, sum fie folches für nöthig erachten. Zu Diefen Vers 
fügungen find felbige auch daun noch berechtigt, wenn die Akten fchon 
arı das Gericht abgegeben worden, und die Ruftbehören find ſchul⸗ 
dig, ihnen bei der Vertreibung der Geldftrafen deu erforderlichen Beis 
fand zu leiten. Daf. Anh. 243. 

11. In Fällen ‚ in welchen wegen Polizeis Kontraventionen die 
von den Potizeibehörden feſtgeſetzte Strafe eine mäßige körperliche Züch— 
tigung, vierzebutägiges Gefangniß oder Strafarbeit von diefer Dauer, 
oder fünf Thaler Geldbuße nicht überfteigt, findet die Provofation auf 
rechtliche Gehör nicht Etatt, fondern es kann nur über die gefihes 
bene Reftfeßung bei der Polizeibehörde vorgefeßten Behörde geklagt 
werden. Daf. Anh. $. 247. & 


12. Weber polizeiliche Verfügungen der Regierungen, von wel⸗ 
her Gartung fie fein mögen, ftebt gleichfalls der Weg Rechtens uns 
bedingt, ſowohl über die Verpflichtung als den Schadenerfag, Jedem 
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offen, ſobald eutweder die Verfügung einer ausdrüdtichen Dispofition 
der Geſetze direkt entgegen läuft, oder die Klage auf einen ſpeziellen 
Nechtötitel gegründet wird, vermöge deffen der Kläger das der durch 
die Polizeiverfügung angeordneten Verbindlichkeit entgegeuftehbeude Necht 
au erworben zu haben behauptet. In dem letztern ar erſtreckt 
ch die richterliche Beurtheilung jedoch nur über die Gültigkeit des 
fpeziellen Rechtstitels an fi), und die daraus entftchenden rechtlichen 
Folgen. Inſofern aber der fpezielle Nechtötitel Angegründet befuns 
den wird, und ed auf die Prüfung der Nothwendigkeit und Zweck⸗ 
mäßigfeit der Polizeiverfügung ankommt, tritt die Beſtimmung des $. 
14 ein. Allerh. Verordn. v. 26. Dezbr. 1808. $. 38. Beilage zur Reg.-Inftruft, 
vom 23. Oftbr. 1817. 


13. Die Regierungen find jedoch im zweiten Falle des voris 
en $. berechfigt, des Widerfpruchd ungeachtet mit der Ausführung 
ofort vorzugehen und die Exekution zu verfügen, wenn, ihrem pflicht- 
mäfigen Ermeffen nad, damit ohne Nachtheil des Allgemeinen bis 
zur richterlichen Entfcheidung nicht gewartet werden kann. Daf. $. 39. 


14. Wird die Klage hingegen nicht fpeziell auf eins der vorer⸗ 
‚wähnten beiden ——— ($.12.), ſondern nur auf die allgemeine 
bürgerliche Freiheit und die Prinzipien vom freien Genuß feines Eis 
enthums gegründet, fo fteht den Gerichten Feine Kognition über die 
dothwendigkeit zum allgemeinen Beften, und die Zweckmäßigkeit der 
polizeilichen Anordnungen zu; es wäre dem, daß eine richterliche Er⸗ 
örterung darüber in den Geſetzen, wie 3. B. $. 8. Tit. I. der Forft 
ordnung für Weſtpreußen vom 8. Oktbr. 1805, ausdrüdfich nachges 
laſſen worden. Iſt folche® nicht geſchehen, fo kann in dieſem Falle 
niemals über die Verpflichtung zur Befolgung der Polizeiverfügung, 
fondern nur darüber eine rechtliche Klage geftattet werden, ob und 
wie weit fonft, jedoch unter vorausgefeßter Nothwendigfeit und Zweck⸗ 
mäßigfeit der Verfügung, ein Entfchädigungsanfpririy wegen derfels 
ben dem Kläger nach den Gefegen zuftehe. Die richterlicye Einwir⸗ 
fung tritt jedoch im vollen Amfange ein, wenn entweder von der 
höher Polizeibehörde die Verfügung gemißbilligt worden, oder der 
letstern grobe Fahrläffigfeit, oder gar vorfäßliche Beeinträchtigung zum 
Grunde liegt. Auch ift diefer $. nur vom Polizeiverfügungen für 
einzelne Fälle zu verftchen, nicht von folchen, durch welche etwas im 
Allgemeinen feftgefegt wird. Zu den letztern müjjen die Negierungen 
jedesmal die Genehmigung der höhern Polizeibebörde haben. Iſt diefe 
aber erfolgt, fo findet auch wider Polizeiverfügungen der letztern Gat— 
tung nur unter den vorher feitgefegten Modalitäten der Weg Nech— 
tens Statt. Daf. $. 40. 


15. Bei Verbrechen, die zur Kriminafs Unterfuchung gelangen, 
muß in allen Fällen ohne Ausnahme, wo es möglich ift, Dafür ge; 
forget werden, Daß in Rückſicht des Thatbeſtandes (Corporis delicti) 
feine Verdnnfelung vorgebe. 
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Die Polizeibehörde muß alſo bei einem mit Einbruch begaugenen 
Diebſtahle das Gericht davon in Kenntniß feßen und darauf bedacht 
fein, daß der Ort, wo der Einbruch gefcheben, oder die Sache, welche 
aufgebrochen worden, ganz in dem nemlichen Stande fo lauge vers 
bleibe, bis die förmliche gerichtliche Befichtigung vorgenommen it. 
Ehen fo muß fie gleichfalls bis dahin einen gefundenen todten Körs 
per — wenn Lebensrettungsverfuche vergeblich — an dem Orte, wo 
er fich befindet, unberührt Tiegen Taffen u. f. w. Die Fortſchaffung 
von dem Orte, wo dem BVerftorbenen der Zufall begeguet ift, iſt nur 
dann erforderlich, wenn er am felbigem gegen Underiehr, oder andere 


Tiere oder Faäulniß ꝛe., nicht genug bis zur Ankunft des Richters‘ 


verwahrt werden kanu. Paalzow, ad $$. 123., 124. u. 151 der Krim.Ordn. 


16. Das Kgl. Staatdminifterium hat nach dem Minifteriat-Neffr. 
v. 20. Septbr. 1818 — (v. 8. Ann..©. 756.) — befchloffen, daß dis 
Zirf. Reſkr. des K. Pol. Min. v. 13. Novbr. 1817 in allen Provin⸗ 
zen, im welchen die Preuß. Gefebe gelten, Anwendung finden foll, — 
Daffelbe enthält folgende Grundfäge: 


4) Den ftädtifchen Polizeibehörden (fiehe auch $ 17. wegen der Kommetenz der 
übrigen Polizeibehörden) gebührt die Unterfuchung und Beftrafung der 
von den Einwohnern des Polizeibezirks, oder den in denfelben fich aufs 
baltenden Perfonen, begangenen Kontraventionen gegen Ortspos 
lizeigefeße, Cfiehe $. 17.) ohne Nücdficht auf fonftige Eremtionen 
der Kontravenienten, und überhaupt in allen Ortspolizeifachen, 
worunter die Fälle zus verftehen find, in welchen das Intereſſe 
der Ortöpolizei vorwaltet oder gefährdet wird, oder eine von der 
Drtspolizeibehörde getroffene Anordnung und erlaffene Verfügung 
übertreten ift. 


2) Der Kontraventent ift über die Kontravention zwar fummariich, 
aber gründlicy volltändig, und wenn er minderjäbrig ift, nach 
$. 19, mit Zuziehung ſeines Vormundes oder der Eltern zu vers 
uchmen, mit feinen Einwendungen und VBertheidigungsgrüunden zu 
hören, und im Läuguungsfalle der Beweid aufzunehmen. . Die 
Nichtbefolgung diefer Vorſchriften ift an der Polizeibehörde, welche 
fie verfchufdet, nach aller Strenge zu ahndeun. 


Nach Berhältuiß der Perfonen und des Gegenftandes, ift 
der Kontravenient fehriftlich oder mündlich zu vernehmen, und 
un letztern Falle für feine Auſage eine Verhandlung aufzu— 
nehmen. 

In ganz Maren und geringfügigen Fällen, wie z. B. bei 
verfänmter Anz oder Abzugsmeldung, wo es einer weitern Uns 
terſuchung im der Regel nicht bedarf, kann zwar fogfeich die 
Selbſtbeſtimmung erfolgen, es ift aber allemal dem Koutravenien⸗ 
fen nachzulaffen, in einer ihm zu beſtimmenden Friſt ferne etwas 


- 
7 
p 


— 


16 ° 1. Tit. I. 


nigen Einwendungen dagegen anzubringen, und wenn Dies ge— 
fchieht, nach Bewandniß der Umſtände, entweder fofort, oder 
nach vorgängiger näherer Erörterung, em Reſolut darüber zu 
ertheilen. 


3) Nach gefchloffener Unterſuchung iſt über die Freiſprechung oder 
Beſtrafung des Koutravenienten ein Nefolut, welches die weients 
lichen Erforderniffe eines richterlichen Erfenutniffes haben muß, 
abzufaffen., Im deinfelben muß, wenn cd nicht eine Mare und 
einfache Sache betrifft, der Ausfpruch felbit von den Gründen 

etvenne werden, uud letztere müflen außer dem Faktum das 

ejeß, worauf Die Verurtheilung fich gründet, fo wie die aftens 
mäßige Darlegung der Vertheidigungsgründe des Kontraveniens 
ten und deren Prüfung und Beurtbeilung enthalten, auch ſich 
über den polizeilichen Geſichtspunkt verbreiten, um für den Fall 
einer Berufung auf gerichtliches Gehör den Fünftigen Nichter 
damit befaunt zu machen. Anı Schluffe des Nefoluts, welches 
dem Kontravenienten zu infim:'reu oder perfönlich zu publisiren 
ift, muß demfelben eröffnet werden, welche Nechtsmittel ihm Das 
gegen zuftehen, und innerhalb welcher Friſt er Diefelben einzus 
legen hat. 


So viel die Faſſung des Nefolutd betrifft, fo müffen die 
Polizeibehörden fi) auch Dabei einer angemefjenen und möglichft 
fchonenden Schreibart befleißigen, und Fi beftreben, den Verur⸗ 
theilten von der Geſetzmäßigkeit des Ausſpruchs zu überzeugen, 
Der Königl. Regierung liegt ob, die zu ihrer Kenntniß kom— 
‚menden Verjtöße gegen dieſe Vorfchriften ftrenge zu ahnden. 


4) Wenn der Kontravenient bei dem Reſolute fiih beruhigt, fo iſt 
ed ohne Weiteres, bei Militairperfonen mit Berbachtung der 
Allerhöchſten Könige. Kabinetsordre Som 24. September 1812 
(Gefepfammf. 1812. Nr 137. ©. 182.), und des F. 244 des Anhangs 
der allgemeinen Gerichtsordunug, zu vollſtrecken. 


5) Berubigt fih der Kontravenient aber nicht bei dem Nefolute, fo 
ift zu unferfcheiden: ; 


a, ob die erfannte Strafe eine mäfige Förperliche Züchtigung, 
sierzehntägige Einfperrung oder Etrafarbeit, oder eine Gelds 
ftrafe von 5 Thalern überfteigt, oder 


b. ob fie dieſes Strafmaaß nicht überfchreite, 


In dem unter a. gedachten Falle ſteht dem Verurtbeilten, 
‚nach feiner Wahl, fowohl die Berufung auf gerichtliche Unter: 
fuchung, ald der Refurs an die der erfennenden Polizeibehörde vor 
gefegte Königl. Regierung und von diefer an Das Polizei-Minis 
fterium zu. 
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In dern bier unter b. gedachten Kaffe ift zwar die Ber: 
fung auf. richterliches Gehör unzuläſſig; dem Koutravenienten 
bleibt aber, die Etrafe mag fo unbedeutend fein als fie wolle, 
unbenommen, an die der erfennenden Ortspolizeibehörde zunächſt 
vorgefegte Königl. Regierung und demnächft an dad Polizei:Mis 
niſterium zu rekurriren. Der Verurtbeilte muß ſowohl den Ne: 
furs au die höhere Polizeibehörde, ald die Berufung auf richs 
terliche Entjcheidung, innerhalb zehn Tage nach der Publika— 
tion oder Inſinuation des Nefoluts, bei derjenigen Polizeibehörde 
anmelden, welche das Reſolut erlaffen bat, und diefe bat, wenn 
die gerichtliche Unterfuchung gewählt worden, dem betreffenden 
Gerichte fofort Die Aften mitzurbeilen, auf jeden Fall aber, fos 
bald eined der gedachten Nechtömittel innerhalb der beitimmten 
Friſt angemelder worden, der Vollſtreckung des Reſoluts Ans 
ftand zu geben, und, je nachdem das eine oder das andere Rechts: 
mittel gewählt worden, entweder durch Anträge bei der betref- 
fenden Nefursbehörde, oder durch Mirtbeilung mit Dem betreffens 
den Gerichte zu verhüten, daß die Rechtsmittel blos zur Vers 
fchleppung der Sache gemißbrancht werden Das Gericht, wel—⸗ 
dem die richterliche Entſcheidung auf Verlangen eines durch 
polizeiliche Neſolut verurtbeilten Polizei-Kontravenienten zufommt, 
iſt, inſofern nicht die befondere Verfaffung einer Stadt darin 
eine Ausnahme macht, dasjenige, bei welchen der Kontravenient 
feinen ordentlichen Gerichtsitand hat, mithin bei Amtſaͤſſigen das 
Stadtgericht, bei Erimirten das Oberlandesgericht. 

6) Iufofern bei den Polizeibehörden einzelner Etädte, nach deren 
befonderer Verfafjung zur Berufung auf gerichtliche Unterſu—⸗ 
chung, ein höheres Strafmanf, ald Das oben (5 a.) angeführte 
erforderlich iftz fo behält es Dabei fein Verbfeiben MR. v. 13, 
Novbr. 1817. (v. K. A. Heft 4, ©. 129.) 


17. Die Lokal PolizerBetörde hat überall, anch da, wo Feine bes 
ſondere Polizei-Gerichte vorhanden find, nicht allein die lokalpolizei— 
lichen Kontraventionen, fondern auch die Vergehungen wider Landeds 
Polizeis-Vorjchriften zu unterfuchen und zu beitrafen, fobald die Ueber⸗ 
fretung derſelben auch der betreffeuden Lokalpolizei entgegen und nicht 
mit einem Verbrechen verbunden ift, welches gejeglich eine Kriminals 
oder fisfalische, Unterſuchung nach fich zieht. 


‚Tiefe Kompetenz der Lofalpoligeibehörde tritt ohne alle Bes 
Khranfung auf ein gewiſſes Maaß der gefeglich angedroheten Strafe 
im Anwendung; ” | 

Gegen das Erfenntniß der Lofalpolizeibehörde fichet dem Bes 
fraften frei: 

‘a. den Nekurs an die vorgefeßte Regierung einzulegen, wenn auf 
eine mäßige körperliche Züchtigung, auf Gefängniß oder Straf 
arbeit von 14 Tagen, auf eine Geldbuße von 5 Thaler und 
darunter erfannt worden iſt; | 
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h. überſteigt die Strafe dieſes Maaß, fo hängt es von der Wahl 
des Behraften ab, ob er den Nefurs ergreifen oder auf rechts 
liches Gehör antragen will, worüber er fich binnen der geſetz⸗ 
lichen Frift von 10 Tagen erflären muß; ee 


c. bat er den Rekurs gewählt, fo hat es bei der Entjcheidung der 
sbern Behörde fein Verbleiben, und die Berufung auf den Nechtd- 
weg Fan weiterhin wicht Statt finden. A. Kab. ©. v. 8 März 
1830 (in den verfhiedenen Amtsblättern). Siehe auch Städteordnung 
Th. IV. Tit. VIL, Volizeigewalt des Magiſtrats. 


(Einleitung und (Siehe$.7.sqq.) 18. In Fällen der Eile und bei Perfonen 
— — Br ganz geringen Etandes it blos eine mündliche VBorladung 
— erforderlich. Iſt Feine Eile nothwendig, oder gehört der 

* Kontravenient nicht zu der Kaffe folcher Perfonen, fo 
ift ein Unterfchied zu machen: ob der Gegenftand der. polizeilichen 

Kontravention nur geringfügig, und die darauf gefegte Strafe nur 

10 Thte. Geld oder 14tagiges Gefänguiß nud darunter beträgt, oder 

ob eine höhere Strafe auf die Kontravention geſetzt it? Im erjtern 

Falle, und wenn der Kontravenient nicht nach feinem Staude eine 

befondere Achtung verdient, ift es hinweichend, wenn dem vorladenden 

Polizei-Offizianten zu feiner Legitimation eine Abfchrift des polizei 

lichen Defrets ertheilt wird, welches den Zwed der Vorladung ent: 

halten muß; diefe Art der Vorladuug ift zur Erhaltung der Ord- 

nung und zur Vermeidung von re gg erforderfih. Im. 

zweiten Kalle, oder wenn der Rorzuladende zu den Perfonen der hö⸗ 

bern Kaffe gehört, ift eine förmliche fchriftliche Vorladung auszufers 
tigen, mit Ausnahme der Fälle dringender Eile, oder wenn die 
fchriftliche Vorladung dem Zweck nachteilig fein würde, z. B. wenn 
zu beforgen ift, daß der Angefchuldigte fich mit Theilnehmern beras 
then und von ihnen zur Ableugmung der That bewogen werden, oder 

wenn er Gegenftände, die zur Ausmittelung derfelben dienen fönnen, , 

entfernen möchte. — Min. R. v. 28. Jan. 1820. G. K. A. S. 33.) In 

der Vorladung durch Abſchrift des Dekrets kann dem —— 
ten angedroht werden, daß bei feinem Ausbleiben zur trafe des 

Ungehorfund die Unterfuchung fortgefeßt und gefchlofien werden 

würde. Anh. zur A. ©. D. 5. 256. Gu TH. I. Tit. 35. $. 41.) 


In der zu erpedirenden Vorladung iſt ihm aber die Art des 
Vergeheus bekannt zu machen, er iſt zur Einlaſſung und Antwort 
auf die VBefchuldigung, zur Ausführung der Bertheidigung dagegen 
und zur beftunmten Anzeige der über feine Vertheidigungsgründe etwa 
sorhandenen Beweismittel aufzufordem; es muß ihm das Geſetz, 
nach welchem er, wenn die Beichuldigung gegründet wäre, zu beitra- 
fen fein würde, angeführt, und er muß zu einem mit Bag und Stunde 
- benannten Termin vorgeladen werden! — A. ©. D. I. 35. 66. 42. 43. 
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Das Kontumazialverfahren wegen ungehoriamen Musbleibens 
kaun indeffen nur eintreten, wenn die Denunziation auf der Angabe 
eines vereideten Beamten beruht, welcher in Gegenftanden feines Amts 
die begangene Kontravention aus eigener Wiſſenſchaft angezeigt bat, 
oder wenn diefelbe Durch Urkunden unterftügt wird. Soll die Des 
nunziation erſt durch Zeugen erwiefen werden, fo wird mit deren 
Bernehmung in Kontumaziam verfahren, und der Denunziat verliert 
feine Einwendungen und Ausftellungen gegen die Perfon und Glaub— 
würdigfeit Der Zeugen. conf. 55. 48 u. 40. a. a. O. — Reffr, der Reg. z. 
Arnsberg v. 5. Dejbr. 1832. (6. K. A. 1833. ©. 701.) 

Wegen Streitigkeiten zwifchen Neifenden und Handwerfern 
fiehe Tit. V. Kap. 2. Abſchn. 3. 


(Vertretungmin- 49, Bei Polizeivergehungen der Minderjährigen ift 

— verordnet, daß 

1. den Eltern oder Vormündern die, gegen ihre Kinder oder Pfle— 
gebefohlene zu eröffnende Unterfuchung uud deren Beranlafjung 
baldınöglichit befaunt gemacht, und 


2. ihnen dabei überlaffen werde, dasjenige, was fie zu deren Ber 
theidigung anführen zu Fönnen glauben, nicht allein im Anfange 
der Uuterfuchung, fondern auch in jeder Lage derfelben vorzu— 
bringen, demnächft aber 


3. am Echluffe der Unterfuchung ihnen der Inhalt der Aften be 
kannt gemacht, oder deren Einficht verjtattet werde, mit. der 
Aufforderung, dasjenige anzuzeigen, was nach ihrer Anficht fonft 
noch zur Entichuldigung ihres Kindes oder Mündeld gereichen 
möchte, wie Denn auch 


4. dad Reſolut in ihrer Gegenwart publisirt, oder ihnen wenige 
ſtens gleich mitgetheilt werde, und zwar in beiden Fällen mit 
angemefjener Belehrung über die Dagegen zuſtehenden Rechts— 
mittel. — Außerdem muß aber 


5. bei Vernehmungen, die eine nähere, bei dem Alter, wovon bier 
die Nede ift, nicht vorauszufegende Kenutniß des Geſetzes, des 
Gegenftandes oder anderer relevirenden Verhältniſſe erfordern, 
oder bei jungen Leuten von befchränften Geiitesfähigfeiten, oder 
andern, die Freiheit oder Nichtigkeit ihrer Aeußerungen hindern; 
den Gigenfchaften, fo wie bei befonderer Verſtocktheit und ber 
barrlichem Länguen der Vater oder der Vormund bei der Verneh— 
mung felbit zugezogen werden; auch müſſen 

6. die zum Arreſt gebrachten Kinder oder Mündel nad) Beendigung 


des Arreftes von Polizeiwegen ihren reſp. Eltern oder Bormüns 
dern übergeben werden, und kann endlich 


7. die Vollſtreckung der von der Polizei erfannten Förperlichen Züch- 
tigung, nach Verhältuiffen, den Eltern oder Vormündern übers 
lafien werden. 
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Bei Abweſeuheit der letzteren kann einer der am Orte gegehtwärs 
tigen Verwandten, in deren Ermangelung, ein anderer mit dem Konz 
travenienten im näheren Verbältniffen ſtehender Einwohner des 
Orts aufgefordert werden, bei der Uuterſuchung die Etelle der 
abwefenden Eltern oder Vormünder zu vertreten. M. R.v. 23. Sumi 
1817 (v. 8. N. Heft 2. ©. 169.) ; 


20. Im Allgemeinen muß der Grundſatz feſtgehalten werden, 
daß die Polizei-Kontraventionen nur an denjenigen, welche Diefelben 
‚begangen, oder fich Dabei betheifigt haben, zu abuden ſiud. 

Hinfichtd der Gewerbtreibenden und der auf ihren Gewerbebe— 
trieb fich besichenden Kontraventionen läßt ſich aber dieſer Grund 
faß ohne wefentliche Gefährdung der Polizeiverwaltung nicht uunbe— 

dinge durchführen. Es unterliegt vielmehr Feinem 
 srtretngder Bedenken, daß wegen ſolcher Koutraventionen, in fos 
Ceallen ete, fern fie von Ehefrauen, Kindern oder Dienftboten der 
durch ihre &ewerbetreibenden begangen worden, Den Umſtänden 
Herrschaften nach auch auf die Ehemänner, Väter oder Dienftberrn 
ete.) zurückgegangen werden könne. Indeſſen find erhebliche 
Entfchuldigungen zu berüdfichtigen, und e8 .ift nach Lage der Sache 
der Gewerbetreibende nicht mit. dem Verluſt feines Gewerbes zu bes 
ftrafen, fondern er ift in eine angemefjene Geldftrafe zu nehmen und 
ausdrücklich für die Gewerbesgontraventionen feiner Angehörigen für 
die Zukunft verantwortlich zu machen. M. R.». 26. April 1829. 

Siehe auch Gefindeordn. zu $. 98. (Tit. VI. Kap. 12. Abjchn. 2) und Ge- 

werbepolizei (Tit. VIII. Kap. 2. Abſchn. 9.) | 


° 


(Polizeiliche Be- 21. Landwehrmaͤnuer ꝛc. und deren Offisiere, 

en ſobald fie beurlaubt find, fteben in allen bürgerfis 

litairpersonen.). chen Verkältniffen den übrigen Zivil-Einwohnern gleich. 
M.R. v. 9. Septbr. 1819. 


22. Zu Militairperfonen gehören nicht allein die Soldaten, ſou⸗ 
dern auch die Militair-Beamten ır. | 

Auch Militair-Perſonen find ſchuldig, die Landes- und Rofals 
polizei » Verordnungen zu befolgen, ſobald fie ihnen durch‘ die Ger 
ſetzſammluug oder durch ihre vorgeſetzten Militairbehörden bekanut 
gemacht find. Nefkr. des Kr.⸗Min. v. 6. Oftbr. 1814. 


23. In Garnifonorten, wo Fein wirklicher Kommandant von 
des Königs Majejtat angeftellt ift, find die auf das Militair 
auszudehnende polizeilibe Bekanntmachungen dem Befehlshaber 
der dem älteften Offizier der Garnifon, nach vorheriger Einigung 
über den Inhalt, mit dem &rfuchen mitzutbeilen, die Garnifon zur 
Nachachtung derfelben zu veranlaffen. Reſkr. des Kr. M. v. 26. April 
1819, des Min. des In. v. 28. Septbr. u. des fir. v. 6. Oktbr. 1824. 

Ferner bat die Polizeibebörde Denfelben von dem Aufenthalte der 
Ausländer, die, und warum fie verdächtig fcheinen, zu benachrichtigen; 
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desgleichen von bedeutenden Schlägereien, nächtlichen Einbruͤchen, oder 
andern Kriminalverbrechen in der Etadt oder deren Nähe; vom Dians 
gel au Lebensmittel, übler Stimmang einzelner Klaffen bürgerlicher 
Einwohner, veranftalteten größeran Volksfeſten und Luftbarkeiten, 
Scheibeuſchießen, öffentlichen Aufzägen, von polizeilichen Bewilligun⸗ 
gen betr. theatraliſchen Vorſtellungen, Seiltänzern, Kunftreitern, uͤber⸗ 
haupt aller Schaubeluftigung des Publikums, vom Gintritte eines 
Sahrmarfts, neuer Eröffnung von Wirthöhäufern, ihrer Verlegung 
aus einem Lofale in ein andered; endlich von allen Verordnungen, 
Verfügungen oder, Verboten, welche auf das Benehmen auf öffent 
licher Straße Bezug haben, von der Verfügung * des Tragens 
einer brennenden Laterne nach 10 Uhr Abends auf der Straße, Tas 
bakrauchens, rafchen Fahren und Neitens x. 


Die Fommandirenden Offiziere dagegen muͤſſen der Polizeibehörde 
Nachricht geben von Arreftation bürgerlicher, einſtweilen auf die Wache 
abgelieferter Perſonen; von den Schießuͤbungen mit ſcharfen Patros 
nen beim Aufange derſelben; von der Abweſenheit eines Theils oder 
der ganzen Garnifon auf eine oder mehrere Nächte, von Polizeiverges 
ben bei den Militairs u. dgl. A. K. D. v. 29. Dftbr. 3319. 


Ju Städten, wo außer Landmwehrftimme fi) Feine Garniſon 
befindet, ift es —— den Kommandeurs derſelben von denjenigen 
Sorfällen oder polizeilichen Anorduungen Mittheilun zu machen, 
welche, den Umftänden nach, ein näheres Sutereffe für fie haben; 
M. R. v. 11. Novbr. 1823 und 8. Jan. 1824 
jedenfall8 aber von allen bedeutenden Unordnungen oder die öfients 
lihe Ruhe bedrohenden Auftritten. A. Kab. O. vom 17. Dftbr. 1820. 


24. Ohne ben Fommandirenden Offizier vorher davon zu ke 
nachrichtigen, darf Feine Befanntmachung mit Trommelſchlag Statt 
finden. A. 8. D. vom.25. Dftbr. 1810. 


25. Nicht in Dienfiverrichtung begriffene Militair dürfen fi) 
den förmlich organifirten und uniformirten Bürgemwachen bei Iufubs 
‚ sedinationsftrafe nicht widerfeßen, und dieſen fteht aus polizeilichen 
Nüdjichten das Necht der Axxeſtation, fogar gegen aftive Offiziere 
zu. Die Ablieferung gefchieht aber fofort an die nächfte Militairwache. 
A. Kab. D. vom 8. Novbr. 1808 und 25. Juli 1810. 


26. Polizeisc. Vergehen der von den Infanterie-Regimentern nach 
27/2 Getzt 2) jähriger Dienftzeit mit Urlaub in die Heimarh entlaſſe⸗ 
nen: Soldaten; A. Kab. O. vom 5. Mai 1826. 
der noch nicht wirklich einrangirten Rekruten, infofern die Gefeke mr 
eine Gefängnißftrafe bis zu 14 Tagen oder eine Geldftrafe bis zu 


10 Thaler beftimmen; Anh. z. A. G. S.6. . 2.0. 13. 
Juſt M.Reſkr. vom 23. * 3.4. G. O. h. 18, A. Kab 9.0 13. April 1821, 
3 
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der beurlaubten Soldaten der Neferve und ded Trains; Juſt. M.R. v. 
1.Novbr. 1822. 
in fofern fie nicht nach ihrer Entlaffung zur Heimath unter militais 
riſchem Kommando marfchiret, und daun unter der Militair⸗Gerichts⸗ 
barkeit fichen, Kriegs-M.R. vom 26. San. 1818. 
gehören zum Reſſort der Polizeigerichtsbarkeit. 1. G. O. 6. 150. 
Ausnahme von diefer Teptgedachten Negel iff eine Arreftation als 
Eicherheitömaaßregel, wo Gefahr iin Verzuge Tiegt. Befinden fich Die 
Frauen, Kinder oder das Gefinde wicht im Garnifonorte, dann kanu 
Arrefiftrafe oder Verhaftung derjelben als Sicherheitsmaaßregel, ohne 
Nequifition des Militairgerichts, vollſtreckt werden. Juſt⸗Min. R. vom 
8. Dezbr 1810, und 20. Aug. 1814. 


27. Gegen Offiziere darf bei Kontraventionen und Defraudativs 
nen auf Geldbuse und Konfisfation der defraudirten Sache von der 
fompetenten Zirilbehörde erfannt werden. Zu Erkennung auderer 
Strafen find diefe nicht Fompeteut. 


Zur Volſtreckung der vechtäfräftig getvordenen Reſolute muß 
das kompetente Militairgericht vequirirt werden, 


Penſionirte Offiziere find den aktiven gleich zu halten. R. des 
M. des Jun. vom 1. Dezbr. 1827. | 


28. Gegen Unteroffiziere und Soldaten des ftehenden Heeres 
rann jede geleßliche Strafe erkannt, aber von der Polizeibehörde nicht 
gohitrett werden. Das Erkenntniß it dem Kommandeur derjelben 
mitzutheilen, der durch ein Stands oder Kriegsgericht die feſtgeſetzte 
Etrafe in eine Militairftrafe, obne ſich weiter auf die. Straffälligkeit 
einzulaffen, verwandelt und der erfennenden Behörde davon Nachricht 
gibt. ' 
Hat fih ein Unteroffizier oder Soldat aber außer der Kontra 
sention oder Defraudation noch) eines anderen Vergehens fhuldig ges 
macht, dann gebührt dem Militairgerichte die Unterfuchung. 

In Anfehung der nicht zum Soldatenftande gehörenden Militair⸗ 
perfonen treten gleiche Grundſaͤtze ein, je nachdem fie den Rang der 
Offiziere, Unteroffigiere ze. haben. A. ©. O. Anh. 5. 244, 9. Belt, v. 24. 
Septbr. 1812. Geſetzſ. ©. 182. | 


29. Bei der Unterfuchung wider einen Unteroffizier oder ges 
meinen Soldaten fol, zur Erhaltung der Ordnung, ein von dem 
Kommandeur derfelben kommandirter Vorgefegter des Denunziaten 
zugegen fein. Dieſelbe Allerh. Belt. 

Deögleichen bei Vernehmung folcher Perfonen als Zeugen. Bei 
Dffizieren muß zugleich ein Species facti, welched zugleich den Punkt 
anz beftimmt euthalten muß, worüber die Zeugenausſage erforderlich, 
knitgetheilt werdet. Krim. Ordn. $. 352. 355. 
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Auch von jeder Borladung eines Offiziers, Unteroffiziers oder 
Eolaten, in Polizeifontraventionsfachen der Soldaten, muß dem Vor: 
gelegten Nachricht gegeben, oder die Vorladung durch Tegteren bewirkt 
werden... M. R. vom 24. Dezbr. 1835. | | ö 


30. Wegen Polizeifoutraventionen der beurlaubten Unteroffiziere 
und Soldaten von der etatsmäßigen Friedensftärte des ſtehenden Hees 
zes, in Ausübung eines bürgerlichen Gewerbes oder als Dienftboten, 
können Geldftrafen von der fompetenten Polizeibehörde erfannt und 
vollſtreckt werden. Arreftitrafe, oder Umwandlung der Geld: in Ars 
reſtſtrafe muß von Militairgerichten feſtgeſetzt werden, Denen die ges 
fhloffenen Unterfuchungsaften durch die betr. Kommandeure zu übers 
fenden find. Anh. z. A. L. R. $. 121. 


31. Eoldatenfrauen, die fi in der Garnifon ihrer Männer bes 
finden, haben deren Gerichtöftand; diejenigen aber, die davon entfernt 
leben, und Kinder und Dienftboten aller Militairperionen werden we⸗ 
gen Polizeivergehen wie jeder andere Eingefeffene bedandelt, 


32. Ein beurlaubter Eofdat, der nicht in der 2, Klaſſe des 
Soldatenftandes fteht, darf nicht Förperlic gezüchtigt werden. griegs- 
artifel Art. 3., Kr.M. R. vom 24. Febr. und 7. Mai 1825. 4. Verordn. vom 
22, Febr. 1823 und M. R. vom 30, Dejbr. 1826. 


Die körperliche Zuͤchtigung darf aber gegen Soldaten der 2. _ 
Kaffe mit Stockſchlaͤgen, wicht mit Peitfchenhieben, jedoch nie öffent; 
lich geſchehen, uud wird durch den Kapitain oder Kommanderr der 
Kompagnie dem Feldwebel oder Unteroffizier zur Vollziehung aufge⸗ 
tragen. Borged. Befiimmungen und Inftr. für die Infpeft. der Landvehr 
v. 10. Dezbr. 1816. $. 12. (6. K. A. 1817. u. v. d. Heyde Repert. I. ©. 749.) 

Polizeilihe Unterfuchungen gegen Unteroffiz ere und Soldaten 
find Gebühren und Koften frei. A. Kab. O. vom 21. Febr. 1811, Anh. 5, 
A. G. D. $. 260. | 


34. Bon dem Tenor eined jeden Straferfenntniffes muß jeder 
mal gleih nach beftrittener Nechtöfraft, wenn Feine Geldftrafe ets 
kannt ift, dem Kommandeur des betr. Ldw.Bataillons Abfchrift zur 


Nachricht mitgetheilt werden. M. R. vom 30. Dezbr. 1826 und Publ. ter 
Neg. zu Gumbinnen vom 20. Septbr. 1818. 


( Bestimmungen 35. Standeöherren und Mitglieder ihrer Familien 

rücksichtlich der find innerhalb ihres ftandesherrlihen Bezirks, 

Standesherren.) n Nofigeifachen, nur nad) den Angrdnungen der Regie 

rung fich zu richten verpflichtet. A. Verordn. vom 30. 
20. 


Mai 1820. $. 
(Körperliche 36. Unter mäßige Förperliche Züchtigung werden 
Zächtigun- höchſtens 20 Peitſcheuhiebe verſtanden. Publ. der Reg. 
gen.) zu Magdeburg v. 13. Dez 1821. 


Es ijt aber die Perfönfichfeit des zu Beſtrafenden und der Grad 
feiner Bildung zu den Alten’ zu vermerfen, da auch unter Gefinde 
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— 


zuweilen ein höherer Grad von Bildung angetroffen wird, bei welchen 
diefe Gattung der Strafe, wenn dad Gefeß deren Anwendung nicht 
' gerade gebietet, fondern nur geftattet, nicht anwendbar iſt.“ M. 
R. vom 31. Dejbr. 1831. —— | 

| Nur wenn diefe Strafe ausprüdlich durch ein befondered Straf 
geſetz angedrohet if, darf darauf erfannt werden; Reſtr. ver Reg. zu 
Münfter vom 25. Novbr. 1830. 

Jedoch nicht, bei Perfonen weiblichen Geflecht, welche das 10. 
Jahr zurücdgelegt haben Statt derfelben ift auf verhältnißmäßige 
Freiheitsſtrafe zu erfenuen, im den Sällen aber, wo die Strafe blos 
disziplinariſch erfcheint, muß ein anderes zuläffiges Mittel angewendet 
werden. A. K. O. v. 29. März u. M. R. v. 14. Mai 1833 (6. K. A. ©. 474.) 


37. Koͤrperliche Zuͤchtigung erwachſener Weibsperſonen, als Dis⸗ 
ziplinar⸗ und Korrektionsmittel, in Straf⸗ und Beſſerungsanſtalten, 
iſt beibehalten. Die Schaamhaftigkeit darf nicht verletzt werden. Der 
Chirurgus der Anſtalt, Kreisarzt oder Kreiswundarzt hat zu unter- 
ſuchen, ob fie zichtigungsfähig fei? Während und beim Beginn der 
Menftruwation muß die Züchtigung 8 Tage ausgeſetzt werden, nad) 
dem Wechfel der Leibwäfche * die Krankenwaͤrterin demnaͤchſt zu 
unterſuchen, ob dieſer Naturprozeß gänzlich vorüber iſt. Beſtaͤtigt ſich 
ſolches, dann hat die zu züchtigende Perſon, in einem beſondern Zim—⸗ 
mer, im alleinigen Beifein eined Srauenzimmerd, ein paar lange 
leineve Beinkleider anzuziehen, und dann gefchieht die Züchtigung nur 
in Gegenwart derjenigen Perfonen, welche nothwendig zugegen fein 
muͤſſen, mit birfenen Ruthen oder einer dünnen Peitſche auf dem 


Hiutern. A. Kab. D. v. 21. Dezbr. 1833, Zirf.-Reffr. der Reg. i 
23. Jan. 1834, 3 I eff eg. zu Münfter vom 


38. Die Direktion eines Polizeigefängniffes hat unter den ebenge⸗ 
dachten Beftimmungen das Recht, bei groben Widerfeglichfeiten und Berges 
yungen der Arreftaten angemefjene Norbeugungs- u. Korrektionsmaaßre⸗ 
geln, und unter denfelben auch eine mäßige Förperliche Züchtigung beſouders 
dann anzuordnen, wenn verſchärfte Feſſelung oder andere Mittel ent- 
weder nicht zuläffig, oder nicht. hinreichend wirffam, oder für den Ges 
fangenen ſelbſt nachtheiliger fein follten. Nur der Dirigent der Pos 
lizei oder deſſen Stellvertreter hat das Recht, nach zwar fummarifcher 
aber gerechter Unterfuchung der Widerfetlichfeit und des Freveld, die 
Züchtigung zu verfügen. Die Verhältuiffe bei den einzelnen Fällen 
und bejonderd die Nucficht auf die Dringlichkeit derfelben und die 
Nothwendigkeit einer fchleunigen und Fräftigm Vorbeugung der Wis 
derſetzlichkeit und auf die individuelle Etellung des unruhigen, der 
Ordnung widerſtrebenden Gefangenen müſſen hierbei hanprjächlich ers 
wogen werden. M. R. vom 1. Juni 1819. (v. 8. A. S. 438.) 


Es Fa jedoch nur einzelne Säle geben, wo die Erhaltung der 
Nuhe, Ordnung und Disziplin in einem Polizeigefängniffe durchaus 
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auf Feinem andern, ald dem obigen Wege zu erreichen if. Allgemein 
wird den Polizeibehörden daher das Recht zur Verhaͤngung und fofors 
tigen Golirefuug diefer Disziplinarftrafe, ohne Vorbehalt des 
Nefurjes, nicht eingeräumt. M. R. vom 30. April 1833, (v. 8. A.©.474.) 


(Zeugenvernch- 39. geugen fönnen informationis gratia vernommen 
mungen.) werden. M.R. vom 25. Auguft 1820. 


40. Zn den Fällen, wo die Polizeibehörden ohne Vorbehalt des 
Rekurſes au die Juftizs Behörden eine Enticheidung abgeben koͤnnen, 
Tonnen fie die zu dieſem Behuf vernommenen Zeugen vereiden, in al 
len andern Fällen, wo nemlich das Vergeben höher ald mit mäßiger 
Förperlicher Züchtigung, oder mit 14tägiger Einſperrung oder Strafs 
arbeit oder mit 5 Rthlr. Geldftrafe verpönt ift, der wo, wie z. B. 
in Gefindefachen nur vorläufige polizeiliche Entfcheidungen zu erlaffen, 
zu erefutiren find, dagegen aber auf gerichtliche Eutjcheidung provos 
zirt werden kann, haben fich die Polizeibehörden der Vereidung zu 
enthalten, und folche den Juſtizbehörden zu überlaffen. M. R. vom 10. 
Novbr. und Publ. der Reg. zu Magdeburg vom 13. Dezbr. 1821. 


41. Eltern, Kinder und Ehegatten follen zur Ablegung eines 
—— wider Diejenigen, mit welchen fie in einer ſolchen nahen 
Ber — ſtehen, niemals gezwungen werden. A. Ger.D. Tit. X. h. 220. 
im. O. $. 8. y 


42. Bei Vernehmungen der Oberfontrolfeure oder Zollaufſcher 
muß entweder eine Ginigung wegen des Termins oder ein vorberis 
ged Benehmen mit der zunächft vorgefeßten Behörde Statt finden. 
Reffr. der Reg. zu Münfter vom 22. Auguft 1832. 


(Welche Lan- 43. Wenn von eigentlichen fisfalifchen Lnterfu: 
—— bei Hungen (wozu auch die polizeilichen Unterſuchungen 
polizeilichen gehörem, die Rede ift, fo finden nicht die Vorfchriften 


Uotersuchun- 


gen anzawen- der KrimsDrdn,, fondern Diejenigen, welche die A. Ger. 
den.) en Zit. 35. $. 34. sgg. enthält, Anwendung. grim. 
.$.12. 


44. Berfälihung von Legitimationd- Dokumenten, wohin auch 
Reifepäffe, Wanderbücher, Dienftentlafjungsfcheine ze. gehören, gehört 
zur Kompetenz der Gerichte. M. R. vom 2. Auguft 1828. 


(Polizei - Reso- 45. Die Unfähigfeit mancher Kommunal-⸗Polizei⸗ 
hate.) beamten kaun auf die Nechte der Unterthanen überall 

feinen Einfluß haben, fondern nur bewirken, daß diefe 
Stellen mit qualifizirten Individuen befeßt werden. Inſonderheit 
kaun aus diefem Grunde von der Aufnahme der Entfcheidungsgrüunde 
in die StrafsRefolute durchaus nicht abgegangen werden, weil Jeder, 
der verurtheilt wird, befugt ift, die Gründe feiner Verurtheilung und 
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infonderheit das Gefeß, auf welchem letztere gegrüudet it, mithin ein 
mit Gründen verſehenes Erkenntniß zu verlangen, und überdies die 
Ausführung der Gnticheidungsgründe das zwedmäßigite Mittel iſt, 
gründliche und unparteiiſche Unterſuchungen, Bere Dig Entjcheiduns 
gen und Vermeidung der Wilführ zu fichern, fo wie fie daneben den 
Polizeibehörden Gelegenheit gibt, die Gründe ihres Reſoluts, die vor⸗ 
handenen Lofalpolizeigefege uud überhaupt die polizeiliche Anficht des⸗ 
falld der Nekursbehörde und eventualiter dem Richter befannt zu 


machen. M. R. vom 26. Januar 1818. (6. d. Heyde's. Repert. Th ILL. ©. 619, 
Siehe au $. 16. sqq. i 


(Strafen.) 46. Die Uebertretungen der Polizeigefeße ziehen 
die dabei verordneten Strafen auch alsdann nach fich, 


wenn dadurch noch Fein wirklicher Schaden entitanden iſt. a. 2. R. 
II. 20. $. 776. 


47. Iſt aber durch die Uebertretung Jemand an feiner Gefunds 
heit oder an feinem Leben wirklich verlegt worden: fo wird der Ueber⸗ 
treter noch außerdem als einer, der den Schaden aus grober Fahr⸗ 
Läffigfeit zugefügt hat, angefehen. Daf. $. 777. " 

(Siehe diejerhalb $. 5. vorjtehend.) 


Neben einer Gewerbeſteuerſtrafe findet nicht die Beſtrafung der 
zugleich vorgefommenen gewerbepolizeilichen Kontraventionen Etat. 
M. R. v. 7. Novbr. 1822. (v. K. A. 1827. ©. 1018.) Siehe auh Th. III. Tit. V. 


(Bestimmungder 48, Geldftrafen follen gegen unbemittelte Perfos 

Strafen - ih- nen der niedern Volksklaſſe nicht erkannt, und wo fie 

2 ———— geſetzlich beſtimmt ſind, in eine verhältuißmäßige Straf⸗ 

ander.) — * Gefänguißftrafe verwandelt werden. A. 2. 
. I. 20. $. 85. 


49. Wenn das Gefeß dem Richter die Wahl überläßt: ob Geld⸗ 
oder Feibesftrafe verhängt werden fol, fo muß das Nöthige im Er- 
kenutniſſe feſtgeſetzt, niemals aber dem Verbrecher felbit Die Wahl 
überlaffen werden. Daf. $. 86. 


50. Zeitige Gefängnißs ꝛc. Strafe wird in verhaͤltnißmaͤßige | 
Geldbuße verwandelt, wenn die Leibesftrafe an der Perfon des Vers 
brechers nicht vollzogen werden kann. a. a. O. $. 87. 


51. Fünf Thaler Geldbuße werden einer Gefängnißftrafe von 
acht Tagen, der Regel nach, gleich geachtet. (Siehe S. 56.) Daſ. $. 88. 


52. Doc kann der Richter dieſes Verhältniß, nach der befann- 
ten Bejchaffenheit der Vermögendumftände des Verbrechers, auf 10 
bis 40 Thater, für acht Tage Gefüngnißftrafe erhöhen. Daf. $. 89. 
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(Vorläufige Frei: 53, Eine vorläufige Freiſprechung Cabsolutio 
—— — ab instantia) darf beim ſummariſchen Unterfuchungss 
fen) A verfahren der adıniniftrativen Behörden nicht Statt 

finden. M. R. vom 25. Mai und 9. April 1833. 


54 Auch nicht außerordentliche Strafen bei unzulänglicher Bes 
weisführung, weil bei adminiftrativen Unterfuchungen Fein ftreng jus 
ritifcher Beweis erfordert wird, um das Strafgefeb in feinem ganzen 
Umfange anzuwenden; M. MR. vom 9. April 1833. 
vielmehr haben die Polizeibehörden in diefer Dinficht zunachft nach ihrer 
pflichtmäßigen Ueberzeugung zu verfahren, und e8 genügt in geringen 
Polizei- Kontraventionsiachen, wo Feine Provokation auf ges 
richtliches Gehör Statt findet, nah Th. 1. Sit. 13. $. 10, 
zu 4. der A. G. O. eine Thatſache für völlig eriviefen anzunehmen, 
wenn folche auch nur von einem untadelbaften Zeugen vollftäudig 
befundet wird. Die Ausfage eines in Eid und Pflicht ſtehenden Bes 
amten in Sachen, welche fein Amt unmittelbar betreffen, liefert, wenn 
gegen feine Glaubwürdigkeit Feine Einwendungen erregt, oder erweis— 
lich gemacht werden, nad der Feſtſetzung zu 6. a. a. O., fogar in 
allen Zivilfällen, ohne Unterſchied des Objekts, einen vollen Beweis, 


Geſetzlich ift die Beweisfähigkeit eines Offisianten in Sachen feis 
ned Amts im denjenigen PolizeisKontraventions<Fälen, wo ein Des 
nunzianten⸗ Autheil Statt findet, nicht gefhwächt: es laͤßt fich indefs 
fen allerdings nicht verfennen, daß alsdann der uffage defjelben ein 
ſolches Sewicht nicht beizulegen if}, als in den Fällen, wo fein Des 
nunziauten⸗Autheil gewährt wird. Immer aber wird die Angabe des 
Beamten, wenn fie weder widerlegt, noch durch fonftige Umſtaͤnde ent⸗ 
— — mindeſtens der Ausfage eines Privatzeugen gleich zu 

ellen fein. 


Nach dieſer Anficht wird wenigftens in der Polizei⸗Inſtanz über: 
al verfahren. | 


In denjenigen, ohnehin nur felten vorkommenden Polizeikontra⸗ 
sentionsfällen, wo auf eine die Provokation auf gerichtliches Gehör 
sulaffende Etrafe erkanut wird, haben fich die Polizeibehörden nach 
den Borfihriften der A. ©. DO. Tb. 1. Tit. 35. zu richten, welcher 
Titel fi) bei der Frage über einen nicht volftändigen Beweis, im 
$. 75. auf die DVorfchriften des Zivilprozeffes bezieht; der $. 78. be— 
ſtimmt aber Doch, Daß in Akziſe- und Zoll-Sachen die Konfisfation 
der gefundenen Konfrebande oder die doppelte Verfteuerung der als 
verſchwiegen Denunzirten fteuerbaren Waaren, nebſt Verurtheilung in 
die Koſten, fchon alsdann Statt finde, wenn der Denunziat die nicht 
widerfegte oder enffräftete Angabe auch nur eines verpflichteten Ak⸗ 
sie oder Zollbedienten gegen fich habe, 


Die letztgedachte Beſtimmung wird daher Seitens der Polizei⸗ 
behörden auch bei den in Rede ftchenden Polizei» Kontraventionen un: 
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bedbenklich in Anwendung zu bringen fein. MM. R. vom 21. Novbr. 1829. 
(0.8.4. ©. 568.) 

Ueberhaupt aber darf auf eine gelindere, als die gefeßliche Strafe, 
nicht erkannt werden. M. R. vom 6. Novbr. 1830. 


CWillkührliche 55. Bei Uebertretung polizeificher Vorſchriften, 
Strafe.) welche Feine Strafandrohung enthalten, kann auch Feine 
Strafe verfügt werden; wo abet Strafe im Allgemeinen augedroht, 
das Maaß derfelben aber nicht beftimmt ift, da twird in der Negel 
eine willfürliche Strafe eintreten koͤnuen. M. N. v. 15. Septbr. 1833. 


Diefe darf aber das polizeiliche Strafmaaß, ohne daß eine Pros 
vokation auf rechtliches Gehör zuläffig ift, alſo bis 14tägige Haft oder 
5 Thlr. Geldbuße, oder nah Umftanden mäßige Förperliche Züchtis 
gung wicht überfhreiten. M. A. vom 25. Dejbr. 1833. 


(Achttägige G- 56. Unter 8 Tage Gefängnißftrafe wird eine 
füngnissstrafe.) Woche, alfo 7mal 24 Stunden, verftanden. A. K. D.v. 
26. Novbr. 1832, M. R. vom 16. Geptbr, 1833. 


(Vom Schaden ° 57. Mit der Entfcheidung über fireitige Privat 
ersatze.) rechte und Entfchädigungsanfprüche hat die Polizei nichts 
zu thun, daher kann fie Niemanden zum Schadenerfage anhalten, 
M. R. vom 24. Geptbr. 1834. 


(Stempel.) 58. Gtrafrefolute, wornach die Strafe 5 Thlr. 
überfteigt, müflen auf Stempel von 15 Sgr. erlaffen, 
M. R. vom 26. Juni 1822 und 4. April 1823. 
und dem Verurtbeilten in Orig., nicht in vidimirter Abfchrift, zuge⸗ 
ftellt werden, weil leßtere außerdem ftempelpflichtig ift. Reſtr. des Gen. 
Dir, der Steuern vom 22. Aug. 1828, 


(Rekurs.) 59. Wegen bloßer polizeilicher Verfügungen fins 
det Fein Rekurs, wohl aber Beſchwerde au die vorges 
fegte Behörde Statt. M. R. vom 17. Zuli 1832. 


60. Bei Strafrefoluten der Lofalpolizeibehörbden findet ein Ne 
kurs bei der Negierung in 2. Inftanz, nicht aber eine dritte Inſtanz; 
dagegen eine Beichwerde an das Minifterium Statt, die dem Verur— 
theilten zu jeder Zeit offen ftcht. Dies Leptere braucht dem Verur⸗ 
theilten bei der Publikation des Nefolutes der zweiten Zuftanz nicht 
eröffnet zu werben. 

Die Vollſtreckung deſſelben erfolgt vielmehr unmittelbar nach der 
Publikation, in fofern nicht durch Poſtſchein oder fonft glaubhaft nach⸗ 
gewiefen wird, daß eine Beſchwerde an dad Minifterium abgegangen 
iſt, in welchem Falle der Vollſtreckung bis auf weitere Entſcheidung 
defjelben Anftand gegeben werden muß. M. R. vom 16. März 1832. 


Diefe Beſtimmung findet aber auf Zunftpoliseifontraventionen und 
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Inuungöftreitigkeiten, in welcher Hinficht die 3. Inſtanz beftcht, Feine 
Auwendung. M. R. vom 13. Januar 1833. 


(Aufbebungdes 61. Nachdem ein Strafrefolut publisiet it, kann 
Strafresoßnts.) die Aufhebung deffelben nur durch das Minifterium des 
Inuern und der Polizei erfolgen. M. R. v. 11. Dezbr. 1831. 


(Vollstreckung 62. Die Vollſtreckung eines rechtöfräftigen Urtels 

der Resolute.) gehört der Regel nach derjenigen Gerichtsbarkeit, wels 
cher die Unterfuhung und das Erkenntuiß in der Sache 
gebührt. A. 2. R. IL. 17. 8. ı7. 


(Detentions- und 63. Die Polizeiobrigkeit des Orts, wo das Poli- 
Latersuchungs-geivergehen begangen, hat feinen Anfpruch auf Erftats 

— tung von Detentions⸗ und Unterſuchungs⸗Koſten gegen 
die Polizeiobrigfeit des Wohnortd des Webertreterd. Hierdurch wers 
den aber die BVorfehriften wegen Erftattung von Unterjtügungen an 
Arme, fo wie die Koften, welche aus der Detention und den Trand- 
port der Bettler und Vagabunden entfichen, überall nicht berührt. 
M. R. vom 8. Febr. 1832. | | 


64. Arreftgebühren koͤnnen polizeilich beigetrieben werden. 
R. der Reg. zu Münfter vom 19. Febr. 1833. 


(Denunzianten- 65. Denunziantenantheile von der Geldbuße Fön 
antheile.) nen in allen den Fällen nur gefordert werden, von dem, 
welcher durch feine Wachfamkeit und Anzeige die Ent _ 
dedung und Beitrafung des Schuldigen befördert. Verordn. v. 16. März 
1813, (v. Kamp Jahrb. UI. ©. 5.) — 


66. Solchenfalls aber gebührt er ſowohl den angeſtellten Offi⸗ 
ziauten, M. Reſkr. vom 2. Febr. 1811, (Mathis XL ©. 113.) 
als auch andern Privatperfonen; Ebend. 
in fofern nicht ein Anderes — wie 3. B. bei Gewerbefteueritrafen 
(M. Reftr. vom 22. Geptbr. 1823 und vom 29. Geptbr 1824), wo nur Be; 
amte genannt find, — beſtimmt iftz jedoch überall nur dann, wenn 
in den befr. Strafverordnungen ein Denunziantenantheil bewilligt ift. 
In diefen Fällen ift im Refolut die betr. Verordnung mit anzuführen, 
M. R. vom 18. Novbr. 1826. n. | 
Wo für Polizeibeamte Denungiantenantheile feitgefegt find, ge 
bühren folche auch den Gendarınen, M. R. vom 12. Mai 1823. 


‚67. Das Kgl. Finanzminifterium hat ſich bei einer Gelegenheit 
— daß es der Stellung der Beamten unangemeſſen fei, Per⸗ 
nen, die gewifler Vergebungen verdächtig find, durch Verleitung zu 
einzelnen Handlungen zur Ueberführung bringen zu wollen; und es 
gemißbilligt, daß en durch Verfleidung u. f. w. folchen Zweck 
haben erreichen wollen, weshalb in einer Kontraventiousfüche, wobei 
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dies geſchehen, der Denunziautenautheil verworfen it. Reſkr. der Reg. 


zu Diünfter vom 13. Juni 1826. 


68. Die Fälle, wo fi Denunziantenautheile billigen laſſen, 
find nach Zirk. Verf. der Reg. zu Münfter v. 28. April 1832: 


1) Eteuer-Rontraventionen; Gef. ©. 18%, ©. 31. 


2) Maaßs und Gewichtvergehen; Gef. ©. 18%. ©. 79. u. A. K. D. 
vom 25. Mai 1830. 


3) Stempelftcafen; Gefeß vom 7. März 1822, $. 33. 
4. Gewerbepolizeivergehen; Haufir-Regul. vom 28. April 1824. $. 30. 
5. Verbotwidriges Verkaufen des Salzes; Verordn. des Dberpr. von 
Meftfalen vom 13. Janr. 1830. $. 13. 
6) Jagdpolizei⸗Kontraventionen; 
7) Hazard⸗Spiele; Edikt von 1787. 
8) Chauſſeepolizeivergehen; Tarif vom 28. April 1828. 
9) Kontraventionen gegen die Geftudeorduung; 
10) Unterlaffene Fremdenanmeldung; 
11) Lokalpolizei⸗Koutraventionen; (Straßen-Drdnung). 
12) Hütungsfrevel; | 


13) Unterlaſſene —— der Bodenluken und Brunnen; 
Verordn. des Oberpr. v. Weitfalen vom 31. Mai 1825. 
14 Feuergefährlihe Handlungen, Tabakrauchen; Gef.-©. 1816, 
©. 1. Allerh. Dekl. vom 31. Aug. 1815. i 
(Siehe auch die einzelnen Polizeiftrafgefege unter den betr. Tit.) 


(Verlust eines 69. Hat fi) Jemand, der fich eined Vergehens 
Denunzianten- gegen ſolche Strafgeſetze, welche dem Denunzianten eis 
antheils.) nen Antheil an dem Konfisfate oder ander Geldftrafe 

zufprechen, ſchuldig gemacht hat, mit dem Denunzianten wegen Des 
diefem gebührenden Autheils auf eine geringere Summe verglichen, 
fo ift Fisfus berechtigt, dasjenige, was dem Denunziaten an der 
verwirkten Strafe erlaffen ift, für fich einzuziehen. Entſcheid. der Ge- 
feg:Kom, vom 7. Juli 1798, (Stengel, Bd. 7. ©. 13.) 


(Exekutionen.) 70. Den Polizeibehörden fteht die Befugniß zu, 

die Miethen eines Hanfes in Beſchlag zu nehmen, Doc) 
müfjen fie die in der A. G.O. 1.24. $.48. sqq. vorgefchriebenen Grade 
der Erefution beobachten. %) Die 6. 110. gedachte Befchlagnahme 
der Einkünfte von Mobilien ift nemlich erft daun zuläffig, wenn die 


$. 48 — 109. vorgefchriebenen Grade vergeblich verfucht find. M. R. 
vom 9. Geptbr. 1823. 


*) Die vorgedachten Grade der Erefution And dur das Gefep vom 4. März 
“1834, 6.11, Geſetzſ. S, 34. aufgehoben , daher alfo im angeführten Kalle nad 
diefem Gefege zu verfahren ift. 


Polizeigerichtsburfeit. 31 


71. Bei allen mifitairifchen Erefutions- Kommandos, die nur 
anf böbere Requifition fratt finden, hat der Erequendus zu zahlen: 
jedem Gemeinen tägfih 5 Sgr., dem Unter-Of. 7%, Sgr., welche 
Gebühren von 3 zu 3 Tagen verdoppelt werden. Auf Verlangen 
muß er dem Kommando auch freie Koft, fo wie er fie ſelbſt genießt, 
gegen einen Abzug von 1. Sgr. 3 Pf. für jeden, gewähren. Kann 
diefe freie Verpflegung nicht gewährt werden, dann werden Die Eres 
Futionsgebühren um 3 Sgr. 9 Pf. per Man täglich erhoͤhet. Der 
Eubalterns Offizier erhält täglich 2 Thlr., bei höherem Grade wird 
der doppelte Betrag gezahlt. Neffe. d. Kgl. Gen.-Direktor. vom 1. Marz 
1204, des Allg. Kr. Dept. 1. März 1812, des Hr. M. vom 24. Juli 1821. 

Für den Hin⸗ und Rückmarſch erhält der Fommandirende Offi⸗ 
sier 10 Sgr. für die Meile, Unteroffiziere und Gemeine 5 Sgr. 
Die Erefutionsgebühren werden vom Tage des Eintreffens bei dem 
Erequendus an — R. des M. d. J., der Fin. u. d. Kriegs. v. 22. 
Dezbr. 1819 u. d. Hr. M. v. 22. Januar 1820. 


72. 68 iſt nicht die Veſtinunung ber Polizei, die Erekutions⸗ 
mittel des Magiſtrats oder einer andern Behörde zu verftärfen, wenn 
nicht Störungen der öffentlichen Ruhe zu befeitigen und zu verhüten 
find, und wenn nicht zugleich die Unterftügung ber Gendarmerie ges 
fordert werden Fönnte. «$. 13 der Verordn. vom 20. Dejbr. 1820) M. R 
vom 15. Septbr. 1834. | 


— der von Privaten vorzunehmenden Pfändungen ſiehe Tit. V. Kap. 2. 
ihn. 2. 


( Verwendung 73. Ortsarmenkaſſen baben auf Polizeiftrafen, di 

ee ihnen nicht Durch das Straf⸗Geſetz —— — 

be wieſen worden, keinen Auſpruch, und die entgegenſte⸗ 
heuden früheren Beſtimmungen find nicht mehr anwendbar. 


ESolche Polizeiftrafgelder gebühren viefmehr dein Inhaber der Po⸗ 
lizeijurisdiktion. M. R. vom 29. Zuli 1833. 

Es kann hierbei feinen Unterfchied machen, ob gegen ein Kants 
despolizeigefeß Fontravenirt worden, und es ift eben fo wenig eine 
Anderung zu bewirfen, wenn auch das Strafrefolut von dem Lands 
rathe oder einem Gerichte, oder der Regierung feitgefeßt, oder in 
der Rekursinſtanz von der oberen Bchörde eine Leibesftrafe fubitis 
tuirt worden if. M. R. vom 9. Juli 1828. 


Wenn aber der Inhaber einer Natrimonialgerichtöbarfeit ſelbſt 
eine Polizeifontravention begeht, fo tritt nach $. 143, Til, 2, Th. 1. 
der A. ©. D. ein außerordentlicher Gerichtäftand ein.  M, R. vom 
6. Dezbr. 1828. 


(Bestechung der 74. Die SS. 369—370 des A. ER. 11. 20. has 
nanz -Offizian. DEN swar die Beftrafung der verfuchten Beitechung der 
ten.) Gerichtöperfonen feftgeftellt, wegen der Beftechung der 

Finanz⸗ und Polizeioffiziauten if aber verorduet: 


32 1. Tit. 1. 


daß Diejenigen, welche es verfuchen, Finanz⸗ und Polizeioffizians 
ten durch Gefchenfe zu beftechen, oder zu einer pflichtwidrigen 
Geneigtheit zu verleiten, außer der Konfisfation des Geſchenks, 
um den vierfachen Betrag des Angebotenen oder Gegebenen auf 
gleiche Art wie diejenigen fisfalifch beftraft werden follen, welche 
einen Juſtizbedienten beftechen wollen. J 


Gleichmäßig ſoll, wenn dad Anmuthen zur Durchſetzung einer be⸗ 
ſtimmten Angelegenheit geſchieht, der Anbietende eben fo viel an 
Etrafe erlegen, ald der Vortheil betragen haben würde, den er das 
durch hat erlangen können oder wollen, und wenn fi der angebotene 
oder beabfichtigte Vortheil nicht im Gelde fchägen läßt, fo * eine 
verhältnißinäßige Gefängnißſtrafe Statt finden. Ju Auſehung der 
Atziſe- und Zolloffizianken verbleibt es nach Vorſchrift des Edikts 
vom 26. März 1787. 8. 24. dabei, daß diejenigen, welche denfelbeu 
Geſcheuke, Douceurd oder Erinfgelder anbieten oder geben, fo viel 
Thaler Strafe zur Armenfafje bezahlen follen, als fie Groſchen anges 
boten oder gegeben haben, und daß, wenn der Antrag ungewiß ift, 
eine Geldſtrafe von 10 Rthlr. erlegt werden fol. Allerh. Verordn. v. 
27. März 1801 (Repert. v. d. Heyde 11T. ©. 631.) 


(Verhältniss der 75. Die Polizeibehörde ift berechtigt, nur münd- 
iger Lich Anzeige von einem -Vorfalle, der zu einer Uns 
| a von ferfuchung Anlaß gibt, bei der Juftizbehörde machen 


Verbrechen). zu laffen, und diefe muß über eine folche Anzeige ein 


Protofoll aufnehmen. M. R. vom 27. März 1813. (v. 8. 
A. Bd. 2. ©. 6 u. 7.) 


76, Die Beſtimmung der Polizeiverwaltung ift, ein Verbrechen 
nicht allein zu verhüten, fondern ein begangenes Verbrechen auch zu 
ermitteln und die Spuren Deffelben zu verfolgen. Der Zuftiz fehlen 
größtentheils Die Mittel, die noch überall nicht, oder nur noch in 
ſchwachem Grade vorhanden, Spuren eined begangenen Verbrechens 
zu ‚ermitteln oder näher aufzuflären, und dem Damnififaten kann der 
damit verbundene Zeit und Koftenaufwand ſchon deßhalb nicht zuges - 
muthet werden, weil theil3 ihm dazu die Mittel ganz fehlen, theils 
aber die Ausmittelung des begangenen Verbrechend Sache des Staats 
iſt. Deßhalb ift die Polizei vorzüglich und ganz eigentlich dazu. bes 
ftimmt, die Spuren der begangenen Verbrechen auszumitteln, zu vers 
folgen und bis zu der Stärke zu führen, daß die Funktionen der Kris 
minafjuftiz eintreten, und daher die Sache von der Polizei an letztere 
abgegeben werden kann. Da die Polizei diefe Pflicht ex oficio und 
auch ohne alle Anzeige des Damnififaten erfüllen muß, fo kaun Ich» 
terer mit Recht erwarten, daß fie, wenn er das bei ihm begangene 
Verbrechen zu ihrer Kenntniß gebracht hat, die weiter erforderlichen 
Maafregeln von Amtöwegen und ohne feine fernere Mitwirkung, 
infofern fle felbit folche nicht verlangen follte, mit Eruſt uud Kraft 
fih angelegen fein laſſe; aus eben dem Grunde kommt es hierbei 
auch überall nicht darauf an, ob der Damnififat das bei ihm began - 
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gene Verbrechen fchriftlich oder diefem oder jenem Poltzeibeamten ans 
gezeigt hat, und muß daher die Anzeige beim Stadt-Syndifus dann 
um fo mehr für genügend gehalten werden, wenn derjelbe. infonders 
heit mit Verwaltung der Polizei, und befonders der Eicherheitd-Po- 
lizei, beauftragt ift. Eben fo ungegründet ift der, über die Berech- 
tigung der Polizei, zum Zwec der Ausinittefung eines Verbrechens 
oder des Verbrecherd eine Hausſuchung anzuordnen, erregte Zweifel. 
Wem die zu einer Hausfuhung überhaupt notwendigen Erforderniffe 
vorhanden find, fo tft die Polizeibehörde, unter Beobachtung der ges 
hörigen Form, innerhalb der Grenzen ihrer Funktionen dazu nicht 
minder berechtigt, wie die Zuftisbehörden in ihrem Wirkungskreiſe. 
Die 66. 11 — 13 des Allg. Landrechts Eh. 2 Tit. 17. ſtehen dies 
fem nicht nur nicht entgegen, fondern betätigen dies vielmehr, indem 
fie der Polizei die erſte Unterfuchung begangener Verbrechen über- 
tragen, zu derfelben aber die Hausfuchung mit gehört. M, N. vom 
21. Suni 1817. (v. d. Heyde III. ©. 620.) 


(Von Verhaf- 77. Bei Verbaftungen muß der Polizeibeamte mit 
en) a der größten DVorficht zu Werke gehen. Die perfön- 
NE har. liche Freiheit des Menfchen ift als ein Heiligthum zu 
tungen State Achten. Nur beftimmte Befehle der oberen Verwal 
finden dürfen. tungsbchörden, Nequifitionen Fompetenter inländijcher 
Gerichte, öffentlich erlaffene Steckbriefe inländifcher Be- 

hörden koͤnnen die Verhaftung einer Perfon rechtfertigen. 


Nequifitionen ausländifcher Behörden zur Verhaftung und 
Auslieferung eined Individuums müffen, falld nicht beftunmte Ver: 
vrönmmgen die Folgeleiftung derfelben verfügen, der vorgefeßten Ber 
börde zur näheren Beurtbeilung vorgelegt werden; bei ausländifchen 
Verbrechern aber muß, der inneren Sicherheit wegen, die Vers 
ſicherung Der Perfon, allenfalls durch Arreftation erfolgen, nachdem 
die Identität der Perfon feitgejtellt worden; Arreftat darf aber nicht 
ausgeliefert, muß vielmehr dem inlandiſchen Gerichte, in deſſen Ber 
sirk die Verhaftnahme erfolgt ift, Cald dem For, depreh,) zur Ent 
Scheidung der Frage: „ob die Auslieferung Statt finden dürfe?“ 


überwiefen werden. Krim. D. $. 66. Nr. 2 und M. R. v. 29. Mai 1827. 


In andern Fällen müflen beftimmte Shatumftände vor 
liegen, die es erweifen, daß derjenige, welcher verhaftet werden fol, 
wirffich den Willen und die Abficht gehabt hat, ein Ver- 
brechen zu hegehen, das mur durch feine. Gefangennehmung verhütet 
werden Fang, oder, falls die mit harter Leibeds oder Lebensitrafe zu 
ahndende That vollendet; oder, bei der Unterfuchung ein ftarfer Ver: 
dacht auf ihm gefallen; oder, wenn bei geringeren Verbrechen von 
ihm zu erwarten iſt, daß er ſich der ferneren Unterfuchung durch 
die Flucht entziehen möchte; in allen diefen Fällen’ ift die Ärreſta— 
tion gerechtfertigt. 


Die Verhaftung fett alfo biernach die Wahrfcheinlichfeit des 
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Verbrechens voraus, und der Grund einer jeden Juhaftirung iſt Die 
Furcht, daß der Angeſchuldigte fich der Strafe entzieben möchte. Wo 
alfo diefe Furcht nicht vorhanden ift, da findet auch Feine Gefangen 
nehmung Statt. 

Jedoch muß auch in befonderen Fällen außer diefer Furcht 4. 
9. bei einem Tumulte, Auflaufe, (eonf. dieferhalb $. 1. sqq. Th. 1. 
zit. VI. Ray, 1.) thätlibe Widerfeßung gegen die Obrigkeit, uud über- 
haupt bei allen Vorfällen, wo die Ruhe und Sicherheit des Pubtis 
kums, oder einzelner Perfonen in Gefahr ift, ummittelbar zur Haft 
gefchritten werden, Auch findet felbige wegen bloßer außgeftoßener 
gefährlichen Drobungen gegen Gemeinden, Korporationen und eins 
zelne Perfonen Statt. Paalzow ad $. 206. 207. der Krim. D, 


Diebe, Betrüger und ähnliche Verbrecher werden in der Negel 
cd. h. wenn fie nicht angefeffen und der Flucht verdächtig find, ) je— 
derzeit verhaftet, andere Verbrecher in der Regel nur, wenn die 
Strafe, welche fie zu ertwarten haben, wahrfcheinlich einjährige Eins 
fperrung überfleigt. Nr. ©. $. 218. 


‘(Verfahren bei 77. Bon allen bei ber Polizei Angeftellten kann 
Verbaftungen.) nur der Polizeidirigent oder deſſen Stellvertreter die 
Arretirung einer Perfon verfügen. Er muß hierzu, eine beftimmte 
Ordre ertheilen, auch zugleich weun ſolche ex officio erfolgt, eine 
Furze Negiftratur über die Veraulaſſung der Verhaftung aufnehmen. 


Bevor der Arretirte ins Gefängmiß geführt wird, muß ihm die 
Veranlaffung feiner Verhaftung zu Protokoll eröffnet und er vers 
nommen werden, was er zu feiner augenblilichen Vertheidigung aus 
zuführen bat. 

Die Erhaltung und Aufbewahrung der Kleidungsftücde und au 
derer Effekten der arretirten Judividuen darf nicht vernachläßigt wer⸗ 
den, weshalb gleich nach gefchehener Verhaftung mit der Inventur 
der Effekten, worüber ein befonderes Protokoll aufzunehmen ift, vers 
fahren werden muß. 

In fofern die Verhaftung nicht blos Strafe, fondern der Vers 
fiherung feiner Perfon wegen veranlaßt ift, wird zugleich unterfucht, 
ob nicht Kaution oder polizeiliche Aufficht eine gleiche Gicherheit 
gebe. — Iſt dies der Fall, dann muß der Verhaftete nah — in 
rechtlicher Form — beftellter Kaution oder nach verfügter fpezieller 
Anfficht feine Freiheit wieder erhalten; überall aber, e8 mag nun 
wirkliche Verhaftung oder polizeiliche Obfervation eintreten, ein volls 
ſtändiges Siguafement aufgenommen und zu den Aften gebracht 
werden, 

Findet fi ein exekutiver Polizeioffiziant veranlaßt, ohne Ber 
fiimmte Ordre des Dirigenten zur Arretirung zu ſchreiten, fo darf 
diejer den Arrerirten nicht fofort ind Gefängniß, fondern muß ihn 
erſt zum Polizeidirigenten führen, der verpflichtet ift, die Veranlaf 
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fung und Notbwendigfeit der Arretirung zu unterfuchen, ein Proto⸗ 
Toll aufzunehmen und darauf über den Arretirten zu verfügen, was 
die öffentliche Sicherheit gebeut. 

Polizeiskontravenienten, welche zur Nachtzeit ergriffen werden, 
müffen, wenn fie e8 verlangen, zum Poltzei-Dirigenten geführt, oder 
die Nacht über in einem Wachtzimmer unter Aufficht behalten und 
am folgenden Morgen dem Dirigenten vorgeführt werden, welder, 
wie vorhin gefagt, zu verfahren hat. 

Der Verhaftete tritt. durch die Verhaftung felbft in den ganz 
ſpeziellen Schuß der Polizei, welche daher nicht dulden darf, daß ir 
gend eine Art von Mißhandlung vorfült. Kommunikation mit Ans 
dern darf ihm -aber ohne befoudere Erlaubniß des Polizeidirigenten 
nicht geftattet werden. 


Die polizeiliche Unterfuhung muß ganz vorzüglich befchleunigt 


werden. Zirk. Verordn. des Pol. Diinift. v. 12. Aug. 1815. (v. d. Heyde Re⸗ 
pert. TIL ©. 641.) - 


Tit. II 
Polizei - Unter - Offizianten, 


(Einleitung.) Bei den vielen und mannigfachen Gefchäften der 

Eofalpolizeibehörden Fönnen diefe in eigener Perfon uns 
möglich die alleinige Aufficht auf firenge Ausführung aller polizeis 
lichen Anordnungen führen, um fo weniger ald fie mehrentheils am 
Schreibtiſche wie gefeffelt find. Es find daher Offizianten angeftellt, 
welchen die Erhaltung der öffentlichen Sicherheit, Ruhe und Orb: 
nung unter ihrer Leitung mit obliegt. — In diefer Beziehung bes 
dient fich Die Polizeiobrigkfeit der Gendarmen, Polizei⸗Sergeanten, Pos 
lizeidiener, Nachtwächter u. f. w., auch wohl befonderer Nachtwachen 
und Nachtpatroniffen. 


Kap. 1. Gendarmerie, 


4. Die Gendarmerie ift im Preuß. Staate in Folge der AL 
lerh. Verordu. v. 30. Desbr. 1820. (Geſetzſ. 1821, ©. 1.) anderweitig, 
und zwar in Hüdficht auf Oekonomie, Disziplin und übrige innere 
Verfaſſung militairifch organifirt. Die Gendarmen ftehen in diefer 
Beziehung unter Militair-Vorgefeßten, in Anfehung ihrer Dienitlei- 
Bus und Wirkſamkeit aber, unter den betr. Zivib Behörden, 
a. a. O. 5. 2. 


(Gerichtsstand.) 2. Die Gendarmerie hat den Gerichtäftand des 

ftehenden Heered. Auch die Dienftbehörde des Gens 
darmen, der Landrath oder die betr. Lofalpolizeibehörde, ift befugt, ' 
ihn wegen eined Dienſt⸗ oder andern Vergehens zur vorläufigen Uns 
terfuchung zu ziehen, auch nach Befinden arretiren zu laffen, dem⸗ 


— 
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nächst aber verbunden, die Akten dem vorgefekten Gendarmerie⸗Kom⸗ 
mandeur, zum weitern Verfahren, zu überfenden. Der Ausfall muß 
der Dienftbehörde gemeldet werden. In Anfehung der Jurisdiftion 
nnd Strafgewalt finden die Vorfchriften für das ftehende Heer auch 
auf die Gendarmerie Anwendung. a. a. O. 5.11. 


Da, wo Fein Militairgericht am Stationsorte des Gendarmen 
ift, find die Zivilgerichte angewieſen, fih der Unterfuchung wegen 
Dienfts und gemeiner Vergehen wider Gendarmen zu unterziehen. 
SuM. R. v. 22. Febr 1822. (v. Kamptz Zahrb. Bd. 19. E. 200.) 

Auch Kgl. Gouverneure und Kommandanten koͤnnen gleich den 
Zivildienftbehörden den Gendarmen Verweiſe ertheilen. sr. M. R. 
vom 24. April 1822. 


. (Bestimmung u. 3. Die-Gendarmerie ift im Allgemeinen beſtimmt, 
Dienstleistung die Polizeibehbörden in Erhaltung der öffentlichen Nube, 
—— Sicherheit und Ordnung im Qunern des Staats und 

in Handhabung der deshalb beſtehenden Geſetze und 
Anordnungen zu unterflügen. Ihr liegt daher als ordentliche Dienft- 
leiſtung, mithin ohne befondere Requifition und Anweifung, 
ob: 


J. im Allgemeinen: 
auf die Befolgung der vorgedachten Geſetze und Anordnuugen 
zu wachen; die wahrgenommenen Hindermiſſe dieſer Befolgung, 
fo wie die dagegen uuternommenen Handlungen und. deren Thaͤ— 
ter zu ermitteln, und folche den betr. Behörden anzuzeigen; 

II. infonderheit: 

4) zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit, 
allen Auflauf, Zufammenrottirung und Tumult zu verhindern 
und zu unterdrüden, Den Verbrecher wider die öffentliche Si⸗ 
cherheit oder wider die Perfonen und das Eigenthum der Eins ' 
zelnen durch zeitige Dazwiſchenkunft zuvorzufonmen, wenn folche 
aber bereit3 begangen, fie durch Nachfrage und Sammlung der 
Anzeigen zu ermitteln, die Verbrecher felbft zu entdeden, und 
fie, imgleichen der Flucht verdächtige Kontravenienten zu verfol⸗ 

en, anzubalten, und der Behörde zu überliefern, auf Vaga—⸗ 
unden und andere, ed feien durch Steckbriefe verfolgte, oder fonft 
unfichere und verdächtige Perfonen ‚und auf deren Beichäftiguns 
gen und Verbindungen ein wachſames Auge zu haben, und zu 
dem Ende fowohl in dem angewiefenen Dijtriften fortgefebt fleis 
Big zu patrouilliren und während diefer Patrouiffen zugleich auf 
alle fonft noch für die öffentliche und Privarficherheit erheblichen 
Derfonen und Gegenftäude unausgefeßt aufmerkſam zu fein und 
- darüber die genaueften Erkundigungen uud Nachforfchungen aus 
zuftellen, ald auch die Gafthöfe und Krüge zu beobachten und 
zu vifitiren, in dem geſetzlich zuläfigen Fällen die Päſſe der Reis 
fenden zu prüfen, uud verdächtige Perfonen auzuhalten; 
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2) auf öffentlichen Straßen, Pläben, Meſſen, Jahrmärkten, bei 
Bolfszufammenkünften, Keitlichfeiten und Luftbarfeiten, in den 
Gaſt⸗ und übrigen öffentlichen Häufern und Dertern, bei Feu- 
ers⸗, Waſſers⸗, und überhaupt bei jeder gemeinen Gefahr, fo 
wie bei beforglichen oder entjtandenen Schlägereien und Zufamzs 
menläufen, Ruhe, Ordirung und Sicherheit als bewaffnete Macht 
zu erhalten oder wiederberzuftellen, Erzefien und Unordnungen 

. . vorzubeugen, und die Anftifter derfelben, fo wie andere Fresfer 

und Widerfpänftige anzuhalten und an die Behörde abzuliefern; 

auf Die Befolgung der Vorjchriften zu wachen, die zur Verhins 
derung von Unglüdsfällen und Beſchädigungen; infonderheit zur 

Verhütung dee. von anftedenden Krankheiten, Feuer, Wafler, 

bösartigen Thieren, unvorfichtigen Handlungen, Rachläffigfeis 

ten, giftigen oder fonft fchädlichen Gegenftänden oder anderweis 
tig zu bejorgenden Gefahr erlaffen find, auch die dabei wahrges 
uommenen Kontraventionen, Bernachläffigungen und Mängel 
zur Kenntniß der vorgefegten Behörde zu bringen; 


auf die Erhaltung der öffentlichen Straßen und Wege, Allen, 
Kanäle, Brüden, Scleufen, Mauern, Zäune, Statuen und 
überhaupt aller öffentlichen Anlagen zu achten und die dabei 
befundenen, der Sicherheit nachtheiligen Mängel, fo wie die 
muthwilligen Befchädigungen derfelben und deren Thäter der 
geeigneten Behörde anzuzeigen ; 


5) Verbrecher und Bagabunden in Gemäßheit der deshalb beftchen- 
den Vorſchriften zu transportiren und deren Transport zu decken; 
(Siehe dieferhalb auch nachſtehende minifterielle Erläuterungen.) - 

6) die im Verrichtung ihrer Dienftobliegenheiten bemerften Zoll, 
Steuer: und Poftdefraudationen, — Wald⸗ und Jagd⸗ 
frevel zur Kenntniß der Behoͤrde zu bringen, und nach Umſtaͤn⸗ 
den die Kontravenienten anzuhalten; 


7) —— aufzugreifen und an die nächfte Garniſon abzu⸗ 
iefern. 


Dagegen follen die Gendarmen zur bloßen Beförderung von Vers 
fügungen und Kurrenden der Zivilbehörden, zu Botens und andern 
ähnlichen Dienften nicht, und nur im folchen einzelnen Fällen ges 
braucht werden Fönnen, da folched gelegentlich neben ihren andern 
— ohne Nachtheil fuͤr dieſelben geſchehen kaun. alleg. 

erord, $. 12. 


Die Verbindlichfeit der Kommünen zu Transportdienften und die 
darauf gegründete Verfaſſung des Transportweſens ift durch vorftes 
bende Beftimmung (Mro. 5.) keineswegs aufgehoben, und liegt daher 
der auf den Transportftationen sertheilten Gendarmerie nicht ob, 
unbedeutende Verbrecher und Vagabunden felbit zu trausportiren; 
fie iſt vielmehr nur beftimmt, theild die Transporte erheblicher und 
gefährlicher Verbrecher oder zahlreicher unerheblicher — und 


3 
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4 


— 
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Bagabunden, oder, wenn andere Umftände eine mifitairifche Deckung 
de8 Transports erheifchen, letztere zu gewähren, theild aber den 
Kommunaltransport mit anzuordnen, den Dabei zu beforgenden Uns 
regelmäßigfeiten vorzubeugen und die bereits eingerifjenen abzuftel- 
fen. — Die auf Transportftationen vertheilten Gendarmen find zwar 
zur Mitwirkung zu den Transporten bauptfächlich beſtimmt, fie find 
aber, foweit ihre Zeit dadurch micht ganz in Anfpruch genommen 
wird, auch zu den übrigen Dienften der Gendarmerie zweckmaͤßig mi 
zu verwenden. M. R. vom 27. Juli 1821 (0. 8. A. ©. 657.) 

Transportketten find der Gendarmerie aus polizeilichem Dispo⸗ 
fitionsfonds geliefert, wogegen fie Inventarienſtücke des Juſtituts und 
auf der Station zurücbleiben. M. R. vom 19. Mai 1821, Reſkr. der 
Reg. zu Münfter vom 24. Aug. 1829. Siehe übrigens auch $. 19. 


4. Der Gendarmerie liegt ob, nöthigenfalls: 


a. die Poften, den Transport öffentlicher Gelder oder anderer Ges 
genftände und die Fortſchaffung von Pulvervorräthen und aus 
dere eine befondere Vorficht erfordernden und bei deren Vers 
nachläßigung gefährlichen Gegenftänden zu deden; 

b. den verwaltenden und Juſtizbehörden zur Unterftüßung und Ei- 
cherung der Exekutiouen in denjenigen Fällen, als bewaffnete 
Macht zu dienen, im welchen Widerfeglichfeit zu beforgen ift, 
oder font Mititair-Erefution eintreten würde, und 

c bei Ernppenmärfchen die Nachzügler und Erzedenten anzuhal⸗ 
ten und an ihre Korps abzulieferm. alleg. Verordn. $. 11. 


Die Gendarmerie ift alfo nach vorftehender Beftimmung Lit. b, 
wicht eigentlich zur Vollſtreckung fondern nur zur Unterftüts 
zung und Sicherung der Erekutionen beftimmt, 

Diefe Dienftverrichtung gehört zu den ordentlichen Dienftoblies 
geubeiten der Gendarmerie, wofür fie Feine Gebühren in Aufpruch 
nehmen kaun. Müffen aber von dem oder diejenigen, wogegen 
Erekution Statt findet, befondere Gebühren für folche Unterftüßung 
eingezogen werden, dann find fie bei der Staats-Kaffe zu verein: 
nahmen. M. R. vom 17. Febr. 1823. 


5. Sedermann ift fchuldig, mit Vorbehalt der nachher zu füh— 
renden Beſchwerde, den Anforderungen und Anordnungen der Gens 
darmen fofort unbedingte Folge zu Feiften, und. fleht jeder Gendar- 
me, der im Dienfte ift, in Beziehung auf Unverlegbarkeit, Widerſetz⸗ 
lichkeit und Beleidigungen, namentlich auch zu Militairperſonen jeden 
Grades, in dem Verhältuiffe des Fommandirten  Militaird und der 
Schildwachen, uud it uach näherer Anleitung der Dienftinftrauftion 
$. 28. befugt, fih feiner Waffen zu bedienen, 

In Nücficht des Öffentlichen Glaubens ihrer amtlichen Anzeis 
gen und Berichte hat die Gendarmerie die Rechte der übrigen öffents 
lichen Beamten. alleg. Verordn. $. 14. 
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6. Jeder, auch jede Behörde iſt rt anf Brfordern und 
Nequiſition die Gendarmerie in ihrem Dienjte, gu unterftüßen und 
Hülfe zu leiſten. Auch Gaftwirthe u. f. w. müſſen ihe die Mitthei⸗ 
lungen machen, die ihren Dienft erleichtert, — Steckbriefe müffen ihr 
fofort mitgetheilt werden. Daf. $. 15. 


7. Zur Erhaltung der militairifhen Disziplin und in Nücficht 
der Montirung, Pferde und Waffen u. ſ. w. haben die militairiſchen 
Vorgeſetzten die Gendarmen zu muftern. Wegen der übrigen Dienft- 
obliegenheiten, Bübrung u. f. w. haben fie von den Dienſtbehörden 
Auskunft einzuziehen, Mängel abzuftellen und Bemerkungen diefer Bes 
hoͤrden zu berücichtigen. 

Wenn ein Gendarme zu einer ihn aus feinen Dienftverrichtuns. 
gen entfernenden Unterfuchung oder Strafe gezogen werden foll, fo 
muß der Mititairvorgefegte wegen deſſen Erſetzung Ruͤckſprache mit 
der Dienftbehörde und auf deren Erklaͤrung Nüdficht nehmen, Daſ. 
$. 16. F 


8. Die Gendarmerie fteht in ihren Dienftobliegenheiten, in Bes 
ziehung auf deren Anordnungen und Ausführung lediglich unter der 
Dienftbehörde, der fie zugetheilt ift, (Landrat, Ortspofizeibehörde). 
Diefer fteht zu, den Gendarmen unmittelbar mit Anweifung zu vers 
feben, zu leiten, ihn, wo er gefehlt hat, zu belehren und zurecht zu 
weifen, und darauf zu halten, daß der betr. Gendarme mit feinen 
Pflichten immer befannter werde, und letzterer ift fhuldig, den Ans 
weifungen diefer Behörde unbedingte Folge zu leiſten. 

Militairvorgefebten dürfen die den Zivilbehörden überwiefenen 
Gendarmen nicht anders, ald wenn bei den Dienftleiftungen felbft ein 
Dffizier. Das Kommando führt, deren Amtsverrichtungen leiten; fie 
haben aber im Allgemeinen die Dienftführung zu kontrolliren. 

Die Zividienftbehörde hat zwar auch felbft bei bloßen Diszipli⸗ 
narvergehungen Fein Strafrecht über die Gendarmen, wohl aber die 
Befugniß, wenn Zurechtweifungen nicht gefruchtet haben, oder bei 
Ungehorfam oder Verlegung der ihr fchuldigen Achtung und Folgſam⸗ 
feit, zur Disziplinar⸗Beſtrafung durch den Militair »Vorgefepten bie 
nöthige Einleitung zu treffen, oder bei demfelben auf Abberufung des 
Gendarmen anzutragen; und ed muß, fobald im erftern Fall die 
Schuld erwielen ift, dem Antrage genügt, im zweiten aber die Abbe⸗ 
rufung uubedingt veranfaßt werden. Daf. $. 17. 


Wahtmeifter find den Landräthen ihres Bezirks untergeords 
net; nur in ertraordinairen Fällen find fie jedoch zum Dienfte her⸗ 
anzuziehen, dabei aber das militairifche Verhaͤltuiß, auch in ihrer Ei⸗ 
genfhaft als Militair⸗Vorgeſetzter der Gendarmen zu berüdfichtigen. 
Alerh. K. O. vom 19. Juli, und M. R. vom 8. Aug. 1823. 

‚ Der zur a ai des Landraths zugewiefene Gendarme hat 
feinen Stationsort in der Kreisftadt. M. R. vom 27. zul 1821 
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Wenn das Pferd des berittenen Gendarmen oder Wachtmeiſters 
erkrantt iſt, dam iſt bei einer Dieuſtleiſtung deſſelben, die nur zu 
Pferde verrichtet werden Fann, fo zw verfahren, als wenn der Gens 
-parın Flbft behindert it, feinen Dienft zu verſehen. M. R. vom 10. 
Aug. 1828. | | 


9. Wenn der Gendarm eined öffentlichen Siegels bedarf, wird 
die Siegelung durch Die nächftvorgefeßte Zivildienft- Behörde bewirkt. 
Gend.-Saftr. 9. 6. | 


40. Die Gendarmerie muß für ihr Unterfommen ſelbſt forgen; 
-wo-aber der Gendarme aller feiner Mühe ungeachtet Fein angemefle- 
ned Unterfommen für ſich und fein Pferd befhaffen kann, da muß 
‚die Gemeinde gegen billige Vergütung von Seiten des Geudarmen 


- dafür forgen. Gend.-Snfr. $. 7. 12, und M. R. vom 21. Juli 1821. 


14. Wo Feine Magazine find, erhält der Wachtmeifter und bes 
rittene Gendarme die ihm zuftebende fehwere Friedensration von Geis 
ten der Ortöbehörde, gegen Gritattung des mittleren Marftpreifes, 
am Ort der Lieferung; Gend.:Snftr. $. 21. 
der Negel aber wird alsdann die Lieferung verdungen, und 
der LieferungssKontraft der höhern Beftätigung unterworfen. 

Wo nah der A. 8. DO. v. 8. Dezbr. 1833 (Gefekf. 1834, ©. 1.) 
die Gemeinden die Ver Ataug der wirflich gezahlten höheren Preife 
für die Fourage der Gend.Pferde in Anfpruch nehmen, müffen die 
Landräthe unter den vierteljährig aufzuftellenden Spezial⸗Liquidatio⸗ 
nen, denen die Quittungen der mpfänger, von welchen die Fourage 
angekauft worden, beifiegen müffen, befcheinigen: 

„daß, wie von der betr. Ortsbehoͤrde näher nachgewiefen wor⸗ 

. den, die Fourage für den Taufenden mittleren Marktpreis wirk⸗ 
lich nicht zu beichaffen und nicht ‚billiger, als zu den liquidirten, 
von der Ortöbehörde gezahlten Preifen zu erlangen geweſen iſt.“ 

Die Ortöbehörden haben daher diefen Nachweis jedenfalls zu liefern. 

RM. des M. des 3. und der Pol. 7. Janr. 1834. 

Der Werthftempel zu den Verdingsverhandlungen der Fourages 
Lieferung muß nach Bemerkung der K. Ober Rehn. Kammer und 
F. 12. des Stempelgefeßes vom 7. März 1822. zu’ Pit. derjenigen 
Summe, worauf der Verding lautet, gleich nach erfolgter Genehmi- 
gung des Berdings Faffirt und das Datum bemerkt werden. Auf 
die wirklich gefchehene Lieferung bis zum Jahresſchluſſe kommt es 
nicht an. Reſkr. der Reg. zu Münfter vom 10. Geptbr. 1834. 


4%, Diäten erhält die Gendarmerie nur dann, wenn fie zu 
‚Dienftleiftungen außer ihrer Beſtimmung, oder außer ihrem Gefchäftss 
bezirke befonders beauftragt wird, und auch im leßtern Kalle nur 
dann, wenn fie im einem folchen Dienft länger als zwei Tage und 
eine Nacht von ihrem Standguartiere entfernt iſt. Gend. 3. $. 15. 
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Die Geſchaͤftsbezirke der Gendarmen find in der Regel bie 
Kreife, in welchen felbige ftationirt find, bis einſchließlich zu dem 
wächften außerhalb diefem Kreife liegenden Gtappentransports oder 
fonftigen GendarmeriesStationdort. — Die Bezirke der Offigiere und 
Wachtmeiſter find diefen befonders angewieſen. M. R. v. 2. Febr. 1822. 
Die Diätenfüke find: 

für den — täglich. . . . 4Thr. 

für einen Abtheilungs-Kommandeur. 3 „ 

für einen Offier . » x ce 2 

für einen Wachtmeifter. . . .. 1%, 

für einen berittenen Gendarmen.. . 20 Sgr. 

für einen FußGendarmen. . .15 „ 


Diefe Diäten werden jedesmal bei derjenigen Behörde liquidirt, 
die die Kommittirung ded Gendarmen veranlaßt hat, oder in deren 
Angelegenheiten fie verdient worden find. 4. K. D. vom 5., und M. R. 
vom 20. Zuli 1821. 


13. Bei ausgezeichneten Dienftleiftungen follen den Gendarmen 
jeden Grades augemefjene Prämien und Gratififationen aus dem 
Dispofitionsfonds des Minifteriumd des Innern und der Polizei bes 
wifligt werden koͤnnen. Gend.:Infir. $. 16. 


14. Nicht minder hat die Gendarmerie Anfpruch auf die ges 
feglich bewilligten Prämien, Strafantheile und fonftigen Remunera⸗ 
tisuen. Daf. $. 17. | 


15. Der Gendarn muß fih, ungeachtet er die — — der 
Geſetze mit Kraft und Nachdruck zu bewirken hat, doch aller Bela— 
ffigung des Publifums, jeder überflüfiigen Strenge und jeder Eins 
mifchung im Gegenftände, die außer feinem Berufe Liegen, forgfältig 
eutbalten. Er darf, in entferntefter Beziehung auf feinen Dienft, 
fein Gefchen? annehmen, fi oder fein Pferd nicht beföftigen laſſen. 
Er oder ein Mitglied feiner Familie darf in feinem Haushalte ohne 
Genehmigung feiner Zivit und Militaiv-Borgefegten Fein bürgerliche® 

Gewerbe treiben. Daf. $. 18. 


16. Jeder Gendarme muß, ohne daß ihm das Gegentheil aus- 
druͤcklich vorgefchrieben ift, feinen Dienft in volftändiger Uniform und 
bewaffnet leiften. Daf. $. 19. 

Gendarmen müfen, wenn fie im Dienfte, oder in Folge 
dienftliber Handlungen vor Zivilbehörden erfcheinen, dienfts 
mäßig, alfo mit Geitengewehr und bededtem Kopfe erfcheinen. Sol 
der Gendarm aber ald Partei oder Zeuge erfcheinen, fo muß er mit 
unbedeeftem Kopfe, doch ohne das Seitengewehr abzulegen, auftreten. 
Neifr. des Kr. Min. vom 6. Jan. 1824. 

‚ „Die Dienftbehörde Fan dem Gendarmen nur höchit felten und 
in fehr dringenden Fallen, 3. B. zur Ausmittelung und Verhaftung 
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beſonders gefährlicher Verbrecher und dergleichen, nicht aber bei Ges 
legenheit eines Jahrmarkts, den Auftrag geben, in Zivifffeidern Dienfte 
zu leiften, muß dann aber auch für Die erforderliche Zivilbefleidung 
forgen. M. R, vom 7. Septbr. 1824. 


17. Die Si und Militair-Vorgefegten haben darauf zu hal 
ten, daß alle Mitglieder der Gendarmerie mit den über die Gegens 
ftände ihrer Dienftobliegenheiten beftehenden allgemeinen und beſonde— 
ren Gefegen und Vorſchriften, infonderheit aber mit denen des betr. 
Regierungsdepartements ſich befannt machen, uud ihnen dazu nähere 
Anleitung geben. alleg. Inftr. $. 20. | 


18. Die betr. Dienfibehörden find berechtigt, die Gendarmen zu 
Dienftleiftungen außerhalb ihrer ordentlichen Station zu verwenden. 
Ohne Anioeifung derfelben find Gendarmen verpflichtet, in eiligen oder 
fonft dringenden Faͤllen benachbarten Gendarmen Hülfe zu leiſten, nö- 
thigenfalls flüchtige Verbrecher, Transportaten, Vagabunden in an⸗ 
dern Gendarmeriebezirken fo weit zu verfolgen, bis Ortsbehoͤrden oder 
andere Gendarmen auf ihre Anzeige die Weitere Verfolgung veranlaßt 
haben. Daf. $. 21. 


(Korrespondenz- 19. Die Gendarmen müflen fich gegenfeitig über 
Tage.) bie für ihre Dienftbeftimmung erheblichen Gegenftände 
und Notizen, befonders über diejenige, welche die öffentliche Sicher: 
heit betreffen, und über die genommenen oder zu nehmenden Maafre- 
geln fortgefeßte fchriftliche oder mündliche Mittheilung machen. Die 
Dienftbehörden haben darauf zu halten, folche zu befördern, und zu 
veranftalten, Daß zu diefem Zwecke wenigftens einmal wöchentlich die 
benachbarten Gendarmen im Patrouillendienfte an der Grenze ihrer 
Diftrifte zufammentreffen. a. a. O. $. 22. 


CEransperte an Diefe Korrespondenzen find im der Provinz Wet: 
denselben) falen fo eingerichtet, daß im jeder Woche jede Gendar⸗ 
merie-Station einen Korrespondenztag bat. Die feſtgeſetzten Tage 
Forrespondiren fo mit einander, daß von jeder Eransportitation aus, 
an dem beftimmten Korrespondenztage, die nach dem Landarmenhauſe 
zu fendenden Bettler und — gr und die nach dem Inquiſito— 
riat in Münfter zu dirigireude leichte Verbrecher durch die Forres- 
pondirenden Gendarmen übernommen, und ohne Aufenthalt an jedem 
folgenden Tage auf gleiche Art weiter transportirt werden. 

Durch diefe Maafregel werden und follen die vielen einzeluen 
Transporte nach dem Landarmenhaufe vermieden und die Kräfte der 
Gendarmerie zu andern nüßlichen Zwecken verwendet werden. 

Fremde Landftreiher, auch Leichte Verbrecher die dem. Inquiſ. 
in Munfter zugeführt werden, wobei Peine Dringlichkeit obwaltet uud 
Feine Gefahr zu beforgen fteht, müffen biernach, ebe fie abgefandt 
werden Fönnen, bei den entferuten Stationen, nach Umſtänden einige 


= 
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Tage, bis zu dem eintreffenden wöchentlihen Trausporttage aufbe: 
wahrt werden, da die dadurch entftchende Koften gegen die vielen 
Zransporffoften, welche früber durch außerordentliche Zufendungen 
erwuchfen, nicht zu rechnen find. * 

Einheimifche Bettler und andere abzufendende Subjefte müffen, 
wenn es gefchehen darf, nicht eher aufgegriffen werden, ald am Tage 
vor dem Transport; ift ihre Verhaftung früher nöthig, fo liegt ihre 
a gung bis zum Sransporttage der betr, Ortsarmens oder Kom.⸗ 

aſſe ob. 


Eben fo wird e8 mit den Trausporten bei Landesverweifungen | 


gehalten. 
Aktenpafete, welche den Trausportanden betreffen, muͤſſen mit 
der Poſt abgefandt werden. 


Reffr. der Regierung zu Münfter vom 24. Gert. 1827. Publ. derfelben 
vom 12. April 1832, 


20. Auch bei Ausübung ihrer übrigen Dienftobliegenheiten, bes 
fonder8 aber bei Patrouillen, die mit möglichiter Vermeidung alles 
Auffchens bei Tag und Nacht fleißig zu halten, muß die Gendarmes 
tie unausgefegt wachſam auf alle zu ihren Pflichten gehörige Gegen: 
fände fein und diefen Pflichten genügen, und alle Bemerfungen und 
Maaßregeln genan in ihr Dienftbuch eintragen. alleg. Inftr. $. 23. 


21. Befonders haben die Gendarmen die Grenze zu beobachten, 
und auf die wegen Ueberſchreitung derfelben, durch nicht legitimirte 
Perfonen, beftehenden Vorſchriften zu halten. Daf. 3. 24. 


22. Beſorglichen Unglücsfällen haben fie — Bei 
verunglücten Perſonen haben fie nach getroffener Vorkehrung zur 
Rettung, Sicherung des Leichnams ꝛc. der nächſten Obrigkeit ſchleu⸗ 
nigſt Anzeige zu machen. Gebrechliche, Kranke, Wahnſinnige u. |. w., 
die umherirren, hülflos — oder die er, ſonſt findet, hat der Gens 
darme, fo weit e8 deren Gefundheit geftattet, der naͤchſten Obrigkeit 
zuzuführen, oder davon fchleunigft Anzeige zu. machen und inmittelft 
größere Gefahr vorzubeugen. Spuren anfteefender Krankheiten hat 
er anzuzeigen u. ſ. w. Auf Befolgung der feuerpolizeilichen Vor⸗ 
fhriften hat er zu wachen, Keuersbrünfte fofort bekannt zu machen 
und zu wirfen, daß fehleunige Hülfe kommt, für Erhaltung der Ord; 
nung, für Nettung der dem Feuer ausgefegten Gegenftände, für 
Sicherheit der Geretteten forgen, der Entftehung des Brandes, Er; 
— und Fefihaltung des Thaters die hoͤchſte Sorgfalt widmen, 
- Daf. $. 23. 


‚. 23. Die Gendarmen find befugt, auch ohne Auftrag einer Bes 
hörde, vermöge eigener Amtögewalt, diejenigen anzubalten, die 
a. im Begehung eined Verbrechens betroffen werden; 
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b. durch blutige Waffen, duch den Befiß geftohlener Sachen, vder 
durch andere dringende Gründe-eines begangenen Verbrechens 
oder der Theilnahme am demfelben und zugleich der Flucht 
verdächtig find; R 

c. duch Steckbriefe verfolgt; 


d. ale: oder unrichtige Päffe und Legitimationsdofumente bei fich 
ühren; 


e. die ihnen in ihren Päffen etwa ſpeziell vorgefchriebenen Neiſerou⸗ 
ten verlaſſen haben; Ä 


$. gefeglich Päͤſſe führen müffen, damit aber nicht verfehen find, 
und fich als unverdächtig nicht legitimiren, oder fonft nicht alfo 

“  erfcheinen; 

g. auf einem verbotenen Gewerbe betroffen werden; 

h. unbefugt ein umherziehendes Gewerbe treiben; 

i. in thaͤtlicher Störung der öffentlichen Ruhe und Ordnung, iu 
Zufammenrottivung, Schlägerei uni andern groben Erzeffen bes 
froffen werden, oder aus Unvorfichtigkeit oder Nachläffigfeit im 

Reiten und Fahren, oder auf andere Art Jemanden an öffent: 
lihen Orten erheblich befchädigen, oder an öffentlichen Anlagen 
Frevel verüben, infofern fie nicht im Orte angefeffen find; 

k. als Vagabunden, oder des Wagabundirens dringend verdächtige 
Perfonen, und zugleich unbekannte und unangefeifene. Leute fich 
der Öffentlichen Ahndung und der Schadensvergütiguug wegen 
polizeilichen oder fiskaliſchen Vergeheus fonjt entziehen würden; 


1. den Anforderungen und Anweiſungen der Gendarmen nicht Folge 
leiften, oder gar ſich widerſetzen; 


aa en oder auf Sransporten entfprungen find, und 
eudli | 


n, die Deferteurs. 


Die Gendarmen müffen jedoch jede angehaltene Perfon mit der 
ihren Verhaͤltniſſen gebührenden Nückficht behandeln, und Feine Verans 
lafjung zu gegründeten Beichwerden geben, fie auch ungefaumt eutwe⸗ 
der an ihre Dienftbehörde, oder, wenn dadurch ein nachtheiliger Auf— 
‚ enthalt in der Dienftleiftung entjtchen würde, au die nächite Ortöber 
hörde übergeben. Daſ. $. 26. | 


* 


24 Die Gendarmen dürfen nicht unter dem Vorwande der 
Nachforſchung von Verbrechen und Vergehungen in Privat und Fa⸗ 
milien-Berhältniffen unziemlich eindringen. ——— koͤnnen, 
auch bei geſetzmaͤßiger Veranlaſſung, nur von den kompetenten Be: 
hörden angeordnet, von Der Gendarmerie aber nur zur Ermitteluug 
eines groben Verbrechens und zur Entdeckung und Ergreifung eines 
groben Verbrecher bei Gefahr im Verzuge vorgenommen werdeu. 


.- 
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— Während der Nachtzeit dürfen fie nur auf Muweifung der Toms 

petenten Behörden in Privatwohnungen eindringen, oder wenn fie don 
den Bewohnern zu Hülfe gerufen werden; oder um ihnen gegen Vers 

brechen, und Feuers⸗ oder andere Gefahr Hülfe zu gewähren. Wirths⸗ 

bäufer und Herbergen Fönnen fie bei Verdacht zu jeder Tageszeit, 
m aber nur im Beifein der OrtspolizeisBehörde viſitiren. Dar. 
. 2. | 2 


25. Ohne Austorifation der vorgefegten Behörde dürfen fie fich 


nur der Waffen bedienen: 


a. wenn Gewalt oder Shätlichkeit, während ihrer Dienſtfunktiou 
gegen fie ausgeübt wird; 
b. Wenn auf der That entdeckte Verbrecher, Diebe, Schleichhänd⸗ 
ler u. f. w. ihren Aufforderungen, um zur nächiten Obrigkeit 
eführt zu werden, nicht ohne thätlichen Widerftand Folge leis 
den, und vielmehr fi) der Beſchlagnahme der Effekten oder Waa⸗ 
ren und Fuhrwerke, oder ihrer perfünlihen Verhaftung mit ofs 
feuer Gewalt, oder mit gefährlichen Drohungen widerfegen; 


ce, wenn fie auf andere Art den ihnen angetwiefenen Poften nicht 


— oder die ihnen auvertrauten Perſonen nicht befchügen 
nnen. 


In diefen Fällen Tiegt ihnen ob, die Waffen nur, nachdem ges 
finde Mittel fruchtlos angewandt find, und wenn der Widerftand fo 
ftarf ift, Daß er nicht anders, ald mit gewaffneter Hand überwuus 
den werden kann, und auch dann noch mit möglichfier Schonung zu 
gebrauchen. Daf. $. 28. 


26. Die Gendarmen erftatten über alle von ihnen ermittelten 
Verbrechen, Koutraventionen und Mängel, über die von ihnen ange 
baltenen Werfonen, überhaupt über alle ihre Dienftleiftungen, ihrer 
Zivil⸗Dienſtbehörde mündlich oder fihriftfih, allemal pünftlih, Be⸗ 
richt, müffen aber außerdem auch den Polizeiobrigfeiten der einzelnen 
Orte die fie betr. Gegenftände fogleich anzeigen, und dies in ihrem 
Dienftbericht mit anführen. Die Dienftbehörde bemerkt am Schluffe ' 
des Menats im Dieuſtjournal des Gendarmen, ob fie mit ihm zufrieden 
gewejen, oder was fie zu erinnern gefunden hat. -Daf. $. 29. 


27. Konduitenliften binfichtlich der Gendarmen wünfcht der 
Cheff der Gendarmerie jährlich zu erhalten. Dem zunächit vorgefeß- 
ten Offizier follen folche von der ZivilsDienftbehörde jährlich vor 


Mitte Septbr. eingefandt werden. Reſtr. der Regierung zu Münfter vom 
30. Auguft 1830. . 


(Annahme und 28. Bei Anträgen auf Penfionirung oder Ent; 
—— ri lafjung eined Wachtmeifterd oder Gendarmen mit War- 
endarmen. tegeld follen die Mititairvorgefegten ein Atteſt der Zi- 


- 
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vilDienftbehörde beibringen, woraus hervorgeht, „daß und aus wel 
en Gründen der betr. Gendarın zur Ausführamd feiner Dienſtfunk⸗ 
tion nicht mehr fähig ift. Das Atteft einer Ortöbehörde muß vom 
betr. Landrath befcheinigt werden; beide Behörden bleiben für die Richs 
tigfeit haftbar, und haben darauf jedenfalls zu fehen, daß Warhtmeis 
fter und Gendarmen, fo Lange fie noch zur Verrichtung ihres Diens 
ftes fähig find, im Dienfte bleiben. Reſkr. der Regierung zu Münfter 
vom 20. Anguft 1822 auf den Grund minifterieller Berf. 

Bei Annahme und Beftätigung eines Gendarmen 'ſoll die 
Zivilbehörde in ähnlicher Art pflichtmäßig befcheinigen, ob der Gen: 
Darme nach ihrer Ueberzeugung und auf den Grund einer von 
dem Brigadier veranlaßten Arztlichen Unterfuchung, nach feinen phy⸗ 
fiichen Kräften im Stande fei, noch eine geraume Zeit im Korps 
Dienfte zu leiften. M. Reſkr. vom 4. Febr. 1825. 

Es iſt in diefem Atteit nach dem Wunfche des Yrigadiers der 7. 
Brigade ausdrüdlich zu bemerken: „Der Send. N. RN. fei gefund und 
auch ftarf genug, um noch längere Zeit im Korps dienen zu Fönnen. 
Keffr. der Reg. zu Münfter vom 21. Septbr, 1826. 

29. Deu Gefundheitszuftand Invalider Gendarmen muß, wenn 
fein Militatrarzt in der Nähe, uud der Gendarm unvermögend ift, 
der Kreisphyſikus auf Nequifition ded Landraths unentgeldlich unter 
fuchen uud darüber Bericht erftatten. Der Gendarm muß fich aber 
vor ihm ftellen und das $. 28 gedachte Zeuguiß der Zivildienftbehörde, 
nach kriegsminiſt. Beſtimmung, dem Kreisphyſikus zugleich mit vor⸗ 
gelegt werden. M. R. vom 22. Zuli, und Reffr. der Regierung zu Münfter 
vom 2. Septbr. 1823. 


30. In Betreff der — der Gend. auf adminiſtrativem 

Wege gelten die geſetzlichen Vorſchriften wegen Eutfernung der Zi⸗ 

vilbeamten v. 21. Febr. 1823, 16. or 1826 und 24. Sept. 1827, 

und find dabei zwei Fälle zu unterfcheiden: 

a. wenn die unfreiwillige Entlaffung wegen mangelhafter Erfüllung 
dev Berufspgflichten, | 

b, wenn fie wegen unmoralifcher Führung erforderlich wird. 

Im erſteren Falle ift die Einleitung des Verfahrens von dem 
Milen. Ziv.Borgefegten gemeinſchaftlich anzuotdnen, im letzteren Falle 
geht die Einleitung des Verfahrens allein von dem Mil.Vorgeſetzten 
and. Allerh. K. D. vom 22. Auguft 1829. 


— Kap. 2. PolizeisSergeanten, Polizeidiener und 
fonftige Unteroffizianten. 

(Anstellung der 31. Die Städteortnung von 1808 legt zwar den 

Polizei-Unter. Magijträten die Verbindlichkeit, auf, ihre Unterbediens 

Ofizienten.) ten auf Lebenszeit anzuftellen, doch ift genehmigt, daß 

diejenigen derſelben, welche blos zu mechaniſchen Dieuſtleiſtungen ber 

fimmt, nud immer aus verforgungsberechtigten Militair— 
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perfonen zu wählen find, anf Kündigung angenommen wers 
den. dürfen. A. 8. O. vom 25. Mai 1828. Siehe auch Städteordnung, Th- 
IV. Abth. I. 6. 96, . 

Polizei-Sergeanten koͤnnen auf 6 monatliche Probezeit, aber nicht 
auf Kündigung augeftellt werden. M. MR. vom 12. Zuli 1826, 


Die Polizei» Unteroffizianten« Stellen bei der erefutiven Polizei 
follen überall abwechfelnd mit verforgungsberechtigten noch brauch⸗ 
baren Invaliden und. mit Wachtmeijtern, Feldwebeln und Unteroffis 
sieren, welche neun Jahre gut gedient, und fich Durch eine befonders 
gute Aufführung ausgezeichnet haben, befeßt werden. A. 8. ©. vom 
20 März; 1834, 

Die Militair-Perfonen erfter Art müffen fih durch Zivik VBerfors 
qungsjcheiue legitimiren, die der letzten Art vom betr. Kgl. Generals 
Kommando als verforgungsberechtigt anerfannt fein. — 

Höberer Beſtimmung gemäß foll bei eintretenden Vafanzen von. 
Kommmmalsiinterdienerftellen eine Aufforderung an Verforgungsbes 
rechtigte durch öffentliche Blätter nicht ferner rar fniden, vielmehr 
ſoll durch Die betr. Kgl. Regierung bei dem Kgl. General-Kommando - 
die Namhaftmachung ſolcher Individuen nachgefucht werden. Neifr. der 
Regierung zu Münfter vom 10. Geptbr. 1835 auf den Grund eines M. R. 

Dbige Beftimmung ift aber in den Fällen aufgehoben, wo 
die Kommüuen die. Infertiousfoften bezahlen wollen. Meldet fich 
aber auf die Aufforderung Niemand, fo bleibt es bei vorftchender Bes 
frimmung. M. R. vom 11. Januar und R. der Regierung zu Münfter vom 
4, Februar 1836. 

Nach höherer Beſtimmung iſt die ſelbſtſtändige Anſtellung der 
Flurſchuͤtzen, Waldwaͤrter, Polizeidiener und ſonſtiger Kommuual⸗Be⸗ 
amten, wozu Verſorgungsberechtigte gewählt werden müfjen, den 
Landräthen auf Vorſchlag der Ortsbehoͤrden übertragen. ) Auf das 
Verſprechen der Nacbringung des Verſorgungsſcheius darf keine 
Ruͤckſicht genommen werden. " 

Der biöber von einem Invaliden verwaltete Poſten muß durch 
einen 9jährigen Unteroflizier und fo umgekehrt, ſtets alternivend, wies 
der befegt werden, | 

Die Anftellungsdefrete müffen proviforifch auf Zmounatliche Kün- 
digung auf 15 Sgr. Stpl. ausgefertigt werden, und iſt die Qualität 
des Angeftellten und der Poften, welchen er erhalten, der Regierung 
fofort zur öffentlichen Bekanntmachung anzuzeigen. R. der Regierung 
zu Münfter vom 20. Dezbr. 1835. , 


(Besoldung, Kol- 32. Da die untern PolizewDffizianten von den 
ei etc. der ommuůnen, denen die Polizeigerichtsbarfeit zuftcht, bes 
selben) ſoldet werden müſſen, und für Dienftverrichtungen aus 


*) Verſteht fib, in fofern die Städteordnung den Magifträten nicht dieſes 
Recht überträgt. x 
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Ferhalb ihres Bezirks nach dem Diäten» Reglement täglih 15 Egr. 
Diäten erhalten: fo müffen fie ſich alles Kolleftirens, namentlich der 
Sammlungen von Korn, Fleifh auch ſ. g. Garnzechen, enthalten, und 
das Publifum auf Feine unzuläffige Weife behelligen. Publ. der Reg. 
zu MDünfter vom 11. Dejbr. 1833. 


(Uniformirung.) 33. PolizeisSergeanten dürfen bei der vorgefchries 

benen Uniform ein Port’epee von Gold und blauer 

Seide an einem mit Gold durchwirkten ledernen Riemen tragen. 
M. R. vom 19. Oftbr. 1823. 

Polizeidiener dürfen die nämliche Uniform wie die Sergeanten 

fragen, nur das Port’epee von gelb und blauer Wolle am wollenen 
Bande von gleicher Farbe, 


Wenn die Gemeinden die erforderlichen Koften aufbringen wol 
len, dann kann die Befugniß zur Uniformirung und Bewaffnung ih—⸗ 
rer Gemeindediener und Zeldhüter von der Negierung ertheilt werden. 
M. R. vom 28. Febr. 1823. | 


(Kündigung und 34 Wenn von der bedungenen Kündigung Ges 
Entlassung.) rauch gemacht wird, dann darf died nur unter deu⸗ 
felben Formen gefchehen, welche die Gefchäftsanweifung für die Nes 
gierungen vom 31. Dezbr. 1825 (Geſetzſ. 1826) vorschreibt. Zu fol 
cheu Entlaffungen bedarf e8 der Genehmigung der Regierung. 


Bei jeder Entlaffung eines mit Iuvaliden-Anfprüchen verfehenen 
Individuums hat derfelbe feinen Anfpruch auf Penſion feitens der 
Kommüne In welchen Fällen der Staat die Verforgung übernimmt, 


beſtimmt die S. 31 — A. K, O. vom 25. Mai 1828. Siehe auch In- 
validen:Wohlthaten Ih. IL. und Städteordnung Th, IV. $. 96. 

(Dienstinstrak- . 35. Damit die Polizeifergeanten und Polizeidies 
—— ug ner ihre Berufsgefchäfte mit mehrerem Anhalt, Dienft: 
— kenntniß und Umſicht ausüben Fönnen, aber auch nicht 
mit Unwiſſenheit fich entjchuldigen dürfen, ift ihnen eine fpezielle Ju⸗ 
Rruftion einzuhändigen. 


Die Kgl. Regierung zu Münfter bat eine ſolche entworfen, wels 
che im Wefentlichen Golgendes enthält: 

1) Die PolizeisSergeanten und PolizeisDiener werden aus der Zahl 
verſorgungsberechtigter, alfo mit Zivil⸗Verſorgungs⸗Scheinen vers 
fehenen Juvaliden genommen, und in deren Ermangelung aus 
der Zahl der Halbinsaliden, infofern fle Attefte ihrer Mititair: 
Vorgeſetzten beibringen, daß der Zivil Verforgungs-Schein nad} 
geſchickt werden ſolle, oder aus folchen Individuen, welche den 
legten Krieg als Freiwillige, welche ſich felbft equipirt und ars 
mirt, mitgemacht haben. | | 

Ihre Anftellung erfolgt nach vorheriger Prüfung: und auf 
Probezeit son drei — | ’ * * tung 


2 


— 


3) 
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Zeigen fie in der Probezeit die zu diefen Posten erforderlichen 
Eigenfchaften uud Fähigkeiten nicht, fo treten fie wieder, ohne 
alle Anſprüche daraus machen zu dürfen, in ihr früheres Ver: 
haͤltniß zuruͤck. 

Die Landräthe, Oberbürgermeifter und Bürgermeiſter müſſen 
während diefer Zeit auf ihre Dienftführung ganz vorzüglich fes 
ben und ihre Geſchicklichkeit und Förperliche Brauchbarfeit genau 
prüfen, und vor Ablauf der beſtimmten Zeit über ihre Qualifi⸗ 
kation oder Ungqualififation berichten. 


Werden fie dazu brauchbar erffärt, fo erfolgt Die Auſtellung 
auf Kündigung, nämlich fo, daß wenn fie fi) in der Folge uns 
fittlich betragen, dem Erunfe, dem Spiele, oder fonft groben 
Laftern ergeben, ihr Amt mißbrauchen oder in Erfüllung ihrer 
Pflichten nachläfig werden, und Zurechtweiſungen und Strafen 
ohne Erfolg bleiben, die nach einer dreimonatlichen Kündigung, 
ohue alle weitere Weitläuftigkeiten und Nüdfichten, nach Einfens 
Dung der über ihre Dienftführung und Zurechtweifungen und 
Strafen geführten Aften von der Regierung entlaflen werden. 


Es iſt dann ihre Sache, wenn fie glauben, auf ein Warte⸗ 
geld oder Gnadengebalt aus ihrem militairifchen Dienftverhäft: 
niß Anfpruch machen zu koͤnnen, dieß fich ſelbſt auszuwirfen, 
Auf eine begünftigende Verwendung von Seiten der Regierung 
dürfen fie aber nicht hoffen, weil fie fih deren Fuͤrſprache uns 
würdig gemacht haben, 

Iſt aber ihre Dienftführung gut und untadelhaft und. ihr‘ 
fonftiges Betragen fo, wie e8 von jedem ehrliebenden Staatödies 
ner zu erwarten ift, fo werden fie in ihren Poſten, Gehalte und 
zuerfanuten Strafantheifen nicht nur gegen Jedermann Fräftig 
geſchutzt werden, fondern fie follen — nach Verhältniß ihrer 
Dargelegten Bemühungen und Auszeichnungen im Dienfte, durch 
Gratififationen und nach Umftänden durch Verfeßungen auf eins 
träglichere Poften belohnt werden. Auch wird bei ihrer einfti- 
gen Durch Altersfihwäche oder Förperliche Uebel erzeugten Uns 
brauchbarfeit nach MöglichFeit für fie geforgt werden. 


Sie find in dem zu ihrer Gefhäftsserwaltung angewiefenen Bes 
zirk angeftellte Unterauffeher zur Wahrnehmung und Handha- 
bung der Gefeße, Verordnungen und Vorfchriftel im Polizeis uud 
Verwaltungsfache. 


Sie müſſen ſich daher mit den über ne ihrer Dienftob- 
liegenheiten beſteheuden allgemeinen und befondern Gefeken, Ver: 
ordnungen und Vorfchriften möglichft befannt machen, und die 
lichten ihres Berufs ohne alle Nückfichten auf die daraus für 
fie beforglihen Gefahren und Nachtbeile mit firenger Gewiſſen⸗ 
haftigfeit, Verfchwiegenheit, Treue, Unpartheilichfeit, Thätigkeit 
und Umficht willig und pünktlich erfüllen. j 


0 
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Sie dürfen in Beziehung auf ihren Dienft und Damit verbun⸗ 
dene Pflichten Fein Geſchenk annehmen, noch weniger aber fich 
irgend eine Erprefiung erlauben. Auch follen fie ohne befons 


. dere Genchmigung der Regierung weder ſelbſt noch durch) 


— 


et Mitglieder ihrer Familien ein biürgerliches Gewerbe 
treiben, > 
Wenn ihnen aud ganz befonders obliegt, mit Kraft und 
Nachdruck die zur öffentlichen Ruhe, Ordnung und Eicherheit ges 
gebenen Gefege, Verordnungen und Vorichriften zu bandhaben 
und deren Befolgung zu erwirfen, fo müflen fie fich doch aller 
Beläftigungen des Publifums, jeder Einmiſchung in Gegenftände, 
die wicht im ihrem Beruf liegen und jeder überflüffigen Strenge 
forgfäftig enthalten und dagegen gegen Jedermann ein anftändis 
ges und fittliched Betragen beobachten. 
Bei ihnen zugefügten Widerfeßlichfeiten im Dienft müffen fie 
mit Falter Befonnenbeit und ohne alle Menfchenfurcht handeln, 
aber nicht durch Schimpfen und Schelten ihre amtfiched Anfehen 
geltend machen wollen, fondern in folchen Kilen, wenn aus dem 
Verzug Feine Gefahr zu beforgen ift, Davon fofort ihrer vorges 


festen Dienftbehörde Anzeige machen und weitere Verhaltungsbe⸗ 


fehle einholen; bei Oegenftinden aber, wo es auf ein rafches 
Handeln anfommt, z. B. bei Stillung von Schlägereien — wenn 
ihre Kräfte allein nicht hinreichen und ihre amtliche Funktion 
nicht die gebührende Folgfamfeit findet, mäfjen fie die nächften 
Nachbarn, welche zu ihrem Beiftand verpflichtet find, oder Gens 
darmen nud Wache herbei rufen. 
Nur in Fällen, wo den Gendarmen nach $. 28 der Dienft- 
nftruftion vom 30, November 1820 ($. 25 vorfichend) erlaubt 
it, Gewalt mit Gewalt zu vertreiben, ift auch ihnen ohne vorbes 
rige Anfrage ein gleiches Necht den Säbel zu gebrauchen, zuges 
ftanden. 
Sollten yon Soldaten in einer Garnifonftadt Erzeffe begau⸗ 


gen werden, fo müffen fie den zunächſt wohnenden Offizier, Unter 


offiier, Gendarmen oder Wache zu Hülfe rufen. — Beurlanbte 
Soldaten und Landiwehrmänner werden wie die übrigen Einwoh—⸗ 
ner behandelt. 


Sie find den ihuen vorgefeßten Beamten, als in der Stadt Mün- 
fter dem Oberbürgermeiiter und Polizeirath, in den Hreiſen dem 
Landrath, Ortsbürgermeifter und Beigeordneten in Amtsfachen 
unbedingten Gehorfam fchuldig, müfen die ihnen von felbigen ges 
gebene nach der Kofalität möthige befondere Inſtruktion und Aufs 
träge ohne Widerrede zu jeder Zeit pünktlich erfüllen und ges 
beim halten, nichts Außerordentliche, ohne felbige zuvor zu bes 
fragen, vornehmen, und wenn ihnen in den Gejegen und Vers 
brdnungen etwas zweifelhaft oder unverſtaͤndlich dünft, diefe um 
Belehrung bitten, damit fie ſtets nur nach beftimmten Vorſchrif⸗ 


5) 
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ten handeln, und fich ſelbſt darnach nicht nur richten, fondern 
auch den Einwohnern ihres Bezirks folche Deutlich machen und 
in Erinnerung bringen, damit diefe ſich nicht mit Unwiſſeuheit 
entfchuldigen koͤnnen. 

Das Borladen der Eingefeffenen und Ginhändigen der Ne- 
ſolute und Vollſtreckung derjelben gehört ganz eigentlich mit zu 
ihrem Dienfte. | 

Auch müfen fie über alle wichtige Gegenftände befonders 
aber über Belehrungen und Anzeigen ein Tagebuch führen, und 
died wenigſtens wöchentlich einmal, oder fo oft es von ihren Bors 
geſetzten verlangt wird, vorlegen, welches von dieſen zu befcheis 
nigen iſt. Das Dienftbuch fol enthalten: 

a) alle von feinem Vorgeſetzten ertheilten befondern Aufträge, 
nebſt Zeit und wie und wann er fie erledigt; 


b) feine fonftigen Verrihtungen: NRevifionen, Bifitationen, Paz 


tronillen und dabei bemerften Vergehen und Mängel, oder 
arretirte Perfonen; 

c) die ihm vom Bürgermeifter oder anderen zugefommenen 
Stedbriefe. 


So oft es von dem Vorgefeßten verlangt wird, müffen fie 
über den Zuftand in ihrem Amts-Bezirfe mündficy raportiren, 
was in dem Orte, wo der Gig des Vorgefeßten iſt, wenigftens 
täglich einmal gefchehen muß, 

Sie müfjen, ohne grade in das innere — zu dringen, 
ſich doch von allen in ihrem Bezirk wohnenden Eigeltthümern, 


-Mietbern, Einliegern und Dienfboten ꝛc. hinſichts ihres Erwerbs 


und Lebensart eine genaue Kenntmiß zu verfchaffen ſuchen, dar⸗ 
auf achten, daß Feine verdächtige oder nicht gehörig Iegitimirte 
oder Liederliche Perfonen fich einfchleichen, und zu dem Ende die 
Fremden gehörig — werden; — und wenn Einzelue ſich 
dem Trunfe und Müfiggange und der Verfchwendung ergeben, 
davon dem Vorgeſetzten frühzeitig Anzeige machen. Uebrigens 
dürfen fie fich mit Feinem gemein machen, oder in unnüge Weit 
läuftigkeit und Gefchwäße einlaffen. 


Bei wahrgenommenen Kontraventionen müfjen fie in Nuhe 
auf der Stelle die Kontravenienten darauf aufmerkfam machen 
und fih von der Wirklichkeit des Vergeheus überzeugen, z. B. 
bei Zabafrauchen am gefährlichen oder verbotenen Orten, im 
Leugnungsfall die feife vorzeigen laſſen, um fich zu überzeugen 
ob fie wirklich brennt, um den Widerfprüchen der zu mächenden 
Anzeige vorzubeugen, oder doch diefe mit vollem Bewuftfein der 
Wahrheit behaupten zu Fönnen. ö 


Liederlihe und unter Aufficht ftehende Perfonen müffen fie 
öfters in ihrem Thun und Treiben Pontrofliren, deshalb fie in 
isren Wohnungen zur Taged- und Nachtzeit vifitiren, jedoch ftets 


- 
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dabei vor Augen behalten, daß died zu deren Veſſerung und zur 
Verhütung einer Gefahr für die Öffentliche Sicherheit noͤthig iſt, 
daher nicht mit Härte und Liebloſigkeit geſchehen darf. 


6) Wegen der Hausſuchungen gilt das, was $. 24. vorſtehend an⸗ 


7) 


geführt ift. 
Bei Zufammenfünften auf öffentlichen Plägen und Straßen, bei 
Senden, Jahrmärften und fonftigen Volkofeſten, in Gaft- und 
andern öffentlichen Hänfern, müfjen fie auf Ruhe, Ordnung und 
Sicherheit feben, und daher ftets von dem Gefichtspunfte aus- 
gehen, daß die Polizei nur Deshalb dabei noͤthig ft, Stoͤrungen 
des geſelligen und frohen Lebens durch andere zu verhindern, 
daher fie Feinen hindern dürfen, welcher ſich der Freude auf uns 
fehufdige und erlaubte Art ergiebt, wenn er nur nicht die Nuhe 
anderer ftört, gegen Gefege handelt, und Verbrechen zu begehen 
im en if. Trunkene müffen fie irgend einem Bekannten 
übergeben oder dafür forgen, daß folche fiher nach Hauſe ges 
fchafft werden. Sobald aber ein Auflauf entjteht, haben fie fich 
ſchnell dahin zur begeben, ſich nach der Urſache des Zufanmens 
iaufs zu erkundigen, durch ernftliches Zureden die Volksmenge 
auseinander zu bringen. zu ſuchen, wenn ihnen aber dies nicht 
fofort gelingt, den Vorgefeßten herbei zu rufen, überhaupt aber 
nach) $. 3. zu verfahren, 


8) Sie find vermöge ihred Amtes anzubalten und feftzunchmen bes 


fugt, diejenigen, welche $. 23. vorftchend angeführt find. 


9) So twie fie nach dorſtehendem $. berechtigt find, die darin bes 


10) 


zeichneten Perfonen auszuhalten, fo ift ed auch ihre befondere 
Pflicht, auf die mit Gewerbefchein nicht verfehenen Hauflrer, 
herumziehenden Mufifanten, Scheerenfchleifer, Keſſelflicker zu ach⸗ 
ten, auch auf Vagabunden, Bettler, Olitäten-Krämer, Quackſal⸗ 
ber, Bilder» und Liederhändfer und Liederliche Perfonen, wohin 
auch Weibsperfonen gehören, welche mit ihrem Körper, Gewerbe 
treiben, zu vigifiven und fie wo folche betroffen werden zu arres 
tiren; wofür ihnen bei Ausmittelung und Arretirung grober 
Verbrecher, nach näher darzulegenden Beweifen ihrer Anjirenguns 
en und Bemühungen, eine angemefjene Belohnung, und für 
ttfer, welche an das Laudarmenhaus abgeliefert, die Fange⸗ 
prämie zugefichert wird. 
Die Gaft- und Wirthshäufer und Schenken müſſen ſtets ein Ge⸗ 
genftand ihrer Aufmerkfamkeit fein und muß auf die Wirthfchafs 
ten ſelbſt wie auf die darin einfehrenden Fremden gefehen wers 


den; — daß dieß im ordentlichen Wirthshaͤuſern ohne alle Stö- 


rung und große Beläftigung gefcbehen muß, verfteht fich von 
ſelbſi; dahingegen müſſen unordentliche Wirthichaften und Schens 
fen und uuter Polizeiaufficht geftellte Häufer, wohin folche 


Wirthſchafteu gehören, welche mehrmals den Polizeivorfchriften 


zuwider gehandelt, Nachtfehtwärmereien, verbotene Spiele ꝛc. ges 
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dufdet oder verbächtige Perfonen beherbergt, Kurz welche zur 
Unordimng und zum Schaden führen, zu jeder Tages⸗ uud 
Nachtzeit revidiert uud jede Kontravention nicht nur fogleich abs 
geſtellt, ſondern zur Beſtrafung angezeigt werden, 


11) Auf Kaufleute, Krämer, Metzger, Bäder, Brauer, Branntwein⸗ 


12) 


brenner, Hoͤcker, Scheufer und BreunmaterialiensBerfäufer müf- 
fen fie die ftrengfte Aufficht führen und dahin fehen, daß nur 

funde- Lebensmittel. verfauft und Dabei richtiges Maaß uud 
Gewicht nah dem preußiſchen geaichten Maaße und Gewichte 


verabreicht wird, auch die Waaren nur mach dem jekigen Preus 


Bifhen Münzfuß, nämlich der Thaler zu 30 Sgr. uud der Sgr. 
zu 12 Pf. ausgeboten und verfauft werden. 


Da wo Zaren beftehen oder eingeführt werden, müffen fie 
darauf halten, daß diefe nicht überfihritten werden und in dem 
Läden gehörig angefchlagen find, 

Aber auch da, wo Feine Taren ftatt haben, muß darauf 
gefehen werden, daß bei Aebären, Bädern und Gafhvirthen in 
ihren Läden und in jeder. Gaftitube die felbit gefertigten Vers 
Tauföpreife, welche von der Polizeibehörde befcheinigt fein müffen, 
angefchlagen find und daruach die Forderungen gefchehen. 


Die Vorbeugung aller Unglücksfälle an Menfchen und Sachen 
ift eine ihrer Hauptpflichten, daher müffen fie alled, was dahin 
abzweckt, zu befördern fuchen und darauf halten, daß das, was 
zur Beförderung der Sicherheit angeordnet ift, auch feinen Zweck 
erreicht; daher müffen fie auch darauf fehen, daß Rettungs⸗Ap⸗ 
parate ſtets zugänglich und brauchbar, Feuerlöfchgerätbfchaften, 
Brunnen ꝛc. im Stande find, die Nachtwachen der Eingefeifenen 
und die Nachtwächter ſtrenge Fontrolliven und daranf fehen, daß 
die Umgänge derfelben regelmäßig zur gehörigen Zeit gefchehen. 


Sobald fie von Unglüdsfällen hören oder folche felbft wahr: 


- nehmen, fo müflen fie nach ihren Kräften Hülfe leiften, veruns 


glüdten Menfchen fofort Beiftand gewähren, fie unterbringen und 
die ärztliche Hülfe herbeirufen und davon dem Vorgefegten fchleus 
nigft Anzeige erftatten; auch bei Wahrnehmung anftedlender 
erg und Seuchen augenblicklich dem Vorgeſetzten Anzeige 
erftatten. | 


Bei Verfolgung eines tollen vn oder Thiers müffen 
fie dahin wirken, daß folcher augenblicklich getödtet und tief vers 
fharrt werde, auch ſich fogleich erfundigen, ob durch denfelben 
Menfchen und Thiere befchädigt find, und davon fofort “Anzeige 
machen. 


Bet andern Unglücsfällen, befonders beim euer, müffen 


-fie gleichfalls augenbliclich herbeieilen, dem Vorgefeßten davon 


Nachricht geben, und wenn Gefahr im Verzuge A ſogleich alles 


.13) 
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thun, um Menfchen und Sachen zu retten, alſo ſelbſt Helfen und 
Hülfe fchaffen, fo wie ed nur die AUmftände. gebieten. 
Sollte bei einem Brande der Vorgeſetzte nicht fogleich zuges 
en ‚fein, fo müffen fie auf Ortmung beim Netten und Löfchen 
Alten und beſonders dahin Aufficht führen, daß das Gerettete 
auserläßigen Perfonen übergeben wird uud der weitern Verbreis 
tung des Uebeld Grenzen gefegt werden, 


Wenn fih die Polizei-Eergeanten und Diener anf den Straßen 
befinden, fo müflen fie ſtets eingeben? fein, daß fie fich im Dienfte 
befinden und daher auf jeden Gegenftand aufmerffam fein, wahr- 
genommene Kontraventionen aber auf der Stelle abgeftelt uud 
angezeigt werden müfen, \ 


Sie müffen daher eine beftändige Aufmerkſamkeit auf Stras 
fen, Promenaden, Pläge, Brüden, Brummen, Kanäle, Ufer, 
Damme, Denkmäler und Statüen richten. Es laſſen fich bei der 
Straßen-Polizei nicht ale File anführen, wo fi) die Wirkſam⸗ 
feit eines thärigen Polizeimannes ausfprechen kann, da viele davon 
auf Borfchriften, welche auf Oertlichkeit Beziehung haben und auf 
Amftände, beruhen; im allgemeinen aber wird bemerft, daß alles 
abgewendet werden muß, was ‚dem Publifum gefährlich werden 
oder die Paſſage hindern Fan, daher nichts auf die Dächer. oder 
an Fenfter gejtellt werde, was berunterfallen und Vorüberges 
hende verlegen kanu, z. B. Durch Blumentoͤpfe oder nicht gehörig 
befeftigte Blumenbretter, oder wandelbar geivordene Verzierungen 
an Häufern und auf Dächern, große Eiszaden ꝛc., daß nicht boͤſe 
und gefährliche Thiere, auch nicht Feder⸗ oder anderes Vieh ums 
berfaufe, nicht Betten oder Wäfche auf den Straßen getrodnet 
werde, nichtd aus den Häufern oder Fenftern geworfen werde, 
was den Vorübergehenden [hädlich werden kann, Feine Glasſcher⸗ 
ben oder zerbrochene Flafchen ꝛc. anf die Straße geworfen, Baus 
anlagen auf den Straßen nicht ſchaädlich fein dürfen, oder den 
Einfturz drohende Gebäude gleich zur Anzeige gebracht, Beſchädi⸗ 
gungen an Wegen und Brücken, wenn fie gefährlich, fogleich abs 

ft, auch an Waffer die nöthigen Verwahrungen unterhalten, 
bei Bauten und Reparaturen, auch Reparaturen der Dächer die 
nöthigen Vorkehrungen und Warnungszeichen gefeßt werden, des - 
Nachts in volfreichen Gegenden und Städten Feine Wagen, Kars 
ren, Schutt», Stein: oder Mifthaufen auf den Straßen ohne ges 
hörige Erleuchtung bleiben, die Öffentlichen Laternen im Staud 
erhalten nnd mit dem gehörigen Erleuchtungsmaterial verfehen, 
ach beim Dunfelwerden angezündet werden, Stellmacher, Zims 
merleute, Tifchler und Boͤttiger ꝛc. nicht Holz uud Bretter an 

en Häufern oder wohl gar auf den Straßen aufftellen, daß 


bei Glaͤtteis Straßen und Brücen mit Saud oder Afche beitreuet, 


daß niemand verbotene oder heimliche Waffen führe, auf der 
Straße ſchuell veite oder fahre, Fuhrleute ihr Geſpaun nicht vers 
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laſſen, Wege und Brücden durch ſtillhaltendes Fuhrwerk und 


14) 


15) 


Riederlagen von Materialien, und an Markts und andern Tagen 
die por und Kornwagen in einer gehörigen Ordnung auffahren, 
damit die Paffage ſtets frei bleibt, daß die Straßen und Pläpe 
gehörig gereinigt und immer rein gehalten werden, zu dem Ende 
nichts darauf getvorfen werden darf, was Ekel erregt oder ſchaͤd⸗ 
lich werden Fanı. 


Auf das Gefinde haben fie in fo fern ihre Aufmerkſamkeit zu rich⸗ 
ten, daß dergleichen nicht herreulos ohne Beſchaͤftigung oder ohne 
—— der Herrſchaft in Wirthshäuſern ſich herumtreibt und 
auf die liederliche Seite neige, übrigens aber alle Pflichtwidrig⸗ 
feiten oder Uuorduungen des es dem Dienftvorgefegten 
anzuzeigen. 

Schon im $. 8. ift darauf aufmerkfam gemacht worden, daß wicht 
verbotene Spiele getrieben werden dürfen; die Polizei⸗Sergean⸗ 
ten und Diener müffen aber auch daranf attendiren, daß unter 
gemeinen Leuten Feine Spielzufammenfünfte Statt finden, wofelbft 
Soldaten, Gefellen und Lehrlinge um das Ihrige gebracht und 
liederlich gemacht werden. 


416) Daß die a zweckmaͤßige Feier der Feſt ⸗ nud Gonns 
e ge 


1m 


tage auf Feine ftört werde, muß ebenfalls ein Gegen, 
ftand ihrer Aufmerkſamkeit fein. Während des Gottesdienſtes 
muß dahin gefehen werden, daß bei deu Kirchen Fein Lärm oder 
fonftige Störung gemacht, Fein Gewerbe oder Handwerk getries 
ben, die Läden, Bier: und Branntweinfchenten verfchloflen bleis 
ben. — Jede Gefegwidrigfeit dabei muß fofort zur Anzeige ges 
bracht werden. 

Wenn auch einem jeden PolizeisSergeanten und Polizeidiener ein 
befonderer Bezirk angewiefen ift, jo kaun er ſich doch nicht ent 
ziehen, feine Aufmerkſamkeit auch auf andere Bezirke zu richten, 
wenn er dazu beauftragt wird, und auch unaufgefordert müffen 
fie da, wo fie Kontraventionen wahrnehmen, folche möglichit abs 
ftellen umd zur Anzeige bringen. Auch müſſen fie fich gegenfeis 
tig im ihren Dienfigefchäften unterftügen und die auf ihren 
Dienft einfchlagenden beachtungswerthen Gegenftände bei dem 
Zufammentreffen mit Gendarmen und Polizeidienern mittheilen, 
auch bei dem öfters vorzunehmenden Patrouillen auf das platte 
Land allemal bei dem Vorſteher der betreffenden Bauerfchaft 
über alles, was in polizeilicher Hinficht vorgefallen ift, Erkun⸗ 


ven 


| 2 und ihre Dienſtbuch deshalb von demfelben vifis 
laſſen. 


18) 


Die Polizeidiener muͤſſen zugleich ſich zu Kommunaldienſten ge 

brauchen laſſen, als: zur Aufficht bei Wegebefferungen, zur 

ftellung der Militaivpflichtigen und der &ingefeflenen zu Kom⸗ 

munaldienften und fonftigen Leiftungen, zur ufagung von Eins 

auartirung, zur Abholung und Beförderung der ienfbrinfe zur 
5” 
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Doft, zum Umbhertragen der Kurrenden, zur Verrichtung der 
Ereeutionen in Polizeis, Kommunal, auf Erforderung and in 
Klaſſen⸗ und Gewerbeſteuer⸗Sachen, und da wo fie den Dienit 

. al8 Gefangenwärter mit verfehen müffen, zur Wahrnehmung 
auch diefer Pflichten, und müffen fie in diefer letztern Hinſicht 
auch den Anweifungen der Gerichte Folge leiften. 


Dahingegen follen fie durchaus zu feinen weitern Nebens 
und Privatgefchäften gebraucht, und wo es nur immer gefches 
hen kann, von dem Dienfte ald Gefangenwärter der Gerichte 
befreiet werden, wo aber dieß nicht zuläßig ift, da follen die 
Bürgermeifter die Wirffamfeit derfelben fo regeln und leiten, 
daß ihnen hinlängliche Zeit zur Ausübung des eigentlichen Polis 
zeidienfted bleibt. 

19) Dahingegen find die PolizeisSergeanten und Diener vermöge ih⸗ 
red Amts anch verpflichtet, auf Forſt⸗, Steuer: und Stempel 
Kontraventionen zu achten, und wo fie folche wahrnehmen, zur 
Anzeige und Beſtrafung zu bringen. | | 

Ohne befondere $. 8. angegebene Gründe dürfen fie aber 
durchaus nicht bei Hausfuchungen in diefer Hinficht anders Fons 
furriven, als bis ihnen deshalb Weifung ihrer Vorgefeßten ges 
worden ift. 

Vebrigens bleibt den Landräthen und dem Oberbürgermei- 
fter überlaffen, nach diefer allgemeinen Inſtruktion nach Lokali⸗ 
tät und befonderen Verbältnifien, die Polizei Sergeanten und 
Diener mit näherer Juſtruktion zu verfehen. 

Wir erwarten aber, daß darauf mit größter Strenge gefe- 
fehen und die Dieuſtführung der Polizeidiener hiernach Fontrollirt 
werde, 

Snfr. der K. Reg. zu Münfter vom 4. April 1827. für’die Polizei: Gergean: 
ten und Diener. 


Kap. 3. Rahtwächter und Nahtwacen. 


(Anstellung) 36. In den Städten fowohl ald auf dem Lande 

follen Nachtwächter gebalten werden, Die Dörfer, 
welche Feine Nachtwächter haben, müffen der Neihe nach durch die 
Eingefeffenen Nachtwachen halten. Edikt vom 1. Auguft 1590. Schleſ. 
Gen.:Landes:Bifit.-änftr. von 1747, Mindenſche Feuer:Ordn, vom 5. Juni 1748, 
Preuß. Dorfordn. vom 22. September 1751, $. 29. u. |. m, 


37. Wegen Belegung der Nachtwächterftellen hat die Reg. zu 

Münfter Folgendes beftimmt. | 

1) Die-Nachtwächter find durch die Bürgermeifter nach genommener 
Rückſprache mit Den Gemeinderätben anzuordnen, 

2) Die Annahme gefchieht gegen Zmonatliche Kündigung und muß 

der Anzunehmende ein VBerforgungsberechtigter fein, oder, wenn 

ſich ein folcber zu der vakanten Stelle nicht finden mögte, das 
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anderweit anzunehmende Individuum, welches jedenfalls Soldat 
geweſen fein muß, nur unter dem Bedinge des ſofortigen Zus 
rüdtritts, fobald ein Verforgungsberechtigter fich meldet, ange 
ftellt werden. 

3) Es muß eine Vereidung des Angenommenen erfolgen. Neffr 


Deri. vom 30. Mai 1835. Siehe auch Städteordnung Th. IV. Abth. 1. 
$. 96 und $. 31—34 vorfteheud. 


38. Die Anftelung von Nachtwächtern im gefchloffenen Dörfern 
Bleibe zwar ein polizeiliche Beduͤrfniß, die Anftellung aber zu gebies 
ten, ift um fo mehr Bedenken unterworfen, da die Gemeinden, welche 
die Ausgabe dafür übernehmen müßten, zur Zeit zu fehr beläftigt 
find. Wo diefe aber die Anftellung wünfchen, da muß dem Bedürfs 
niffe gemügt und die Befoldung von den betheiligten Iutereffenten aufs 
gebracht werden, wozu die Gemeindefaffen wegen der Kirchen, Schul 
und fonitigen Kommunal-Gebäuden Fonfurriren. NHeffr. derf. vom 6. 


März 1833, Publ. der Regierung zu Bromberg vom 27. Auguft 1817, Gum: 
binnen vom 2. San. 1819 x. 


39. Die Wahl der Nachtwächter gefchieht nach der Obfervanz 
eines jeden Orts; fie darf aber nur auf anerkannt fittliche, dem 
Trunke nicht ergebeue, gefunde und rüftige Perfonen fallen, die nicht 
unter 20 wud nicht über 60 Jahre alt fein müſſen. Publ. der Reg. 
zu Merfeburg vom 24. April 1817, Stralfund v. 31. Oktbr. 1818, Koblenz vom 
16. Januar 1817. 

Das Wahlprotokoll eined Nachtwächterd auf dem platten Lande 
muß dem Landratl; des Kreifed zur Beftätigung vorgelegt, und der 
Erwählte demfelben perfönlich Yorgeftellt werden. Dief. Publ. der Reg. 
zu Merfeburg und Koblenz, und der Reg. zu Bromberg v. 27. Aug. 1817. 


40. Da wo mehr als ein Rachtwächter gehalten wird, ift jedem 
ein Revier zuzutheilen. Publik. der Reg. zu Liegnig vom 29. Jan. 1820. 


41. Das Leilten der Nachtmachen nach der Reihe fol nicht 
Statt finden. Ausnahmen bei Pleinen und armfeligen Gemeinden, 
welche keinen Rachtwächter halten Fönnen, müffen vom Landrathe zus 
gegeben fein, uud ed müffen dann alle Hauswirthe die Nachtwachen 
in Perfou verrichten, bei Förperlicher Untauglichfeit einen qualifizivs 
ten Stellvertreter fielen, bei namhafter Strafe. . Publ. der Regierung 
zu Bromberg vom 27. Aug. 1817, Pofen vom 21. Febr. 1817, Merfebnrg vom 
24. April 1817, Gumbinnen vom 2. Januar 1819, Stralfund vom 31. Oltober 
1818 u. m. a. 


(Instruktion.) 42. Zeder Nachttwächter muß eine befondere In⸗ 
ſtruktion, den befondern Ortöverhältniffen gemäß, er 
halten. 


Nachſtehende Iuftruftion für die Nachtwachter auf dem platten 
Lande hat die Kgl. Neg. zu Stralſund erlaſſen: 
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Ber Nachtwächter hat feine nächtlichen Wanderungen zu halten 
vom 1. Septbr. 618 Ende März, von Abends 10 bis Morgens 


5 Uhr, und in den übrigen Monaten von Abends 11 bis More _ 
gend 4 Uhr, 


2) Er ftellt fich des Abends auf dem ihm anzuweiſenden Pat ein, 


3) 


von wo aus er alle Gegenden des Orts durchwandert, und das 

mit die ganze Nacht hindurch fortfährt. Er muß jedoch dabei 

die möglichite Stille beobachten, damit er jedes Geräufh im 

* hoͤren kann. Er darf deshalb auch keinen Hund mit ſich 
en. 


Leute, die er zu ungewöhnlicher Zeit gewahr wird, hat er fofort 
anzurufen und um die Urfache ihrer Auweſenheit befcheiden zu 
befragen. Weiſen fie ſich als unverdächtig aus, hat er fie rus 


hig geben zu laſſen, jedoch, beſonders Fremde, bis fie das Dorf 


4) 


9) 


verlaffen haben, im Auge zu behalten. Geben die Leute auf 
den Anruf Feinen Beſcheid, dann hat er folchen zu wiederholen, 
unter Androhung, font Laäͤrm machen zu wollen, und Wenn als⸗ 
dann noch Feine Antwort erfolgt, fogleich ein Zeichen mit dem 
Horn zu geben, wobei er darauf feben muß, daß ihm der Fremde 
wenigftend 6 Schritte vom Leibe bleibt, damit er ſich noͤthigen⸗ 
falls vertheidigen Fann, . 


Fremde Leute außerhalb der Dorfitraße oder des Landwegs bat 
er, fobald er fie bemerkt, fofort anzuhalten und zu dem Schul 
zen zu führen. Sind deren mehrere, mit denen er glaubt, nicht 


‚fertig werden zu Fönnen, oder erfährt er Widerftand, fo muß er 


fogleih ins Horn foßen oder um Hülfe rufen. Iſt wirklich 
Einbruch -geichehen, oder trifft er fonft Diebe, bat er fofort Lärm 
zu machen, inzwifchen bemüht fein, fich der. Perfonen zu bemäch- 
tigen, oder ihre Flucht zu verhindern. 


Der Nachtwächter hat fein Angenmerf auch darauf zu richten, 
daß der Schulzenorduung nachgelebt, und nach 10 und 11 Uhr 
bezichungsweife des Winters und Sommers Fein Saufgelag und 
Spiel. mehr Statt finde. Er hat, wenn er Died bemerkt, zu 
warnen, und wenn er Fein Gehör findet, dem Schulen deu 
Vorfall anzuzeigen. Fällt Schlägerei und Lärm in einem Haufe 
vor, muß er anffopfen und zur Ruhe ermahnen, und wenn dies 


nicht Hilft, bei gefährlicher Schlägerei die Schuldigen arretiren 


6) 


und zum Gchulzen führen, font aber dieſem Anzeige davon 
machen. 


Er hat ſich fleißig umzufehen, ob im Dorfe oder der benachbars 
ten Gegend Feuer eutſteht; wenn er fchon einen ungewöhnlich 
ſtarken Nauch bemerkt, ſich fogleich nach der Urfache zu erfun: 
digen. Bei wirflichem Feuer im Dorfe oder in der Nachbar⸗ 
febaft hat er Lärm zu machen, auch im erften Falle die mögliche 
Hülfe fofort zu leiten. * 


8) 


9) 


10) 
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Geſchrei und Hülferufen in der Nachbarfchaft des Dorfs oder 
auf dem Felde hat er fofort dem Schulzen anzuzeigen, er ſelbſt 
darf fih aber aus dem Dorfe nicht enfferuen. 
Das Umbergehen im Orte muß ohne Laterne gefchehen, jedoch 
fo jeder Nachtwächter bei diefen Nachtwachen 

a. ein helltöneudes Horn, 

b. eine ſtark fchmetternde Kuarre, 

c. eine Pife 
bei fish führen, welche ihm von der Kommüne gehalten werden. 
Jus Horn wird von ihm geftoßen, wenn er gefährliche Räube- 
reien und Diebercien wahrnimmt; ohne Noth uud ohne genaue 
Ueberzeuguug von der wirklich vorhandenen Gefahr darf er 
aber davon feinen Gebrauch machen. 
Dit der Kuarre wird gefchmettert, fobald er irgendwo im Orte 
Feuer wahrnimmt, und wo 2 Nachtwächter angeftellt find, hat 
derjenige der das Knarren des andern hört, ebenfalls ſofort zu 
kuarren. Derjenige Nachhwächter, der dad Feuer zuerit euts 


- det, hat augenblicklich die Leute in dem Haufe, wo dad Keuer 


41 


— 


12) 


13) 


ift, ſo wie auch die nächſten Nachbarn zu weden, uud übers. 
haupt Jedermann in der Gegend zum Wachen zu bringen. Der 
andere NRachtwächter aber bat in den Flecken und Kirchdoͤrfern 
den Küfter zu wecen, um die Sturmglode zu ziehen, auch dort, 
wo eine Feuerfprüge ift, die bei derfelben angeftellten Leute, fo 
wie auch den Schulzen aufzuwecken. Sobald fie diefes Alles 
ausgerichtet, hat jeder von ihnen wieder feine Wanderung ans 
zutreten. Wo nur ein Nachtwächter ift, hat derfelbe Vorſtehen⸗ 
ded allein auszuführen, 


Die Pife hat der Nachtwächter nur im Nothfalle bei Ueberfäls 
len und fonftigen ihm Gefahr drohenden Lagen. zu gebrauchen, 
ſich aber vor allem Mißbrauch dieſes Iuftrumentd bei ſtrenger 
Rerantwertung wohl in Acht zu nehmen. 


Die Schulzen haben alfe Dorfbewohner ernftlich anzuweifen, daß 
fie fowohl auf die nach Nro. 5 von dem Nachtwächter etwa ges 
fchehenden Ermahnungen hören, und demſelben Folge Teiften, als 
auch ihm auf die gegebenen Zeichen oder auf fein Nufen fofort 
beifpringen und zur Arvetirung von Dieben oder fonftigein pers 
dächtigen Gefindel nach Kräften mitwirken, 

Die ſaͤmmtlichen Dorfbewohner find durch die Schußen mit dem 
Inhalt diefer Inſtruktion befannt zu machen. 


Snftr. der Kgl. Regierung zu Stralfund für die Nachtwächter auf dem 
platten Lande vom 27. März 1819. 


43. Der Nachtwächter foll nicht ſtets einerlei Gang in feinem 


Reviere nehmen; fondern bald von einer bald von einer andern 
Straße den Anfang machen, öfters auf die vorigen Stellen auf eis 
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nige Minuten zuruͤckkehren, und folchergeftalt Die Diebe und anderes 
Gefindel furchtſam machen. ” 

Ihm liegt ob, auf die Straßenlateruen zu fehen, ob fie die vor 
geichriebene Zeit und heil breimen, das Gegentheil am nächften Mor 
gen anzuzeigen. Verordn. vom 9. Febr. 1734. $. 10 u. 233. (Ed. ©. v. 1734.) 

Zu denjenigen Ortichaften, welche in mehrere Reviere abgetheilt 
find, müffen die Wächter des angrenzenden Nevierd wenigftens in je⸗ 
der Stunde einmal gegenfeitig ſich anrufen, nnd von dem was fie et 
wa Berdächtiges wahrgenommen haben, fich benachrichtigen. Sie müf- 
fen aber fofort wieder auf ihren Poſten zurückkehren, und keineswe⸗ 

es ſich erlauben, Kap Zeit zur Gefellfchaft bei einander zu bleiben. 
ubl. der Regierung zu Lieanig vom 29. San. 1820 $. 6. 


(Kontrollirnng 44. Die Nachtwächter müflen über die Erfüllung 
derNachtwäch- ihrer Amtöpflicht genau Fontrollirt werden, und zwar 
— von der Polizeibehoͤrde des Orts, welche wiederholent⸗ 
lich des Nachts nachfehen muß, ob die Rachtwächter auf ihren Poften 
find, auch wohl von der Gendarmerie, und gelegentlich von den Lands 
räthen ſelbſt. Für jede nicht ordmungsmäßig abgewartete oder ganz 
unterlaffene Nachtwache müffen fie in eine Geldftrafe zur Dorfraſſe 
genommen werden, oder die Schulzen müffen fie binnen 24 Stunden 
dem Landrath zur Beftrafung mit Geld oder Gefängniß anzeigen. 
Bor alleg. Publ. der —— zu Merſeburg $. 11, Gumbinnen $. 8, Stral⸗ 
ſund $. 7, Liegnig $. 4, Koblenz $. 8. 

-  Dorfichulzen, welche hierbei ihre Pflicht verfänmen, find für al 
Ion Schaden veranhwortlich, uud müſſen in eine Geld» oder, Gefäng⸗ 
nifftrafe genommen werden. Daſſ. Publ. der Reg. zu Liegnig 8. 4. 


(Nachtpatrouil- 45. Wenn mehrere nächtliche Einbrüche unter: 
len.) nommen werden, eine Brandftiftuug gefchehen ift, und 
mehrere, auch zur Nachtzeit, andere Verbrechen zu beforgen find; fo ift 
ed Pflicht der Ortöpolizeibehörden, durch Bürgerwachen patronifliren 
zu laſſen.) Auch fteht denfelben frei, fi der Gendarmerie dazu 


zu bedienen. MM. R. vom 11. Juli und 3. Auguft 1822, und vom 8. Dezem⸗ 
ber 1824. 





— — —— — . 
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46. Damit die verdächtigen Perfonen am leichteften angehalten 
uud verhaftet werden fönnen, muß die Ortöpolizei bei nambafter 
Etrafe verordnen, daß nach 10 Uhr Abends, wenn der Mond nicht 
fbeint, Niemand auf den Strafen ohne eine bremmende Laterne gebe, 
wozu fie berechtigt iſt. M. R. vom 27. Noobr. 1819. 





Ar. Polizei in Beziehung auf die urfprünglichen 
und erworbenen Rechte der einzelnen 
Stants-Bürger überhaupt. 


Zit. IIL 


Sicherheit der Perfonen in Beziehung auf das Leben, die 
Gesundheit und die perfönliche Freiheit. 


(Einleitang.) 1. Das Leben, die Gefundheit und die perföns 

liche Freiheit ift des Meufchen höchites Gut, und diefes 
muß der Polizei heilig fein. . Sie muß möglichft verbüten, ohne in 
das Privatleben einzugreifen, daß weder durch die Individuen felbft, 
noch durch Andere ein Theil deffelben bedroht oder verlegt wird. — 
Leicht kaun der Trunkeue Andere beleidigen, fih und Andere Schas 
den zufügen; Quaffalber und Pfufcher, vorfäglicher auch unvorfich- 
tiger Gebrauch der Gifte, des Schießpulverd, der Schießgewehre u. 
ſ. w. fönnen das Leben und die Gefundheit gefährden; auf das Hal 
ten wilder Shiere, dad Tollwerden der Hunde u. f. w. bat die Por 
Tizei ihre Aufmerkſamkeit zu richten. Unmündige und Kinder koͤnnen 
von umberziehenden Perfonen erfauft oder entführt, und fo ihrer Frei⸗ 
heit beraubt werden u. ſ. w. 


— — 


aus einer andern Gemeinde, Bauerſchaſt x. Patrouillen erfcheinen, ohne 
daß ſelbſt diefe Gemeinde x. vorher davon Kenntniß hatte. Die Verdäch— 
tigen werden durch ſolche gegenfeitige Hulfen irre geführt, willen nie vor- 
her, wo fie die Nachtpatrouillen haben oder erwarten dürfen, und es wird 
dann in der Regel, bei firenger Ausführung und genauer Kontrolle, die in» 
fiherheit in der gefährdeten Gegend aufhören. 


Verfaſſer diefes hat, in der Eigenſchaft als Verwalter einer Land⸗ 
ratheftelle, diefe polizeilihe Maaßregeln oft, und in verfchiedenen Gegen- 
den ausgeführt, und ftet8 den erwünfchten Erfolg davon wahrgenommen; 
im Sahre 1821 fogar durch diefelbe eine weit verzweigte circa 30 Perfo- 
nen ftarfe Räuberbande ermittelt und zur Haft gebracht, von Denen gegen: 
wärtig (1835) noch mehrere Mitglieder in Folge ihrer damaligen Räube: 
reien in Zuchthäufern ſich befinden, 
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Die —— und Bewahrung der Geſundheit endlich aber ver⸗ 
mittelſt der Polizei gehört zunäͤchſt der Medizinal⸗Polizei au, und 
wird bier. befonders behandelt. 5 

2. Ein Jeder iſt fchuldig, fein Betragen fo einzurichten, daß 
er weder durch Handlungen, ‚noch durch Unterlaſſungen, Anderer 
Leben oder Geſundheit in Gefahr ſetze. A. 2, R. IL. 20. $. 891. 


3. Es ſteht wohl nicht im der Macht der Polizei, den Selbſt⸗ 
mord zu verhindern, das Gefeg beftimmt jedoch, daß Selbfhnörder 
nad ihrem Tode zwar nicht befchimpft werden, aber doch alles deſ⸗ 
fen, womit fonft das Abfterben und Andenken auderer Leute von ih 
* a. und Stande geehrt zu werden pflegt, veriuftig fein folten. 

af. $. 803. Ä | 
4. Bei gefährlichen Drohungen und Anftalten muß jede Obrigs 
Feit, wenn fie auch nicht Die gehörige ift, die zur Abwehrung einer 
A Gefahr erforderlichen Anftalten unverzüglich treffen. Daf. 
533. . 


Kap. 41. Unmündige, Blöds und Wahnfiunige, Be⸗ 
| trunfene. I 

5. Der Menſch aber, welcher in Geiſteszerrüttung verfalleh, iſt 
moraliſch todt, und unfähig, fein, Betragen den Geſetzen gemäß, ein 
zurichten. Der Staat trifft daher hinfichtlich Seiner die nöthige Vor⸗ 
ſorge. WERLI.EE 0° | 

f Die verfchiedenen Grade der Geifteözerrüttung werden bezeichs 
net mit u: 
„Bloͤdſinn“: Mangel des Vermögens, die Folgen der Hands 
lungen zu überlegen; und 
„Wahnſinn und Raferei”: gaͤnzlicher Mangel der Vernunft. 
a. a. O. $. 27 und 28, 

6. Blöds und Wahnfinnige müffen unter beftändiger Aufficht 
gehalten werden, fo, daß fie fih oder Andere nicht ſchaden Fönnen. 
MER. I 18. $. 841. 

Sie werden vom Staate unter Vormundſchaft genommen, fobald 
— nicht unter Aufſicht eines Vaters oder Ehemannes ſtehen. 
Daſ. $. 12. 

Das Gericht muß diefed feſtſetzen. Daſ. 6. 13. 

Bis die Blödfinnigfeits-Erflärung und Beſtellung eines Vormun⸗ 
des vom Gerichte erfolgt ift, gebührt der Polizei die Sorge für die 
Aunficht der Bloͤde und Wahnſinnigen; Juſt. M.R. vom 18. Juli 1812- 
(v. Kamp Jahrb. Bd. 1. ©. 239.) 
demnachſt aber dem Vormunde; Die Führung der Aufficht hingegen 
denjenigen, der die Pflicht der Erziehung hat, a. L. R. IL. 18. $. 382. 

Doch Fann zur Uebernahme der Aufficht über Raſende weder 
ein Verwandter, noch der Vormund, noch eine andere Privatperfon 
gezwungen werden. Daf. $. 343. 


\ 
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Finden der Vormund oder die Verwandten Feine andere Gele 
genheit, dgl. Perfonen unterzubringen; fo liegt dem Staate ob, dies 
— in eine oͤffentliche Anſtalt zur Verwahrung aufzunchmeun. 

af. $. 344. \ 

Bei bloßen Wahn und Bloͤdſinnigen, welche Fein Vermögen be 
Üben, wüfjen diejenigen, weichen deren Unterhalt nach den Gefeßen 
obliegt, auch die Roten der Aufficht, welche fie nicht ſelbſt übernebs 
men wollen, hergeben. Daf. $. 345. 

Ehe aber ein ſolcher Geiftesfranfer in ein Irrenhaus gebracht 
werden Fanı, muß der Verpflichtete zuvor aufgefordert werden, die 
Leiſtung felbft zu bewirken, wie dies im Allgemeinen die A. G. O. I. 
24. $. 48. vorſchreibt. M. R. vom 6. Novbr. 1828. 


Das vorangeführte Gefeß (A. 2. R. LI. 18. $. 345.) macht, vers 
glihen mit dem $. 341— 344, einen Unterfchied zwifchen Rafenden 
und Wahnfinnigen. Wiewohl das Gefeg nicht näher feſtſtellt, wie die 
Nafenden von den „bloßen Wahnfinnigen’ zu umterfcheiden find; fo 
würde doch aus den Dispofitionen des Geſetzes abzuleiten fein, daß 
unter ‚„Rafenden‘ Diejenigen Wahnſinnigen zu verftehen find, über 
welche nad der Befchaffenbeit ihrer Krankheit eine Aufficht, wie fle 
in einem Privathanfe möglich ift, wicht für gureichend erachtet werden 
kaun, was mithin in jedem Tonfreten Kalle durch das Gutachten 
Sachverſtaͤndiger feftzuftellen wäre. Hiernach ergibt ſich dann die 
Pflicht der Beauffichtigung und der Koftentragung nad Juhalt des 
angeführten Geſetzes. M. R. vom 19. April 1823. 

Ä Nah Obigem hat die Ortöpolizeibebörde alfo bei Bloͤd⸗ umd 

Wahnſinnigen, die nicht unter Aufficht eined Vaters oder Ehemans 
nes gehalten werden Fönnen, und bei Nafenden, wenn Keiner die 
Aufficht übernehmen will, den erften einariff, und ift verpflichtet, die 
Sorge für die gehörige Aufficht Chei Nafenden, bis der Staat die 
Aufnahme in eine öffentliche Anftalt verfügt hat,) zu übernehmen. 

Der Fall, wo bei einem Menfchen Geiſtesverwirrung eintritt, 
it als ein beachtungswürdiger Vorfall ſogleich zur Anzeige bei der 
Kreisbehörde zu bringen, und jede Ortöbehörde ift dazu von Amtes 
wegen verpflichtet. — Der Laudrath hat unter Zuziehung des Kreis⸗ 
phyfikus fofort das zweckmaßigſte Verfahren anzuordnen, und der 
Regierung unter Beifügung des Freisärztlichen Gutachtens Bericht 
zu erftatten. — Harte Behandlung der Gemüthöfranfen durch Ans 
legung derfelben an der Kette, Aufbewahrung in dunkeln und unges 
funden Gefängniffen, Mißhandlung durch Schläge, ift fireng uuterfagt. 
Yubl. der Reg. zu Dierfeburg vom 23. Novbr. 1826, 

Wegen der Erforderniffe ꝛc. bei Aufnahme der Geiſteskranken in 
Irrenanftalten ift das Nöthige unter Rubr.: Gefundheitspoligei, Ir⸗ 
renanftalten, bemerkt, : 


(AufsichtaufBe- 7, Betrunfene muͤſſen, gleich den Wahnfinnigen, 
trunkene.) für die Dauer ihred Zuftandes, unter Aufficht geſtellt 
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. damit fie ſich uud Andere Feinen Schaden zufügen. A. 2. R. 
L4a 8. 28. 


Wirthe und Schenker, bei denen die Beraufchung gefchehen, has 
ben die Sorge und Nachhanfefchaffung der Betrunfenen zu übernelys 
men, — Die Unterlaffung wird mit. 5 Thaler Strafe geahndet. Ges 
fchieht aber Durch diefe Sorglofigkeit ein Unglück, fo ſollen fie zur 
fisfalischen — gezogen werden. Publ, der Reg. zu Münfter 
vom 5. Septbr. 1817. (v. 8. N. 3. Heft. ©. 204.) 


( Vorbeugungs - 8 Der en Genuß des Brannutweins hat 
rang it u auf eine ſchreckhafte Weife überhand ‚genommen, und 
— 5 artet Häufig in eine gleich ſchadliche als fchändliche 
sucht.) Truukſucht aus, durch welche die Sittlichkeit erſtickt, 

Ordnung uud Ruhe geftört, das häusliche und bür- 
‚gerliche Glück zerrütter, nicht felten Verarımıng, Vergehen uud Vers 
brechen herbeigeführt werden. 


Dieſem Uebel, theils durch Vorbeugungs-Maßregelu, theils durch 
Entwöhnungsinittel entgegen zu wirken, ift ganz das Amt und die 
Pflicht der Polizei VBerwaitung; Diefer werden die nachfolgenden Ges 
fege und Verordnungen in Erinnerung gebracht, um darnach ihr Vers 
fahren zu begründen, ! 


Als Vorbeugungs-Maßregeln beftimmt das Allg. Lands 
recht Theil 2. Tit. 29. $. 6., daß Auſtalten getroffen werden follen, 
wodurch der Nahrungsfofigfeit vorgebeugt und der übertrichene Lurus 
gefteuert wird, und nach $. 7. ſollen Veranlaſſungen, wodurch ein 
ſchaͤdlicher Muͤßiggang genährt, und der Trieb zur Arbeitfamfeit ges 
fhwächt wird, nicht geduldet werden. 

Die Allerhöchfte Kabiners-Ordre vom 14. Mai 1803 befichlt die 
befondere Auffiht auf überflüffige Schenfftätten und Branntweinbu⸗ 
den, und will, daß die Jugend in den Schulen mit den böfen Fol⸗ 
gen der Trunkſucht befaunt gemacht werde, 


Das Geſetz vom 7. September 1811, über die polizeifichen Vers 
hältniffe der Gewerbe, verlangt $. 131 n. 132, welche Paragraphen 
auch im der Provinz Weftfalen Anwendung finden, zu Gaſt⸗ und 
Schenkwirthſchaften und zu allen folchen Gewerben, welche auf die 
Sitten des Volks einwirfen, polizeiliche Qualififationss Attefte und 
Geuehmigung. 

Nach dem Gewerbeſteuer⸗-Geſetz vom 30. Mai 1820. $. 10. iſt 
nur derjenige ald Speiſe⸗ oder Schenkwirth zu erachten, welcher Ge 
werbsweife ein offnes Lokal halt, um zubereitete Speifen und Getränfe 
zum Genuß auf der Stelle feil zu bieten, und als folcher ſteuer⸗ 
pflichtig. 
Der Handel mit Getränken ſchließt alſo das Recht zum Ver⸗ 
ſcheuk auf der Stelle nicht ein, und es darf daher Fein Kaufmann 
und Höcker im Laden gläferweife Brauntwein verkaufen. 
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Wer dagegen handelt, macht ſich einer Weberfchreitung der Ger 
werb-Befugniß und einer Kontravention ſchuldig, zu deren Nüge die 
Orts⸗Polizeibehoͤrde verpflichtet ift. 

Den Scheufwirtben ift, bei Verluft der Genehmigung zur Fort⸗ 
ſetzung des Schenks, nicht erlaubt, Länger als auf 8 Tage Bramuts 
wein auszuborgen. Reffr. vom 3. April 1828 (v. K. A. ©. 528.) 

Speifewirthe, Kaffeetiers, Neftaurateurs und Konditoren, dürfen 
Schnapps und Liqueure und andere Getränfe gläferweife nur auf 
den Grund polizeilichee Genehmigung ausſchenken, und ein bloßer 
Bierfchenfer ift nicht berechtigt, Branntwein zu verfchenfen. Reſtr. 
som 2. Juni 1823. (v. 8. N. ©. 388.) | 

Endlich beftimmt das Zirkular: Reffript vom 7. Januar 1823 
(v. Kamptz Annalen ©. 164.) dad Verfahren bei Ertheilung oder Wer: 
weigerung polizeiliher Genehmigung zum Betriebe gewiſſer Gewerbe, 
beionder8 der Schenk⸗ und Gaſtwirthſchaften, wornach sub 6. dus 
Schenkgewerbe in der Negel allen folchen Perſouen zu verfügen ift, 
welche daſſelbe nur als Nebengewerbe betreiben wollen. Nur folchen 
Perſonen fol, im Falle des Bedürfniffes einer Schenfe, die Erlaub⸗ 
niß dazu ertbeilt werden, welche durch einen gewiſſen Wohlftand uud 
durch ein tadelloſes Leben dazu geeigenfchaftet find. Die Wirtwen 
und Erben eines Schenkers haben zur Fortſetzung des Gewerbes Fein 
Recht, da die Erlaubniß nur auf die Perfon gebt und mit dem Tode 
erliſcht. Doch kann auf die individuellen Verhaltniffe billige Rückſicht 
genommen , und auch der Wittwe zur Fortfegung ded Gewerbes — 
wenn fie Dazu geeignet ift — die perfönliche — ertheilt wer⸗ 
den; immer aber erſt nach —— Prüfung der Verbältniffe. Reſtr. 


som 27. Febr. 1827. (v. K. A. ©. 224.) [Siehe auch: „Gewerbepolizei, Klein: 
handel mit Getränfen.‘] 


Als Entwöhnungsmittel beſtimmt das Allg. Landrecht Th. 
2. Tit. 19. $. 3., daß Diejenigen, die nur aus Trägbeit, Liebe zum 
Müffiggange, oder anderen unordentlihen Neigungen, die Mit 
tel, ſich ihren Unterhalt felbft zu ‚verdienen, nicht anwenden wollen, 
durh Zwang und Strafen zu nüßlichen Arbeiten unter gehöriger 
Aufſicht angehalten werden follen. 


Damit fteht die Allerhöchfte Verordnung, wegen Einrichtung des 
Land⸗ Armen⸗ und Arbeitshaufes zu Benningbaufen vom 15. Dezems 
ber 1820 und die Befanntmachung vom 24. Juli 1823 (Münfterfches 
Amtsblatt ©. 216.) in Uecbeteinftimmung. 


In Hinficht auf die verderblichen Folgen. des übermäßigen 
Branntweingenuſſes ift ein überall gleiched aber auch Fräftiges Ver⸗ 
fahren innerhalb der bemerften gefeglichen Schranfen dringend nös 
tig, und es kann hiernach den verfchiedenen Verwaltungs⸗Behoͤrden 
nicht ſchwierig fein, fih darin folgerecht zu bewegen. Es muß Grund⸗ 
fag fein und bleiben, die überflüfligen Schenfen bis auf das wirkliche 
Beduͤrfniß zu vermindern, und feinem Getränfehändler, der nicht zu⸗ 
gleich als Schenker fteuert, mithin die polizeiliche Qualifikation dazu 
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ſchon beſitzt, zu gm: gleichersdeife zum Genuß -auf’der "Stelle 
auszuſchenken. inliche JIntereſſen der Einzeluen müfjen dem Wohle 
des Ganzen — — ſein ‚ and dürfen daher nicht beruͤckſichtigt 
werden. Gegen Menſcheu, die fich unordentlichen Neigungen hinges 
ben, muß die Ortöpolizeibehörde nach den individuellen Verhältniſſen 
derfelben rathend und beifend wirken, wenn aber damit nicht auszus 
reichen iſt, Die gefeßlichen Entwöhnungsmittel anwenden. Publ. der 
Meg. zu Münfter vom 31. März 1829. 

Gegen einen betrunfen Gewefenen Tann nur im Falle des g. 
183. A. L. R. II. 20. (ſiehe Sittenpoligei. $. 1.) Strafe verfügt wers 
den. M. R. vom 26. Auguft 1834. 


(Beaufsichtigung ¶ 8. Kinder unter 12 Jahren folen nicht ohne Aufs 
unmündiger fiht, oder gar eingefchloffen, in den Hänfern zurücs 
5 gehalten werden, damit jede Lebens⸗ und Feuersge⸗ 


fahr befeitigt werde. WER.ILS, Ld £ 
vom 26. Novbr. 1824. $. 1558 und Publ. der Reg. 3. Münfter 


Kap. 2. Dampfmafchinen. 


(Anlagen und 9. Die Aufftelung von Dampfmafchinen zum Ger 
—— * brauche darf nicht ohne beſondere polizeiliche Erlaubniß 
nen u Dampf. geſchehen. A. K. O. vom 1. Jan. 1831. $.1. Geſetzſ. S. 243.) 
Lessei.) Dieſe Erlaubniß iſt zeitig vor der beabſichtigten Auf⸗ 

ſtellung unter genauer, mit den erforderlichen Zeich⸗ 
nungen begleiteter Beichreibung ded Orts der Anlage, der Art, des 
Umfanges und Zwedes der Mafchine, des Materiald und der Stär 
Te des Keſſels ze., und zwar, in den Städten bei der Ortöpolizeibes 
nn auf dem platten Lande aber” bei dem Landrathe nachzuſuchen. 

af. $. 2. 


Die Pläne und Zeichnungen, welche in duplo einzureichen, und 
wovon ein Gremplar beglaubigt ge ar wird, find nach Juhalt 
der Inſtruktion v. 21. Mai 1835. (Gefepf. ©. 94.) anzufertigen. 
Wegen Berfegung bereits betriebener Dampfmafchinen findet diefelbe 
Inſtr. $. 6. Anwendung. 

Bevor die Genehmigung zur Aufitelung der Dampfkeſſel ertheilt 
wird, muß die polizeiliche Zuläffigfeit derfelben durch einen fachvers 
fländigen Beamten, nach Anl, der Inſtr. v. 13. Oft. 1831 GGeſetzſ. 
©. 244.) und vom 21. Mai 1835. Geſetzſ. S. 94.) geprüft, und 
die genaue Beobachtung derfelben von letzterem befcheinigt werden, 

nftr. vom 13. Oft. 1831. $. 1. Geſetzſ. ©. 244.) und Publ. der Regierung zu . 
ünfter vom 7. Aug. 1835. 

Die vorftehenden Beftimmungen finden auch Anwendung auf die 
zu andern Zweden anzulegenden Dampflefie, Es kaun deshalb bei 
Anwendung der Vorſchrift des $. 2. der Inſt. v. 13, Dft. 1831, 

wornach die Anlage von Dampfkeſſeln in einem befonderen 
Gebäude erfolgen muß, fofern e8 fich nicht von kleinen Keſ⸗ 
ſeln handelt, welche die Dämpfe für Mafchinen von zwei 
höchitens vier Pferdefräften entwideln, 
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wicht "die Beſtimmung der Anlage, fondern lediglich die Einrichtung 
des Keſſels an fi) betrachtet, das Kriterium abgeben. Jeuer Vor: 
fchrift unterliegen daher alle Keſſel, welche fo eingerichtet find, daß 
die Dämpfe gejpunnt werden Fönnen; und davon ausgenommen find 
nur die Meinen Kefjel, welche bloß zur Entwicelung von Dämpfen 
für Mafchinen von zwei höchftend vier PferdesKräften geeignet find, 
und welche das biezu erforderlihe Maaß nicht überfchreiten. Fol— 
eudes Beifpiel wird bierbei zu Grläuteruug dienen: Um die zum 
böreunen von 2 Wispeln Getreide oder Kartoffeln innerhalb 14 
Stunden erforderlichen Waſſerdaͤmpfe zu befhaffen, deren Spannung 
die der Atmosphäre um etwa 2 bis 3 Pd. überjteigt, gehört nad) 
der bisherigen Erfahrung ein Dampffeffel von etwa 2000 Quart Inhalt. 
Ein Kubikfuß enthält 27 Quart, mithin würde der Juhalt des Keffels 
etwa 77 Kubiffuß fein, wefür, der Sicherheit wegen, 80 Kubiffuß 
angenommen werden koͤnnen. Ein Dampfkeſſel, der die erforderlichen 
Dimpfe von jener Spannung für den Betrieb einer Dampfmafcine 
von 1 Pferdefraft befchaffen foll, muß bei der Bedingung, daß der 
Dampfraum ebenfoviel an Juhalt betrage, als der vom Waffer eins 
mmene Raum, 2 mal 20, alſo 40 Kubiffuß, von 2 Pferdekräf: 
aber pro Pferdefraft 2 mal 17 oder 34 Kubiffuß, allo 68 Kurs 
biffuß an Inhalt erhalten. Es würde daher ein folcher Dampffeffel 
von 80 Kubiffuß Juhalt für eine Brennerei auch zu einer Mafchis 
ne von etwa 2 Pferdefraft gehören, uud innerhalb des Arbeitsrau⸗ 
mes aufgeftellt werden dürfen. M. R. vom 17. Zuli und Publ. der Reg. 
zu Münfter vom 7. Aug. 1835. 

Im Falle der polizeilichen Zuläffigfeit hat dieſe Behörde vor 
Ertheilung ihrer Genehmigung das Vorhaben, um efwanige privat: 
rechtliche Einwendungen dagegen zu vernehmen, öffentlich befaunt zu . 
machen. 9. 8. D. vom 1. Zanr. 1831. $. 3. 

Iſt die polizeiliche Zuläffigkeit der Aufftellung eines Keſſels zur 
Dampfmafchiue, oder eines zu anderm Zwecke einzurichtenden Dampf⸗ 
keſſels dargethau, fo muß dad Vorhaben der Anlage durch einen Ans 
fchlag im Dem Dienftlofale der Polizeibehörde, fo wie durch einmalige 
Sufertion. im die Öffentlichen Blätter, mit einer praffufisifchen Friſt 
von vier Wochen befaunt gemacht werden, biunen welcher ein Jeder, 
der durch Die beabfichtigte Anlage fich in feinen Rechten beeinträchtigt 

ubt, feine Einwendungen geltend zu machen und zu befcheinigen 
* Ueber ſolche Einwendungen entjcheidet die betr. Polizeibehörde, 
und Fan gegen deren Feſtſetzung der Weg Rechtens nicht ergriffen 
werden, vielmehr findet nur der Rekurs an die obere Polizeibehörde 
Statt. Alleg. Inftr. vom 13. Oktbr. 1831. 8. 14. 


Späteftend 3 Tage nach gefchehener Anzeige von der wirklich 
erfolgten Aufitellung eines Dampfkeſſels hat die betr. Polizeibebörde 
genau zu unterfuchen, ob die Ausführung den Beſtimmungen der da; 
zu ertheilten Erlaubniß entjpricht, worüber fpätetens innerhalb 3 Tage 
nach der veranjtalteten Unterfuchung eine Beicheinigung auszuftelten ift. 
4. 8. O. vom 1. Janr. 1831. $. 4, und alleg. Snftr. $. 15. 
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Wer entweder ohne Erlaubniß der betr. Polizeibehörde eine 
Dampfmafchine zum Gebrauche aufitelt, oder bei der genehmigten 
Aufftellung von den ihm vorgefihriebenen Bedingungen abweicht, oder 
endlich die Mafchine vor empfangener Beicheinigung über die vor⸗ 
fchriftsmäßige Aufſtellung in Gebrauch fegt, iſt mit einer Polizeiftras 
fe von 10 bis 50 Thalern zu belegen. alleg. A. 8. D. 6. 6. 

Mit diefer Strafe ift die gänzliche Abtragung der ohne Erlaub⸗ 
niß aufgeftellten, oder in- Gebrauch gefegten Dampfmafchinen in dem 
‚Falle zu verbinden, wenn diefelbe au einem nicht geeigneten Orte aufs 
geſtellt, oder ihre Einrichtung Beſorgniß ervegeud, fehlerhaft und 
nicht zu verbeſſern iſt. a. a. O. 8. 7. 

Die vorſtehend zu 6 angeordnete Strafe, trifft auſſer dem Uns 
ternehmer auch den Werfmeifter, welcher die Aufftellung einer Dampfs 
- mafchine, ohne die erforderliche polizeiliche Erlaubniß, oder nicht nach 
der Vorfchrift der Letztern ausführt. Daf. $. 8. = 


Kap. 3. Waffengebraud,. 


(Verbotene Waf- 10. Niemand fol Stilets oder dreifantige cf. g. 
* . Allgemei Schilf⸗) Klingen führen. A. 2, R. IL. 20. $. 746. 
nen.) | 


Gemeinen Peuten ft, in Stöden oder auf andere Art verborges 
ned Gewehr zu führen, nicht erlaubt. Daf. 6. 747. 

Die bloße Führung folcher verbotenen Waffen fol mit Konfis- 
kation derfelben, und 5 bis 20 Thaleru Geldftrafe geahndet werden. 
Daf. 8. 748. | 

Der Verkauf folcher Waffen fol polizeilich unterfagt werben. 
M. R. vom 6. Oktbr. 1835. 


(Bei Pfänduh- 11. Um der Sache, welche gepfändet werden foll, 
gem.) ſich zu bemächtigen, follen weder gefährliche Waffen, 
noch reißende Hunde gebraucht werden. Daf. I. 14. $. 423. 


(Verbot, gela- Niemand foll, ohne wahrfcheinliche Gefahr eines nächts 
— lichen Ueberfalles, geladenes Gewehr in ſeinem Hauſe 
ae FR verwahren, noch weniger folches an Orten binftellen 

oder aufbängen,. wo Kinder oder andere unerfahrne Leu 
te dazu kommen Fönnen. Daſ. IT. 20. $. 740. — 


(Vorsicht der 13. Reiſende oder Jäger, welche geladenes Gewehr 
"Reisenden od. ge} fi führen, müffen, wenn fie in ein Haus treten, 
Jäger, welche open irgendwo unter Leuten fich aufhalten, daſſelbe bes 
führen.) ſtändig im ihrer unmittelbaren Obficht haben, oder ed 


des Schuffes entledigen. Daf $. 741. 


Gaſtwirthe, bei welchen dergleichen Perfonen einfehren, müſſen 
darauf fehen, daß eutweder eines oder das andere geſchehe; oder fie 


f 
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müffen dad Gewehr dergeftalt in eigene fichere Verwahtung uehmen, 
daß dadurch Fein Schaden entfichen kanu. Daf. $ 742. 


(Strafbestim- 14. Wer diefen Vorfchriften ($. 740—742) zus 
mung.) wider handelt, fol allemal mit Arreft auf 8—14 Tas 
e, oder mit 5—10 Shaleru Gelditrafe belegt werden. 

9f. $. 743. 


15. Zur Verhütung des Wilddiebftahld ift zwar den Perfonen 
gergen Standes, indbefondere auch den Bauern und Bürgern Fleis 
ner Städte verboten, Schießgewehre zu befißen, und es ift verordnet, 
daß die Polizeiobrigkeit deshalb öftere Viſitationen veranlaffen, die 
—— Gewehre konfisziren, und die Kontravenienten mit Leibes⸗ 

afe belegen ſollen; publ. vom 27. Auguſt 9796. (Mylius Ediktenſ. B. 10. 
S. 690.), Forſt-⸗, Maft: und Jagdordn. für die Mittel», Alt⸗, Neus und Ufer- 
maf vom 20. Mai 1720. Tit. 22. Ä 
es finden aber diefe frühern Geſetze, ohne förmlich aufgehoben zu 
fein, dennoch Feine fernere Auwendung. Es ift bei der Lage bes 
Staats in den verflofienen Jahren nicht allein geduldet, fondern die 
Nation iſt auch aufgefordert worden, fih Waffen anzufchaffen. — Es 
Tonnen daher in der Regel alle mündige Grundeigenthümer, verabs 
fhiedete Soldaten die den Krieg mitgemacht uud eine eigene Wirth⸗ 
Ichaft haben, und Mitglieder der Burgergarden und Schüßengilden 
Schießgewehre halten. Dagegen haben die Polizeibehörden unverftäns 
digen jungen Leuten, oder folchen, in deren Händen ein Gewehr der 
gemeinen Sicherheit fchädlich fcheint, indem fie ihrer Verftandesfräfte 
nicht mächtig, oder dem Trunke ergeben find, befonderd aber denen, 
die entweder Mißbrauch mit dem Gewehre getrieben, oder Jagdkon⸗ 
fraventionen begangen, die fich ungehorfam gegen die Obrigkeit ges 
zeigt, oder eined Verbrechend wegen mit Feſtungs⸗ oder Zuchthaus⸗ 
firafe, oder Verluft der Nationalkokarde bejtraft find, die Gewehre 
von Obrigfeitöwegen wegen wegnehmen, und folche für ihre Rech 
nung verkaufen zu laſſen. M. R. vom 18. Dejbr. 1815, u. 29. Zuli 1928, 
(8.9. ©. 666 und 667.) 


Es kann die Wegnahme eines Schießgewehrs aus polizei 
lihen Gründen, d. b. zur Vorbeugung von Unglüdsfällen oder zur 
. Verhütung von Verbrechen, nur gegen Diejenigen Statt finden, die 
damit nicht umgehen Fönnen, oder die des Mißbrauchs deffelben zu _ 
Wilddiebereien und Zagdfontraventionen bereits überführt find. M. R. 
vom 11. März 1835. | 


(Schiesseninder 16. Des Schießend mit Feuergewehre, des Ru 
Nähe bewohn- fefenwerfens und anderer Feuerwerke, in der Nähe 
ter Häuser) son Gebäuden oder andern leicht entzundbaren Sa⸗ 
chen, fol fi ein Jeder Cauc ein Jäger) bei Vermeidung einer bes 
ſonders feftzufegenden Strafe enthalten. A. 2. R. IL. 20. $. 1554, 1458. 
M. R, vom 2. Aug. und 7. Septbr. 1793. (Stengeld Beitr. > 10. ©. 295.) 
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er in bewohnten, oder gewöhnlich "von Menfchen beſuchten 
Orten ſich des Schießgewehrs, der Windbüchfen oder der Armbrüfte 
bedient, oder Feuerwerke, ohne befondere Erlaubniß der Obrigkeit, 
abbrennt, fol, wenn auch Fein Schaden gefchehen ift, in eine Strafe 
von 5 bis 50 Thalern genommen werden. A. L. R. IL 20. $. 745. 

Unter gleicher Strafe ift das Schießen bei Hochzeiten, Prozeſſio⸗ 
nen und andern feierlichen Gelegenheiten unterſagt. Publ. d. Reg. zu 
Minden vom 14. Juli 1817, Münſter vom 7. Septbr. 1820 u. 3. Juni 1825. 


(Sicherheitshäh- 17. Um dad Losgehen der Perknſſionsgewehre 
ne bei Perkus- bis zum Augenblicke des Losdrückeus und Dadurch Un— 
sionsgewehren.) glud sfaͤlle zu verhüten, hat das Kgl. Min. des Jun. 
u. der Pol. den f.g. Sicherheitshahn, als die zweckmäßigſte und 
einfachite Sicherheitövorrichtung, empfohlen. Die Beſchreibung und 
Abbildung ift in den verjchiedenen Negierungsamtsblättern von 1829 
enthalten, Publ. der Reg. zu Münfter vom 3. Oft. 1829. (Abit. ©. 473.) 
| Die Unterkafung diefer Vorſichts- und Sicherheitsmaaßregel bei 
dem Gebrauche der genannten Gewehre, wird, im alle eines da; 
durch entftchenden Schadens, als eine Verſäumniß der Jedermann obs 
liegenden Vorficht, und mithin als eine grobe Fahrlaͤſſigkeit angefehen 
und gefeglich geahndet werden. Publ. der. vom 15. Juli 1830. 


(Scheiben- und 18. Das K. Oberpräfidium der Prov. Weſtfalen 
Vogelschiessen.) hat nach den betr. Negier. Amtsbl. von 1816 folgen- 
des verorduet: 


1) Jedes Öffentliche Vogel⸗ oder Scheibenfchießen, e8 mag-von Ges 

feltfehaften oder zur befondern Webung angeftellt werten, muß 

der Orts⸗Polizei⸗Behoͤrde mindeſteus 3 Tage vorher angezeigt, 
auch müffen derfelben gleichzeitig 

je nach der Zahl der fich übenden Schügen 1 bi8 3 Vorſteher 

in Vorſchlag gebracht werden, welche gelernte Jäger vder aner⸗ 

Fannte Schügen find, oder als Soldaten und Landwehrmänner 

die Behandlung des Gewehrd gründlich erlerut haben. 

3) Die Ortöpolizeibehörde kann zwar ohne befonders triftige, im 
Zweifel von dem befr. Landrathe näher zu prüfende Gründe, die 
Erlaubniß zu einem folchen Schießen nicht verweigern, fie bleibt 
aber felbit für die Tüchtigfeit und amsreichende Anzahl der 
vorged. Vorfteher verantwortlich, umd hat daher, im Falle fie 
Bedenken gegen die vorgefchlagenen Perfonen hegen, uud taug⸗ 
lichere zur Hand haben follte, den beſſeren die noͤthige Aufſicht 

zu übertragen. Namentlich gebührt uuter den gedienten Soldas 
ten ze. den Unteroffizieren dev Vorzug. ’ 

4) Dergleichen Auffeher müffen auch von jeder ordentlichen Schüts 
zengeſellſchaft, iu Vebereiuftimmung mit der Ortspolizeibehörde 
beiteflt, und dem Schügenköuige oder Gildemeiſter zur Dülfe ge: 
geben werden. 


2 


— 
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5) Dem anf folche Weife gebildeten Vorſtaude des Schießens Liegt 
die fihere Auswahl des Scheiben und Schüßenftandes, die ſorg⸗ 
faͤltige Prüfung der Gewehre vor dem Anfange des Schießens, 
die ftrenge Aurfcht und Unterweifung beim Laden und bei dem, 
nach der beftimmten Nummernfolge zu ordnenden Schießen, fo 
wie bei der etwauigen Vertheilung der Preife u. dgl. ob. Die 
Beſtimmung der Grenzen für die Zufchauer, Vorbeugung und 
Abwendung jeder Gefahr und Unordnung ift eben fo die Pflicht 
diefer Voriteher, als ein jeder Theilnchmer und Zufchauer ihren 
Anordnungen unbedingt Folge zu leiten, und im Galle einer 
Widerſetzlichkeit ſtreuge geſetzliche Ahudung und Strafe zu ges 
wärtigen bat. 

6) Kein Theilnehmer diefer Luftbarfeit darf ein Gewehr geladen 
mit nach dem Schübenplage bringen, oder geladen mit nach 
‚Haufe nehmen, bei Strafe von der Theilnahme ausgefchloffen zu 
werden. Oberpr. Verordn. für Weftfalen vom 27. Aug. 1816. Aehn- 


liche Berordn. der Reg. zu Magdeburg vom 25. Janr. 1822, zu Erfurt 
vom 8. Zuli 1818 u. |. w. | 


Die K. Neg. zu Münfter hat in Folge eine, bei Gelegenheit eis 
ned Vogelſchießens Statt gehabten großen Unglücksfalles, wobei 5 
Perfonen durch ein mit zerhauenen Kugeln geladened Gewehr zum 
Theil ſchwer und Iebeusgefährlih verwundet worden, noch Folgendes 
zuſãtzlich beftimmt: 

4) Es darf Fein Scheibens und Vogelichießen weniger ald 400 Schritt 
oder 1000 Fuß von öffentlichen Wegen und bewohnten Häufern 
entfernt fein, es fei denn, daß bei Scheibenfchießen fürmliche 
Schiegitände und hinreichend hohe und fichernde Kugelfänge ans 
gelegt find. 

2) Solche, auch regelmäßig widerfehrende Schießübungen dürfen nur 
mit fchriftlicher Erlaubniß des Buͤrgermeiſters Statt finden, der 
fit) von den Sicherheitsmaaßregeln zu überzeugen und die Grs 
laubniß zu ertheifen oder fchriftlich zu verweigern hat. 

3) Der VBürgermeifter hat die polizeiliche Aufficht zu handhaben, 
oder handhaben zu laſſen. 

4) Außergewöhnliche Scheiben» und Bogelfchießen dürfen nur mit 
Genehmigung ded Landraths, und nur dann Statt haben, wenn 
durch dargethane Sicherheitdinaaßregeln Unglüd mit Wahrfcheins 
lichkeit nicht zu befürchten iſt. Bogelichießen dirfen in der Res 
gel nur bei wirklichen Schügengefellfchaften nachgelaffen werden, 


5) Jede Schübengefellichaft hat zur Erhaltung der guten Ordnung 
und Verhütung von’ Gefahr Konventignalftrafen einzuführen, 
auf deren Grlegung der SchügensBorftand zu halten hat. 


6) Während ded Schießend dürfen Feine geiftigen Getränke verabs 
reicht werden. 


a“ 
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7) Widerfetlichfeit gegen den Borftand und bie beauffichtigenden 
Polizeioffizianten an Ort und Stelle wird mit Wegweifung vom 
Schießplatze und nad Befinden der Umſtände mit a 
ftrafe, augenblickliches Abführen zum Arreft, und nach den Ges 
jeben mer Publ, der Reg. zu Münfter vom 31. Mai 1828 (Abft. 

. 219. 


Bei allen nach diefen Vorſchriften eingerichteten Schügenfeften ift 
die Gendarmerie nicht unbedingt zur Handhabung der Polizei zu kom⸗ 
mandiren, ohne fie. jedoch von der Theilnahme an der Gefellichaft 
auszufchließen; daß fie aber in der Nähe bereit gehalten wird, um 
bei etwaigen Ausbrüchen roher Unfittlichfeit oder offenbarer Aufleh- 
nung erforderlichenfants einfchreiten zu Fönnen, verfteht ſich von felbit. 
Zirf, Reſtr. derf. vom 2. Aug. 1834. Ä 

Obige Beftimmungen wegen der Schüßenfefte find dahin einiger 
maßen modifiziert: daß die Schüßengilden lediglich als Privatvereine 
zur Uebung im Schießen und zum gefelligen Vergnügen zu betrach- 
ten find. Hieraus ergibt fich von felbft, daß in fofern fie blos die 
Verhältuiffe der Mitglieder unter fich betreffen, fie gar Feiner Beſtaͤti⸗ 
gung bedürfen; daß, in foferu polizeiliche Gegenftande dabei zu ord⸗ 
nen find, die Ortspofizeibehörden, und in höherer Suftanz die Negies 
rung die Aufficht zu führen, und bei Feſtſetzung der Neglements mit 
zu wirken haben; daß aber, fofern die Gilden Korporationsrechte nach- 
fuchen, um. Grundeigentum zu befißen, oder dergl. Rechte anderweit 
zu reguliven find, dad Reſſort des Ministeriums eintritt, M. R. vom 
9. Juni 1832. 

Den Schuͤtzengilden bleibt e8 überfaffen, ob, und in welcher Art 
fie fi) uniformiren wollen, mir ift dabei die Wahl einer Beffeidung, 
welche mit der eingeführten preuß. Zivil oder Mifitair-Uniform übers 
einftimmt, auszuschließen, mithin auch dad Tragen von Czakots nicht 
zu geſtatten; an deren Stellen Hüte oder Mügen gewählt werden 
koͤnnen. M. R. vom 31. März 1818. 


(Ressortverhät- 19. Die Beftrafung der Kontraventionen gegen 
niss.) die in den SS. 16—18. vorftehend enthaltenen Vorſchrif⸗ 
ten, in fofern Fein Schaden dadurch eutſtanden, fteht der Polizei zır. 
Entfcheid. der — — vom 1. Septbr. 1777. (Annalen der Geſetzg. 
und Redtögelehrf. Bd. 4. ©. 260.) 


(Selbstgeschosse, 20. Niemand, auch der Zagdberechtigte. nicht, darf 
Kusiseisen und ein Selbſtgeſchoß anlegen. U. 2. R. II. 16. 5. 58. 
eranlependurch  Buhßeifen oder Schlingen dürfen nur an. abgele- 

' Kinder ete.) genen Orten und mit folcher Vorficht, daß dadurch 

weder Vieh noch Menfchen ohne eigenes grobes Ver⸗ 


a der Teßteren zu Schaden kommen Fönnen, gelegt werden. Daf. 


‚Zur Verhütung von lebensgefährlichen Befchädigungen ift das 
Anzünden und Unterhalten von Feuer durch unerwachfene Perfonen 
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im Felde oder auf Wiefen, bei 15 Sgr. bis 2 Thlr., gegen Dienſt- 
berrichaften, Eltern oder Vormünder zu erfennende Strafe unterfagt. 
Publ. der Reg. zu Münfter vom 4. Desbr. 1835. 


(Gebrauch des 24. Bei Vorftellungen, namentlich der Kunftreis 
rag at ter und Seiltänzer ift feitend der Ortspofizeibebörden 
Auktionen) dafür zu forgen, daß Fein unvorfichtiger Gebrauch des 
* Schießgewehrs gemacht, oder das Publikum auf aus 

dere Art nicht gefährdet werde. M. R. v. 16. März 1829. 


Kap. 4 Schießpulver, Gifte und Verhütung von 
fonftigen Unglüdsfällen. 
(Verfahrem bei 22. Das nach der Inftruftion vom 17. Desbr. 
— * 1821 zu beobachtende Verfahren bei Verſendung des 
PT Schießpulverd zum Militair⸗Bedarf, ſoll auch in Abu 
licher Art bei Privatiendungen beobachtet werden. Publ. der Neg. zu 
Münfter vom 19. Novbr. 1822, 
Die gedachte Juftr. ift umgearbeitet, und zufolge M. R. vom 
24. Mai. 1834 nachftehenden wejentlihen Inhalts durch die Amtss 
blätter befaunt gemacht: 


1. Im Allgemeinen. 


1.) Bei jeder Pulververfendung ift zuvoͤrderſt darauf zu fes 
ben, daß die Tonnen, im welchen fi) dad Pulver befindet, vollfoms 
men dicht und gut find, und nicht ſtreuen. Sede Tonne muß daher 
vor der Verladung in der Entfernung von 50 bis 100 Schritt vom 
Magazin unter Beobachtung der für die Pulverarbeiten ſchon im All 
gemeinen gegebenen Vorfihtömaßregeln, 3. B. Unterfegen vou Haars 
deden 2. ze. vom Böttcher genau nachgefehen, die Reifen, welche febs 
len oder fehlecht find, durch neue -erfegt und fümmtliche gehörig auges 
trieben werden. | 


2.) Beim Herausbringen der Tonuen aud dem Magazin 
müſſen in demfelben nicht mehr Leute angeftellt werden, ald gerade 
nöthig find, auch wählt man dazu die ftärfiten, beim Herabnehmen 
der Tonnen von ihrem Lager, müflen fie ſtets gehoben und nicht ge; 
ſchoben auch nicht gerollt, fondern jederzeit getragen, jedes Rei⸗ 
ben oder Herabgleiten vermieden und überhaupt alle bei. dergleichen 
Arbeiten vorgefchriebenen Vorfichtsmaaßregelu ſorgfaͤltig beobachtet 
werden. Die Leute welche beſtimmt find, die Tonnen mit Pulver bis 
zur Stelle, wo fie der Böttcher unterſucht und von bier bis zum 
Eins oder Aufladungsplag zu bringen, dürfen das Magaziu nicht bes 
treten, fonderu die im Magazin felbit angeftellten Arbeiter bringen 
die Tounen bis au die Thuͤr deffelben, wo fie von jenen in Empfang 
genommen und auf befonderen Pulvertragen weiter gebracht werden, 


Auch am Auf oder Einladungsplage müffen die Tonuen gleich 
fals auf Deden und nicht auf die bloße Erde geftellt werden. 
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, 3), Wem der Tag des Abgangs eines Pulvertvansports 
beſtimmt if, müffen von Seiten der abfendenden Militairbes 
börde die Königlichen Negierungen, deren Bezirk ein dergleichen Puls 
vertrausport beruͤhrt, die Kommandantur des Orts, wohin der Traͤus⸗ 
port beſtimmt iſt, das Artilleriedepot oder derjenige Truppentheil, für 
den Die Abfendung gefchieht, von der bevorftehenden Anfunft und dem 
wahrfcheinlihen Tage derfelben, fo wie von dem Betrage des Trang- 
ports benachrichtigt werden, Die Negierungen müffen auch Keuntniß 
von dem Wege erhalten, welchen der Pulvertransport nehmen wird, 
namentlich bon den Orten, in deren Nähe derfelbe über Nacht Bleiben 
wird, alles fo vollftändig, als es nach den Umſtaͤnden in jedem eins 
zelnen Falle möglich ift. 


‚Die betreffenden Regierungen müfjen felbft von den kleineren 
bei den reſp. Truppentheilen vorfommenden Trandporten Yon loſem 
Pulver oder von fertiger Munition, als auch von dem Trausport der 
Uebungsmunition aus den Artilleriedepots in die Quartiere der Trup⸗ 
pen, Durch den betreffenden Truppentheil, unmittelbar uns 
fer möglichft genauer Bezeichnung der Zeit ded Transports, und 
ſtets fo früh, als es irgend fein Tann, unterrichtet werden. Diefe 
Benachrichtigung muß deshalb fo frühzeitig gefchehen, damit den Kös 
mglichen Negierungen zur weiteren Bekanntmachung au die betreffeng 
den Eofafbehörden noch hinreichende Zeit bleibt, und diefe Zeit ges 
winnen, die nöthige Anordnung zum guten und fiheren Fortfommen 
des Pulvertransports zu treffen. 


Sollte der Tag des Abgangs ded Transports ſich fo weit im 
Voraus nicht mit Beftimmtheit angeben laſſen, fo ſiud die Negieruns 
gen doch jedenfalld von der ae Berfendung vorläufig bei 
‚zeiten zu benachrichtigen und demnächft nachträglich von dem Tage 
des Abgangs in Kenutniß zu ſetzen. 


Eind bei einem Waffertransport Schleufen zu paffiren, fo muß 
die abfendeude Mifitairbehörde, auch die Ortsbehörde, two fich die 
Schleufen befinden, oder die nächfte vorgefeßte Behörde, den Schleus 
fenmeifter ebenfall3 von dem wahrfcheinlichen Tage der Ankunft def 
felben bei den Schleufen ze. und von der Zahl der Schiffe benachrich- 
tigen, damit im Voraus aller Aufenthalt bei den Schleufen befeitigt 
werde, Auch muß fich die abfendende Behörde vor Abfendung des 
Transports genau uuterrichten, ob die zu paflirenden Schleufen ꝛc. 
wicht in Reparatur begriffen find, und den Transport nicht eher abs 
fenden, als bis fie vom Gegeutheil überzeugt ift. 


4.) Beim Beladen der Wagen ift darauf zu achten, daß fie 
nicht zu viel Laft erhalten, weil dadurch ihre Haltbarkeit und ihr 
Fortkommen auf dem Marfch gefährdet wird, befonderd wenn das 
Einſchlagen von Nebenwegen nothwendig wird, aber auch nicht zu 
wenig, um die Anzahl derfelben unnöthig zu vermehren. 
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Diefe Rüdffichten find von der den Transport abjendenden Be: 
börde wohl zu erwägen, da die aus Diefer Urſache möglichen nach 
theiligen Folgen derjelben gänzlich zur Laſt fallen, 

In gewöhnlichen Fällen und bei einem im Allgemeinen guten 
und ziemlich feiten Wege kann man auf einem vierfpännigen Laudwa— 
gen 12 Gentner, auf einem Frachtwagen 30 bis 40 Ceutuer Laſt 
redyuen, wobei e8, beſonders bei erftern noch nothweudig fit, mach 
Verhältuiß der ganzen Anzahl derfelben, einen oder auch mehrere les 
dige Wagen zum Vorrath zu beftunmen, um diefe, wenn ein bekades 
ner ſchadhaft wird, zur Aushülfe zu haben, 

Nur völlig gute und brauchbare Wagen, die hinreichende Halt: 
barkeit verfprechen, dürfen-zu Pulververfendungen genommen werde: 
Es müſſen daher vor der Beladung ſämmtliche Wagen einer genauen 
Befichtigung unterworfen werden. 


5.) Bon der Stelle, wo der Böttcher die Tonnen in Stand - 
gefegt hat, werden diefe nach dem 150—300 Schritt vom Magazın 
entfernten und wo möglich wieder abwärts von demfelben gewählten 
Berladungsplage getragen, bier auf Decken geftellt, forgfaltig vom 
Etaube gereinigt und fodann jede Tonne mit 4 Strohfeilen feit ums 
widelt, um jede Reibung au einander zu verhindern. 

Die Tonnen werden dann behutfam auf den Wagen, der mit 
einer Lage Stroh verfehen wird und deffen Befchläge an den Leiters 
baumen möglich mit Stroh bewickelt werden, gebracht, und hier aus 
berdem noch vecht feft mit Stroh verpadt. Wenn die ganze Ver- 
packung vollendet ift, wird noch eine dicke Strohlage über die Tou— 
nen gelegt und der Wagen mit eimem guten Plantuch überzogen. 

Werden mehre Wagen gleichzeitig beladen, fo müfjen diefe gleich- 
falls 150—300 Schritt unter ſich entfernt aufgeftellt werden. Wenn 
ein Wagen beladen ift, wird er fogleich abwärts geführt und die fo 
beladengu Wagen zufammen gefahren, unter gehörige Aufſicht geftellt. 

Bei dieſer ganzen Arbeit muß überhaupt mit der größten Vor 
ficht verfahren, diefelbe mit Nuhe und Ordnung ausgeführt, und 
nicht übereilt werden. 


‚_Seder Mann muß feine beftimmte Befchäftigung haben, auch 
müfen nicht mehr Meuſchen dabei angeftellt werden, als zweckent⸗ 
ſprechend bejchäftigt werden können. 


Am Abend vor dem Abgange des Transports werden fümmt: 
Ihe Wagen gut gefchmiert, 


6.) Während des Transports müſſen die Wagen befonders 
nnd für Jedermann ſchou von fern keuntlich, als mit Pulver bela— 
den, bezeichnet fein. Zu dieſem Zwecke wird jeder Wagen auf bei- 
den Seiten des Plans mit. einem in die Augen fallenden P. bezeich— 
net und gleichzeitig mit einer Heinen ſchwarzen Flagge verfehen. 
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7) Sind ſaͤmmtliche Wagen beladen, fo übernimmt der zur 
——— des Transports beſtimmte Offizier denſelben, nachdem er 
ch vorher bei dem Beladen felbft genau von dem Beltande des 
Transports ig und die Ladung jedes einzelnen Wagens nos 
tirt hat. Soll der Transport abgehen, fo vertheilt diefer Ofhier die 
zur Begleitung deſſelben beftimmten Mannfchaften dergeftalt, daß jes 
dem Wagen wenigftends 1 Mann beigegeben wird, auch ift es noths 
wendig, daß dem Transport immer 1 Unteroffizier und etwa 1 Mann 
500 bi8 1000 Schritt vorhergehen, um von etwa aufftoßenden Hins 
berniffen in Zeiten Nachricht zu geben, oder fie zu befeitigen, den 
Trausport anzufündigen und dergleichen, fo wie daß 1 Unteroffizier 


dem Transport auf 50 Schritt folgt, wenn diefer aus mehr als ei 
um Wagen. beftcht. . ad . 


8.) Schon bei Abſchließung des Kontraftd muß dem Fuhr⸗ 
mann die Bedingung gemacht werden, daß er verpflichtet fei, wenn 
er füglich mehr als 3 Meilen zurücklegt, der Begleitungs-Mannfchaft, 
nachdem folche dieſen Weg zu Fuß zurücgelegt hat, für den weitern 
Marſch, das Auffigen auf die Wagen zu geftatten, Der zur Fuͤh⸗ 
rung des Transports beſtimmte Offizier muß ſich daher ſchon vor 
Beginn defjelben beim Fuhrmann in Bezug auf den täglich zurückzu— 
legeuden Weg erkundigen, um in Betreff der Eintheilung der Begleis 
tungs⸗Maunſchaft folhe Vorkehrungen treffen zu Fönnen, daß für die 
Eicherheit des Transports Feine Gefahr zu beforgen iſt. 


Auf den Wagen darf indeß nicht umbergekfettert, auch Feine aus 
dere Perfonen oder andere Ladung aufgenommen werden, 


9.) Weder die Fuhrleute, noch die Mannfchaften der den 
Transport begleitenden Militair⸗Eskorte, dürfen während des Mars 
fihes Tabak rauchen, eben fo wie die, dem Transport vorangehenden 
und nachfolgenden Unteroffiziere Jedem, der fi) dem Transporte när 
hert, das Tabakrauchen uuterfagen müffen. 


Der Offizier ded Kommandos hat mit der größten Wachſamkeit 
und Strenge darauf zu halten, daß dem Verbote des Zabafrauchens 
unbedingt nachgefommen werde. 


410) Während der Fahrt müffen die Wagen auf dem Wege 
ſtets wenigſtens 150 Schritt von einander entfernt bleiben, auch muß 
immer im Schritt gefahren werden. 


Die Näder der Fahrzeuge müffen immer fehr gut gefchmiert 
fein, befonder8 bei hölzernen Achſen, auch muß das Kahren nicht im 
Dunkeln, fondern am Tage gefchehen, wenn nicht ausnahmsweiſe in 
dringenden Fällen Pulvertrausporte im fpäten Herbit und Wins 
tev ausgeführt werden, indem dann in den Furzen Tagen das Fah⸗ 
ren im Dunfein vieleicht unter Umſtänden nicht ganz wird vermies 
den werden koͤnuen. Ju diefen Fällen ift jedoch deſto größere Vor⸗ 
ſicht nöthig. 
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Ferner muß fleißig nachgefehen werden, ob die Ladung noch feit 
liegt und nicht irgend Dufyer fireue, im legtern Sal darf durchaus 
nicht weiter gefahren werden, che nicht das verftveuete Pulver fort 
geſchafft und die Urfache des Streuens befeitigt ift. 


Der den Wagen begleitende Mann hat auf alles diefes feine 
Aufmerffamkeit zu verwenden, und darf fich daher niemals von dem⸗ 
felben entferneu; beſonders muß diefe Unterfuchung vorher und nach- 
ber gejcheben, wenn der Wagen an einem ſteilen Abhange gehemmt 
werden muß. Geſchieht das Herabfahren von einem folchen Berge in 
ſehr trockener Jahreszeit, fo wird man wohl thuu, im Kal es die 
Umftände erlauben, vor das gehemmte Rad fortwährend Waſſer 
iu gießen, um dadurch ihrer etwanigen Entzündung noch ficherer vors 
zubeugen. 


Auch bei jedem Halt iſt jeder Wagen Hinfichts feiner Beladung 
genau zu befichtigen. 


11.) Steigt während des Marfched ein Gewitter auf, fo muß 
der Transport daffelbe wo möglich in einer ganz freien Gegend abs 
warten, und halten bleiben. Die Wagen muͤſſen aber dabei in der 
vorgefchriebenen Entfernung von einander bleiben. Ber Transport 
dar daher zu einer folchen Zeit unter ‚feinen Umſtänden in einen 
Wald, oder in einen bewohnten Ort einfahren, und muß überhaupt 
die Nähe folcher hervorragenden Gegenftände vermeiden, welche leicht 
vom Blitze getroffen werden Fönnen. 


Befindet fih der Transport während des Zufammenziehens eines 
Gewitterd bereitd in einem Walde, fo wird der March fo lange rus 
big fortgefegt, bis fih nah Maaßgabe der Kortdauer des Gewitters 
ein freier Pag zum Auhalten vorfindet. 


12.) Jedes einem Pulvertrausport begegnende oder denfelben 
einholende Fuhrwerk muß auf einer Entfernung von 10 Schritten 
von dem nächften Pulverwagen in den Schritt fallen und darin fo 
lange verbleiben, bis es ausweichend den Pulverwagen paffirt hat, 
und wiederum 10 Schritte von demfelben entfernt ift, worauf es den 
Zwifchenraum bis zum nächiten Pulverwagen und zwar wieder bis 
auf eine Entfernung von 10 Schritten im Trabe zurüdlegen Tann. 


13.) Jeder rt mit Ausfchluß der zu den Battes 
rien und Kolonuen gehörigen Munitionswagen, muß, fobald ihn ein 
Fuhrwerk bis auf 10 Schritt eingeholt hat, fo lange Halt machen, 
bis letzteres ihn paffirt hat und wieder 10 Schritt von ihm ent 
fernt iſt. 

Außerdem, daß die Fahrzeuge eines Pulvertransports ſchon Durch 
ihre äußere Bezeichnung von weitem Fenntlich find (6.) foll auch 
die dem Pulvertransport begleitende Militair⸗Eskorte die Führer ent 
gegeufommender oder einholeuder Fahrzeuge, unter Bekanutmachung 
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des Grundes, zum Ausweichen und Tangfamen Vorbeifahren auffors 
dern, uud Diejenigen, welche deſſen ungeachtet fchnell fahren möchten, 
daran möglichht verhindern. 


Damit in Fällen der Widerfeßlichfeit die Widerfpenftigen zur 
geſetzlichen Strafe gezogen werden Fönnen, werden der, einen Puls 
vertransport begleitenden Militair⸗Eskorte, die ihr ohnedies nach ih⸗ 
rer Stellung ſchon zuftehenden Befugniffe einer Schildwache ausdrüds 
lich beigelegt. 

Um diefe Aufforderung fchon bei Zeiten bewirken zu koͤnnen, ges 
ſchieht folche fowohl von dem vor, als hinter dem Transport befinds 
lichen Poften, und wird außerdem noch von den bei den einzelnen 
Pulverwagen befindlichen Begleitungs-DMannfchafren wiederholt, fobald 
fi) ein Fuhrwerk demfelben nähert. Beſteht aber der Pulvertrand- 
port nur aus einem Wagen, wie died z. B. bei dem Berfenden des 
Pulvers zum Scheibenfchießen und zu den Manöver für die Trups 
pen in der Negel der Kal fein wird, fo kann der Poſten rückwärts 
wegfallen, wo alsdann die Aufforderungen zum Langfamfahren, das 
Unterfagen des Tabafrauchens und dergleichen durch den bei dem 
Wagen felbft befindlichen Maun, jedoch fchon in Zeiten, erfolgen muß. 


14) Vorſtehende zu 12 und 13 gegebenen Beſtimmungen 
finden im ihrer ganzen Ausdehnung mit der Maaßgabe auch auf 
ſaunntliche Poſtfuhrwerke Anwendung, daß die Pulverwagen einerfeits 
und die Poſtfuhrwerke andererfeitd fi gegenfeitig auf halbes Geleife 
ausweichen müflen. Qu ſolchen Fällen aber, wo wegen der befondern 
Befchaffenheit ded Weges beim Ausbiegen der Pulverwagen, das Um⸗ 
werfen der letztern zu befürchten iſt, follen zuer Vermeidung von Ges 
fabe für beide Theile, die Poftfuhrwerfe ohne Ausnahme gehalten 
fein, den Pulverwagen ganz auszuweichen. 


15.) Kommt der Transport an Feſtungen, Städte oder Dörs 
fer, fo febieft der Offizier einen Unteroffizier in Zeiten vorar, um 
. an den Orten, wo eine Militaiv-Befagung ift, dem Kommandanten 
oder Fommandirenden Offizier; wo Feine Militair-Befabung ift, der 
eriten Ortöbehörde die Annäherung des Pulvertrausports zu melden, 
Diefe Militair⸗ oder Zivifbebörden werden dann nah Maaßgabe der 
Örtlichen Verdältniffe, durch Hülfe der Polizei, die erforderlichen Anz 
ordnungen zur fichern und ungehinderten Weiterbeförderung des 
Transports treffen laſſen. : 


Iſt es irgend möglich, fo muß der Transport nicht Durch, fons 
dern um den bewohnten Ort fahren. 


Die Beſtimmung ob das eine oder das andere Statt finden kaun, 
wird fich zumächft mach der mebreren oder minderen Gefahr richten, 
welcher die, deut gewählten Wege, zunächſt Tiegenden Häufer ausge— 
fest find; ferner muß Dabei die Befchaffenheit des Weges in Betracht 
gezogen werden, Iſt der Weg um deu Ort löchrig, ansgefabren, 
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moraftig, oder zu eng, und mithin ein Stedenbleiben, Iimwerfen und 
Zerbrechen der Transportwagen zu befürchten, fo muß jedenfalls der 
Weg Durch den Ort genommen werden, worüber der Offizier, welcher 
den Transport beauffichtigt, zu enticheiden hat, und fich deswegen bei 
Zeiten eine genane Kenntniß ded Weges um dem Ort verjchaffen muß. 


Die beim Durchfahren ded Transports durch den Ort zu fref- 
fenden Anordnungen und Vorfichtsmaaßregeln beftehen darin, daß die 
Paſſage in den Straßen, durch welche der Transport geht, ganz frei 
it, daß fih auf derſelben Fein euer befinde, und in dem 
Schmieden, welhe au derfelben Liegen, während des Borbeifabs 
rend nicht gearbeitet, das gedämpft, und in den Badöfen, die 
etwa zu nahe an der Straße liegen, das Keuer ausgemacht, übers 
haupt alfe Vorficht angewendet werde, daß der Transport ohne Auf 
enthalt den Ort paffiren kann, und alle ihm Gefahr drohenden Ums 
Hände entfernt werden. 


Bevor nicht diefe Anordnungen getroffen find, muß der Trans; 
port fo lange in einer Entfernung von ge 300 Schritt von 
den erften * halten bleiben, bis die Dung: daß er unge⸗ 
hindert paffiren kann, ankommt, fo wie ein Kommandirter beim 
Durchfahren felbft eine Strede dem Transporte vorangehen muß, 
um von etwa dennoch anfitoßenden Hinderniffen ſogleich Anzeige zu 
machen. 

Sollten dergleichen aufftoßen, die einen längern Aufenthalt noth⸗ 
wendig machen, jo dürfen Feine mit Pulver beladene Wagen iu dem 
Orte halten bleiben, was überhaupt nie gefchehen muß, fondern die 
etwa noch außerhalb deifelben befindlichen Wagen bleiben halten, und 
die bereitd eingefahrtnen Fehren, wenn ed möglich ift, wieder um und 
warten außerhalb Die Wegräumung des Hindernifjes ab. 


16.) Sind Brüden zu paffiren, wegen deren Haltbarkeit man 
Beforgniffe hat, fo find dieſelben fogleich ausjubeffern, oder wenn die 
Gefahr nicht dringend ift, wenigftend mit langem Mift, Stroh ꝛc. ꝛc., 


zu belegen, damit die Erfchütterung beim Weberfahren vermindert 
werde. 


17)  Gelangt der Pulvertransport an eine Fähre, fo muß 
der vorausgehende ‚Unteroffizier fogleich davon dem kommandirten Of 
fisier Anzeige machen, welcher dann alle übrigen zum Transport ge 
hörigen Fahrzeuge benachrichtigen läßt, damit jedes derfelben in der 
vorgejchriebenen Entfernung von dem vorfahrenden ftille halte und nur 
immer dergeftalt vorwärts fahre, ald entweder der vor demſelben bes 
findliche Wagen vorrüdt, oder ſchon die Fähre paſſirt ift. 


Im Allgemeinen ift dem Führer des Transports zivar zu ems 
pieblen , daß an dem Einfuhrplage der Fähre nur immer ein Pul— 
verwagen halten und- ebeufo jedesmal mur eim folcher Wagen über 
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das Wafjer gefahren werden darf, daß ferner auf der Fähre ſelbſt, 
fich außer dem Pulverwagen und den dazu gehörigen Mannfchaften, 
weder ein anderes Fahrzeug, noch andere Thiere oder Menſchen bes 
finden dürfen. Sind indefjen die Umftände dringend, die Flüffe breit 
und die Fähren groß, und kaun es ohne augenfcheinliche Gefahr ges 
febehen, fo Fönnen auch mehr als ein Pulverwagen mit einemmal, fo 
wie auch andere Fahrzeuge, welche Feine leicht euer fangenden Ges 
genftände enthalten, zugleich mit dem Pulverwagen übergefegt werden. 

Beim Herabfahren von fteilen UfersAbhängen muß die größte 
Vorfiht obwalten und es müfjen alle desfalls zu 10 gegebenen 
Vorfchriften pünktlich beobachtet werden. Iſt der Pulverwagen in 
der Fähre gelangt, fo müfjen fogleich die Vorderpferde abgehängt, 
während ded Weberfahrens am Zügel kurz feftgehalten, uud erſt beim 
Herausfahren aus derfelben, wieder vorgelegt werden. 


18.) Kommt während des "Transports eine Reparatur an 
einem, mit leichter Mühe vom Wagen zu trennenden Theile vor, 3. 
93. an einem Rade, der Deichfel ꝛc. ꝛc., fo wird diefer befchädigte 
Theil mit Vorfiht abgenommen, zum Handwerfer gebracht, Dort aus⸗ 
gebeffert und demnächit wieder an’ dem Fahrzeuge angebracht. Iſt 
aber die Reparatur von der Art, daß der Wagen zur Schmiede ges 
bracht werden muß, fo muß das Pulver vorher abgeladen und aus 
Perhalb des Orts, wenn ed irgend angeht, in eine abgelegene Scheune, 
wenn ed aber an einer dergleichen oder an einem fonftigen abgeleges 
nen ficheren Aufbewahrungsort fehlt, auf freiem Felde unter den 
folgend? noch näher beftimmten allgemeinen Vorfichts - Maaßs 
regeln, im der Art niedergelegt werden, daß die Kaften oder 
Tonnen auf Unterlagen von Holz und Stroh gelegt und mit Stroh 
und Deden gegen alles Verderben gefichert, zugededt werden. Die 
Anweifung des Aufbewahrungsortes ift von der Ortöbehörde auf die 
Zeit, bis die Reparatur vollendet ift und die Fortiegung des Transs 
ports möglich wird, nachzuſuchen. Bei Verfendung von Pulver müfs 
fen aber von dem abjendenden Artillerie-Depot für dergleichen Fälle 
ſtets einige Deden mitgegeben, von den zum Dunitionsempfange Foıns 
mandirten Truppentheilen dergleichen aber mitgebracht werden. Dess 
gleichen ift ed But, auch einige leere Pulvertonnen beim Transport 
zu haben, um die etwa ſchadhaft werdenden gleich durch brauchbare 
erfegen zu koͤunen. 


19) Es darf fih Fein Fuhrmann wunterfichen, vor einer 
Echmiede halten zu bleiben, um etwa ein Pferd befchlagen oder eis 
nen Nagel anziehen zu laſſen. 

Iſt dergleichen motbwendig, fo muß der Wagen außerhalb des 
Orts in gehöriger Entfernung halten bleiben, das Pferd ausgefpannt 
und zur Schmiede geführt werden. 


20.) Kein mit Pulver beladener Wagen darf auf dem Mar: 
fihe vor einer Schenfe oder einem audern Haufe haltet bleiben. Wird 
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aber unterwegs zum Traͤnken der Pferde, oder um ihnen Heu vors 
zulegen, wobei fie nicht ausgefpannt werden, angehalten, fo muß dies 
immer in gehöriger Entfernung von dem Haufe oder dem Orte und 
auch der Wagen unter ſich gefchehen, Diefelben müfjen aber unter ges 
böriger Auffiht der Kommandirten bleiben, 


Wird aber zum Mittagsfutter angehalten umd werden die Pferde 
ausgefpannt, fo muß der Transport ın einer Entfernung von 300 
Schritt von dem Orte, abwärts von der Straße auffahren, und 
unter Aufficht einer Schildwache geftellt werden. | 


21.) Kommt der Trandport in das beitimmte Nachtauartier, 
fo wird der Militair-Kommandant, oder die betreffende Ortsbehoͤrde, 
durch den voransgehenden Unteroffizier um fofortige Anweifung des⸗ 
jenigen Platzes erfucht, wo die Wagen für die Nacht auffahren Fön: 
nen. Geht dem Transport aber ein Qurmartiermacher voraus, fo iſt 
diefer verpflichtet, die Deshalb nötbigen Anträge bei der betreffenden 
Behörde zu machen, und dem Offizier der Eskorte bei der Ankunft 
de3 Trausports von dem Gefchehenen Anzeige zu machen. 


Der zur Aufftellung der Pulverwagen beftimmte Pat muß wer 
nigftens 500 Schritt von dem Orte entfernt, und von der Straße 
abwärts gelegen fein, auch ift er wo möglich auf derjenigen Seite 
des Ortes zu wählen, wo hinaus der Transport feine Reife fort: 
fest, fo daß derfelbe fchon bei feiner Ankunft den Ort paffirt hat. 


Des Nachts muß er nach Maaßgabe der Wagen durch eine oder 
zwei Schildwachen bewacht werden, weiche vorzüglich darauf zu fehen 
haben, daß niemand fi) den Fahrzeugen nähere, am wenigſten mit 
einer brennenden Pfeife. Steht Garnifon im Orte, fo müflen die 
Schildwachen von derfelben genommen, und von dem den Transport 
führenden Offizier gehörig inftruirt werden, außerdem gefchieht die 
Bewachung von den Leuten des Begleitungs⸗ommandos. 


Der Offizier deffelben hat fich auch die erforderliche Ueberzeu⸗ 
gung zu verfchaffen, daß die Schildwachen ihre Pflicht erfüllen, 


22) An dem Tage, wo der Transport an feinen Beſtim⸗ 
mungsort ankommt, muß der Offizier fehr früh einen Unteroffizier 
oder Kommandirten dahin vorausſchicken, und dem Kommandanten 
des Orts, fo wie det das Pulver empfangenden Behörde, deffen Ans 
kunft melden laffen, damit diefelben die erforderlichen Anftalten zu 
defien Abladung und Empfangnahme treffen Fönnen, und derfelbe das 
her fogleich nach dem Abladungs Pa gebracht werden Tann. 


Die Abladung muß, wenn es angeht, noch denfelben Tag ges 
fchehen, weshalb, wenn es die Umftände erlauben, die Reife fo einzus 
richten ift, daß der Transport am letzten Tage nur einen Tleinen 
Marſch zu machen hat, und bei guter Zeit au den Beftimmungsort 
ankommt. Iſt dies aber nicht ausführbar, und muß der Transport 
noch eine Nacht aufgeladen bfeiben, fo muß er doch fo viel als mög- 


! 
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lich in die Naͤhe des — ebracht werden, und find ſo⸗ 
dann Die unter 21 gegebenen Borfchriften zu beobachten. Ä 


23.) Beim Abladen find nicht nur allein die ſchon beim Aufs 
laden erwähnten, fondern überhaupt die bei den Pulverarbeiten geges 
benen und allgemein bekannten Vorfchriften zu beobachten. 


Außerdem muͤſſen die Tonnen, ehe fie ind Magazin kommen, 
von allem Stroh ꝛc. befreiet, rein abgefegt und genau nachgefehen 
werden, ob Bänder losgegangen, oder ob fie anderweitig fchadhaft ges 
worden find, welches fogleich herzuftellen, oder da wo es noͤthig ir 
das Pulser anszufchütten ift. u 


Wenn dad angefommene Pulver nicht zur weitern Verfendung 
beftimmt ift, fo muß ed beim mächiten Pulverfonnen umgefchüttet, die 
Säde herausgenommen, und dieſe an einen Luftigen Ort aufgehans 
gen werden, ebe man fie anderweitig verwahrt, 

Daß die Lcherlieferung von dem Fommandirten Offisier an das 
ArtifferiesDepot, oder an die, das Pulver empfangende Behörde ganz 
genau und mit Ordnung gefchieht, verfteht fich von felbft. 


26.) Wenn Pulver in Pleinen Quantitäten, 3. B. das Puls 
ver zum Siheibenfchießen, und zu den Manöverd für die Truppen 
‚ verfendet wird, fo müfjen dergleichen Transporte ebenfalls durch zus 
verläfige Kommandirte begleitet, und mit Bezugnahme auf Nr. 3 
u 13. vorſtehend auch die "übrigen Vorfchriften analog befolgt 
werden, 


| 25.) Im Kriege kommt es fehr häufig vor, namentlich zur 
Einrichtung von Munitiond-Depots im Rüden der Armee, daß nicht 
nur fertige Munition, fondern auch loſes Pulver zu Lande transpors 
tirt werden muß, wozu man, aus Mangel der normalmäßig einges 
richteten Munitionswagen, theils die Proviant-FuhrmwefensKolonnen, 
oder Frachtfuhrwerk benußt, theils ſich aber der vom Lande requis 
rirten Banerwagen bedienen, nnd der Transport außerdem zuweilen 
des Nachts gefchehen muß. j 


26.) Bei diefen Transporten ift ſtets die Mitwirkung der zu 
diefer Zeit beftchenden Etuppen- Kommandanten nachzufuchen. Es 
müfjen Daher wenigitend einen Tag vor dem Abgange des Pulver 
trandports die auf der Tour vorhandenen Etappensfommandanten, 
durch ein als Laufzettel vorauszufendendes Duplikat der Marfchroute, 
von dem Durchgange ded Pulvertransports in Keuntuiß Be wers 
den, damit jeder derfelben in feinem Etappenbezirfe die vorgejchriebes 
nen Sicherheits- und Vorſichtsmaaßregeln in Ausführung bringen 
laffen kann. 


Demnächft find diefe Etappen⸗-Kommandanten auch um die Ans 
weifung eines ficheren Aufbewahrungsortes, im Fall daß das Pulver 
der die Munition auf dem Marfche, bei einer nothwendigen Nepas 
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ratur des Wagens, abgeladen werden muß, fo wie um die Auwei— 
fung eined Pages, we in den Nachtquartieren die Wagen für die 
Racht auffahren Fönmen, nachzufuchen. 


27) Geſchieht der Transport durch Proviantfuhrweſen⸗Ko— 
lonnen, fo find die Kommandeur oder Führer derfelben für die gute 
und brauchbare Beichaffenbeit der Wagen veranfwortlich und vers 
pflichtet, Die Tüchtigfeit derfelben, vor der Beladung, durch Schmiede 
und Wagner genau unterfuchen und jedem Mangel fogleich und voll 
fandig abhelfen zu laſſen. Ueber das vorſtehend Vorgefchriebene beim 
Aufs und Abladen des Pulvers, fo wie während des Transports zu 
beobachtende Verfahren, find die Traiu⸗Kompaguien durch die befons 
dere Inſtruktion vom 14. Juni 1831 unterrichtet, 


28.) Müjfen zu einem Pulver: oder Munitionstransport Bau: 
erwägen genommen werden, fo muß die Unterfuchung diefer Wagen, 
fowobf in Betreff der Haltbarkeit als der ſichern Fortſchaffung der 
Laſt um fo forgfältiger gefcheben; fie müfen ferner nur mäßig hela- 
den werden, theild wegen der verfchiedenen, oft fehblechten Seiteuwege, 
die man öfters fahren muß, theils auch um mötbigenfalls die Laſt 
von einem oder dem andern auf die übrigen vertbeilen zu Fönnen, 
nachdem darf beſonders bei ihnen ein verhaͤltnißmaͤßiger Vorrath ven 
leeren Wagen nicht fehlen, um durch ſie eine augenblickliche Aushülfe 
auf dem Marſche zu haben, weil im Kriege eine Verzögerung der 
Ankunft des Pulvers oft fehr nachtheilige Folgen haben kann. 


29.) Im Allgemeinen find auch bei Pulverfendungen auf die 
fen Wagen die im Vorigen vorgefohriebenen Maßregeln zu befolgen. 
Es erſcheint in diefem Falle jedah angemefjen, immer je 2 Wagen, 
deren jeder nur wenig Pulvertonnen geladen bat, auf 10 Schritt aufs 
geſchloſſen marfchiven zu laſſen, dieſe beiden Wagen unter die Aufficht 
eined Kommandirten zu geben, und fie von den übrigen 150 Schritt 
entfernt zu halten. Im ähnlicher Art muß verfahren werben, wen 
ſelbſt auf 2 Wagen Fein Mann zur Anfficht gegeben werden koͤnnte, 
fo daß alsdann 3 bis 4 Wagen unter die Aufficht eines Kommau— 
disten geftellt werden, | 


at man Feine Leinewands-Pläne zum Bedecken der Laſt, wel 
ches bei diefen Transporten in der Negel der Fall fein wird, fo bes 
zeichnet man, um anzudeuten, daß es ein Wulvertransport ift, mit 
der im Vorigen angegebenen fehtwarzen Flagge wenigitens den erften 
und legten Wagen, im Fall für jeden einzelnen die hinreichende Zahl 
Flaggen nicht vorhanden oder nicht gleich zu beſchaffen wäre. 


Da diefe Transporte, wie erwähnt, auch wohl des Nachtd ges 
Iheben, fo muß dabei die Aufmerkſamkeit um fo größer fein, und bes 
ſenders darauf gejeben werden, Daß nichts verloren gebt oder gar die 
Fuhrleute etwas vom Wagen berunterfchaffen, um fich die Laſt au 
wleihieru. ine gute Verpackung der Gegenfläude auf den Was 
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en, das Schließen des vordern und Hintern Theils deſſelben und 
efeftigung der oberen Dede (Steohlage), fo wie ein dem Fuhrmann 
übergebened genaues Verzeichniß der auf dem Wagen geladenen Gas 
chen, wovon fich derfelbe felbit überzeugen muß, und moͤglichſt genaue 
Aufficht, find die dagegen zu treffenden Maaßregelu. | 


30.) Die im Borigen gegebenen Vorfchriften über das bei 
Berfendung von ‚Schießpulver und Muniton zu beobachtende Verfahr 
ven beziehen fich in ihrer ganzen Ausdehnung nur auf folche Verfens 
dungen, die einzeln und ohne Verbindung mit mobilen Truppen ges 
ſchehen. | Ä 

Bei Verfendung in normalmäßig verpadten und eingerichteten 
Munitionswagen, aljo in allen Fahrzeugen, welche zu Batterien und 
Munitiond-Kolonnen gehören, oder denfelben gleich zu achten find, 
finden die im Vorigen gegebenen Vorfchriften in der angegebenen 
Ausdehnung Feine fo firenge Anwendung, theild weil fih das Puls 
ber oder die Munition unter diefen Umſtaͤnden beftändig unter gehös 
riger Aufficht befindet, theil weil bei wohlverpadter Munition in 
normalmäßig eingerichteten Munitiond-Wagen der Batterien und Kos 
formen weniger Gefahr zu befürchten ift, fo daß hiernach die Marfchs 
einrichtung mobiler Truppen durch obige Vorfchriften keiueswegs gez 
ftört werden darf, fondern letztere nur fo weit in voller Kraft bleis 
ben, ald ed der Kriegszuſtand erlaubt und die unmittelbaren Vors 
fihtämaaßregeln gegen Feuersgefahr erfordern. 


31) Wenn Truppen auf dem Marfche Munition bei fich 
führen, eben fo beim Marſche mobiler Batterien und Kolonnen, bes 
darf es Feiner befonderen Benachrichtigung der Regierungen, Feines 
weiteren Auseinanderbleibens der Fahrzeuge auf dem Marfch, als 
dies zur Folge der Marfcheinrichtung anderweitig bejtimmt ift und 
Feined Anhaltens der Fahrzeuge während eined Gewitters. 
Schnell⸗, Fahr: und Ertrapoften Fönnen dergleichen mit Muni⸗ 
tion beladenen Wagen, fie mögen ſich einzeln oder in Kolonnen befins 
den, im Trabe vorbeifahren, ohne daß die Munitionswagen Halt mas 
‚chen, ‚wobei diefe einerfeits und die Poſtfuhrwerke andererfeits fich ges 
genfeitig auf halbes Geleife ausweichen müffen, 


Es wird jedoch den Führern von Munitionswagen zur ‚Pflicht 
gemacht, daß fie, wenn. fie größere Abtheilungen von Fahrzeugen füh- 
ren, in denjenigen Fällen, wo Feine Gefahr für fie im Verzuge iſt, 
bei Stellen, wo wegen der Beichaffenheit des Weges ein wechfelfeitis 

es Ausbiegen nicht zuläffig ift, die danıı allein austweichenden Poit- 
hrwerke zuerſt vorüber zu laſſen. 


32) Sind die um einen bewohnten Ort herumführenden 
Wege grundlos, und überhaupt von folcher Befchaffenheit, wie bereits 
zu 15 angegeben ift, machen fie einen bedeutenden Umweg, und iſt 
bierbei Gefahr im Verzuge zu befürchten, fo fahren die Munitionss 
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wagen durch den bewohnten Ort, nachdem die Ortöbehörden hiervon 
vorher in Kenutniß gefegt fd, um die nörhigen Maafregeln zum 
fihern und uugehinderten Durchgange der Fahrzeuge zu treffeu. 


Sind aber die Wege um den bewohnten Ort gut und dabei Fein 
bedentender Umweg, fo ift das Umfahren des Orts vorzuziehen. Bei 
Dörfern, die in der Negel Fein Steinpflafter haben, ijt in dieſer Bes 
ziebung noch weniger Gefahr zu befürchten. 


Dagegen dürfen felbft dieſe Fahrzeuge weder beim Durchfahren, 
noch während des Aufentbalts in der Nacht in einer Etadt oder bes 
wohnten Orte fich aufhalten, fondern müffen außerhalb deffelben, wie 
jeder andere Pulverwagen, auf einen hinreichend entferuten Platz, 
von dem erforderlichen Schildwachen bewacht, auffahren. 


33) Beim Ueberſetzen — Fahrzeuge uͤber Fähren, 

hängt es von der Größe Ddiefer ab, wie viel Fahrzeuge gleichzeitig 
übergefeßt werden fönnen, und muß daher, fo wie alle fonftigen auf 
dem Dlarfche diefer Fahrzeuge nöthigen VBorfichtsmaaßregeln, Die fchon 
durch die Marfcheinrichtung der mobilen Truppen überhaupt befannt 
find, dem Führer der Fahrzeuge überlaffen werden. - 


34) Bei Pulververfendungen zu Wiſſer iſt es micht Durchs 
aus nothwendig, das Pulver in Körneen zuvor in leinene Säcke zu 
fhütten, der Bötticher wird daher auch nur die Tonnen nach Anlei⸗ 
tung (Nro. 1.) zu unterfuchen und in Stand zu fepen haben, ehe fie 
nach dem Einfadungsplage getragen werden, 


Wie viel Pulver ein Kahı. laden kann, läßt fih nur vom Schifs 
fer beſtimmen, der bierbei den in den Flüſſen zur Zeit befindlichen 
Waſſerſtand zu berücfichtigen hat, und auch den Mat zum Einladen 
beftimmt, der fo gewählt werden muß, daß die Waffertiefe binreicht, 
um das Fahrzeug möglichft nahe am das Ufer zu ftellen, Dabei ein 
bequemes Einladen geftattet und hinreichenden Raum am Ufer zur 
Aufftellung des Pulvers gewährt. 


35.) Beim Verladen der Schiffe müfjen die Tounen auf Un⸗ 
terlagen gelegt werden, damit fie nicht naß werden, ferner muß dar 
auf gefehen werden, daß fie feit Liegen und befondersd die Außeren Las 

en nicht ausweichen Fönnen, weshalb erforderlichen Falls gegen die 
deonnen feite und fichere Widerlagen gelegt werden müffen. Mehr 
als 5 Lagen dürfen nicht Abereinander gelegt werden. 


Sofften andere Güter mit auf dem Schiff verladen fein, welche 
jedoch nicht im leicht feuerfangenten Sachen beitchen därfen, fo muß 
für das Pulver entweder ein befonderer Raum abgefchlagen, oder 
daffelbe auf jene oben aufgeladen werden. Es dürfen nicht mehrere 
Schiffe zugleich au einem Einladungsplage beladen, auch muß jedes 
mit Pulver befadene Schiff mit einem guten Bretterdach verjehet 
werden, Damit dad Pulver gegen Regen gefchüst fei. | 

7 
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Die beladenen Kähne erbalten ſchwarze Wimpel, 


36.) Bei der Uebernahme der beladenen Kähne gilt daffelbe, 
was bei Uebernahme der beladenen Wagen (7.) vorgefchrieben wors 
den. Die BegleitungsMannfchaften werden gleichmäßig auf die Käbne 
vertheilt, der zur — des Transports kommandirte Offizier bes 
hält einen Unteroffizier bei fih, einen zweiten läßt ew auf dem letz⸗ 
ten Sahne. 


37.) Auf den beladenen Kähnen darf weder Feuer noch Licht 
angemacht noch Tabak geraucht werden, worüber die Begleitungss 
Mannfchaft mit aller Strenge wachen = ‚ da in diefer Beziehung 
bei den Echifföleuten eine befondere Vorficht noͤthig if. Bei Abs 
nahme der Pfeifen und Feuerzeuge ift daher um fo forgfältiger zu 
verfahren, uud fih die nöthige Gewißheit zu verfchaffen, daß weder 
die Begleitungs⸗Mannſchaft noch das Schiffsvolk hiervon etwas zus 
rücbehält. 

Die Pfeifen werden von dem Offizier in feiner Kajüte fo aufber 
wahrt, daß fie, felbft wenn noch Feuer in ihnen wäre, feinen Schar 
den verurfachen Fönnen, z. B. in einem irdenen Topfe ır. 


Es trifft ſich oft, daß die treidelnden Mamfchaften auf Furze 
Etreden in die Kähne eintreten müſſen. Bei folchen Gelegenbeiten 
ift mit befonderer Aufmerkſamkeit darauf zu feben, daß fie nicht etwa 
die brennenden Pfeifen in die Taſche ſtecken und fo in die mit Pul—⸗ 
ver beladenen Kähne trete, 


Wenn die Schiffe des Abends anlegen, Fönnen die PM eifen an 
dem zum Kochen ausgewählten Pate an die Leute wieder vertheilt, 
müffen aber beim Zurüdfehren nach den Kähnen wieder abgenommen 
und, wie vorhin gefagt, verwahrt werden. 


38.) Auf der Fahrt müffen die Kähne wenigſtens 500 Schritt 
von einander entfernt bleiben; eutfteht daher bei einem oder dem ans 
dern Kahne ein Aufenthalt, fo müſſen die folgenden davon foyleich 
benachrichtigt werden, uud dürfen fich nur auf die angezeigte Entferz 
nung. jenem nähern. 


39.) Begegnen dem Transport andere Kähne, oder muß der: 
felbe bei dergleichen aın Ufer angelegten vorbei, fo find diefelben nach 
dem allgemeinen Polizei-Geſetz vom 6. Juni 1799 zwar fchon vers 
pflichtet bei dem Anblick des fchwarzen Wimpels, ald Zeichen der Las 
dung, alles euer, welches ſich auf denfelben oder in ihrer Nähe am 
Ufer befindet, fogleidy auszulöfchen. Da aber diefe Vorfchrift nicht 
immer genau befolgt oder der ſchwarze Wimpel wohl leicht überfeben 
wird, ſo muß in einem folchen Kalle fogleich ein Unteroffizier vorz 
gusfahren, dad Annähern der Pulver-Kähne anzeigen, und die frem— 
den Schiffsleute zur augenblidlichen Befolgung des obigen PolizeisGes 


ſetzes auffordern. 
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40.) Bei Annäherung eined Gewitters muͤſſen die Kähue for 
gleich in der Entfernung, in welcher fie fich auf der Fahrt gehalten 
baben, anlegen und, wenn es angeht, die Maften niederlafen. Das 
Anlegen muß aber weder in der Nähe von bewohnten Orten noch 
von hohen Baumen, fondern wo möglich in einer freien offenen Ger 
Sr geichehen. Nur erſt wenn das Gewitter und die zu beforgende 
efahr vorüber iſt, wird die Fahrt in der vorigen Art fortgefegt. 


41.) Wenn ein Kahn ded niedrigen Wafferftandes wegen ges 
lichtet werden muß, fo ift beim Aus und Ginfaden ded Pulverd aus 
Ber der Vorficht zur Verhütung der Zündung, auch darauf zu ach⸗ 
ten, daß das Pulver nicht naß werde, 


Erhaͤlt der Kahn einen Led, fo muß er unter Beobachtung der 
erforderlichen Vorſichtsmaaßregeln fogleich ausgeladen, das Pulver auf 
einen trocdenen led am Ufer — ‚und, wenn ſonſt Feine am 
dere Hülfswmittel Sorhanden find, es trocken und ficher uuterzubeins 
gen, auf auögebreitete Segeltücher gi t, fo lange die Ausbeſſerung 

es Kahns währt, mit dergleichen Tüchern bedeckt uud ein Kommans 
dirter dabei zur Wache geitellt werden. 


Iſt die Beſchädigung von der Art, daß zu ihrer Ausbeſſerung 
mehrere Tage erforderlich find, fo Inuß entweder ein anderer befferet 
Kahn zur Aufnahme des Pulverd angefchafft oder aber die mächfte 
Ortsbehoͤrde erfucht werden, ein abgelegenes unbewohntes Gebäude, 
3 B. eine Scheune, zur einftweiligen Unterbringung des Pulvers zu 
überlafien, Die Inftandfegung des Kahns darf, wegen des gewöhns 
lich dazu — Feuers, nicht in der Nähe des Pulvers vorgenom⸗ 
men werden, | 


42.) Muß der Transport durch eine Geftung oder offene 
Stadt, fo it in Betreff der Anmeldung deffelben, wie bet deu egud⸗ 
trausporten (15.), zu beobachten. 


Die von der Ortsbehoͤrde zu treffenden Anordnungen beſtehen 
unter andern darin, daß die Paſſage auf dem Fluß ganz frei ges 
macht und auf den am Ufer liegenden Schiffen, oder am Ufer ſelbſt 
Fein euer fein darf. Die Brüden, durch welche die Pulverkaͤhne 
fahren, muüſſen geſperrt werden, damit nichts über dieſelbe paſſire 
oder ſich darauf befinde, während die Kaͤhne ducchfahren und der⸗ 
gleichen mehr. 


Auch hier muß der Transport ſo lange in einer Entfernung von 
wenigſtens 500 Schritten vom Ort auhalten, bis die Meldung zur 
rüdgefommen, daß alle erforderliche Anordnungen getroffen find, und 
der Transport ohne Aufenthalt durchgehen kann. Deffenungeachtet 
muß, wo es zuläffig iſt, auf jedem Ufer ein Unteroffizier oder Kom⸗ 
maudirter dem Transport eine Strede vorausgehen, um fich zu übers 
zeugen, daß diefe Maafregeln getroffen find. En 
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43) Sind Schleufen oder Schiffbrücden zu paffiren, fo muß 
ein Unteroffizier frühzeitig genug vorausgefchift werden, um den 
Echleufens oder Strommeifter mit Angabe der Zahl der Kähne und 
ihrer ungeführen Größe, von der Aukunft des Pulvertransportd zu 
benachrichtigen. Diefes muß dann fogleih Auftalt treffen, daß die, 
Putverfähne unaufgehalten und vorzugsweiſe durchgefchleuft und ges 
ſchifft werden. — 

Sn eine Schleufe darf nie mehr als ein Pulverkahu auf einmal 
eingelaſſen werden. Iſt indeffen die Schleufe fo groß, daß mehrere 
Echiffe darin Raum haben, fo können zur Benußung des Waffers. 
auch noch andere mit Privats Gütern beladene Schiffe zugleich mit 
durchgefitifft werden, nur find davon die Schiffe ausgenommen, Die 
mit Heu, Strob, Holz, Kohlen, Torf und dergleichen leicht feuerfans 
genden Materialien beladen find, 

Die nachfolgenden Pulverfchiffe müffen nicht ‚allein in der vor: 

efehriebenen Entfernung unter fit), fondern auch. in derfelten Ent 
u von der Schleufe oder Schiffbrüde anhalten bis die Reihe au 
e kommt. 


44) Wenn die Kähne Abends and Ufer Iegen, um zu über: 
nachten, fo müſſen fie ſtets 150 bis 200 Schritt unter fich und nicht . 
unter 1000 Schritt von bewohnten Orten entfernt bleiben. Die 
Schiffsmannfchaft kann ſich daun and Land begeben, um ſich Speife 
gu bereiten. Ä 


Der dazu zu wählende Pat muß .aber windabwärts von dem 
Kahne, und wenigitens 200 Schritt davon entfernt fein. Auf jedem 
Fahrzeug bleibt ein Kommandirter zur Wache und gibt Acht, daß 
fi) Niemand demfelben nähere. 3 


45.) Bei Anfunft des Transports an feinem Beſtimmungsort 
ift ganz Dafjelbe zu beobachten, was Nr. 22 u. 23 bei Kandtranspors 
ten vorgefchrieben  ift. . 


46.) Bei PulversVerfendungen zur See, wo der Schiffäfapi- 
tain verpflichtet ift, für die gute Erhaltung und dem ficheren Traus⸗ 
port der auf feinem Schiffe zu verladenden Gegenftände Gorge zu 
fragen, ift demfelben auch die Vertheilung der Laft im Schiffstaum, 
die Verpadung und überhaupt die ganze Anorduung zur Sicherheit 
des Pulvers zu überlaſſen; er wird hierbei Durch den, dem Trans 
port mitgegebenen Offizier, in Beziehung auf Vermeidung der Gefahr, 
beim Aus⸗ und Einladen fowohl, ald während ded Transports, fo 
wie auch in Beziehung der Sicherung des Pulvers gegen Feuer und 
Näſſe, unterftügt. | 


47) Beim Beladen der Echiffe ift daſſelbe wie bei den zum 
Transport auf Flüffen beftimmten Kähnen zu beobachten; da indeſſen 
die Erejchiffe mehr den Schwankungen ausgeſetzt find, fo muß beſon— 
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- 


derd auf eine fehr fefte Lage der Tonnen gefehen werden, welche 
Sg zweckmaͤßig angebrachte Feilförmige Holzwiderlagen zu bewirz 
en iſt. 

Sollte die Höhe des Schiffraums oder die Menge de3 unterzus 
bringenden Pulvers die Lagerung von mehr ald 5—6 Tonnen übers 
einander nothwendig machen, fo wird ein, einige Zoll über der 5. 
Touneureihe und auf Säulen, die gehörig. auf dem Schiffsboden be: 
feftigt find, ruhendes feftes Balkenlager angebracht, auf welches die 
übrigen Tonnen noch gelagert werden. »  - 


48.) Eoliten noch mehrere Güter außer dem Schießpulver in 
den Schiffsraum verladen werden, fo muß leßteres, wenn es irgend 
möglich ift, in einem durch eine Bretterwand abgefonderten Naume, 
gegen jede äußere Gefahr gefichert und zweckmäßig verpadt, unterges 
bracht werden. Grlauben aber die Bauart des Schiffes, oder die ans 
derweitig zu verladenden Gegenftinde, dieſe Abfonderung nicht, jo 
müffen Die letztern zuerſt fo eingeladen werden, daß fie unten liegend 
ein feſtes Lager bilden, welches erforderlichen Falls durch Aubrins 
gung einer Balkenlage, Bretter ze. zc. noch mehr zur feiten Lagerung 
der unterften Tonnenreihe zubereitet wird. Die mit dem Schiefpuls 
ver, in einem und demfelben Schiffsraum, zu verladenden Gegen: . 
finde dürfen jedoch unter feinen Umſtäuden Feuer erjeugende Kin, 
als z. B. Eifen, ungelöfchter Kalt, Del, Hanf und dergleichen, 


49.) Weber dem Steuerruder oder an einem der Maften wird 
an einer in horizontaler Richtung befeftigten Stange eine fehwarze 
Flagge angebracht, auf welcher mit großen weißen Buchftaben: 
Schießpulver ſich befindet. 


50.) Da die Echiffsmannſchaft während der Dauer der See: 
reife das Schiff nicht verlaſſen kann, um fi warme Speifen zu bes 
reiten, fo muß es derfelben geftattet werden, auf Dem Schiff das zum 
Kochen nörhige Feuer zu unterhalten. Zur Vermeidung von Gefahr 
ift auf Die gute Befchaffenheit des Feuerheerdes (Ofens) fo wie auf 
das Feuer felbft eine befondere Aufmerkfamkeit zu verwenden. Letzte⸗ 
res darf nur mäßig durch eine Holzart unterhalten werden, welche 
beim Brennen nicht Funken ſprüht; der Schiffskoch und ein wacht: 
habender Kommandirter müfen, während das Feuer brennt, beftändig 
bei dem Feuerheerde bleiben, worauf der Offizier oder ein Unteroffis 
zier ein wachfames Auge haben muß. | 

Das Pulver muß von dem Feuerheerde fo weit ald möglich ent 
fernt untergebracht fein, 

Während des Ein und Ausladend des Pulvers darf fich dage: 
gen Fein Feuer auf dem Schiffe befinden, eben fo wenig darf wäh— 
send des Transports außerhalb der Kajüte Tabak geraucht werden, 
weshalb jeder mit einer Tabafspfeife verfehene Kommandirte, Mas 
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trofe ı. ©. auf das Strengfte zu verpflichten ift, die Tabakspfeife 
niemals aus der Kajuͤte herauszunehmen. 


51.) Wem der Pulvertrausport fremde Staaten berührt, fo 
wird das Kommando fih am der. Grenze fo genau als möglicy mit 
den dafelbft für Pulvertransporte gegebenen Beftimmungen befannt 
machen und nach denfelben verfahren, wobei jedoch die diefleitigen ges 
gebenen Borfchriften, infofern folche Die Vorſichtsmaaßregeln noch mehr 
ausdehnen und fchärfer ftellen, wicht ald aufgehoben betrachtet, fons 
dern ebenfalls beobachtet werden müffen. 


52.) Bei Landungen, beim Paffiven der Kanäle, beim Ausbefs 
fern des Schiffs, bei der Ankunft und beim Ausladen find übrigens 
diefelben Vorfichtömaaßregeln zu beobachten, wie foldye im Vorigen, 


beim Transport auf FBlüffen, angegeben find. M. Inſtrukt. vom 23. 
Dezember 1833; 


23. Die Polizei hat darauf zu achten, daß Niemand Schießs 
pulver, Gifte, Arzneien uud andere Materialien, deren Bearbeitung, 
Aufbewahrung, und rechter Gebrauch, befondere Kenntniffe voraus 
feßt, ohne ausdrüdliche Erlaubniß des Staats zubereitet, verkauft, 
oder fonft an Andere uͤberlaͤßt. 9. 2. R. II. 20. $. 693. 694. 


Der bei den Rontravenienten gefundene Vorrath ift in Beſchlag 
zu nehmen, und die gerichtliche Unterfuchung einzuleiten. 

Die zum Verkauf des Schießpulvers erforderliche Erlaubniß if 
von den Negierungen und auch in deren Auftrage von den Landräs 
then zu ertheilen. M. R. vom 2%. Ang. 1828. 

Die K. Reg. zu Münfter hat dieſerhalb Folgendes beftimmt: 

a. Niemand darf ohne ausdrüdliche Erlaubniß Schießpulver bereis 
ten, verfanfen, oder fonft an Andere überlaffen, bei Vermeidung 
der Konfisfation des Vorraths und einer Gelditrafe von 20 bis 
100 Thaler. Zeder Kaufmann, welcher mit Schießpulver haus 
dein will, hat daher die ausdrückliche Erfaubniß der Orts⸗-⸗Po— 
LizeisBehörde dazu nachzufuchen. Wer nach Verlauf von & 
Wochen, von Publikation diefer Verfügung an, ohne eine folche 
ſchriftliche Erlaubniß, welche Poftenfrei ertheilt wird, Schießpul⸗ 
ver verkauft, verfällt unnachſichtlich in die oben erwähnte Strafe, 

b. Nur au unverdächtige Perfonen, denen man die Kenutniß, Das 
mit umzugehen, zutrauen kann, und an folche, die ed zur Bes 
treibung ihres Gewerbed gebrauchen, darf Schießpulver übers 
laſſen werden. Dagegen darf ſolches an Kinder oder Unbe⸗ 
kannte, auf welche die obigen Beſtimmungen nicht paflen, anf 
Teinen Fall verabfolgt werden, bei Vermeidung einer Strafe von 
10 bis 50 Thaler. | 

e, Kaufleute, denen der Handel mit Schießpulver geftattet worden 
ift, dürfen höchfteus 20 Pfund im Haufe aufbewahren, im Las 
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den ſelbſt nie mehr ald 3 Mund; zur Aufbewahrung größerer 
Vorraͤthe müffen fich die Kaufleute entweder die Gelegenheit zur 
Unterbringung in einem Pulver-Magazine verfchaffen, oder fie 
müffen dazu einen andern, von Wohnungen entfernten uud ab» 
gelegenen verfchließbaren Raum außerhalb des Orts, jedoch 
mit ausdrüdlicher Genehmigung der Ortspolizei⸗Behoͤrde, bes 


ſtimmen. | 
Privatperfonen dürfen nur höchftens 2 Pfund Pulver im Haufe 
bewahren. 


d. Zur Betreff der Aufbewahrung des Schießpulsers wird allgemein 
angeordnet, daß daſſelbe au einen fihern Ort gebracht werden 
muß, wo ed weder dem Licht oder Feuer, noch Dem Zugange 
unverftändiger Perfonen ausgelegt iſt; es muß ferner in dichten, 
feften und verfchloffenen Behältniſſen aufbewahrt werden, am 
beften in metallenen VBüchfen, in Kiffen oder feinen Faͤſſern, 
welche inwendig mit dünnen Zinm belegt oder ſouſt dicht vers 
Flebt find, 

Der Verkauf des Schießpulvers darf niemald bei Lichte, ſelbſt 
nicht eiumal bei einer Laterne ſtattfinden. 
Publ. der Reg. zu Münfter vom 29. Februar 1836. 


24. Unter den 5.23 gedachten Giften find begriffen: weißer Ars 
feni?, Opperment, Raufchgelb, Fliegenftein oder der eigentliche |. 9- 
Kobolt, mercurius sublimatus corrosivus, mercurius praeparatus 
rubr., euphorbium, weißer Niefewurz, aqua lauro-cerasi, opium 
und deifen praeparate, aconicum, belladonna, cicuta virosa und 
conium mavuletum. Verordn. vom 25. März und 10. Dejbr, 1800. $. 1. 
(Ed. ©. 1808. v. d. Heyde Th. 1. ©. 97 und 98.) 


25. Die Ortspoligeibehörde hat darauf zu fehen, daß die 
Apotheker, Materiafiften und Droguiften die gefeglichen Vorſichts maaß⸗ 
regeln beim Verkaufe ꝛc. vorgedachter Gifte beobachten, nemlich: 


a. daß die direften Gifte in befonderen verfchloffenen Behältniffen 
aufbewahrt werden, der Schlüffel fich in Verwahrung des Apos 
tbeferd oder in feiner Abwefenheit des Altejten Gehüuͤlfen befindet. 


b. Daß fle Feine der genannten Gifte nach andern Nezepten als 
die von approbirten Aerzten uud Wunbärzten verabfolgen. 


c- Daß nur gegen eigenhändig Ban und befiegelte Scheine 
von Perſonen aus der Klaſſe der Honoratioren, Königlicher Be⸗ 
amten, Gutsbefigeru, Pfarrern, anfafigen Bürgern und Eigen: 
thümern, auch dem Apothefer bekannte Landwirthen ſolche Gifte 
zur Anwendung als Vieharzneimittel, zum techuiſchen Gebrauche 
für Maler, Faͤrber und andre Küuſtler und Haudwerker in ih⸗ 
rem Berufe, imgletchen zur Vertilgung fhädlicher Thiere, vers 

abfolgen. Im den Scheinen muß die Beſtimmung des Giftes 
genau angegeben werden. 
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d. Daß der Apotheker das vorgefchriebene Giftbuch führt und die 
Scheine ald Belege aufbewahrt, 


e. Daß das Gift in gehörig verfiegelten Behältniffen von dichtem 
Holze oder Steingut mit der Bezeichnung „Gift“ und 3 ſchwar⸗ 
zen Kreuzen auf der Signatur verabreicht. Dief. Verordnung, 


Bei Aufbewahrung und Verabreichung der Blaufäure follen dies 
felben ftrengen Vorſchriften eintreten, welche bei den Giften und na⸗ 
mentlich dem Arfenif vorgefchrieben find. M. R. vom 21. Dftbr. 1824. 
Publ. des K. Oberpr. von Weftfalen vom 18. Novbr. 1824. 


$. 26. Die Polizeibehörden find angewiefen, auf die Befolgung 
diefer Vorfchriften genau zu achten, und deshalb die Waarenlager der 
Materialiften ze. und die Giftvorräthe derjenigen Künftler und Hand» 
werfer, welche diefelben zu ihren Gewerben gebrauchen, oft und uns 
vermuthet zu vifitiven, und Kontraventionen und Vernachläfigungen 
dem Landrathe zur gefeßlichen Beſtrafung anzuzeigen. Ebendaſelbſt. 


27. Marktſchreier und Dlitätenfrämer fol der Eingang in 
den Preuß. Staat und auch der Durchgang mit ihren Waaren verfagt 
werden. Publ. des Pol. Min. vom 31. Zuli 1817. (6. Kamptz Ann. Bd. 1. 


©. 136.) und vom 21. Mai 1805. (EU ©. 1805. ©.2045— 2048). Siehe aud) 
Th. III. Tit. IV. Gemwerbefcheine für Olttäten- und Arzneifrämer, 


28. Die Polizeibebörde hat darauf zu achten, daß Niemand 
angebliche Arzueimittel und Gifte gegen fehädliche Inſekten G. B. 
Wanzen) und Thiere ohne Konzeffion der Regierung verkauft. A. 8. 
R. II. 20. $. 693 und M. R. vom 9. Aug. 1811. (v. d.Heyde Th. I. ©. 113.) 

Kammerjägern ift der Verkauf ihrer Giftmittel zum Gebraus 
‚che in der Hand des Käufers ftrenge zu unterſagen; nur die eigene 
Anwendung ihrer Präparate ift ihnen zu geſtatten. M.R. v. 19. März 
1835. 


Der Verkauf des Arſeniks ift nur an befannte und zuverläfjige 
Perfonen unter Beobachtung aller beim Giftverfanfe gefeßlichen Vor⸗ 
fchriften geftatte — Aderwirthe, die fich dieſes Mitteld zur Vertilgung 
der Feldmaͤuſe bedienen wollen, haben diefes den betreffenden Buͤrgermei⸗ 
ſtern zu erffären. Diefer Erklärung ift beizufügen eine wenigftend unges 
führe Angabe der Größe ihrer Gruudſtücke im Ganzen, der ihnen dafür 
erforderlich fcheinenden Quantität Gifres und die Angabe der Zeit, die ih⸗ 
nen zur Ausführung dieſer Maaßregel die —— zu ſein ſcheint. — 
Sobald mehre Gemeinen, oder die Ackerwirthe einer Gemeine, oder 
auch eine Anzabl derfelben, welche wenigitens die Hälfte der Flur 
bewirthſchaftet, fih in der vorgedachten Erflärung geeinigt haben, er⸗ 
theilt der betreffende Bürgermeifter die Erlaubniß zur allgemeinen Ans 
wendig des Giftes und beftimmt dann: a. die Zeit, innerhalb wel- 
cher die Vergiftung der Feldmäufe als allgemeine Maafregel vorge⸗ 
nommen werden ſoll; b. die Quantität des anzuſchaffenden Gifte; 
c den Apotheker oder Materialift, von welchem das Gift zu beziehen 
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iſt; d. die Perfon, welche den Auftrag erhält, daffelbe abzuholen; 
e, denjenigen oder diejenigen, welche die Kontrolle für die richtige 
Anwendung und den gänzlichen Verbrauch des angefchafften Giftes 
führen follen. — Von der aljo ertheilten Erlaubniß bat der Bürs 
germeifter dem betreffenden Landrathe jedesmal fofert Anzeige 
zu machen und diefer darüber der Negierung bei Gelegenheit pes 
riodifche Napporte Bericht zu erflatten. — Nur an dem Tage 
des von dem Gifte zu machenden Gebrauches darf daffelbe aus \ 
der Verpadung, in welcher es geholt wurde, genommen werden, follte 
durch irgend einen nicht vorberzufehenden Zufall das eimmal anges 
brochene Paket des Giftes nicht an demfelben Tage verbraucht wers 
den, fo muß das üßrigbfeibende von den mit der Kontrolle des Vers 
brauchd Beauftragten mit der ımverleßten oder nen binzufügenden 
Ueberſchrift „Gift“ verfiegelt und in Verfchluß gegeben werden. — 
Der mit der Kontrolle Beauftragte hat darauf zu fehen, daß das 
Gift nicht frei auf die Erde, fondern. in die Mäunfelöcher gelegt werde. 
— Will man fih einer Arfenifmifhung bedienen, fo ift folgende als 
zweckmäßig zu empfehlen: man nehme — | 

acht Loth fein gepulverten Arfenifs, 

fieben Lotb feinen Waizenmehles, 

ein Loth fein geriebener Kohle, Zu 
oder eben fo viel ausgeglüheten Kienruffes, 

einen Gran mit verdünntem Weingeifte abgericbenen Biſams, 
und mifche afles zu einem gleichförmigen Pulver, — Das Gift wird 
am Beſten mit verfchiedenen Wurzeln, ald weißen, gelben, rotben Rü— 
ben, Kartoffeln ıc. den Mäufen vorgelegt. Man fpalter entweder die 
Wurzeln von oben nach unten zu %, ihrer Länge, ſtreuet das Gift 
auf die innere Flächen und ftedt fie in die Erde — oder man fehneis 
det die Wurzeln in ganz Pleine Würfel und legt diefe, nachdem fie 
mit Gift beftreuet find, in die Mäufelöcher. Das Auslegen des Gifs 
tes auf Speck, Butterfchnitten u. f. w. ift durchaus unterfagt. — 
Zuwiderhandlungen gegen diefe Verordnung werden mit einer Strafe 


von 1 bis 5 Thaler belegt. Publ. der Reg. zu Münfter vom 30. Zanuar 
1836. 


29. Alle in dem Handel Fommende giftige IWaaren, wozu 
auch der Grünfpan. gehört, müffen bei Vermeidung einer Strafe von 
5 Thaler in Gebinden und Faͤſſern, nicht abersin Säcken verfendet 
werden. M. R. vom 11. Novbr. 1827. 


Arfenif darf nur im Faͤſſern, mit dichter Leinwand überfiebt, 
verfendet werden. Mit Oelfarbe ift darauf zu bezeichnen, daß fich 
Arfenif darin befinde. M. R. vom 1. März 1817, 22. Juli 1823 und 
12. Aug. 1824. | 

‚Das unter dem Namen Froſt- oder Weißpapp bekaunte giftige 
Farbematerial Carfeniffaures Kati) fol frets in Steinfrufen aufbes 
wahrt, und diefe, daß fie Gift enthalten, Außerlich bezeichnet ſein. 
Fabrifanten haben folched nur ihren Koloriſten in Verwahr zu ges 
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ben, und fireng daranf zu halten, daß diefe e8 nie aus den Händen 
— und bei deſſen Anwendung immer ſelbſt gegenwärtig find. 
. R. vom 21. Novbr. 1825. | 


Kap. 4 Wilde nnd Haus-⸗-Thiere. 


(Halten wilder 30. Ohne befondere Erlaubuiß der Obrigkeit darf 
Thiere.) Niemand wilde, oder andere von Narur fchädliche Thiere 

| halten. 4. L. R. IL. 20. $. 749. 

Diefe Erlaubuiß darf bei eigner Vertretung nicht ohne Webers 
zeugung ertheilt werden, daß hinlängliche fichere Maaßregeln zur. 
Verhütung alles beforglichen Schadens genommen werden. Daf. 8. 750. 

Wer ohne Erlaubniß der Obrigkeit fchädliche Thiere hält, muß 
felbige ſofort wegſchaffen, und außerdem 20 bis 50 Thaler Geldſtrafe 
entrichten. Daſ. $. 751. 

Eine gleiche Strafe ‚trifft denjenigen, welcher die obrigfeitliche 
Erlaubniß zwar erhalten, nachher aber die gehörigen Maaßregeln zur 
Verhütung alles Schadens vernachläffigt bat. Daſ. $. 752. 


(Transport und 31. Diejenigen, welche mit wilden Thieren ums 
Ausstellung wil- erziehen, follen, wenn fie unfonzeffionirt find, nicht 
der Thiere) uͤber die Grenze gelaffen, bei ihrer Ankunft zurückge— 
wiefen, ihnen Feine Päſſe ertheilt, und wenn fie nicht im Lande aus 
ſäſſig find, oder feinen bleibenden Wohnfig darin haben, über die 
Grenze geihafft werden. M. R. vom 31. Juli 1817. 


82. Bei Gelegenheiten, wo Menagerien ausländischer Thiere 
von Konzeffionirten gezeigt werden, follen die Ortöbehörden forgfältig 
uud durch Aufſicht an Ort und Stelle darauf halten, daß unaudges 
fegt, jowohl beim Ausladen und bei der Austellung folcher Shiere, 
durch deren völlig zureichende Befeftigung, Aufficht und Führung, als 
auch beim Einladen der Thiere und den Vorkehrungen zum Trauss 
port derfelben, jeder beforglichen Gefahr vorgebeugt, auch im deren 
Nähe überall mit Feuer und Eicht ganz vorzüglich vorfichtig umges 
gangen werde. Die deshalb erforderlichen Maaßregeln hat jede Por 
lizeibehörde nach den Verhältniffen ihres Orts zu treffen. M.R. vom 
43. April und Publ, der Reg. zu Merfeburg vom 5. Mai 1819. 

Die Magiiträte find befugt, für diefe befondere Aufficht fi) von 
den Shierführern entweder die Koften erftatten zu Taffen, oder die 
polizeifihe Erlaubniß zur Produktion von Griegung eines verhältnißs 
mäsigen Aeguivalentd abhängig zu machen. M. R. v. 19. Des. 1820. 

Das Lokal einer Menagerie, worin ſich reißende Thiere befinden, 
darf nie ohne Nachtwache bleiben. M. R. vom 26. März 1823. 


(Verhütung der 33. Wo fih Wölfe aufhalten, mag jeder Grund- 
uch Was befiger an abgelegenen Orten Wolfögruben anlegen. 
ww) Damit aber Niemand dadurch Schaden leide, muͤſſen 
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folche gegen Menfchen tächtig umrüct werden. a. 2. R. L 9. $. 132, 
153. 


Wilde oder andere reißende Thiere bleiben demjenigen, welcher 
fie bei Vertheidigung feine8 Lebens oder feiner Gefundheit gefangen 
oder getödtet bat, eigen. Hirſche, Schweine, oder anderes dergleichen 
Wild aber müfen dem Zagdberechtigten gegen Erfaß des Schußgel⸗ 
des ausgeliefert werden. Daſ. $. 156, 137. 


(Wolfsjagden.) 34. Alle aderbautreibende Gingefefiene, ſowohl in 
Dörfern ald in Städten, und alle die, welche Pferde, 
Nindvieh oder Schafe halten, müffen zu den Wolfsjagden Hülfe leis 
ſteu. Alle früheren Befreiungen hören auf. — Diefe Laft wird nach 
der Auzahl der verpflichteten Gingefeffenen vertheilt. — Brei find dies 
jenigen, welche über eine halbe Meile von der Gegend, worin Die 
Jagd gehalten wird, wohnen. — Die Kreispolizeibehörden ordnen die 
Jagd an, und beftimmen wie viel, und welche Mannfchaften aufzus 
fordern find. Allerh. Verordn. vom 15. Jan. 1813. (Geſetzſ. 1814. ©. 1.) 
Für erlegte Wölfe, die gleich jedesmal ganz vorzuzeigen und des 
nen fodann die Ohren abgefchnitten werden, wird an Prämien gezahlt: 
für eine alte Wölfin . . . . 12 Thaler, 
s einen alten Wolf . . . 10 ⸗ 
*»  v jungen Wolf vom 1. / 
—* bis Ende Sept. 8⸗ 
» # Neftwolf . 2. 00 0 4 ⸗ 
. s meugebornen Wolf . 1 
gleichviel, auf welche gejeblich erlaubte Weife fie erlegt find. gin.M. 
R. vom 17. Jan. 1817. 


(Verhätung der 35. Der Eigenthümer eines fonft zahmen Thiers 
RE“ De wird mit 20 bis 50 Thaler Strafe belegt, wenn dafs 
thiere.) us ſelbe befondere fchädliche Eigenfchaften hat, und er, fos 

bald dies zu feiner Kenntnis gelangt, zur Verhütung 
des zu beforgeuden Schadens nicht hinlangliche Maafregeln trifft. 

AL R. U. 20. $. 753. | 

Sm Wiederholungsfalle ſoll neben der Strafe nad) $. 751. 1. c. 

(ſiehe vorft. $. 30) die Toͤdtung des Thieres erfolgen. Publ. der Reg. 

zu Münfter vom 26. Aug. 1824. 


36. Das Aufheben der Hunde gegen Menfchen ſoll, wenn auch 
Fein Schaden daraus entflauden ift, mit wilführlicher Geld» oder 
£eibeöftrafe belegt werden. Daf. $. 755. 


37. Kein beifender oder Fneifender Hund, der auf irgend eine 
Art den Vorübergehenden beunruhigt, darf auf der Straße, weder in 
den Städten noch in den Dörfern, frei umhergehen. Yubl. der Reg, 
zu Koblenz vom 2. Auguft 1817, zu Stralfund vom 5. Auguft 1818. 

Die Eigenthümer fo böfer Hunde, die felbft in Begleitung ihrer 
Herren dem Publifum Gefahr briugen, indem fie fih von Diefen nicht 
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zurüchalten laſſen, dürfen dieſelben nur entweder an einer Leine, 
oder mit einem Maulforbe verfehen, mit ſich herumführen, Publ. der 
Reg. zu Arnsberg vom 25. Febr. 1819, zu Münfter vom 26. Auguft 1824. 


(Hnnde mit ei- Jedem Eigenthümer von Hunden ift die Verpflich- 

— re tung aufzulegen, ſolche das ganze Jahr hindurch mit 

te zu a einem vorfchriftsmäßigen Halsbande zu verfchen, wors 

hen , solche Auf Name des Eigeuthümers ımd Wohnung, bei Mis 

Nachts einzu- fitairperfonen, Stand und Truppentheil bezeichnet fein 

sperzen etc.) muß. M, R. vom 15. Auguft 1822, Publ. der Reg. zu Mün- 
fter vom 26. Aug. 1824. und 2. Juni 1825. 


In den Städten follen des Nachtd alle Hunde in den Häufern 
eingefperrt, oder vor felbigen an den Ketten gehalten werden. Edikt 
vom 20. Zuli 1799. (Meue Edift. Samml. Bd. 10. ©. 2596.) 


In Folge höherer Beftimmung hat die Poligefintendantur zu 
Berlin am 25. Juli 1816 befannt gemacht, daß, wenn die drius 
gende Gefahr wegen der tollen Hunde vorüber ift, uud die ftrengen 
Maafregeln nicht mehr erforderlich find, das Führen der Hunde au 
der Leine nicht mehr erforderlidy fein fol, wenn fie mit einem Halds 
bande verjeben find, auf welchem der Name des Eigenthümers und 
defien Wohnung deutlich bezeichnet find. Wenn jedoch die mit einem 
ſolchen Halsbaude verfehenen Hunde ohne den Eigenthümer umbers 
laufen, follen fie aufgegriffeır und gegen ein Fangegeld von einem 
Thaler dem Eigentümer wenn er fich innerhalb 24 Stunden meldet, 
wieder zugeftellt werden. Diejenigen Hunde, die ohne Halsband frei 
——— ſollen als herrenloſe Hunde zur unverzüglichen Toͤdtung 
fortdauernd aufgegriffen werden; im Reg.-Bez. Muͤnſter zur freien 
Dispofition der mit dem Einfangen beauftragten Perfonen bleiben, 
Dirfe Maafregeln gegen das freie Herumlaufen der Hunde ift wegen 
ihrer Nüglichfeit auch in andern Städten der Monarchie in Ausfühs 
rung gekommen. M. R. vom 27. Zuni 1828, Publ. der Reg. zu Münfter 
vom 26. Aug. 1824. 

Da wo feitend der Kommüne eine Hundeftener eingeführt iſt, 
muß das gelöfete Zeichen am Halsbaude befeftigt fein. Daſſ. Publ. 

Die Eigenthümer der ald herrenlos eingefangenen Hunde find 
noch befonders in 2 Thlr. Strafe zu uehmen, wovon Denunziant die 
Hälfte erhält. Publ. der Neg. zu Münfter vom 26. Aug. 1824, und 2. Zuni 


1825. 

Die im A. UN Th. I. Sit. 16. S. 64 u. 65 enthaltene Bes 
ffimmung, wornach ungefnüppelte gemeine Hunde, welche auf Jagd 
resieren gefunden werden, von den Jagdberechtigten gleich todtgefchofs 
fen werden koͤnnen, find durch obige Worfchriften nicht abgeändert. 
Publ. der Reg. zu Münfter vom 2. Suni 1825. | 


40. Die vor Karren angefpanute Hunde follen mit einem Maul: 
korbe verfehen fein. Die Polizeibehörden haben die Strafe vorher 
feſtzuſetzen. M. R. vom 22. Dejbr. 1827. 
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Der Maufforb muß aus etwas von einander abftehenden Kreuss 
riemen bejtchen, die das Maul zwar ganz umfchließen, Doc) das Thier 
an dem Trinken und allenfalls dem Genuß weicher Nahrungsmittel 
nicht hindern; Publif, der Reg. zu Stralfund vom 5. Aug. 1818. 


weil font das Tollwerden befördert wird. Publ. der Reg. zu Arnsberg 
vom 25. Febr. 1819. 


(Prämien der 41. Die auf Denunziation der Gendarmen für 

steril dad Umberlaufen ungefnüttelter Hunde auf dem Lande 

ri re eingezogenen Strafgelder follen ihnen als Denunzians 

de.) tenpramien ausgezaßtt werden. M. R. vom 24. April 
1824. (0. 8. U. ©. 400.) 


Die Prämien für getödtete tolle Hunde, im fofern fie nach den 
regulatismäßig feftitebenden Sägen bewilligt werden, find von den 
Regierungen ohne befondere minifterielle Genehmigung anzuweifen, 
M. R. vom 31. März 1826. 


(Tolle Hunde.) 42. Jeder, der Kenntnif vom Vorhandenſein eis 

ned tollen Hundes erhalten hat, iſt bei eigener Vers 
antwortlichfeit für den durch denfelben veranfaßten Echaden verpflichs 
tet, der Ortsbehörde davon fofort Nachricht zu geben. — Diefe bies 
tet fogleich geeignete Individuen, two möglich Jäger oder Jagdberech⸗ 
tige, Diefe mit Schießgewehren, zur Verfolgung und Todtung des 
Hundes auf. Diefe find verbunden, falls ihnen die Todtung nicht 
eber gelingen follte, wenigftens eine Stunde nachzufegen, wo fie dann 
dem nächſten Polizeibeamten Kenntniß geben, um ein gleiches Nach⸗ 
fegen zu veranlaffen. — Jeder ift bei der eingangs ged. Verantworts 
fichfeit verpflichtet, nicht nur fein von dem tollen Thiere gebiffenes 
Vieh fofort wenigitens verfichert anzubinden oder einzisfperren, wenn 
ed noch zweifelhaft fein kann, ob das Thier welches gebiffen hat, toll 
gewefen, fonft zu tödten, und für defien fiefe Vergrabung zu forgen. 
Publ. der Reg. zu Münfter vom 21. Nuguft 1832. 

Für das Todtſchießen eines tollen, fo wie auch eined herrenlos 
winherlaufenden ungefmüttelten Hundes foll von dem Eigenthümer defs 
felben ein Schießgeld von 2 Thaler bezahlt werden. Edikt v. 20. Febr. 
1797. $. 6. | 

Iſt der Eigenthümer nicht ausyumitteln, dann wird ein Thaler 
Schießgeld aus der Kgl. Kaffe gezahlt und iR Anweiſung durch die betr. 
Kreisbehörde bei der Negierung nachzufuchen. Es iſt aber ftrenger 
Beweis zu fordern, daß der Eigenthümer nicht hat ansgemittelt wers 
den können. M. R. vom 1. Juli, und Publ. der Reg. zn Gumbinnen vom 
30. Suli 1817 (v. 8. N. Hft. 3. ©. 187.) 


Wegen Vorbeugung der Hundswuth fiche Gefundheitöpolizeiz 
wegen Hundefteuer fiehe Städteordnung, Auflagen. 


(Stössige Och- 43. Die üble Serwohnheit, Zuchtochſen ohne alle 
sen.) Aufficht auf die Weiden zu lafjen, bat kürzlich ein neues 
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Unglüc veranlaßt, indem eine Dienfimagd voh einem ftößigen Ochs 
fen zerfleifcht worden ift. 

Das gefeglihe Verfahren gegen den Eigenthämer ift eingeleitet; 
damit aber ähnliche fchauderhafte Unglüdsfälle vermieden werden, ift 
Folgendes verordnet: 

1) nur in feftgefchloffenen Kämpen, durch welche weder ein Fuß⸗ 
| ur Fahrweg geht, Dürfen Zuchtochfen ohne Aufſicht gelafjen 
werden, 
2) find fie aber bösartig oder ſtoͤßig, fo muß ihnen ein Feines 
Brett vor die Augen gehangen, und folches an die Hörner tüch- 
tig befeftigt, oder es müffen ihnen die Hörner ganz furz abges 
füge werden, fo daß fie damit Feinen Schaden thun Fönuen, 
Auch kann außer diefen Sicherungsmaaßregeln, wie es in 
mehreren Gegenden gebräuchlich, ein Vorderfuß mit dem Hins 
terfuß derfelben Seite in der Art zufammengebunden werden, 
daß dadurch eine langſame Bewegung defielben entjteht, welche 
das Entfliehen aus der Gefahr möglich macht. 
Auf Weiden, durch welche ein Fuß⸗- oder Fahrweg führt, 
muͤſſen Zuchtochien zur Tageszeit unter Aufficht eines tüchtigen 

Hüters gehalten werden, wobei e8 ſich von ſelbſt verfteht, daß 

Die zu 2 vorgefchriebenen Vorſichtsmaaßregeln dort ganz vorzüge 
lich zu beachten find, | 


Jede Ueberfchreitung diefer Verordnung wird ftrenge gerügt, und 
. gegen die Eigenthümer nad, Theil 2, Tit. 20, $. 753 des allgemeis 
nen Landrechtd ($. 35. vorſt. angeführt) verfahren, und bleiben dieſe 
noch überdies nach Th. 1, Tit. 6, 8. 98 seq. dem Beſchaͤdigten oder 
den Hinterbliesenen deffelben zur Entſchaͤdigung verpflichtet, Publ. der 
Reg. zu Münfter vom 3. Septbr, 1821. er 


(Verhütung der, 44. Auf Straßen, Brücen und öffentlichen Plaͤt⸗ 
Verletzungen gen, fo wie in allen bewohnten von Menſchen zahlreich 
ach Pferde beſuchten Gögenden, muß ein Jeder des fchnellen Reis 

Ä tens und Fahreus fich euthalten, bei 5 bis 10 Thaler 

Geld oder verhältpißmäßiger Gefänguißftrafe. A. 8. R. IL. 20. $. 756, 

757. 

Sind Fehler de8 Pferdes an der Uebertretung Schuld, fo bleibt - 

ber Reiter oder Fahrende von der Strafe nur alsdann frei, wenn 

er den Fehler vorher nicht gewußt hat; Daf. $. 758. 

Dagegen trifft die Strafe den Eigenthümer des Pferdes, wels 
cher den Andern wegen des Fehlers nicht in Zeiten gewarnt hat. 
Daf. $. 759. 

Die $. 757. verordnete Strafe hat auch derjenige verwirft, wel 
cher Pferde, ohne die gehörige Aufficht, auf öffentlichen Plätzen, Stras 
Ben oder font im Freien fichen läßt, wo fie durch ihre Augreißen, 
Beißen, Stoßen oder Schlagen, Schaden anrichten koͤnnen. Daf.$. 760. 
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‚ . Bei gleicher Etrafe fol Niemand innerhalb der Stadt Pferde 
einfahren, oder ſich zur Nachtzeit der Schlitten ohne Schelleugeläute 
bedienen. Daf. $. 761. 


Es ſoll alles Fahren und Neiten, welches nicht im Schritt oder 
Furzen Trab geichieht, als fchnelles angefehen und beftraft werden, 


Auf Brücen, in engen Gaffen, beim Einfahren in andere Stras 
Ben, überhaupt, wo die Paſſage durch einen großen Zufammenfluß 
von Menfchen verengt wird, darf nur im Schritt geritten oder gefab⸗ 
ren werden. — Reitende und Fahrende müſſen immer die rechte Daud 
' halten, wo Kinder, alte, gebrechliche Leute und Betrunkeue ihnen in 
den Weg fommen, fill halten, fo lange als es zur Entfernung fol 
cher Perfonen nöthig if. Auf Straßen und Brüden follen Feine Was 
gen neben einander fahren — Kommen 2 Wagen neben einander 
auf eine Höhe von verfchiedenen Seiten, fo muß der von der linken 
Seite fommende* den andern vorfabren laffen. Wettefahren der Was 

en ift verboten. — In den Erädten darf außer den Gaffen oder 
uber die Fußſteige oder Fußbaͤuke, felbit nicht mit einem Nade auds 
gebogen oder gefahren werden. — Kein Fuhrwerk darf in der Mitte: 
der Straße ftill halten. — Zum Herumfahren in Erädten darf nur 
ein mit 2 Pferden befpannter Wagen gebraucht werden, — Niemand 
darf Pferde auffer der Weide oder gefchloffenen Plätzen frei geben 
lajjen, olme fie am Zügel zu führen — Wenn angefpannte Wagen, 
wo es auch fer, ftill halten müſſen, ohne daß Jemand die Pferde am 
Zügel feſt haften kann, fo follen diefe abgefträngt, die Leinen an den 
Deichfelarmen angebunden, auch weın 4 Pferde lang geſpaunt find, 
das Achterholz der VBorderpferde abgehängt werden. — Kontravens 
tionen werden mit geſetzlichen, nach Unterfchied der Fälle von der 
Polizeiobrigkeit im angewiefenen Wege zu beftimmenden Gtrafen ges 


ahndet. Publ. der Reg. zu Münfter vom 16. Auguft 1816, und verfch. ande: 
rer Regier. 


Neiter und Wagenführer müſſen Fußgänger, die ihnen in den 
Weg Fommen, durch den Tauten Zuruf: „Plab dal“ vor der Ges 
fahr warnen, und fo Tange halten, bis diefelben aus dem Wege ges 
treten oder gebracht find. — Fußgänger find fchufdig, auf den Zuruf 
auszuweichen. Eltern und Angehörige Peiner Kinder dürfen dieſel⸗ 
ben nicht ohne Auffiht auf der Straße laſſen. — Ledige Pferde müfs 
fen ftet3 — und kurz im Zügel gehalten werden. Vor wilden 
Pferden find die Vorübergehenden laut zu warnen. Alle kurzen 
Trab fahrende Kutſchen und Fuhrwerke müfen Abends und Nachts, 
wenn nicht heller Moudſchein ift, mit Laternen verfeben fein, fonft 
— = Schritte fahren. Publ. derf. vom 22. März 1834 und verſch. an« 
eier eg. 


Poitilfione, welche mit leeren Wagen zurüdfehren, dürfen die 
Rorderpferde nicht an den Hintertbeil des Wagens aubinden, oder fie 
frei herumlaufen Taffen, oder fich felbit auf den Wagen legen und 
ſchlafen bei 15 Sgr. Strafe. Gendarmen haben unter Zuficherung 
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des Strafbetrags darauf zu wachen. M. R. vom 29. April und Reffr, 
der Reg. zu Münfter vom 20. Mai 1823. 


(Erhaltung der 45. Auf Allerh. Befehl Er. 8. Maj. follen die 

— — Madiſtraͤte und landräthl. Behörden es verhüten, daß 

Strasen) die Pferde an den Markttagen in engen Straßen und 

unordentlich aufgeftellt werden, uud —7 daß 

die Fußgänger ſolche ohne Gefahr paſſiren könuen, auch Raum zum 

Durchfahren eined Wagens bleibt. Publ. der Reg. zu Potsdam vom 8. 
Janr. 1819. 


Kein Pe beladen oder unbeladen, darf anf öffentlichen 
Etraßen, über die nötbige Zeit Ded Auf- und Abladens und am we— 
nigſten zur Nachtzeit ftehen bleiben. — Muß folches unter befonderen 
Umſtänden gefbeben, dann ift der Eigenthümer, unbefcbadet der freien 
Paffage, verpflichter, während der Nachtzeit eine brennende Laterne 
dabei zu unterhalten, und Wagen und Karren fo in einander zu 
fieffen, daß nicht Leicht Jemand ſich an hervorragenden Deichieln oder 
Stangen befchädigen Fönne, Bei vorfommenden Banfichfeiten auf 
Öffentlichen Straßen find gleiche Vorſichtsmaaßregeln anzuwenden; die 
emachten Erdeöffuungen oder Aufwürfe, wie auch die in die Stra— 
—* vorſtehenden Gerüſte mit abkehrenden Umfaſſungen zu verſe⸗ 
hen; nach Umſtänden die Straße zu ſperren; bei Dachdeckerarbeiten 
und Ähnlichen Fällen, wobei die Paſſage gefährlich wird, Warnungs⸗ 
zeichen, Die leicht in die Augen fallen, aufzuftellen; zur Nachtszeit die 
im Wege liegenden Baumaterialien und Geräthichaften wegzuräumen, 
uud befonders Leitern, die zu gefährlichen Zwecken ‚mißbraucht werden 
Tonnen, in Verwahrung zu bringen. Publ, der Neg. zu Arnsberg vom 
12. Novbr. 1818. | \ 

Das Sperren der Öffentlichen Wege und Strafen in Etädten 
und gefchloffenen Ortfchaften durch Fuhrwerk oder auf fonftige Art 
ſoll bei 1—5 Thlr. Strafe unterfagt werden. NR. d. Reg. zu Münfter 
vom 26. April 1826. 


46. Die Straßen und Öffentlichen Plaͤtze dürfen nicht verengt 
werden. A. L. R. J. 8. 6, 78. 


Niemaud darf ohne ausdrückliche Erlaubniß der Obrigkeit einen 

Kellerhals oder auderes dergl. Nebengebäude auf der Straße anlegen. 
Dafs $. 79. 
Die Einrichtung von Kellers und Ladenthüren, welche auf Die 
' Straßen gehen, die Anlegung neuer, fo wie die Errichtung von Bliks 
abfeitern, darf, nur mit Erlaubniß der Polizeiobrigkeit und nach deu 
von diefer zu ertheilenden Anweifungen vorgenommen werdet. Daf. 
$. 80 


Der Bürgerfteig darf auch nicht durch Gitterwerfe,- vorgeBaute 


Kramladen, bervorftehende Treppen, Ausbängefchilder ‚ bohe Einufahr⸗ 
ten, Schugfteine, Pfähle oder andere Vorrichtungen, welche der Haus: 


— 
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befiker gr feiner Bequemlichkeit trifft, verengte oder gehemmt werden. 
Putent vom 20. Mai 1793. (Meue Ediftenf. Bd. 10. ©. 2435.) Straßenoron. 
für Erfurt vom 15. Oftober 1817. 

3, dürfen auch die Polizeibehörden weder die Anlegung der 
Poteften, noch der Geländer und Freitreppen, in fofern fie die Bürs- 
gerjteige verengen, geſtatten. M. R. vom 28. Dftober 1825. 


Das tägliche Aufftellen von Waarentifchen oder Buden an ans 
dern Orten, ald den eigentlichen Marktplägen, ift völlig unerlaubt 
und gänzlich verboten, damit dadurch die Straßen für den übrigen 
Verkehr nicht beenugt werden. — Das Verfaufslofal der Kaufleute 
oder Handwerker Darf niemald auf deu Bürgerfieig oder auf die 
Straße heraustreten. M. R. vom 9. April 1829. 


lee —* — 47. 

nees von den 4) Wenn eine Chauſſee dergeſtalt verſchneiet, daß 
Kunststrassen.) die Paſſage nicht 6108 erfchwert, fondern dergeftalt 
unterbrochen wird, daß fie mit dem gewöhnlichen Unterhaltungs 
mitteln nicht wieder hergejtellt werden kaun; fo ſollen die Eins 
wohner ded Drtes, in deren Feldmark ſich der Schneefall ereigs 
net, fogleih zutveten und mit vereinten Kräften das eingetretene 
inderniß zu heben bemüht fein, ohne dafür Vergütung zu ers 
Iten. Jedoch fol diefe Hüffsleiftung nur in foweit unentgelds 
lich gefordert werden, ald fie ſich auf Einen achtftündigen Ars 
beitötag befchränfen läßt. Die Lofals Polizeibebörden find vers 
pflichtet, für die Ausführung diefer Maaßregel fpeziel Sorge zu 
tragen und erforderlichen —* die unvorzügliche Einwirkung 
des Landraths in Auſpruch zu nehmen. Eremtionen find hier⸗ 
bei nicht zu geſtatten. Die Vertheilung der Arbeiten auf die 
Einwolmer des Ortes hat die Lokal⸗Behoͤrde zu ermeſſen, wenn 
der Landrat nicht zeitig genug darauf einwirken kann. Iſt aber 
bei einem einzelnen Borgange ein Zweifel über die NRepartition 
eutftauden, fo bat die Provinzial⸗Regierung deshalb billige Grunds 
füße mit Rüdficht auf die befondere ProvinzialBerfaffungen zur 

Beobachtung in Fünftigen Fällen vorzufchreiben. 


2) Wenn verfchneiete Fuhrwerke ans dein Schnee auszugraben find, 
full die Arbeit von den Anwohnern nach den Beftiumnungen zu 
1. ohne Beihränfung auf eine Stundeufriſt, unentgeldlich vers 
richtet werden. 


3) Wenn es nöthig befunden wird, außer den vorgedachten Fällen 
eine Chauſſee vom Schnee. zu reinigen, oder, wenn in dem Falle 
zu 1. mit der achtftündigen Hülfsleiftung der Anwohner nicht 
auszureichen iftz fo foll die Chauſſeebau⸗Kaſſe die Koften tragen. 
Die WegebausInfpeftoren. follen jedoch, wenn fie freiwillige Ars 
beiter nicht in erforderliher Zeit und Zahl dingen Fönnen, die 
Polizei⸗Obrigkeiten der in der Nähe der Chauſſee belegenen Orte 
um die Geftellung von Arbeitern gegen — des an dem 
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Orte und gu der Zeit gewöhnlichen Tagelohns requiriren nnd 
die betreffenden Behörden einer ſolchen Nequifition unverzüglich 
zu genügen verpflichtet fein. Dem Landrathe muß von dem 
Verfügten durch Die Wegebausänfpeftoren in jedem Falle Nachs 
richt gegeben fverden, damit derfelbe das Verfahren nach Bes 
wandniß der Umftände Foutrollire, | 


Die Landräthe, welche auf dergleichen Greiguiife in den Winter: 
monaten aufmerkſam fein müfjen, werden ermächtigt, den Weges 
bausInfpeftoren in fchleunigen Fällen untergeordnete Beamte, 
oder fonftige zuserläflige Perfonen, insbefondere auch, die Chaufs 
fer-Einnehmer, zu fubitituiren. Zugleich aber haben fle darauf 
zu halten, daß von der zu 3, gedachten Geftellung der Hülfe- 
arbeiter nicht ohne dringende Veranlaffung und nur bei gänze 
lihem Mangel an freiwilligen Arbeitern Gebrauch gemacht werde. 
Eie haben Sorge zu tragen, daß das Tagelohn richtig und 
pünftlich bezahlt, Fein Mißbrauch getrieben und jede etwa ents 
fiebende StreitigPeit gefchlichtet werde. Neicht ihre Amt3-Autos 
rität im einzeluen Fallen nicht hin; fo haben fie Behufs der Re⸗ 
medur die ProvimialsNegierung fofort in Kenntniß zu feßen. 
Allerhöchſte Kabinet3:Ordre vom 8. März 1832. (Gef.:S. ©. 119.) Siehe 
auch Tit. IX, Say. 3, ⸗ 


Xerbũtung der 48. Niemand ſoll in Gegenden, die zum Ab⸗ und 
eg Zugange ded Publikums beſtimmt find, vor feinen Fen⸗ 
hängte 0. auf. Mern, oder an feinem Haufe, etwas ohne gehörige Bes 
gestellte ete, feſtigung aufftellen, oder aufhängen, durch deſſen Herz 
Sachen.) abfturz Jemand befchidigt werden Fünnte A. L. R. 

Th. I. 8. $. 74. und‘ IE. 20. $. 762. 

Der Uebertreter muß das Aufgeftellte oder Aufgebängte fofort 
wegzufchaffen angehalten, und außerdem um 5 Thlr. beftraft werden. 
Daf. L 8. $. 75. und II. 20. $. 763. 

Gleiche Strafe hat Derjenige verwirft, welcher Sachen, die bei 
Borübergehenden fchhdlich werden Fönnten, aus dem Haufe oder aus 
den Fenftern wirft. Daf. IL. 20. $. 764. 


(Bei Bauten 4. 49. Jeder Eigenthümer iſt fehuftig, feine Ges 
Repäraturen.) baͤude dergeftalt in baulichem Stande zu unterhalten, 
daß durch deren Einſturz oder Abfall den Einwohnern oder Vor⸗ 
übergebenden Fein Schaden widerfahre. A. L. R. IL. 20. $. 765. und 
Th. I. 8. $, 37. | | 

Wer dies unterläßt, den fol die Obrigkeit zur Veranftaltung der 
nothwendigen Reparatur, innerhalb einer nach den Umſtäuden zu bes 
ftimmenden billigen Frift, allenfalls duch Zwangsmittel anhalten, 
A. L. R. J. 8 $. 38. 


Die Nachläffigfeit wird mit 10 bis 30 Thalern Geld» oder vers 
haͤltnißmaͤßiger Leibeöftrafe geahndet. A. L. R. IT. 20. $. 766. 


4 
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=. 


. Sind Zwangsmittel fruchtlos, fo tt die Obrigkeit den nothwen⸗ 
digen Bau auf feine Koften zu verauſtalten berechtigt: MO. R. J. 
8 $, 39. — 

Iſt der Eigenthümer unvermoͤgend, fo muß die Obrigkeit, bei eis 
gener Vertretung, von Amtswegen fo weit forgen als noͤthig tft, um 
die Dem Publikum drohende Gefahr abzuwenden. gu, 2. R. IL. 20, 
$. 767. 


Kann oder will er Lie Koften nicht hergeben, fo kann bie 
DObrigfeit dergleihen Gebäude zum öffentlichen Verkaufe ausbieten, 
Daf. 9. 40. 

Uuter dem Ausdrude: „Obrigkeit“ ift bier das Gericht, nicht 
der Magiſtrat verftandem M. R. vom 11. Dezbr. 1810. (Mathis Br. 10. 
©. 363.. 364.) . 

Die Polizeibehörde Faun daher mach vorfichenden Beftimmungen 
de3 A. L. N. nur polizeilich einfchreiten, und event. nach $. 40 auf 
Subhaftation beim Gerichte und darauf antragen, daß nach 9. L. 
N. 1.8. 541. dem Käufer die Wiederherftelung zur Bedingung ger 


macht werde. Siehe au $. 43. vorſtehend, und Bauten unter Feuerpoligei, 
zit. VI. ap. 9. Abſchn. 1. 9. 3. qq. 


50. Wenn das Gericht, wegen Mangel eines Käufers und 
weil Fein Gläubiger die Herſtellung des Gebäudes übernehmen will, 
daffelbe der Kämmerei des Orts zuſchlägt, a. R.L 88. 48, 
dann iſt der Magiftrat berechtigt, dergleichen Gebäude einem Jeden, 
unter der Bedingung ded zu vollführenden Baues, als fein freies Gi, 
genthum zu überlaffen, a. a. ©. $. 49. : 
und alle Gläubiger verlieren ihr Recht an dein gedachten Gruudſtücke. 
Daf, $. 534 | 

Weun alfo bei dem durch den Magiftrat nach $. 49. veranſtal⸗ 
teten Zuſchlage, außer der Uebernahme der Wiederherſtellung, noch 
andere Vortheile bewilligt werden, fo kommen dieſelben der Kämme— 
rei zu ſtatten. Dafı 5. 541 | Ä a . 

Kann auch durch die DVeranftaltungen des Magiftrats derglei⸗ 
chen verfallenes Gebaͤude nicht wieder hergeſtellt werden, ſo iſt, bei 
fortdauernder Gefahr für das Publikum, die Obrigkeit, felbiges abs 
zubrechen, und die Materialien an den Meiftbietenden verkaufen zu 
Iaffen, berechtigt. Dafı $. 364 * 


Das daraus geloͤſete Geld aber kommt der Kaämmerei, welche 
bisher die nothwendigen Unterhaltungskoſten hat hergeben. müffen, zu 
ſtatten. Daſ. $ı 574 : | 

* 

F. 51. Vorſtehende Beſtimmungen gelten auch von ſolchen Ge; 
bauden, die durch Feuer oder andered Unglück zerſtört worden. 
Dafı 5 584 g* 
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- Die für einen foldhen Ungluͤcksfall ausgefepten Feuer⸗Sozietaͤts⸗ 
Beiträge und andere dergleihen Vergütungen kommen alddann nicht 
dem’ bisherigen Eigenthümer oder deſſen Konkursmaſſe, fondern dem 
Uebernehmer des Bauplages zu ſtatten. Dafı 5. 80 


52. Was von ftädtiichen Grundftücden verordnet ift, gilt auch 
von Grundſtuͤcken auf dem Lande, die ald eigene für fich beftehende 
Stellen oder Nahrungen in die Steuers oder Lagerbücher eingetragen 
find. Daſ. —— 604 | 


53. Baumeiſter, die bei einem Baue oder einer Reparatur, oder 
bei der Auswahl der Materialien dazu, wider die allgemein aner- 
Fannten Regeln der Baukunſt dergeftalt gehandelt haben, daß daraus . 
eine Gefahr für die Einwohner oder Das Publifum entfteht, ſollen 
angehalten werden, den Fehler auf eigene Koften zu verbeffern. 
A. 8. R. II 20, $. 768 

Berfallen fie zum zweitenmale in denſelben Fehler: fo ift ihnen 
außerdem die fernere Treibung ihres Gewerbes, bei 1- bis 2jähriger 
Gefüngnißftrafe zu unterfagen. Daf, $, 769 

Der Vorwand, das der Bauherr die fehlerhafte Führung des 
Baued, oder den Gebrauch der untauglichen Materialien ſelbſt ver- 
langt oder genehmigt habe, foll dem Baumeifter niemals zu ftatten 
kommen. Dafı $ 770. | 


54. Wenn Jemand die ihm obliegende Unterhaltung öffentlicher 
Gebäude, Wege, Brüden u. f. w. vernachläßigt, und die an ihn ers 
gangene Aufforderung fruchtlos geweſen ift, fo fol die Obrigfeit die 
nöthigen Reparaturen von Amtswegen veranftalten; die Koften aber 
von ihm durch Erefution beitveiben laſſen. Daſ. 6. 771. 


Außerdem hat derfelbe eine Geldbuße von 5 bis 30 Thalern oder 
verhäftnißmäßige Leibesftrafe verwirkt. Daſ. 6. 772 


55. Bei allen Bauten und Reparaturen ne die unmittel⸗ 
baren Aufjeher die erforderlichen Vorkehrungen treffen, damit nicht 
durch das Herabfallen der Materialien, den Einſturz der Gerüfte, 
oder auf an Art, Jemand befhädigt werde. Dafı $ 773. 

Dergleihen Baupläge find mit Stangen dergeftalt einzufaffen, 
daß befonderd Kinder und Thiere von Betretung folcher gefährlichen 
Stellen zurückgehalten werden. Daſ. $. 774 

Die — dieſer Vorſchrift iſt an den nachläffigen Auf- 
fehern mit uachdrücticher Gefängnißs oder Geld-Strafe zu ahuden. 
Dal. $s 775 

Da, wo die Daffage auf Plägen, Straßen, Wegen und Gäns 
gen durch aufgeführte Serüfte, Erd» und Schutthaufen, bei Bauen 
und Reparaturen, durch aufgerifiened Steinpflafter, durch gelagerte 
Materialien, oder durch fonftige Vorkehrungen befchräuft, ift die 


E 
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alleinige Befolgung der vorftchenden Borfchrift S. 774. keinesweges 
binreichend. Diefe Stellen find außerdem noch bei eintretender Dun⸗ 
kelheit durch an allen Seiten hellfcheinende Laternen, auf Veranlaf 
fung desjenigen, der die Behinderung getroffen hat, zur öffentlichen 
Kenntuiß zu bringen, Ausnahmen von der Erleuchtung kann nur die 
Polizeibebörde, bei vorhandener völliger Sicherheit, ertbeilen. Yubl: 
F Fzierung zu Arnsberg vom 123 November 1818, Aachen vom 20. Dfto- 


\ 

56. Bauherren und Banmeifter, welche ohne polizeiliche Er⸗ 
laubniß einen neuen Bau unternehmen, eine neue Feuerſtelle erriche 
ten, oder eine alte verlegen, haben eine Polizeiftrafe von 5 bis 10 
Thalern verwirft, felbit wenn der Bau an ER untadelhaft wäre. 
A. 8 R. I: 8. $ 70 

In allen Faͤllen aber, wo ſich findet, daß ein ſolcher Bau fchäd- 
ih oder gefährlich für das Publifum fei, oder zur groben Verun⸗ 
ftaltung einer Straße oder eined Platzes gereiche, u derfelbe nach 
der Anweifung der Obrigkeit geändert werden. Daf. $. 711 


Findet die Aenderung nicht Statt, fo muß das Gebäude wieder 


abgetragen, und alles, auf Koften des Baueuden, in den vorigen 
Stand gefegt werden. Dafı $ 72. | 


57. Bauanlagen auf Straßen, wodurch Gehende, Neitende oder 
Fahrende Beihädigungen ausgefegt werden, fol die Obrigkeit nicht 
dulden. Dafı $. 73 i 


88. 68 ift daher der Gigenthümer zur Abänderung oder Ab- 
—— ſeines Gebaͤudes verbunden, und von der Polizeiobrigkeit an⸗ 
zu halten: 


a. wenn eine Bauanlage erlaſſenen feuerpolizeilichen oder andern, 
deren Abfchaffung oder andere Einrichtung beftimmt vorfchreis 
benden Geſetzen und Verordnungen entgegen ift; 

b. wenn aus der Baufälligfeit eines Gebäudes oder einer andern 

.  Bananlage für das Publifum Gefahr zu beforgen tft; 

c. wenn ſchon vorhandene Bauanlagen gemeingefährlich find, oder 
durch fie Gehende, Reitende oder Fahrende der Gefahr der Ber 
ſchaͤdigung ausgeſetzt werden; 

d. wenn ohne vorhergegangene Anzeige ein dem Publikum ſchaͤdli⸗ 
cher oder gefährlicher Bau unternommen worden, 

= Mi. R. vom 2 Deibr, 1818 E 


59..©. g. Schwengel oder Leiften an den Thorfluͤgeln, twelche 
in horizontaler Lage an dem einen Flügel befeftigt find, und über 
den andern hinweggehen, follen nicht geduldet werden. M. R, vom 
2 März 1827: 
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(Bd Bodenh-' 60. Zu den wefifälifhen Provinzen follen Die Bor 

ken.) denlufen entweder. sermittelft 4 in die Balken einges 
zapfter Pfoften und 3 Reihen Querlatten, oder auf fonft, nah Er⸗ 
meſſen der Polizeibehörde hinreichende Weife eingefchloffen werden, bei 
einer Polizeiftrafe von 5 Thaler Gelds oder verhaͤltnißmaͤßiger Ges 
fangnißiteafe, und wenn durch bie Unterlaffung Jemand befchadige 
wird, oder gar um das Leben kommt, fol der Hauseigenthümer nach 
den Kriminalgefegen zur Unterfuchung gezogen werden Allerh. 8. Ds 
vom 5. April 1825, Dberpräfs Beh, vom 31: Mar 1825, 

Die zu dem Auf und Abladen der Kaufmannsgüter, des Ges 
freides n. f. w. beftimmten Bodenöffuungen in allen Etagen der Braus 
häufer, Speicher u. f. w. folleu mit einem Verfchlage von wenigftens 
2”, Ruß hoch verfehen werden. Auch dürfen au den Inneren Bo— 
denluken die Fallthuͤreu nicht fehlen. Alles bei angemefiener Gelds 


oder Gefaͤnguißſtrafe. Publ, des Polizeidireft zu Magdeburg vom 25. 
März 1817, 


(Bei Mühlen.) 61. Die zu den Windmühlen führenden Treppen 
muͤſſen wenigftend mit einem Geländer fo, daß fie fich 

an der Mühle anfchlichen und bis Aber den Mühlenfchwanz hinweg⸗ 
gehen, verſehen fein, bei 2 Thlr. Etrafe. Publ. der Regierung zu Pots 


dam vom 15, Sahuar, Arnsberg vom 174 Mat, Königsberg vom 6. Zuli 1820, 
Münfter vom 8: März 1822 


ei — auch Binanühlenbauten „Polizei in Beziehung auf -Eigenthum Titt 


(Bei Gruben, 62. Steinbrüche, Mergels, Lehm, Sands» auch 
Brunnen etc.) Kalkgruben dürfen ohne vorbergegangene Meldung bei 
der Ortöbehörde, und ohne daß diefe die Stelle, wo gegraben werden 
ſoll, genehmigt bat, nicht benutzt werden, bei 3 bis 5 Thlr. Geld⸗ 
oder verhaͤltnißmaͤßige Gefängnißitrafe. — Das Ausgraben von Ders . 
gel, Sand und Lehm fol nur da geftattet werden, wo ſolches ohne 
Gefahr eines Einfturzes oder Abbruchs gefchehen kann, und foll mit 
dem Abſtechen der oberen Erdfchichten allemal, fo oft Die Tiefe aus— 
gegraben wird, fortgefahren werden; bei gleicher Strafe für jeden 
einzelnen Fall. — Au Öffentlichen Laudſtraßen und Wegen follen ders 
gleichen Gruben gar nicht geduldet, die vorhandenen ausgefüllet, wes 
nigfteng — Steinbruͤche umzaͤumt werden. Publ der Meg. zu 
Oppeln vom 2% Dftober, Münfter vom 30. Dezember 1818, und a, Reg, NN 
R. vom 13: Januar 1819 Du 

Die Wände der Gruben. müffen fo fehräg abgetragen werden, 
daß fie einen Winfel von 10 bis 20 Graden gegen den Grund der 
Gruben bilden; Publ, der Reg. zu Münfter vom 14. April 1820: 


63, Brunnen, Waſſergruben, Miſtpfützen, Viehtränfen, Nöthes 
gruben ꝛc., müfjen gehörig mit einer mindeftend 2 bis 3 Fuß hoben 
Einfaſſung verfehen werden, damit Kinder nicht leicht darin umfoms 


men koͤnuen. Publ. der Regierung zu Franffurt a. d. ©, vom 26, zu Kob: 
len; vom 31. Dftober 1818, Arndberg vom 16: März 1820. u, a. Reg. 


⸗ 
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Die Einfriedigung muß bei 1 bis 3 Thaler Etrafe gefcheben, 
wenn ſolche Wafferbehälter nicht wenigftens 150 Fuß von Wohnumns 


gen und Straßen entfernt find, Publ. der Regierung zu Münfter vom 23. 
ftober 18174 


(Aufsicht auf 64. Die Negierungen find verbunden, zur Vers 

u er hütung der Unglüdsfälle beim Baden dienliche Maaßs 

"huhlaufenete,) Trgelu zu ergreifen, und auf Befolgung der darüber 
vorhandenen gefeßlichen Vorſchriften halten zu laſſeun. 
M. R. vom 6, April 1818. 

Polizeibehörden der Garnifonftädte follen den Garnifonen Bades 
pläße überweifen; folche aber vorher durch Sachkundige unterfuchen 
uud bezeichnen laſſen. 4. 8. O. vom 2. Dezember u. M. R. vom 19, De- 
jember 1825» 


Um Uugluͤcksfaͤlle durch Waffer möglichft zu verhuͤten, hat die 
K. Reg. zu Münfter Nachfteheudes befaunt gemacht? 


1) Der Unfug, dag Kinder und nnerfahrene Perfonen auf Kähnen 
allein fahren, darf fortan nicht weiter geduldet werden. Zu 
dem Ende jolen fümmtlihe Kähne, wenn fie nicht gebraucht, 
angefchloffen, und dazu die Eigenthämer angehalten werden. Die 
Unterlaffung wird mit 1 Thaler beſtraft. — Kinder und Un⸗ 
mündige, welche auf Kähne betroffen werden, follen fofort dars 
aus gewiefen, verwarnet, und, wenn died nicht fruchtet, zur 
Beftrafung den Eltern und Erziehern überliefert werden, welg 
dafür verantwortlich find, daß dies nicht weiter geſchieht. 

2) Das Baden an unbefaunten, dazu nicht bezeichneten Orten, ift 
unterfagt, und darf bei willführlicher Strafe nicht geduldet wer: 
den. Damit aber ein Zeder dazu Gelegenheit findet, fo muß 
die Ortd-PolizeisBehörde fichere Vadepläge ausmitteln und folche 
duch Strauchwerk und Strohwiſche befriedigen laſſen. 


3) Schlittſchuhlaufen und das Fahren auf dem Eife ift am gefähr- 


lichen Stellen unterfagt. Die darauf betroffenen Perjonen 
müſſen fofort zuruͤckgewieſen, mit der ihnen drohenden Ge 
fahr bekanut gemacht; diejenigen aber, welche darauf nicht ach— 
ten, fogleich arretirt, und fo unter Zufügung eines PFleinen 
Uebels aus der ihnen drohenden Gefahr gerettet werden. Kin— 
der werden den Eltern wie ad 1 zur Beitrafung vorgeführt, 
Erwachjene aber augemeffen wegen ihrer Unfolgfamkeit beftraft. 
— Damit ed zu dieſem Vergnügen nicht an Gelegenheit fehle, 
find fichere Derter dazu von der Ortöbchörde auszuwählen und 
öffentlich Sefannt zu machen. 
4) Das Licherjegen der Neifenden und Frachtfuhren du *5*— 
und Kähnen über Flüſſe ſoll fortan nur durch konzeſſionirte 
ähranftalten durch zuverläßige müchterne und geſchäftskundige 
aͤhrleute und Schiffer in binreichender Anzahl geſchehen. — 


Pd 
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Diefe mäffen ihre Aualififation dem Ortsbuͤrgermeiſter nachwei⸗ 
ſen, welcher dafuͤr verantwortlich gemacht wird, daß Niemand 
beimlicher Weife fih hiermit befaßt. | 

5) Daß Fuhrleute und Schiffer bei 5 Thaler Strafe die Gefäße 
nicht überladen und unter Feiner Bedingurfg mehr Perfonen oder 
Saden einnehmen, als folche fragen koͤnnen, ift ſchon früher 
verordnet und wird in Grinnerung gebracht, ° 

= Sturm und Nacht, oder wenn font Gefahr u befürdys 

ten ift, fol von ihnen das Ueberfegen entweder. verweigert, oder 
doch nur unter Beobachtung der ehörigen Vorfichtfmaaßregeln 
bewirft werden, widrigenfalls fie be entftehenden Ungluͤcksfaͤllen 
zur Unterſuchung und Beftrafung gezogen werden follen. 


6) Kinder uud im Neiten unerfahrene Perfonen dürfen nicht allein 
zeiten noch vielmeniger Pferde zur Schwemme oder Traͤuke reir 
ten. — Die Gigent)ümer welche dies zulaffen, verfallen in 5 
Thaler Strafe; entftcht dadurch ein Ungluͤck, fo werden ſie nach 
den obwaltenden Umftänden zur Unterfuchung und a. 
gezogen. Uebrigens verfteht e8 fich von felbft, daß gefährliche Ste 
Ien nicht zum Schwemmen der Pferde geeignet find, deshalb als 
ſolche gehörig bezeichnet oder mit Verwarnungs⸗Tafeln verjehen 
werden müſſen. 

7) Bei Durchfahrten in Flüffen ꝛc., welche nur bei hohem Waſſer 
gefährlich find, muͤſſen zu dieſer Zeit Barrieren oder VBerwars 
nungs⸗Tafeln bei 5 Thaler Strafe errichtet werden. 


Gefährliche Stellen in — und Seen, fo wie offene Brum 
‚nen (hier fo genannte Pfützen) follen fortau mit füchtigen, we⸗ 
nigftens 3 Fuß hohen ECinfaſſungen verfehen fein. Die Unters 
laffung wird an dem Gigenthümer nach vorheriger — 
mit 3 Thaler geahndet und die JInſtandſetzung auf Koſten deſ⸗ 
ſelben bewirkt. 

9) Bleibt es den Lofal-Polizeibehörden überlaffen, diejenigen Mittel 
und Anftalten zu ergreifen, welde nach dem Sinne diefer Vers 
ordnung nöthig find, um Unglüuͤcksfaͤlle in Beziehung auf die 
Lokalitaͤt zu verhüten. 

Publ. der Regierung zu Münfter vom 5. September 1817 und mehrerer 
anderer Reg. und Zirk. Reffri des Pol, Min, vom 28. Juni 1817. 

Das Baden an unbekannten, dazu nicht bezeichneten Stellen, ift 
bei 1 5i8 5 Thaler Strafe verboten. Publ, der Regierung zu Pofen vom 
24. Mai 1818. j 

Auch fihere Pläße zum Schwemmen der Pferde müffen beftimmt, 
und das Schwenmen an andern Stellen bei Strafe verboten werden. 

ubl. der Reg. zu Breslau vom 8. Auguft 1815. 

® denn die Beichaffenheit der Gewäfler es nothwendig macht, fol- 

len die Badepläße wiederholt und von Zeit zu Zeit unterfucht und 

wo möglich anderweit bejtimmt werden. Publ, der Regierung zu Stral: 
fund vom 15. Sertember 1817, Oppeln vom 13. Auguft 1817, Frankfurt vom 

13. Auguft 1818, Gufibinnen vom 31. Zuli 1819. 


8 


an) 
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65. Bad uud Wafchhäufer dürfen an Fluͤſſen ohne Erlaubuiß 
des Staats nicht angelegt werden. A. 2, R. IL 15. 8. 46. 


66. Bei Waffermühlen ift die Anfertigung von Noften (oder 
Rachen) nothwendig. Der Noft kann auch aus Horgefeßten Stangen 
in möglichft geringer Weite beftehen, Die unterlaffene Vorkehrun 
muß auf Koften des ſaͤumigen Muͤllers gefchehen und er zur Stra 


gesogen werden. M. R. vom 25. Februar und Publ, der Regierung zu 
Arnsberg vom 16. März 1820 | 


(Koblen in yer 67. ‘Der unvorfichtige Gebrauch der Kohlen in 
a verfchloffenen Gemächern, wo der Dampf den darin 
zn befindlichen Perfonen gefährlich werden Fönnte, ift, 
wenn auch noch Fein Schade gefcheben wäre mit 3 bid 10 Thaler 


nn oder willführlicher Gefaͤnguißſtrafe zu ahnden. 9,8 R. IL 
20.) 7314 


Bor Kurzem würde in einer Gemeinde eine Mutter nebit ihren 
3 Kindern durch Kohlendunft erſtickt fein, wenn nicht noch zeitig ges 
brauchte Hülfe dem Unglüde vorgebeugt haͤtte. Wer in Zimmern 
bei verfchloffenen Thuͤren und Feuſtern gluͤhende Kohlen eine Zeit⸗ 
lang ftehen läßt, oder die Dfenröhre verfchlieft, wenn noch glühende 
Keblen im Ofen vorhanden find, bringt alle diejenigen, welche in eis 
nem ſolchen Zimmer fchlafen, oder ſich auf eine längere Zeit darin 
aufhalten, in Lebensgefahr, 


Es ift irrig, wenn man glaubt e8 fei Feine Gefahr vorhanden, 
wenn man in einem folchen Zimmer Feinen Rauch oder irgend einen: 
übeln Geruch bemerkt. Die tödtliche Luft Außert ihre fchädliche Wir; 
fung ohne fich den Sinnen bemerflih zu machen. — Wir fordern 
daber Jedermann auf, hierin die größte Vorficht zu beobachten, und 
insbefondere die Hausväter und Dienftherrfchaften deshalb auf ihre 
Kamilten und ihre Gefinde eine forgfältige Aufficht zu führen, indem 
fonft bei einem entjtehenden Unglück diejenigen, welche bierin etwas 
verfaumen, nach dem Grade ihrer Fahrläſſigkeit und der Erheblich— 
feit des Schadens, die im Th. II, Tit. 20. $. 731 und 777 seq. 
des Allgemeinen Landrechts beftimmte Beſtrafuug zu erwarten haben. 
Yubl, der Regierung zu Müufter vom 31. Dezember 1834. Bekanntm. des 
oe a zu Berlin vom 14. Dezember 1812 (d. di Heyde Repert, Th. Is 


( Verkauf von 68. Der Handel mit Knallſilber, imgleichen des 
Knallsilberete.) Knallqueckſilbers und der daraus verfertigten Knallerb⸗ 
fen, Knallfidibus u. f. w. iſt, weil fchon öfters, durch unwiſſende und 
muthwillige Menſchen, Mißbrauch und Schaden dadurch eutſtanden, 


verboten. Vorräaͤthe ſollen konfiszirt und Unter Aufſicht der erefuti- 


ven Polizei Offizianten vernichtet werden. M. R. vom 14: Februar und 
Yubls der Regierung in Stettin v. 5: März 1815. (d. di Heyde I: ©. 121.) 
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Kap. 5. Freiheit der Perſonen. 

69, Niemand fol ohne Necht die perfönliche Freiheit eines Aus 
‚dern beeinträchtigen. U L. R. Is 20-6: 1073; | 
Auch im Falle des Züchtigungsrechts ift Feine laͤngere als 8 

bis 40jtündige infperrung erlaubt. Daf, §. 107% 


70. Landſtreicher, Bettler, verſteckte Schuldner, flüchtige Vers 
brecher; imgleichen Perfonen,- welche mit gefährlichen Unternehmuns 
gen umgehen, Tonnen fo lange, bis die obrigfeitliche Hülfe zu haben 
it, auch von Privatperfonen mit Gewalt angehalten uud feſtgenom⸗ 
men werden. Dafı & 1075 . | 
Es muß aber die Anzeige oder Ablieferung an die Obrigkeit ſo⸗ 
fort, und laͤugſtens binnen 24 Stunden erfolgen. Daſ. $ 1076: 


71. Wer außer diefen Fällen und außer feinem Amte einen 
Menfchen, der feines Verftandes mächtig ift, mit Gewalt fefthält, 
einfperrt, oder wider feinen Willen zu etwas nöthigt, oder die Vor⸗ 
ſchrift des S. 1076 übertritt, gegen den ift gerichtliche Unterfuchrug 
einzuleiten. a. a Di $ 1077 sggs 


72. Niemand fol, ohne Vorwiſſen des Staats, Privatgefängs 
niffe, Zucht⸗ oder Irrenhaͤuſer anlegen, be fisfalifcher Ahudung. 
Daf. $ 107% 699 Ä 


(Sklaverei) 73. Sklaverei fol in den Könige. Staaten nicht 
| geduldet werden. 4,2% R. IL. 5. $. 196 

Kein Königl. Unterthan kann und darf fi) zur Sklaverei vers 
pflichten. Da. 10u | 

Fremde, die fih nur eine Zeitlang in Kgl. Landen befinden, bes 

halten ihre Nechte über die mitgebrachten Eflaven. Daf: $ 198. 
| Doch muß ihnen die Obrigkeit Schraufen ſetzeu, wenn fie diefe 

Rechte bis zu lebensgefährlicher Mißhaudluug der Sklaven ausdeh- 
nen wollten. Daſ. 8 199, | 

Die Sflaverei hört auf, wenn der Fremde fich im Lande nie 
derläßtz oder auch, wenn Kgl. Unterthanen auswärts erfaufte Skla⸗ 
ven in biefige Lande bringen. Daf, $. 200. | 

Doc muß Lebterer von folder Zeit an dem Herrn ohne Lohn 
fo Tange dienen, bis er deufelben dadurch für die auf feinen Anfauf 
efiva verwendeten Koften entfhädigt hat. — Der gewöhnfiche Gefins 
delohn am Orte oder in der Provinz wird bei der Berechnung zum 
Maaßſtabe angenommen, — Rothdürftige —— und Koſt muß 
den geweſenen Sklaven gleich dem Geſiude verabreicht werden. Daf. 
$. 202—204. 

Auch In allen übrigen Stüden hat er gleiche Nechte und Pflich- 
ten mit gemeinem und freiem Gefinde. Daf. $. 208. 
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Hat die Herrfhaft der von einem folchen geweſenen Sklaven 
erzeugten Kinder ſich angenommen: fo gebühren ihr auf die Dienfte 
derfelben gleiche Nechte, wie auf andere in Pfiege und Erziehung ges 


nommene verlafiene Kinder. A, L. R. Th. IL Tit. 2. $. 753 — 771.) 
Daf. $. 206. 


(Oeffentliche 74. Die Öffenflihe Vorzeigung von. Menſchen foll, 
—— wenn auch nach der Anſicht der Polizeibehörden ſonſt 
Sehen) Fein Bedenken eintreten möchte, nur dann geſtattet wer⸗ 

| den, wenn das betr. Individuum erweislich großjährig 

und die Poligeibehörde ſich zugleich zuverlaͤſſig verfichert hat, daß es 

fi) aus freiem Willen der öffentlichen Vorzeigung unterwirft. M. R. 

vom 29. November 1829. 


Auch die noch unter väterlicher Gewalt befindlichen Kinder Föns 
nen nach, Die obige Verf, verfchärfenden Miniſt. Beſtimmung von ihe 
ren Bätern Feineswegs beliebig zur Schau gejtellt werden, und bes 
hält fir das Minifterium in befonderen Fällen die Enticheidung vor. 
Haude- und Svpenerſche Zeitung 1833.Nr. 202. Siehe auch Tit. XT. Kap. 1. 
„Sorge der Polizei für Vergnügungen, Vorftellungen und Kunſtproduktionen.“ 


EV, 
Polizei in Bezug auf Freiheit der Sprache, der Presse 
und des Gewiffens, 


Rap. 1. Gewiffensfreiheit. 


1. Vollkommene Gewiffensfreiheit iſt jedem Ginwohner des 
Preuß. Staates gewährt. A. 2, R. IL 11.2. | 


Kap. 2. Zenfur. 


(Einleitung.) 2. Die Mittheilung der, Gedanfen wird im Preuß, 

Staate zwar im Allgemeinen nicht befchräuft, Feine 
ernſthafte und befcheidene Unterfuchung der Wahrheit wird verhin- 
dert, noch den Schriftitellern ungebührlichen Zwang aufgelegt, noch 
endlich der freie Verkehr ded Buchhandeld gehemmt. (Allerh. Veroron, 
som 18. Dftober 1819.) Auch ſteht einem Jeden frei, feine Zweifel, 
Einwendungen und Bedenflichkeiten gegen Geſetze und andere Anords 
nungen im Efaate, fo wie überhaupt feine —. und Vor⸗ 
fehläge über Mängel und Verbefferungen fowohl dem- Oberhaupte des 
Staats, als den Vorgefebten der Departements anzuzeigen; und legs 
tere find dergl. Unzeigen mit erforderliher Aufmerffamfeit zu prüfen 
verpflichtet. (A. 2. R. IT. 20. $. 156.) Dagegen find aber auch in Folge 
des Zenſur⸗Edikts und befonderer ſpezieüen polizeilichen Beſtimmuu⸗ 
gen Maaßregelu getroffen, damit, hinfichtlich der Preſſe, demjenigen 
geſteuert werde, was den allgemeinen Grundfügen der Religion, ohne 
Rückficht auf die Meinungen und Lehren einzelner Religionsparteien 
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and im Staate geduldeter Selten, den bibliſchen Gefhichten und po⸗ 
fitiven Glaubenswahrheiten zuwider iftz zu unterdrüden, was Die 
Moral und guten Sitten, die perfönliche Ehre und den guten Namen 
Anderer beleidigt; dem fanatifchen Herüberziehen von Religionswahr⸗ 
heiten in die Politik und der dadurch entſtehenden Verwirrung der 
Begriffe entgegen zu arbeiten; endlich auch zu verhüten, was die 
Wurde und Eicherheit, fowohl des Preuß. Staates, ald der übrigen 
Deutfchen Bundesſtaaten und die freundfchaftlichen Beziehungen zu ans 
deren Regierungen verlegt. (Allerh. Verordnung vom 18. Dftbr. 1819, und 
N. Kab. D. v. 28. Dez. 1824.) — Jede Polizeibebörde hat nicht allein 
ihre Orts mit dahin zu wirken, daß die zu diefem Zwecke erfaffenen 
polizeilichen Vorfchriften gehörig zur Ausführung gelangen, fondern 
fie hat auch dafür zu forgen, daß Pasquille, unfittliche Schriften und 
Gemälde u. ſ. w., auch ſolche Die eine verſteckte Aufregung des 
Volksgeiſtes zur Unzufriedenheit und zum Ungehorfame gegen die Res 
ierung zum Zwecke haben, unnachfichtlich unterdrüudt, und die abs ’ 
ichtliche Verbreitung derjelben gefeglich geahndet werden. 


(Zensur der Bü- 3. Alle im Preuß. Staate herauszugebende Bü- 

— Schrif- her und Schriften dürfen ohne ſchriftliche Erlaubuiß 

> der Zenfur weder gedruckt noch verkauft werden. 
Allerh. Berordn. vom 18. Dezbr. 1819. Art. L 

Es ift jedoch der Abdrud mehrerer Korrefturbogen und ganzer 
Auflagen Fleiner Piecen von Ertheilung ded Imprimatur unter der 
Bedingung geftattet, daß der Buchdrucker Feine Schrift dem Beftels 
ler audantworte, bevor er nicht das Imprimatur erhalten hat, und 
daß er fich verpflichtet, auch die Korrefturbogen von dem Verfaffer- 
amd Korrektor zurüdzunchmen, fobald das Imprimatur verfagt wird, 
— Wenn die Buchdruder gegen diefe Bewilligung eine Kontravens 
tion begehen, fo fol diefe Erleichterung ihres Gefchäftsverfehrs für 
fie wegfallen. M. R. vom 30. Sentbr. 1830. 

Die Vorlegung der Handeldbücher und Fakturen u. f. w. eines 
Buchhändlers zu. dem Zwecke um zu ermitteln, ob derfelbe vielleicht 
verbotene Bücher führe, kann nicht verlangt werden, eben fo unzuläf 
fig ift e8, eine Erflärung von ihm an Eided Statt zu fordern. 

. R. vom 9. Novbr, 1832. 


4. Ueber eine Eriftenz geheimer Gefellfchaften im Pr. Staate 


und deren Zwede darf nichtd gedrudt oder verlegt werden. allerh. 
DBerordn. vom 6. Janr. 1816. | 


5. Die Auffiht über die Zenfur ift überall den refp. Obers 
präfidenten übertragen, unter deren Leitung die in jeder Provinz ans 
eftellten und in den betr. Amtsblättern namhaft gemachten Zenforen 
da der Beurteilung der ihnen übergebenen Manuſtripte unterziehen. 
Allerh. Berordn. vom 18. Dezember 1819. Art. III, 
6. Die inlindifchen Buchhändler find gehalten, die geſetzlichen 
Beſtimmungen auch alsdann zu beobachten, wenn ſie ein Bach im 


Kapl » Benfun: _ 113 


Auslande druden laſſen, auch wenn die ganze Auflage blos für das 
Ausland beftimmt ar Daf a viu. — F 

7. Alle Druckſchriften müſſen mit dem Namen des Verlegers 
und Buchdruckers, alle Zeitungen und Zeitſchriften mit dem Namen 
eines im preuß. Staate wohnhaften befannten Redakteurs verſehen 
ſein. Art. IX. daſ. 


8. Keine außerhalb der Staaten des deutſchen Bundes in 
deutſcher Sprache gedruckte Schrift darf in den Koͤniglichen Staaten 
verkauft werden, ohne die ausdruͤckliche Erlaubniß der Ober⸗Zeuſur⸗ 
Behoͤrde. Daſ. Art XI. 

Iſt die Erlaubniß ertheilt, dann erſtreckt ſich ſolche auch auf 
den Verfolg derſelben, in ſofern die Fortſetzung nicht beſonders ver⸗ 
boten wird. Publ. der Reg. zu Münfter vom 10. April 1820. Ä 

9. Keine in Deutſchland verlegte Schrift in irgend einer Spras 
che, wo auf dem Titel nicht der Name einer befannten Verlagshand⸗ 
fung ſteht, und welche der Buchhändler nicht Durch diefe oder eine 
andere befannte, welche für die Nichtigkeit diefed Namend Gewähr 
feijtet, erhalten hat, darf verkauft werden. Daf. Art. XII. 


10. Eine unveränderte neue Auflage eines Werks, das feit 
der Bekanntmachung diefee Zenfur-Vorichrift mit Erlaubniß erfchie- 
nen war, fann ohne weitere Zenfur auch im Auslande gedrudt wer⸗ 
den, uur muß der Verleger der Zenfurbehörde, unter welcher der 
Buchdruder fteht, oder wenn e8 außerhalb gedruckt wird, derjenigen 
feined Wohnorts die gesörige Anzeige machen. Daf. Art. XIV. 

Eine neue Auflage einer vor dem 18. Oktbr. 1819 erfchienenen 
Schrift darf nicht eher gemacht werden, bis das Werk dem betr. 
Kal. Ober-Präfidium vorgelegt, und die Frage entichieden ift: vb die 
Herausgabe mit oder ohne vorgängige Zenfur erfolgen Fönne? M. R. 
vom 31. DOftbr, 1824 


(Zensur der Ka- 11. Die Buchdrucker müflen die Verlags» und 
taloge der Buch- Sortimentd-Kataloge der Buchhändler zur Zeufur vor 
händler.) legen. Auch VBücheranzeigen und fonftige Ankuͤndi⸗ 

ngen, welche den Zeitfchriften beigefügt werden follen, gehören 
Dierber. Yubl. der Reg. zu Münfter vom 14. Juni. 1830. 


(Zensur litho- 12. Die Zenfurgefege finden auch auf lithogra- 
graphirter phirte und in Kupfer geftochene Schriften Anwendung, 
Schriften.) ud die Unternehmer lithograpbifcher Anftalten haben 

— Pflichten wie die der. M. R. vom 9. Ze 
ruar 1827. 


( Zensur der 13. Keine den Preufifhen Staat ober einzelne 
— Gebietstheile deſſelben betreffende Karten, oder Plaͤne 
Pläne einzelner Städte oder Gegenden dürfen ohne das Im- 


scher Gegen- 


den.) primatur des Königl. flatiftifhen Buͤreaus erhalten 


ı 
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rag ericheinen. Bekanntm. vom 16. Tanuar 1816 Gefeh-Sammlung 

Werke, went gleich nicht militatrifchen, geograpbifchen oder ftas 
tiftifchen Inhalts, die mit vorerwähnten Karten oder Plänen verfeben 
find, müfen in Bezug auf die Zulaͤſſigkeit der Herausgabe dieſer Kars 
ten ꝛc. zuvor,dem der Zenfurbehörde zugeordneten Generalſtabs⸗Offi⸗ 
zier zur Prüfung vorgelegt werde. Bek. des Kgl. Oberpräftdenten der 
Prov. Weitfalen vom 10, März 1830. 


(Zensur der Ger 44, Die Zenfur von Gelegenheitögedichten und 

ee er Schriften, Schulprogramme und anderen einzelnen 

stiche „. Bilder Blaͤttern dieſer Art, Bleibt den Polizeibehörden des 

etc.) Drucdortes, außer den Oberpräſidialſtädten, jedoch uns 
ter Aufficht und Kontrolle des Ober.Präſ. überlaſſen. 
Verordn. vom 18. Oktober 1819. Art. IV. 


Nach höherer Vorſchrift ift any feſtgeſetzt, um der Bosheit, dem 
Mutbwillen vermittelſt Bilder, Karrifaturen u, |. w. Schranken zu 
feßen: daß die Zenfur der Kupferjtiche, Tithographirten und anderen 
bildlichen⸗ Darftellungen Tediglich Sache der Orts⸗Polizei⸗Behorden ift, 
und die Mitwirfung der eigentlichen Zenforen nur in dem alle eins 
tritt, wenn fich auf den Bildern 20. eine Schrift befindet, und dam 
auch nur für Leptere, was bei Ertheilung des „Imprimatur‘“ aus 
druͤcklich und mit dem Veifügen zu bemerken it, daß die Genehmi⸗ 
gung der bifdfichen Darftellung im Zufammenhange mit der Schrift 
den Pofizeibehörden gebuͤhre. Zirf, Verf. K. Neg. zu Münfter vom 28. 
Dftober 183. - a en 


(Desel. der für 15. Deögleichen follen Gedichte, Lieder, Pam⸗ 
den phlets, Bilder und andere dergleichen für den gemeinen 
_— ee Mann und dem Debit an denfelben berechneten Drucks 
te Lieder, Pam- ahen, um zu verhüten, daß Feine unſittliche, ſchmut⸗ 
phlets etc. zige, abergläubifche und die Moralität des Volks ver 

derbende Schrift verbreitet werde, von der Polizeibes 
hörde des Druckortes, oder falls diefer im Auslande, von der Polizei 
de8 Orts two dergleichen Druckſachen zum, Verkaufe ausgejtellt ters 
den mit dem Zeuſur-Siegel verjeben werden, 


Die Polizeibehörde eines jeden Orts, worin eine Buchhandlung 


oder Buchdruckerei befindlich, erhaͤlt einen ſolchen Stempel, und läßt 


Reſtr. des Pol. Min. vom 23. Juni 1817. 

Die Polizeibehoͤrde, welche mit dem Zenſurſtempel nicht verſehen 
iſt, hat die Verkäufer von ſolchen aus dem Auslande Fommenden 
Druckſachen an die naͤchſte Zenſurbehoͤrde zu verweiſen. Bek. der K. 
Reg. zu Minden vom 8. Sept. 1819. | \ Ä 

. Die Buchhändler und Buchdrucker u. ſ. m. müffen die hierher 
gehörigen Drudkfachen vor dem Debit, und ehe fie ausgegeben wers 


ibn den vom Landrath beſtellten Zenfor zum angeführten Zweck zuftellen. 
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den, der Zenſurbehoͤrde zur obgebachten Stempelung einreichen, und 
zum Verkauf ausgehangene, Polportirte oder fonft feil gebotene unges 
flempelte Lieder, Gedichte, Pamphlets ze. diefer Art, ohne Rückſicht 
auf ihren Inhalt Ponfiszirt werden; wenn gleich bei dem durchaus 
unanftößigen Inhalte des Impressi die Stempelung nachgeholt wers 
den Tann, fo muß doch der Beſitzer wenigſtens den Werth des 
Confiseati als Strafe erlegen. Wiederholte Kontraventionen And mit 
Zurücknahme des Privilegiums oder der Gewerbe-Srlaubniß, fo wie 
diejenigen, welche ungeftempelte Druckſachen diefer Art zum Verkaufe 
austragen, nach Bewandniß der Verhäftuiffe uud mit Nücdficht auf 
den Inhalt der Schriften, polizeilich zu beitrafen M. R. vom 3. 
Suni 1817, Publ. der Reg, zu Münfter vom 24. Zuli 1817. 


(Zensur der öf- 16. Deffentlihe Anzeigen und Befauntmas 
Ar ungen von Privatperfouen durfen weder gedruckt 
ee noch angefchlagen noch öffentlich bekannt gemacht were 
gen von Pri- den, ohne daß fie der betr. Polizei-Obrigkeit zur Revis 
vatpersonen.) fion und Stempelung vorgelegt, und mit dem Zenſur⸗ 
Stempel verfehen find. Bek. der K. Reg. zu Münfter vom 
6. September 1831 uud vom 19. Januar 1835. 
- Es verſteht fih von ſelbſt, daß die Lolalbehörden in dergl. Fit 
len nichts paffiren laſſen dürfen, was gegen den Staat, etigton, 
gute Sitten, oder gegen beitimmte Vorfchriften der Landeds oder 
DOrtöbehörde fpricht. Es darf 4. B. Feiner ein Gefchäft öffentlich ans 
fündigen, wozu eine-technifche Prüfung oder Polizei⸗Erlaubniß nöthig, 
die nicht beitanden refp. ertheilt iſt; Keiner darf ein Lofal ald nur 
gegen Einlaßgeld zugänglich erfliren, was feiner Natur nach für das 
Publikum immer zugänglich bleiben muß. u. ſ. w. Neffe. der Reg. zu 
Münfter vom 6. September 1831. 


(Zensur kleiner 17. Die unentgeltliche Vertheilung der außerhalb 
ae see des preuß. Staats gedruckten Meinen Erbauungsſchrif⸗ 
ber Alichen Wer, fen muß vorher von dev befondern zur Zenfur fols 
theilung.) cher Schriften in Berlin niedergeſe ten Kommiſſion 

(Adreſſe: wirklicher Ober⸗Konſiſtorial-Rath Dr. Ehren⸗ 


berg) genehmigt werden. Neffe, derſ. v. 28. Oft, 1830. 


(Ablieferungei- 18. Seder Verleger iſt fchuldig, ein Eremplar 
en en feiner Berlagsartifel an die. große Königl. Bibliothek 


artikel an gie 38 Berlin und ein Exemplar der Univerfität derjenigen 


Bibliotheken.) Provinz, worin er wohnt, unentgeltlich einzuſenden. 
Allerh. Kab. Ord, vom 28. Dezbr. 1824. Nro. 5 . 


(Aufsicht des- 19. Die Landraͤthe und Oberbürgermeifter in der 
— Prov. Weſtfalen find angewieſen, ſich bis zum 15. Jan. 
—— jed. Jahres ein Verzeichniß der im ihrem Bereiche ers 
ster.) ſchienenen Verlagsartikel vorlegen und überzeugend nache 


werfen zu laſſen, daß der obigen Beſtimmung genügt 


* 
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worden. Die hiernach befcheinigten Verzeichniffe find dem Bibliothekar 
der Panlinifchen Bibliothek in Münfter vor dem 1. März jeden Jah⸗ 
res —— Bek. des Ober⸗Praͤſ. der Provinz Weſtfalen vom 27. No— 
vember 1 u 


(ZensurderKa- 20. Alle Privatverleger inländijcher Kalender has 
lender.) ben den chronologiſchen Theil derfelben von den Kalen⸗ 
derdeputation in Berlin einzuholen; die genealogifchen Nachrichten find 
von derfelben zu zeufiven, und wegen der Meffen und Märkte und 
zur im Umfange der ganzen Monarchie fih au diefelbe zu 
wenden. 

Leder weitere Inhalt der Kalender muß von Privatverlegern 
zur gewöhnlichen Zenfur vorgelegt werden. Allerh. Kab. Ordre vom 28. 
April 1820: Bek. des Ober-Pr. der Pr. Weſtf. v. 29. Mai 1820. 


(Beschlagnahme 24. Der Debit ungeftempelter Kalender ift un⸗ 
ungestempelter terſagt. Die Polizeibehörden haben folche Kalender mit 
Kalender.)  geriyfag zu belegen, und die Unterfuchungs-Berhand- 
lungen ihrer vorgefegten Behörde einzureichen. _ Publ: der Reg. zu Mün⸗ 
ſter vom 23. November 1816. und 24. Dftbr. 1817. 


(Nachdruck!) 22. Bücher, auf welche ein Kgl. Unterthan das 
— hat, fol Niemand nachdrucken. U L. Rt 
II. 20. 8. 1294 Ä : 


23. Neue Ausgaben ausländiicher Schriftiteller, welche außer, 
halb des deutfchen Neichd oder der Kol. Staaten, in einer fremden 
Sprache fchreiben, und deren Berleger weder die Frankfurter noch 
Leipziger Meſſe befuchen, können nachgedruckt werden, in fofern der 
Verleger darüber Fein hiefiges Privilegium erhalten hatꝰ WERL 
11» $. 1026» e 

24. Die Geſetze wider den Nachdruck ſollen auf die in den 
Bundes ſtaaten herauskommenden Werke angewandt werden, ſo daß 
Fein Unterſchied zwiſchen Inlaͤndern und Ausländern Statt findet. 
A. K. D. vom 16; Auguft 1827: 

Auch ſollen die gefeglichen Vorſchriften im Anfehung des verbos 
tenen Nachdruds und der Verbreitung machgedrudter Schriften auch 
auf die nicht zum deutfchen Bunde gehörigen Preuß. Provinzen ſich 
erſtrecken. A: K: O. vom 12. Febr 1833 | 


25. Ueberfeßungen find in Beziehung auf das Verlagsrecht für: 
neue Schriften zu achten. — Das Beranftalten einer neuen Uebers 
fegung durch einen andern Ueberfeger ift Fein Nachdrud der vorigen. 
HR L Tit. 114 $ 1027 und 1028 


96. Soweit der Nachdruck ſelbſt verboten ift, darf auch Nies 
mand, bei gleicher Strafe, mit auswärts nachgedrudten Büchern 
Handel treiben. A: R. II 20: $. 1297: m 


% 
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Es iſt Sache der Buchhändler, im Kalle Nachdräde in dffent 
licher Auftion verfauft werden follen, davon der Ortspolizeibehörde 
fo zeitig Anzeige zu machen, daß felbige nach Befund der Umftände 
den Verfauf verhindern und die vorläufige Beicblagnahme veranlaffen 
kaun, um demnächſt die Sache an die Gerichtöbehörde abzugeben, 
MR. vom 26. Oftober 1852. 

Die Verfolgung der, durch Verlegung des ſchriftſtelleriſchen oder 
Berlagseigenthums herbeigeführten Auſpruͤche auf Schadloshaltuug, 
fo wie Die Ahndung der Dabei vorgefallenen Vergehen, ann lediglich 
im gerichtlichen Wege erfolgen. — Bon Geiten der Polizei kann biers 
bei überall nur durch ein weilige fehleunige Beſchlagnahme zur Si⸗ 
cherung des Objekts und Verhütung der ferneren Verbreitung bis 
zur richterlichen Entfcheidung auf gehörig motivirtes Anfuchen der 
Betheiligten eingewirft werden. M. R. vom 12. November 1828, und 
25. Sanuar 1853. 


Wegen ded Gewerbetriebs der Buchs 6. Händler fiche Tb. I. 
Sit. vi. Kap. 2. Abſchu. 3. 2 » fieße Th 


(Uebertretung 27. 
der Zensur 4) Jeder inländifche Buchdruder, welcher eine Schrift 
— ete druckt, uud jeder inländiſche Verleger, der eine 


Schrift im Inn⸗ oder Auslande drucken läßt, ohne 
den Zenſurvorſchriften zu genügen, verfällt blos deshalb in 
eine polizeiliche Strafe, nach Maaßgabe der Gefährlichkeit. des 
Juhalts, von 10 6i8 100 Thalern, und außerdem ift die Polizei 
befugt, die ganze Auflage einer folchen Schrift in Beſchlag zu 
nehmen. Ber Wiederholung diefed Vergehens wird die Strafe 
verdoppelt. Sit der Verfaffer felbit Verleger, fo treffen ihn auch 
die Strafen deffelben. Buchhäudler und Buchdrucker follen beim 
dritten Bergeheu diefer Art dee Gewerbebefugniß verluſtig fein, 


9) Sit der Inhalt einer folhen Schrift an ſich frafbar, fo treten 
außerdem die gefeßlichen richterlichen Strafen ein. 

3) Für den Inhalt der Schrift ift zunächft der Berfaffer, dem⸗ 
" nächft der Verleger verantwortlich. | 
4) Blos die Unterlaffung der wahren Anzeige des Verlegers auf 
dem Titel einer Schrift, wenn fie auch mit Zenfur gedruckt iſt, 
ſoll polizeilich mit einer Geldbuße von 5 bi 50 Thaler an den 
Verleger bejtraft werden. Eben fo foll der Drucker beftraft 


werden, der eine Zeitung oder perisdifche Schrift ohue den Nas 
men des Redakteurs drudt. 


5) Wer verbotene Schriften verfanft oder ſonſt ausgibt, fol 
außer der Konfisfation der bei ihm davon vorbandenen Erens 
plare mit einer Polizeiftrafe von 10 bis 100 Thalern, im Wies 
derholungsfalle mit Verdoppelung derfelben, und im dritten Kalle, 


außer der doppelten Geldbuße nit Verluſt des Gewerbes bes 
ſtraft werden. R 


[4 
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Zu den. Verbotenen — alle in Deutſchlaud, ohne Namen des 
Veriegers erſcheinende Schriften, uud alle deutſche Zeitungen und 
Zeitfchriften, auf denen der Name des Redakteurs fehlt. Allerh. Ver- 
ordnung vom 18. Oktober 1819. Art. XVL 

Die Beftrafung der ZenfursKontraventionen Tiegt den. K. Ober 
präafidien ob. Reſkript des Staatsfanzl. vom 25. Mär; 1820. 


28. Die Poligeibehörden Fönnen und müfen auch ohne höhere - 
Ermächtigung und ohne vorgängiged Verbot diejenigen Schriften, 
welche im Auslande gedruckt werden und nicht in den Preuß. Staa⸗ 
ten verkauft werden duͤrfen, welche mit dem Namen des Verle⸗ 
gers nicht verſehen ſind und eine verderbliche Nichtung haben, in den 
Buchhandlungen und öffentlichen Leſeauſtalten in Beſchlag nehmen. 
M. R. vom 12. Mär; 1822. 

- Auch auf Gemälde, Kupferftiche, Biographien, Zeichnungen ꝛc., 
die gleiche Tendenz haben, ift diefe Beſtimmung ausgedehnt. M. R. 
vom 3. Suli 1854, - 

Das bei der Befchlagnabme aufgenommene Protokoll nebit ein 
Exemplar des in Beſchlag genommenen Gegenftandes ift dem betr. 
Königl. NegierungsPräfidenten fofort und unmittelbar zur weiteren 
Berfügung einzureichen, Daff. Reffr. 

Die bei Buchhändfern in Beſchlag genommenen verbotenen Schrifs 

ten müffen mit, einem Kreuzbande unter Aufdrudung Bes Siegels des 
Polizeidireftoriumd den Buchhändlern wieder zugeftellt werden, um 
fie mit Buchhändfergelegenheit dem Verlags Komtoir zurüdzufenden: 
M. R. vom 24. Desbr. 1834. an das Ober:Pr. in Berlin. 
(Speziell verbo- 29. Welche Schriften verboten find, darüber find 
tene Schriften.) die Polizeibehörden fpeziel mit Weifungen verfehen, 
und erfcheint e8 wohl überflüffig und unpaffend hier ein Negifter ders 
felben anzulegen, 


(Aufsicht auf 30. Die Vorfieher und Unternehmer der Leihbi- 
————— bliotheken und Leſegeſellſchaften dürfen darin Feine vers 
a votenen Bücher aufnehmen, und die Poligeibehörde, wels 
kel.) cher von folchem Verkehr Anzeige gemacht wird, muß 
die Hebertreter zur gefeßmäßigen Ahudung anzeigen. 
aa 49. Dezbr. 1788. Co. d. Heyde Nepert. Th. 2, 


Bei diefer Aufficht find folgende Grundſaͤtze zu beachten: 

4) Daß nach $. 127. des Gewerbepolizeiediftd vom 17. September 
1811 firenge darauf zu halten, daß Niemand ohne vorgängige 
Erlaubniß eine Leihbibliothek aulege. k 

2) Diefe Erlaubniß darf nur folhen Perfonen ertheilt werden, des 
ren loyales Benehmen und tadellofes Betragen von der Ortdpo- 
lizei befcheinigt ift, die den binveichenden Grad der Bildung und 
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Beurthellung beſttzen, um eine Leihbibliothek ihrem Zwecke und 
den beſtehenden Geſetzen gemäß zu verwalten. | 

3) Bücher und andere Drucdfachen, welche entweder durch ihren 
Inhalt oder dabei befindliche Kupferftiche, im irgend einer Bes 
ziehung für Religion, Sittlichfeit, Anftand und bürgerliche Ord⸗ 
nung anftößig, zweidentig oder fchlüpfrig find, ſo wie diejenigen, 
welce die Ehrerbietung gegen den Negenten und die Achtung 
vor der ._——.. verlegen, oder gar auf Erregung der 
Unzufriedenheit mit der Negierung abzweden und frehen unehrs 
erbietigen Tadel ihrer Anordnungen und Handlungen enthalten, 
dürfen durchaus in Feiner Leihbibliothel geduldet werden, und es 
it hierauf mit gleicher Strenge zu halten, ald bei dem Drude 
von dergleichen Schriften. 


4) Die Befiger von Peihbiblisthefen muͤſſen dad vollftändige Vers 
zeichniß der für Diefelben beftimmten Sachen der Drtspolizeibes 
börde zur Genehmigung vorlegen, und leßtere für die fpäter au⸗ 
zufchaffenden Schriften befouderd nachfuchen; ohne Diefelbe Dürfen 
fie aber Fein Buch ausgeben, | 


5) Die Polizeibehörde bat ſich durch zuweilen von Amtswegen uns 
erwartet wenigftend vierteljährlich anzuftellende Nachfuchungen 
davon zu überzeugen, daß diefer Beſtimmung wicht zuwider ges 
handelt werde. Die nicht mit Genehmigung verfehenen Bücher 


find zu Fonfisziven. M. N. vom 4. Oftober ABAP, und vom ©, Aue 
guft 1824. Ä 


Diele Borfchriften gelten auch für die Nheinprovinzen, M. RR. 
som 22. November 1819. 
erſtrecken fi) auch auf diejenigen Lefefabinette, zu welchen der Zus 
tritt eimem Jeden gegen Bezahlung freiftebt; auf gefchloffene Gefell 
fchaften, in fofern de wicht blos Lefegefellichaften find, finden fie nur 
in Anfebung der verbotenen Schriften Anwendung. » | 

Sind aber nicht anwendbar auf diejenigen Lefezirfel, in welchen 
von Privatperfonen für gemeinfchaftliche Rechnung Drucffchriften ans 
gefchafft werden, ohne daß ein Entreprenneur an der Spige ſteht, vor» 
ausgefett, daß hier nicht die Vorfchriften ded Zenfurgefeges eintreten, 
Die von einem Entreprenneur für ein beftimmtes Abonnement beforgte 
Zirkulation von Druckſachen find nach den für Leihbibliothefen gültis 
gen Grundfügen zu behandeln, 


Schriften und andere in einem verderblichen Geifte gefchriebenen 
Drudfachen, wenn fie glei vor Erlaß des Zenſuredikts nicht verbos 
ten gewefen, find dennoch in Leihbibliothefen nicht zu dulden. M. R. 
vom 23. November 4849, und vom 5. November 1832. 


Die Polizei ift befugt, den Gaſt⸗, Schenfs ıc. Wirthen und fors 
fligen Gewerbetreibenden das Öffentliche Auslegen verbotener Schrif- 
ten. zu verbieten. Dies Verfahren kaun jedoch ia a 
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fonen und Privatleſezirkel, welche fi im Beſitze verbotener 
Bücher befinden, nicht ausgedehnt werden. M. R. vom 28. Nov. 1854, 

Den Polizeibehörden Tiegt die Kontrollirung der Leihbibliothekeu 
ohne Mitwirkung der Zenfurbehörden ob. M. R. vom 14. März 
1820. 

Es dürfen nicht alle, von der Zenfur für den Buchhandel ges 
. nehmigten Druckſchriften in oͤffentliche Leihbibliotheken kommen, ſon⸗ 
dern nur diejenigen, welche Neligiöfität, Sittlichkeit, gute Gefinnuns 
gen, wiſſenſchaftliche und gemeinnüßige Kenutniſſe verbreiten, oder 
eine mit denfelben vereinbarliche Erholung gewähren. Die Vorfteher 
und Lehrer von Gymnaſien und höheren Buͤrgerſchulen werden hiers 
bei die Polizeibehörden mit ihrer Einſicht und Kenntniß unterftügen, 
und diefe haben darüber mit jenen nähere Abrede zu nehmen. M. R. 
som 9. Auguſt 1824. 

Es dürfen nur diejenigen Schriften Fonfiszirt werden, welche 
feit der Bekanntmachung obiger Zirk⸗Verf. vom 1. Oftbr. 1819. 
ohne Genehmigung der Polizeibehörde angeſchafft umd ausgegeben 
find, die übrigen Dagegen müffen den Eigenthümern mit der ausdrück⸗ 
lichen Bedingung zurücdgegeben werden, diefelben in ihren Katalogen 
zu ftreichen uud bei Vermeidung der Konfisfation nicht weiter aus⸗ 
zuleihen. M. R. vom 29. März 1823. 


31. Kür jedes, zur Leihbibliothet zu ftempelnde Werk, ſoll von 
den Leihbibliothefaren 1 Sgr. für die Prüfung des Juhalts als Ges 
buͤhr entrichtet, und als Beitrag zur Nemuneration des, mit Durdys 
fiht der Schriften beauftragten Privatgelehrten verwendet werden, 
M. R. vom 10. September 1824. 


32. Nactrüde, welche nach den geſetzlichen Beſtimmungen für 
den Handel verboten find, dürfen auch nicht in Öffentlichen Leihbiblio- 
thefen zum Lefen aufgeftellt werden, was auch in den Konzeffionen 
zu bemerfen iſt. M. R. vom 8. Auguft 1829. 


Tit. V. 


Polizei in Beziehung auf Ehre, guten Namen 
und Eigenthum. 


Kap. 1. Ehre und guter Name. 
(Einleitung.) 4. Die Polizei hat die Aufficht über die Vers 
fegung der perjönlichen Ehre durch Andere, theild im 
Hinficht der Erhaltung des guten Namens überhaupt, theild der bürs 
gerlihen (dev Standes u. Amt) Ehre. 


Die Berlegun der Ehre und des guten Namens durch Druck⸗ 
ſchriften u. ſ. w. im 4. Titel als in das Gebiet der Preßpo⸗ 
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lize i gebörend, abgehandelt; allein bie ——— der Ehre durch 
ausgebreitete verlaͤumderiſche Nachrichten und durch perſoͤnliche Be— 
ſchimpfungen hat die Polizei genau zu beobachten, und wo moͤglich 
zu verhindern, wenn gleich der eigentliche Injurienprozeß nicht 
zum Kreiſe der Polizei, ſondern der Gerechtigkeitspflege gehört. 

Duelle fol die Polizei möglichft verhüten, nah vollbrachter ‘ 
That aber die Duellanten der Juſtiz denunziren. 

Die Vorurtheile hat die Polizei zu befämpfen, welche noch häu⸗ 
fig in Beziehung auf die unehelihen Kinder, der Selbftmörder, 
auf den Betrieb gewiffer Gewerbe Statt finden. 


(Königliches et. 2. Wegen ded Gebrauchs ꝛc. Königl, Wappen und 
Wappen) der fremder Negierungen ſiehe Tit. VIII. Kap. 2. 
Ss 24 | 


( Familienname 3. Wer, auch ohne unerlaubte Abficht, eines frem⸗ 
oder Wappen.) den Familiennamens oder Wappens unbefugter, Weiſe 
a. Missbrauch. fich bedient, dem fol dergleichen Anmaßung bei willführs 
ig doch nahdrüdlicher Geldftrafe unterfagt werden. 1.2. R. u. 
20. 3. 1440. b. 


b. willkührliche 4. Niemand darf bei 50 Thlr. Strafe oder 4 
Abänderung.) Wochen Gefängniß, ohne unmittelbare Fandesherrliche 
Erlaubniß — die durch die Verwaltungsbehörden nachgefucht wird 
— feinen Familien⸗ oder Gefchlechtönamen ändern, wenn auch Durchs 
aus feine unlautere Abficht zum Grunde liegt. Allerh. Kab. Ord. vom 
15. April 1822. 


5. Kein Unterfchied zwiſchen Chriften und Juden findet hierbei 
— da Letztere auch Familiennamen anzunehmen, verpflichtet 
ind. 


e. Strafbefugniss Die Polizeibehörden haben diefe Strafe gu vollſtrecken. 


der Polizeibe- * 
hörden.) Reffr. des Miniſt. ded Innern vom 28. Februar 1814. 


(Unbefugte An- 6. Bon der ungebührlichen Anmaßung von Würs 

massung von den oder Ehrenzeichen, mit oder ohne falfche Urkunden 

Würden, zum Betrug oder aus Eitelfeit, handelt der 20. Tit. 
ded A. L. R. Th. 11. $. 1395 u. ff. | 


(Unberechtig- 7. Die Strafen wegen unbefugten Tragens von 
tes Tragen von Hrden und Ehrenzeichen haben die Gerichte feitzufeken. 
Orden, u Verordnung vom 49. Februar 1816, und Allerh. Kab.:Ordre 
zeichen etc.) yom 49. November 1820. 


x 


(Verhotderwil- 8. Nicht nur die Nachbildung der Kriegesdent; 
kührlichen ar münzen, fondern auch das Verfertigen von Zierrathen, 
derung Veraͤnderungen der Orden und Ehrenzeichen ift vers 


— boten; fie ſollen auch nur in den vorgeſchriebeuen 
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red getragen werden. Bekanntm. vom 14 Mai 18416, (Geſetzſamml. 


(Kriegesdenk- 9. Die Krieges-Denfmünzen follen nach dem Tode 
Aünzen, deren ihrer Beſitzer bei den Kirchfpielen, zu welchen der Ver⸗ 
nach dem Tode Mörbene gehörte, aufbewahrt werden. 


ihrer Besitzer.) 


(Nammens-Ver- Eben fo find von allen Befigern der Denkmünze 
— — (obald fie das ſtehende Heer verlaſſen) in den Kirch⸗ 
— ſpielen Nameneverzrichnift zu führen, welche ganz eins 
Ne angefertigt, in den Safrifteien augeheftet werden 

ollen. 


(In welchem Wer nad) der Verordnung tom 30. Oktober 1814 
FalledieDenk- der Deufmünze — geht, wird aus dem Verzeich⸗ 
senden) niſſe geftwichen und die Denfmünze muß in ſoichem Falle 
an die Gen. Ordens: Kommiffion durch die Ortsbehörde 
eingefandt werden. Allerh. Kab.⸗Ordre v. 7. Febr. AB1B. 


Ä Die Gerichte haben in diefem Falle von dem erfolgten rechts— 
kraͤftigen Erkenntniſſe dem betr. Pfarrer Nachricht zu geben. MKefkr. 
des Juftiz-Minift. vom 44. März 1818, ' 


(Bestrafung des 10. Bon einem Erkenntniſſe, welches den Verluft 
—— — des Nechts, die National⸗Kokarde zu tragen, ausſpricht, 
National - Ko. ft det Polizeibehörde Nachricht zu geben, welchem die 
karde.) Beitrafung des mubefugten Tragens zuſteht. Mefkr. des 
Juſt.Min. vom 10. Mai 4814. 


(Festengsarrest, - 44. Der Geftungsarreft am ſich fol den Zivil— 
= —— Beamten au ihrem fonft guten Namen nicht nachiheilig 
Beamten nicht ſein. Allerh. Kab.Ordr. vom AA. Januar 1813. 
nachtheiliy.) 


(Beleidigungder Ueber die Beleidigungen der Ehre und des guten 
u zwi: Namens feitens der Herrfchaft oder des Gefindes fiche 


Herr- . a Be 
haft den Abfchnitt, betr. die Polizei des usweſens. 
ae er zit. VL Ray. 19. Abſchn. 2, Poliz on 


Kap. 2. Polizei in Beziehung auf Eigenthum. 


(Einleitung. 12. In Hinficht auf das Gigenthum der Staats 

bürger ift es eine Hauptaufgabe für die Polizei, jeden 
Unterthan gegen die Gefahren zu fichern, welche der widerrechtliche 
Wille Anderer feinem Eigenthume droht. Sie unterfagt die Zerftö- 
vung oder Vernichtung von Sachen, deren Erhaltung auf das ges 
meine Wohl erheblichen Einfluß hat; verlangt von Gold» und Sil⸗ 
berarbeitern, Trödlern, Juden u. a, die ſchleunigſte Anzeige jeder. 
verbächtigen, ihnen zum Verkaufe angebotenen Sachen, und die Bes 
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obachtung und Ausforſchung der Perſonen, welche verdächtige Sachen 


bringen. Daffelbe gefchieht von ihr in Betreff der Schloſſer, weunn 
von unbekannten Perfonen Hauptichlüffel gebracht oder verlangt wers 
den follen x. Sie wacht auf größere und Peinere Berrügereien im 
— Leben, auf Wahrfager, auf Wucher, richtiges Maaß und 
Hewicht, auf falſche Urkunden, falſche Münzen, Vor⸗ und Aufkauf, 
polizeiliche Taxen auf Lebensmittel, Kollekten, Muͤhlen u. ſ. w. 


Abſchn. 1. Erhaltung der Gebäude, Denfmäler x. 


( Unterhaltung 13. Statüen und Denfmäler, die auf öffentlis 

m... chen Pläßen errichtet worden, darf Niemand, wer er 

las Er °F auch fei, befchädigen, oder ohne obrigfeitliche Erlaubniß 
wegnehmen oder einreißen. A. L. R. L. 8. $. 5b. 


Noch weniger dürfen, ohne dergleichen Erlaubniß, Gebäude in 
den Städten, die an Straßen oder Öffentliche Päge ſtoßen, zeritört 
oder vernichtet werden. Daf. $. 36. 

Auch die Gebäude welche durch Feier oder anderes Unglück 
zerftört worden, miüfjen wieder bergeftelt werden, und gilt hier das 
was vorjtehend $. 36. sgg. verordnet iſt. Daf. $. 38. 

— Siehe auch TH. J. Tit. 5. 5 81. und Tit. VL Kap. 9. Abſchn. 1. 
. © sqıq. 

Das Edift vom 14. Septbr. 1811. hebt den vorft. $ 36. wicht 
auf. M. R. vom 25. Sert. 1820. | 

Sit aber bei Einführung des A. L. R. dem Bauplate mit Ber 
ftande Rechtens eine andere Beftimmung gegeben, daun findet der ged. 


$. 36. wegen Bebauung feerer Hausftellen Feine Anwendung. M. R. 
vom 27. Oktober 1820. 


Die Polizeiobrigkeit ift nach obigen Geſetzesſtellen Cfiehe auch Th. J. 
zit 3. 5 51. dieſes Handbuchs) nur berechtigt, wicht verpflichtet, einen 
Neubau zu erzwingen; vielmehr find die jededmaligen Verhältniſſe zu 
erwägen. Es fönnen aber auch Einwohner einer Stadt, in welcher 
wegen Nabrungsfofigkeit die Häaufer fehr im Werthe gefunfen find, 


zu Neubauten nicht gezwungen werden, indem es nothiwendiger if, 


den Wohljtamd der Grundbefiger gu erhalten, ald auf Vermehrung 
der Häufer Bedacht zu nehmen, die Feinen verhältuißmäßigen Ertrag 
gewähren. M. R. vom 30. Dezbr. 1829. ! 


(Erhaltung al- 14. Die vorhaudenen alten Kunftgegenftände und 
zer Denfmale oder gefcbichtliche Merkwürdigkeiten u. f. w. 
kmate) Dürfen nicht zerftört oder fo vernachläßige werden, daß 

| ihr Untergang die Folge it. Da wo deshalb Gefahr 
drobt, haben die Königl. Regierungen zwecdienliche Vorkehrungen zu 
treffen. M. R. vom 15. Dezember 1823. | 


(Erhaltung städ- 15. Nechtliche Vermuthung ift dafür, daß den 
tischer — Städten das Eigenthum der Stadtmauern zuſteht; 
————— M. R. vom 31. Mai 1822. 
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Nicht unbedingt kann ihnen aber deren Niederreißung geftattet 
werden; polizeiliche und finanzielle Rücfichten find hierbei zu beobachs 
fen, worüber die Regierungen zu entfcheiden haben. Wird die Nies 
derreißung nicht geftattet, Dann bleiben die Städte zur Unterhaltung 
ihrer Ringmauern verbunden, M. R. vom 7. Auguft 1821. 


Die Kgl. Nög. hat ſich auch wegen des Abbruchs alter Befeftis 
gungswerfe mit dem betr. General⸗Kommando näher zu vernehmen, 
und demnächft Minifterial-Entfheidung einzuholen. Es verfteht fich 
aber von felbft, daß, wenn Gefahr im Verzuge ift, und eine ſolche 
Befeftigung den Einfturz und der öffentlichen Sicherheit Gefahr droht, 


die Kgl. Regierung felbjt das Erforderliche verfügen kanu; M. R. v. 
26. Mai 1828. 


Das Gutachten fachverftändiger Baubeamten muß aber vorher 
eingeholt und das Generals Kommando von folher Verfügung iu 


Kenutniß gefeßt werden. M. R. vom 17. und 18. Juni 1829, 


(Farbe des An- 16. Ale öffentlichen Gegenftände, als Geländer, 
priche Sffent- Barrieren, Zugbrüden, Mähle und dergl., wenn fie mit 
stände.) SE einem Anftrich verfehen werden, follen wieder die Preuf. 

| Nationalfarben, weiß und ſchwarz, erhalten. A. K. O. 
pe 30. Juni 1820, und Publ, der Regierung zu Potsdam, ‚vom 5. Auguft 


Den Partikuliers ſteht e8 frei, ihren Meilenzeigern, Wegweifern 
und Brücen jede beliebige Farbe zu geben; Schlagbäume hingegen 
dürfen auch in den Fällen, wo Partifulierd ein erfaubtes Wege: oder 


Vruckengeld erheben, nur ſchwarz und weiß angeftrichen werden. 
M. R. vom 1. April 1820. 


abſch. 2. Eingriffe in das Privateigenthum. 


(Verhütung von 17. Es leuchtet ein, daß Diebftähle im Allgemeis 
' Diebstählen. gen vorgebeugt werden, wenn die Diebe Feine Gelegen⸗ 
en heit haben, die geftohlenen Sachen verfaufen oder vers 
pfänden zu Fönnen, und wenn fie befürchten müjjen, daß 
die Polizei ihnen Teicht auf die-Spur kommen kaun. Befondere Ums 
fände, welche Diebftähle erleichtern und den Abfag des Geftohlenen 
begünftigen, müflen möglichft genau ermittelt, und nach dem Rejuls 
tate dieſer Grmittelung die nötbigen Vorkehrungen zur Verhütung 
fernerer Diebftähle getroffen werden, Strenge Auffiht auf die Bes 
obachtung der gefeglichen Beſtimmungen über den Ankauf nud Die 
Praudannahme kann übrigens dazu am Wirffamften führen. 


(Ankauf oder 18. Ein Jeder, dem von Verdächigen (A. ©. 
Pfandannahme 9, 7, 45, $. 19.) oder Unbekannten, welche nicht mit 
= — dem Verkaufe ſolcher Sachen ein öffentliches Gewerbe 


oder Annahme treiben (daf. $. 43.44.) Sachen zum Kaufe oder Pfande 


verdächtiger angetragen werden, ift ſchuldig zu prüfen: ob der Aus 
. Sachen.) | 
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tragende wahrſcheinlich über die angebotenen Sachen zu verfügen 
berechtigt fei. U. 8. R. II. 20. $. 1231. 

Befonderd muß diefe Vorfiht alsdann beobachtet werden, wenn 
der Verkäufer oder Verpfänder ein Dienjtbote oder Hausgenoffe, und 
die Sache fo befchaffen it, daß fie wahrfiheinlicherweife dem Dienſt⸗ 
oder Hausherren gehören könute. Daf. $. 1232. 

In einem ſolchen Falle muß der Käufer oder Pfandnehmer 
felejt bei dem Dienft- oder Hausherren nachfragen, ob etwa eine Vers 
untreuung mit unterlaufe. Daf. $. 1233. 


Wer eine fremde Sache unredlicherweife an ſich gebracht hat, 
muß fie dem dazu beffer berechtigten Nückforderer umentgeldlich her⸗ 
ausgeben. A. L. R. J. 15. $ 17. 


Ein Gleiches findet gegen Jeden Statt, welcher die Sache von 
einer verdächtigen Perfon an ſich gebracht hat. Daf. $. 18. 


Für verdächtig find diejenigen anzufehen, welche mit Sachen der 
felben Art, von welcher die Nede ift, nicht zu handeln, oder dergleis 
chen nach ihrem Stande und Lebeusart nicht zu befigen pflegen, 
Daf. $. 19. 

Diejenigen Verfäufer eines Pferdes find für verdächtig zu hal 
ten, welche außer den öffentlichen Märkten Pferde zum Verkaufe feil 
bieten, ohne ald Noßtauſcher oder angefeffene Leute befannt zu fein, 
oder fich als folche zu legitimiren, oder dem Käufer ihre Legitimas 
tion zuzuftellen. Daſſ. Anh. $. 49. 


Mit ganz unbekannten Leuten, welche Sachen von Werthe, 3.9. 
Gold, Silber, Juwelen und andere Koftbarkeiten zum Kauf oder 
and anbieten, fol ſich Niemand. darüber einlaffen. A. 2. R. II. 20. 
$. 1234. 

Erwächſt aus Vergleichung der Beichaffenheit der Sache, uud 
der Perfon des Antragenden, oder aus dem die Forderung ded Vers 
kaͤufers beträchtlich überfteigenden Werthe der Sache ein wahrfcheius 
licher Verdacht, daß fie entwendet fei: fo ift ein Jeder, welcher aus 
dem Handel oder Pfänderleihen ein Gewerbe macht, bei willführlicher 
Doch nachdrüdlicher Geld: oder Gefängnißftrafe (A. & N. II. 20. 
$. 35) ſchuldig, eine folche berdächtige Sache anzubalten und an die 
Polizeiobrigkeit des Orts zur weitern Unterfuchung abzuliefern. 
Daf. $. 1236. 


Eben diefe Strafe findet Statt, wenn ein folcher Handeldmann 
oder Prandverleiher, durch Öffentliche Bekanntmachungen, obrigkeits 
liche Warnungen, oder auch nur durch glaubwürdige Privatanzeigen 
benachrichtigt iff, daß Sachen von diefer Art und mit folchen Kenns 
zeichen verjehen, geftohlen oder verloren worden. Daf. 1237. 


er wiffentlich geftohlene Sachen kauft oder zum Pfande 
nimmt, ift ald gemeiner Dieb zu beftrafen. Daſ. $. 1238. | 


‘ 
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Shen fo Handelsleute und Pfänderleiher , welche im Falle des 
$. 1237. geftohfene Sachen dennoch kaufen, oder als and auneh⸗ 
men, wenn fie. gleich der Wiffenfchaft ſelbſt nicht völlig überführt 
werden Fönnten. Daf. $. 1239. ot 

Hat außerdem Jemand geftohlene Sachen, zwar nicht wiffentlich, 
aber doch mit Verabfäumung der gefeßlichen Vorficht, gefauft oder 
angenommen: fo foll er nach Verhältniß der begangenen Nachläſſig⸗ 
Feit die $. 1236 verordnete Strafe erleiden. Daf. 5. 1240. 


Wer fi im Falle des $. 1239 befindet und des Vergehens 
mehr als einmal fich fchuldig gemacht hat, dem foll, außer der an 
ſich verwirften Strafe die fernere Ausübung feines Gewerbes, bei 
mehrjähriger Gefänguißs oder Zuchthausftrafe gänzlich unterfagt vers 
den. Daf. $. 1242. 

Hat ein Jude wiſſentlich geftohlene Sachen gefauft, oder zum 
Pfande angenommen: fo verliert er den Schuß des Staats, uud foll 
- aus dem Lande gefchafft werden, Daf. $. 1243. 
jedoch nur dann, wenn er nicht Staatdbürger iſt. Juſt. M. R. vom 
9. Februar 1810. (Mathis jur. Monatsfhrift Bd. 9, © 504 51., Allerh. V. 
vom 11. März 1812. (Gefesf. ©. 17.) ‚ 

Kann die Wegihaffung ohne große Schwierigfeiten nicht ges 
fhehen, dann ift der Jude unter pofizeiliche Aufficht zu ftellen. - 
M. R. vom 11. April 1821. 


( Aufsicht auf 19. Im folchen Orten, im welchen öffentliche ſtaͤd⸗ 
— — tiſche Leihanſtalten beftehen, welche Sul Bedürfniffe 
des Publikums Genüge leiften, und zu begründeten Befchwerden Feine 
Veraulaſſung geben, ſollen neue Konzeſſionen für Privat⸗Pfaudleiher 
en aa werden, A. K. D. vom 28. Suni 1828. $ 15. (Befehl, 

Wer das Geldverleihen auf Pfänder als ein Gewerbe treiben 
will, muß fich dabei der befondern Aufficht der Polizeiobrigfeit des 
Orts unterwerfen, und die ſolchem Gewerbe in den Gefegen vorges 
fehriebene Form beobachten, A. L. R. I. 20. 8. 263. 

Er muß fich bei der Obrigkeit melden, und die Eintragung in 
das über die öffentlichen Pfandverleiher zu haftende Negifter, fo wie 
die Ertheilung eines Grlaubnißfcheins zu diefem Gewerbe nachfuchen. 
Dafı $, 264. 

Alle Privatperfonen, welche mehr als dreimal in Jahresfriſt 
Geld gegen Pfand verfieben haben, find dafür, daß fie das Pfandver⸗ 
fehr als ein Gewerbe treiben, zu achten, und daher als folche, wenn 
fie ferner auf Pfander leihen wollen, ſich in die Regifter eintragen zu 
laſſen verpflichtet. Dar. $. 266. | 

Ehen das gilt von denjenigen, die auch nur einmal dergleichen 


Darlehne gemacht, ſich aber dabei die blos den öffentlichen Pfaudver⸗ 
leihern erlaubten höheren Zinfen vorbedungen haben. Daf. $. 267. 
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Chriſtliche Kaufleute, imgleichen Juden, welche chriſtliche Nechte 
erlangt haben, find als öffentliche Pfandverleiher noch nicht anzuſe—⸗ 
ben, wenn fie gleich bei Gelegenheit eines Darlehns oder andern kauf⸗ 
männijchen Setdäfts Pänder nehmen. Daß $. 268. 


20. Das Pfand» und Leihreglement für die fammtlichen Preuß, 
Staaten d. d. Berlin d. 12. März 1787 und die Deflaration wegen 
des bei Veränßernug der bei den privilegirten Pfandverleihern nieder⸗ 
gelegten verfallenen Pfänder zu beobachtende Verfahren vom 4. April 
1803 enthält folgende Beſtimmungen: 


A. Pfand und Leihreglement v. 12. März 1787. 


I. Beitimmungen derjenigen, für welche das gegenwärtige Negles 
ment gegeben ift. 


1) Zuvörderft follen nnr Privatperfonen, welche ein ordentliches 
Gewerbe und Verkehr init Geldverleiben auf Mänder treiben, an dies 
ſes Reglement gebunden fein, und darnach beurtheilt werden. 


2) Dagegen foll e8, in Anfehung der bereits fubfiftirenden öfs 
fentlichen Leihanftalten, bei deren bisherigen Verfaffung und den ih— 
nen ertheilten befonderen Borfchriften und Privilegien fernerhin fein 
Bewenden haben. 


3) Banguierd und andre Kaufleute, welche nur zufällig, bei 
Gelegenheit eined Wechfels oder andern Faufmännifchen Verkehrs, zu 
ihrer mehrern Sicherheit Pfänder nehmen, find unter dem gegenwär⸗ 
tigen Reglement nicht mit begriffen, fondern werden blos nach den 
allgemeinen gefeglichen Vorfchriften beurtheilt. 


4) Andere Privatperfonen hingegen, welche fich mit Geldverlei- 
ben auf Pfänder abgeben, und dabei die durch dieſes Reglement bes 
ſtimmten und gebilligten Vortheile genießen wollen, müfjen folches bei 
derjenigen Behörde, welcher die Aufficht über die Polizeianftalten ihs 
red Wobnorts zukommt, anzeigen, fich im eine von diefer Behörde zur 
haftende Nolle der Pfandverleiher eintragen, und flh einen Konzef- 
fionsfchein darüber ertheilen laſſen. 


5) Wer diefe Anmeldung und Eintragung verabfäumt, gleich 
wohl aber-überführt werden fan, daß er, ohne felbft ein Kaufmann 
zu fein, an einen Kaufmann oder andere Privatperfonen, mehr als 
drei Mal innerhalb Jahresfrift, Geld auf Pfänder verliehen, oder 
auch, daß er, bei einem gegen Pfand gegebenen Darlehn, fich über 
ſechs von Hundert an Zinfen ausbedungen habe, der fol ald ein fol 
cher, welcher aus dem Pfandverkehr ein Gewerbe macht, angefehen, 
folglih nach den Vorfchriften gegenwärtigen Reglements beurtheitt, 
und fich für Die. Zufunft in die Nolle der 3fanbverleiber eintragen 
zu laſſen, angehalten werden. 
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II. Erforderniffe des Pfandfontrafts, in Anfehung der dabei vor- 
fommenden Perfonen und Sachen. Ä 


6) Wer Geld auf Pfänder verleihen will, muß vor allen Din: 
gen genau prüfen: ob die zum Pfand angetragene Cache wirklich 
een der freien Dispofition des Verpfänders unterwors 
en ſei. 
7) DBefonders muß der Pfandverleiber dieſe Vorfiht alsdanı 
beobachten, wenn der Verpfänder ein Dienftbote, und dad Pfand fo 
en ift, daß es wahrfcheinlicherweife der Dienftherrfchaft gehö- 
zen kann. | 


| 8 Ir einem folchen Fall muß er fich mit der bloßen Verfiches 

rung ded Dienftboten, daß Das angebotene Pfand fein Eigenthum fei, 
oder daß der Verfag für Die Penn gefchehe, nicht beguügen, ſou⸗ 
dern fich vor allen Dingen bei der Dienftherrfchaft felbft erfundigen, 
ob das Vorgeben feine Nichtigkeit habe, oder ob etwa eine Untreue 
des verpfändeten Gefindes mit unterlaufe, 


9) Werden Sachen von Werth, 3. B. Gold, Silber, Juwelen 
und andere Koftbarkeiten, von einem ganz unbekannten Menfchen zum 
Prand angeboten, oder ift das Pfand von der Belchaffenheit, daß 
Leute von dem Etand und Gewerbe des Verpfänders dergleichen Sas 
chen gewöhnlich nicht zu haben pflegen; fo muß der Pfandverleiyer 
fi) in feinen Pfandfontraft einlaffen, 


10) Wenn aus Vergleihung der Qualität der Sache, und der 
Perſon ded Verpfänders, ein wabrfcheinlicher Verdacht, daß erftere 
entwendet fei, erwächit, vornehmlich aber, wenn der Pfandverleiher 
durch öffentliche Befanntinachung, oder durch obrigkeitfiche Warnun⸗ 
gen, oder auch nur durch glaubhafte Privatanzeigen benachrichtigt ift, 
daß Sachen von Ddiefer Art, und mit folchen Kennzeichen verichen, 
geftoblen oder verloren worden; fo muß derfelbe ein folches verdaͤchti⸗ 
ges Pfand anhalten, und an die Polizeiobrigkeit des Orts abliefern, 
auch derfelben die Umſtaͤnde und Gründe feines Verdachts pflichtmäs 
fig anzeigen, 


11) Wer eine fremde Sache ohne Vorwiſſen und Genehmigung 
des Eigenthümerd zum Pfand angenommen hat, der bleibt diefem das 
einige zurücfordernde Eigenthümer, zur Herausgabe des Pfandes, 
oder zur Schadloshaltung, nach den Vorfchriften der gemeinen Rechte, 

12) Hiervon find allein diejenigen ausgenommen, die aus Vers 
Veihung von — — oder anderer Effekten, gegen Entrich- 
tung eines gewiffen Yeihgeldes, ein Gewerbe machen, und fol denſel⸗ 
ben, wenn die gelichenen Sachen von den Inhabern verpfändet wors 
den, gegen den Pfandnehmer -Feine Vindifationsffage zukommen, fons 
deru % blos an denjenigen, mit welchen fie kontrahirt haben, fich zu 
halten berechtigt fein. 
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13) Ein Pfandverleiher, der Fein Jude ift, und wiſſentlich eine 
geſtohlne Sache zum Pfand angenommen hat, fol, gleich den Dies 
beshehlern, nach Inhalt der Kriminal:Gefeße, beitraft werden, und 
zur fernern Treibung des Pfandverfehrs auf immer unfähig fein. 


149 Kann er einer woirffichen Wiffenfcbaft, daß die zum Pfand 
gegebene Sache geftohlen fei, zwar nicht überführt werden, es ergibt 
ſich aber bei der Unterfuchung, daß er die Nro. 6. und 10. vorges 
fchriebene Prüfung nicht mit geböriger Sorgfalt und Aufmerkſamkeit 
angeftellt babe; fo fol er nach Verhältniß der ihm zur Laſt bleibens 
den Nachläffigkeit, mit Geldbuße oder Gefangniß nachdrücklich beftraft 
werden. un 


15) Wird ein folcher Prandverleiber zum zweiten Male dabei 
betroffen, daß er geſtohlne Sachen, ohne Amvendung der fehuldigen 
Vorficht, zum Pfand angenommen; fo foll die das erfte Mal gegen 
ihn erfannte Strafe verdoppelt, und ihm noch außerdem alles fernere 
Prandverkehr, bei namhafter Gefängnißs oder Zuchthausftrafe, gänz⸗ 
lich unterfügt werden. 


16) (Diefer $. des Reglem. ift abgeändert; vid. Echluß des 
$. 18. vorftehend.) 


17) Diejenige Gerichtöobrigfeit, welche einen nach dieſer Vor— 
fchrift zur Fortſchaffung qualifizierten jüdifchen Pfandverleiher ferner 
duldet, Fol nicht nur wegen einer folchen Kontravention in fiöfalis 
fhen Anfpruch genommen, fondern auch zur Selbſthaftung für alle 
von ihm etwa nachher noch verübte Betrügereien und Webervortheis 
lungen, und den daraus entjtandenen Schaden, angehalten werden. 


18) CDiefen und $. 19. des Reglem. ift aufgehoben. Reglem. 
vom 18. Zuli 1801. N. Edikt.S. Bd, 11. ©, 393.) | 

20) Kann, nach sorftehenden Grundfägen, dem Eigenthümer 
weder das Pfand felbit zurück verfchafft, noch ihm zu feiner Eutichä- 
digung ‚von dem Pfandverfeiber verholfen werden; fo ift gegen dens 
felben, außer der Kaffation feines Schutzbriefs, und noch vor feiner 
Wegſchaffung aus dem Lande, mit Zuchthausitrafe nebſt Willfommen 
* Abſchied, oder anderer verhältnißmäßiger Leibesſtrafe zu vers 
ahren. 


21) Iſt dagegen das Pfand ſelbſt dem Eigenthümer zurück vers 
fchafft, oder ihm air vollftindige Schadloshaltung geleiftet worden, 
und es iſt das erfte Mal, daß der jüdifche Prandverleiher auf dem 
Vergehen, geſtohlue Sachen wiffentlich zum Pfand angenommen zu 
habeu, betroffen wird; fo ſoll auf Vorbitte der Judenfchaft des Orts, 
und nach Befund der von felbiger zur Milderung des Vergehens beis 
gebrachten Gründe und Umftände, dem Nichter erlaubt fein, die Nr. 
16. feftgefegte ordeutliche, in eine außerordentliche Geld» oder Leibess 
ftrafe zu verwandeln. 
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22) Wird aber ein folcher jüdifher Pfandverleider auf einem 
dergleichen Verbrechen zum zweiten Mal betroffen, fo foll die geſetz⸗ 
liche Strafe ohne weitere Schonung über ihn verhängt werden. 


23) Kann der jüdische Pfandverfeiher, welcher eine geftohlne 
Sache zum Pfand angenommen bat, zwar Feiner wirklichen Wiſſen⸗ 
fehaft von diefer Qualität der Sache, dagegen aber einer Vernachläf 
figung der Wr. 6. und 10. vorgefchriebenen Prüfung und Vorficht 
überführt werden; fo fol, bei dem erjten Koutraventionsfall, die Vor⸗ 
fehrift Ne. 14. wider ihn Statt finden. Wenn er aber zum zweiten 
Dal auf einer dergleichen. Kontravention betroffen wird; fo fol mit 
der Nr. 16. beftunmten ordentlichen Strafe der Kaſſation feines 
Schupbriefd, auch feiner und der Seinigen Fortichaffung außer Lars 
des, verfahren werden. (vid. $. 18. ©. 126.) 


24) Mit Perfonen, deren Befugniß überhaupt, Kontrafte zu 
fehließen oder infonderheit Darlehne aufzunehmen, duch Geſetze eins 
geſchraͤnkt iſt, ſoll ſich Niemand, diefen gefeglichen Einſchränkungen 
zuwider, in ein Pfandverkehr einfaffen. 


25) Inſonderheit darf an Militairperfonen, denen das Schuldens 
machen, ohue Konfens des Chefs oder Kommandeurs, in den Ediften 
verboten if, auch gegen Pfand Fein Darlehn gegeben werden, infos 
fern nicht ein förmlicher fehriftlicher Konfens diefes Chefs oder Kom⸗ 
‚mandeurd, in welchem die Summe und Münzforte ded Darlehns, 
nebit der Zeit, auf wie lange folches geliehen werden Fönne, ausge⸗ 
drüct werden müfjen, von dem BVerpfänder beigebracht worden, 


26) Bleibt das Pfand nach verfloffener Zeit ftehen, fo muß ſich 
der Pfandnehmer entweder eine gleichmäßige formliche Prolongation 
des Chefs oder Kommandeurd beibringen laffen, oder wenn ihm folche 
nicht verfchafft werden kann, das Darlehn, nach der unten folgenden 
Borfchrift, unverzüglich einklagen. 


27) Wer diefem zuwider, einer folchen Militairperfon, ohne den 
erforderlichen Konfend, Gelder auf Pfand verleiht, der verliert nicht 
nur fein Darlehn und muß das Pfand unentgeldlich zurücgeben, fons 
dern er foll auch noch außerdem, nach den darüber vorhandenen Edifs 
ten, fisfalifcy beftraft werden. | 


- 28) Mit Perfonen, welche unter väterliher Gewalt oder vor⸗ 
mundfchaftlicher Aufiicht ftehen, fol Niemand, ohne Vorwiſſen und 
ausdrüdlicher Genehmigung der Väter oder VBormünder, in ein 
Pfandverkehr ich einlafen. 


29) Iſt ſolches dennoch gefchehen, fo verliert der Pfandverfeiher 
fein Darlehn, und muß das and unentgeldlich zurüdgegeben, 
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30) Der Vorwand, daß ſich der Verpfänder für volljährig, 
oder für einen folcben, der nicht mehr unter väterlicher Gewalt itebt, 
ausgegeben, und ſolches wohl gar eidlich beftärft habe, full den Wand» 
verleiber bei Schulduern, welche Landeseingeborne find, gegen den 
Verluft ded Darlehus und die unentgeldliche Herausgabe des Pfans 
de3 niemals fchügen, 


31) Nur in den durch die Geſetze näher beſtimmten Fällen, wo 
ein dergleichen Perfonen gegebenes Darlehn, durch die wirklich ges 
ſchehene Verwendung in ihren Nugen, unter gewiffen Umftänden güls 
tig wird, befteht auch ein mit ihnen gefchloffener Pfandfontraft. 


32) 68 ift daher die Pflicht eined jeden Pfandverleihers, wenn 
die Perfon und Qualität des ſich angebenden Verpfäuders ihm nicht 
mit hinlänglicher Zuverläffigfeit befanut find, fich darnach genau zu 
erkundigen, und durch unverdächtige Tauficheine, oder durch das 
Zeugniß glaubwürdiger Perfonen, fich zu verfibern, daß der Vers 
pfänder unter diejenigen nicht gehöre, mit denen, ohne väterlichen oder 
vormundfchaftlihen Konſens, Fein gültiger Darlehn oder Pfandfons 
traft gefchloffen werden kann. | 


33) Wer wiffentlih mit dergleichen Perfonen ein Pfandverkehr 
getrieben hat, der fol dafür, nah Vorfchrift der darüber befonders 
— Verordnungen geſtraft werden, und wird für immer uns 
fühig zur Treibung des Pfandverkehrs. 


39 Kann der Pfandverleiher dieſer gehabten Wiffenfchaft 
zwar nicht überführt werden, es ergibt ſich aber bei der Unterfuchung, 
daß er, der Vorfchrift Nr. 32. zuwider, die erforderlihe Mübe, ficy 
von der perfönlichen Qualität des Pfandgebers zu verfichern, nicht 
angewendet habe; fo fol gegen ihn, ohne Unterfchied, ob er ein Jude 
ift, oder nicht, nach den zu 14. und 15. enthaltenen Feſtſetzungen vers 
fahren werden. | 


35) Mit verheiratheten Frauensperfonen fol ſich Niemand, 
ohne Vorwiſſen und ausdrüdlicher Bewilligung ded Mannes, in ein 
Pfandverkehr einlafjen. 


36. Nur in folgenden Fällen bedarf es Feiner folchen Einwils 
ligung: | 

a. Wenn eine Frau für fich felbit eine eigene Handlung treibt. 

b. Wenn fie das gegen Pfand erborgte Geld zum gemeinfchaftlichen 
Beten beider Eheleute wirklich verwendet, 

c. Wenn ihr der Mann einen Theil feines Gewerbs übertragen, und 
fie, zum Betrieb defjelben, während feiner Abweſeuheit Gelder 
auf Pfand erborgt hat, obgleich die Verwendung nicht geſche⸗ 
ben, oder der daraus gehoffte Nugen nicht erfolgt ware. 


‘ 


— 
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d. Wenn die zum Pfand angetragene Sache ſo beſchaffen iſt, daß 
aus ihrer bloßen Qualität die freie Befugniß der Frau, nad 
Willführ darüber zu disponiren, entnommen werden kann. 


37. Bei Juwelen, Gold» und GSilbergefhirr, Spigen uud ans 
dern Koftbarfeiten, gilt, wenn fie auch, ihrer Qualität nach, zum 
Gebrauch der Frau gewidmet find, dennoch die Vermuthung, daß ihr 
darüber eine wiffführliche Dispofition, ohne Vorwiſſen des Mannes, 
keineswegs zuftehe. 


38. Es muß fich daher Jeder, welcher fich mit einer verheiras 
theten Frau im ein Darlehns- und Pfandverfehr einlafien will, ent 
weder die Einwilligung des Mannes dazu einholen, oder ſich hin⸗ 
länglich verfihern, Daß einer der vorbeftimmten Fälle, wo es diefer 


“ Einwilligung nicht bedarf, vorhanden fei. 


39. Wer obigen Vorfchriften zuwider, fi) mit einer verheirds 
theten Frau in ein verbotenes Prandverfehr einläßt, verliert fein Dar⸗ 
lehn, und muß das Pfaud unentgeldfich zurüdgeben. 


40. Hat der Kontravenient die Qualität der Verpfaͤnderin ges 
wußt, fo muß ihm die fernere Treibung des Gewerbs mit Pfänders 
leihen, bei namhafter Strafe, gänzlich. unterfagt werden, 


41. Ein Gleiches fol Statt finden, wenn ein folcher Pfandver⸗ 
feiher, zwar nicht aus überführter Wiffenfcbaft, aber dennoch aus 
Unvorfichtigkeit und Mangel an Aufmerkſamkeit, und forgfältiger Ers 
Fundigung nach der Qualität der Berpfänderin, auf folchen unerlaub⸗ 
ten Pfandverkehren mit verbeiratheten Srauensperfonen ſchon mehr 
als ein Mal betroffen worden, | 


42. Studirenden auf hoͤhern Schulen und AUniverfitäten fol 
Niemand, ohne Vorwiſſen und Konfend des afademifhen Gerichts, 
Gelds oder Geldeswerth auf Pfänder leihen. | | 


43. Der Konfens foll allemal nur auf eine gewiſſe, nach den 
Umftänden beftimmte Zeit, ertheilt werden. 


44. Wenn nach Verlauf diefer Zeit das Pfand unabgeloͤſt ſte⸗ 
hen bleibt, fo muß der Pfandnehmer folches dem afademifchen Gericht, 
bei Verluſt feines Rechts, unverzüglich anzeigen, damit ihm von dies 
fem, auf den im den allgemeinen und den befondern afademifchen Ges 
feßen näher beitimmten Wegen, zu feiner Befriedigung verholfen 
werde. 


45. Wer einem Studirenden, ohne den borgefchriebenen Kon⸗ 
fend, ein Darlehn auf Pfänder gibt, wird defien verluftig, uud muß 
das Pfand unentgeldlich zurückgeben. 


e .: » 
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46) Iſt das Darlehn zw unnützen Ausgaben, oder gar zur 
Ueppigkeit und Schwelgerei gegeben worden; fo joll der Pfandnehmer, 
außer dem Verluſt der Schuld, auch noch um den ganzen Betrag def. 
ſelben fisfalifch beftraft, und ihm das fernere Gewerbe mit Pfänders 
leihen gäuzlich unterfagt werden. 

1. Form des Prandfontrafts. 

47) Jeder, welcher mit Geldverleihen auf Pfänder ein Gewerbe 
treibt, ſoll schuldig fein, ein ordentliches Pfaudbuch zu halten und 
ſolches paragraphiren Tafjen. — 

48) In dieſes Pfandbuch muß jedes vom ihm betriebene Pfand—⸗ 
verkehr deutlich und umſtändlich eingetragen werden. 


49) Die Einſchreibung muß in deutſcher oder franzoͤſiſcher Spras 
the gefcheben, je nachdem der Pfandnehmer zu einer oder andern Nas - 
tion gehört. — 

50) Der Vermerk muß, der Negel nach, von dem Verpfaͤnder 
ſelbſt — und mit feinem ausgeſchriebenen Namen unterzeich⸗ 
net werden, 


51) Alleufalls kaun zwar die Ginfhteibung des Vermerks, auf 
Verlangen des Verpfänders, durch einen Dritten, welches jedoch 
nicht der, Pfandnehmer felbft fein darf, gefchehen; es ift aber alsdann 
erforderlich, daß der Verpfünder Gefchriebenes leſen koͤnne, und fer 
nen Namen eigenhändig unterfchreibe, 


52) Iſt der Verpfändet des Leſens nnd Schreibens nicht mäch- 
tig, ‚oder it eu der Sprache, in welcher nach Nro. 49 dad Ein 
fepreiben geichehen fol, nicht kundig; fo muß er einen ſelbſt gewähls 
ten Affijtenten mitbringen, und durch diefen die Einzeichnung in das 
Pfandbuch verrichten laſſen. 


333) Diefer Aſſiſtent muß, wenn der Verpfander der Sprache 
nicht Fundig iſt, mit ihm zugleich den Vermerk. unterfchreiben, und 
dabei zugleich ausdrüdfich atteftiren, daß er folchen dem Verpfänder, 
in feiner Sprache, tzeulich erflärt habe, Ä 

54) Iſt aber des Verpfünder des Leſens und Schreibens übers 
haupt nicht mächtig, fo muß er den Vermerk im Prandbuche mit 
Kreugen, oder andern ihm gewöhnlichen Zeichen, vollziehen; fein Af- 
fiitent muß ihn, ald Zeuge mit unterfchreiben, und dabei ausdrück— 
lich atteftiren: daß er diefen Vermerk dem Verpfänder vorgelefen, 
Diefer ihn genehmigt, und die Zeichen, oder Kreuze, ſtatt feiner Un⸗ 
terichrift beigefügt habe, | 

55) Obige Vorfchriften, (52. 53. 54.) müffen zwar, der Res 
gel nach, ohne Nückficht auf den Betrag des Darlehns, beobachtet 
werden; und dem Pfandnehmer liegt ob, den bei ihm fich meldenden 
Verpfänder darnach zu bedeuten und anzuweiſen. 


56) Wenn jedoh das Darlehn nur zehn Thaler oder Weniger 
beträgt, uud der Verpfänder fich zur Zuziehung eines —— * 
1 


s 
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. bei nicht bequemen will; fo kann folher zwar wegbleiben, und die 
Einzeichnung in das Pfandbuch allenfalls von dem Pfandnehmer felbit 
gefchehen. Es muß aber alsdann in dem Vermerk ausdrüdlich ers 
wähnt werden: daß der Verpfänder wegen Zuziehung eines Aſſiſten⸗ 
ten bedeutet worden, und fih dazu nicht habe verfichen wollen. 


57) Wenn der Verpfänder, welcher ſich, unter ſolchen Amftäns 
den, die Einzeichnung des Vermerks in das Pfandbuch, durch den 
Pfandnehmer felbit, hat gefallen Laffen, hiernächit inne wird, daß 
das Gefchäft anders niedergefchrieben al8 verabredet worden; fo muß 
er folches innerhalb dreier Tage, von Zeit des vollzogenen Geſchaͤfts 
an, dem Richter zur weitern Unterfuchung anzeigen. 

58) Wird aber dergleichen Behauptung erft nad Ablauf des 
dreitägigen Zeitraums angebracht, fo fol der Verpfänder damit nicht 
weiter gehört werden. ! 

59) WIN der Verpfänder feinen Namen, oder überhaupt das 
ganze Verkehr, im Pfaudbuche nicht Fund werden laſſen; fo fteht ihm 
zwar frei, dem Pfandnehmer einen befondern Schein darüber auszus 
fielen. Es muß aber: 

a. dieſer Schein völlig in der — abgefaßt ſein, und eben das 

—— was bei einem Vermerk im Pfandbuche ſelbſt erfor⸗ 

er * P 

b. Befonderd muß der Verpfänder in diefem Schein ausdrücklich 
befräftigen, daß die Einfchreibung in das Pfandbuch auf fein 
eigened Verlangen und Aureguug unterblieben fei. 

e, Der Pfandnehmer muß zu gleicher Zeit, da ibm der Schein zus 

-  geftellt wird, und unter eben dem Dato, in feinem Pfandbuche 
vermerken: 

daß er unter diefem Dato ein Pandgefchäft über fo und fo 

viel, gegen ein in Juwelen, Silber, Kleidern u. f. w. beftes 
hendes Pfand, laut befondern Scheins, gefchloffen habe. 

d, Diefe gefchehene Eintragung in das Pandbuh, und die Nums 
mer oder Pagina des Vermerks im felbigem, muß von dem Ver: 

pfänder auf dem Driginalfcheine notirt werden. (Vgl. No. 71.) 


60) Der in das Pfandbuch einzutragende Vermerf, und alfo 
auch der, in dem Falle der No. 59 ſtatt deffelben, anszuſtellende 
Schein, muß enthalten: 

1) den Datum uud dad Jahr des vollzogenen Gefchäfts; 

2) die Stüde, welche verpfändet worden, mit möglichft genauer 
Befchreibung derfelben, und wenn fie in Gold oder Silber beſte⸗ 
ben, mit Bemerkung ded Gewichts und der Probe; 

3) die Summe und Munsforte des Darlehus; 

4) die verabredeten Zinfen, ob Diefelben im voraus abgezogen, und 
wie viel nach deren Abzug dem Verpfänder wirklich baar gege⸗ 
ben worden; 

5) die bedungene Zeit dev Wiederbezahlung; 
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6) wie hoch der Werth des Pfandes von dem Verpfänder angeſchla⸗ 
gen werde; 


7) das Bekenntniß ded Verpfänders, daß ihm von diefem Vermert 
eine Abfchrift ftatt ded Empfangfcheind über das eingelegte Pfand 
zugeftellt worden. (Vergl. No. 67.) 


61) Dem Verpfänder fteht frei, wenn befonders Juwelen, oder 
andre, nach Summe, Maaß und Gewichte, nicht genau zu beftims 
mende Pfänder eingelegt worden, Siegel und andere dergleichen 
Kennzeichen daran zu befeftigen. Iſt folches gefchehen, fo muß deſſen 
im Pfandbuche gedacht, und die gemachten Kennzeichen muͤſſen deut⸗ 
lich angegeben werden. 


62) Auch Fönnen die Antereffenten fich dahin vereinigen, daß die 
einzulegenden Pfänder, in Gegenwart ded Pfandnehmers, in Beutel, 
Schachteln, oder andere Behältniffe gepackt und mit des Verpfänders 
Peitſchaft zugeflegelt werden. Alsdanı muß aber, außer der Benens 
nung des Stuͤcks, auch das Behältuiß, in welches fie gelegt, imglei⸗ 
chen das Pettſchaft, womit fie verſiegelt, auch wie oft dieſes Siegel 
daran befeftigt worden, in dem Pfandbuche mit bemerkt werden, 

63) Welcher Pfandverleiher entweder gar Fein Pfandbuch hält, 
oder ein Pfandgefchäft ohne die verordnete er darin, oder 
in dem Falle der No. 59 ohne Austellung des befondern Scheins 
darüber, vornimmt, der foll des Darlehns verluſtig fein, folches dem 
Fisko zuerkannt, der Pfandnehmer zur unentgeldlihen Herausgabe 
der Pfänder angehalten, auch demfelben die fernere Treibung des 
Gewerbes, bei namhafter Strafe, gänzlich unterfagt werden, 


64) Eine gleiche Strafe foll den Pfandverleiher treffen, wenn 
das Geihäft in das Pfandbuch zwar eingetragen, dabei aber, oder 
in dem Nro. 59 befchriebenen befoudern Scheine, Die gefekinäßige 
Form vernachläffigt worden, und fih aus den Umftänden ergiebt, 
daß die VBernachla gung vorfäßlich, und in der Abficht, Wucher oder 
andere unerlaubte Bevortheilungen Dadurch zu verheimlichen, begans 
gen worden. | 


65) Finden fich aber Feine erhebliche Anzeichen eines ſolchen ſtraf⸗ 
baren Vorſatzes, fondern läuft die in der Form des Pfandbuches bes 
gangene Vernachläffigung mehr auf eine Unvorfichtigfeit, Uebereilung 
oder Ungefchicklichfeit hinaus; fo foll dennoch, wenn wegen der übers 
gangenen oder weggelaffenen Umftände des Geſchaͤfts Streit entfteht, 
die Bermuthung allemal gegen den Pfandnehmer gelten, und die von 
ihm widerfprochene Angabe des Verpfänders fo lange für richtig ans 
— werden, bis das Gegentheil hinlaͤnglich ausgemittelt wer⸗ 
den kann. 


66) Außerdem ſoll, in einem ſolchen Falle, der Pfandverleiher 
über die begangene Vernachläſſigung der en Vorſchrift alles 
Ernſtes zurecht gewiefen, und ihm, auf die nächſte Wiederholung 
deffelben Fehlers, die in Nro. 63 verordnete Strafe befonders anges 
droht, auch er demnächft, wenn er auf einer men Wiederholung 
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wirflich betroffen würde, mit diefer Strafe ohne fernere Nachficht bes 
legt werden, 

67) Der Pfandverleiher ift dem Verpfänder, über das eingelegte 
Pfand, einen Empfangfchein zu ertheilen ſchuldig. 

68) Diefer Schein fol in einer richtigen und getreuen Abfchrift 
de3 in das Pfandbuch eingetragenen Vermerks beftehen, welche Ber 
Pfandnehmer, der Negel nach, eigenhändig ausfertigen, und mit ſei⸗ 
uer Namensuuterſchrift beglaubigen muß. 


69) Iſt der Pfandverleiher des Schreibens nicht mächtig, fo kann 

er zwar die Abfchrift son einem Dritten fertigen laſſen; er muß aber 
alsdann Gefchriebenesd leſen Fönnen, und feine Nameus Unterſchrift 
eigenhändig beifügen. 
70) If er auch hierzu nicht fähig, fo muß er fich zur Fertigung 
der Abjchrift eines felbit gewählten Afiftenten bedienen; twelcher das 
bei alles das zu beobachten hat, was in einem gleichen Kalle dem 
Affiftenten des Verpfänders (54) vorgefchrieben if, 

72 Iſt nah Nro. 49 das Pfandgefchäft nur allgemein im 
Prandbuche bemerft, und darüber von dem Verpfänder ein befondes 
rer Schein gegeben worden; fo muß demfelben son dem Pfandnehmer 
eine Abfchrift dieſes Scheins ſowohl, als des allgemeinen Vermerks 
im Pfandbuche, unter ſeiner, des Pfandnehmers Unterſchrift, ſtatt 
der Rekognition oder des Empfangſcheins, zugeſtellt werden, 

72) Hat der Verpfänder die Taxe des Pfandes im Pfandbuche, 
nach der Meinung des Pfandnehmers, zu boch angegeben; fo fteht 
letzterm frei, denjenigen Werth, welcher nach feiner Schaͤtzung dem 
ande nur beizulegen ift, unter dem Gmpfangfchein zu bemerken, 


73) Der Empfangfchein wirft einen sollen Beweis gegen den 
Pfandnehmer felbft alsdann, wenn diefer der Eprache, im welcher 
Vermerk in das Pfandbuch eingefchrieben worden, nicht Fundig 
wire, 

74) Sollte fich zwifchen dem im Pfandbuche eingefchriebenen Ver: 
merf, und der in den Händen ded Verpfänders befindlichen Abs 
ſchrift, eine Verfchiedenheit Außernz fo flreitet die Vermuthung für 
dasjenige, was dem Pfandnehmer am nachtheiligften ift. 

75) Wird dem Berpfänder die Abfchrift des Vermerks im Pfand⸗ 
buche, oder des zu 59 befchriebenen Scheind, von dem Pfandnehmer 
beharrlich verweigert und vorenthalten; fo fol gegen letztern eben ſo 
verfahren werden, als wenn er das Gefchäft im fein Pfandbuch gar 
nicht eintragen laſſen (63). 

76) Uebrigens muß der Pfandſchein, wenn die Summe des 
Darlehns fünfzig Thaler oder noch mehr beträgt, auf geſetzlichem 
Etempelbogen bei ediktwaͤßiger Strafe ausgefertigt werden. Ber 
trägt das Darlehn weniger, fo bedarf es keines Stemgelbogens. 
(Stempelgefeg vom 17. März 1822.) 


>. 
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IV. Revifion der Pfandbücher. 


77) Damit obige zur Sicherheit des Publifums gereichendeu Vors 
fehriften, wegen ordentlicher Führung der Pfandbücher, defto zuverläffiger 
beobachtet werden mögen, fo follen die Pfandbücher von Zeit zu Zeit 
revidirt werden. 


78) Den Fisfälen fteht e8 frei, auf dergleichen Nevifion jeder: 
zeit anzutragen, und fie find folches zu thun verpflichtet, fo oft ihnen 
Nachrichten oder Anzeigen der von dieſem oder jenem Pfanduchmer 
verübten Unordnungen, oder wucherlichen Verhandlungen, zukommen. 


79 Auch die Judenälteften müſſen außerdem die PM andbücher 
der Dlitglieder ihrer Gemeine fleißig revidiren, und nachſehn, . ob 
auch von felbigen die Vorfchriften ded gegenwärtigen Neglements ges 
börig beobachtet werden. | 

80) Vornehmlich aber foll die zur Verwaltung der Polizeige‘ 
ſchäfte jeden Orts verordnete Behörde eine Nevifion ſämmtlicher 
Prandbücher ohne Unterjchied der Gerichtöbarfeit, welcher die Pfand» 
Iciher fonft unterworfen find, alljährlich einmal mit moͤglichſter Sorg— 
falt und Genauigkeit vornehmen. 


81) Bei diefer Nevifion werden alle Fehler und Webertretungent 
der in dem gegenwärtigen Reglement vorgefchriebenen Ordnung in 
dem zu führenden Protofol genau angemerft; in Anfehung derjenis 
gen, wo ed nach obftehenden Vorſchriften nur einer Zurechtweiſung 
bedarf, folche dem Pfandverleiher fofort ertheilt, in Fällen aber, wo 
nach eben dieſen Vorichriften eine wirkliche. Beftrafung, oder die ns 
terfagung des fernern Pfandverfehrs Statt findet, den Gerichten, 
unter welche der Pfandverleiher gehört, Davon zur weitern Unterſu— 
hung unverzüglich Anzeige gemacht werden. 


82) Die NRevifion ſelbſt muß nicht blos auf die noch fchweben: 
den, fondern auch auf Die ſchon abgethanen Pfandgefchäfte gerichtet 
fein. 

83) Kommen jedoch, bei Gelegenheit einer folchen Nevifion, 
Kontraventisnen, die an und für fich zu einer wirffichen Beſtrafuug 
qualifizirt find, nur bei ſchon abgemachten Pfandgefchäften zum Vor⸗ 
ſchein; fo fol der Pfandverleiher Matt des in Nr. 63 feſtgeſetzten Vers 
luſts des ganzen Darlehns, nur um den vierten Theil der Summe 
deſſelben fisfatifch beftraft werden. 


84) Wegen der Unterfagung ded fernern Pfandverkehrs aber 
macht es Feinen Unterfchied, ob die Kontraventionen, weldye nach 
Maaßgabe Nro. 15, 33, 40, 46, 63, 64, 66, ein dergleichen Vers 
bot begründen, bei fchon abgemachten, oder bei noch ſchwebenden 
Pandgefchäften entdeckt worden. 

85) Diejenigen Pfandverleiher, welche Died Gewerbe gänzlich 
wiedergelegt , und ihren Namen in der Rolle (4 haben ausftreichen 
lafien, follen zur Vorlegung ihrer Bücher ex oflicio nicht angehalten 
werden. 
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86) Wenn jedoch innerhalb Zahresfrift, mach gefchehener Nies 
derlegung des Gewerbes, wegen eines begangenen Wuchers oder Bes 
——— entitünde; ſo —* die alsdaun vorzunehmende Reviſion 
des Pfandbuchs nicht blos auf den Fall, welcher den Streit verau⸗ 
‚laßt, fondern auch auf die übrigen ſchon abgethanen Gefchäfte geriche 
tet, und dabei nach der Vorfchrift zu 83 verfahren werden. 

87) Die Revifores der Pfandbücher find fchuldig, uͤber die bei 
. folder Revifion zu ihrer Wiffenfchaft gelangten Pfandgeichäfte, bes 
fonders über die Namen der Verpfänder, ein genaues Stillſchweigen, 
auf ihren Amtdeid, zu beobachten; infofern nicht etwa Die, wegen eis 
ner bemerften Kontravention zu verhängende Unterfuchung, die Bes 
Fanutmachung des Gefchäfts und Namens unvermeidlich macht. 


88) Ueber die im Pfandbuche nach Nro. 59 nur allgemein bes 
merften Pfandgefchäfte muß ſich zwar der Pfandgeber, auf befons 
deres Verlangen des Reviford, durch Vorlegung ded Scheind legiti⸗ 
miren. Wenn aber der Reviſor dabei nichts Bedenkliches wahrnimmts 
fo darf er eines ſolchen Gefchäfts, vielweniger des Namens des Vers 
pfänderd, im feinem Protokoll Feine Erwähnung thun. Behauptet 
der Pfandnehmer, daß dergleichen Gefchäft durch Zahlung uud Zus 
vüdgabe des Scheins bereits abgethan fei; fo fol es zwar dabei fein 
Bewenden haben, und diefe Behauptung im Protofoll mit eingetragen 
werden. Grgibt fi aber in der Folge, daß diefe Behauptung ums 
ng genelen, fo treffen den Pfaudnehmer die in Nr. 63 geordne⸗ 
en afen. 


89) Uebrigens ſoll den Neviſoren der ſechste Theil von allen 
einfommenden Strafen, für die bei den Revifionen entdeckten uud 
—— Kontraventionen, zur Belohnung ihrer Mühe angewieſen 
und verabfolgt werden, 

V. Zinfen, Ä 

90) Pfandverleiher, welche fich in die zu 4 befchriebene Nolle 
baben eintragen Jaffen, follen berechtigt fein, von Darlehnen über 10 
Thaler fehs, und wenn es Juden find, acht von Hundert an Zins 
fen zu nehmen. Siehe auch nachſtehend $. 33. 

91) Beträgt das Darlehn nur 10 Thaler oder weniger; fo kann 
der Pfandverleiber, ohne Unterfchied, ob er ein Jude ift oder nicht, 
‚ einen Pfenning vom Thaler auf die Woche nehmen, infofern das Darr 
En auf fechs Monate, oder auf eine Pürzere Zeit, gegeben 

orden. 

92) Iſt aber das Darlehn auf eine laͤngere Zeit, jedoch unter 
12 Dionaten, gegeben; fo darf nur ein halber Pfenning vom Thaler 
auf die Woche genommen werden, 

93. Iſt das Darlehn auf länger als ein Jahr gegeben, fo find 
auch bei Summen von 10 Thaler, und weniger, nur —* und bei 
Juden * acht Prozent Zinfen zulaͤſſig. 


*) d. br ohne ſtaatsbürgerliche Rechte. 
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94) Iſt ein folches Meines Darlchn anfänglich war nur auf eine 
Furze Zeit gegeben, nachher aber ausdruͤcklich oder ſtillſchweigend ver 
Fängert worden, fo muß dennoch die Berechnung der Zinfen nur 
nach obigen Grundfägen an elegt, und alfo auf die erften ſechs Mo; 
nate ein ganzer, und aur bie folgenden ſechs Monate ein halber 
Zinspfenning für die Woche, und wenn das Darlehn noch länger fles 
ben bleibt, für diefe längere Zeit nur der ordinäre Zinsfag, von 
ſechs und acht Prozent, genommen werden. 

95) Außer diefen erlaubten Zinfen darf Fein Pfandverleiher, we⸗ 
der unter dem Namen von Einfchreibegeld, noch unter irgend einem 
andern Borwande, dad Geringfte mehr, bei Vermeidung der gefeh- 
mäßigen Strafen ded Wuchers, fordern oder annehmen. 

" 96) Auch hat es darunter, daß weder Zinfen von Zinfen ges 
nommen, noch die Zinfen zum Kapital gefchlagen, noch der Zinfens 
rückſtand, infofern er die Summe des Kapitals überfteigt, gefordert 
werden dürfe, bei der Vorfchrift der Gefebe vor der Haud fein Bes 
wenden, 

Wenn die Pandverleiber bie Zinfen 3. 8. von 8 Prozent im 
Voraus abziehen, folglich nicht das ganze Kapital auszahlen, fo er 
heben fie wirflih 835 Prozent Zinfen, mithin mehr als das Geſetz 
erlaubt und fie find daher als Wucherer nah A. ER. II. 20.8. 
1260. 1277 — 1279. zu beftrafen, daher dem Gerichte zu denunziren. 
M. R. vom 13. Dftober 1826. 


VI. Pflichten des Pfandverleihers. 


97) Der Prandverleiber ift fhuldig, das ihm anvertraute Pfand 
mit derjenigen Vorficht und Sorgfalt zu verwahren und in Obacht zu 
‚baften, die ein jeder vorfichtiger Hauswirth anzumenden pflegt, uud 
die er etwa noch vorzüglich im feinen eigenen Angelegenheiten zu bes 
obachten gewohnt ift. 

98) Alles eigenen Gebrauchs des Pfandes muß der Pfandneh⸗ 
mer fich fchlechterdings und gänzlich enthalten. 

99) Wer von Pfändern, die ihm verfchloffen und Herfiegelt über: 
geben werden, ohne ausdrüdliche Erlaubniß des Eigenthümers, ir⸗ 
gend einen Gebrauch macht, ift allen dadurch verurfachten Schaden, 
nach der eidlichen, jedoch richterlich zu ermäßigenden Angabe des 
Verpfänders, zu erfegen fchuldig, wird feined Darlehns beriuftig 
und muß das Pfand unentgeldlih herausgeben. 


100) Wer ein anderes Pfand ohne Genehmi des Eigen: 
thümers braucht, fol, außer dem Schadenerfaß, a ans der 
Umftande und der dem Verpfänder aus ſolchem Gebrauch enutftaudenen 
Gefahr, mit Geld» oder Gefängnißftrafe belegt werden. 
w =. Nah een Kr des en. muß der 
andnehmer, gegen te Bezahlung des illings und Zins 
fen, das Mand zurückgeben. — s 
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 . 109 Wider diefe Verbindlichkeit Farm den PMandnehmer der 
Vorwand: daß das Pfand geftohlen oder fonft verloren worden, Feis 
ueswegs ſchuͤtzen. 

103) Nur in dem einzigen Fall wird der Pfandnehmer von dieſer 
Ruͤckgabe frei, wenn der Verluft des Pfandes durch Feuer, gewaltſa⸗ 
men Eiubruch, oder andern äußern Zufall, deſſen Abwendung nicht 
in feiner Macht geftanden hat, erfolgt if. 

104) Wenn fi jedoch ein. folcher Fall ereignet; fo muß ber 
Prandinhaber dem Verpfänder fofort, und langftens binnen drei Tas 
gen, Davon Anzeige machen, und deffen Erffärung: ob er den 
Verluſt des Pfandes für befannt annehme, abfordern. | 


105) Kann er dergleichen beſtimmte Erffärung von dem Pers 
pfünder in Güte nicht erhalten, fo muß er fpäteftens binnen 14 Tas 
gen mac) dev erjten Anzeige die Sache beiden Gerichten anhängig 
machen, damit folche auf friiher That, und che noch die Mittel zur 
Aufklärung derfelben durch die Länge der Zeit verdunkelt oder verlo- 
ven werden, unterfucht und ausgemittelt werden koͤune. 


106) it der gegenwärtige Aufenthalt des Verpfänderd dem 
Prandinhaber unbefannt, oder zu weit entfernt; fo muß die Nr. 102 
verordnete Anzeige den Gerichten des Orts gefchehen. 


107) Welcher Pfandverleiher die im Vorſtehenden feftgefeisten 
Friſten verabfaumt, der foll mit der Angabe eines, auch durch ums 


.. vermeidlichen Zufall, erfolgten Verluſtes des Pfandes nicht weiter ges 


hört werden. 


108) Wer ein bei ihm eingelegte® Pfand weiter verſetzt, muß 
jeden Zufall, ohne Unterfchied, tragen, von welchem das Pfand in 
‚den Händen des zweiten Prandnehmers getroffen wird, 


109 In Allen Fällen, wo nach obigen Vorfehriften der aus 
gebliche Verkuft des Pfandes dem Pfandnehmer nicht zu ſtatten fommt, 
muß der erweißlihe Werth deffelben, hach Abzug des Pfandfchillings, 
dem Pfandgeber vergütet werben. | 


110) Diefer Werth ift, in der Negel, nach ber im Pfandbuche 
gefchehenen Angabe zu beftimmen, in fofern nicht etwa der Pfandnehs 
mer ſolchem, durch einen auf den Pfandfchein gefeßten Vermerk wis 
derfprochen hat, im welchem der Werth, fo viel möglich, durch die 
gewöhnlichen Beweismittel eruirt, und allenfalls von dem Verpfäns 
der, nach vorhergegangeuer richterlicher Ermaͤßigung, eidlich erhärtet 
werden muß. Ä | 


111) Der Pandnehmer ift zur Nuͤckgabe des Pfandes, nur ge> 
gen Aushändigung des von ihm ausgeftellten Pfandfcheins, verbunden. 


112) Behauptet der Werpfänder, diefen Schein verloren zu ha⸗ 
ben; fo muß er, wenn die Summe de8 Darlehns nur 10 Thaler 
oder weniger beträgt, mit der Nücgabe des Prandes uoch vier Wo⸗ 


_ 
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chen, nach Ablauf der im Pfandfcheine beſtimmten Ginföfungsfeift, in 
Geduld ftehen. | 

113) Meldet fi während diefer Zeit Fein dritter Inhaber des 
Pfandſcheins; fo kann der Mandnehmer fich nicht entbrechen, das 
Prand gegen eine, von dem Verpfünder ausgeftellte Quittung, in 
— zugleich der Pfandſchein für erloſchen erklärt wird, zurüds 
zugeben. * 

114) Es wird alſo der dritte Inhaber eines ſolchen Pfand— 
ſcheins, der bei einem Darlehn von 10 Thalern, und weniger, aus—⸗ 
geſtellt worden, aller Rechte gegen den Pfanduehmer verluſtig, wenn 
er ſich bei ſelbigem innerhalb vier Wochen, nach verlaufeuer Eiuloͤ⸗ 
ſungsfriſt, nicht gemeldet hat. 

115) Beträgt aber dad Darlehn über 10 Thaler; jo muß der 
Berpfänder den verlornen Pfandichein, auf Verlangen des Pfandueh— 
mers, gerichtlich aufbieten, und für erlofchen erklären laſſen. 


116) Sit die Summe des Darlehns nur 50 Thaler oder wer 
niger; fo gefchiehet das Aufgebot mit einem Termin von fechd Wo— 
chen, und darf nur ein Mal in den Intelligenzblättern der Provinz 
befannt gemacht werden. 


117) Bei einer Summe ven 50 bis 100 Thalern ift ein Terz 
min von 9 Wochen: und ziveimalige Bekanntmachung hinreichend, bins 
gegeu wird bei Summen über 100 Thaler ein Termin von drei Mor 
naten, und eine dreimalige Bekanntmachung in den Iutelligenzbläfs 
tern erfordert. - 


VII Rechte des Prandnehmers, 


118) Nach Ablauf der im Pfandbuche beftimmten Zeit ift ber 
Verpfäuder ſchuldig, durch Bezahlung des Kapitals und der Zinſen, 
in fofern leßtere nicht etwa im voraus abgezogen worden, das Pfand 
einzuloͤſen. 

119) Weigert er ſich deſſen, oder iſt er ſaumſelig darin, ſo hat 
der Pfandverleiher dad Recht, auf dieſe Einlöfung, und eventualiter 
auf den Verkauf des N fandes, Flagbar zu werden. (Siehe nachfolgende 
Deflaration vom 4, April 1803.) 

120) -Diefe Klage muß er durch Vorfegung des in feinem 
Pfandbuche eingetragenen Vermerks begründen, und wenn dieſer in 
der gefeßmäßigen Form abgefaßt iftz fo fol gegen den Verpfänder 
‘der erefutivifche Prozeß eröffnet werden. 

121) IA in dem Falle Nro. 2. das Gefchäft mit einem der 
Sprache, oder des Lefens und Schreibend unfundigen Verpfänder, 
unter Zuziehung eines Aſſiſtenten, vorgenommen worden; ſo muß der 
Pfandnehmer dieſen Aſſiſtenten, zum Äuerkeuntuiß feiner Hand⸗ und 
Unterſchrift, vor den Richter ſtellen. 


122) Kann er dieſes nicht, weil der Aſſiſteut entweder geſtor 
ben, oder fein dermaliger Aufenthalt unbefannt iftz fo findet zwar der 
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erefutioffche Prozeß nicht Statt, das Pfandbuch aber macht dennoch, 
wenn es fonft vorfhriftsmäßig geführt ift, gleich einem Handlungs 
buche, einen halben Beweis, 

123) Wegen des Falles, wenn der Vermerk in das Pfandbuch, 
bei einem Darlehu unter 10 Thaler, ohne Zuziehung eines Affiftens 
ten eingezeichnet worden, hat es bei den Vorfchriften 56, und 58. fein 
Bewenden. 

124) Im dem nach gehoͤrter Sache erfolgenden Urtel iſt dem 
Verpfaͤnder noch eine verhältnißmäßige Friſt zur Einloͤſung zu bes 
ftimmen, und wenn folche auch alsdann nicht erfolgt, auf ferneres 
Anmelden des Pfandnehmers, mit dem öffentlichen Verkauf des Pfan⸗ 
des zu verfahren. 

125) Ob diefer Verkauf durch Subhaftation, oder blos durch 
Auktion, erfolgen folle, muß nach der Qualität des Pfandes und den 
diesfälligen Vorfchriften der Gefeße beftimmt werden. 

126) Bon dem gelöften Werthe muß, nach Abzug der Vers 
Faufsfoften, der Pfandnehmer an Kapital, Zinfen und Koften, foweit 
die Loͤſung dazu hinreicht, volftändig befriedigt, ein etwaniger Ueber 
ſchuß aber dem Berpfänder zugeftellt werden. 

127) Iſt dem Pfandnehmer der Aufenthalt des Verpfänders 
unbefannt; fo muß derfelbe zur Ginlöfung des Pfandes durch Edik 
tafzitation vorgefaden, und nicht eher, ald nach ergangenem Praklu⸗ 
ſiousurtel, mit dem öffentlichen Verkauf verfahren werden. 


128) Bei diefer Ediktalzitation find die Vorfchriften der Pros 
zeßordnung Th. I. Sit. 4. $. 13. 14. und 39, sq. zu beobachten, 


129) Doc fol, wenn das Darlehn nur LO Thaler oder wenis 

er beträgt, ein Termin von ſechs Wochen und die einmalige Bes 

— in den Iutelligenzblättern, fo wie bei Darlehnen unter 

50 Thaler, ein zweimonatlicher Termin und eine zweimalige Bekanut⸗ 
machung deffelben hinreichend fein. 


130 Wenn in diefem Yale, wo der Verpfänder auf die ergan⸗ 
gene Ediktalzitation fich wicht meldet, bei dem hiernächſt erfolgenden 
Verkaufe des Pfandes ein Ueberfchuß bleibt, fol derfelbe der Armen 
kaſſe de8 Orts auheim fallen. 


131) Beträge diefer Ueberſchuß nur 40 Thaler, oder weniger; 
fo muß folcher in eben dem Kontumazialurtel, wodurch auf den ges 
richtlichen Berfauf des Pfandes erfaunt wird, der Armenkaffe zuge⸗ 
ſprochen werden. 


132) Betraͤgt der Ueberſchuß zwar über zehn, doch unter hundert 
Thaler; fo muß ſolcher fechd Monate hindurch, von Zeit ded Vers 
— — —— bleiben, und wenn auch binnen die⸗ 
er Zeit der Eigenthümer t meldet, ein nochmaliges Aufgebot 
beſſelben verfügt werden. ' ſßs 
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133) Der Prakluſtonstermin iſt dabei auf zwei Monate bins 
anszufegen, und folher zwei Maf in den Intelligenzblättern der Pros 
vinz befannt zu machen. 

134) Beträgt hingegen der Weberfchuß hundert Thaler, oder 
mehr; fo kann das Aufgebot erft nach Jahresfrift Statt finden, es 
muß dabei ein Termin von drei Monaten beftimmt, und folcher drei 
Mal in den Sutelligenzblättern, einmal aber in den Zeitungen der 
Provinz befannt gemacht werden. 

135) In allen Fällen find die Koften des Aufgebot von dem 
aufgebotenen Weberfchuffe felbft zn nehmen. 

136) in eigenmächtiger Privatverkauf der Pfänder fol ganz 
und gar nicht Statt finden; auch alsdann nicht, wenn der Verpfäns 
der, bei Schließung des Kontrafts, darin im Voraus gewilligt hätte, 


137) Wenn jedoch zur Zeit der Ginlöfung die Parteien fich 
unter einander über einen Privatverkauf des Pfandes — und 
der Verpfänder feinen Konſens hierzu ſchriftlich erflärt hat; jo ſoll es 
bei einem folchen Abkommen fein Bewenden haben. 

Allerhöchſt vollzogenes Pfand» und Leihreglement dı d. Berlin den 13. 
März 1787. (Siehe auch nachſtehend $. 21.) 


- B. Allerhöhfte Deflaration des $. 118 sqg. des vor⸗ 
fiebenden NReglements d. d. Berlin den 4. April 1803. 
(RR. €. ©. 1803.) 

Das Pfand» und Leih⸗Reglement vom 13. März 1817 it durch 
das allgemeine Landrecht beftätigt, und rüdfichtlich des .g. 118. und 
ff. wegen des öffentlichen Verkaufs der bei privilegirten Pfandverleis 
bern eingelegten Pfänder ift Folgendes verordnet und feftgefegt: 


1) Einem jeden, welcher mit Erlaubniß der Polizeiobrigkeit feis 
ned Orts das Geldverleihen auf Pfänder ald ein Gewerbe treibt, fol 
in Zufunft frei ftehen, fobald die bei ihm — Pfänder nicht 
innerhalb ſechs Monaten nach der Verfallzeit eingeloͤſt werden, ohne 
daß ed vorher der Auſtellung einer foͤrmlichen Klage gegen. die Pfand⸗ 
ſchuldner bedarf, auf deren öffentlichen Verkauf anzutragen. 


j 2) Diefer Antrag muß bei dem Gerichte, welchem der Pfand 
verleiher perfönlich unterworfen ift, angebracht, und durch Vorlegun 
eined beglaubten vollitändigen Ertrafts der in dem Pfandbuche u 
Rorfchrift des Pfands und Fei-Reglements $. 60. eingetragenen Ver: 
merfe begründet werden; außerdem liegt dem Pfandverleiher ob, im 
Fall ſolches nicht notorifch fein follte, durch Produktion des ihm er⸗ 
theilten Konzeffionsfcheins zu befcheinigen, daß er zu diefem Gewerbe 
Die erforderliche Erlaubniß der Polizeiobrigfeit erhalten habe. 


3) Wenn ein folched Gefuch einfommt; fo muß das Gericht vor 
allen Dingen forgfältig prüfen, ob bei den in dem Pfandbuche des 
Provofanten eingetragenen Vermerken die Borfchriften des Pfand» 
und Leih⸗Reglements gehörig beobachtet worden, nöthigenfall® muß 
das Original Pfandbuch eingefordert, und dem Befinden nach den 
wahrgenommenen Mängeln durch vorläufige Verfügungen abgeholfen, 


J 


144 I. Tit. V. Kap. 2. Eigenthum. 


oder bei entdeckten Bernachläffigungen und Unrichtigfeiten, der Pfand⸗ 
verfeiher mit feinem Antrage abgewiefen und nach VBorfchrift des ges 
dachten Neglements $. 63. u. f. f., wegen der gegen denfelben einzus 
Veitenden Unterfuchung, das Weitere verfügt werden. 


4) Wenn fi) hingegen bei dem Antrage des Pfandverleihers 
nichts zu erinnern finder; fo iſt fofort der öffentliche Verkauf der 
verfallenen Pfänder zu veranlaffen, und dazu dem ein für allemal 
beitellten Auktions⸗Kommiſſarius, oder an Orten, wo ein folcher nicht 
angeftellt ift, einem befonders zu ernennenden Deputirten ded Gerichts 
der nöthige Auftrag zu ertheilen. 


5) Die bevorftehende Auftion ift von Seiten de8 Gerichts durch 
die Iutelligenzblätter und Zeitungen. der Provinz, mit allgemeiner 
Bemerkung der zu verfaufenden Sachen nach ihren verfchiedenen Ars 
ten, öffentlich befannt zu machen, und in dem. dieferhalb zu erlaffens 
den Avertiffement find zugleich alle. diejenigen, welche bei dem nach 
feinem Namen, Stande und Wohnorte genau zu bezeichnenden Pfand⸗ 

verleiher, Pfänder niedergelegt haben, welche ſeit ſechs Monaten und 
laänger verfallen find, aufzufordern, dieſe Pfänder annoch vor dem 
Auftionstermine einzulöfen, oder wenn fie gegen die Fontrahirte Schuld 
gegründete Eimvendungen zu haben vermeinen follten, folche dem Ge⸗ 
richte zur weitern Verfügung anzuzeigen, mit der beizufügenden Wars 
nung: daß widrigenfalls mit dem Verkaufe der Mandftüde verfahs 
zen, aus dem einfommenden Kaufgelde der Prandgläubiger wegen fer 
ner in dem Pfandbuche eingetragenen Forderungen befriedigt, der et 
wa verbleibende Ueberſchuß an die Armenkaffe abgeliefert, und dem⸗ 
naͤchſt Niemand weiter mit einigen Einwendungen gegen die Fontras 
hirte Pfaudſchuld gehört werden würde, 


6) Der Termin zus Auktion ift in allen Fällen, ohne Unters 
ſchied des Dbjefts, auf neun Wochen hinaussufegen, und die vorges 
fehriebene öffentliche Bekanntmachung in den Iutelligenzblätter drei 
Mal, nämlich alle drei Wochen einmal, in den Zeitungen aber zwei 
Mal, nämlich ein Mal gleich Anfangs, und ein Mal vier Wochen 
vor dem Termine einzurüden, dergeitalt, daß von dem Tage der ers 
fien Einrüfung in den Iutelligenzblättern bi8 zu dem Termine volle 
neun Wochen übrig bleiben. In Provinzen, wo Feine Zeitungen bers 
ausfommen, füllt Diefe Art der öffentlichen Befanntmachung weg, das 
gegen aber ift an Orten, wo ed bisher üblich gewefen, die bevorftes 
bende Auftion außerdem noch von Seiten des Auftions:Kommiffarius 
durch befondere Avertiſſements, oder wo diefe nicht Statt finden, nach 
Anleitung der Gerichtdordnung Th, I. Tit. 24 984. und 85. durch 
andere zwechmäßige Verfündigungen dem Publikum befaunt zu machen. 


7) Wenn fih auf die vorftchendermaaßen ergangene öffentliche 
Aufforderung Semand meldet, welcher bei dem Pfandverleiher ein 
Pfand niedergelegt hat, das fich unter denen befindet, welche verfauft 
werden sollen, und der gegen das gefchloffene Gefchäft rechtliche Eins 
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wendungen zu haben behauptet; fo muß das bemfelben zugehörige 
Pfaud, jo lange felbiged noch nicht wirklich verkauft it, wenn er fols 
ches verlangt, vor der. Auktion fofort zurücdbebalten, dieſerhalb das 
nöthige Inhibitorium an den AuftionssKommiffarius erlaffen, und 
demnaͤchſt wegen rechtlicher Erörterung und Entfcheidung der Sache 
das Erforderliche nach den in der allgemeinen Gerichtsordnung ents 
haltenen Vorfchriften verfügt werden. Eben’ diefes ift auch zu beob- 
achten, wenn. Jemand behauptet, daß fich unter den zu verfaufenden 
P ändern Stüfe befinden, welche ihm wider feinen Willen auf eine 
unerlaubte Weife entwendet worden, und ift ſodann Die Sache zwis 
fehen dem, Jntervenienten einer, und dem Pfandgläubiger und Schuld: 
ner anderer Seitd, nach Vorfchrift des 18ten Siteld der Gerichtdords 
nung von der Interventione principali, ordnungsmäßig zu verhandeln. 


8) Nach erfolgtem Verkaufe der Pfänder foll in der Negel ges 
gen den Pfandverleiber aus dem Prandgeichäfte Fein Anfpruch weiter 
Statt finden, allermaaßen durch die vorftehenden Vorfibriften binreis 
chend dafur geforgt worden, daß die Pfaudſchuldner Zeit genug übrig 
behalten, ihre Rechte gehörig geltend zu machen. Wenn jedoch eine 
von den zu 6. vorgefihriebenen Arten der öffentlichen Bekanntmachung 
entweder ganz unterlafen, oder an dem vorgefchriebenen neunwöchent⸗ 
lichen Zeitraume um mehr als 14 Tage gefehlt worden; fo foll dem 
Prandichulduer aunoch innerhalb fechd Wochen nach gefchloffener Aufs 
tion frei ftehen, fich bei Dem Gerichte zu melden, und auf rechtliche 
‚Unterfuchung feiner Einwendungen gegen das Pfandgefchäft anzutras 
gen. In wie fern auch der Verkauf des Pfandes ſelbſt angefochten 
werden Fönne, ift nach den in dem allgemeinen Landrechte Th. I. 
Tit. 9. $. 349 u. ſ. f. enthaltenen Vorſchriften zu beurtheilen. 


9) Sobald die Auktion beendigt if, muß der Auktions⸗Kommiſ—⸗ 
ſarius das von ihm abgehaltene Protofoll ohne Verzug dem Gerichte 
einreichen, und die eingefommenen Gelder ad depositum vfferiren. 
Das Gericht muß ſodann, indem. e8 die Annahme der Gelder ver— 
fügt, das Auktiousprotokoll einem vereideten Kalkulator zuftellen laſſen, 
damit Dafjelbe in calculo revidiret, und zugleich berechnet werde, wie 
nunmehr der Pfandgläubiger von -den eingefommenen Kaufgeldern 
feine Befriedigung zu erhalten habe, | 


10) Bei diefer Berechnung find 


a. fümmiliche bis dahin aufgelaufene, und bis zur wirffichen Aus⸗ 
zahlung noch erforderlihe Koften, mit Inbegriff der dem Aufs 
tionskommiſſario und dem Kalkulator zufommenden Gebühren, 
son der Mafje vorweg abzuziehen, und den Pfandfchuldnern nad) 
Verhaͤltniß des Verfaufspreifes der einzelnen Pfänder anzurechnen, 
Mehrere Stüde, welche für ein Darlehn zufammen auf Einen 
Pfandſchein verpfündet find, werden hierbei, fo wie überhaupt 
bei alleu folgenden Berechnungen, nur als Ein Pfand angefehen, 
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b. Sodann ift zu berechnen, wieviel der Pfandglaͤubiger von jedem 
Pfandſchuldner an Kapital und rüdjtändigen Zinfen, nach Aus⸗ 
weis ded Pfandbuchs und des überreichten Ertrafts, aus dems 
felben zu fordern habe, 


c. Iſt zu bemerken, wieviel nach Holftändiger Befriedigung des 
Gläubiger von dem Kaufpreife der einzelnen Pfänder ald Uebers 
ſchuß übrig bleibt. 


11) Die von dem Kalfulator angefertigte Berechnung muß von 
dem Dezeruenten gewöhnlichermaaßen im Kollegio vorgetragen, und 
wenn fich dabei nichtd zu erinnern findet, ein Termin zur Erklärung 
des Pfandgläubigerd über Diefelbe angeſetzt werden, 


12) In diefem Termine muß der Deputirte die Berechnung 
mit dem Pfandgläubiger nochmals durchgehn, die dagegen fich erges 
benden Bedenfen, welche nur etwa vorgefallene Irrthümer in der 
Rechnung betreffen Fönnen, ſofort, allenfalls mit Zuziehung des Kal 
Fulatord, erledigen, und wenn Died berichtiget worden, fo ift fogleich 
mit Auszahlung der Gelder nad Anleitung der Berechnung zu vers 
fahren, des Endes auch bei Anfegung des Termins zugleich die ers 
forderliche Verfügung an das Depofitorium zu erlaffen. 


13) Es verftcht fich von ſelbſt, daß der Pfandglaͤubiger feine 
Befriedigung aus den verpfändeten Sachen nur in fo weit fordern 
Fönne, ald der Kaufpreid eines jeden einzelnen Pfandes zur Bezah—⸗ 
lung des darauf gegebenen Darlehns hinreicht. Die Auftionsfommifs 
farien müffen daher, damit die mehreren Pfänder, befonderd wenn fie 
von einerlei Art find, nicht mit einander verwechfelt werden, darauf 
fehen, daß der Verkauf bei der Auftion fo viel wie möglich nach den 
in dem Grtrafte des Pfandbuchs bemerften Nummern der N fands 
ſcheine erfolge. Wenn died aber auch wegen großer Berfchiedenheit 
der auf Einen Pfandfchein zuſammen verpfändeten Sachen nicht durchs 
gängig gefihehen koͤnnte; fo muß doch im jedem Kalle in dem Auf 
tiousprotofoffe genau bemerkt werden, welche Pränder zuſammen ges 
hören und auf Einen Pfandfchein verpfändet worden. 


14) Der Ueberfchuß, welcher von dem Verfaufspreife der Pfäns 
der nach Befriedigung des Pfandgläubigers übrig bleibt, ift, in fofern 
derfelbe bei jedem einzelnen Pfande nur 10 Thaler oder weniger bes 
trägt, fogleih an die Armenkaſſe des Orts abzuliefern, wenn fich 
nicht, bevor die Ablieferung wirklich erfolgt, annoch der Gigenthümer 
des Pfandes melden follte, welchenfalls demfelben der Ueberfchuß nach 
gehörig beigebrachter Legitimation zu —— ‚ Beläuft ſich aber 

er Ueberſchuß bei einem einzelnen Pfande höher, ald auf 10 Thas 

ler; fo ift derfelbe von dem Gericht ad depositum zu nehmen, und 
bevor folcher an die Armenfaffe abgeliefert werden kann, nad Vor⸗ 
fchrift des Pfand- und Leih⸗Reglements vom 13. Maͤrz 1787 $. 132. 
u. ſ. f. zu verfahren. | 
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15) Obige Vorfchriften finden nicht Anwendung, wenn von eis 
nem Pfandverleiher Juwelen, Koftbarfeiten, rare Schildereien, Kunſt⸗ 
ſtücke und feltne Münzen zum Pfand genommen worden, in fofern 
Stüde diefer Art, welche auf einen Prandfchein verpfändet worden, 
in jeder Rubrik, nach der im Pfandbuche verzeichneten Bemerkung, 
oder in deren Grmangelung, nach einer davon aufzunehmenden Zare, 
500 Thaler und darüber an Werth betragen, da dergleichen Koſtbar⸗ 
keiten nach Vorfchrift der allgemeinen Gerichtsorduung Th. 1. Tit. 52. 
$. 4. und Sit. 50. $. 228. nur durch Subhaftation veräußert werden 
können. Wenn folche Pfänder vorfommen, fo muß, bei ermangelnder 
GEinlöfung, der Schuldner von dem Pfandgläubiger gewöhnlichermas 
fen belangt, und demnächft nach den in dem Pfand» und LeilNegles 
ment erthaltenen Borfchriften weiter verfahren werden. Alerh. Deft. 
vom 4. April 1803. (M. E. ©.) 

21. Iſt der Aufenthalt des Verpfänders unbefaunt, fo findet 
auch bei nicht privilegirten Pfandverleihern die vorſtehende Vorfchrift 
des Pfand⸗ ꝛc. NReglements vom 13. März 1787 $. 129 — 137 An⸗ 
wendung, nur mit einem Termine von 2 Monaten ftatt 6 Wochen, 
von 4 ftart 2 Monaten. Zuf.- Min. R. vom 17. Dftober 1791. (Meue 
Eriftenf. Bd. 11. ©. 1679.) 


( Oeffentliche 22. Die Regierungen find berechtigt, auf Antrag 
Pfandleiban- der Stadt-Kommüne, in allen folchen Orten, in welchen 
staiten.) das öffentliche Beduͤrfniß folche8 erfordert, und wo die 
zu ordnungsmäßiger Beforgung ded Gefchäftd erforderlichen Vorkeh—⸗ 
rungen —— werden koͤnnen, die Errichtung öffentlicher Pfand: 
leihanftalten zu genehmigen, und die nach den Lofalverhältniffen eins 
zurichtenden Reglements, in fofern fie nichts den nachfolgenden Vor⸗ 
ſchriften und den allgemeinen Geſetzen Widerfprechendes enthalten, zu 
beftäfigen. A. Kab. O. vom 28. Zuni 1826. 8. 1. Geſetzſ. S. 81.) 

In Hinficht der bereit8 unter Genehmigung des Staates beftes 
benden öffentlichen PM fandleihanftalten bewendet es bei den denfelben 
bei ihrer Errichtung ertheilten Konzeffionen. Dafı $. 16. 


23. Diefe Anftalten müffen jedoch von den Kommünen garans 
tirt, unter fortwährende Aufficht der Magifträte und Gemeindereprä- 
fentanten geftelt und für Rechnung der Stadtfommüne felbft geführt, 
die dabei fh ergebenden Weberfchüffe aber lediglich der Ortsarmen⸗ 
kaſſe übertwiefen werden. Wenn die Kommünen dergl. Anftalten an 
Privatunternehmer pachtweife oder fonft zu eigner Adminiftration übers 
laſſen; fo follen nicht ferner die gegenwärtig feftzuftellenden Grunds 

ge, Sondern die Vorfchriften der allgemeinen in Beziehung auf Die 
EUR EMENE bejtehenden Gejege auf fie Anwendung finden. 


Dieſemnach darf Fein Kontrakt über die Verwaltung der Auſtalt 
abgefchloffen, worin Antheile vom Gewinn zugefichert werden. Gos 
bald die - gewöhnlichen Beamten das Gefchäft nicht beforgen Fönnen, 


d 


” 
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muß die Ortsarmenfaffe die Anzuftellenden -befolden. M. Re vom 17, 
Sanuar 1828. 2 


24. Bet jeder folchen Anſtalt müſſen unbefcholtene, des Werth 


der verfchiedenen Arten von Sachen, die ald Pfänder dienen, hinreis 


chend Fundige Perfonen als Taratoren angeftellt und vereidet werden. 
Jeder iſt berechtigt, fein Pfand, ohne Abychigungs-Gebühren zu ent 
richten, zurüdzunehmen, wenn er die Tare zu niedrig findet, A. Rs 
9, vom 28, Juni 1826, $ 3. 


25. Eine von der Regierung zu ‚beftätigende Magiftratöperfon 
muß als spezieller Kurator zur fortwährenden Aufficht uber die Ans 
ftalt und den anzuftellenden Nendanten beftimmt, der Magiftrat aber 
im. Ganzen verpflichtet werden, fie ‚von Zeit zu Zeit unter Zuziehung 
von Deputirten der Gemeindevertreter zu venidiren und für ordnungss 
mäßigen Gejchäftsbetrieb zu forgen, auch die etwa eingehenden Bes 
fehwerden zu unterfuchen und zu erledigen. Daf. $. 4. 


26. Bei jeder Anftalt muß ein Mandbuch mit Folgenden Nuzs 
Brifen geführt werden: 1. Nummer des Mandes; 2, Name des 
Pfandſchuldners; 3. Beſchreibung des Pfandes; 4 Tare deſſelben; 
5. Summe des Darlehns; 6. Datum der Auszahlung; 7. Zeit, auf 
welche e8 gegeben wird, und Termin der Nüdzablung und Erneus 
erung; 8. Betrag der dann davon zu entrichtenden Zinfen. Der Uns 
terjchrift des Pfandſchuldners bedarf es nicht. Daf. 6. 5. 


27. Dem Pfandſchuldner wird’ ein, alle diefe Data enthalten: 
der, mit dem Pfandbuche wörtlich übereinffimmender, vom Nendanten 
auszuſtellender Pfandſchein eingehäudigt, welcher als vollitändiges Bes 
weisdofument für und wider Die Anftalt gilt. Beim Vertuft des 
Prandes wird nur allein auf den im Pfandichein ausgedrüdten Werth 
Nückficht genommen. Daf. 5. 6. | 


28. Die Regierungen Pönmen in «den zu entwerfenden Negles 
ments den Kommünen ‚die «Erhebung von 8 Prozent jährlicher Zinfen 
geitatten. Wenn jedoch nach den Örtlichen Verhältnifien wegen gerins 
gen Betriebs, Koftipieligfeit der Verwaltung u. ſ. w. mit dieſem 
Zinsfuße nicht auszulangen wäre; fo find die Minijterien der Juſtiz 
und des Junern auf Antrag der Negierungen berechtigt einen höheren 
Zinsfuß bid zum Marimo von 12’, Prozent zu geſtatteu. Daf. $. 7. 


29. Außer den Zinfer darf von dem Schuldner bei der auf 
Wucher gefeßten Strafe nichts gefordert werden, vorbehaltlich der bei 
nicht erfolgender zeitiger Einlöfung zu erlegenden Koften. Daf. 5. 8. 


30. In Anfehung der nicht eingelöfeten Pfänder findet folgen 

des Berfahren Statt: j 

a. Zu gewiffen in den Neglement3 genauer zu beftimmenden Zei⸗ 
ten follen die nicht, eingelöfeten Pfander, jedoch nicht eher als 
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6 Monate nach der für jedes einzeln beſtimmten Ginldfungsfrift 
und nachdem die abzubaltende —— wenigſtens 9 Wochen 
vorher durch die oͤffentlichen Blätter des Orts oder auf die ſonſt 
bei öffentlihen Bekanntmachungen daſelbſt gewöhnliche Art Zmal 
angefündigt worden, von der Anftalt öffentlich verfteigert wers 
den. Der Kurator der Anftalt hat über Die erlangten Meiftges 
bote ein Gegenprotofoll zu führen. Für die Verfteigerung Fön- 
nen die in der Sportuftare für Untergerichte feitgefeßten Ges 
bühren zum Vortheile der Kaffe berechnet, und den Pfaudſchuld⸗ 
nern an dem Ueberfchuffe des Erlöfes abgezogen werden. 


b. Bi zu erfolgtem Zufchlage kann der Schuldner fein Pfand ges 
gen Berichtigung des Darlehns und der aufgelaufenen Zinfen 
surücnehmen, ift jedoch verpflichtet, wenn bereitd Vorkehrungen 
zur Öffentlichen Berfteigerung getroffen worden, zu den hierauf 
verwandten Koften einen in den Neglements Eins für Allemaf 
feftzufegenden Beitrag zu entlichten, der 1 Sgr. von jedem Thas 
ler des Darlehns nicht überfteigen darf. 


c. Auch wenn das Pfand zu einer Konkursmaſſe gehört, ſoll dies 
Verfahren beobachtet, jedoch, wenn der Kurator der Maffe nicht 
etwa die Einlöfung des Pfandes vorzieht, der Magiftrat auf 
Requiſition des Gerichts verpflichtet fein, deſſen Verfteigerung 
auch außer dem gewöhnlichen Termine zu bewirfen. Es ift das 
her in Beziehung auf dergleichen Anftalten die Beſtimmung der 
4. ©. O. Tit 50. $. 206. aufgehoben, indem dieſe Anftalten 
bei Beobachtung des hier vorgefchriebenen Verfahrens nicht vers 
bunden fein follen, dem in Konkurſen verhäugten offenen Arreite 
gemäß, die Pfänder eines Gemetnfchuldnerd unentgeldlich her⸗ 
auszugeben und den Pfandſchilling zu liquidiren. Daf. 5. 9-11. 


: 31. Unmittelbar nach erfolgter Verfteigerung fol an die Ju—⸗ 
enten in der vorbeftimmten Art ein öffentlicher Aufruf erlaffen 
werden, fih in der Anſtalt zu melden, um den Ueberſchuß gegen 
Nückgabe des Pfandſcheins und Quittung in Empfang zu nehmen. 
Beträgt der Ueberfchuß weniger ald 10 Thaler und meldet ſich 6 
Wochen nach der Bekanntmachung Niemand zur Empfangnahme; de 
ift folher an die Ortdarmenkaffe abzugeben und der Pfaudſchein für 
amprtifirt zu achten. 


Die mehr ald 10 Thaler betragenden Leberfchüffe find vom Ma- 
rate unter Vertretung der Gemeinde zu affervirem Meldet fich 
Sahresfrift von der erften Aufforderung an, Niemand zur Ems 
pfangnabme; fo hat der Magiftrat bei dem Gerichte ein öffentliches 
Aufgebot der Interefjenten in Antrag zu bringen, und Iekteres daf- 
felbe unter Beftimmung einer Präftufivfrift von 3 Monaten zu er: 
laffen. Den hierauf fich zeitig meldenden Schuldnern foll dann Dies 
fer Ueberſchuß nach Abzug der gerichtlichen und der vom Mägiftrat 
zu liquidirenden Aſſervationskoſten, welche die Hälfte der tarmäßigen 
gerichtlichen Depofitalgebühren nicht überfteigen annoch aus⸗ 
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geantwortet werben. Bagegen werden die Forderungen praͤkludirter 

Intereſſenten, nach Abzug der Gerichtskoſten und ohne daß der Mas 

gun Affervationsfoften liquidiren darf, an die Armenfafje abgegeben. 
af. $. 12. 13, 


32. Im allen zwifchen der Anftalt und den Mandfchuldnern for 
wohl ald dritten Perfonen entitehenden und durch Vergleich nicht zu 
fehlichtenden Streitigkeiten follen die Magifträte, infofern gegemwärs 
tige Verordnung nicht über den Fall Beſtimmung enthält, nach den 
allgemeinen Rechtsvorſchriften fich richten und die Gerichte darnach 
und namentlich nach der Deklaration v. 4. April 1803 (vorſt. $. 20.) 
entſcheiden. Daf. $. 14. f 

Siehe auch das Regulativ der Leihanftalt und Sparfaffe zu Elberfeld in 
v. Kamptz Annalen 1822. ©, 217. | 


(Privatleihan- 33. Auf Ihren Bericht vom 9.d. M,, die von dem 

stalten) Kaufmann Lauer zu Auclam beabfichtigte Errichtung 
einer Leihanftalt betr, genehmige Ich, daß dem Lauer geftattet werde, 
eine folche Anftalt in Auclam zu errichten und von allen Darlchnen 
ohne Unterfchied der Summe und der Zeit, auf welche er ſolche ges 
ben wird, Zwölf und ein halbes für das Hundert an Zinfen zu nehs 
men. Sch autorifire Sie ferner, in ähnlichen gg dergleichen Leibe 
anftalten unter den nemlichen Bedingungen fofort und ohne weitere 
Anfrage zu billigen. A. Kab. DO. vom 16. März 1812 an den Juſtizmini⸗ 
fter v. Kircheifen und die Geheimen Staatsräthe Sad und v. Schudmann. - 


(Aufsicht auf 34. Unter den öffentlichen Gewerben, wobei die 

Trödler.) Eicherheit des Eigentums Gefahr läuft, befindet fich 
auch das der Srödler, d. h. folcher Leute, welche mit alten 
Sachen handeln, ohne Nücficht, ob bei diefem Handelögefchäfte der 
$. 511. Th. I. Tit. 11.9. L. R angeführte Begriff des Trödelvers 
as anwendbar ift oder nicht. Nach einem Zirk.Reſkr. des Kal. 
Polizeiminifteriums v. 8. Oftbr. 1818 follen die allgemeinen Beftim- 
mungen ded Trödferreglements v. 21. Oftbr. 1788, da dafjelbe einen 
ficherheitöpolizeilichen Zwed hat, und die darin verordnete Führung 
der Bücher infonderheit dazu dienen follen, geftoblene Sacden und 
Dieben auf die Spur zu kommen, überall im Staate zur Auwen⸗ 
dung kommen. 


35. Ohne befondere Erlaubniß der Ortöpofizeibehörde ſoll fich 
Niemand mit dem Erödelhandel befaffen, und die Erlaubniß ſoll mit 
Recht einem Jeden verfagt werden, der entweder nicht in gutem Rufe 
fteht, oder unfähig if, den gefeglichen Vorſchriften in Bezug auf dies 
ſes Gewerbe, namentlich die wegen Fuͤhrung der Bücher zu genügen, 
oder Feine 100 Thaler eigenes Vermoögen befigt, Regl. vom 21. Oft, 
1788. $. 1» 3. 14. (Neue Ediftenf. von 1788.) i 


‚36. Der Troͤdler muß die $. 18. vorſtehend augeführten Bes 
fimmungen genau befofgen. Daf. $. 12. 594. 
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37. Damit den Troͤdlern alle Eingriffe in die Privilegia der 
Kaufleute, Profeffioniften und Handwerker gänzlich benommen wers 
den; fo fegen Wir hierdurch feit: daß die Troͤdler eigentlich nur bes 
fugt fein ſollen, mit folgenden Artifeln zu handeln, namlich: mit als 
ten oder ſchon gebrauchten Kleiduugsftüden, dergleichen Zifchzeug, 
Mobitien, Gerätbichaften, Quincaillerie (worunter alle alte Gifeus 
bändferwaaren begriffen find), infoweit deren Verkauf nicht durch die 
Geſetze allgemein verboten ift, und daß fie in dem Falle nur allein 
obige Sachen nen führen Fönnen, wenn fie folche auf Auftionen ges 
Fauft, und diefed gehörig zu befcheinigen im Stande find, zu welchem 
Ende fie fi Hieruber von dem Auftionsfonimiffarius Attefte, mit 
Benennung der Auktion, worin dieſe neuen Sachen erftanden find, 
— laſſen müſſen; wobei ſich jedoch von ſelbſt verſteht, daß der 

uktionskommiſſarius nicht neue Sachen, um ſolche in Auktionen mit- 
zugeben, verfertigen laffen darf, und wird ihm dieſes hiermit auf das 
Rachdrücklichſte verboten. Dagegen foll ſich der Erödler, bei Strafe 
der Konfidfation, und, dem Befinden nach, bei Verluſt feiner Kons 
zeffton, des Handels mit neuen, zu feinem gewiffen Behuf beitimmten 
Waaren und Sachen, ald mit Tüchern, Boy, Fried, Flanell, Bars 
cent, Seide, Kameel- und anderm Garn, rohem Eifen, Blech, Wolle, 
und wollenen auch halb wollenen Zeugen, ingleihem unverarbeitetem 
Leder, gänzlich enthalten; wie ihm denn bei gleicher Strafe auch nicht 
erlaubt ift, dergleichen und andere neue Waaren in Kommiſſion zu 
nehmen. Daf. $. 8 


Keinem Troͤdler ift erlaubt, Meſſen oder Jahrmärkte zu bezies 
ben, und fol die Obrigkeit des Orts, went fiih ein Erödler auf den 
Jahrmärkten in den Landftädten einfindet, demjelben die Waare fofort 
anhalten, und darüber an die Behörde berichten. Daf. 5. 9 


Keinem Erödler foll —— werden, auf Auktionen die in dem 
8. Paragraph verbotenen Artikel zu kaufen, es waͤre dann eine Klei⸗ 
nigkeit, Die er zu feiner eigenen Konſumtion ſelbſt benöthigt wäre, in 
welhem Fall ihm zwar der Einkauf zu geftatten it. Wenn fi 
aber demnächft finden follte, daß er diefe Waaren in feiner Bude 
zum Verfauf ftellt, und einen Handel damit treibt, oder foldhe fogar 
hauſiren ſchickt; fo foll ihm, außer der Konfisfation folcher Waaren, 
der Troͤdelhaudel gänzlich gelegt werden; wer aber von dem jeßigen 
Troͤdlern noch dergleichen zum Zrödelhandel nicht qualifizirte Waaren 
und Sachen vorräthig hat, muß ſolche a dato publicationis binnen 
ſechs Monaten, bei Strafe der Konfiöfation, abjchaffen. Daf. 5. 10. 


Ein Trödler muß fchlechterdings leſen und fchreiben Fönnen, und 
fowohl über feinen Ein- ald Verkauf ein Buch führen, im welchem er . 
befonders die Namen derjenigen Perfonen, die ihm etwas zum Vers 
kauf bringen, eintragen muß, nebit dem Preife, wie hoch er e8 vers 
kauft hat. Der Troͤdler bat das Buch leferlich zu führen und darin 
anzumerfen: Namen und Wohnort derjenigen Perfon, die ihn erwas 
zum Aukaufe gebracht hat; Datum und Stnude ” Ankaufs; Ge⸗ 
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genftand der angefauften Sache und nähere Beſchrelbung und Zeb 
chen derfelben; Anfaufspreis, Datum des Verkaufs; Namen uud 
Wohnort des Anfäufers; Verkaufspreis. Daf. $. 11. 


Kein Trödler fol fih unterfangen, Sachen von Perfonen zu 
faufen, von welchen er nicht überzeugt ift, daß diefelben Darüber zu 
verfügen, und folche gu veräußern berechtigt find. Daf. 2. 12. 

Wenn ihm daher Dienftboten, Lehrlinge, Unmündige, oder aus 
dere, uuter väterlicher Gewalt oder Vormundfchaft ſtehende Perfonen, 
Saden zum Kauf anbieten; fo muß er fich mit denfelben nicht aus 
ders einlaffen, ald wenn fie einen fchriftlichen Konfens der refp. 
Dienftherrfchaften, Lehrmeifter, Eltern und VBormünder beibringen, 
Daf. $. 13. 

Iſt die Perfon des Verkäufers dem Troͤdler unbekannt; fo muß 
er fich ihrenthalben bei andern befammten und glaubhaften Perfonen 
erkundigen, und nicht eher den Kauf fchließen, als bis er von diefen 
verfichert worden, daß gegen den Verkäufer und die Befugniß deſſel⸗ 
ben, die Sache zu veräußern, nichts Bedenkliches und Verdächtiges 
obwalte. Daf. $. 14 Ä 

Die zu feiner Rechtfertigung bei einem folden Anfauf dienende 
Umftände, und die von ihm dabei gebrauchte Vorficht, muß der Tröds 
ler in feinem Buche genau bemerken. Daf. $. 155 

Erwäaͤchſt aus den Umftänden ein wahrfcheinfichee Verdacht, daß 
die zum Kauf angebotene Sache entwendet fei; fo ift der, Erödler, 
bei nachdruͤcklicher Ahndung, febuldig, eine folche verdächtige Sache 
anzuhalten, und an die Polizei⸗Obrigkeit zur weitern Unterfuchung 
abzuliefern. Daf. $. 16. | Z 
; Dies muß infonderheit gefchehen, wenn Sachen von Werth, $. 
B. Gold, Silber, Juwelen, Spigen oder andere Koftbärfeiten, von 
- ganz unbefannten, oder von folchen Leuten, die nach ihrem Stand 
und Gewerbe dergleichen Sachen nicht zu haben pflegen, zum Kauf 
angeboten werden, und noch mehr, wenn der Werth der Sache den. 

dafür geforderten Preis beträchtlich überfteigt. Daf. $. 17. 


Vornehmlich müffen die Trödfer folche, von unbekannten oder 
verdächtigen Perfonen angebotene Sachen anhalten und abliefern, 
wenn fie durch die öffentliche Bekanntmachung in den Intelligenzblät⸗ 
tern, durch obrigfeitfiche Warnungen, oder auch nur durch glaubs 
würdige Privatanzeigen benachrichtigt find, daß Sachen von diefer Art 
und * folchen Keunzeichen verſehen, geſtohlen oder verloren worden. 
Dat: . 18. 

Hat ein Trödler Sachen, von denen er weiß, daß folche geſtoh—⸗ 
len find, gefauft; fo fol er nicht nur feiner Konzeifton fofort vers 
Tuftig fein, fondern auch ald ein Dieb beftraft werden. ben dieſe 
Strafe fol den Trödler auch alsdann treffen, wenn er auch nur dad 
erite Mal überführt wird, gewußt zu haben, daß der Verkäufer von 
einer der. $. 13. benaunten Perſonen aufgeftellt fei, uud er gleichtwohl 
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ohne Anwendung der gefegmäßigen Vorſicht auf dergleichen verſtelltes 
Geſchaͤft ſich eingelaffen hat. Daf. $. 19. | 

Hat er geftohlne Sachen, in Anfehung welcher er nach $. 18. 
sorher gewarnt worden, dennoch gekauft; fo fol ihm, wenn er auch 
der Wifjenfchaft ſelbſt nicht völlig überführt werden Tann, gleichwohl 
der fernere Trödelhaudel, bei mehrjähriger Gefängnißs oder Zucht: 
hausſtrafe, gänzlich unterfagt, und die erhaltene Konzeffion abgenom⸗ 
men, er auch überdieß, nach Verhältniß des gegen ihn obwaltenden 
Verdachts der Diebeshehlerei mit Gefängnißs oder Zuchthausitrafe 
belegt werden. Daf. $. 20 


Hat auferdem ein Trödler geſtohlne Sachen nicht wiſſentlich, 
aber doch mit Verabfaumung der nad) vorftehenden SS. 12. und 15. 
ihm obgelegenen Vorfiht gekauft; fo fol ihm ebenfalls die Konzeffion 
fofort abgenommen, uud wider ihm, nach Verhäftniß der begangenen 
Nachlaͤſſigkeit, auf eine angemeffene Geld» oder Gefänguißjtrafe er⸗ 
Fannt werden. Daf. $. 21. 


Ein Gleiches fol Statt finden, wenn ein Trödler mehr als ein 
Mal Eachen von Perfonen, die nach $. 13. darüber zu disponiren 
nicht befugt find, ohne Anwendung der gefegmäßigen Vorficht gekauft 
bat. Daf. $. 22. | Ä 


Da auch durch den Gebrauch von Kleidern, Leinen und Betten, 
welche Perfonen, die mit anftefenden Kraukheiten behaftet find, auf 
und am ihrem Leibe gehabt haben, der Gefundheit Anderer ſehr ges 
fchadet, und dadurch dergleichen epidemifche Krankheiten weiter vers 
breitet werden koͤnnen; fo haben Wir refolviret, darüber, in wie fern 
ſolche Kfeider, Leinen und Betten entweder ganz vernichtet, oder was 
fonft bei Deren weiterm Gebrauch zur Verhütung des Anſteckens für 
Vorſichtsregeln angewendet werden follen, das Nörbige in einem bes 
fondern Publifando zu verordnen. Nach diefem Publifando, welches 
den Zrödlern zu feiner Zeit nachdrüdlich befanut gemacht werden 
fol, müffen diefelben mit vorzüglicher Sorgfalt und Genauigfeit fich 
achten, und haben diejenigen, welche demfelben, es fei vorfäglich oder 
aus grobem Verfehen, zuwider handeln, nach Bewandniß der Ums 
ftände, des Grades der Moralität und des an der Gefundheit Andes 
rer verurfachten Schadens, verhältnißmäßige Geldftrafe, Verluſt ihrer 
Konzeffton, -oder wohl gar fchwere Leibesitrafe zu gewärtigen. Im⸗ 
mittelſt aber muͤſſen die Troͤdler auch ſchon jetzt, vom Tage der ih— 
nen geſchehenen Bekanutmachung dieſes Neglements an, wiſſentlich 
feine Kleider, Leibleinen und Betten, die mit auſteckenden Krankhei⸗ 
ten, als venerifcher Seuche, bösartigem Seorbut und Poden, der 
Kräpe, Fleck⸗ und Faulfieber behaftet geweſene Perfonen auf und an 
ihrem Leibe gehabt haben, zu ihrem Brödelgewerbe kaufen, und bie 
wifjentlich dawider gefaubelt zu haben überführt werden, follen mit 
dem Verluſt ihrer Konzeffion und, nach Befinden, mit der hier ew 
wähnten Strafe angefehen werden. Daf. $. 23, (Siehe auch Tit. VI. 
Kap, 10. Abfchn. 8.) 


⸗ 
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Uebrigend muß der Troͤdler zwar in allen Fällen die geſtohl⸗ 
nen, oder von unbefugten Perfonen gefauften Sachen, wieder heraus⸗ 
geben. Hat er jedoch die geiebmäßige Borficht bei dem Anfauf auges 
wandt; fo bfeibt ihm der Regreß gegen feinen Verkäufer ſowohl, als 
gegen denjenigen, der ihm die Sicherheit des Verfäufers atteftirt hat, 
rechtlicher Art nach vorbehalten, Daf. $. 24. | 


Alle Schlüffel umd Dietriche, welche dem Trödler zum Verkauf 
angeboten werden, muß er fofort, auch wo möglich den Verkäufer 
felbit, anhalten, und an die Polizeibehörde abliefern. Daf. $. 25. 


Damit auch die Auffäuferei: von geftohlnen Sachen fo viel ala 
möglich verhütet werde; fo wird dem Polizei⸗Direktorio anbefohlen, 
durch Die Commissaires des Quartiers alle ſechs, höchftens acht Wo⸗ 
chen eine unvermuthete Vifitation bei den Troͤdlern im jedem Reviere 
der Stadt vornehmen, deren Bücher genau revidiren, in Anfehung der 
vorzufindenden neuen und in die Augen fallenden Sachen unterwei- 
Ien bei den Verkäufern und gewefenen Eigenthümern ſich in Abficht 


der Nichtigkeit erfundigen, befonders auch darauf: ob in den Trödel 


buden unter dem Boden oder fonft heimliche Verftefungsörter anges 
bracht find, — attendiren, und von einer jeder Reviſion Bericht 
abjtatten zu laſſen. Daf. $. 26. | 


Dem Polizei-Direftorio und Magiftrat in Berlin, den Steuer; 
rätben und den Magifträten in den Landftädten befehlen Wir Aller 
guadigft, über dieſes Troͤdler⸗Reglement, fo weit deflen Beobachtung 
zu eined jeden Amt gehört, genau und ernftlich zu halten, “und das 
gegen bei eigener Verantwortung Feine Kontravention zu geftatten;z 
wie denn auch bei entftehendem Verdacht die Erödlerbuden fogleich 
außerordentlich zu vifitiren, und alle diejenigen Waaren, die dem 


Tröoͤdler zu führen nicht erlaubt find, oder von welchen er den Vers 


— nicht nachweiſen kann, in gerichtlichen Beſchlag zu nehmen ſind. 
af. 9. 27. 


(Pflichten der 38. Die Schlöffer follen bei 10 Thaler Strafe, 
Schlösser) ohne Genehmigung des Eigenthümers oder der Herrs 
fchaft, welche die Wohnung inne hat, Fein Schloß öffuen, oder einen 
neuen Schlüffel Dazu machen. A. 8. R. II. 20: $. 1248, 
Desgleichen auch Feinen Hauptichlüffel ohne folche Genehmigung 
und bei gleicher Strafe. Daf. $. 1249. u. v. K. N. 1832. ©. 682. | 
Auch müfen fie dem Hauswirth das Modell, oder die Patrone 
davon, treulich ausliefern, Daſ. $. 1250. 
alles bei 10 Thaler Strafe und Vertretung des durch ſeine Unvor⸗ 
ſichtigkeit eutſtandenen Schadens. Daſ. $. 1251. | z 
Eben diefes findet Statt, wenn Schlöffer ihre Dietriche nicht‘ 
nn verwahren oder unfichern Perſonen verabfolgen. Daf. 
1252. 
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(Diebstähle au 39. Siehe vorftehend $. 18. | Die in verfchiedenen 
Pferden, über- Regier. Amtsblättern früher befannf gemachte Allerh. 
ee Verordu. zur Verhütung der Perdediebitätle, vom 28. 
a van. Septb. 1808, ift aufgehoben; dagegen feſtgeſetzt, daß 
derm Nutz- jeder, nicht nur an Pferden, fondern überhanpt an Zuge 
vieh. ) und Laſtthieren und. anderm Nutzvieh begangene gemeine 
Diebſtahl ftetd fo beftraft werden fol, ald wäre derfelbe an Sachen 
verübt, die nicht unter genauer Aufficht und Verwahrung gehalten 
werden Fönnen, abgejehen von andern Umfränden, welche eine ſtren⸗ 


gere Beſtrafung nach fich ziehen. A. K. D. vom 4. Auguft 1832 


Auf Wiedereinführung der Pferdeverkaufsatteſte diſt hiernach fer⸗ 
ner Fein Grund anzutragen. M. R. vom 19. Februar 1835. 


(Sammeln der 40. Ron verfchiedenen Königl, Regierungen und 

Achren, Wach- Ortspolizeibehoͤrden it das Achrenfammeln von Unbe⸗ 

bolderbeeren.) rechtigten vor völlig eingebrachter Erudte der beit. 
Fruchtgattung bei Geldſtrafe verboten, 


4. Das Einfammeln der Wachholderbeeren auf fremden Bor 
den, ohne einen Erlaubnißſchein des Eigenthümers, oder das Abichlas 
gen derjelben vor dem 24. Auguft in jedem Jahre wird mit Konfis⸗ 
Fation der gefammelten Früchte und 5 Sgr. bis 1 Thaler oder vers 
Hättnigmäßigem Polizei⸗Arreſte beftvaft. Publ. der Reg. zu Münfter vom 
26. September 1826. | 


(Finden verlor- 42. Wer eine verlorne Sache findet, ift folche dem 


— oder Gigenthümer zurüdzugeben ſchuldig. u. L. R. I. 9. 8. 19 


| Iſt diefer unbefannt, fo muß der Kinder den Fund der nächten 
Obrigkeit anzeigen. Daf. $. 20. 
Diefes gilt auch vom gefundenen Schaͤtzen. Daf. & 75 


(Erlaubte Zin- 43. Bei Darlehen koͤnnen der Regel nah mut 
sen ) 5 vom Hunderf an jährlichen Zinfen vorbedungen wer⸗ 
den. A. L. R. J. 11. 9. 804. 


Kaufleute können 6, Juden, welche nicht die Nechte chriſtlicher 
Kaufleute haben, 8 vom Hundert ſich verſchreiben laſſen. Daſ. 
6. 805. 806. i 


(Wucher.) 44. Höbere Ziuſen Fönnen rechtsguͤltigerweiſe we⸗ 
der veriprochen noch gegeben; A. 2. R. IT. 20. $. 1271. 
sielmehr binnen 6 Jahren nad) völlig abgetragener Schuld annoch 
zurückgefordert werden. Daſ. h. 1272. 
Wer, un dieſen Verordnungen auszuweichen, ten -übermäßigen 
Vortheil unter irgend einem andern Namen oder Gefihäfte zu vers 
bergen fucht, it als Wucherer zu beſtrafen. Daſ. $. 1273. 
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Der Wucherer muß dem Fisko den ganzen verfchriebenen Bes 
trag an Kapital und Zinfen zur Strafe erlegen. Daf. 6. 1274. 


Hierunter ift aber blos der Theil des Kapitald und der Zinfen 
zu verſtehen, welcher den Wucher eigentlich ausmaht, AR. O. v. 
2. Zuli 1804. (Meue Ediftenf,) 


€ Aufsicht auf 45. Nach einer von den zum 4. Provinzial⸗Land⸗ 
——— tage verſammelt geweſenen Ständen der Provinz Weit 
Tr falen höheren Orts eingereichten Petition nimmt in 
mehreren Theilen der Provinz Weftfalen der Wucher unter verfchies 
deuen Geſtalten zum Verderben vieler Familien überhand, und haben 
deshalb die Kgl. Minifterien de8 Innern, der Polizei und der Juſtiz 
eine gefchärfte Aufmerkfamfeit auf wucherliche Kontrakte empfohlen. 
Es kommt nicht felten vor, daß Eingefefjene Darlehne zu Fleinen 
Beträgen von 1 Thlr. und darunter, gegen monatliche Zinszahlung 
mit 1%, Sgr. p. Thaler erhalten; daß befonderd Bauern ſaͤmmtliche 
Kühe gegen ein monatlich zw zahlende Miethsgeld und noch unter 
andern harten Stipulationen in Benugung haben; daß Hausbefiger 
ihre Oefen unter ähnlichen drüdenden Bedingungen von Juden ges 
liehen haben u. f. w. und folche Gefchäfte müfjen oft zum völligen 
Ruin der Anleiher führen. 


Um dem darunter oft verborgenen Wucher Fräftig entgegen zu 
treten, haben die Polizeibehörden die möglichite Wachſamkeit den etwa 
Statt findenden wucherlichen Gefchäften zu widmen, und die davon 

/ entdeckten Spuren ungefüumt den betr. Gerichten zur weitern Vers 
anlafjung und der vorgefeßten Behörde zur Nachricht anzuzeigen. 


_ (Wucherlicher 46. Zufolge Befehld des K. Staatd-Minifteriums 


Ankauf von ift befannt gemacht: | 


dem Halme.) 1) daß der Verkauf von Früchten auf dem Halme 
unerlaubt ift, daher Fein Klagerecht gibt; u. 8. 
R. I. 7. $. 12.) 
daß nach unfern Gefegen, jede Verbergung übermäßiger Zinfen 
in andern Kontraften, jede die gefeßlichen Ziuſen überfteigende 
läftige Bedingung für ftrafbaren Wucher geachtet wird, (M. R. 
vom 13. Auguft 1813. Stengel 7. ©. 209.) 
2) daß alle Diejenigen, welche auf Fünftige Erndte Vorſchüſſe ge 
than, durch Einziehung mehr als gefeglicher Vortheile fi) der 
Wucherftrafe ausſetzen; (4. 2, R. IL. 20. $. 1274.) 


3) daß diejenigen Einwohner welche durch twucherliche Verträge 
ihre Erndte ganz oder theilweiſe leichtfinnig verbracht, zu deren 
Angaben bei ihren Ortsbehoͤrden angewieſen, und biefe ſelbſtre⸗ 
dend verpflichtet find, diefefben darunter auf ſolche Weife zu uns 

terſtützen und zu vertreten, daß die wucherlichen Zwecke vereitelt, 
und den Gerichten mit den nöthigen Beweismittel zur Kennt 
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niß gebracht werden. Beh. des K. Ober⸗Präſ. der Pros. Weftfalen 
vom 23. Zuli 1817. 


47. Bei den eigenthümlichen Berhältniffen in der Provinz Weſt⸗ 
falen und desjenigen Theils des Reg.Bez. Düſſeldorf, in welchem das 
Landrecht verbindliche Kraft hat, iſt es ausnahmsweiſe bier geſtattet: 


daß der Verkauf der Früchte auf dem Halme in allen Getreide⸗ 
arten chne im Wege der Erefution bis auf die Höhe von 
zwei Drittel der Erndte ded Schuldners zugelaſſen fein fol, jo 
daß dem Schuldner ein Drittel verbleibt. Ä 


Die Beichlagnahme und der Verkauf der Früchte darf nicht eher, 
als in den legten 6 Wochen der gewöhnlichen Zeit ihrer Reife Statt 


finden. Landtagsabſchied für die Prov.Stände von Weſtfalen vom 31. Dezb. 
1829. u. Allerh. K. Ordre vom 8. Auguſt 1832. 


(Verkauf son- 48. Die zum Handel kommende Leinwand ſoll nicht 
stiger Gegen- anfgerollt, ſondern Blätterweiſe zuſammengelegt 
—⸗ werden; damit der Käufer die gleichartige Beſchaffenheit 
eines Stücks ohne vielen Zeitverluft prüfen kann. » Kontraventionen 
werden mit Y, Thaler beftraft. M. R. v. 47. Dejbr. 1817. 


49. Bei Verfäufen und Berheuerungen darf für Nechnung des 
Berfäuferd oder Vermietherd, bei 1 518 5 Thaler Etrafe, Fein 
Branntwein unentgeldlich verabreicht werden, weil Kaufluftige fonft 
zu höheren Geboten gereizt werden. Publ. d. R. zu Münfter v. 25. Mai 
1824. 


50. Verträge und BVerabredungen, bei welchen die Abficht zum 
Grunde liegt, bei öffentlichen Eubhaftafionen, Auktionen ꝛc. Andere 
von weiterem Mitbieten zurüczuhalten, find unerlaubt und werden _ 
fisfalifch geahndet. A. Berordn. v. 44. Zuli 1797, Publ. d. Reg. zu Müne - 
fer v. 17. Des 1817. 


(Bankerutte.) 51. Den Ortspolizeibehörden liegt. ob, das Ver; 

brechen eines Bankerutts, wie jeded andere, als Ges 

—— der polizeilichen Recherche zu betrachten, und diejenigen 

aufleute der Juſtizbehoͤrde nahmhaft zu machen, welche dad, nach 

vorläufiger Recherche, beftätigte öffentliche Gerücht als infolvent ges 
wordene Schuldner bezeichnet. M. R. v. 26. März 1850. 


(Privatplindun- 52. Auch Privatperfonen Fönnen das auf ihren 

— Grundſtuͤcken widerrechtlich zu Schaden gehende Vieh 
auf friſcher That pfaͤnden, wenn der Eigenthümer ihnen unbe⸗ 
kaunnt, oder wenn die Pfändung das einzige Mittel iſt, ſich des Des 
weiſes der geichehenen Beeinträchtigung zu verſichern. Außerhalb der 
Grenzen der Feldflur, auf welcher die Beſchädigung erfolgt iſt, darf 
die Pfändung wicht mehr vorgenommen werden. Auch dürfen zur 
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Ausführung der Pfändung weder gefährliche Waffen noch veißende 
Hunde gebraucht werden. AL. R.L 44.3. 414 u. folg. 


Es darf nicht mehr gepfändet werden, als nothwendig ift, um 
fi) des Beweiſes zu verfihern, oder um den erlittenen Schaden nach 
einem ungefähren Weberfchlage zu decken. a. a. O. $. 498. 


53. Iſt der Verpfänder erbötig, ftatt des zu pfündenden Stücks 
ein anderes Pfand, welches zu vorftehender Dedung hinreichend ift, 
niederzulegen; fo ift der Pfändende folches anzunehmen und nöthigen- 
falls dem Andern bis an den nächiten Ort, wo die Niederlegung » 

geſchehen Faun, zu folgen ſchuldig. Daf. $. 426. 


54 Wegen bloßen Uebertretens des Viches in ungefchloffenen 
Feldern findet unter Nachbarn Feine Pfändung Statt. Daf. $. 428. 


55. Ganze Heerden zu pfänden ift nur dann erlaubt, wenn 
einzelne Stüde davon nicht gepfändet werden -Fönnen, oder weun 
durch Pfändung einzelner Stüde der gefegmäßige Zweck der Pfaͤu⸗ 


dung gar nicht zu erreichen flünde, Daf. $. A29. 5 


56. Der Pänder muß die gefchehene Pfändung mit Uebergabe 
der gepfändeten Stücke fofort dem Gerichte anzeigen. In den Ges 
meinden, wo der Sig ded Gerichts nicht ift, find die Ortsbürgermeis 
fter autorifirt, die Pfänder und die Klage anzunehmen, ſodann vers 
pflichtet, unter Vorladung des Gepfändeten, den Schaden durch beeis 
dete Gerichtötaratoren, oder wenn dieſe nicht bald zur Stelle zu 
bringen, durch andere rechtſchaffene unpartheiiſche Sachfundige abs 
fhägen zu laffen, und wenn die Partheien fich nicht wegen des Scha⸗ 
denserfaßes, Zahlung des ortdüblichen Pfaudgeldes (welches bei Pris 
vatpfändungen, im Falle befonderer Schadenserfag gefordert wird, 
zur Hälfte der Gem. Kaffe gebührt), und der Abfhäsungsfoften friedlich 
einigen, das Abſchätz.Prot. und Abjchrift der Unterfuchungsverhands 
(ungen dem Gerichte zu übergeben; zugleich aber auch mac) Inhalt 
der folgenden 66. ein polizeiliches Nefolut zu erlaſſen. Por. I. 14. 
er vis 4AB. Reſtr. des K. Zufl.:Min. im Einverftändniffe mit dem K. 
Minift. des Innern. Ä | 


(Hirtenloses 57. Der Berechtigte ift ſchuldig, fein Vieh nur 
Austreiben unter Aufficht eines Hirten auf die Weide zu bringen; 
desViches) dder fonft hinreichende Anftalten zur Veranſtaltung als 

fer durch Ddaffelbe zu verurfachenden Befchädigungen zu treffen. 

A. L. R. LI 22. $. 85. | 

“ Auch. wenn das Vieh in kleinerer Anzahl nach einzelnen His 
tungsflecken ausgetrieben wird, muß diefe Pflicht von dem Hütungds 
berechtigten beobachtet werdem Daſ. $. 84. | 

Bernachläfligt er ſolches: fo haftet er für allen und jeden durch 
das Vieh, auch blos zufällig, angerichteten Schaden; Daf. $. 88. 


* 
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unb wird, wenn auch Fein Schaden entftanden, in eine Polizeiſtrafe 


von 1 518 5 Thaler genommen werden. Yubl. der Reg. zu Münfter v. 
4. Suli 4826. 


( Eigenmächti- 58. Das eigenmächtige und unzeitige Behüten 
- — fremder Grundſtücke, beſonders aber das zwiſchen Ges 
2 treidefeldern und Wieſen, iſt, auch wenn kein Schaden 

entſtanden, bei 1 bis 5 Thaler Geldbuße oder verhäaͤlt⸗ 


——— Gefaͤngnißſtrafe unterſagt. publ. derſ. vom 2. März 


Wegen der Beſchaͤdigung der Feldfrüchte ꝛe. bei Feldmanöver 
der Truppen, ſiehe dieſe Rubrik im Th. IL. Tit. XVII. Kar. 6. 


(Vertretung der 59. Für den von Dienftboten zugefügten Schaden 
Herrschaft für iſt die Herrfchaft in der Negel nicht verantwortlich, 
a 8 R. I. 6. 8. 00. 
richteten Scha- Wer aber wilfentlich gefchehen Täßt, daß fein Ges 
den.) finde einem Andern einen Schaden zufügt, der wird 
als Teilnehmer an der unerlaubten Handlung des Gefindes angeſe⸗ 
ben. Daf. $. 61. | 
Wenn Jemand zu einem Gefchäfte ein dazu untüchtiges Gefind 
wiffentlich beitellt, fo haftet er für den Schaden, welcher einem Drit 
ten bei der Ausrichtung des Gefchäfts, durch die Untüchtigkeit des 
Gefindes, zugefügt worden. Daſ. $. 64. 


In Anfehung der Handwerkögefellen. und Lehrjungen haben die 
Meifter die den Dienſtherrſchaften aufgelegten Pflichten. Daf. $. 68. 


In allen vorftehend beitimmten Fällen haftet jedoch die Herr; 
fbaft, der Meifter oder Hauswirth nur in foweit, ald der Schadend- 
an aus dem Vermögen des Beichädigers nicht erfolgen Fan, 

af. $. 67. 


Abfchn 3. 


(Verfahren der 60. Bei Streitigkeiten zwifchen Neifenden und 
Polizeibehör - Handwerkern über die Güte und den Preis der Arbei⸗ 
— et ten foll, nach Berf. der Kgl. Minifterien der Juſtiz, 
schen Reisen- Det Finanzen und der Polizei, auf des einen oder des 
den und Hand- andern Theils Antrag, ein kurzes polizeiliched Verfahs 


werkern we gen dem gerichtlichen alle a n. 
gen Ueberset- ven dem gerichtlichen allemal voraufgehen 


zung der Rech- In den Vorladungen ift gu bemerken, daß beim 
nungen.) Ausbleiben des Vorgeladenen nach Maafgabe des petiti 
das Refolut werde abgefaßt, und mit der Abſchätzung des Gegens 
ſtandes in Contumaciam vorangegangen werden. 


Demnach foll die Polizeibehörde eines jeden Orts, dem Befinden 
nah mit Zuziehung eines fachverftändigen Gewerksgenoſſen, Diefe 
Etreitigkeit polizeimaßig unterfuchen, und allenfalld nad vorgängis 
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ger, den Umftäuden nach eidlicher Taration der Arbeit die Sühne 
verfuchen, und in deren Entſtehung ducch ein Nefolut enticheiden. 


Wenn von Feiner Partei die Provokation auf rechtliches Gehör 
angemeldet; fo fteht der Polizeibehörde das Necht und die Pflicht der 
Erefution ohne weitere Anfündigungsfrift zu. 

Demjenigen, der fich bei diefem Reſolut nicht beruhigt, fteht die 
Berufung a er Entfbeidung zwar frei; fie muß aber ſo⸗ 
gleich eingelegt werden, und it der Handwerker ſchuldig, Die Arbeit, 
wenn fie ein mit dem Eigenthum des Reiſenden zufammenhängendes 
Werk ift, demfelben gegen Auszahlung des. polizeimäßig beitimmten 
Preifes und Kaution für die Mehrforderung, fo wie Beftellung eis 
ned Bevollmächtigten, verabfolgen zu laſſen. 

Die Beltimmung der Höhe der Kautionsfumme für die Mehr: 
forderung hängt von dem Arbitrio der Polizeibehörde ab. 

R, vom 14. November 1816. und vom A. Februar 1817. 


Abſchn. 4. | 

(Taxen derGas- 61. Die Saftwirthe ftchen zwar unter Feiner po⸗ 
wirthe, Bäcker fieifichen Zare, find aber verpflichtet, monatlich fich 
— ſeibſt, und zwar jeder für fich beſonders, eine von der 
Ortöpolizeibehörde vifirte Tare zu feßen, Ddiefe in allen Gafts und 
Logirjtuben anzufchlagen, und im Laufe des Monats darauf zu liquis 
diren, Goift vom 7. September 1814. 8. 162. Publ. i 

Münfter vom 12. Desember ABI. (Abit, Ir 8* * BEE 


und zwar ift die Tare bei 1 Thaler Strafe zur Vifirung vorzulegen. 
Publ. derf. vom 24. Diai 1828. 

Für die Ueberfchreitung der Tare fol, außer der Rüdgabe des 
zu viel Geforderten, die 4, 6 oder Bfache Erlegung des überhobenen 
Betrages, je nachdem die Kontravention wiederholt worden, eintreten. 
Publ. derf. vom 28. März 1855. | 


62. Sollten einzelne Wirthe ungebührlih hohe Taren machen, 
dann fol nach einem Min.Zirk.⸗Reſtr. für Anlegung neuer Gafthöfe 
geforgt werden. Reſtr. derf. vom 9, Auguft 1831. 

Siehe ferner wegen Pflichten der Gaftwirthe Tit. VIII. Abſchn. A. 


63. Es find zwar die Polizeitaren im Verkauf der nothwendi⸗ 
gen Lebensmittel an Brod, Fleiſch und Bier durch das Publ, vom 
30. Dezbr. 1816 aufgehoben; es ift aber die Wiedereinführung fol- 
cher Taren für diejenigen Gegenſtäude und in denjenigen Städten 
geftattet, weiche diefe Maapregel nach dem Ermeſſen der Kgl. Negies 
rungen erfordern. M. R. vom 28. Juni 1823. (6. K. A. ©. 338.) 


Abſchn. 5. 


(Auf und Vor- 64. Wer durch Auf» und Vorfäuferei Lebenss 
käuferei) mittel und andere gemeine Bedürfniffe vertheuert oder 
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die Zufuhr derfelben zu dem Öffentlichen Märkten zu hindern oder zu 
(dwächen übernimmt, fol, na Beitimmung der Polizeigefege eines 
jeden Orts, nahdrüdlich beftraft werden. A. 2. R. 11. 20. $. 1292. 


Eben dies findet Statt, wenn der Verkaufspreis die fefigefeßte 
Tare überfteigt. Daſ. $. 1993. 

In den älteren Provinzen des Staats gilt das Edikt über den 
Vor⸗ und Auffauf vom 20. Novbr. 1810 (Geſetzſ. ©. 100.) mit 


— auf die Gewerbeſteuergeſetze. (Siehe Gewerbeſteuer Th. LU. 
it. IV.) 


65. An Marfttagen bleibt das Aufkaufen und Verkaufen, in 
und vor den Thoren, fo wie auf den Etrafen und in den Wirths⸗ 
häufern, kurz an jedem Orte außer dem Marfte unterfagt, infofern 
dad Objekt unter 5 Thaler werth ift, bei Strafe der Konfisfation; 
bei höherem Werthe findet nach dem Ermeſſen der Polizeibehörde eine 
Strafe von 5 bis 100 Thalern Statt. — Käufer und Verkäufer 
baften gemeinfchaftlich für diefe Strafe, jedoch fo, daß fie von dem 
einen derfelben volftändig, mit Ueberlaſſung ded Negrefied wegen der 
Hälfte an den andern, beigetrieben werden kann. vorged. Edikt $. 5. 


Diefe Vorschrift iſt nicht dahin zu deuten, daß an Marfttagen 
der Vor: und Auffauf aller Viftualien, welche der Etadt zugeführt 
werden, des Holzes und der GSteinfohlen, fo wie der Verfauf des 
Getreides nach der Probe an Marfttagen und das Haufiren in der 
Etadt unterfagt fei. Es fleht vielmehr Jedermann frei, Produfte 
und Fabrifate aller Art für fi) und für Andere zum eigenen Bes 
darf und zum Wiederverfauf auf jede beliebige Weife, zu jeder Zeit 
(während des öffentlichen Gottesdienfted und au Sonn⸗- und Reittas 
gen ausgenommen), an jedem fehicflichen Orte zu kaufen und zu vers 
aufen umd die einzige Beichränfung in Hinficht des Tekteren ift blos 
die, Daß an Markttagen diefe Kauf und Berfaufsgefchäfte blos auf 
dem Markte gefchlojfen werden dürfen. 


Die bisher beftandenen Vergrdnungen alfo, nach welchen gewiſſe 
Marktſtunden abgehalten werden mußten, nach welchen das zur Stadt 
gebrachte Getreide nicht wieder aus der Etadt gelaffen wurde, ges 
wife Gewerke auf gewiffe Waaren ein Vorfaufsrecht ausüben durf 
ten, Niemand dem Andern in den Kauf fallen und auf. eine Waare 
mitbieten durfte, der f. g. Verkauf des Getreided nach der Probe 
verboten war; nad) welchem ferner mit Viftualien in den Etädten 
nicht hauſirt werden durfte, und welche fie fonft noch fein mögen, 
za ſaͤmmtlich aufgehört. Publ. der Reg. zu Breslau vom 48. Juli 


66. Die Denunzianten, welche nicht unter der Kathegorie der 
Beamten und Gendarmen frehen, follen Teinen Strafanfheil vonder 


— für den Auf⸗ und Vorkauf erhalten. M. R. vom 22. Septem- 
er 1825. 
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—_ = Abſchn. 6. 

(Maass und Ge- 67. Bon hoher Wichtigkeit für die gegenfeitige 
.. wicht.) Bergleihung und Würdigung der in den Verkehr ges 

brachten Güter —* richtiges und möglichft gleiches Maaß 
und Gewicht; weil nur dadurch mit Sicherheit im Großen wie im 
Kleinen ausgemittelt werden kann, was der Eine im Verkehr dem 
Audern überläßt, und was er von dem Audern dafür erhält, denn 
der Verkauf im Paufch und Bogen bleibt jedesmal unficher, ſelbſt 
wenn Berfäufer und Käufer in Demfelben es zu. einer Fertigkeit ges 
bracht haben follten. 


68. Zu feinen Privatgebrauche und in feiner eigenen ‚Wirth 
fhaft Faun jeder fi ungeitempelter Maaße und Gewichte bedienen. 
$. 10. der Maaf- und Gew.-Drdnung vom 16. Mai 1816, 


69. Unter Privatgebrauch ift hier zw verſtehen, wo eine 
Perſon nur mit: ficy ſelbſt zu thun bat, fih felbit in ihrem eigenen 
Gefchäfte etwas zumißt 20.5 wogegen jedes Geichäft mit einer aude⸗ 
ven Perfon, jede Ueberlieferung, oder jedes Gefchäft, woraus einer 
andern Perfon eine Verpflichtung irgeud einer andern Art erwächlt, 
als dem öffentlichen Verkehr, in welchem der Gebrauch geftempel- 
ter preußiſchen Maaße ftatt finden muß, angehörig zu betrachten 
iſt. Publ. d. K. Reg. zu Münfter vom 4. Gertember 1851. 


70. Nur der Waaren-Berfäufer iſt hiervon ausgefchloffen. Gr 
darf Fein ungeſtempeltes Maaß oder Gewicht in feinem Befige oder 
Gebrauche haben, bei einer Polizeiftrafe von 1bis 5 Thlr. uud 
Konfisfation des Maaßes oder Gewichts, 

Mit der Behauptung des Privatgebrauchs in feiner Wirthſchaft 
zur —— ſoll er nicht gehört werden. Maaß- und Gew.O. 
$. 42. und Allerh. 8. O. vom 28. Juni 48927. 

Auch Bekleidungshandwerker: Schneider, Putzmacherinnen ze., die 
ihren Kunden die erforderlichen Stoffe nah anderm ald Dem preuß. 
Ellenmaaße abfordern, follen in Diefelbe Strafe genommen werden, 
Publ. der Reg. zu Münfter vom 24. Mai 1856. 


71. Der Denunziant erhält die Häffte, von der eſetzlich feitftes 
benden Strafe bei Maaß⸗ und Gewichtvergehungen, vi K. Ord. vom 
235. Mai 1820. 


72. Alte öffentliche Adminiftrations-Büreaur, und alle, welche 
au Öffentlicher Beglaubigung des Maaßes oder Gewichts angeftellt 
find, find verpflichtet, fi) bei ihren Gefchäften Feiner andern, als ges 
hörig geftempelter Maaße und Gewichte zu bedienen, und dürfen 
auch bei einer Ordnungsftrafe von 5 Thalern Fein ungeftempeltes 
Maaß oder Gewicht in ihrem Gefchäftslofal dulden. 5. 43. der Maaß⸗ 
und Gew.O. vom 16. Mai 1816. | 
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73. Zede Kreis- und ſtaͤdtiſche Pollzeibehörde muß gehörig ges 
ſtempeltes Maaß und Gewicht foweit vorräthig haben, ald der Loka⸗ 
firät nach, zur Unterfuchung der im gemeinen Verkehr vorfommenden 
Kontraventionen in diefer Dinficht erforderlich iſt. Daſ. $. 14. 


Ueberall iſt ſolches aber nicht erforderlich, da in den verkehr⸗ 
reichiten Städten Eichämter beſtehen. M. R. vom 19. Novbr. 1819. 


74. Die Stenpelung entbindet niemand von der Verpflichtung, 
dafür zu forgen, daß fein geftempeltes Maaß und Gewicht nicht Durch 
den Gebraudh oder Zufall unrichtig werde, Ms.- u. G.-O. $. 17. 


75. Diejenigen Privatgemäße welche nad) unrichtigen Normalen 
geeicht find, muͤſſen obne Koſten für die Privatperfonen von den Eich- 
Amtern berichtigt werde. Reſkr. der Reg. zu Münfter vom 26. Zufi 1832. 


76. Die oben $. 73. gedachten Behörden find verpflichtet, fo oft 
fie vermuthen, daß eine Abweichung zufällig entjtanden fein Fönnte, 
auch in jedem Falle, wenigitens jährlich, bei den Kaffenverwaltungen 
alle 3 Jahre, die fortdauerude Uebereinftimmung ihrer Maaße und 
Gewichte bei dem nächiten Eichungsamte prüfen, und ſich die befun— 
dene Nichtigkeit zu ihrer Legitimatlon atteſtiren zu laſſen, bei Vermei⸗ 
dung einer Ordnungsſtrafe von 5 Thalern. Mm.» und G.⸗O. $. 18 u 
M. R. vom 7. Auguft 1835. : 


— 

77. Die örtliche Polizei iſt verpflichtet, die Maaße und Ge: 
wichte, wornach öffentlich verfauft wird, oft zu unterſuchen. Für 
ungeftempelt befundene zieht fie ſofort mittelſt Dekrets die im 
$. 12 (vorſt. $. 70) feſtgeſetzte Strafe ein. _ Geftempelte, die fie mit 
ihren Probemaaßen und Gewichten nicht übereinjtimmend findet, fen: 
der fie zur Unterfuchung und Berichtigung mach dem $. 9. au das 
nächte Eihungsamt. Dem Juhaber fallen dabei die Transport» und 
Eichungskoſten zur Laſt. Entiteht in der einen oder andern Beziehung 
die Vermuthung einer betrüglichen Abſicht, fo denunzirt fie den Fall 
außerdem "den riminalgerichten, welche ihn von Amtswegen zu uns 
terfuchen, und nach den Gefegen darüber zu erkennen haben, Dafeloft 


19. 

3 Höheren Ortd ift beftimmt, daß bei den vorgefchriebenen polizeis 
fichen Nevifionen von dem Erforderniffe der Stempelung der Waagen 
abzuftehen, dagegen aber die Nichtigkeit der Wangen forgfältig zu 
prüfen ift, und daß gegen die in S$. 12. und 13. der Maap- und 
Gewichtsordnung bezeichneten Perfonen, wenn die in ihrem Verkaufs⸗ 
oder Geichäftslofale vorhandene Waagen unrichtig befunden werden, 
eine Volizeiftrafe von Einem Thaler bis zu Fuͤnf Thalern eintreten 
fol, vorbehaltlich der nach den bejichenden Geſetzen ſonſt etwa noch 
verwirkten Strafe. Publ. der Reg. zu Münfter vom 24. Gebr. 1836. 


78. Zonnengemäße für Steinfohlen follen nur paralellipedifche 
Form von nachftehenden Abmefjungen haben: 
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Tonne Zoll fang, Zoll breit, Zoll tief oder hoch 
24 24. 217, ee 


eine ganze . 
eine halbe 24. 20. 12%, 
eine viertel 18. 16. 10° 


Diefe Form muß aber auf ganze, halbe und viertel Tonnen bes 
grenzt bleiben, da zw einer achtel Tonne der halbe Scheffel u. ſ. w. 
dient, M. R. v. 31. Dejbr. 1830. 

Daa die Verpadung des gebrannten Kalks gewöhnlich in Vier⸗ 
ſcheffeltonnen geſchieht, deren Juhalt 12,288 Kubikzoll beträgt, fo ift 
der Durchmefjer im Bauche zu 23%, Zoll, der Bodendurchmeſſer 20 


Zoll und die Höhe oder Länge zu 31%, Zoll beftimmt. M. R. vom 


29, April 1819, 


| 79. Auf hölzernen Flüffigfeitsgemäßen muß der Quartinhalt dars 
auf eingebraunt fein. Yubl. der Reg. zu Münfter som 10, Mai 1819, 


80. Dad Multergefiß der Müller muß nach preuß. Maafe 
geeicht fein, der Müller muß das Maaß durch einen Anfchlagzertel in 
der Mühle bekannt machen, und darnach bei Vermeidung einer Pos 
lizeiſtrafe fo lange handeln, als diefer Anfchlag beſteht. Bek. d. K. Reg 
zu Münfter vom 24. April 1823 u. vom 17. Aug. 1827. Zi 


Den Müllern an der Grenze ift es nicht geftattet, fremdes Ges 
maß zum Multern nebenbei zu gebrauchen. M. R. v. 18. März 4829. 


81., Die Anmerkung der früheren Provinzial Maaße und Ges 
wichte auf den geeichten Maaßen und Gewichten iſt bei 5 Thaler 
Strafe uud mit Androhung des Kriminalverfahrens bei entjtehendem 
Kerdacht ded Verkaufs der Waare nach jenem verbotenen Maaße ꝛc. 
nach Vorſchrift d. Landr. I. 20. $. 1441 seg. unterſagt. M. R. vom 
8. März 1828. 


82. Der Gebrauch der Schnellwagen im. öffentlichen Verkehr ift 
nur in den Fällen gejtattet, wo auf die Verwieguüg Peine Berccy 
nung des Werthed gegründet werden fol, nemlich wo Güter Tediglich 
zue Fracht oder aus einem andern Grunde überfchlagen werden 
folfen, und felbit dann nur in Uebereinkunft beider Partheien. Ber 


Öffentliche Gebrauch der Schnellwagen ift blos in der Abficht nachges 


laſſen, um den Öffentlichen großen Verfehr, wo es nur auf einen 
Anhalt, nicht aber auf Genauigkeit anfommt, da, wo dieſe bon 
Niemand gefordert wird, nicht zu beläftigen. Miniſt. Verf. v. 2. Febr 
1821. Ba 

= Die ge z — iſt den Eichenämtern nicht 
vorgeſchrieben, kann alſo von Ihnen nicht | x 
Beth. K. Reg. zu Münfter vom 29. Jan. 1821, BE BPTOSIERE Merten 

84. Der Gebraud ‚der in den verfchiedenen Provinzen üblichen 
Handhaspel wird vorläufig noch geftattet. Sie müfen aber durch 


* 
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die Eichämter geſtempelt werden, und es findet auf die Perſonen, 
welche ſich ungeftempelter, oder unrichtig geftempelter Haudhaspel 
"bedienen, um Gefpinnft für den Handel darnach abzumefjen der 
$. 19. (vorſt. $. 77.) Anwendung. — Rabrifauten Fonuen in ihren 
Werkſtätten ungeſtempelte Handbaspel von beliebigem Umfange ges 
brauchen, auch Garn zu ihrem Gebrauche überall nach einem beliebis 
gen Haspel beftellen. Zum Abhaspeln des zu eigenem Bedarf 
beftimmten Garns Faun Seder fich eines willfübrlichen Maafftas 
bes bedienen. Auch findet died bei jedem Fabrikant wegen des Mas 
ſchinengeſpiunſtes Statt. Maaf- und Gem.-Drdn: $. 21. 

Es muß hiernach dahin gefehen werden, daß das zum Verkaufe 
fommende Leinengarn auch mach dem üblichen geitempelten Haspel⸗ 
maaße vollſtaͤndig und ohne Abkürzung gebaspelt wird, da der uns 
volftändige, von den Käufern nicht gleich zu eutdeckende Inhalt der 
Garnſtücke auf den Garnbandel nachteilig einwirkt. In Kontravens 
tionsfällen hat die Polizeibebörde nach $. 77. vorft. zu verfahren. 
Publ, der Regierung zu Münjter vom 18, September 1824. 


85. Steine, Mauerwerk, Faſchinen, Erde, Torf, Brennholz fols 
ben im gemeinen Verkehr und öffentlichen Verhandlungen blos nach 
Kubifflaftern von 108 Kubiffuß berechnet, und dabei blos das preuß. 
Laͤngenmaaß gebraucht werden, Eine ſolche Kubifklafter ift ein rechts 
winflich aufgefegter Haufen, 6 Fuß lang und breit und 3 nf hoch 
oder tief. Auch jede andere Aufftellungift geftattet, wenn fie nur die vors 
geichriebene Anzahl Kubiffuße gibt. Ieder Käufer kann Ablieferung 
nach dieſem Maaße verlangen. Die Polizei ift verpflichtet, die Aufs 
fesung darnach für die genannten Materialien zu fordern, fo weit fie 
zu Jedermanns feilem Verkaufe fommen, Privatperfonen und Anijtie 
tuten, die blos für ihren Gebrauch oder ihre Kabrifation folhe Mas 
terialien fammeln, oder anfchaffen, bleibt dagegen die Aufſetzung nach 
ihrer Konvenienz unbenommen, fo wie auch beim Bauweſen der üb: 
lihe Gebrauch der Schachtruthen von 144 Kubiffuß noch beibehalten 
werden kann. M.: und Gew.:D. $. 25. 


Jeder Handel mit Brennholz nach‘ den bisher üblichen willführ- 
lihen Haufen oder Fudern ift bei einer Polizeitrafe von 5 Thalern 
verboten. — Der Ankauf des Holzes in Stämmen ift geftattet, wird 
e8 aber zum Handel als Brennholz zubereitet, dann unterliegt es vors 
ftehender Beſtimmung. — Für jede vom vereideten Holzmeſſer gemeſ⸗ 
fene Klafter wird vom Käufer 2”, Sgr. an denfelben gezahlt. 
Yubl. der Regierung zu Münfter vom 18, Novbr. 1817. 


Die vorftehende Beltimmung der Maaß- und Gew.Ord. $. 25. 
fegt die Forderung der Ablieferung des Brennholzes nach einem bes 
fimmten Maaße von Eeiten ded Käuferd voraus, und in diefer Bors 
ausfegung erfcheint es daher auch bedenklich, daß Weich» nnd Neifer- 
bolz ebenfalls in, Kubifffaftern angefeßt werden muß, Gin Fuder 
Holz aber, welches auf dem Markte, oder fonft wo — und 

2 
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gekauft wird, ift Fein Kaufgefchäft nach einem beftimmten Maaße, 
enthält vielmehr nur eine dem Käufer vor Augen liegende Onantirät 

olz, Die ihm für den verabredeten Preis überliefert wird, und die 
— darf bei ſolchen Holzverkäufen, durch Berechnung des 
Inhalts eined Fuders nach Klaftermaaf, von Staatdwegen nicht ind 
Mittel treten, weil für Niemand eine Zwangsverbindlichfeit beiteht, 
Brennholz nach dem gefeglich beftimmten Klaftermaaße zu kaufen. 
Auch Verträge über Soliwerfäufe nach Fudern find in verabredeter 
Weife zu erfüllen, wenn nicht für den Inhalt eines Fuders kontrakt⸗ 
mäßig ein beftimmtes Maaß feſtgeſetzt ift. 


- Das zum freien Verkaufe ausgebotene Brennholz muß zur 
Beſtimmung des Maafed nur nad Kubifflaftern von 108 Kubiffuß 
berechnet werden; wo aber Brennholz nicht nach einem bejtimmten 
Maafe, fondern nah Fudern oder in andern Quantitäten auf dei 
Markt gebracht und von dem Käufer ohne Aufpruch auf Gewährung 
. eines beitimmten Maaßes angenommen wird, fol eine amtliche Aus— 
mittelung des Klaftermaaßes nicht Statt finden. M. R. vom 3. Juni 
1831. 


- 86. Die Böttcher follen Fein neues oder durch Einſetzung neuer 
Dauben veränderted, Gefäß, worin Wein, Bier, Effig, Branntwein 
und ähnliche Flüſſigkeiten verkauft werden, aus den Händen geben, 
ohne darauf die Berliner Quartzahl und ihren Stempel einzubrens 
nen. Diefer Stempel wird ihnen bon der Departements» Eichungss 
Kommiffion durch die Ortspolizei gegen Erftattung der Koften zuges 
fertigt. Letztere ift verpflichtet, für deſſen Zurüctieferung zu forgen, 
fobald der Böttcher dad Gewerbe aufgibt. M.: u. Gew. D $. 26. 


87. Durch das bloße Unterlaſſen der vorgefchriebenen Bezeichnung 
verwirfen die Böttcher 1 Thaler Polizeiftrafe für jedes unbezeichnete 
Gefäß. Unrichtig befundene gebrannte Gefäße müffen fie unentgeld- 
lich umarbeiten und, außerdem erlegen fie noch den Werth des Ges 
füßes als Polizeiftrafe. Auch bleibt es der Beurtheilung der Poli— 
zeibehörden überlaffen, nach Bewandnif der Umftände, die Einleitung 
des Kriminal⸗Verfahrens nachzufuchen und den Kontravenienten bei 
GErheblichfeit der Beziehung den Stempel abzunehmen. Dafı $. 27. 


Die Ortspolizeibehörden haben felbftredend darauf zu achten, daß 
jeder Böttcher mit einem Stempel verfeben ift, entgegeugeſetztenfalls 
für ihn einen ſolchen bei der Eichungs-Kommiffion des Regierungse 
bezirks nachzufuchen. — — 


88. Gefäße, welche Gutsbeſitzer ꝛc. durch ihre Leute machen 
laſſen, find eben fo zu betrachten, als ob fie von einem Böttcher (im 
engeren Sinne) angefertigt feiern. Wer ein ſolches Gefäß machen 
kann iſt als Böttcher anzufehen, und ed kommt nicht darauf an, ob 
— das Gewerbe für eigene Rechnung betreibt. M. R. vom 21. Fe— 
tuar 1825» ne 


“ 
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89. Die in vorgeſchriebener Art geſtempelten Gefäße Brauchen 
nur bei entjiehender Klage, und wenn bei polizeificher Unterfuchung 
Zweifel gegen den bezeidmeten Juhalt fich ergeben, noch befouderg 
geeicht zu werden, und find dann die tarmäßigen Gebübren zu ent: 
richten. Die vorhandenen alten Gefäße bedürfen auch nur erſt bei 
entftebender Klage und Zweifel über den Inhalt einer näheren Uns 
terſuchung des Eichamts. Publ. der Reg. zu Münfter vom 3. Mırge 1819, 

Derjenige ift (mach $. 86 vorft.) nicht ſtrafbar, welcher Brannts 
wen oder Flüffigfeiten auderer Art in alten (®. h. vor &manirung 
der Maaf- u. Gew.O. v. 16. Mai 1816 angefertigten) ungebranns 
ten Gefäßen verfauft. Es würde eine geswungene Ausleguug ſein, 
wenn man den $. 12 der M. u. ©. Ordn. auf den Verfauf in Ge 
füßen anwenden wollte; denn diefer $. fpricht von gefteinpelten Maa— 
fen und Gewichten; Tonnen aber, wobei es auf feinen beftimmten 
Inhalt ankommt, die von beliebiger Größe gemacht werden fönnen, 
ſind Feine Maaße, d. h. Feine beftimmte Naumgröße. Mm. A. vom od. 
Juni 1825. ; 


90. Der $. 28. der Maaß⸗ u. Gew.Ordn. gedachten Stempe— 
lung der von inläudifchen Glashütten verfertigten Flaſchen bedarf es 
nur danı, wenn es der Beſteller verlangt, indem hierdurch der Vor— 
Ihrift des $. 30. a. a O., „wonach der Käufer den Verfäufer zwin⸗ 
gen kann, ihm Bier, Wein, Eſſig oder Branutwein ir geſtempelten, 
den Inhalt nach Preuß. Maaße bezeichnenden Flaſchen zu verkaufen“, 
genügt wird. Allerh. K. O. vom 23. April 1821. 


91. Aus den Beitimmungen der 66. 10., 11., 12. u. 30. der 
Maaß⸗ u. Gew.Ordn. folgt die Verpflichtung der Gaſtwirthe, fich 
in ihrem Verfehe nur der geftempelten Maaße und Gewichte 
zu bedtenen, von felbft, da diefelben, in fofern fie ihren Gäften ohne 
Unterfchied, Fourage, Bier und andere Geträufe ꝛc. nach einem bes 
ffimmten Gewichte und Maaß Fauflich überlaffen, in die Klaffe derer 
gehören, welche für jedermann etwas feil halten. Publ. der Regi 
zu Münfter vom 9. Juli 1829, 


Wenn fremde Weine, Branntweine und Biere in Flaſchen einges 
ben und in dieſen verkauft werden, ohne dem Käufer für ein be: 
ſtimmtes Maaß Gewähr zu leiften, fo müſſen doch andere gewöhnliche 
Getränfe, als Weine, welche in Fäffern eingehen, Brauntweine und 
inländische Biere in geftempelten Flaſchen oder Gemäßen verfauft und 
reſp. ausgefchenkt werden, | | 


Iſt daher der Verkauf ein Schanf, wobei die Flafche zugleich 
ein beftimmtes Maaß darftellt, 5. ®. ein Maaß Bier u. f. w. oder 
ein Theil eines Maaßes, fo muß der Verfauf oder Verſchenk 
in geftempelten Slafchen gefchehen, | en: . 

Die ($. 90. vorſt. gedachte) Allerh. 8. O. kann nicht auf den 
Schenkverkehr ausgedehnt werden, vielmehr ift es ia auf 
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denfelben die Vorfchriften der Maaf- u. Gew.O. 6. 12. in Folge 
der Beſtimmung $. 30. anzuwenden, und die Konfisfation der las 
fchen, in welchen der verbotwidrige Verkauf der Flüffigkeiten Etatt 
efunden, ald unmittelbare Folge der Polizeifontravention neben der 
verwirften Geldbuße eintreten zu laſſen. — So hat aud das Zer- 
fhlagen der Fonfiszirten Flaſchen neben der Gelditrafe Fein Bedeu⸗ 
fen. — Das bloße Vorbandenfein unrichtiger Flaſchen bei den 
Scenfwirthen muß nah Min.Reſkr. v. 16. Novbr. 1821, auch ohne 
Beweis der betrüglichen Abficht, angemeffen polizeilich gegen den Ins 
haber geftraft und mit Konfisfatisn der unrichrigen Flaſchen verfab- 


ven werden. Yubfı der Regierung zu Münfter vom 21. Mai 1832 u. M. R. 
vom 22. Mai 1833, 


In geſtempelten Gläfern zu verfchenfen ift Keiner verpflichtet. 
Daſſ. M. R. 

92. Die Eichämter halten geſtempelte Branntweinprobemeſſer 
zum Verkaufe feil. Wer Branntwein im Großen, von einer bedun⸗ 
genen Stärfe Fauft, kann verlangen, daß ihm derfelbe nach folchen 
Probemeffern überliefert werde. Maaß⸗ u. Gew.:D. $. 31. 


93. Die Gold» und Silberarbeiter erhalten einen Stempel um 
den Feingehalt der goldenen und filberuen Geräthe aller Art zu bes 
zeichnen. Wegen Anſchaffung und Rückgabe iſt daffelbe verordnet, 
was vorſteheud $. 86. bemerft if. Daſ. S. 32. 


| Jeder Ankäufer von neuer Golds oder Silberarbeit iſt berech⸗ 
tigt, die Annahme derſelben zu verſagen, wenn fie nicht mit dem bier 
vorgeſchriebenen Stempel verfehen iſt. Daf. $. 33. 


94 Jecdem, der Tabak verkauft, ift erlaubt, diefe Waare Iofe 
oder in Pafeten von beltebigem Inbalte zu veräußern, ohne gezwuns 
gen zu fein, auf denfelben ihr Gewicht zu bemerken, wen fie gleich 
mit dem Namen des Verfäufers oder des Fabrifanten bezeichnet fein 
müfjen; fobald fie die Pafete aber mit emem beitimmten Gewicht bes 
zeichnet haben, müffen legtere folches auch enthalten, widrigenfalls fie 
als Betrüger beftraft werden. Wenn der Käufer ein beftimmted Ges 
wicht Tabak fordert, fo muß ihm folches "bei eben diefer Strafe us 
verfürzt verabreicht werden. Bei frifch verpadtem Tabak wird bei 
4 Pd. von 32 Loth ein Nemedium (Mindergewicht) von 2 Loth nicht 


geahndet. M. R. vom 30. April 1810 und 9. Juni 1823 (0. K. A. 1825. 
©. 455. 456.) und Publ. d. Reg, zu Münfter v. 17. Jan. 1827. 


Borftchende Beſtimmung findet auch auf Zichorien-Pafete Ans 
wendung. Letztged. M. R. 


95. Nach fremdem Gewichte darf nicht verkauft, auch die Be— 
zeichnung des Waarenpreiſes darnach nicht in den Preiskuranten ges 
ſchehen. Publ. der Reg. zu Münfter vom 17. Januar 1827. 


* 
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96. Da die — der Eichaͤnter Sache der Kommuͤnen iſt, 
welche den dadurch gegen die Einnahme von Gebühren etwa eutſte⸗ 
benden Ausfall aus den Kommunalfonds deden müflen; ſo iſt es bil⸗ 
lig, dieſen die eingehenden —— fuͤr Maaß⸗ und Gewichtverge⸗ 
ben zuzuweiſen, um ihnen die Beſtreitung der erforderlichen Ausga⸗ 
ben zu erleichtern. M. R. vom 3. Januar 1824. | 
Auch die in Städten für verfaufte Konfisfate bei Eichungskon⸗ 
fraventiguen über 5 Ehaler eingehenden Gelder und überhaupt alle 
für Kontraventionen gegen die Maaß⸗ und Gew -Drd. in den Städs 
ten in ca amtlicher, durch die Landräthe veraulaßten Unterfuchuns 
gen aufkommenden Strafgelder, follen ganz bei den Kämmereifaffen 
vereinnahmt werden. M. R. v. 1. Novbr. 1828. (v. 8. A: 18%. ©. 8674) 


Abſchn. 7. 
(Münzen) . 97. Dad Geld ift dad wichligfte Befoͤrderungs⸗ 
mittel des Verkehrs, es enthält die allgemeine Ans 
weifung auf Dienftleiftungen und Güter aller Art, diein 
den Verkehr Fommen koͤnnen. Die Polizei hat darauf vorzüglich zu 
wachen, daß in diefer Beziehung Mifbräuche fo viel ald möglich vers 
hütet und die Geſetze und Vorfchriften wegen der Münzen genau bes 


folgt werden. on — 
A FF ne 


, 8. Im öffentlichen und Privatverkehr muß nach ber neuen 
Münzeintheifung gerechnet werden. Fremde Silber und Kupferfcheis 
Demünze, einfchließlich der Konventiond-Zweigrofchenftüde find außer 
Kurs geſetzt, und die Einbringung ift bei Strafe der Koufisfation, 
bei Kupfermünzen zugleich unter Strafe der Zahlung des doppelten 
ee verbofen. Allerh. K. O. vom 22. Juni 1823 und 25. Novem⸗ 


> Nur den Buchhändlern ift es erlaubt, in den Katalogen die 
Bücherpreife neben den Sgr. auch ältere. gGr. anzufegen. M. R. 
vom 29. März 1825. , 

Bei Anzeigen ausfändifcher Buchhandlungen kann die Beftims 


mung der Preife' nach dem Münzfuße des Verlagsortes geichehen, 
M. R. vom 7. März 1824. 


99. Gleiche Strafe trifft Denjenigen, der folche Münzen ($.98) 
in Tauſch oder gemeinen Verkehr ausgibt. Eine Ausnahme hier 
yon ift nur für den nachbarlichen Verkehr im den Ortfchaften des 
Grenzbezirks his zur Binnenlinie und im den vom Zollverbaude aus- 
geichloffenen Landestheifen geftattet. A. KR HD. vom 25.Novbr. 1826. 

Dieſer nachbarliche Verkehr wird fo verftanden, daß Ausländer 
im Handel mit der fremden Scheidemünge hier verkehren, und Eins 
länder, die im Auslande Verkehr treiben, ſolche einbringen dürfen; 
diefe letztere jedoch verpflichtet find, fie wieder nach Dem Audkude 
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bin abzufeßen, daß aber damit durchaus Fein Verkehr zwiſchen In⸗ 
ländern im Grenzbezirke getrieben werden Darf. Publ. der Reg. zu 
Münfter vom 3. Januar 1827, - 


100. Der Metallwerth der Fonfissirten Silber» oder Kupfer 
münzen, welche an die betr. NegierHauptkaſſe abzuliefern, foll der 
Orts⸗Armenkaſſe, wo die Kontravention begangen, nach minifterieller 
Beſtimmung gezahlt werden, in foferu die Beſchlagnahme bei Dem gez 
meinen Verkehr im Inlande Statt gefunden und Die Ortsbehoͤrde das 


Strafverfahren eingeleitet hat. Yubl. der Reg. zu Münfter vom 11. Aus 
guft 1827, und vom 15. Aug. 1828. 


| Die Einbringung ſolcher Münzen aber wird ald Konrres 
— betrachtet, und ſteht die Einleitung des Strafverfah⸗ 
reus der Kgl. Prov.Steuerbehoͤrde zu. A. K. O. vom 30. Nov. 1829. 


101. Wegen der Münzverbrechen ſiehe das Geſetz vom 8. Aprif 
1823. Geſetzſ. ©. 43. Ä 


102. Dede nachgemachte oder verfäljihte Münze, fo wie jedes 
dergleichen, öffentlichen Kurs habendes Papier, welche oder welches in 
unfern Staaten gefunden wird, full von der Polizeibehörde fogleich in 
Beſchlag genommen und vernichtet werden. alleg. Gef. $. 6. 


Auch Achte Kaffenanweifungen, worauf die Zahl des Werthes 
verändert, gehören su den verfälfchten. R. d. Reg. zu Köln voms. März 
1835 in Folge Eutſcheidung der K. Hauptverwaltung der Staatsjchulden. 

Die Polizeibehörde hat nur allein die Beſchlagnahme auszu— 
führen und die Einfendung der Münze oder des Papiers mit der Uns 
terfuchungs-Verhandlung an die vorgefeßte Behörde zu bewirfen. Die 
Bernichtung ſteht ihr nicht zu. M. R. v. ı8. Atıguft 1823. 


103. Zeder Inhaber von dergleichen Münze oder Papier hat 
die Verpflichtung, ſolche oder felbiges an die Polizei -Obrigkeit des 
Ortes unverzüglich abzuliefern, wenn er von der Unächtheit Wiffens 
fehaft erlangt. Hat er dies freiwillig gethan, fo wird ihm der Mes 
tallwerth der Münze vergütet, im fofern er der Theilnahme an Dem 
Yüuzverbrechen nicht verdächtig iſt. alleg. Gef. $. 7. 


Die Unterlaffung diefer Ablieferung macht dem Betreffenden nur 
wegen des daraus entjtandenen Schadens verantwortlich. Daf. S. 8. 


104. Hinfichtlich der falſchen Kaffenanweifungen ift noch beſon⸗ 
ders beſtimmt: J 
daß derjenige, welcher eine falſche oder verfälfchte Kaſſenanwei⸗ 
fung. als Acht einnimmt, nach erhaltener Keuntniß von ihrer Ins 
aächtheit oder Verfälſchung aber weiter ausgibt, um den Afachen 
Betrag des darauf angegebenen Werths, jedoch iedeufalls we— 
nigfteus mit 20 Thalern, im Fall des Unvermögeus aber mit 
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Gefängniß von 8 Tagen bis 6 Wochen beftvaft werden foll. 
Gejeg vom 24. Febr. 1830. 


105. Die Ortsobrigfeiten müflen von den an fie abgelieferten 
unächten oder verfälfchten Kaſſenanweiſungen der Paupfverwaltuug 
der Etaatöfchulden ungeſäumt Anzeige leiften. Bek. der Hptverw. der 
Staatsſch. vom 3. April 1830. | 

106. Die preuß. Strafgefeße hinfichtlih der Müngverbrechen 
gelten auch im denjenigen Provinzen, in welchen das A. L. R. bisher 
nicht eingeführt worden. A. 8. D. vom 18. April 1835. (Geſetzſ. ©. 67.) 


Abſchn. 8 


( Anfertigung 107. Ohne fchriftliche Anweiſung der Behörde 
* an und bei 3 Monate bi8 2 Jahre Arreftftrafe darf Nies 
sr mand anfertigen oder verabfolgen laffen: 


1) Stempel und Formen, welche zur Anfertigung von Metallgeld; 


2) Stiche, Matten, Stempel oder andere Formen, welche zur Ans 
fertigung von Papiergeld oder Stempelpapier beftimmt find, oder 
dazu gemißbraucht werden Fönnen; 

3) deögleihen, welche zu den von einer öffentlichen Behörde unter 
ihrer Firma auszuftellenden Schuldſcheinen, Zinsfoupons, 
Quittungen, Anweiſungen, Beicheinigungen, Stenerzettehr oder 
andern dergleichen Urkunden dienen koͤnnen; 

4) Öffentliche Siegel oder Stempel, welche zur Beglaubigung Öf- 
fentlicher Urkunden, fo-wie ded Maaßes und Gewichtes, vder 
zur amtlichen Bezeichnung oder amtlichen Verfchließung gewiſſer 


— Waaren dienen Fünnen. Geſetz vom 6. Juni 1835. 
+1. un . 


108. ben fo wenig und bei gleicher Strafe darf Jemand ohne 
eine fchriftliche Anweifung der Behörde den Abdruck der vorbegeichnes 
ten Stiche, Matten u. f. w., oder irgend einen Drud von Formula⸗ 
ren zu dem dafelbft bezeichneten Urkunden unternehmen oder Abdrude 
verabfolgen laſſen. — Das Imprimatur ded Zenford gereicht dem 
Uebertreter zu Peiner Entjchuldigung. Daſ. 8. 2. und 4. 


109. Die Behörden, welche die vorgedachte fchriftliche Anwei⸗ 
fungen zu ertheifen haben, find die oberen Militair⸗ und Zivilbehoͤr⸗ 
den in den Provinzen, oder deren vorgefeßte höhere Behörden; tm 
Militair auch die Gouvernements, Kommandanturen, Negimentstoms 
— und Vorſteher der Militair⸗Verwaltungs-Behoͤrden. Daf- 

3. 


110. Die Anwendung obiger Strafen ($. 107. 108.) wird 
nicht ausgefchloffen, wenn bei Anfertigung von Siegeln u. |. w. die 
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Merkmale, durch welche die Eigenfchaft derſelben als Öffentliche Sies 
gel u. f. w. bedingt ift, abgeändert worden, im fofern dieſe Abäude—⸗ 
rung nur bei befonderer fachfundiger Aufmerffamfeit wahrgenommen 
werden kaun. Daf. $. 5. 


Abſchn. 9. 


(Kollekten.) 111. Deffentliche Kolfeften dürfen nur auf aus 
drüsliche Bewilligung des K. Minifteriumd des Innern 

oder des K. Ober Präfidenten veranftaltet‘ werden. Bek. der Reg. zu 

Münfter vom 20. Auguft 1816. 


112, Selbft für Kirchen» und gottesdienftlihe Zwecke dürfen 
— Bern ohne Genehmigung der Staatöbehörden gehalten wers 
en, Daf. J 


113. Wer unter dem Vorwande, Privatkollekten für Kommü— 
nen oder Nothleidende zu ſammeln, ſich in die — eindrängt, der 
wird mit 10 bi8 50 Thaler Gelds oder verhäftnißmäßiger Leibes⸗ 
ftrafe belegt. u. L. R. II. 20. $. 24% Ä 


114. Wenn Gemeinen in den Städten oder auf dem Lande, 
one Genehmigung ihrer Vorgefegten, Kollekten unter ſich aufbrins 
gen: fo follen die Nädelsführer mit 6 Wochen bis 6 Monat Gefäng- 
niß⸗ oder Zuchthausftrafe belegt werden. Daf. $. 247. 


115. Bei den bereit3 angeordneten örtlichen Kirchen: und Haus» 
Folleften behuf der Armenverforgung hat es fein Bewenden. Lor. IT. 
19. $. 26. und Tit. 20. $. 246. 


116. Die Kollekten find theild Kirchen, theild Haus⸗Kollekten. 
Jene find entweder evangelifche oder Fatholifche, oder Allgemeine Kirs 
chen⸗Kollekten. Publ. der Reg. zu Münſter vom 20. Auguſt 1816. 


1117. Allgem. Kollekten, welche nicht einen, blos auf die Bes 
dürfniffe der chriftlichen Gemeinden eingefchräuften Zwed haben, fol 
len auch in den jüdifchen Bet und Verfammlungsbäufern veranftal: 
tet werden; jedoch nicht an den Sabbath⸗Tagen, fondern bei Gele: 
genheit der außer denfelben zur Feier großer Begebenheiten veranlaßs 
sen Andachtsübungen, da die Bekenner der mofaifchen Religion an 
Feſt⸗ und Sabbath⸗Tagen Fein Geld bei fich führen dürfen. Minift. 
Reifrivt vom 4. Oftober 1813 und vom 22. März; 1820. 


Es gehören dahin alle allgemeine, auf das Erziehungsweſen abs 
zweckende, gelegenheitliche und fortlaufende Kollekten, als zur Erbaus 
ung. von Schulhänfern auf dem Lande, für die Freitiſche der Studi» 
renden, für Hoipitiler, allgemeine Inſtitute, z. B. Taub⸗, Stums 
ee und BlindensAnftalten 2r., für Brand» und andere allgemeine 

n x. ze 
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118. Es werden fortlaufende Kollekten unter Andern jährlich 
abgehalten: 
a. im Monate April in allen evang. Kirchen der Monarchie für 
die Hauptbibelgefelfchaft in Berlin zur Verbreitung der Bibel; 


b. eine allgem. Haus⸗ und Kirchenfollefte in ber Provinz Weſtfa⸗ 
len zur Unterſtützung des Taubſtummen⸗Inſtituts in Münfter 
und zur Errichtung noch einiger reiftellen darin, und zwar die 
Kirchenfollefte an dem Sonntage, auf welchem das Esangelium 
‚vom Taubſtummen fällt (Auguſt), und die Hausfollefte an den 
darauf folgenden Wochentagen. Bet. des K. Oberpr. der Provinz 
Weſtf. vom 31. Mär; 1826. 

e. eine allgem. Kircheufollefte in den Nheinprovinzen und Weftfas 
len behuf Sreitifche für Studirende zu Bonn, balbjährlih auf 
Dftern und am 1. Sonntage nah Michaelis; Stift. Urk, für die 
Univ. zu Bonn vom 18, Dftober 1818. $. 14. 


d. eine allgem. Kirchenfolfefte im Negierungsbez. Münfter für die 
Scullehrers, Wittwens und WaifensUnterftügungsfaffe jährlich 
am 1. Sonntage im Advent November); Ber. der Reg. zu Müns 
fter vom 13. November 1831. | 


e. eine evang. Kirchens und Hausfollefte in den Nheinprovinzen 
und Weftfalen zur Unterflügung dürftiger evang. Kirchengemeis 
nen der Provinz, welche von den Ortöpreöbyterien abgehalten 


werden. Kirchenordn. für Weftf. und die Rheinprovinz vom 5. März 


Abſchn. 10. 


(Mühlen.) 119. Jeder, der eine neue Mühle bauen, eine eins 
gegangene ‚wieder berjtellen, feine Mühle an einen ans 
dern Ort verlegen, He in eine andere Gattung verwandeln, oder ers 
weitern will, bedarf dazu der landespolizeilihen Genehmigung. Er muß 
fib deshalb bei der LandespolizeisIuftanz melden, derfelben den Plan 
der beabfihtigten Einrichtung anzeigen, und die weitere Anweiſung 
derfelben erwarten. A. L. R. IL. 15. 8. 2335. , 


Ein Gefuch deshalb ift der Iandräthlichen Behörde einzureichen, 
welche das Weitere veranlaffen wird. Dem Gefuche ift eine Hand» 
zeichnung, vefp. Situationds und Nivellementsplan vorzulegen, welcher 
legterer von einem Kgl. Baubeamten an Ort und Stelle geprüft und 
als richtig befcheinigt fein muß. M. R. vom 28. Zanuar 1828. Publ. 
der Regierung zu Münfter vom 15. Februar 1828. 

Die vorgedachte Genehmigung ift nicht blos bei Wind» oder 
Waffermühlen, deren Herftellung, Verlegung und Verwandlung, ſon⸗ 
dern auch rücjichtlich aller Muͤhlenanlagen u. ſ. w, ald Zieh, Trets, - 
Roß⸗, Dampf, Schneider, Walls . Mühlen u. f. w. erforderlich. 
M. Reffr. vom 28. Januar 1828. 
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In den Provinzen, welche im Jahre 1810 zum Preuß. State 
gehörten, gilt. wegen Mühlenanlagen das Edift vom 28. Oft, 1810 
‚und die K, DO. vom 23. Oft. 1826, wornach der Mühlenbauberr der 
Landespolizeibehörde den Plan, woraus bei Waffermühlen das Nivellement 
‚fichtbar wird, von der beabfichtigten Anlage Anzeige machen und fok 
che3 durch Anfchlag an den Kirchthüren und in den Krügen der Um⸗ 
gegend, fo wie gleichzeitig dreimal in den Intelligenzblättern und Zeiz 
tungen befannt machen muß. Bei allen Mühlen, die nicht Wafſfer⸗ 
mühlen find, bedarf ed nur der Bekanutmachung an die Vefiger der 


zunächit grenzenden Grundſtüͤcke. Edikt vom 28: Dftober 1810. $. 6. und 
M. R. vom: 29. Mai 1827. 


Die durch vorged. Edit angeordnete Befchränfung bezieht fich 
— an —— nicht aber auf Schneider, Walk⸗, Oelmuͤhlen u. ſ. w. 
aſſ. M. R. 


120. Bei Mühlen, welche durch höhere Gewalt (Waſſer, Feuer, 
Sturm u, f. mw.) zerftört worden, und ohne irgend eine Veränderung 
der Lage oder Konftruftion wieder aufgebaut werden, kann der $. 6. 
des vorged. Edifts nicht Plag greifen, und es tft von den Müllern 
nichts Anderes zu beachten, als was bei jedem andern wieder aufzus 
bauenden Gebäude in polizeilicher Dinficht beobachtet werden muß. 
M. R, vom 27. März 1832. 009 


121. Denjenigen, welche neue Mühlen zum Abbruche der ſchon 
vorhandenen Mühlen anlegen wollen, foll die Erlaubniß verfagt wers 
den. A. L. R. II. 15. $. 242. 

Diefe Beftimmung begründet aber Fein Privatwiderfpruchsrecht, 
gift 6108 ald Norm für die Landespolizeibehörde, und findet nur auf 
Mahlmühlen Anwendung. M. R. vom 28. Januar 1828. 


4122. DEU. R. 11.15.$.229 u. ff. enthäft im Wefentfichen diefelben 
Beftimmungen, welche nach den Grundſätzen des Edikts v. 28. Oftbr. 
1810 u. der Allerh. K. O. v. 23, Oktbr. 1826 in den alten Pros 
vinzen befolgt werden. Der einzige erhebliche Unterſchied befteht dar⸗ 
in, daß mach dem Landr. a, a. O. $. 239. Deimjenigen, der einem 
neuen Mühlenbau aus einem gefegmäßigen Grunde widerfpricht, darz 
über im ordentliben Wege Nechtens Gehör geftattet werden foll, 
während in der Negel nah der Schlußbeltimmung des $. 8. des 
Edikts vom 28. Oftbr. 1810 die Landespolizeibehörde, ohne daß das 
gegen der Nechtöweg ergriffen werden kaun, zu entfcheiden hat. M. 
R. vom 3. Febr. 1827. 


123. Die Veränderung und Erweiterung einer fchon vorbandes 
nen Mühle kann in den Provinzen, wo das MER. in Müblens 
ſachen Anwendung findet, ohne Nückficht auf das polizeiliche Bedürfs 
niß nachgegeben werden, und ift bereitd für die Prov. Weftfalen auf 
den — der Stäude von des Koͤnigs Maj. geſtattet. M. R. vom 
27. Juli 1826. 
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124. Mühlenanfagen zum eigenen Bedarf Fönnen geftattet wers 
dei. M. R. vom 23. März 1827. Ä 


125. &ine neue Windmühlenanfage iſt nur in dem Kalle einer 
anderen nachtheifig, wenn die Entfernung von legterer geringer ift, 
als die 12fache Höhe oder Breite des Windmühlenfanges der neuen 


Mühle. M. R. vom 2. Januar, Publ. der Reg. zu Bromberg vom 47. Mai, 
Yubl, des Min. ded Innern vom 4. Dftbr, 1822, M R. vom 9. Nov. 1828. 


126. Widerfprühe gegen Mühlenanlagen find als Privatges 
fucbe nach minifterieller Beſtimmung dem Stempel unterworfen. Zirk. 
Reffr, der Reg. zu Münfter vom 7. März 1834. 


127. Die Beftimmung de3 A. L. R. IT. 15. $. 247., nach wels 
cher Niemand berechtigt ift, durch Anpflanzung hoher Bäume emer 
Windmühle den nöthigen Wind zu benehmen, iſt in Anfehung aller 
nah Publ. der Verordn. v. 18. Novbr. 1819 entftchenden Windinühs 
len aufgehoben. A, K. O. vom 18: November 1819. 


128. Bei Ausführung eines Mühlenbaues vor Eingang des 
polizeilichen Konfenfes fol der Eigenthümer in 25 Thaler und der 
Mühlenbauer in 10 Thaler Strafe genommen, und dieſes ohne Ber 
neunung der Beltraften Durch das Amtsblatt bekannt gemacht werden, 
M. R. vom 28. April 1827, 


129. Windmühlen müffen mit Treppen und diefe mit einem 
Geländer verfehen fein, und zwar bei 2 Thaler Strafe. M. R. vom 
er 1831, Publ. der Reg. zu Potsdam vom 15. Sul, zu Königsberg v. 
6. Zuli 1820. 


130. Sie dürfen in der Negel nicht unter 20 Nuthen von dem 
Öffentlichen Wegen entfernt aufgebaut werden, in keinem Falle unter 
10 Ruthen von der Grenze des nächſten Weges. M. R. vom 7. Juni 
1828. | Be, i 


Abſch n. 11. — 
(Forstpolizei.) 131. Holzdiebſtähle gehören nach dem Geſetze vom 
7. Juni 1821 zur richterlichen Kognition Auf Streus 
liugs⸗ oder andere Forſtdefraudationen kann dieſes Gefeg nicht ans 


BD Juſt. M. R. vom 23. September 1822. (v. 8, Jahrbt 
— * m. 


132. Der Mifbraudb, gegen den 1. Mai und Pingften Birken 
vor die Thüren zu feßen, ift bei willfüßrlicher Geld» und im Unver⸗ 
mögensfall bei empfindlicher Leibesftrafe verboten. Edikt vom 21. Sufi 
1744. und 21. Zuli 1747. (Reue Ediftenf. Cont. 3. ©. 177.) 

Dergleihen Malen und Reifer follen in den Städten nicht zuge: 
lafen, fondern an den Thoren und Schlägen weggenommen, und dies 
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jenigen, welche ſolche haben einbringen wollen, ihrer Obrigkeit zur 
Veftrafung angezeigt werden. Verordn. für die ehem. ſächſiſchen Provinzen 
vom 30. Zult 1813, Publ. der Reg. zu Erfurt vom 8. Suni 1817. 


-133. Der Nufsau einzelner Häufer auf ſtädtiſchem oder Dorfs 
territorium in der Nähe von Wäldern ift unbedingt erlaubt, und es 
kann aus polizeilichen Ruͤckſichten Peine Beſchraänkung der natürlichen 
Freiheit geftattet werden. M. R. vom 17. Mai 1823. 


134. In Anfehung der gegenfeitigen Beftrafung der Holzdieb⸗ 
Rähle und der Pflichten der Oris⸗ ꝛc. Polizeibehörden find deshalb 
Konventionen abgefchloffen, welche fich finden 


a. mit dem Könige. Hannover... . . . inder Gefegf. 1822. ©. rn 
⸗ ⸗ 


b. s = Herz. SahfenzKoburg.... » + s 41. 
e s s. Für. Schaumburgtippe.. » »  » 1824 » 59. 
ds» 3. Sachfen-Hildburghaufen » » +» . + 170. 
De ⸗ ers. Sahfen-Gotha ....2 0 9 e » 235. 
ſ. „ der Landgr. Heffen-Domburg. ..» » sv 1826. » 79. 
g. » dem Herz. Braunfchweig .....9 9 s 1827. » 59. 
hs s Könige, der Niederlande...» »_ s 1829. = 101. 


135. Forſtbediente koͤnnen nicht verlangen, daß derjenige, bei 
welchem bei einer Hausfuchung Holz vorgefunden ift, die rechtmäßige 
Erwerbungsart defielben nachweife, und es Fann nur jeder ſpezielle 
Fall die noͤthigen Data an die Hand geben, den Verdacht eines Dieb⸗ 
ſtahls zu hegen und zu verfolgen. M. R. vom 30. Mai 1825, 


Abſchn. 12, 


( Bienenhalten 136. - Bienen auf feinem Eigenthum zu halten, iſt 
und Bienen- einem Jeden erlaubt. a. 2. R. 1.9. $. 118. 
raub.) | 

Eine Verfügung wegen Eutfernung der Bienenftänder von Stras 
fen und Wegen dar nicht erlaffen werden. M. R. vom 28. Dezember 
1820. 


137. Die Polizeiobrigkeit jedes Orts ift berechtigt, Verfügun⸗ 
en zu freffen, wodurch das Rauben der Bienen verhindert, und dies 
jenigen Stöde, unter denen es eingeriffen ift, davon wieder entwöhnt 


werden. A, g, NR. I. 9 8. 126. 


Abſchn. 13. 


(Jagdpolizei.) 138. Jagdbare wilde Ehiere darf nur der, welcher 

die Jagdgerechtigkeit hat, unter den in den Polizeiges 
feßen des Landes vorgefchriebenen Einſchraͤnkungen ſchießen, hegen, 
— fangen, oder auf andere Art ſich zueignen. MER.L.og 
t 127% 
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139. Kibigeier dürfen ohne Erlaubniß der Jagdberechtigten 
oder der Königl. Foritbedienten zu Feiner Zeit ausgenommen werden., 
3 Verordn. vom 13. November 1789, Publ. der Reg. zu Köln vom 22. Au⸗ 
guft 1822. 


140. Niemand darf auf fremden Jagdrevieren Hunde unges 
knüttelt laufen laſſen. Ungeknuͤttelte gemeine Hunde, imgleichen 
Kagen, die auf Zagdrevieren herumlaufen, Tann jeder ZJagdberech- 
tigte tödten, und der Gigenthümer muß Das Schießgeld bezahlen. 
MER. I 16. $. 64. 65. 


Das Schießgeld beträgt 7 Sgr. 6 PM. Edikt vom 17. März 1723. 
6. 3. (Myl. Ediftenf. Bd. 4. Abth. 1. Kap. 2. Nro, 122.) 


In Pommern beträgt ſolches 1 Thaler. Erneuerte Verordn. vom 
22, Suni 1800. Tit: 4. $. 6. 
( Wildschaden 141. Durch Klappern, aufgeftellte Schredbilder, 
und dessen oder ſ. g. Scheuſale, durh Zäune und durch Meine 
Verhütung.)  sper gemeine Haushunde, kanu jeder das Wild von 

feinen Befigungen abhalten. A. 2. R. I. 9. $. 141. 

Doch müffen die Zäune, den Polizeigefeßen gemäß, dergeftalt 
— fein, daß fie nicht zur Beſchaͤdigung des Wildes gereichen. 
Daf 3. 142. | 

Auch darf Niemand unter dem Vorwande, das Wild dadurch abzuhal⸗ 
ten, gemeine Hunde ungekuuͤppelt herumlaufen fafjen. Daf. 8. 143. 


142. Wer hohes Wild auf feinem Reviere in ungewöhnlicher 
Menge hegen will, ift fehuldig, ſolche Veranftaltungen zu treffen, daß 
die angrenzenden bebauten Ländereien gegen die Belhädigungen dei 
felben gefichert werden. Daf. $. 144. Ä 


Sind Feine andere Mittel zur Abwendung folder Beichädigungen 
sorhauden, fo fönnen die Beſitzer der angrenzenden Ländereien darauf 
anfragen, daß der Jagdberechtigte auf feine Koften tüchtige Wilds 
zäune anlege und unterhalte. Daf. $. 135. | 


So large der Jagdberechtigte fich eines Mißbrauch in Hegung 
des Wildes nicht fehuldig macht, find die Beſitzer der angrenzenden 
Ländereien ſchuldig und befugt, die nach den Jagd» und Forſtordnun⸗ 
gen der Provinz zuläfigen Mittel zur Abwendung ded Wildfehadens 
ſelbſt vorzufehren. Daf. $. 147. 


143. Den Kommunals und Privatberechtigten der hoben und 
mittleren Jagd ift es geftattet, zu jeder Zeit dad Schwarzwild 
wegfchießen zu laffen. A. 8. O. som 16. Februar 1828. Ä 


Im Falle ein Jagdberechtigter Schwarzwild hegt, werden unfer 


obrigfeitlicher Anfficht Jagden Dagegen angeftellt. M. NR. vom. 19. No 
vember 1819, 8, Februar und 3. März; 1826. 


s 
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144. Den Kgl. Negierungen ift e8 geftattet, den Jagdberechtig— 
ten, der fich dur Verminderung feined Wildftande8 von der Vers 
gütigung des Wildfchadens gegen die Berechtigten befreien will,‘ auf 
feinen fpeziellen Antrag zu ermächtigen, das Note und Dammwild 
auch während der Sconzeit in feinem Jagdbezirfe zu fchießen. Zirk. 
KReffr. der K. Minift. ded Inn. und der Finanzen vom 15. Dezember 1833. 


(Einfangen oder 145. Dis Wild, welches fich in Gärten, Höfe 


Tödten des Wil- der andere an die Wohngebäude ftoßende gefchloffene 


des auch ohne R ‚ 
‚drerechtiv. Jaße eingedrungen bat, kann ein Qeder fangen oder 
ra 5 * ſich aber dazu keines — 

bedienen, und muß das gefangene oder erlegte Wild 
dem Jagdberechtigten abliefern; der Dagegen ſchuldig it, Das gewöhnzs 
liche Schießgeld dafür zu bezahlen, oder das Wild, dem, der es ger 


fangen oder erlegt hat, zu belaſſen. A. L. R. J. 9. $. 149-151. 


(Jagdkontraven- 146. Jagdkontraventionen gehören, als Vergehun⸗ 


tionen.) gen, durch welche fremdes Eigentum verlegt werden, 
| vor die ordentlichen Gerichte, M. R. vom 6. Septem- 

‚ber 1828. 
(Iagdpolizei- 147. Die Setz⸗, Schomungs- und Hegezeit muß 
m son jedem Zagdberechtigten genau beobachtet werden. 
en äit): Im Mangel der Beſtimmung von der Landespo— 


fizeischörde dauert die allgemeine Schonungszeit vom 1. 
März bid 24. Auguſt. — Alte und tragende rothe Thiere find vom 
1. November bis zum 24. Aug. zu fehonen. — Ju Wäldern, wo 
Hochwild steht, iſt das Jagen mit ftarfen Negen und Jagdhunden 
nur som 24. Aug. bis zum legten Oktober zuläͤſſig. — Hirſche, 
Rehböcke, hauende Schweine oder Keiler, Erpel oder Enteriche zu 
ſchießen, ift das ganze Jahr hindurch erlaubt, — Hafelbähne Föns 
nen bis zum legten April, Auerhähne bis zum letzten Mai, und 


Birkhähne bis zum 15. Januar gefchoffen werden. — Wilde Enten 
und Gänfe, Schnepfen und andere Zugvögel, find nur in der Brüs 
tezeit, vom 1. Mar bi8 20. Juni zu fihonen. — Das Schießen 


junger Haafen ift vom 1. März bis zum 20. Juni verboten. — Bä⸗ 


ren, Wölfe und andere fehädlihe Naubthiere können zu allen Zeiten 
geſchoſſen werden; auch ift dad Jagen mit Negen darauf und Durch 
freiben der Leute zuläffig. A. 8. R. M. 16. 8. 45 — 56. 


Es follen aber die in den Provinzialforfte und Jagdordnungen 
oder andern Rejkripten feſtgeſetzten Setz⸗, Schon⸗ und Hegezeiten von 
jedem Jagdberechtigten, bei Vermeidung der geordneten Strafen, be 
pbachtet werden. Dekl. vom 26. Quli 1796. (Meue Ediktenf. 1796 ©. 571.) 


Das Schießen der Füchfe, Marder, Ottern und Luchfe kann 


auch in der Setzzeit gefchehen. Reſkr. vom 31. März 1729. (Myl. Edit: 
tenf. Bd, 4. Abthl. I. Kap, 2. Niro, 133.) 
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(Schonung der 148. Die Jagenden dürfen weder felbft, noch mit 
Getreidefel- ihren Hunden die noch unabgemäheten Getreidefelder bes 
— treten, bei einer Polizeiſtrafe von 5 Thalern uud Er: 

ſatz des Schadens und der Koften. Publ. d. Reg. zu Münfter vom 25. 

Gertbr. 1816. 


(Ingen mitBra- 149. Nach dem Landtagsabſchiede für' die Provinz 

cken, und Ja- Weſtfalen vom 30. Desbr. 1834 ift das Jagen mit 
„an Som Bracken nur vom 15. Oftbr, bie 1. Febr. geitattet, 

etc. Tagen.) Ü 

und das Jagen an Sonns und Feſttagen ganz verbos 


pe z Publ, des K. Ober: Präf. v. Weſtfalen v. 18. Aug. 
und zwar bei 1 bis 5 Thaler Strafe für jeden einzelnen Kon⸗ 


travenienten und Kontraventiondfall. Publ. d. Reg, zu Münfter v. 48. 
Movbr. 1855. 


(Strafbestim- 150. Zur Verhütung von Mifbräuchen ift bes 
mungen.) ftimmt; 


1) Jeder Jagende, welcher Fein eigenes Jagdrecht befikt, muß. 
einen von Landrathe vifirten und mit Signalement verfebenen 
Legitimationdfchein befigen, bei 5 Theler Strafe, und diefen 
Schein bei der Jagdausübung bei fich führen, bei 1 Thaler 

Strafe. Ber. d. K. Reg. zu Münſter vom 17. Juli 1833. 


Der Erlaubnißſchein iſt von der Ortsbehoͤrde zu beglaubligen. 
— Reg. zu Magdeburg vom 22. Juni und zu Erfurt v. O. Äpril 


2 


— 


Letztgedachte Strafe trifft auch die in Koſt und Lohn ftehenden 
Jäger, wenn fie bei der Jagdausübung den vifirten Jagdfchein 
nicht bei fich-führen. Vek. der Reg. zu Münfter v. 6. Aug. 1854. 


Der Ankauf und Verfauf von Wild während der gefchloffenen 
Jagdzeit in bei 1 bis 5 Thaler Strafe nebit Konfisfation des 
Wildes verboten. Ber, d. K. Reg. zu Münfter v. 47. Juli 1855. 


4) Den Befigern von Privat oder Hofefaats-Jagden in Weftfalen iſt 
gejeglih nur geftattet, während der Schonzeit einen Hafen auf 

feinem Eigenthume zu nothmwendigen Augrichtungen und le— 

diglih zu feinem Gebrauch, auf den Anftand su fchiefen, 

Min.:Bef. vom 18. Dezbr. 1835, Publ. der Reg. zu Münfter vom 3. 

Sanuar und 16. Febr. 1836, 

Das Fonfiszirte Wild verfällt dem Ponfiszirenden Beamten oder 


dem, der fonjt den Jagdfrevel entdeckt bat. Publ. der Reg. zu 
Münfter oom 14. Aug. 1855. 


Das Jagen während der Schomungszeit ift in Weftfalen bei 


10 Thaler Geld» reſp. 14 Tage Gefäugnißſtrafe verboten. 
Alleg. Miniſt.⸗Bek. | " 


3 


u 


5 


—⸗ 


180 I. Tit. V. Kap. 2. Eigenthum. 


Bon der Polizeiftrafe ift dem Denunzianten mit Genehmi- 
gung der Kgl. Minifterien der Finanzen ded Innern und 
und der Polizei die Hälfte zugefichert. Bek. der K. Reg. zu Mün- 
ftier vom 20. Novbr. 1855, 


Abſchn. 14. - Ä 


(Fischerei.) 151. Der Fiſchfang in den öffentlichen Strömen 
gehört zu den Negalien. u. 2, R. In. 3.8. 73. 


152. Wenn Kifche, die in Zeichen, Fiſchhaltern, Seen und ans 
dern gefchloffenen Gewäfjern gebegt werden, bei großem Waſſer oder 
bei einem Durchbruche des Dammes austreten: fo fönnen fie von 
dem Eigenthümer auch auf fremden Grund und Boden wieder einge: 
fangen werden. — Bis in Flüſſe oder Ströme bingegen oder in 
andere Gewäfler, worin ein Dritter dad Necht zu fifchen bat, findet 
die Verfolgung nur infofern Statt, als der Eigenthümer ficbere Merk⸗ 
male anzugeben vermag, wodurch feine ausgetretenen Fiſche fich von 
denjenigen, die in den andern Gewäſſern befindiich find, hinlänglich 
unterfcheiden. A. L.R.L 9.8. 178. 179. 


153. Jeder Eigenthümer mag auf feinem Grunde und Boden, 
a Beobachtung der Sandespolizeigefeße, Fifchteiche anlegen. Daf. 
4184, 


154. Wer ohne Recht oder Etlaubniß fiſcht oder krebſt, ver⸗ 
liert, außerdem was er gefangen hat, auch die bei ſich habenden 
Netze und Fiſchergeräthe. a. a. O. 8. 190- 

Außerdem findet die Strafe des gemeinen Diebſtahls gegen ihn 
Statt. a. L. R. II. 20. $. 1147. 

Gegen Fifchdiebftähle ift eine polizeiliche Kontrolle nicht wohl 
ausführbar ohne große Beläftigung des Publifums und der Behör- 
den. Den Zeichbefigern kann nur Vewachung und Ueberweifung der 
betroffenen Diebe an die Gerichte überlaffen werden. » M. R. vom 6. 
Suli 1854. 


155.. In öffentlichen fo wie im nicht eingefchloffenen Gewäffern 
müffen bei Ausübung der Filcherei die Vorfchriften der Polizeigefege 
wegen der Laichzeit, des verbotenen Fiſcherzeuges, und was ſonſt da⸗ 
rin zur Verhütung des Ruins der Fiſcherei angeordnet iſt, genau bes 
folgt werden. q, 2.9.19. $. 186. 

Siehe dieferhalb: das Publ. der Regierung zu Danzig vom 54. Mai 
1821. (0. 8. U. ©. 447); die Niersordnung vom 6. März 41769 $. 14. 
(Meue Ediftenf. Bd. 4. ©. 5388); die Fiſchordnung für das furifhe Haff im 
Königr. Preußen vom 44. Juli 4792. (Meue GEdiftenf. von 1792 und vd. d. 
Heyde Repert Th. 2. ©. 16); das Vorfluths-Edikt vom 6. Juli 4773 3. 
15. (Meue Ediftenf..Bd. 5. ©. 874); die Damm: und Hferordnung für Oft 
preußen und Litthauen vom 43. April 1787. (Daf Bd. 8. ©. 907.) und Die 
übrigen provinziellen Etrom:, Ufers, Deich: und Schauordnungen, welche un: 
ter Tit. VI Kap. 9. Abſchn. 2, „Waflerpolizei” allegirt find, 
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156. In den Peivatgetwäffern, worin Mehrere die Fiſchereige⸗ 
rechtigfeit haben, darf Niemand, der nicht ein befonderes Necht dazu 
erworben hat, durch Verfeßung des Fluſſes, ober⸗ oder unterhalb 
den freien Gang der Fiſche hindern. A. 2. R. 1.9. $. 187. 


157. Der Rachtheil, welcher für die Fiſcherei in den Gewaͤſſern 
durch dad Flachs- nud Hanfröten eutſteht, kann Durch die Polizet 
gehoben werden, da es von der Willführ ded Befigerd abhängt, ob 
er folches ferner geitatten will oder nicht. Kultur-Edikt vom 14. Sept. 
1811. $. 57. (Geſ.⸗S. Seite 300.) \ : 

Solches Nöten in den Strömen, Zeichen, Bächen und andern 
Gewäjern ift durchaus verboten, und es foll von der Polizeibehörde 
das Flachd oder der Hanf herausgenommen, Fonfiszirt nud die Webers 
fretung bejtraft werden. Edikt. vom 25. Febr. 1755. (Myl. Ediftenf. 
a. 5. Abth. 5. ©. 387.), vom 416. April 4707. (Daf. Nro. 19.) 
Dorfordn, für das Königr, Preußen vom 22. Sertbr. 1751. (Meue Ediktenf. 
Dr. 1. Ar. 955): Auch die befonderen Fiſcherorknungen. Siehe auch Tit. VL. 
Say. 9. Abſchn. 2. Wafferpolizei, $. 23. 


158. Auf öffentlichen Gemwäffern fol Niemand Enten halten, 
zum Nachtheil der Fifchereiberechtigten. A. L. R. J. 9. $. 188. 


. 159. Enten, welche die Befiber der an Privatflüffe und Teiche 
foßenden Grundſtücke, ohne ausdrücliche Grlaubniß des Fiichereibes 
rechtigten, halten, iſt diefer, wenn fie auf dem Waffer betroffen wers 
den, zu pfänden oder zu tödten wohl befugt. Duf. $. 189. 


(Fischerei auf 160. Auf dem linken Rheinufer ift die Fiſcherei⸗ 
dem linken gerechtigfeit wieder hergeftellt, wie fie vor der Gen. 
Rheinufer.) Gonvern.Beft. v. 18. Aug. 1814 beftanden hat, — 

Ver, obne dazu befugt zu fein, zu fiichen fich erlaubt, verfällt in 5 

bis 20 Thlru. Geldbuße; bei der Wiederholung in 20 Thlru; bei 

ferneren in 20 bis 40 Thlru. und kann Diefe Strafe mit 14 Tagen 
bis 3 Wochen Arreft verbunden werden. — In allen Fällen bleibt dem 

Berechtigten Schadeuserfat vorbehalten, und die gebrauchten Werks 

jeuge werden zu feinem Vortheile koufiszirt. Gefep v. 25. Juni 1835, 





B. Die Polizei in Beziehung auf Die öffent⸗ 
lichen und Privatverhältniſſe im innern 
Staatsleben. 





(Einleitung.) icher gehören nicht allein die allgemeinen 

‚Verhältnife im innern Staatsleben, welche aus der 

Sorge für die urfprünglichen und erworbenen — der einzelnen 
⸗ 1 
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Unterthanen eutfpringen, fondern auch die befondern Verhältniſſe 
des öffentlichen und Privarlebend. Und zwar 


1) für die Öffentliche Sicherheit und Ordnung überhaupt, naments 
lich auch bei Feuers und Wafjergefahren und bei andern vers 
heerenden Naturereigniffen;, | 

2) die Gefundheitspolizei im Einzelnen; 

3) die Armenpolizeiz 

4) die Polizei des Hausweſens, und 

5) die Polizei in örtlicher Hinſicht. 


zit, VI. 


Polizei der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
überhaupt. 
Kap. 1. Auflauf und Tumult. > 


(Auflauf u. Tu- 1. Seder Auflauf und Tumult des Volkes 
mult-Begrifü) yerftößt gegen die öffentliche Sicherheit und Ordnung. 
Ein Auflauf entiicht gropentheifs zufällig, ohne vorher überdacht und 
verabredet zu fein, Farafterifivt fich in der Negel ald Neugier, und 
zeige fich bei einem unerwarteten oder ungewöhnlichen Ereigniffe, z. 8. 
bei öffentlichen Unglüdsfällen; bei Ankunft fremder Perjonen und 
Thiere. — Ein folher Auflauf ift aber eben fo wenig ftrafbar als 
das abfichttiche en mehrerer Menfchen um fich einer 
ungerechten Gewalt zu twiderfegen, fobald die obrigfeitliche Hülfe 
nicht implorirt werden kann und zu ſpät kommen würde, 


Der verbotene Auflauf iſt ein Zuſammenlauf müßiger oder 
unruhiger Menſchen und dieſer iſt oft der Anfang des Aufſtandes 
und Aufruhrs. Shätigen Autheil an demſelben nehmen diejenigen, 
welche fich entweder vorher zu einem folchen Auflaufe verbunden bas 
ben, oder die demfelben zugetreten find um die Anzahl zu vergrößern. 
Die Zuſchauer gehören alfo nicht zum Auflauf. Iſt nun etwa bei 
jenem oder bei einer Schlägerei ein Verbrechen begangen, deffen Ur— 
heber nicht entdeckt ift: fo werden die Theilnehmer am Auflaufe mit 
Grunde alle verhaftet, in fofern man von einem jeden Einzelnen vers 
muthen kann, daß er der Urheber des Verbrechens fein koͤnne. Wenn 
aber dagegen bei dem Auflaufe ein ſolches Verbrechen begangen ift, 
z. B. Diebitahl oder Naub, das mit der Urfache dieſes Auflaufes 
nichts gemein hat, und wogegen vie befannte Nechtlichkeit dieſes oder 
jened Individuums des Auflaufs freiiet, dann findet gegen ein fol 
ches, diefes fpeziellen Verbrechens wegen, eine Verhaftung nicht Statt. 
(vergl. Krim.O. $. 213. 

Den Tumult ob er gleih und auch wohl plößlich und obne 
vorherige Verabredung erfolgt, veranlaßt gewöhnlich eine wirkliche 
oder nur feheinbare Beſchwerde, welche man durch Selbſthülfe befeitis 
gen will G. B. bei Brodmangel, hoben Preijen, Handwerfsunruhen ꝛc.) 
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(Vorbeugung 2. Wo die Polizei daher das Zuſammentreffen eis 

desselben.) ner großen Menfchenmaffe erwarten kann, muß fie allen 
dabei möglichen Gefahren und Mifbräuchen durch zweckmäßige Ans 
falten vorbeugen, wenn aber dennoch Unerdnung entftehen foflte, mit 
Schonung den Auflauf zerftreuen, und nur der Halöftarrigen perföns 
lich ſich verfihern. A. L. R. IL 20. 6. 182% 


3. Nächtlibe Echwärmereien und Beunrubigungen der Einwoh⸗ 


ner ded Orts fol die Obrigkeit durch ernftliche Mittel ſteuern. 
a. a. D. 9. 181. 


Die Anftifter derfelsen, auch die Theilnehmer, welche fich nicht 
werfen laſſen, find mit Arreſt auf 8 Tage bis 6 Wochen, oder vers 
ru de Gelds oder anderer Leibeöftrafe zu belegen. aa». 

182. 


4. Auch muthwillige Buben, welche auf den Straßen, oder 
fonft, Unruhe ervegen, oder grobe Unfittlichfeiten verüben, follen mit 
verhältuißmäßigem Gefängniffe, Förperlicher Züchtigung, oder Zucht: 
hausftrafe belegt werden. a. a. O. $. 183. Siehe auch $. 14. 


Wird Unfug diefer Art, wohin auch Aufregung durch Gefchrei 
und Pfeifen zu rechnen, bei Gelegenheit eined Auflaufs verübt, fo 
fol in der Bi Förperlibe Züchtigung und jedenfalls Freiheits⸗ 
firafe oder Strafarbeit eintreten. Allerh. Verordn. 2 i 
—— ©. 19) h. Verordn. vom 17, Auguft 1835 


Machen andere Perfonen fich dergleichen Unfugs fchuldig, fo fin- 
den dieſe Vorſchriften auch auf fie ihre Anwendung. Daf. $. 2 
Befinden fi Ausländer unter den Frevlern, fo werden dieſel— 


ben nach ausgeftandener Strafe, wie fremde Landfireicher (A. & R. 
11. 20. $. 195.) behandelt. Daf. $. 3. 


5. Ohne ausdrückliche Erlaubniß der Polizeiobrickeit fol Feine 
Redoute, öffentliche Masferade, oder andere dergleichen öffentliche Lufts 
barfeit angeftellt werden. A. L. R. II. 20. 6. 186. | 


Kenn die Obrigkeit die Erlaubniß ertheilt, fo muß fie zugleich 
die nötbige Aufficht zur Verhütung aller Unordnungen, bei eigner 
Vertretung, veranftalten. a, a. ©. $. 187. 


Wenn der Unternehmer folcher Lufibarfeiten ſich die Erlaubniß 
und den Schuß der Obrigfeit nicht erbeten hat: fo foll er, wegen al 
ler dabei vorgefallenen Unordnungen oder Verbrechen, gleich demjenis 
gen, welcher dazu thätigen Beiſtaud geleiftet hat, beftraft werden, 
a. a. O. $. 188, 

Ein Gleiches findet ftratt, wenn der Unternehmer, bei wirklich 
entftandenen Unorduungen, die nöthige Dülfe zu deren Beilegung nicht 
in Zeiten erfordert; ob er gleich die $. 186. vorgeſchriebene Anzeige 
bei der Obrigkeit nicht unterlaffen hat. a. a. O. $. 180. R 
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6. Auch bei Gelagen in Wirthshäufern, und andern Verſamm⸗ 
fungspläßen ded gemeinen Volks, muß die Obrigfeit durch die Poli— 
zei darauf Acht haben, daß Feine Unordnumgen vorfallen, und nicht 
zugeben, daß ſolche Zufammenfünfte über die in der Pollzeisrönung 
beitimmte Zeit fortdauern. a. a. O. $. 190. 


(Vorbeugungdes 7. Der Auflauf artet bei feheinbaren oder wirk⸗ 
Tumults.) lichen Befchwerden und Durſt nach, Selbitbülfe in Tu— 
mult aus. — Alle obrigkeitliche Perfonen find ſchuldig, Diefem dadurch 
vorzubeugen, daß fie einen Jeden, welcher fih in Angelegenheiten ih— 
red Amts bei ihnen meldet, perſoͤnlich hören, und auf febleunige Un⸗— 
terfuchung und Abhuͤlfe gegründeter Befchwerden bedacht find, 
(A. 8. R. Hr 20: $. 280.) 


Die Polizei befonders aber, deren Wirffamfeit in das Leben und 
Treiben der Menfihen, in ihre Gewohnheiten und Vergnügungen tief 
eingreift, ınuf die an fie gebrachte Klagen berüdfichtigen, und wo fie 
fan, Abhälfe gewähren, den eintretenden Tumult aber fogleich im 
Eutſtehen eutdecken und unterdrücden, weil ee — bei einer weit vers 
breiteten und lang verhaltenen Verſtimmung — leicht in Aufruhe 
übergeben kann. 


8. Bei entftehendem Tumulte iſt jeder Hauswirth, oder deries 
nige,. der feine Stelle verſieht, fchuldig, fein Haus’ zu verfchließen, uud, 
618 der Auflauf geftiller, allen —— im Hauſe den Ausgang zu 
verwehren, von welchen zu beſorgen iſt, daß fie aus Neugier oder bös 
fer Abficht den verfammelten Volfshaufen vermehren koͤnnen. Deu 
nach Haufe zurückkehrenden darf der Eingang nicht verwehrt werden. 
N, Verordn. vom 30. Dezbr, 1798. $. 1. (Geſetzſ. 1835. ©. 173). 

Eltern, Schullebrer und Herrfchaften find gleichfalls zur Zus 
rüdhaltung ihrer Kinder, Zöglinge und PDienjtboten verbunden. 
Daſ. $. 2. 

Desgleichen atıch Kabrifanten ze. hinfichtlich ihrer Arbeiter, Ges 
felfen, Lehrlinge und Zagelöhner. Daf. 5. 3. 

MWiderfeglichfeit gegen vorgedachte Anordnungen der Hauswirthe 
u. f. w. foll von der Obrigkeit gebührend beftraft werden; ebenfalls 
die Hauswirthe ꝛc., wenn fie obige Vorkehrungen unterlaffen: Daf. 6. 4, 


Bel nachdrücticher Geld» oder Leibesftrafe müffen Wirthshäuſer, 
Schenken, Tanzböden in gleicher Art gefchloffen, und in der Nähe des 
Tumults dürfen Feine Getränfe verabreicht werden. Daf. 6. 5. 


Bei jedem Auflaufe müfen die Polizeibeamten fofort hineilen, 
die Veranlaffung unterfuchen, etwanigen Nubeftörer feithalten, und 
den verſammelten Haufen eruftlich andeuten, fogleich zug auseinan⸗ 
der zu gehen. Bleibt dieſes ohne Wirkung, dann iſt bei der nächſten 
Wache Hülfe zu ſuchen und den Mititair-Chefs davon ſchleunigſt Anz 
zeige zu machen. Cie vereinigen ſich inzwifchen mit der Wache und 
fuchen den Auflauf zu unterdrüden. Dar. $. 6. 

/ 
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Fallen dabei gefährliche Drodungen gegen Kommunal⸗ oder Po 
Izeibeamte vor, oder muß die bewaffnete Macht in Anfpruch genom⸗ 
men werden, dam finden die Strafbeftimmungen A. L. R. II. 20. 
$. 168.175. u. $. 8.—11. und 15. diefer Verordu. Anwendung. 
A. Verordn. vom 17. Auguft 1835. (Gefeßf. ©. 170.) : 


(Widersetzlich- 9. Thätliche Widerfeglichfeit eines Einzelnen ge⸗ 

— die gen feine Obrigkeit in ihrer Amtsführung, oder deren 

— bgeordneten in Vollziehung ihrer Befehle, wird zwar 

noch nicht ald Aufruhr gerechnet, doch aber mit 2 Monate bis 2 
* Sabre Gefängnißftrafe belegt; gr. II. 20. $. 166. 

Bei einem Auflaufe und Tumulte aber tritt verfchärfte Strafe 
em. Mllerh. Berordn, vom 30. Dezember 1798. $. 10. 


(Aufruhr und 10. Wer aber eine Kläffe des Volks, oder die Mit⸗ 
Hochverrath.) glieder einer Stadt oder Dorfgemeine, ganz oder zum 
Theil zufammenbringt, um fi) der Ausführung obrigkeitlicher Verfüs 
gungen mit vereinigter Gewalt zu widerfegen, oder etwas von der 

brigfeit zu erzwingen, der macht fich eines Aufruhr fchuldig. 
ALER IE 20 $. 167. 


Ein Unternehmen, welches auf eine gewaltfame Umwälzung der 
Berfaffung- des Staat, oder gegen dad Leben oder die Freiheit feis 
nes Oberhauptes abzielt, it Empörung oder Hochverrath. 1. c. 8. 9. 


(Verhütung des 11. Nach dem Zeugniffe der Gefchichte erfcheint 
Aufruhrs.) der Aufruhr nur in Zeiten bedeuffiher Gährung und 
wird begünftigt durch vollendete Empörung in den Nachbarftaaten, 
durch einbheimifche Aufwiegler, 2 Verbindungen, audwärtige 
Propagandiften und Emifjaire. Nicht allein die Staatsverfaffung im 
Allgemeinen, fondern auch das Leben, die Gefundheit, die Freiheit, 
die Nuhe, das Eigeutbum der Staatöbürger befindet fich in folchem 
Falle in der größten Gefahr. 

Hier hat die DOrtöpofizeibehörde ihre große Aufgabe zu loͤſen; 
die fpezielle Vorſchriften der Staatsbehörden zur Verhütung folcher 
Gefahr ſtets mit der größten Pünftlichfeit auszuführen, in specie fich 
ein umfichtiged, beſonnenes, vor allen Dingen aber ein humanes, bes 
fcheidened und von aller Anmaßung entferntes Benehmen anzıgewöhs 
nen, mit welchem fich, ſobald es Noth thut, Feſtigkeit und Entichlof 
fenbeit füglich vereinigen läßt; gegründete Bejchwerden des Volks zu 
befeitigen; ihre Unterbeamten bei nachdrücklicher Ahndung anzubalten 
und darauf zu wachen, daß — wie fo häufig das Gegentheil ges 
ſchieht — dieſe ftetd mit Nuhe, Gelaffenheit und Befcheidenheit ihre 
Beruföpflichten erfüllen, fih aller Drohungen, Scheltworte und Thät: 
lichkeiten, foweit fie dazu nicht berechtigt, enthalten, und jo durch be— 
fonnenes, Fonfequentes und befcheidened Betragen, durch moraliſche 
Kraft Die phyſiſche Gewalt erfegen. 
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So kann auf die Maffe des Volks ſtets günftig eingewirkt wer⸗ 
den. Die Aufwiegler aber, welche ſich an die Spitze des Volks ſtel— 
len könnten oder wirklich ſtellen, ſind eben ſo wie verbotene geheime 
Geſellſchaften bis in ihre geheimſte Schlupfwinkel genau zu beobach— 
ten und im entſcheidenden Augenblicke muß man ſich ihrer bemächti⸗ 
gen. Mit einer, mit Recht verhaßten geheimen Polizei hat dieſe ges 
heim: Beobachtung nichtd gemein. Jene befchäftigt ſich mit Gegen 
fanden, welche dem Satate fremd find; Gedanken aber, Meinungen 
und freundfhaftliche Mittheilungen in traulichen Zirfeln find, wenn 
es Dabei bleibt, unſchädlich, und gehören nicht zum Wefen der Polis 
zei, Werden aber folche Meinungen und Gefinnungen, welche einen 
ſtaatswidrigen Zweck haben, in der Abſicht verbreitet, Unzus 
friedenheit zu veranlaffen, dann hat die Polizei offenbar das Necht, 
diefe zu unterdrücken, und die Pficht, die dazu geeigueten Mittel zu 
wählen. Wer im Sinftern fein unerlaubtes Weſen treibt, kann 
nur und muß darin belaufiht und mit denfelben Mitteln bekämpft 
werden, die er anwendet. 


Die Fremden und Paß-Polizei Cauch zugleich in Beziehung auf 
Sicherheit der Straßen und des Eigenthums) muß ftrenge gehand- 
habt, auf die eingehenden Ausländer befondere Wachfamkeit, und unz 
getheilte Aufmerffamkeit auf alles gerichtet werden, nicht ‚allein was 
zur Grhaltung der öffentlichen Ruhe und Sicherheit beitragen, jondern 
auch was ſolche flören Fann. | 


(Bedrohte Si- Sind aber dennoch gegründete Beforgniffe für die 
cherheit.)  äffentliche Sicherheit eingetreten, dann find Sicherheits⸗ 
(Sicherheitsver- Vereine anzuordnen, Bek. des K. Min. des Innern und 
eine.) der Polizei vom 4. Oftbr, 1830. 
um nach Maafgabe diefer Beſtimmung zur Erhaltung der Nuhe und 
zum Schuße des Eigeuthums erforderlichenfals in Thätigkeit gefegt 
zu werden, 

Auch die bewaffneten Steuerbeamten find auf Nequif. der Orts- 
pol.Behörden zu dieſem Zwede, zur Sicherung der Behörden und der 
Gejchäftstofale, Steuerfaffen, mitzuwirfen verpflichtet, ohne Befehle 


ihrer Vorgefegten abzuwarten. Verf. des K. Ob.:Pr. der Pr. Weſtfalen 
vom 29. Dftober 1830. 


(Ausgebroche-  .12. Sollten jedoch — aller dieſer vorbeu⸗ 
ner Aufruhr) genden ara wider alles Vermuthen dennoch eins 
zelne Erzeffe vorfallen, dann iſt es Pflicht der Polizei und der Gens 
darmen gleich an Ort und Stelle zu eilen, die Beranlaffung derfelben 
zu unterfuchen, die etwaigen Rubeftörer feitzubalten (Allerh. Verordn. 
v. 17. Auguft 1835), und nach fummarifcher Vernehmung dem Ges 
richte zu überliefern, dem verfammelten Haufen aber mit Ernft und 
Nachdruck anzudeuten, ruhig auseinander zu gehen. Sollten diefe 
Berfuche indeß fruchtlos fein, dann bleibt ihmen nur übrig, Die weites 
ren Beltimmungen der leitenden Polizeibehörde des Orts einzuholen, 
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welche dann nach Anleitung der vorgedachten Befanntmachung deu - 
Sicherheitsverein ſofort in hätigfeit zu fegen hat. 


Iſt Militair im Orte vorhanden, dann hat die Polizeibehörde dem 
Militairs(Shef von einem verbotenen Auflaufe ſofort zu benachrichtigen. 
A, Kab. O. vom 20, Dftober 1819 und 17. Auguft 18354 | 


Eie vereinigt fich inzwiſchen mit der Wache, um alfen Un: 
fug vorzubeugen und den Auflauf zu unterdrüden; fie treffen auch , 
die nöthige Veranftaltung, daß diejenigen, welche aus Neugier oder 
andern Abfichten den unrubigen Haufen vergrößern wollen, gewarnt 
und durch Belegung aller Zugänge zurücgehalten werden. Zirk. Ver: 
ordnung vom 30. Dezember 1798, $. 6. 


Sobald die Polizei den Kommandanten oder fonftigen Mititairbe: 
feblsbaber in der Garnifon von einer Schlägerei, einem Volksauf— 
ſtande, oder irgend einem andern, die öffentliche Ruhe bedrobenden 
Auftritte benachrichtigt, wie fie nach der Kab. O. v. 20. Oft. 1819. 
(9. Kampg Aun. 8. 3. 9. 4 ©. 94.) u. Allerh. Verordn. v. 17. 
Aug. 1835. jedesmal ſofort zu thun verpflichtet iſt, fol die Militair— 
Behörde fofort den Gang eines folchen Auftrittd zu beobachten, und 
die nötbigen Vorbereitungen dazu zu treffen, verpflichtet feim Es 
bleibt jedoch in der Regel die Pflicht der Polizeibehörde, mit Hüffe 
der Gendarmerie folhe Unordnungen in ihrem Gutftchen zu unters 
drücden und die Ruhe zu erhalten, und fo lange fteht auch ihr die 
Anordnung und Leitung der Maafregeln zu. Sie ift aber dafür 
verantwortlich, fich nicht Tinger darauf zu befchranfen, als fie mit 
Wahrſcheinlichkeit hoffen Faun, den Zweck durch die ihre zu Gebot fte- 
benden Kräfte zw erreichen. Sobald Gefahr droht, daß dieſe nicht 
zureichen, ift fie verpflichtet, die Einwirkung des Militairs aufzurufen. 
Damit foll aber auch die Anordnung und Leitung der Sache auf den 
Befehlshaber deſſelben übergeben, und die Polizeibehörde verpflichtet 
fein, nur nach deſſen Nequifition einzuwirfen, bis die Ruhe völlig herz 
gefteflt ift, wo die gewöhnliche Ordnung wieder eintritt. Findet ins 
dep der Militairbefehlshaber bei Beobachtung des Auftrittd nach Pflicht 
und Gewiffen, daß die Polizeibebörde mit der Requiſition zu lange 
zögere, indem feine Kräfte nicht mehr zureichen, die Ruhe berzuitel 
len; fo iſt er befugt und verpflichtet, auch ohne Nequifition der Pos 
fieibehörde einzugreifen, und den Befehl, dem diefe fih zu fügen hat, 
zu übernehmen. Beide Behörden müffen auf die Wahrnehmung des 
richtigen Moments zum Eintritt des refpeftiven Wirfungsfreifes ein 
befondered Augenmerk richten, Eobald die Störung der öffentlichen 
Nuhe in einem Angriff oder Widerfeblichfeit gegen Militairwachen und 
Patrouillen beftebt oder ausartet, iſt der Militairbefeblshaber in jes 
dem Falle verpflichtet, fofort die Herjtellung der öffentlichen Ruhe zu 
übernehmen, und die Polizeibehörde iſt fchuldig, feiner Nequiſition zu 
dieſem Zwecke zu genügen, bis Nuhe und Ordimmg wieder bergeftellt 
ſiud. Kab. DO. vom 17. Dftober 1820. (0. Kamptz A. ©. 816 u. f.) 
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Für den Fall eined ausbrechenden Tumults ift ferner beftimmt: 
daß, wenn gleich nach dem Zufammentritt des betreffenden Zivilbeams 
ten mit dem fommandirenden Offizier oder Unteroffizier des zur Däms 
pfung ded Tumults abgeordneten Kommando, legterer die zweimalige 
Aufforderung an die Tumultuanten zum Auseinandergehen macht, 
und wenn folches den Zweck nicht erreicht, derfelbe ein Zeichen der 
Sutfernung durch Trommelfchlag oder Trompetenfchall geben foll, ſo⸗ 
dann aber, wenn auch diefes unbeachtet bleibt, von den Waffen Ges 
brauch machen laſſen kann. Allerh. Verordn. vom 17. Auguft 1835. $. 8. 


13. Der Polizeibehörde des Orts ift die erfte vorläufige Unters 
fuhung gegen die Anftifter eines Tumults, ohne Unterſchied des 
Staudes oder der fonftigen Eremtion, nur allein mit Ausnahme der 
Militaivperfonen, übertragen. Dieſe Polizeibehörde ift auch befugt, 
das Erkeuntniß (Reſolut) abzufaſſen und zu vollſtrecken, wenn nur 
eine polizeimäßige Strafe von vierzehntägigem oder geringerem Ge⸗ 
faͤngniſſe Statt findet, und in ſolchem Falle gebührt die etwanige Ent⸗ 
fheidung in zweiter Iuftanz demjenigen Nichter, welcher diefer Polis 
zeibehörde unmittelbar vorgefegt iſt. Verordn. vom 23. Juli 1798. $. 13. 
(Geſetzſ. 1835. ©. 175.) 


Im Falle eine härtere Strafe Statt finden muß, gebührt die 
. Fortfegung der Unterfuchung. dem Landes-Juſtizkollegium. Daf. 6. 14. 


Sn Anfehung der Bergbedienten und Bergleute, welche bei öfs 
feutlichen Aufläufen impfizirt find, fteht aber den. Berggerichten, in 
Konkurrenz mit der Polizei, die gefängliche Einziehung und erjte fummas 
riihe Kognition zu. Verordn. vom 21. Februar 1816. 9. 6. (©. ©. v. 


— S- 105.) Reffr. vom 12. Auguft 1799. (Stengels Beiträge B. 9. ©. 


14. Es Fönnen daher die Polizeibehörden die Strafen in folgens 
den Fällen erkennen, weil auf ſolche nur willführliche Geld» oder Ge⸗ 
fingnißftrafen gefegt find, und fie dürfen auch, aber nur gegen Vers 
‚ brecher aus der niedrigften Volksklaſſe, Förperliche Züchtigung verfügen: 
Zirf, Verordn. vom 23. Zuli 1798. Reffr. vom 23. Mai 1812. (v. Kamptz 
Jahrb. B. 1. ©: 6. 7.) 

a. in den $. 181.—183. des A. L. R. IT. 20. (conf. vorfteh. 
$. 2. sqg.) gedachten Fällen. Zirk. Verordn. vom 30. Dezember 
1798. $. 1—5. 12. (Gefehf. 1835 ©. 173.) er 
Schlägereien aber, unter gemeinen Leuten, von denen Feiner er⸗ 
heblich verlegt worden, find einer Teichten Injurie gleich zu ach 
ten — AM. L. R. 11. 20. $. 769. — Im Entitehen aber bat 
die Poltzei fie vorzubeugen, und nur dann gu ftrafen, wenn fie 
ſich in continenti nicht weifen laſſen. Alfe fpätere Strafe 
daher, wenn feine Intervention der Polizei Statt gefunden, iſt 
unzuläfig, es fei denn, daß die Lofalpolizeibehörde die frrafbare 
Handlung bereitd ein für allemal durch gehörig publizierte, in ges 
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fegmäßiger Art erlaffene Verfügung mit einer namhaften Strafe 
bedrobet hätte. Zirk. Reffr. der Regierung zü Münfter vom 30. Nov. 
1834, in Folge einer Minifterial:Entiheidung. 

b- Wenn bei entftehendem Tumulte ein Hauswirth, oder derjenige, 
welcher feine Stelle erfegt, gegen die Beſtimmung $. 8 vorſt. 


* 


handelt. Verordn. vom 30. Dejbr. 1798. $. 1. 

c. Wenn Eltern und Herribaften ihre Kinder, Zöglinge und Ges 
finde nicht von einem Auflaufe zurüchalten, und wenn’ die En 
trepreneurs von Fabrifen, die Gewerkmeifter, insbefondere Ddiejes 
nigen, welche Spinnereien halten, nicht ſolche Vorkehrungen trefs 
fen, daß ihre Arbeiter, Gefellen, Lehrlinge und Tagelöhner vers 

“ bindert werden, fi aud den Wohnungen zu entfernen. Verordn. 
vom.30. Dezember 1798. $. 2. 3. 

d. Wenn Miethölente, Gefellen, Lehrlinge oder Dienftboten den Ans 
orduungen der -Hanswirthe, Meifter oder Herrichaften fich wider 

—ſetzen, und des Verbot ungeachtet ſich zur Zeit des Tumults 
son ihren Wohnungen entfernen. Dieſelbe Verordn. $. 4. 


e. Wenn diejenigen, welche Wein, Branntwein,-Liföre, Bier oder 
anderes Gerränf feil haben, oder diejenigen, welche Zanzböden 
halten, bei entitehendem Tumulte ihre Läden, Keller und Woh— 
nungen nicht fogleich verichließen, und fie früher wieder öffnen, 
ohne daß der Auflauf ganz gedämpft iftz oder wenn jemand in 
der Nähe ded Tumultd unter irgend einem Vorwande Getränfe 
reicht, oder auch in den vom Tumulte entfernten Gegenden an 
folche Perfonen Getränfe überläßt, von welchen man nicht gewiß 
überzeugt ift, daß fie an dem Tumulte Feinen Autheif nehmen. 
Diefelbe Verordn. $. 5. 

f, Wenn der Unternehmer einer öffentlichen Maskerade oder einer 
Audern dergleichen Luſtbarkeit die Erlaubniß dazu nicht von der 
Polizeibehörde nachgeſucht; wenn auch bei denfelben Feine Unord⸗ 
nung oder Verbrechen vorgefallen find, als in welchen Fällen 
aber, oder wenn er, nachdem er die Erlaubniß nachgefucht, es 
unterlaffen hat, bei wirflich entjtandenen Unorduungen, die nös 
tige Hülfe zu deren Beilegung zu erfordern, eine Kriminaljtrafe 
Statt findet, Allgem. Landrecht IT. 20. $, 186. 188. 189. 


g- Wenn diejenigen, welche bei entftchendem Tumult in der Gegend 
defielben auf den Strafen angetroffen werden, näch der von Geis 
ten der Polizei oder des Militairs an fie ergangenen Warnung 
fi) nicht fogleich ruhig binwegbegeben, infofern fie Feiner ftrafbas 
ren Abficht überführt find, und fich bloß ungehorfam bezeigt has 

ben. Zirk. Verordn. vom 30. Dezember 1798. $. 7. 


Diejenigen aber, welche nach gefchehenem Aufrufe von Ceiten 
des Fommandirenden Offiziers oder Unteroffisierd des zur Dämpfung 
des Aufruhrs abgeordneten Kommandos, oder nach Dem durch Troms 
melfchlag oder Trompetenfchall gegebenen Zeichen der Entfernung, ſich 


= 
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nicht augenblicklich hinwegbegeben, find den Kriminalgerichten unter: 
worfen. Dieſelbe Verordn. 8. 8. 


Auch alle übrigen bei dem Auflaufe oder Tumult, oder bei dem 
Aufruhr auch durch Unterlaſſung begangene Vergehen und Verbrechen 
find von den Kriminalgerichten zu beftrafen, und es liegt dabei der 
Polizeibebörde nur die vorläufige ſummariſche Unterfuchung ob. A. 8, 


* a. a. O. 9. 166-175. 182. 185. Zirk. Verordn. vom 30. Dezember 1798. 
8211. 13. 


Kap. 2. Geheime Geſellſchaften. 


(Erlaubte Frei- 1. Zu den geheimen Gefellfchaften und Verbinduns 

maurerlogen.) gen im politifchen und polizeilichen Sinne gehören nicht 
diejenigen, deren Zwede und Mitglieder dem Staatdoberhaupte bes 
Fannt nnd tolerirt find, wie von dem Freimaurer: Orden die drei 
Mutterfogen 


a. zu den drei Weltkugeln, 
b. die große Landesloge und 
c. die Coge Royal Jork de Pamitie, und alfe von ihnen geftifteten 


Tochterlogen, Edikt vom 20, Oktbr. 1798 $. 3 und Allerh, Verordn. 
vom 6. Januar 1816, . 


ſondern diejenigen 


4. deren Zwei, Haupt und Nebengefbäft darin befteht, über 
gewünfchte oder zu bewirfende Veränderungen in der Verfaſ— 
fung oder in der Verwaltung des Staats, oder über die Mits 
tel, wie folhe Veränderungen bewirkt werden könnten, oder 
über die zu Diefem Zweck ergreifenden Maafregeln, Beraths 
fehlagungen, in welcher Abficht e8 fei, anzuftellen; 
Worin unbekannten Obern, es ſei eidlich, an Eides Statt, durch 
Handichlag, mündlich, fehriftfich, oder wie e8 fei, Gehorſam 
 serfprochen wird; 
3. Worin befannten Obern auf irgend eine diefer Arten ein fo unbe 
dingter Gehorſam angelobt wird, daß man dabei nicht ausdrück 
lich) alles dasjenige ausnimmt, was fi) auf den EStaat, auf 
deſſen Verfafung und Verwaltung, oder auf den vom Staate 
beftimmten Neligionszuftand bezieht, oder was für Die guten 
Eitten-uachtheitige Folgen haben könnte; Ä 
4. Welche Verfehwiegenbeit in Anfehung der den Mitgliedern zu 
vffenbarenden Geheimmiſſe fordern, oder ſich augeloben laſſen; 


5. Welche eine geheim gebaltene Abficht haben, oder vorgeben, 
oder zur Erreichung einer nabmhaft gemachten Abficht fich geheim 
gehaltener Mittel, oder verborgener, möftifcher, hieroglyphiſcher 
en bedienen, welche mit Ausnahme der vorgedachten Drei 

reimaurerlogen gänzlich verboten find. alleg: Edikt $. 2. 


* * 


2 
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2. Die Mitglieder aller Sefeltfhaften im Staate find verpflichtet, 
ſich über den Gegenſtand umd die Abficht ihrer Zuſammenkuͤufte ges 
gen die Obrigkeit auf Erfordern auszuweifen. A. L. R. II. 20. $. 184, 


3. Heimliche Verbindungen mehrerer Mitbürger des Staats müfs 
fer, wenn fie auf den Etaat ſelbſt und deſſen Sicherheit Einfluß has 
ben Fönnten, von den Verbundenen, bei Vermeidung nachdrüdlicher 
Geld- oder Feibesftrafe, der Obrigkeit zur Prüfung und Geuehmi⸗ 
gung angezeigt werden. a. a. O. 8. 185. 


(Verbotene 4. Alle geheime, infonderheit burfchenfchaftliche und 

Verbindungen) nach dem Geifte, den Grundfägen und Sweden der 
Burfchenfchaft eingerichtete Verbindungen ouf König. Univerfitäten, 
gehören in die Kathegorie der obeugedachten verbotenen Verbindungen, 
Diefelben ziehen außer der Friminellen Behandlung noch Relegation 
nach fih und Erklärung der Unfähigfeit zu einem Öffentlichen Amte, 
wozu auch die medizinische Praris gehört. | 


(Pflichten der Der Polizei ſteht der erſte Angriff und die poligeis 
— liche Unterſuchung gegen alle geheime und verbotenen 
ieserbalb.) Verbiudungen zu, nad deren Schluß das Königl. Pos 


lizei-Miniſterium in der Sache weiter entſcheidet. , 
vom 21. Dini 1824. “ Allerh. Kab. - Drdre 


(Strafbestim- 5. Ein Verfuch, verbotene Verbindungen zu ftiften, 
mungen.) die Theilnahme an einer bereits geftifteten Gefellichaft, 
die wiffentliche Duldung derjelben in feinem Haufe oder feiner Woh⸗ 
nung, die Ucberuahme von Aufträgen folcher wiſſentlich unerlaubter 
Gefellichaften, ift ftrafbar. Selbſt diejenigen, welche in dieſen Fällen 
Veraulaſſung zu gegründeten Verdacht gebabt, oder von der Eriftenz 
einer folchen Verbindung Kenntniß erhalten, und dennoch der Obrigs 
feit davon nicht fchleunige Anzeige gemacht haben, werden beitraft. 
Nur Diejenigen bleiben von der Etrafe verfchont, welche der oberften 
Polizeibehörde des Orts die verbotene Verbindung zu einer Zeit aus 
zeigen, da diefe noch Feine Kenntniß davon bafte, oder derjelben zur 


— der Mitſchuldigen behülflich iſt. Edikt vom 20. Ollb. 1798 
.5— 41. 


Kap. 3. Von der polizeilichen Aufſicht auf Gaſt- und 
Scheukwirthſchaften und von Fremdenmeldungen. 
(Aufsicht auf 1. Die Öffentliche Ordnung und Sicherheit erfordert 
— "nel die genauefte Aufficht der Polizei auf Gaſt⸗ und Scheuk⸗ 

wirthschaften.) wirtschaften. A. L. R. 11 8. 9 440. 


Wecgen der jährlich nachzufuchenden Erlaubniß zum Betriebe fols 
cher Wirtbfchaften und des Handeld mit Getränfen fihe „Gewerbe⸗ 
polizei Tit. VIlll. Kap. 2. Abfchn. 4 | 
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(Aufsicht auf 2. Verdächtige, mit Päffen nicht verfehene Leute 
. fremde,inGast- dürfen Gaftwirtbe weder aufnehmen noch dulden, 
ne HR. In 8. 8 438. 

——— Sie find ſchuldig, die zur Nachtherberge bei ihnen 
einfehrenden Perfonen, in Städten dem Magiftrate, auf deu Dörfern 
aber dem Schulzen anzuzeigen. Daf. $. 439. 


(Fremdenbuch.) 3. Jeder Gaftwirth, und Zeder, der ein Gewerbe 

in Aufnahme von Neifenden macht, ift verpflichtet, ein 
Regifter oder Fremdenbuch nach folgenden Rubriken zu führen: 1) 
Lauf. Nro.; 2) Nro. des Zimmers; diefe Rubrik kann allenfalls 
wegfallen) 3) Name und Vorname des Fremden; 4) Stand oder 
Gewerbe; 5) Woher er kommt; 6) Wo er anfäffig iſt; 7) Gefolge; 
8) Angefommen mit der Port, zu Fuße, zu Pferde, Wagen 2.5; 9) 
Mit oder ohne Paß; 10) Tag und Stunde der Ankunft; 11) In 
welchen Geſchaͤften; 19) Wie lange er zu bleiben gedeukt; 13) Tag 


und Stunde der Abreife, Reglem. der Reg. zu Köslin für die Gaftwirthe 
vom 18. Aug: 1818. 


(Revision des- 4. Diefed Fremdenbuch muß oft, in größern Städs 

selben.) ten wenigſtens wöchentlich, in Bleinern Ortfchaften min⸗ 
deftend monatlich einmal von der Polizeibehörde mit dem Meldezettelu 
verglichen, revidirt, und daß folches gefchehen, von derfelbeu darin 
— werden. Mängel find von der Polizeibehörde zu rügen. 
a. d. Ur 


(Fremdenmel- 5. Gaſtwirthe find fchuldig, von folchen Perfonen, 
dung.) die umberziehend ein Gewerbe betreiben oder über Nacht 
aufgenommen fein wollen, ſich den Gewerbefchein für das Taufende Jahr 
vorzeigen zu laffen, und wenn fie ihn nicht befiten, der Ortspolizei⸗ 
Behörde fofort Anzeige zu machen. Geſetz vom 50. Mai 1820 $. 24. 
Geſetzſ. Seite 147. Megulativ v. 28. April 4824. Geſetzſ. Seite 425 $. 24. 
uud zwar bei 10 Sgr. bis 10 Thaler Strafe. Daſſ. Regul. 5. 30. 


6. Alle Bewohner der Städte und des platten Landes find vers 
yflichtet, bei der Polizeibehörde aus uud beziehungsweife abzumelden: 
a. die bei ihnen einfehrenden Fremden, mögen fich diefelben hier nie 
derfaffen oder nur vorübergehend aufhalten wollen, | 
b. = Gefinde, welches fie miethen oder aus ihren Dieuften ent⸗ 
laſſen, 
e. die Geburten oder Todesfälle, die in ihrem Hausſtande vorkom⸗ 


men 
d. jede andere Vermehrung oder Verminderung ihres Hausſtandes, 
fo wie 

e. jeden Wohnungswechſel. | 


‚ „Für diefe Meldungen find die Gaftwirthe rücfichtlich ihrer Gafts 
wirtbichaften, die Familienvorſtäude und fonftigen felbftftändigen Per: 
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fonen, rückſichtlich ihres Hausftandes, perfönlich verantwortlich, ohne 
daß fie durch ihre Aufträge, welche fie ihrem Geſinde wegen Auss 
richtung der Meldung etwa gegeben hätten, entichuldigen können. 
Die Hauseigenthämer und in deren Abwefenheit ihre Stellvertreter, 
f6 wie jeder andere Einwohner, welcher Wohnungen vermierhet, find 
gehalten von den Xeränderungen, welche in den Perfonen ihrer Mies 
ther vorfommen, die Meldung zu machen, 


Die Handwerkägefellen, Zagelöbner, Dienftboten, fo wie übers 
banpt alle Perfonen, welche ohne einen eigenen feiten Dausftand zu 
bilden, zu perfönlichen Dienftleiftungen eintreten wollen, haben fich 
bet ihrer Ankunft forort perfönlich, auf dem Polizeibüreau zu meldeır, 
Außerdem find fie gehalten, jede Beränderung ihrer Wohnung oder 
ihres Dienftverhältniffes daſelbſt anzuzeigen, 

Durch diefe perfönlichen Anmeldungen wird die den Haus⸗ und 
Familienvorſtänden obliegende Meldung von den Veränderungen in ih— 
tem geſammten Hausftande Feineswegs aufgehoben, vielmehr müfjen 
beide Meldungen neben einauder erfolgen. x 


Dei der Aumeldung ankommender oder abreifender Fremden müf- 
fen die Päffe, welche die Neifenden bei fi) haben, vorgezeigt werden. 


Die Meldungen des Qusarkierwechfeld und ded Ans und Abzugs 
der Dienftboten müſſen innerhalb drei Tagen nach dem Wechiel ges 
ſchehen. In derfelben Friſt find die eingetretenen Geburtds und 
Sterbefälle auzumelden. | 


Die Meldung angekommener Fremden und die Abmeldung abreis 
jender Perfonen muß an dem Zage der Anfunft vefp. der Abreife, 
und wenn Diefe nach 9 Uhr Abends eintritt, in den Städten bis 9 
Uhr am nächſten Vormittage, auf dem Lande innerhalb 24 Etuuden 
bewirkt werden. Bei Perfonen, welche nicht über Nacht verbleiben, 
it feine Melduug erforderlich. 


Bei jeder Meldung ift der Vor⸗ und Familienname, Stand und 
Gewerbe, Geburts: und Wohnort des Augemeldeten, Namen uud 
Hausnummer ded Anmeldenden anzugeben. 


Die Unterlaffung der vorftchenden polizeilichen Meldungen wird 
mit einer Geldftrafe von 10 Sgr. bis 2 Thaler, im Falle des Zah—⸗ 
lungs -Unsermögens mit Gefängnißftrafe geahndet werden. Yubl. der 
Reg. zu Müniter vom 9. März 1855, M. R. vom 412. Juli 1817 und vom 
5, Auguſt 1854 


7. Die Signalements der verdächtigen Perfonen, welche z. B. 
durch öffentliche Blätter zw ihrer Keuntniß gelangen, müſſen Gaſt—⸗ 
wirthe fich merfen, ſolche, nebit den ihnen von der. Polizeibehörde zus 
kommenden Stefbriefen, nach Umftänden ihren Hausgenoffen, befons 
ders aber Den in den Gaftböfen etwa fervirenden Lohnbedienten mits 
theifen, amd die bei ihnen einfehrenden Fremden behutſam und ohne 
daß folches auffallen kann, Damit vergleichen. Entdecken fie eine 
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Aehnlichkeit mit einem verfolgten Individuum, fo haben fie, auch 
wenn der Name nicht ſtimmen folle, oder der Paß richtig fcheinen 
follte, der Poligeibehörde fofort davon Anzeige zu machen: inzwiſchen 
aber mögliche Entweichung eined Verdächtigen vorzubengen. Regl. ver 
Peg. zu Köslin vom 418. Auguft 1818, 


(Yisitation der 8. Die Polizeibehoͤrden haben die Gafthöfe und 
Krüge) ° Krüge, im welchen geringe Leute einfehren und übers 
nachten, fewohl in den Städten ald auf dem Lande, oft und unvers 
muthet zu pifitiven, um ſowohl die Meldungen von Seiten der Wirthe, 
als auch die Legitimation der Gäfte genau zu Fontrofliven. Siehe übri- 
gend Paß- und Fremvenpolizei $. 83. Steckbriefe $. 16.) Auch Perfonen 
des platten Landes follen bei Y, Thlr. Etrafe, fogar Diejenigen, welche 
bei ihnen haben einfehren wollen, von ihnen aber nicht aufgenommen 
find, der Polizei anzeigen. M. R. vom 29. Mai 1818. 


(Pflichten der 9. Gaſtwirthe müffen fih alle zur Erhaltung der 
Gastwirthe) öffentlichen Ordnung und Sicherheit nötbig gefundene 
Reranftaltungen ohne Widerrede gefallen laſſen. A. 2. R. Ir. 8. $. 440. 


Machen fie fich wiederholter Uebertretungen der ihnen vorgeichries 
benen Polizeigeſetze, oder bebarrlicher Wideripenftizfeit gegen die Anz 
orduungen der Polizei ſchuldig, fo follen fie ihres Gaſtwirthsrechts 
durch richterfiches Exfenumip für verluftig erklärt werden. Daſ. $. 442. 


(Rechte zwi- 10. Die Nechte zwifchen den Gaftwirthen und Reis 
schen Gastwir- fenden hinfichtlich der Sachen der fegteren und die Bes 
theu.Reisende.) pirthungstoſten bejtimmen Die SS. 444 sqq. des A. L. N. 

a. a. O. 


Kap. 4 Bon unerlaubten Spielen. 


(Einleitung.) 1. Die Polizeiobrigfeit hat unerlaubte Spiele durchs 

aus nicht zu dulden, und auf Steuerung dieſes Uns 
fugs ftrenge zu wachen; (M. R. vom 12. November 1820.) auf Spies 
ler von Profefion ihr befonderes Augenmerk zu richten. Diefe find, 
felbjt wenn fie ehrlich fpielen, dem Eigeuthume Anderer immer 
um defwillen gefährlich, weil fie Dem Treiben nach Vermögenser— 
werbe eine falfebe Richtung geben, welche die, Die ſich ihnen anders 
trauen, meiſt von dem rechten Wege ableiten, und ftatt den Umfang 
ihred Vermögens zu erweitern, dieſen vielmehr beengen. 


(Hazardspiele.) 2. Hazardfpiele find unerlaubt, fobald aus der 
Befchaffenheit der fpielenden Perfonen, des Einſatzes 
und der übrigen Umſtände erhellet, daß felbige aus Gewinnfucht ges 
fpielt werden. A. 2. R. IL. 20. $. 1298. 
| Das Hazardipiel iſt alfo wicht eher als Verbrechen zu betrachz 
ten, als bis die Bedingung, unter der dieſe Spiele in Verbrechen 
ausarten, dargethau iſt. Es Fönnen biernach zwei Menfchen ein und 
dad nemliche Spiel fpielen und doch ijt uur einer ſtrafbar. — Das 
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Karakteriſtiſche diefer Art von Epielen muß daher darin geſetzt wers 
den, Daß die Spieler Einfäge gemacht haben, die über ihr Vermögen 
eben, daß fie dabei mehr verloren haben oder verlieren fönnen, als 


ihre häuslichen Umstände u. f. w. zulaffen. Paalzow's Komment. über 
die Krim.O. (Berlin 1807. Th: 1. ©. 402.) 


3. Unter den Hazardfpielen wird beſonders Bassette, Lansque- 
net, Faraon, Cing et neuf, Quinze, Passe a dix, Lotto, Trifchaden, 
Würfeln und ähnliche Spiele verftanden. A. L. R. II. 20. $. 1299. 


4. Der bei ſolchen Spielen die f. g. Bank macht, alle Mitfpie: 
ler, fowie auch der Gaſt- oder-Kaffeewirth, oder der Unternehmer 
öffentlicher Zufammenfünfte, welche verbotene Epiele bei fich dulden, 
find zur fisfatifchen Unterfuchung zu ziehen, und leßtete werden im 
Wiederbolungsfalle mit Verluft ihres Gewerbes beftraf. A L. R. 1. 
20. $. 1300. 1301. 1304. 1305. und 1306. 


5. Das Wetten, oder f. g. Pariren ift, wenn es auch bei er» 


laubten Spielen geſchieht, dennoch dem Hazardfpiele gleich zu achten. 
Daf. 8. 130% 


6. Leute, die von Spielen ein Gewerbe machen, und zu ſolchem 
Ende Brunnen, Bäder und andere öffentliche Derter und Verfamms 
lungen befuchen, follen über die Grenze geſchafft; wenn fie aber dens 
noch zu Treibung ihred verbotenen Gewerbes zurüdfehren, auf 1 
Jahr zur Feſtung abgeliefert werden, Daſ. 5. 1303, 


7. Offigianten, welche von Hazardfpielen ein Gewerbe machen, 
follen ihres Amts entfegt werden. Daſ. 5. 1307. 


(Glücks-, Wür- 8. Zu allen öffentlichen Glücks-⸗, Würfels und 

fel- und Döp- Döpfenfpielen follen feine Konzeſſionen ertbeilt, und zu 

kenspiele.) derem Betriebe von den Ortsbehörden Feine Erlaubniß 
ertheilt werden. M. R. vom 8. März und 2, Mai 1817. 


Der Ausfteller der Gegenftände diefer Spiele verfällt außer der 
Konfiskation derſelben für die Ortdarmen, in eine Geldſtrafe von 2 
bis 4 Thlr, (wovon der Denunziant die Hälfte erhalt) oder im 
Kalle der Unvermögenbeit in eine Gefängnipftrafe von 4 bis 8 Tagen. 
Publ. der Reg. zu Munfter vom 14. Mai 1817. 


9. Zu diefen verbotenen Würfelfpiefen um Waarengegenftände ıc. 
werden auch diejenigen gerechnet, wo das Epiel mit’ mehr als 3 
Würfel gefchiebt, weil Durch Die fteigende Zahl der Würfel die 
Wahrſcheinuchkeit zu dem Gewinn zu gelangen, fich ganz unverfälts 
nifmäßig vermindert, und fait gänzlich vereitelt wird. Bericht der K. 
Peg. zu Bromberg vom 28..Auguft 1828. und Min, Reifr. vom 6. September 
1828. (0: 8. U. ©. 741) Publ. der K. Reg. zu Münſter vom 12. Febr. 1829, 


(Erlaubte Spi- 10. Würfelipiele dagegen, jedoch nur in Verbin⸗ 
le.) ‚ dung mit einem Pleinen Handel von Viktualien, Glads 


% 


196 I, Tit. IV. Rap. 5: Verdächtige, Verfolgte x. 


und Porzellan⸗ oder andern unbedeutenden Waaren, gehoͤren zu un⸗ 
ſchuldigen Volks⸗Vergnüguugen und koͤnnen bei Volfsfeften, Jahr⸗ 
märften, von den Ortöpolizeibehörden geſtattet werden, bedürfen aber 


deren Genehmigung, M. R. vom 21. April 1817. 14. Juli 1818. und 26 


Dftober 1824. 
oder auch nach Umftänden der Regierungs⸗Konzeſſion, da die vorſte⸗ 
henden Reſkripte fi nur auf das übliche Verfahren in einigen Res 
re namentlich in den von Magdeburg und Bromberg, 
esiehen. M. R. vom 19. Oftober 1832. | ' 
Kenn nur die Haupterforderuiſſe der Zuläffigfeit eines Gluͤcks⸗ 
fpield, namentlich: die Verbindung mit einem kleinen Dans 
del mit Eß⸗ oder anderen unbedeutenden Waaren, fo wie geringer 
Einfag und Sicherheit gegen Betrug vorhanden find, danır koͤmmt es 
nicht weiter darauf. an, ob gerade durch Würfel, Noulett oder auf 
irgend eine andere Weife die Entfcheidung des Zufalls + herbeigeführt 
wird. Nur folche Art Spiele find auf & aprmärkte und bei Volks⸗ 
feften zu geftaften. M. R. vom 11. Februar, Reſkr. der Reg. zu Münfter 
vom 1. März 1836. 


41. Auch die Verloofung oder Ausfpielung unbedentender Ges 
enftände ohne öffentliche Anfündigung, ohne gedruckte Looſe und 
Avertiffements, gehört nicht zu den verbofenen Spielen. 3. R. der Re 
gierung zu Münfter vom 25. Juni 1822, und M. R. vom 26. Oktober 1824. 
(Siehe übrigens auch Lotterie. Th. III. Tit. 10.) 


Kap. 5. Polizeiliche Aufficht auf Verdächtige, Verfolgte 
und aus Korreftionshäufern Entlaſſene. | 
(Einleitung.) 4. Auf die der öffentlichen und Privat Sicherheit 
gefährlichen Subjefte hat die Polizei ihre befondere Aufs - 
merkſamkeit zu vichten. Sie muß deshalb nach ihrem Hauptzwecke, 
wornach fie verbunden ift, Verbrechen vorzubeugen, ‚auf einen jeden, 
er fei als Verbrecher ſchon im Unterfuchuug geweien oder nicht, ein 
wachſames Auge haben, um ihm von Verbrechen abzuhalten; (Pauls 
00’ Komment. zur Krim.-Drdn.rzu $. 409, 410.) biernach die inländis 
jeden Müffigganger der medern Volksklaſſe, entlaſſenen Sträflinge ꝛc. 
ſcharf beobachten und moͤglichſt zu befchäftigen fuchen, befonders an den 
Landesgrenzen die firengfte und umerbittlichite Aufficht über alles ' 
herumftreifende Gefindel führen, flüchtige Verbrecher zu ermitteln und 
zur Haft zu bringen fuchen u. |. w. i 


Abſchu. 1. Beanffihtigung der Verdächtigen x. 
(Welche Per- 2, Die Polizeiaufficht dehnt ſich aus, auf 
— * rue 1) alle aus den Gefängniffen entlaffenen, feines beſtimm⸗ 
sichtigen sind.) ten der ‚öffentlichen Sicherheit nachtheiligen Ver 
brechens bezüchtigte Individuen; (Auch auf die beguadigten Ver⸗ 
recher.) M. R. vom 30. Auguft 1823: ' 
2) die ab instantia abſolvirten Augeſchuldigten; 
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3) alle aus Straf⸗ und öffentlichen Befferungsanftalten entlaffene, 

eines beftimmten Verbrechens bereitd überführte und dieferhalb 
becſtrafte Judividuen; 

4) alle diejenigen Eubjefte, denen ein beſtimmter rechtlicher, für ih—⸗ 
ve Bedürfniffe ausreichender Broderwerb fehlt, wohin infonders 
beit alle dienftlofe Eins und Ausländer und alle nicht in Arbeit 
fichende Handwerfögejellen gehören. M. R. v. 12. Ceptbr. 1815. 
$. 1. (0. d. Heyde Repert. I. ©. 11.) 


(Listen u. Per-- 3. Die Polizeibehörden müͤſſen über alle diefe Indi— 
— — viduen genaue Liſten und über ein jedes derſelben beſon— 
ige) FAT dere Akten halten, zu welchen die Veraulaſſung uud die 
Ä Nefultate der polizeilichen. Obfervation, fo wie über: 
haupt alfe für dieſelbe interefjante Nachrichten, zu bemerken find. 
Dai. 9. 2. 2 


(Zweck derBe- 4. Der Zweck der polizeilichen Aufmerkfamkeit ift, 

aufsichtigung.) zu verhüten, daß die unter derjelben ſtehenden Iudivis 
duen durch Kriminals oder Polizeis Verbrechen und VBergehungen dem 
Publikum nicht nachtheilig, fondern vielmehr zum vedlichen Brod⸗Er⸗ 
werbe veranlaßt, daß die von ihnen demioch begangenen, oder bezweck⸗ 
ten, Verbrechen und Vergebungen entdeckt und verhütet, und fie zur 
Haft gebracht werden. Bei den nur vorfäufig freigefprochenen Anger 
fhuldigten tritt zu diefem Zwecke noch der hinzu, daß durch furtges 
feste polizeiliche Beobachtung der Perfon und Verfolgung der in der 
Kriminallinterfuchung bereitd vorliegenden Verdachtögrunde ausge— 
mittelt werde, oder von der Inſtanz freigefprochene Verdächtige 
das in Nede ftehende Verbrechen, feines Laͤugnens ungeachtet, begans 
gen habe, uud daher in Gemäßheit des $. 411. der Krim, Ordn. die 
Unterfuchung wider ihm zu eröffnen ſei. Daſ. $ 4 


(Wie die Auf- 5. Die Polizeibehörden müfjen fich vorab eifrigft bes 
sicht zu füh- mühen, aus den vorhandenen ‚ihnen mitgetheilten, oder 
ua von ihnen zu requirirenden gerichtlichen Akten, durch 
Rückſprache mit den Quftisbehörden und Vorſtehern der öffentlichen 
Straf- Beſſerungs- und Arbeits: Anftalten, durch Erfundiguug bei 
den. Wirthen und Bekannten der Verdächtigen, und auf andere Art, 
über die unter polizeiliche Beobachtung gejtellten Individuen, deren 
bisherigen und gegenwärtigen Lebenswandel, verbrecheriihe Neigungen 
und Verbindungen und andere Verhältniſſe des beobachteten —8 
duums, möglichſt vollſtändige Kenntniſſe zu erhalten, und damit un⸗ 
unterbrochen fortfahren; vorzüglich fommen hiebet die Verbindungen 
mit andern verdächtigen Individuen, die Erwerbsmittel, die Ausgas 
ben und das Verhältniß zwifchen beiden, fo wie die den moralijchen 
Lebenswandel erläuternden Verhäftniffe in Betracht. Daſ. $ 3. 


6. Der Grad der Beobachtung hängt von dem der Verdächtig- 
feit eines jeden SIudisiduums ab; die Polizei-Beamten müfen dem. 
14 
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Polizei⸗Dirigenten über die bei der Obfervation gemachten Bemerkun⸗ 
gen und erhaltenen Nachrichten fleißig Bericht erftatten. Daf. 6. 5. 


Im Allgemeinen zerfallen diefe Individuen in folgende Klaffen: 


I. Diejenigen, welche aus Strafs oder Korreftions-Anftalten entlaf 
fen worden, jedoch noch unter Aufſicht gehalten werden müfen; 


I. diejenigen, welche in einer Krim.sUnterfuchung nur von der Ius 
ſtanz freigefprochen, oder zur polizeilichen Beobachtung ſich quas 
lifiziren, und | 

III. endlich folche, welche aus andern Gründen auf Fürzere oder län⸗ 
gere Zeit unter Obſervation, oder nach Befinden unter Aufſicht 
der Polizei zu nehmen. 


Sp viel - 


zu 1. die erſte Klaſſe betrifft, fo folgt aus der, in der Krimis 
nal-Ordnung $. 569 vorgefchriebenen, ftrengen Aufficht der Por 
lizei-Obrigkeit, daß fie die dazu nöthigen Maaßregeln ergreifen 
muß, — Keffr. des Min. der Polizei an die Kön. Reg. zu Minden vom 19 
Sufi 1818. — dem dringend verdaͤchtigen, oder ald Dieb beftrafter In⸗ 
disiduum alfo, das Ausgehen und Ausbleiben nah 10 Uhr Abends bei 
Vermeidung ſtrenger Beſtrafung zu verbieten und folche im geeigues 
ten Falle, jedoch immer nach geftatteter Nefursnahme dagegen, zu 
vollſtrecken iſt. Wiederholte Webertretungen obiger Anordnung müf- 
fen eine Verfchärfung der Strafe zur Folge haben. 

Demfelben tft in gefchloffenen Ortſchaften und fonft wo moͤg⸗ 
fich nicht zu erlauben, Fine Wohnung vor den Thoren oder an fols 
chen Orten zu nehmen, wo feine Beobachtung erjchwert oder unauss 
führbar gemacht wird, Die bei jedem jolcher — vorwaltenden Umſtãn⸗ 
de werden der Polizei⸗Behoörde die zu treffenden Maaßregeln und in 
wie weit die Wahl der Wohnungen dem zu Beobachtenden zu bes 
fchränfen fei an die Haud geben. 

Mit welchen Perfonen der zu VBeobachtende im Verkehr fteht und 
welchen Ruf derielbe hat, muß genau ermittelt werden. Findet 
fich, daß der nächfte Umgang des zu Beobachtenden aus jchon beitraf-/ 
ten Verbrechern befteht, fo muß die ftrengfte, jedoch auch möglichit fich 
unbemerkbar machende Beobachtung folcher Perfonen, fowohl bei Tas 
ge als auch ded Nachts eintreten, In diefer Hinficht find die Nachts 
wächter zu inſtruiren, die Wohnungen folcher Perfonen genau zu ber 
obachten und falls der Verdächtige fih zur Nachtzeit aus demfelben 
entfernt, ihm unvermerft auf dem Fuß zu folgen und zu erforfihen, 
wohin fich derfelbe begiebt. Durch Polizeis Beamte zu gewiſſen Zeiteit 
des Nachts die Wohnungen der Verdächtigen beobachten zu lafjen wird 
ſehr zweckmaͤßig fein. 

Auf welche Weiſe der unter polizeilicher Aufſicht Stehende ſich 
feinen Unterhalt verſchafft, wird zunächſt von deſſen Nachbaren zu ers 
rorjgen fein. Nicht minder ift die polizeiliche Aufmerkfamfeit darauf 
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zu richten, welchen Haushalt dergleichen Perſonen führen und ob nicht 
deren Arbeitsverdienſt mit ihren Ausgaben im Widerſpruche ſteht. 
Auch hierüber werden die Nachbaren und andere mit dem unter po— 
lizeilicher Aufſicht ſtehenden Individuen in näherer Bekanntſchaft ſich 
findenden Perſonen die beſte Auskunft geben können. Im den Wirths⸗ 
bäufern, welche Perſouen folcher Art befuchen, muß nachgeforfcht wer; 
den, wie viel von ihnen dort verzehrt wird und ob und wie hoch fie 
etwa dert ſpielen. Ergeben ſich Verdachtägründe, fo müffen folche 
Derfonen noch firenger und ſorgfaͤltiger, ſowohl bei Tage als auch bei 
der Nacht beobachtet werden, bis man genau die Mittel kennen lernt, 
wodurch fie ſich ernähren und überhaupt ihre Ausgaben beſtreiten. 


Ueberhaupt hat die Polizei bei den unter Aufficht geftellten Ju⸗ 
dividuen in den meiften Fällen das Axiom: Semel malus semper 
malus in eodem genere mali wohl zu beachten. 


Uebrigend aber dürfen nach dem vorbin gedachten Minifterial- 
Neffe. die Polizeibehörden, fo auch bier, Niemanden befäftigen und bes 
fchränfen, ohne dazu hinreichende Gründe zu haben, und weiter, als 
- zum Zweck nothwendig tft. Es muß daher die Polizeibebörde auf je— 
den einzelnen Fall Ruͤckſicht nehmen, aber dennoch, die allg. Sicherheit 
und die Vorbeugung der, für Diefelbe beforglichen Gefahren im Auge 
behalten, mithin eine Ausnahme von obigen Grundfügen nur dam zus 
laffen, wenn daraus Feine Gefahr zu befürchten. 


II. Die zweite Klaffe anlangend, fo ift in Anfehung derfelben 
nicht, wie bei der. erjten, eine Aufficht oder wohl gar eine ftrenge 
Aufficht der Polizei, fondern nur die polizeiliche Beobachtung 
der son der Inſtanz abfolvirten Individuen in den, im den Zirfulas 
rien der Minifterien der Juſtiz und der Polizei v. 2. u. 12. Sptbr. 
1815 näher gedachten Fällen durch die allgem. Kr. ©. $. 410, vors 

efchrieben. In der Negel wird hier die Beftimmung des $. 3. des 
etstged. Neff, (vorſtehend sub 5.) völlig ausreichen, und es daher der 
Einwilligung der Polizeibehörde nicht bedürfen, wenn die unter polis 
zeilicher Murlicht ftebenden Perfonen fich nur auf eine Nacht aus dem 
Drte ihres Aufenthalts entfernen wollen, indeffen aber find diefelben 
gehalten, der Polizeibehörde davon Anzeige zu machen, wenn fie nach 
einem andern reifen wollen. Reſkr. des Pol. Din, vom 49, Juli 1818, 


Ebenfalld verordnet das M. R, vom 12. Dezember 1829 an die 
Königlihe Regierung zu Magdeburg, wie ein durchaus ununterbros 
chener Aufenthalt any einem bejtimmten Orte, in Grmangelung eines 
richterlihen Erkenntniſſes, nicht von der Verfügung der Polizeibehörs 
den abhängig gemächt werden koͤnne; das Höchfte, was die gedachte 
Behörde, bei der nach F. 410 und 569 der Kriminal-Ordnung einzu—⸗ 
leitenden Aufficht, verkmgen Fönne, nur darin beftehen dürfe, daß die 
Polizeibehörde eine Anzeige des Beauffichtigten, wenn er einmal ver— 
reifen wilf, erhalte, oder daß derſelbe fich von Zeit zu Zeit einer per- 
fönfichen Geftellung unterwerfe, weil fonft gar leicht der Fall eintre⸗ 
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ten Pönnte, daß er in feinem Gewerbe weſentlich befchränft, und das 
durch neue Verarmung und Verbrechen herbeigeführt würde. 

Ruͤckſichtlich endlich 

ad Il. der dritten Gattung der die befondere Aufmerk⸗ 
famfeit der. Polizeibehörden erheifchenden Individuen, fo find Die Gründe 
und Veranlaffungen zu der polizeilichen Kontrolle Derfelben zu man⸗ 
nigfaltig um einzeln angeführt werden zu koͤnnen. Die Polizei bat 
hierbei ım Allgemeinen einen doppelten Zwed, entweder bei der Uns 
zuläffigkeit der Verhaftung oder des Arreſts die Entfernung aus eis 
nem Orte zu verhindern, oder aus dazu hinreichenden Gründen ‚don 
der Lebensart, den Handlungen und überhaupt von den Verhältniſſen 
eined Individunms befondere Kenntniß zu nehmen, um entweder einen . 
gegen dafjelbe vorhandenen Verdacht näher zu begründen, oder einer 
von ihm zu beforgenden Gefahr vorzubeugen. Nach Verfchiedenheit 
diefer Zwecke, und mit Nücdficht auf die Verhältniſſe eines jeden eins 
zelnen Falles ift das von der Polizei zu beobachtende Verfahren ebens 
falls verfchieden, und bald Aufficht, bald Beobachtung, und in beiden 
Fällen, bald ein gelinderer, bald ein firengerer Grad derfelben erfor 
derlich. Reſkr. des K. Pol. Min. vom 19. Zuli 1818; 


7. Die im Orte gegenwärtige Gendarmerie ift über die unter 
Dbfervation geftellten Individuen in genaue Keuntniß zu feßen, und 
muß auf dieselben ihre Aufmerkjamfeit richten, und die in Erfahrung 
gebrachten bemerkenswerthen Umftände dem Poligei-Dirigenten anzeigen. 
M. R. vom 12. Geptember 1815. $. 6. (v. d. Heyde Rep. 1. ©. 11.) 


(Einleitung resp. 8. Die Polizeibehörden haben die, eine triminals 
Kneuerung unterſuchung (wenn gleich früher eine vorläufige Frei⸗ 
chung gegen ſprechung erfolgt ift), begründende Anzeigen, nad) ges 
Verdächtige.) endigter polizeilicher Unterſuchung der betr. Juſtizbe⸗ 

hörde mitzutheilen, derfelben vorzuarbeiten und fie zu 


unterflügen. M. R. v. 12. Sept. 1815. 8. 7. (v. d. Heyde 
Repert. 1. ©. 11.) 


(Veränderung 9. Bei Wohnortd- Veränderungen der Verdächti- 
ee ee gen find die Perfonalaften derfelben und fonftige Nach: 
tigen.) FR richten der Polizeibehörde des neuen Wohnorts zur 

Fortſetzung der Beauffichtigung mitzutheifen. Daſ. 6. 9 


Kein Geſetz befchränft übrigens den wegen eined Verbrechens bes 
firaften aber arbeitsfähigen Inländer in der Wahl feined Aufenthalts⸗ 
orted. Kein verdächtiger Ausländer hat jedoch das Necht aufgenom- 


men zu Werden. Reſtr. des K. Min. des Innern und der Pol. vom 20, Fer 
bruar 1834. (9: 8. Ann, 18. B. ©. 198.) | 


10. Für Beſchaäͤftigung der Verdächtigen, bei Grmangelung ans 
derweitiger vedlicher Grwerbsmittel, entweder bei Privaten, oder durch 
Öffentliche Arbeiten haben die Polizeibehörden zu forgen. Vek. der Rege 
zu DMünfter vom 18. September 1818. und vom 4. Juni 1826. 


a 
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( Gegenseitige 11° Die Ortspolizeibehörden follen ſich gegenfei- 
Ten tig von Zeit zu Zeit, oder. fo oft Veranlafung dazu 
ber Verdacht. Porbanden, gegenfeitig Nachweifungen von den die öfz 
ge-) fentliche Sicherheit bedrohenden Individuen, auch Nach: 
richten über etwa vorhandene Spuren von Diebesbaus 
. den geben, indem dadurc die Kontrolle folcher Subjefte, auch in der 
Eutfernung von ihrem Wohnorte, genauer geführt werden kann. 
Reſtr. des 8. Pol. Min. vom 16. April 1819. | 


Abfhn. 2. Stedbriefe. 

(Hinter welche 12. Steckbriefe follen nur hinter flüchtig gewor- 
Personen sie dene Verbrecher, und ferner gegen den, der noch nicht 
zu erlassen.) verhaftet war und defien Ver huldung ungewiß ift, 
nur bei der Griftenz folder Umftände erlaffen werden, die einen Vers 
baftöbefehl begründen würden. Auf die unter Polizei⸗Aufſicht ftehen- 
den Individuen ift diefe Maaßregel nicht anzuwenden. Neffe, des K. 
Min. des Inn, u. d. Pol, vom 12. Febr. 1828. und Paalzow's Kom. zu $. 237 
und 238 der Krim. O. 

Gehören fie zum Soldatenftande, fo ift zugleich die kompet. Mi: 
— davon im Kenntniß zw ſetzen. Reſtr. vom 17. März 1800. 
(N. E. ©. 


(Verfahren bi 13. Zu GStecbriefen werden die vorgeſchriebenen 
— dersel· und mitgetheilten Formulare gebraucht. 


Der Steckbrief iſt mitzutheilen: 

den im Orte oder Kreiſe ſtationirten Gendarmen und dem naäch— 
ſten Gendarmerie⸗Offizier, Jedem ein Eremplar. Dieſer ſorgt durch 
Mittheilung an die ihm untergebenen Wachtmeiſter, an den benachbar⸗ 
ten Gendarmerieoffizier, den AbthKommandeur, den Brigadier und 
die K. Reg., die ſaͤmmtlich wieder fuͤr die weitere Verbreitung an ihre 
Untergebenen ꝛc. Sorge tragen. Reſkr. des K. Min. des Innern vom 
13. Januar 1828, 


14. Außer an die vorgedachten Gendarmen und dem Gend, 
Offizier hat die Behörde, welche den Stedbrief erläßt, denfelben auch 
fofort in das Provinzials oder Intelligenz und dem Befinden nach 
auch in ein auderes öffentliched Blatt einrücden zu laffen. Eben fo 
it derfelbe an die benachbarten, fo wie an die Obrigfeiten derjenigen 
Orte am welchen der Flüchtling aftenmäßige oder wahrfcheinliche Vers 
bindungen hat, mit Bemerkung der letteren, befonders zu fenden. 
Berorön. des K. Pol, Min, vom 26. Februar 1813. $. 1. 


(Form der Re- 15. Einer polizeilichen Nequifition an niederläns 
————— diſche Behörden um Auslieferung eines Verfolgten muß 
nes 2 die gerichtliche Vorladung des Auszuliefernden oder der 
nigreich der gaen denſelben ergangene Verbaftsbefehl beigefügt fein, 
— er bei beſonderer Eile in der kuürzeſten Zeit nachgeſendet 
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werden. Reſkr. des K. Juſt. Min. vom 25. Mai und des K. Min. des In: 
ner und der Polizei vom 18. Juni 1834 | 


(Steckbrief-Kon- 16. Jede Polizeiobrigfeit mnf eine Gtedbriefkons 
trolle.) trolle in chronologiſcher Ordnung führen, worin alle 
nicht allein von ihr erlaffenen, — auch die in öffentlichen Blät⸗ 
tern abgedructen ‚ eben fo die ihr, anderweitig zugefommenen Steck⸗ 
briefe eingetragen werden, M. Berordn. vom 26. Febr 1813 $. 3. 


(OeffentlicheBe- 17. Jede Obrigkeit muß die in ihre Kontrolle 
kanntmachung einzutragende Stedbriefe den übrigen Gemeintebeams 
Te aaa " ten, den PolizeirUuterbeamten, den Zolloffizianten, abs 

ſchriftlich mittheilen, auch Abfchriften davon an deu 
ewöhnlichen und andern öffentlichen Orten, in — und Schenkſtu⸗ 
en (ſiehe vorſtehend Kay. 3. 8.7.) auch die in den letzteren Zeiten bes 

Fannt er Stedbriefe auf Jahrmärkten öffentlich anfchlagen. 

a. a. Di 8. 6—8. 


( Vergleichung 18. Bel der Verhaftung eined fremden Verbres 
— brechers oder Vagabunden muß derſelbe mit der Steck⸗ 


der Kontrolie.) briefskontrolle genau verglichen werden. a. a. O. 8. 9. 


( Erledigungs- 19. Jede Obrigkeit welche einen Steckbrief erlafs 
fälle.) fen hat, muß, wenn derfelbe durch Verhaftung des Vers 
folgten oder andere Umftände feine Erledigung erhalten bat, dies 
durch dieſelben Öffentlichen Blätter, worin der Steckbrief abs 
edruct ift, befannt machen laſſen. a. a. D. $. 10. und Reffr. des K. 

in. ded Innern und der Polizei vom 29. April 1828. 


20. Die Polizeibehörden müffen die —— oder ſonſt zu 
ihrer Keuntniß kommenden ge den Gendarmen befannt mas 


chen, damit diefe ihre Regifter darnach berichtigen. M. R. vom 13. Ja⸗ 
nuar 1828. 


Kap. 6. Bettler, Müffiggänger und VBagabunden, 
Trunkenbolde ır. 


(Einleitung.) 1. Alles herumftreifende Gefindel gefährdet Die 

Öffentliche Sicherheit der Perfonen und des Eigenthums; 
fiete Aufmerkfamkeit muß daher feitend der Polizei gerichtet werden 
auf Müffiggänger der niederen Volksklaſſe, Bettler, Bagabunden u. 
f. w. Der Müffiggänger, welcher fonft fein Vermögen bat, muß noth⸗ 
wendig auf irgend eine unerlaubte Art feinen Broderwerb finden; die 
Bettler beläftigen die menfchliche Gefellichaft und gefährden fait eben 
fo fehr als Vagabunden die Sicherheit dev Straßen und der Privat 
wohnungen. —9 

Abſchu. 1. Bettler. ma 

(Begriff der BHet. 2. Der Begriff der Bettelei iſt nicht darauf bes 
tclei.) fchränft, daß Jemand gerade auf der Straße oder au 
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öffentlichen Orten um Almofen anſpricht; noch ift der Beweis der 
Berrelei gerade auf das Ertappen bei einem ſolchen Auſprechen be— 
fchränft. Sobald es ſchon feititeht, daß Jemand auf eine indirefte 
Weife Almofen gefucht hat, und e8 unzweifelhaft if, daß ihm die pho—⸗ 
ſiſche Kraft zum Arbeiten nicht abgeht, ift es Feinem Bedenken unters 
morfen, daß derfelbe ohne Weiteres wie jeder Andere Bettler zu bes 
handeln iſt; M. R. vom 2. Januar 1821. 


auch gilt e8 dabei gleich, ob die Bettelei mit Worten oder mit Mie- 
nen, innerhalb oder außerhalb der Häufer, perfönlich oder durch Briefe 
oder Boten verübt, auf Geld oder Lebensmittel oder audere Gegeus 


fände gerichtet ift. Alerh. Verordn. betr. das Landarmenhaus für Weſtfalen 
vom 15. Dejember 1820. $. 4. 


Uebrigens ift unter Bettelu im gefeplichen Sinne nur ein öf- 
fentliches oder ein Anfprechen folcher Perfonen zu berftehen, zu wel: 


chem der Anfprechende im Feiner befondern Beziehung ſteht. M. R. 
vom 19. Mär; 1831. 


Doch mag man aber auch von eigentlichen Bettlern diejenigen 
Hausarmen unterfcheiden, welche in gewiſſen Häufern eine wöchent⸗ 
lich feftgefegte Unterftügung erhalten, obgleich auch diefe noch zweck⸗ 
mäßiger duch die Armenvorfteher den Armen in ihrer eigenen Woh—⸗ 
nung zufommen würde, 


(Verfabren ge- 3. Diejenigen, die nur aus Trägheit, Liebe zum Müf- 
gen — —— ſiggange, oder andern unordentlichen Neigungen, die Mittel 
. ſich ihren Unterhalt ſelbſt zu verdienen, nicht anwenden 
und gegen die- wollen, follen durch Zwang und Strafen zu nüplichen 
jenigen, welche Arbeiten unter gehöriger Aufficht angehaften werden. 
die Bettelei be- 4. 8, NR. IH. 19. 
günstigen.) Wegen ja 

Kap. 11.” . 


4. Die Straßenbettelei foll nicht geduldet werden. Daf. $. 20. 


5. Vielmehr Liegt e8 den Polizeibehörden jedes Orts ob, dieſem 
Uebel mit Nachdruck zu feuern. Daf. $. 21. 


3. 
ggäuger ſiehe übrigens „Armeupolizei 


6. Eltern, welche ihre Kinder betteln laffen, follen von der Por 


lizeibehörde ftrenge geftraft werden. Verordn, vom 9. Auguft 1804. 8. 5* 
—— A. L. R. 1 6. F. 58, 69, U. 20. $. 67—70., Miniſt. R. vom 17° 
ovember 1829. 


7. Sobald Landarmenhäufer eingerichtet find, darf Niemand 
mehr einem Straßenbettler Allmoſen geben; A. L. R. IL. 19 $. 22. 


und zwar bei 10 bis 20 Sgr. Strafe. Allerh. Verordn. betr. das Land- 
armenhaus für Weftfalen vom 15. Dezember 1820. $. 7., Raglem. für die 
Zwangsarb.:Anftalt zu Gr.-Salza, Publ. der Reg zu Magdeburg vom 14. Zuli 
Suli 1828. u. |. w. 
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8. Diejenigen, welche in eigemmügiger Abficht, ohne dazu be- 
rechtigt zu fein, Neujahrs⸗Gratulations⸗Umgänge halten, find als ges 
meine Bettler aufzugreifen und zu beftrafen, Publ. der Reg. zu Mün: 
‚fer vom 14. Dezember 1831. Ä 


9, Straßenbettler ‚find aufzugreifen, und (mit den Vernehmungsds 
verhandfungen) au diejenigen abzuliefern, denen nach den Grundfägen 
S. — 16. A. ER. Il. 19. deren Verſorguug obliegt. u L. R. IE 
19. $. 23. 

‚ Welcher Gemeinde ze. nach diefen Grundfägen die Verf orgung 
obliegt, und wohin alſo die Straßenbettler abzuliefern, iſt Kap. 11. 


$. 13. sqq. geſagt. conf. auch „Paßpolizei, Verfahren gegen beitelnde Hand: 
werfögefellen, Kap: 8. Abſchn. 3. — 


10. Die Ablieferung geſchieht auf Koften desjenigen, welcher 
für den Bettler forgen muß. A. 2. R. Im 19 $. 24. 


— 11. Zeugniffe zum Betteln wegen Brand oder anderer Un⸗ 
glücsfälle dürfen bei Strafe nicht erteilt werden. Regl. der Armen- 


anftalt für Oftpreußen ıc. vom 31, Oktober 1793, für Meftfalen vom 15. De: 
zember 1820. u. ſ. w. 


(Kompetenz der 42. Nah $. 12. der Laudarmenhausordn. für 
„okalbchörden Weſtfalen vom 15. Dezbr. 1820. follen zwar die Laud— 
Fun der Bac täthe für afle durch Vagabundiren, Betten oder Ber 

S ünftigung Deffelben verübten polizeilichen Etraffälle 
die Strafe feſtſetzen; dieſe Beſtimmung ift aber durch 
die A. Kab. DO. vom 26. Juni 1830, wornach den Lokalpolizeibehoͤr⸗ 
den auch die Unterfuchung und Beftrafung der Candespofizeifontraven- 
tionen übertragen ift, aufgehoben, uud diefe haben die Befugniß, die 
in ihrem Bezirke ergriffenen Laudftreicher oder Bettler zur Unterſu— 
hung und Beftrafung zu ziehen. Publ. des K. Ober-Präf. von Weſifa⸗ 
len vom 14: März 1831. conf. $. 15. nachſtehend. | 


Abſchn. 2. Bagabunden, 


(Begriff) 43. Vagabunden nenne mar diejenigen Landſtrei⸗ 

cher, die Fein Domizil haben, M. R. v. 21. Juni 1828. 

Wie ein Domizif Fonftitwirt wird, ift Kap. 11. $. 17. syg. unter 
Armerpolizei gefagt. | 


ler. 


(Welche Per- 14. Den Vagabunden gleich werden behandelt, 
> A fremde Marftichreier, Topfbinder, Kammerjäger, Schee— 
hehandelawer, tenfchleifer, Marionettenfpieler, Seiltäuger, Olitätenkraͤ— 
den.) mer Cüberall aber fofern fie wicht mit gültigen iulän— 

diſchen Paffen und Gewerbefcheinen verfeben Andy, und 
andere in dieſe Klaffe gehörige Perfonen. Auch gehören dahin Mufi: 
fer, die in ſittlicher oder ficherbeitspoftzeilicher Hinficht verdächtig find, 
uud die Muſik nicht als Kunft, fondern nur als Gelegenheit, ein Als 
moſen zu erbetteln, betreiben; nicht aber die gehörig legitimirte (mit 


! 
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Gewerbeſcheinen verſehenen) Muſiker; ferner hauſirende Juden und 
Packentraͤger, deren Waaren nicht von dem Werthe ſind, um vom 
Gewinn am Verkaufe zu leben, insbeſondere die mit Kälbermagen, 
bebräifchen Büchern ze. handelnde Juden; bettelnde ausländische Hand- 
werfsburfhen, Bediente, Jäger u. f. w. M. R. vom 13. Juli, 12. Sep: 
tember 1817, Dubl. der Regierung zu Münfter vom 28, Januar 1817. U. Ber: 
ordn, betr. das Landarmenhaus für Weftfalen vom 15. Dezember 1820. $. 3. 


‚ Findet ſich aber, Daß das Gewerbe der Aufgegriffenen zur Kris 
minalunterſuchung fich, eignet, als das der Wabrfüger, Dlitätenfräs 
mer, Kolleftanten ꝛc., fo find fie dem Gerichte fofort zu überliefern. 
Verordn. betr. das Landarmenh. für Weftfalen vom 15. Dejbr. 1820. $. 5. 


(Ort, wo sie 15. An dem Orte, wo die Vagabunden Fontras 
= Korrek- veniren, müſſen fie zur Korreftion gezogen werden. 
73, * ZI Siehe auch „Armenpolizei” Kay. 11. $. 21.) M. R. vom 7. 

Mai 1828. und 4. September 1829. 


(Verfahren ge- 16. Auf die Ausmittelung der Heimat; (vergl. 
gen Vagabun- Rap, 11. $. 17. u. folg.) der aufgegriffenen ausläns 
— —— diſchen oder einheimiſchen Vagabunden iſt die größte 
Aufmerkſamkeit zu richten, und es muß die Abſendung 
nicht blos auf deren Angabe geſchehen, ſondern wenn nicht andere 
Thatumſtände dieſe bewahrheiten, deshalb zuvor Erkundigung bei 
der Empfaugsbehoͤrde eingezogen werden. Die abſendende Behörde 
hat deshalb das Protokoll, zu welchem der Sransportat nach Vors 
fchrift der eg Krim, Ordn. $. 275. 291. und 292. u. 9. ©. ©. 
1. 23. $. 52. Nr. 4. verwarnt worden, bei Vermeidung nachdrücklicher 
Zuchtigung fih aller unwahren Angaben zu enthalten, dem Trans 
portzettel beizufügen. (Siehe auch „Transporte” Kap. 7.) M. R. vom 
3. Dftober, Publ. der Reg. zu Münfter vom 23. Oftober 1818, 3. Oftober 
1826, zu Minden v. 28. Oftober 1826. 


(In- resp. aus- 17. Kann die Heimat des Aufgegriffenen durch 
ländische Va- Näffe, Zeugniffe oder fonftige Urfunden auf der Stelle 
anbunden.) nachgetviefen werden, dann muß die Polizeibehörde dens 
ſelben, in fofern er dem Inlande oder demjenigen Theile des Auss 
landes angehört, womit deshalb Konventionen befteben, ($. 24.) auf 
dem nächiten Wege dahin abfenden, und die den Beweis Der Angehös 
rigkeit nachweifenden Dofumente dem Transportzettel offen beifügen. 


M. NR. vom 30. Auguft 1816 und Publ. des K. Ober:Präf, von Weftfalen vom 
21. Aprıl 1829. 


18. Sit jedoch das heimathliche Verhäftmß nicht gleich urfund- 
lich Bonftatirt, geht e8 indeß aus den Verhandlungen mit Wahrſchein— 
tichfeit hervor, Dap der Vagabunde (auch betteinde Handwerföburfche) 
dem Julande, oder dem im vor. $. gedachten Auslande angehörig ift, 
dann muß zur Verbütung übereilten Transports ꝛc. durch Korreipons 
denz mit Der betr. Obrigkeit das Verhäftniß ermittelt, und nachges 
fragt werden: ob diefe in den Transport. willige? Arreſtat aber, zur 
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Verringerung der Koften, vorläufig in das Landarmenhaus abgeführt 


werden. M. R. vom 7. Mai, 5. Auguft 1828, Publ. des K. Ober⸗Praͤſ. von 
Weſtfalen vom 17. Februar 1827, und 21. April 1829. 


Abſchn. 3. Ausländiſche Vagabunden. 


19. Gehoͤrt der Vagabunde dem Auslande an, womit keine 
Konvention wegen gegenſeitiger Auslieferung beſteht, oder kann die 
Heimath auf keine Weiſe ermittelt werden, dann wird er nach 5. 21. 
des Landes verwieſen. 


(Landesverwei- 20: Fremde Landftreicher, welche nirgend einen fes 
3 —* — ſten Wohufig haben, und wovon fie ſich ernähren nicht 
— glaubhaft nachweiſen Fönnen, ſollen, wenn bei der Uns 

terfuhung ihres bisherigen Lebenswandeld Feine Anzeigen eines bes 

gangenen Verbrechens fi hervorthun, über die Grenze gebracht, uud 
ihnen die Nückkehr bei zweijähriger Feſtungs⸗ oder Zuchthausftrafe 


verboten werden. A. 8. R. IL 20. $. 191. 192. u. A. 8. O. vom 28, es 
bruar 1817, | | 


Kommen fie dennoch zurüd, dann follen fie nach ausgeitandener 
Strafe abermals über die Grenze gebracht und ihnen die Rückkehr 
bei jähriger Feſtungs⸗ oder pri Ca drittenmale aber 


bei febenswieriger Feſtungsſtrafe verboten weiben. gu, K. D. vom 28. 
Februar 1817. | 


Vorſtehende Andeutungen und Strafen finden auch alsdanu 
Statt, wenn ein fremder Landftreicher in biefigen Landen ein Vers 
Sg begangen uud die erfannte Strafe ausgeftanden hat. A. L. R. 

. $. 195. 


21. So viel das platte Land betrifft, Fönnen die Landräthe | 
mit der Ausführung der fonft den Ortspoligeibehörden Fompetivenden 


Anwendung dieſer Maafregel beauftragt werden. M. R. vom 274 
April 1827. 


+ Gegen die Verfügung der Polizeibehörde wegen Landesveriveis 
fung und wegen der Strafandrohung findet nach Entjcheidung des 
K. Juſtiz-Min. nur der Weg der Beichwerde bei der unmittelbar 
vorgefegten Behörde Statt; M. R. vom 26. Juni 1817. j 
uud ed muß, daß dem Ausgerwiefenen der Weg der Beſchwerde bei 
der Reg. zuſtehe, demfelben ausdrüdlih zu Prot. befannt gemacht 
werden, dabei iſt aber der Ausweifung felbft fofort Folge zu geben. 
Rs d. Reg. zu Münfter vom 9. April 1836. | | 


22. Die Candesverweifung muß in der Tegalen Form nefchehen, 
daß das Gericht vorfommeuden alles die‘ Strafe der Rückkehr feſt⸗ 
ſetzen und vollſtreckeu kanun. — Es iſt demnach erforderlich, Daß 


1) das desfalls beſonders aufzunehmende Protokoll, auſſer dem Sig⸗ 
nalement, enthalten muß: 


* 


J 
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a. die Gründe der Laudesverweiſung; 


b. die Erklärung der betr. Behoͤrde, daß der Verhaftete nach 
dem A. L. RTh. I. Tit. 20. $. 191. u. folg. u. der Allerh. 
Kab. ©. v. 28. Febr. 1817. an das Staatsminifterium, über 
die Grenze gebracht werden fol, und ihm die erjte Rückkehr 
bei zweijähriger, die zweite Nüdfehr aber bei sehnjähriger er 
ſtungs⸗ oder Zuchthausftrafe, und endlich die dritte Rückkehr 
bei lebenswieriger Feſtungsſtrafe verboten ſei; 


c. das dem Verhafteten died und die Folgen der Rückkehr, nems 
lich die Verurtbeilung zu zweilähriger Keitungsftrafe und dems 
naͤchſtiger abermaliger Landesverweiſung nach den $$. 192. u. 
193. 1. c. u. f. w., befannt gemacht worden und er den Ju⸗ 
halt wohl verftanden habe; 


d. die eigenhändige Unterfchrift des Grilirten, und eventuell der 
Beweis, daß vr das Protofoll eigenhändig unterzeichnet hat, 
oder falls er nicht fihreiben. Fan, die Berififation durch 
Zeugen; 

daß ferner 
2) die Fortichaffung über die Grenze unter ficherer Begleitung. er 
folgt, uud 
3) darüber, wie folche gefchehen, eine Belcheinigung zu den Alten ges 
bracht werde. Krim. Ordn. $. 572. und Paalzow’s Kommentar zur Kr. 
Ordn. 9. 572: ' A 
Die zu 3. gedachte Beicheinigung wird durch das Atteft des 
betr. Gendarmen auf dem Transportzettel, daß er die Perfon 
wirflich über die Grenze gebracht habe, oder nad $. 38. son der 


betr. Grenzbehörde ‚geliefert. Reſkr. der. Reg. zu Münfter vom 24. Januar 
1829. Siehe auh Kay. 7. 9. 2. 


23. 68 verficht fich von -felbit, daß die Akten dieferhalb forgs 
fältig aufbewahrt werden müffen, damit bei etwäiger Rückkehr des 
Berwiefenen, diefe dem gerichtlichen Erfenntniffe zum Grunde gelegt 
werden können. Damit aber auch andere inländifchen Polizeibehoͤrden 
darauf wachen können, daß die Grilirten nicht an andern Orten uns 
geftraft wieder über die Grenze hereinfommen, muß, Behuf der Bes 
Fanntmachung durchs Amtsblatt, die betr. Polizeiobrigkeit feiner vor⸗ 
gelegten Behörde bei jeder Landesverweifung, oder nach Unterfchted 
monatlich, eine Nachweiſung deshalb einreichen, woraus hervorgeht, 
den Namen und die Heimath des Verwieſenen, die Veranlaſſung zur 
Laudesverweifung, die Behörde welche folche verfügt hat, den Tag der 
Verwarnung und die Etrafe, womit die Nüdfehr bedroht ift, endlich 
das vollftändige Signalement mud den Grenzort worüber ber Traus⸗ 
port dirigirt iſt. 

Die Polizeibehoͤrden muͤſſen ſolche Bekanntmachungen in die 
Steckbriefskontrolle aufnehmen. Reſkr. des Kgl. Pol. Min. vom 16. Juni 
1816. und vom 26. Febr. 1813. 83. 9. | . 

\ 
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(Konventionen 24. Landjtreicher oder bettelnde Handwerföburfcen, 
Io welche Staaten augehörig find, mit denen wegen wech- 
Vagabunden elleifiger Auslieferung der Vagabunden Konventionen 
mit auswärti- bejtehen, namentlich mit: 
gen Staaten.) 

Meklenburg-⸗Schwerin ...... Gefebf.1811. ©. 57. u. 1831. S. 4. 

BEN aaa „ 1818. „ 53. 

ZUDNNM Hrn 

Sofas ...... — ——— 

ur eu PITRT „ „» „413% 

eklenburg⸗Strelitz ...... „137. u. 1824. S. 56. 


. 18320. „200. 
„ 
DODEN nr -1820. „ 40. 


45 1819. 77 95. 


.%s 
. + 
* 


Reuß⸗Plauen jüngere Linie. . 3821: + 41: 
„ ältere H »» 
Sachfews Weimar... ..:.. 
an EB a te 
Schwarzburg-Sondershaufen . r „» n 1% 
SachfensKoburg 20000 ur 18%4 „159. 
werden nach Juhalt diefer Konventionen behandelt, 


Abfhn 4 In die Landarmenanftalten abzuliefernde 
Bettler, VBagabunden x. ꝛc. 


| 25. In die Landarmens und Arbeitdanftalt find abzuliefern: 

a. ausländifche Landitreicher (Bagabunden) - ohne Unterſchied 

des Geſchlechts, Standes uud Alters, infofern nicht wach der Vor⸗ 
ſchrift des A. L. R. II. 19. $. 4, oder in Gemäßheit der mit auswäars 
tigen Staaten wegen wechjelfeitiger Webernahme der Vagabuuden 
und Ausgewieſenen abgejchloffenen Konventionen, (f. 5. 19,, 24., 54.) 

deren Fortſchaffung uber die Grenze erfolgen muß. 

b. arbeitäfahige,, inlandifche Bettler und Landſtreicher, die 
feinen beftimmten Wohnort nachweifen Fönnen und in dev Pros 
vinz beim Betteln ergriffen werden, wenn etwa auch fie. aus 
andern Provinzen des Staates gebürtig find; 
unverbefjerliche arbeitsfcheue Miüffggänger und Bettler 
aus der Provinz, welche ein vagabundirendes Leben führen, 
und deuen ohne Erfolg Gelegenheit zum Lebensunterhalt nachges 


wiefen worden iſt. A. Verordn., das Landarmenhaus für Weftfalen bes 
treffend, vom 45. Dezbr. 1820. $: 2. u. mehrere andere Landarm. Regl. 


Welche Perfonen den Landftreihern gleich geachtet werden, ift 
$. 14 gefagt. 


„ 
„ 1822. „175. 
„ 1823. „ 20. 5 


26. Die in einer Provinz aufgegriffenen, zu einem Landarmens. 
verbande einer andern gehörigen Beltler oder Vagabunden follen Dies 
fen nicht äugefendet, fondern in die Anftalten derjenigen Provinz, in 
welcher fie aufgegriffen, aufgenommen werden. M. R. v 14. Aug. 1817. 


27. Für einen nicht zu beffernden Bettler, der zum Lands 
armenhaufe zu fenden, wird uur der erkannt, bei dem es feititeht, 
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daß er von der Ortsobrigkeit zu müßlichen Arbeiten unter Aufficht 
mit Zwang und den vorgefchriebenen Strafen vergeblich angehalten 
iſt. M. R. vom 21. Dftbr. 1825. 


Der ferner zum drittenmale beim Betteln betroffen, und durch 
die Anwendnng der Strafen im erſten Berretungsfalle von 24jtündis 
ger Gefängniß bei Waffer und Brod, im folgenden von Vertreifas 
hung Ddiefer Sitzzeit nebſt mäßiger Förperliher Züchtigung nicht 
ee it. Diefe werden alsdaun, in Ermangelung einer Zwangsars 

itsanſtalt am Orte, an das Fandarmens und Arbeitshbaus abgelie— 
fert. (Siebe auch „Begriff der Bettelei $. 2.) A. Veroron,, betr. das 
Sandarmenhaus für Weitfalen vom 15. Dejbr. 1820 $. A. 


Die Ortspolizeibehoͤrde fett dieſe Strafen feſt ($. 12vorſtehend), und 
leitet eventuell die Abfendung im das Yandarmenkaus ein, indem fie 
die vollitindigen, das Vergeben, die Inkorrigibrlität und die Arbeitd- 
fähigkeit gehörig nachweifenden Alten dem Landrathe vorgelegt. 


(Aufzunehmeno- 28. Die Polizeibehbörden, an welche die Ablieferung 
de Verbandlun- der Landftreicher oder Bettler zuerft erfolgt, müſſen 
gun) auch, damit der wohlthätige Zwed der Landarmen⸗ 
anftalten erreicht wird, bei der Sſten Vernehmung forgfältig ermits 
teln: 1) den Namen des Aufgegriffenen; 2) Alter; 3) Geburtsort; 
4) letzter Aufentshaltsort; 5) wie lange er von da entfernt geweſen; 
6) ob und von wen er bisher regelmäßige Uuterftügung erhalten 
bat; 7) weshalb er aufgegriffen; 8) was fih an Sachen, Schriften, 
Geld bei ihm gefunden, 9) wer dem Bettler Gaben gereicht und 
welche; 10) wer dem Bagabunden oder diefem gleich zu achteude Pers 
fon etwas verkauft, vertaufcht oder abgefauft, oder ſich Sachen deſſel⸗ 
ben bedient, oder an feinen Spielen Theil u. f. w. genommen hat; 11) wer 
ihm bei fich geduldet oder einen Aufenthalt in feinem Haufe geftattet 
bat; 12) wer, namentlich bei Ausländern, zu feinem Eintritte ing 
Land und weiterm Fortkommen behüfflich gewefens 14) wer dad Bas 
gabundiren oder Betteln durch heimliche Beherbergung, Abfaffung von 
Bertelbriefen oder fonftigen falfchen Legitimationspapieren begünftigt 
bat u. ſ. w. 

Gegen diejenigen Perfonen, welche nach Nro. 9 bis 13 ermits 
telt werden, iſt ſodann von der Polizeibehörde das Strafverfahren 
einzuleiten. 

Bei Subjeften, welche zum zweiten oder drittenmale in das Lands 
armenhaus gejandt werden follen, müffen die Aften außer vorftehens 
den Ermittelungen noch ergeben: 1) welche Mittel angewendet worden 
find, um Unterkunft und Befhäftigung zu verfchaffen, und woriu die 
letstere beitanden ; 2) was bei Meinen Vergeben angewendet worden, 
um fie davon abzuhalten und Beſſerung zu ſichern; 3) wie das bei 
groben oder wiederholten Vergeben angewandte Strafmaap gefteigert, 
und im welchen Grade die Aufjicht vermehrt worden ift, und 4) welche 
Vergehen zur abermaligen Detention reif machen; fo daß daraus mit 
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Weberzeugung die Größe der Verſchuldung zu entnehmen iſt. A. Ner- 
ordnung, betreffend das Fandarmenhaus für Weftfalen vom 45. Dejbr. 1820. 
$. 7 — 12, Publ. des K. Oberpräf. von Weilfalen vom 34. Aug. 1822 und 
4A. Febr. 1828. 


29. Die nach den 66. 7 — 12 vorgedachter Verordnung feitge 
- fette Geldftrafen fallen der Orts Armenkaffe zu. Daſ. $. 12. 


(Prämien für 30. Wer einen Landftreicher oder einen zur Aufs 
abgelieferte Va- yahıme in das Landarmenhaus geeigneten Bettler auf- 
gabunden.) greift und am die Polizeibehörde abliefert, erhält eine 
Prämie von 20 Syr., die abjendende Nolizeibehörde von 10 Egr. aus 
der Kaffe des Laudarmenhauſes nach erfolgter Ankunft in derſelbeu. 
Daſ $. 15. | 

Die Prämie wird mit den fonftigen Auslagen auf dem Trand- 
portzettel liquidirt; Tranſp.⸗Inſtr. des K. Oberpräf. von Weſtf. vom 8. Feb. 
1821. fie fällt aber bei Ortdarmen weg; für außer ihrem Wohnorte 
aufgegriffene inländifche Bettler fällt ſolche der Armenkaſſe des letzte⸗ 
ven zur Laſt. Sie wird daher nur aus der Sandarmenfaffe gezahlt 
für ausländifche Landftreicher, wozu auch auskindiiche beftelnde 
Handwerfsburfchen gehören, und für arbeitöfäbige inländifche 
Bettler und Landftreicher, welche feinen beftimmten Wohnort 
nachzuweifen vermögen. Publ. deiielden vom 24. Juli 4825 und 
45. Dejbr. 1829. e 


(Welche. Per- 31. Keiner darf nach dem Landarmenhaufe abge 
—— —— ſchickkt werden, der mit Krätze oder andern anſteckenden 
en, Krantheiten behaftet ift; desgleichen kein arbeitsunſäbi⸗ 
"ger Bettler, Trunkenbold oder Verſchwender; ebenfalls 

eine ſchwangere Perſon. Publ. deſſelben v. 8. Dezbr. 1826. 


Das ärztliche Geſundheitsatteſt darf bei den Verhandlungen nur 
in dem einzigen Falle fehlen, wenn aufgegriffene Bagabunden, an 
welchen äußerlich Feine Krankheit bemerklich ift, son Orten, wo fich 
Fein Arzt befindet, abgefendet werden, welches dann auf dem Traus- 
portzettel zu bemerken. — Im ärztlichen Attefte ift nicht allein der 
augenblickliche Geſundheitszuſtand, ſondern auch die Befreiung von 
chroniſchen Uebeln zu erwähnen. Pnbl. deſſ. v. 19. Juli 1836. 

Aus Zuchtbänfern entlaffene Verbrecher dürfen ohne Zuſtim⸗ 
mung der Negierung nicht dahin geſandt werden. Reeſkr. deſſelben vom 
4. Novbr. 1851: 


32%. In Ermangelung eined Candarmenhaufes müffen diejenigen, 
welchen die Freiheit nicht geftattet werden kann, in die gewöhnlichen 
Gefängniffe untergebracht werden. M. R. v. 2. Jan. u. 22. Dezbr. 1825. 


33. Fremde Bettler follen in das Land nicht gelaffen, oder da 
rin geduldet, und wenn fie fich gleichwohl einſchleichen, fofort über die 
Grenze zurücgefchafft werden. A. L. R. IL. 19. 3. 4 
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34. Im Allgemeinen müffen diejenigen Unbefannten' als Bag 
bunden und als verdächtig angefehen und behandelt werden, welde 
fich durch gültige Päffe oder glaubwürdige Zeugniffe nicht legitimiren 
können. A, 2. R. IL. 7.5. 61. 68. 

— Fortſchaffung fremder Landſtreicher über die Grenze ſiehe 
$. 20. sqg- 


Abſchn. 5. Korreftionsverfahren gegen Trunfenbolde 
liederliche Wirthe und Taugenichtſe. ei 


35. Trunkenbolde, liederliche Wirte und Zaugenichtfe dürfen 
nach dem Landarmenhauſe in Weltfalen abgefandt werden, ohne daß 
zuvor die bei umnverbejjerlichen Bettlern vorgefchriebene Korrektions⸗ 
mittel angewandt werden, dagegegen muß Die zuvor angedrohte Abfens 
dung nach dem Landormenbaufe aus den Verhandlungen bervorgeben. 


Reffr. des K. Oberpräf. von Weitfalen vom 95. Mai 1895 u. Publ. deſſelben 
vom 19. Novembr. 1850. 


Abfhn. 6. Allgemeine Bagabunden-Bifitationen. 


36. Die. der VBagabunden und Verdächtigen wegen zu halten 
den Bifitationen werden eingetheilt: a. in allgemeine Yandesvifitatigs 
nen; b. in Provinzial; c. in Kreis⸗, und d. in Lokal-Viſitationen. 
Ben.-Inftruft. für Bagabunden:Bifitationen vom 9. Oftober 1817. Art. I. 


( Ausschreiben, 37. Die Befugniß nnd die gehende folcher 
Eineiting, Art Bifitationen gehen aus ad a. vom Polizeiminifterium ; 
derselben) ad b. von dem betr. Regierungs⸗Praͤſidium, ad c. vom 
Landrathe, fowohl für den ganzen Kreis ald für eins 
zelne Diftrifte deffelben, und ad d. von der betr. Polizeibehörde des 
Orts. Diefe findet fo oft Statt, ald ein Verdacht, daß loſes Gefin- 
del an einem Orte fich aufhält, vorhanden, oder in der Gegend, oder 
am Orte felbit ein Jahrmarkt gehalten wird, oder ein Verbrechen bes 
gangen ift. Auch außer diefen anzuordnenden Lokalviſitationen müͤſſen 
verdäachtige Gegenden nnd Derter, befonderd zur Nachtszeit, fleißig 
begangen und vifitirt werden. aa. O. Art. IE. u. IM. 


Die Zofalsifitationen werden blos durch mündliche oder fchriftliche 
Juſtruktionen der Unterbedienten angeordnet. Daf.Art. IV. 


38. Die Behörde, in deren. Bezirk eine Vifitation gehalten wer: 
den foll, muß, wegen deren Ausführung mit dem Militair, der Gens 
Darmerie und den Forftbedienten nähere Nüdiprache nehmen, damit 
fur; vor dem Eintritte der Vifitation die Grenzen, Strafen und Die 
Wege nad Waldungen, Gebüfchen und andern Schlupfiwinfeln, und 
die Ausgänge aus den Dörfern, fo wie andere dev Entweichung oder 
Berbergung des lofen Geſindels günftige Plätze fehleunigft und uner— 
wartet befett, oder wenigſtens beobachtet werden; wobei die beſoudern 
Verhaͤltniſſe eines jeden Ortes zu berücfichtigen find. 

Es iſt notwendig, daß die PollzeisObrigfeit eined jeden Ortes 
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am Tage der Viſitation dieſelbe ſelbſt Teite, oder, bei unvermeidlicher 
Abweſenheit, die Leitung des Viſitations-Geſchäfts unter ihrer Ver— 
antwortlichfeit einem völlig qualifizivten Stellvertreter  übertrage. 
. Nachdem die obgedachten Vorbereitungen gemacht find, ruft die Polis 
zeisBehörde oder deren Stellvertreter fo unbemerkt als möglich, die, 
zur Ausführung der Vilitation befrimmten Unterbeamten und Perſo— 
nen aus der Gemeinde zuſammen, eröffnet ihnen Die angeordnete Bis 
fitation und die Art, wie fie ausgeführt werden foll, iuſtruirt einen 
jeden über feine Theilnahme und Mitwirkung an derfelben, und weis 
fet einem jeden deu daber ihm beſtimmten Poſten am, fehärft ihm ein, 
bei Vermeidung der in den frühern Viſitations-Neglements mıgedros 
heten reſp. Zuchthaus⸗ oder Geldſtrafe, die ſtrengſte Verſchwiegeuheit 
über die bevorſteheude Viſitation zu beobachten, und läßt ſich von de— 
nen, die nicht ſchon in Dienſtverhaͤltniſſen ſtehen, die treue Erfüllung 
des gemachten Auftrags, fo wie Die genaueſte Beobachtung des Ger 
heimniſſes mittelſt Handſchlags augeloben. Dieſe Bekanntmachung muß 
zur größeren Verwahrung des Gebeimniſſes jo ſpaͤt als möglich, und, 
wenn es fein Fan, kurz vor dem Aufange der Viſitation erfolgen. 
Die biebei zu treffenden vorgängigen Dispofitionen beftehen ‚vorzüglich 
darın: 


1) daß die, zur Abhaltung der Viſitation beſtimmte Maunſchaft in 
ſo viele Abtheilungen getheilt wird, als erforderlich ſind, um die 
Viſitation an allen, dazu beſtimmten Orten der Stadt oder des 

Dorfes gleichzeitig anzufangen, und daß einer jeden dieſer Abthei— 
lungen der Ort, welchen fie durchſuchen fol, zum. Voraus ber 
ftimmt werde; 


2) daß erforderlichen Falls diefen Abtheilungen ein Gendarm oder 
Militair zur Affiftenz gegeben werde; 


3) daß jeder Abtheilung ein Führer beftimmt werde; 


4) daß zur Belegung der Ausgänge aus dem Orte, der Wirthshäns 
fer oder der verdächtigen Häufer, fo wie der, die Entweichun 
und Verbergung begünftigenden Ueberfahrten, Ber ge und S Schlupf 
winfel, Poſten bejtimmt werden ; 


5) daß einige berittene GemeindesGfieder beftellt und angewieſen 
werden, die etwa flüchtig gewordenen Vagabunden zu verfolgen 
und einzuholen, und - 


6) daß die Viſitations⸗ Mannfchaft überhaupt mit den, ihe obliegenz 
den Pflichten genau befannt gemacht werde. 


Zur Erleichterung der Verfolgung der flüchtig getvordenen Bas 
gabunden müſſen diejenigen, welche die Ausgänge der Dörfer oder 
einzelnen Häufer befegt halten, eine Pfeife oder ein anderes laut tös 
nendes Inſtrument erbaften, um damit ein, bei der obgedachten An— 
weiſung verabredetes, Zeichen zu geben, aus welchem die, unter 5 ge 
dachte, berittene Mannfchaft die Gegend erjchen kann, nach welcher 
der Verdächtige die Flucht genommen hat, und nach — daher die 
Verfolgung zu richten iſt. Daſ. Art. V. 
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39. An der, zur Ausführung der Viſitation beſtimmten Zeit, 
begeben alle diejenigen, welche nach Maapgabe des vorigen $. an ders 
felben Theil nehmen, mithin auch die, zu einer jeden Viſitations⸗Ab⸗ 
theilung gehörigen Perfonen gemeiuſchaftlich, moͤglichſt ſchnell uud uns 
bemerkt, ſich gleichzeitig auf den, einem jeden augewielenen Poiten, 
und fchreiten zur Ausführung des, ihnen zugerbeiften Geſchaͤfts; Die, 
zur Beiegung der Ausgänge des Ortes, der Wege uud Schlupfwins 
kel beitinnmten Perfonen, verfügen fich jedoch etwas früher, mit Ver: 
meidınıg jedes Geräufches und Aufjehens, auf die ihnen angewiefenen 
Stellen. 


Die Krüge und Wirthshaäͤuſer und diejenigen Häufer, deren Bes 
wohner wegen Beberbergung des loſen Gefindeld, oder wegen Ver: 
kehrs mit demfelben befannt oder verdächtig find, müſſen zuerjt und 
Herzüglich genau durchfucht werden, fo wie die Ställe, Böden, Keller, 
Scheuern, Gärten, Höfe, Kirchhöfe und überhaupt. alle Orte, welche 
Semanden einen Aufenthalt und Schlupfwinfel gewähren können. 


Die Forjibedienten werden die dazu geeigneten Stellen in den 


Wäldern und Gebüfchen genau durchjuchen, oder wenigftens befegt 
halten. 


Der Dirigent der Viſitation muß an einer, der Mannfchaft bes 
kannt gemachten Stelle im Orte während der Vifitation gegenwärtig 
fein, und zugleich auf die vorichriftsnäßige Ausführung der Vifitas 
tion achten. | 


Die Viſitation iſt mit genaueiter Beobachtung der Feuer⸗Polizei⸗ 
Gefeße, uud daher nur mit wohlverwahrten Laternen und mit ganz 
licher Euthaltung des Tabakraucheus abzuhalten 


Die, bei der Vifitation vorgefundenen, am Orte derfelben nicht 
einheimifhen und befannten Perfonen mäffen von denjenigen, Welche 
die Vifitation verrichten, über ihre Legitimation mit Befcheidenheit 
und Schonung befragt werden. Diejenigen, welche fich und ihre 
Anmefenheit ſofort als. unverdächtig nachzuweifen vermögen, werden 
bloß Herzeichnet, und weiter ohne alle Störung gelaffen; dagegen find 
aber Diejenigen, welche fi) und ihre Auweſenheit und Handthierun 
nicht fogleich als unverdächtig nachweifen Fönnen, und diejenigen, die 
nach den Pafgefegen mit einem Paſſe oder einer Legitimationd-Karte 
verfeben fein folfen, damit aber nicht verſehen find, befonders aber 
diejenigen, welche ald Vagabunden oder serdächtige Perſonen erfcheis 
nen, je nachdem_es vor Anfange der Viſitation wird beſtimmt ſein 
Art. V:, entweder in dem Haufe, wo fie gefunden, oder an einem ans 
dern fichern Drte bis zur Beendigung der Bifitation unter hinreis 
chende und zuverläßige Wache zu feßen, oder zum Dirigenten der 
Viſitation zu führen, zu welchem Ende, bei der, Art. V. gedachten 
Beſtimmung der einzelnen Abtheilungen darauf zu fehen ift, daß fie 
binreichend ftarf find, um ohne Aufenthalt und Störung der Vifitas 
tion die, bei derfelben vorgefundenen, verdächtigen —— bewa⸗ 
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chen zu Können, infofern die Gendarmerie hierzw nicht im Stande 
fein follte. 


Auf diejenigen, welche während der Viſitation auf den Canditras 
fen und andern Wegen ſich befinden, und auf übrige Neifende muß, 
damit nicht Vagabunden ihre Zuflucht zum Aufenthalt auf diefen 
Strafen nehmen, und der Vifitation ſich dadurch entziehen, nach den 
eben angeführten Grundfügen verfahren werden. Mit der Viſitation 
ift fofchergeftalt an jedem Orte fortzufaßren, bis der ganze Ort, in 
fo weit er nach der Beftimmung durchfucht werden fol, genau und voll 
ſtaändig durchſucht worden iſt. Daf. Art. VI. 


‚CWiederholuug 40. Allein auch nach Vollendung der Viſitation 
der Visitation.) ift im den mächftfofgenden Lagen die polizeifiche- Aufs 
merkſamkeit auf die Öffentliche Sicherheit und die, derfelben gefähr⸗ 
lichen Individuen in einem vorzüglichen Grade zu fehärfen. Die 
Gendarmerie wird die Patrouillen auf den Landftragen und Wegen 
verftärfen, und die vorzüglichften Gränzpäffe befegen, und die Polizets 
Obrigkeiten und Schulzen müffen die Aufficht auf Neifende und 
Wirthshäufer verdoppeln, fo wie auch die Grenz⸗Zoll⸗Aemter zu ver 
anfaffen find, Niemand ohne Paß über die Grenze zu laſſen. 


Nächftdem ift aber, wenigſtens bei den allgemeinen und bei den 
Provinzial-Bifitationen, zugleich mit der Haupt-Vifitation eine Nach⸗ 
Viſitation anzuordnen. Diefelbe findet einige Tage nach der er- 
ſten Statt, und ift um fo mehr auf eben die Art und mit dem nems 
lichen Grufte, wie die erftere, auszuführen, ald gerade die gewandtes 
ſten Bagabunden der erftern fich am häufigiten entziehen. Daſ. Art. VII. 


( Vernebfuung 41. Jede Polizei-Obrigfeit muß, falls fie dem Ges 
= — fchäfte nicht ſelbſt vorſtehen kaun, bei der Viſitation 
vn) SO eine qualifizirte Perſon beſtellen, mm die, bei der Durch 
fuchung aufgegriffenen Perfonen zu vernehmen, und Des 
ven Legitimation zu prüfen. Wenn diefe aufgegriffenen Individuen 
nicht fogleich an die Kreis- Behörde abgeliefert werden, als welches 
von den Verhäftniffen eines jeden Orts abhängt; fo müfen fie wähs 
rend oder gleich nach der Viſitation Art. VI. zur Polizei⸗Obrigkeit 
ded Orts, an welchem fie ergriffen find, oder zu deren obgedachtem 
Stellvertreter gebracht, und von ihnen über ihre perfönlichen und übris 
en, auf ihre Verdächtigfeit oder Unverdächtigkeit Einfluß habenden 
erhältniffe zwar fummarifch, aber genau und mit größter Umficht 
eraminirt werden. Die Gegenftände dieſer Unterfuchung find: Nas 
men, Alter, Vaterland, Eltern, Gewerbe, Lebenslauf und Erwerbs 
mittel in den letzten Jahren, Paßverhaͤltniſſe, Grund der Antwefenheit 
am Orte, Zwed der Reife, und dgl. | 


Die Steckbriefs⸗Kontrolle, und die in den Amtsblättern befannt 
gemachten Verzeichniſſe der Bagabunden find hierbei zur Hand zu 
nehmen, und genau mit den aufgegriffenen Vagabunden zu vergleis 
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chen, fo wie von den letztern jedesmal ein genaues Signalement aufs 
geuommen werden muß. 


Diefe Vernehmung ift fo fehleunig als möglich zu befchaffen, und 
dabei über jeden aufgegriffenen Vagabunden ein befonderes Protokoll 
aufzunehmen. Auf dem Lande koͤnnen Obrigfeiten nahe an einans 
der belegener Güter gemeinfchaftlich Jemanden zu Diefer Vernehmung 
bejtellen. Daf. Artı IX. | 


(Verfügungüber 42. Diejenigen, welche ſich bei diefer Vernehmung 
dieselben.) als unverdächtig ausweifen, werden fofort eutlaffen, und 
etwanige Papmängel zugleich erledigt. 
Dagegen werden, fo viel diejenigen, welche bei diefer Vernehmung 
entweder als Bettler, oder als VBagabunden, oder wohl gar als ſteck⸗ 
brieflich Verfolgte und Verbrecher erfcheinen, betrifft, die Akten von 
den, zu den größern PolizeisBehörden nicht gehörigen, Orts-Polizei⸗ 
Obrigfeiten an den betreffenden Laudrath zur weitern Beſtimmung 
dt, welter legtere in Gemäßheit der beſtehenden Geſetze ers 
laſſen, mithin verfügen wird, daß Verbrecher an die Fompetente Kris 
minalsBehörde abgeliefert, Bettler und Vagabunden aber, nach Bes 
fchaffenbeit der Umſtände mit oder ohne Transport, in ihre Heimath, 
in die Landarbeitshäuſer, oder über die Grenze gefchieft werden. Ju 
bedenflichen, oder ſouſt Dazu geeigneten — hat der Landrath von 
der, ihm vorgefegten, Regierung Juſtruktion einzuholen, 


Die aufgegriffenen Perfonen find bis zur erfolgten Entfcheidung 
in ficberer Detention zu halten, und daher, nach der deshalb für jes 
den Ort zu erlaffenden Beitimmung, entweder am Orte der Auf 
greifung im Arreft zu nehmen, oder an die Kreisbehörte abzuliefern, 


Die größern Polizei-Behörden berichten nicht an den Landrat, 
fondern verfahren bierunter in eben der Art, wie die Landräthe, 
müjfen jedoch, gleich deuſelben, in zweifelhaften Fällen die Eutſchei— 


dung der vorgefeßten Regierung einholen. Daf. Art. X, 


(Visitations-Be- 43. Jede Ort3-Obrigfeit muß über den Ausfall 
richte.) der, von ihr vollzogenen, vom Polize-Mintjtertum, von 
der Negierung oder vom Landrathe angeordneten Viſitation, dem 
letztern fo bald ald möglich, und Längftens acht Tage nach Beeudie 
gung derfelben, Bericht erftatten, in welchem NER 
1) derjenige, der die Vifitation geleitet bat, 
2) die Namen, Baterland und übrigen Verhältmiffe der, bei der Vi⸗ 
fitatton vorgefundenen Perfonen, 18 | 
3) die Gründe des wider eine jede derſelben ftreitenden Verdachts, 
und das Wefultat der Vernehmung, und 
4) die von der Orts⸗Obrigkeit in Anfehung eines jeden erlaſſene 
Verfügung) 
anzuführen iftz der Landrat; erftattet aus allen diefen Berichten. feiz 
ned Kreiſes einen algemeinen Bericht am die Regierung, an welche 
die größern PolizeisBehörden unmittelbar —— Art. XI. 
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Uebrigens find auch noch von den betr. K. Regierungen einige 
der Dertlichfeit angemeffene Anweifungen wegen fpezieller Aus- 
führung vorftehender Generals Injtruftion ertheilt, daher hier auch 
darauf zurücgewiefen werden muß. 


(Kontrollirung 44. Die allgemeinen und befondern Bifltationen find 
* Wirths- außerdem zu benutzen, um den Zuſtand der Sicherheits⸗ 
äuser.) Polizei, und infonderheit um die Befolguug der Paß- 
gefeße von Seiten der Unter-Obrigfeiten und die Gelebung der, wer 
gen der Beherbergung uud des Aufenthaltd unlegitimirter Perfonen 
eſtehenden Gefege von Seiten der Gafhwirthe uud Krüger zu kou⸗ 
trolliren. Daf. Art. XII- | 


Rap. 7. Transport der Verbrecher, verdädtigen Per 
fonen, Landftreicher oder fonftigen Arreſtaten; 
Verpflegungds und fonftige Koften. 

| Abſchn. 1. 

(Polizeiliche U- 4. Zu dem Amte der Polizeibeamten gehört auch 
bernabme des der Transport der Verbrecher und Bagabunden. 
Transports) m, R, vom 40. Dftober 4844 und 47. Mai 4817. (d. 8. 

Sahrb. Bd. 8. S. 107. und Bd. 9. ©. 242.) | 
Ste müffen daher dieferhalb auch die Nequifitisnen der Juſtiz⸗ 


res erfüllen. Gen.:Zuftr, vom 416. Sept. 1816. $» 2. (Daf. Bd. 8, 


Abſchn. 2. 


(Transport der 2. Wegen des Transports der von den Inländi- 
— ve ſchen Gerichten oder den Polizeibehörden des Landes 
Verfahrenda, Deriviefenen find folgende Beftimmungen erlaffen. 
bei.) 1) Jeder Transport in diefer Beziehung erfolgt durch 

die Ortspolizeibehoͤrde. 

2) Die Grenze, über welche der Transportat zu bringen, wird der 
Polizeibehörde vom Gerichte (wenn diefes die Landesverweifung 
verfügt) bei der Ablieferung bekaunt gemacht, widrigenfalls aber 
von der erfteren, nach Rüdiprache mit der Ichteren, beitimmt. 

3) Der Trausportandus wird an die Poligeibehörde der nächſten 
Stadt oder Amtspolizeibehörde ded Auslandes abgeliefert, worin 
er geboren, wohnhaft ift oder feinen Gerichtöftand hat. Grenzt 
diefed Ausland nicht unmittelbar au das Inland, und muf er 
das angrenzende Ausland nur durrchreifen, um zu feiner Beſtim⸗ 
mung zu gelangen, fo findet daffelbe Statt. 

4) Die abfendende Polizeibehörde muß aufferdem die ded Beſtim⸗ 
mungsorts des Transportanden von der beyorftehenden oder 
ſchon erfolgten Abfendung benachrichtigen, und | 

5) dem BVeriviefenen einen Paß mitgeben, welcher außer den ges 

wöhnlichen Erforderniffen und der volljtändigen Perfonsbeichrets 

„bung, die Veraufafung der Berweifung, den Ort wohl der 


Berwiefene fich begeben will, oder fol, und die Weifung enf- 
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haͤlt, bei der ihm angedroheten Strafe die Könige. Staaten nicht 
svieder zu betreten. 

6) der Transport erfolgt in gewöhnlicher Art‘ bis zu der Polizei 
behörde des Grenzorts, welche alddann die Ablieferung an die 
ausländifche Polizeibehörde, wie oben beftummt, unter Mitfendung 
des vorgedachten Paſſes beforgt. 

7) Den Polizeibehörden ift es überlaffen, wegen vorgängiger Be 
rg mit den Behörden des Auslanded Verabredungen 
zu treffen. 

8) Die abfendende dieffeitige Polizeibehörde gibt dem Gerichte, wel 
ches den Verbrecher ablieferte, die Befcheinigung des wirklich 
erfolgten Transports über die Grenze. 

9) Die Transports ꝛc. Koften werden von dem ged. Gerichte derfels 
beu, auf die mitzutheilende Liquidation erftattet. ; 

10) Fahrläſſigkeiten bei diefen Transporten find firenge zu ahnden. 

11) DObiged Verfahren findet auch bei polizeilih verfügten Laudes⸗ 
verweifungen, in foweit folched darauf Anwendung finden kaun, 
Etatt, fo wie es auch 

12) in Aufehung der von ausländifchen Behörden in die dieffeitigen 
Staaten zurücgebrachten Individuen, infofern fie in denfelben - 
ihren Gerichtsftand haben, Anwendung findet. 
Suft.- M. R. vom 4. und Pol M. R. vom 10. Dftober 181 (u. K. 
A, 1827. ©. 717.) Publ. der Reg. zu Münfter vom 5. Oftbr. 4826, 
Im Sransportzettel ift die Strafandrohung zu bemerfen, damit 

fie allenfalls von der letzten einheimifchen Poltzeibehörde wiederholt 

werden koͤnne. Gen.Transp.⸗Inſtr. vom 16. Septbr. 1816. $. 2. M. R. 


vom 26. Juni 1817; 
Siehe auch Kapı 6. $. 25. sqq- 


Abſchn. 3. | | 

(Personen,we- 3, Diejenigen Perfonen dürfen nicht auf den Trand- 
che nicht auf port gegeben werden, denen nach $. 6. der Paß⸗In⸗ 
ee) Nruktion (hehe Kay. 8.) eine fpezielle Reiferoute gegeben 

a werden kann. In allen den Fällen, wo perfünliche, 
DOrtds oder andere Verhältwifje folches geftatten, ift ſtatt der Auords 
nung ded Transports eine Neiferoute zu geben. M. R. vom 3. Dfthr, 
1818. 9. IVs 


Es find daher Feine Perfonen auf den Transport zu geben, welche 
für die allgemeine Sicherheit nicht gefährlich oder nicht verdächtig 
find, und denen nur unerhebliche, Feinen Verdacht erregende Mängel 
im Pafle und in deren Bifirung zur Laſt fallen. Anweiſ. d. Reg. zu 
Arnsberg v. 27, Febr, 4818. (conf. Kap. 8. 8. 7.) 


4. Den Berbrechern, welche auf freien Fuß geblieben find, und 
ſich ſelbſt zur Abſitzung ihrer Strafe in bie Strafanſtalt eſtellen 
wollen, muß ein Nequifitionsfchreiben an die Anſtalt nebſt Signale⸗ 
ment — werden. M. R. vom 18. Dezbt, 1817. (9.R.Zahrb, Bd 
10. ©. 262. 
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5. Die zum Transport ſich eignenden Landſtreicher, Bettler und 
dergl. find von den Polizeibehörden (mit Ausnahme der Hauptitzdte), 
an den Landrath des Kreiſes abzuliefern. Anw. der Reg. zu Arnsberg 
vom 27. Febr. 1818. 


(Unrichtig ge- 6. Iſt ein Transport offenbar unrichtig geleitef, 
leiteter Trans- {9 kann der Transportat von der der abfendenden zus 
port.) naͤchſt liegenden Behörde zurückgeſandt werden: fie muß 
ihm aber behalten, und mit der abfendenden Behörde Fommuniziren, 
wenn dad Verſehen irgend zweifelhaft ift. Das Hin⸗ und Herſchicken 
der Transportaten in ſolchen zweifelhalten Fällen iſt daher möglichit 
zu vermeiden; vielmehr ein etwaiger Anftand unter Fefthaltung des 
Transportaten durch Briefwechfel unter die Behörden felbft zu bes 


ſeitigen. M; R. vom 3. Dftbr. 1818, Publ. der Meg. zu Münfter vom 3. 
Dftobr. 1826. conf. Kay. 6. $. 16. 


(Verbreeher- 7. Wird Militaie zur Sicherung des Transports 
‚Transport requiriet, dann erhält fowohl auf dem Hins als 
durch Militair) guckmarfiche der Offizier täglich einen Thaler und ein 
Neitpferd, die Unteroffiziere und Gemeine 5 Sgr. aus dein zur Tras 


gung der Eransportkoften verpflichteten Zivilfonds. Kr.⸗M. R. vom 
18. Oktbr. 1816. 


Die Bewachung in den Nachtquartieren geht die militairifche Bes 
gleitung nicht au. — Der Offizier muß für feine Beföftigung for 
gen,.die Unteroffiziere und Eoldaten erhalten frei Quartier mit Vers 
pflegung gegen Zahlung von 5 Sgr. Ar: M. R. vom 10. Dftb. 1820. 


Abſchn. 4, | 


(Vagabunden- 8. Bis dahin eine befondere Konvention deshalb 
Transport in mit dem Königreich der Niederlande abgeſchloſſen werden 


Niederlande) Fat, it vorläufig Preuß.r u. Meperl,»Ceits Keftimnt 


4) daß Feine, ihrer Angabe nach Preußische oder im Preußischen 
domiziliirte Vagabunden anders als mit Päffen, und durch 
die Marechauffee oder Polizei den dieffeitigenÖrenz 
behörden überliefert werden follen; Ä 


2) daß Feine andere Vagabunden über die dieffeitige Grenze 
ebracht werden follen, wenn dies nicht nothwendig ift, um fie 
n ihre Vaterland zurückzuſchicken, wo dann wie ad 1 zu vers 
fahren; Ä | 

3) daß die Niederl, Grenzbehörden den Durchgang folcher Individuen 
nicht erſchweren follen, welche aus irgend einem Grunde gegen 

die jenfeitige Grenze dirigirt werden; 

4) daß auch fremde Deferteurd nicht auf das Preuß. Gebiet ges 
führt werden follen, wenn nicht das ad 2 in Hinficht der Vas 
gabunden gedachte Verhältniß ebenfalls Statt findet. Publ. der 
Reg. zu Münfter v. 9. Novbr. 1817. 
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Nuffifche und polniſche Verbreber und Landftreicher, welche 
von Niederländifben Behörden ausgewiefen, follen nach. Verf. des 
K. Pol» Min, diefjeitd nicht zum Transport übernommen, auch das 
Einjihleichen derfelben verhütet werden, da fie ohne Beläftigung der 
zwifchenliegenden Staaten und weit wohlfeiler zur Eee fortgeichafft 
werden koͤnnen. Yubl, der K. Reg. zu Münfter vom 22. März und 28. 
Juni 41819. 

(Annahme der- 9. Vom übrigen Auslande darf ein nach Rußland 

. en oder Polen zu transportivender VWagabunde nur dann 

gen Auslande.) um Weitertransport angenommen werden, wen 

1) die Erflärung der refp. ruffifchen oder polnischen Behörde, daß 
der VBagabunde angenommen werden foll, beigebracht, und 

2) die zur Verpflegung und Fortſchaffung deſſelben bis zur ruffifchen 
reſp⸗ polnifchen Grenze erforderlichen Geldmittel der inläudifchen 

Grenzbehörde eingehändigt iſt. Zirk. Reſkr. des K. Pol. Min v. 8. 

März 1819. 


(Vagabunden- 10. Die Königl. Hannöverfchen Behörden find an: 
re = gewiefen, Die ihnen zugeführten Sransportaten nur 
= Köuigr, dann vom Auslande anzunehmen, wenn die Angehörige 
Hannover.) keit derfelben vor der Ueberlieferung feftgeftellt, uud ums 

zweifelhaft nachgetwiefen wird, wi: ihre Annahme von 
der betreffenden Ortsbehörde, entweder des Königreichd Hannover, 
oder des binterfiegenden Staates, dem fie angehören, nicht verweigert 
werden wird, Reife. d. K. Min. des Innern und der Pol, vom 16. Aug. 

1852. Giehe auch Kap. 6. $. 24: Konventionen mit auswärtigen Staaten. 


11. Wird ein Bagabundens Transport von den weltlichen Pro 
sinzen ded Staatd nach dem öftfichen geleitet, oder umgefehrt, fo muß 
dem Zransportzettel die AumahmesErflärung der betreffenden inkäns 
diſchen Heimathöbehörde abfchriftlich beigefügt fein; widrigenfalls bie 
betreffende Behörde des Auslandes, Durch welches der Transport Dis 
rigirt wird, den Bagabunden auf Koften ded Abſenders nicht annimmt, 
M. R. vom 9, April 1835 


(Transporte 12. Wegen der Abfendung der Landftreicher u. ſ. w. 
nach dem nach dem Landarmenhaufe in Weftfalen ift eine befon 
ne Droy, dere Transportanweifung durch die Amtsblätter dieſer 


Westfalen.) Provinz vom Zahre 1821 befannt gemacht, worauf bier 


berwiefen wird. Siehe deshalb Transportanw. v. 8. Febr. 
und Publ. des K. Oberpräf, in Weftfalen v. 40. Juli 1821. 


(Annahme der 13. Der preuf. Staat hat Feine Verbindlichfeit, 
vom Auslande einen Menfchen aus dem Auslande eher zu übernebs 
—— men, bevor nicht nachgewieſen iſt, daß er im Preuß. 

u ” Staate ein Domizil hat. So lange dies zweifelbaft ift, 
wird der zu überliefernde Menſch jenfeits der Grenze bleiben müſ— 
feu; bat er gar Fein Domizil im Lande, fo wird in Grmangelung 
einer Konvention feine Aufnahme ganz verweigert werden koͤnnen. 
Daß Jemand im Preuß. Staate geboren iſt, Fan, für fi) allein ges 
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dacht, für den Staat Feine Verbindlichfeit zu. feiner Wiederaufnahme 
begründen. M. R. vom 21. Juni 1828. 


Hiernach find vor der Annahme der aus dem Auslande ans 
langenden Transportaten Ddiefelben über den Ort ihrer Geburt oder 
des Fetten Wohnfited und über ihre übrigen, die Verbindlichkeit ſie 
anzunehmen begründenden Verhältniſſe mit größter Sorgfalt genau 
zu vernehmen, ihre Angaben und Beſcheinigungen gehörig zu prüfen, 
und bei irgend einem darüber nbwaltenden Zweifel ift an den Lands 
rath zu berichten; in diefem Kalle bis zur Entjcheidung die Annahme 
zu verweigern. Ferner dürfen die Grenzbehörden die aus dem Auss 
ande auf Transport hierher gefeßten, im Inlande gebürtigen Juden 
nicht, anderd annehmen, ald wenn nachgewielen ift, daß fie das Preuß. 
Staatöbürgerrecht befiten, oder fonft zum Aufenthalte im dieſſ. State 
berechtigt find. M. R. vom 3. Oftober 1818. Publ, der Reg, zu Münfter 
vom 3. Dftober, zu Minden vom 28. Oftober 1826. 


(Annahme der 14. Als Befcheinigungsmittel zur Vegründung der 
durch die nahme durch die Kgl. Etaaten zu transportirender 
I. Staaten zu Bagabunden find erforderlich und gültig: 


transportiren- 
der — a. ein von der Geſandtſchaft des Staats, welchem der 
.. den.) Transportat zugeführt werden foll, unter beſtimm— 
ter Angabe, daß der Juhaber Unterthan des in Frage ftehens 
* — ſei, ausgeſtellter oder unter eben dieſer Angabe vi⸗ 
rter Paß; 
b. ein von einer Behörde jened Staats gleichergeftalt ausgefertige 
ter Transportzettel; 
e. eine Erffärung der Drtöbehörde des Beſtimmungsortes oder eis 
‘ner andern Fompetenten Behörde, daß der Transportat anges 
nommen werden folle, und 
d. Zauffcheine, Patente und andere dergl. Urkunden über die Ge- 
burts⸗ und Wohnungsverhältniffe des Trausportaten, in fofern 
deren Echtheit evident iſt. M. R. vom 21. DOftober 1819, und vor; 
ged. Reg. Befanntm. 


(Durchführung 15. Sollen Verbrecher mittelft eines auswärtigen 
Rio Trausporteurs durch das Land geführt werden: fo bes 
Land) "darf ed eined Paſſes der Kgl. Negierung. Wird ein 

folder nicht vorgezeigt, fo muͤſſen diejenigen, die einen 
Verbrecher transportiren, mit felbigem in Verhaft genommen, und 
der Vorfall muß ſchleunigſt der Regierung  einberichtet werden, 
Krim.O. $ı 244, 245. 


(Ort, wohinaus- 16. Ber ausländifche Vagabunde ift an die dem 
ur zu hin a ArretirungssOrte zunächit befindliche ausländifche Pos 
a) E- figeibehörde, uud nicht an die des Geburtsortes abzu— 

liefern, und ed ift derfelben der Transport an den 
une defjelben zu überlaffen. Gen.-Transp.Infir. 
> 
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Desgl. aud, wenn er das angrenzende Ausland blos durchreis 
fen muß, um zu feiner Beſtimmung zu gelangen. Zirf, vom 10. Oklo— 
ber 1814. (Gefepf. vom 1814.) 


Abſchn. 5. 


(Nachricht an 17. Die abfendende Polizeibehörde muß die Po— 
2 —— lizeibehoͤrde des Beſtimmnugsorts von der bevorſtehen⸗ 
ar — en ſchon erfolgten Abfendung benachrichtigen, — 


(Richtung der Nicht auf den Geburtsort, fondern auf die Nähe 
Transporte.) der Grenze des Anslandes, wohin der Verhaftete diris 
girt werden fol, ift bei der Nichtung des Transports zu fehen. 
Transp.-Anw, der Reg. zu Arndberg vom 27. Februar 1818. 


Seder Transport muß auf der von den Negierungen augewie⸗ 
jenen Trausportitraße geicheben, nicht auf andern oder Nebenwegen. 
Die Transporte von der an der Transportitraße nicht liegenden Ors 
ten müſſen auf die nächfte Trausportſtation gerichtet werden, wen 
der Beſtimmungsort nicht näher wie dieſe iſt. Gen.-Inftr, vom 16. Sep: 
tember 1816. $. 6. 


(Wechsel des 19. Die Begleitung wird nur auf den Transport: 
Trausports.) ſtationen gewechielt.  Meilitairifche Begleitung richtet 
ſich nach ihrer Anweifung. Gen.Inſtr. $. 7. 


Wo die Lokalverhältniſſe es geitatten, follen die Begleitungen 
wicht mehr, wie bisher hin und wieder gefchehen, vom Ort zu Or 
wechſeln. M. R. vom 3. Dftober 1818. =: 

Ausnahmen vom Transport-Wechfel an einem Stationsorte fins 
den Statt, wenn 


a. die Ablieferung an einem Zwifchenorte gefchehen muß; 


b. Unglüdsfälle die Fortſetzung des Transports bis zur naͤchſten 
Station nicht geſtatten, in welchem Falle die Obrigkeit des 
Orts, an welchem die Behinderung ſich äußert, in Stelle und 
Verbindlichkeit der nächſten Stationsbehörde tritt, auch die 
Transportkoſten erſtatten und vorſchießen muß. Gen.Inſtr. vom 16. 
Septbr. 1816. $. 7. 


( Anzahl ° der 20. Die Anzahl der auf dem nemlichen Transs 

—— port zu gebenden Perſonen hängt von dem, alle einzelne 

ir Verhältuifie genau berüdfichtigenden Ermeſſen der ab- 

fendenden Behörde ab. Sie hat auch darauf zu fehen, daß gefähr- 

liche Subjefte, die gemeinfchaftlich Verbrechen begangen haben ır., 

entweder mit befondern Transporten oder mit erhöbeter Vorſicht ges 
leitet werden. \ 


* 
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(Ordnung bei Wenn nicht befondere Verhäftniffe eine Ausnahme 
——— begründen; fo müſſen am jedem Orte die Tranuspor⸗ 


selben.) taten in der Ordnung, wie fie augekommen find, weis 
ter befördert werden. Gen. Inſtr. v. 16. Sept. 1816. $. 8. 


— 21. Die Transporte erfolgen auf folgende Arten: 


A. Auf der ordentlichen Poſt. Dieſe iſt nur ausnahmsweife, bei 
beſonderer Bewandniß der Umſtände zuläſſig, und erfordert einen 
eigenen Begleiter; Deklar. der Gen.-Tr.:änftr. vom 16. Septbr. 1816, vom 
23. Juli 1817. $. 2. Magdeb, Ablt. von 1817. ©. 532. 

Darf jedoch nicht Statt finden, bei Verbrechern, oder die eines 
Verbrechens verdächtig find. M. R. vom 2. Januar 1819, 


B. Auf einem oder mehreren Wagen. 


Der Wagentransport ift nur zuläffig, 

2) bei befonders gefährlichen Verbrechern, welche allemal auf Wa—⸗ 
gen zu fransportiren, und, nach Befinden, an denfelben anzus 
ſchließen oder anzubinden find; 


2) bei Transportaten, welche, nach dem ärztlichen Gutachten wegen 
Krankheit oder Schwächlichfeit ohne Nachtheil der Gefundheit 
nicht zu Fuß transportirt werden fönnen; 

wenn ſchwache reife oder mehrere Pleine Kinder transportirt 
werden; 


4) wenn Perfonen höheren Standes transporfirt werden, wobei 
überdem auch in Anfehung der Gattung des Wagens auf den 
Stand Rüdficht zu nehmen iſt; 


5) wenn wegen befonders fchlechter Witterung oder unterweges ein⸗ 
getretener Uuglücksfaälle die Station ohne Wagen nicht würde 
erreicht werden können, und Verhältuiffe das. F. 19. b. gedachte 
Auskunftsmittel nicht geftatten; 

6) wenn der Fußtransport wegen Widerfeglichfeit der Trauspor⸗ 
taten mit Sicherheit nicht fortgefegt werden kann, und Verftärs 
Fung der Begleiter nicht hinreichende Sicherheit gewährt; 

.D wenn der Transport unterweges fo erfrauft, daß er ohne Nach- 
teil feiner Gefundheit zu Fuß nicht weiter gebracht werden kaun; 
Gen. Transp. Inſtr. vom 16. Geptbr. 1816. 

Zur Rechtfertigung der Fuhrkoftenliquidation genügt ein Zeugs 
niß der DOrtöbehörde, daß der Transportat Kranfheitswegen uns 
fähig geweſen zu Fuß fortgeichafft zu werden (ſobald Fein Mes 
Dizinalbeamter ſich am Orte befindet). Zeuguiffe diefer Art find 
im nächiten Kreisorte, wodurch der Transport geht, Dem Kreis: 
‚oder Wundarzte zur Unterfuhung und Beftätigung vorzulegen, 
indem deren Gültigkeit nur von einem Kreisorte bis zum aus 
dern angenginmen werden kanu. Mi R, vom 9. April 1822 


3 


— 
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8) wenn die Verhaͤltniſſe überhaupt einen ſchleunigen Transport ers 


Ju den Fällen 1. 2. 3. 4. und 8, muß die abfendende Bes 
hörde den Wagentransport gleich angrdnen, in den Fallen 5. 6. uud 
7, aber der Transportführer unterwegs die Fuhre annehmen, umd 
ibn hierbei von jeder Obrigkeit, befonderd aber von den Schulzeu 
ſchleunigſte Hülfe geleiftet, im dem einen wie in dem andern Falle 
aber auf die moͤglichſt wohlfeile Anſchaffung der Fuhre Bedacht ges 
nommen werden. Gen. Inftr, vom 16. Sept. 1816. $. 8. 

Auf Bequemlichkeit der Begleiter darf dieferhalb Feine Nüdficht 
genommen werden; dieſen gebührt nur ein Maß auf den Wagen, 
wenn es nothwendig ift. Jede, auch die nachfolgende Polizeibehörde 
hat die Fortdauer der Notbwendigfeit der Fuhre zu befcheinigen umd 
zwar auf dem Trausportzettel. M. R. vom 3. Oftober 1818, 


Wo möglich dürfen nur einfpännige Fuhren genommen und pro 
Pferd 7% Sgr. pro Meile liquidirt werden. M. R. v. 28. Mai 1825. 


C. zu Pferde; diefer Neittransport ift nur ausnahmsweiſe in ſel⸗ 
tenen, dazu geeigneten Fällen nicht anders, ald mit befouderer Sorg⸗ 
fatt zuläffig. | . 

D. zu Be der Fußtransport. ift bei bloßen Vagabunden und 
minder gefährlichen Verbrechern Negel, und findet allemal Gtatt, 
wenn Feine der vorgedachten Transportarten nothiwendig iſt. Gen. Snftr. 
vom 16. September 1816. $. 9. | 


22. Gefangentransporte müſſen, fo viel ald möglich, mindeſtens 
auf Transportftationen, durch die Gendarmerie erfolgen; Daf. $. 10. 
und M. R. vom 23. Juni 1823. 
werden aber immer nur von einem Gendarmeriequartier zum andern 
angeordnet. M. R. vom 10. Juni 1823. 


Leichte Verbrecher und minder gefährliche Landftreicher und an: 
dere Individuen find, wie bisher, vom deu Gemeinden zu transpors 
tiren. ©. Inftr, vom 16. Geptbr. 1816 $. 10. 

Diefe Beſtimmung ift durch das Gend. Edift nicht aufgehoben. 

M. R. 18, 97. Zuli 1824 und 44 Inli 1822. 
(Stärke der Be- 23. Die Stärke der Begleitung und die Anzahl 
gleitung und der Transporteurs it mach Maafgabe der Zahl, Ges 
——— rag fährlichfeit und übrigen Befchaffenbeit der Eransportans 
— den, der Jahreszeit, der Wege und auderer Verhäaͤltuiſſe 
von der abfendenden Behörde, jedoch allemal dergeftalt zu beſtimmen, 
daß fie völlig hinreicht, um den Transport mit Sicherheit zur naͤch⸗ 
ften Station zu bringen | 

Bei Ziviltrausporten zu Fuß müſſen mindeftens 

zwei Begleiter auf einen Trausportaten, 
vier — — zwei — 
uff — — drei — 
ſieben — — vier — 
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and fo weiter in fortfchreitendem Verhäftniffe gegeben werden, bei 
fhwächlihen Männern und bei Weibern und Kindern ift eine gerin: 
gere Zahl zuläffig. Die Zahl der Begleiter bei andern, ald Fuß—⸗ 
transpprten und bei Militairtranspprten richtet fich nach deu Verhält⸗ 
niffen. Gen. Snftr. d. 16. Sept. 1816. $. 11. 

Wenn einem Transportanden Fein befonder Verdacht eined Vers 
brechens trifft, jondern er. mur wegen Mangeld an Legitimation trans: 
portirt wird, und vorzüglich, wenn er nicht ausgezeichnet ftark oder 
gewandt ijt, fo it nur ein tüchtiger, handfefter, mit vorſchriftsmä⸗ 
figen Bertheidigungsmitteln verfebenen Begleiter erforderlich. Dekl. 
der Gen, Transp. Inftr. v. 25. Suli 1817. 8. 14. (Magd. Amtsbl. S. 552.) 
j Der Transportführer muß nicht allein für die Erhaltung der 
bejtimmten Anzahl während des Transports forgen, mithin, wenn eis 
ner der Begleiter an der Fortſetzung deſſelben unterwegs verhindert 
werden follte, an deffen Stelle am nächften Orte einen andern requis 
riren, fondern er iſt auch fchuldig, während des Transports an jedem 
Orte eine VBerftärfung der Mannfchaft in allen den Fällen zu requi⸗ 
ziren, in welchen ihm geftattet fein würde, einen Wagen auzufchaffen. 


Zu Transporteurd müfjen nut treue, zuverläffige, unerſchrockene 
bandfeite und gewandte Männer genommen, mithin Weiber, Männer 
über 60. Jahre alt, junge Leute unter 18 Jahren, ſchwache nud uns 
beboffene Meufchen, und Menfchen von zweidentigem üblem Nufe 
durchaus davon ausgefchloffen, und died auch bei etwaigen Stellvers 
tretern beobachtet werden. ' 


Es wird den Regierungen überlaffen, auf den Trausport-Stas 
tionen eine angemeffene Anzahl folcher qualifizirter Perfonen auszu—⸗ 
mitteln, und gegen Entbindung von andern perfönlichen Gemeinde: 
dienften oder andere angemefjene Vergütung ein für allemal zu Trans⸗ 
porteurs zu beitimmen. - 


“ Die abfendende und refp. Stationsbehörde beftellt auß den Transs 
porteurs einen zum Fuͤhrer des Transports, Deffen Anorduung die 
übrigen Folge zu leiften haben, und welchem die Transportkoſten und. 
Brausportdofumente anzuvertrauen find. 


In dazu geeigneten a. kann die abfendende Behörde uͤberdem 
deu Trausport unter die Leitung eines Polizeis oder andern Beamten 
fielen, oder dem Transport einen Begleiter zu Pferde beigeben. 


. Die Begleiter müffen nach der Gefährlichfeit und Anzahl der 
Transportaten und den übrigen Verhältniffen mit Waffen, auf jeden 
Fall aber mit tüchtigen Knüppeln, fo wie mit Schließgeihirren oder 
Striden verfehen fein, um davon nöthigenfalls Gebrauch zu machen; 
es muͤſſen wenigftens fo viel Transporteurs mit Waffen verſehen 
. ri Individuen transporfirt werden. ©. Inſte. vom 16. Septemb ˖ 

816 6. 14. 


Gendarmen müflen Transportketten und Schlöffer mitnehmen; 


welche ihnen von der Regierung geliefert werden. M. R. v. 19. Mär; 
1821. | 


— 
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Zransportaten find vor; ihrem Abgange genau zw viſitiren, ihnen 
die zum Ausbruche, zur Flucht dienende Infteumente, ihr Geld, Pas 
piere, Effeften ze, abnehmen, darüber ein Verzeichuiß aufnehmen und 
folches dem Transportführer einhändigen zu laſſen. Dieſes ift aber nicht 
Sache des übernebmenden Gendarmen: diefer bat nur darauf zu feben, 
daß es gefchehe. Bricht ein Gefangener aus oder entfömmt er auf die 
Flucht, fo iſt der verantwortlich, unter deſſen Bewachung folches ger 
fcheben. Iſt das Schließen des Arreftaten nöthig oder vorgefchrieben, 
fo muß er auch den Transportführer geſchloſſen übergeben werden. 
Publ. der Reg. zu Koblenz; vom 19. Oktober 1822. 

Das Feſſeln ift aber nach Minift.-VBeftimmung nicht Negel, und 
ſollen nach Allerhöchftem Befehle männliche und weibliche Perfonen 
nicht zufammengefefjelt werden. Gen. Inſtr. $. 22. und Reſkr. der Reg. 
zu Müunfter vom 10. und 13. Auguft 1822. Siehe auch $. 35. 

Beim Transporte fowohl ald in den Gefäugniffen müfjen beide - 
—— abgeſondert werden. hubl. der Reg. zu Koblenz vom 2. Mai 

Abſchn. 6. F 
(Transport- et« 24. Zu ten Trausportkoſten gehören alle dieje⸗ 
Kosten.) nigen Koften, welche durch den Trausport und die 
Verpflegung und die Bewachung auf demfelben verurfacht worden, 
mithin 
4) die Verpflegungsgelder der Eransportaten auf dem Transporte; 
2) die Poftgebühren nnd Wagens oder Pferde-Miethe in den Fäls 
Ien der Zuläffigfeit diefer Transportmittel; 
3) die Vergütigung für dad Militair bei Militair⸗Transporten; 
4) die Bekleidungskoſten; 
5) dasjenige, was nach der Verfafjung die Transporteurd an Trand- 
portgebühren, Zehrungsgeldern u. |. w. erhalten dürften; 
6) die zuläffigen Vergütigungen an Gerichts⸗, Poligeis und andere 
Unter⸗Offizianten; 
7) die Bewachungskoſten; 
8) die etwaigen Ausfertigungs⸗ und Stempelgebühren; 
9) alle andere, auf dem Transporte vorgefallene außerordentliche 

Auslagen. 

In Anfehung aller diefer Koften ift mit der ftrengiten Gewiſſen⸗ 
haftigkeit, Genauigkeit und Wirthichaftlichfeit zu verfahren, und fo 
wohl überhaupt, als infonderheit bei den, unter Nr. 9. gedachten 
Auslagen auf ee der Ausgabe und, bei den bedeutendern, 
ihrer Nothwendigfeit, dur Zengniffe der Obrigkeit und Echulzen, 
oder fonft moͤglichſt Nücficht zu nehmen, | 

Wenn die Transportirten an verfchiedene Obrigfeiten abgeliefert 
werden, fo müffen die gemeinfchaftlihen Trausportkoſten nach Vers 
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baͤltniß der Anzahl der Erandportirten vertheilt, die durch einen ders 
felben befonders verurfachten aber der Obrigkeit deſſelben allein aus 
gevechnet werden. alleg. Gen. Inftr. 6. 12. 

Zu den zu erftattenden Koften gehören nicht diejenigen Gegeu— 
ftände, welche nach den Prov.Berfaffungen von den Kommünen uns 
entgeldlih ald Kommunallaft geleijtet werden müfjen, als Meilengefd 
für Trausporteurs; Dekl. derf. $ 11. (Siehe $. 235.) | 

Denn die Gemeinden find zur Kortichaffung der Verbrecher und 
Vagabunden, zum Fortbringen der Bettler in die Landarmenhäufer 
verbunden. M. R. pom 16. September 1816. und 21. Auguft 1817. (v. K. 
A. 1817. Heft 1. ©. 201 und Heft 2. ©. 165.) 

&3 erhalten auch daher Sransporteurd Feine Nemumneratiom, 
Publ. der Reg. zu Königsberg vom 15. Zuli 1817. 


25. Die zu erſtattenden Koften trägt | 

A. der Transportat felbit oder derjenige, der zu deren Tragung 

in subsidium rechtlich verbunden ift, wenn jener oder diefer dazu 
vermögend if, Be 2 


Bei deffen Unvermögen aber: 


4) wenn der Trandportat an eine Polizeibehörde zum Transport von 
einer Juſtizbehörde abgegeben ift dieſe; auch die Neinigungskoften ze. 
und zwar werden folche aus dem Krim. Fonds vergütet. Gen, 
Inſtr. $. 13. und Fin M. R. vom 27. März 1819. | 

2) wenn der Transport von Polizeiwegen angeordnet ift, und 


a. eine inländische Behörde verfaffungsmäßig zur Annahme des 
Transportaten verbunden ift, dieſe Behörde; 

b. dieſe Verbindlichkeit einer inländifhen Behörde aber nicht ob 
liegt, und der Transport ind Ausland gebracht wird, 


aa. die zur Annahme verbundene- Behörde des Auslandes, oder 

bb. wenn auch dies der Fall nicht ift, der dazu beftimmte Fond 
der Regierung, aus deren Departement er abgefübrt wird, 
vorbehaltlich jedoch des etwa zu nehmenden Regreſſes. 


3) Wenn der Transportat fonft ein verdächtiges Judividuum iſt, 
oder aus andern Gründen trausportirt wird, in Ermaugelung 
der Verbindlichkeit einer der obgedachten Behörden, diejenige Be— 
hörde, welche den Transport angeordnet hat. Gen. Inſtr. $. 13. 


Sowie übrigens nach Obigem die Transports ꝛc. Koften der 
Transportat ſelbſt oder derjenige, der dazu in subsidinm rechtlich 
verbunden ift (Kap. 11. $ 13. 41. sqg.) wenn jener oder diefer dar 
zu vermögend ift, fragen muß; fowie feruer Arreftgebühren in Ahır 
lichen Fällen polizeilich beigerrieben werden können; fo köunen auch 
©ikfoften für die im Landarmenhanfe detinirte Perfonen auf den 
Grund der Reg.Dienſt-Inſtr. $. 11. und der angehängten Modififas 
tionen $. 47. polizeilich beigetrieben werden. Neffr. ter Reg. zu Müns 
fter bom 19. Februar 1823. — 
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Transportkoſten find in Unterfuchungsfälfen demjenigen zur Laft 
zu legen, der die Koften der Unterſuchung, welbe den Transport 
wöthig macht, zu fragen hat. M. R. vom 8, April 1835. 

Hierzu gehört auch der Lohn der Transporteurs bei Zivilfrang- 

porten, wenn ein Provinziafgefeg die Gemeinden nicht zur umentgeld- 
lichen Geſtellung derfelben verpflichtet. Fünf Sgr. für die Meile ift 
angemefjen. M. R. v. 2. April 1835. 
Vorschuss der 26. Die abfeudende Behörde bat bei einem un⸗ 
(Transpor tkos- yermögenden Transportaten, und, wenn die annehmende 
ten.) oder eine andere Behörde die Transportfoften ibr nicht 
zugeftellt bat, die Verbindlichkeit, fie entweder für den ganzen Trans- 
port oder bid zur nächſten Trausportftation vorzufchießen. 


Es hängt hierbei von ihrer Wahl ab, ob fie ‚ 
I. die Transportkoften für dem ganzen Transport auslegen, und 
bon der Behörde ded Beſtimmungsortes wahrnehmen, 


oder ob 
II. fie diefe Koften nur bis zur nächſten Transportſtation vorfchies 
Ben will. 


m | 

ad J. erfteren Falle, der fich bei Furzen Transporten innerbalb ans 
des empfiehlt, muß der Betrag der Transportfoften dem Trans 
portführer zur. genanen Berechnung mitgegeben werden, uud if, 
dringende unerwartete File abgerechnet, Fein Zwifchenort zu 
Auslagen verbunden. 


Im | 

(Erstattung der- ad II. zweiten Falle muß die abfendende Behörde aber 

selben.) die, bis zur nächfifolgenden Transport: Etappe 
erforderlihen Koften vorfchießen, auf den Transportzettel eins 
zeln aufführen, und folchergeftalt bei der nächitfolgenden Trans, 
‚portitation Fiquidiren, diefe aber bei der Ablieferung ded Trans 
portaten die fiquidirten, und unterwegs etwa erwachfenen fers 
mern Koften der abliefernden Behörde fofort Durch die zurückge— 
henden Transportanten erftatten, demnächft aber mit dem fortges 
benden Transporte diefe Koften, und die denfelben hinzuzufügens 
den Koften ded Transports von ihre bis zur nächitfolgenden 
Station vorfchießen, und von diefer auf eben dieſe Art wicder 
erheben. Died Verfahren wird auf dem ganzen Transporte 
bis zum Beftimmungsorte beobachtet, von deren Obrigkeit die 
auf dem ganzen Trausporte erwachjenen, und: folchergeftalt von 
der legten Stationsbehörde vorgefchoffenen Koften der letztgedach⸗ 
ten Behörde erjtattet werden. 


Wenn die Koften dem Negierungsfonds zur Laft fallen, ($.25), 
fo liquidirt die letzte Stationdbehörde diefe Koften bei der abjendenden 
Behörde, und diefe, unter Beilegung des Transportzetteld, unmittels 
bar, oder durch die Kreisbelörde, bei der ihr vorgefeßten Regierung. 
Eiche $. 27. 
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Jede Stationds oder an deren Stelle tretende andere Behörde fo 
wie die annehmende Behörde muß diefe Koftenerftattung und Auslage 
fofort und unweigerlich verfchaffen, und die dagegen etwa habenden 
‘Erinnerungen bei der Behörden befonders anbringen. | Ä 


Eine Erſtattung der vorgefchofenen Koften von der folgenden oder 
von der Beftimmingsbehörde erfolgt aber nur dann, weun dev Traus⸗ 
portat wirklich überliefert iſt. Gen. Inſtr. $. 44. 


(Bei Verhre- Die Negierung trägt die Koften bei von der Pos 
chern und Va- lizeibehoͤrde angehaltenen Verbrechern bis dahin, daß 
gabunden) nie Eriftenz eined Kriminalfalls ausgemittelt iſt; von 
da ab trägt folhe Die Juſtiz. Entſteht über eine ſolche Eriſtenz 
Zweifel, fo muß die Polizeibehörde die Verpflegungsfoiten während 
der polizeilichen Detention aus dem Polizeifonds entnehmen. Die Aufs 
greifungd-, Arreſt⸗ und Transportfoften der von der Juſtiz verfolge 
ten oder fonft fehon bei der polizeilichen Verhaftung notorifchen Vers 
brecher,  infofern der Eransport über den Polizeibezivt hinausgeht, . 
muß jedenfalls die Juſtiz tragen. Ä 

Die Poligeibehörden haben die Ablieferung verhafteter und dazu 
geeigneter Perfonen an die Gerichte zu befchleunigen, damit den Pos 
Lizeifonds nicht unnöthige Koften zugezogen werden. M. R, vom 20. 
Febr. 1824, 8. April und 16, Aug. 1825. 


Die Transport: und Verpflegungsfoften für vom Ausfaude über: 
nommene Oefangene müffen, foweit leßtere während des Transports 
nicht die Gtappengefängniffe berühren, und unyermögend find, aus 
den Regierungss Polizeifonds entnommen werden M. Rev. 31. März 
4824. — tonf. $, 27. — 


Die Transportfoften eines entlaffenen unvermögenden Eträflings 
trägt die Gemeinde, welche für ihn zu forgen verpflichtet iſt, fonft 
der Fandarmenfonds; bei nachgewieſener Mittellofigfeit der betreffen: 
den Kommüne der allgemeine polizeiliche Dispoſitionsfonds. M.R. v. 
18. Juni 1824. 

Die vorbedachten verpflichteten Kommünen tragen auch die in 
den Angrenzenden Verwaltungsbezirfen bergebrachten Transportführers 
Meifengelder oder Transports Fuhrenkoften. M. R. v. 2. April 1824.‘ 

Bei polizeilichen Transporten beruhen die Trausportſätze nicht 
auf allgemeine Anordnung, werden nach provinziellen Verfaſſungen 
Liquidirt und wegen zufülliger lofaler Verfchiedenheiten iſt Feine Ne 
torfion anwendbar. M. R. vom 40. Juni 1825. | 


27. Die Grenzetappenbehörden ſowohl gegen dA8 Ausland, als 
gegen andere Negierungsbezirfe müfen die aus den Regierungsfonds 
zu berichtiigende Koften, auf den Grund vidimirter Abfchriften der 
Transportzettel (wozu die gedructen Formulare zu verwenden) uns 
mittelbar bei der ihnen Vorgefegten Negierung liquidiven, M. R. vom 
3. Oftbr. 1818. TE 


r 


% 
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Jede Provinz hat die von ihr aufgegriffene und in einer Land; 
armenauſtalt untergebrachte Bagabunden uud Bettler auf ihre Koften 
zu verpflegen. M. R. vom 8. Juni 1820, 


(Verfahren beim 28. Die abfendende Behörde muß vor Anordnung 
— des Trausportes den Ort, nach welchem der Transs 
"les Bestim.» portande geſetzlich abzuliefern iſt, feſtſtellen. Siehe auch 


mungsortes. Kap. 16. 17. 19. u. Kap. 7. $. % Gen. Snftr. $. 15. 


b. Gesundheits- 29. Da der Transport auf den Gefundheitszuftand 
zustand der des Fransportanden feinen nachtheifigen Einfluß haben 
Transportanden. ne fo iſt bei Franken oder ſchwachen Perfoneu durch 
Arztliches Gutachten vorgängig feitzuftellen, daß der Transport ohne 
Nachtheil für die Gefundheit erfolgen könne, und infonderheit, daß 
dies bei dem Fußtransport der Fail fei. Gen, Inſtr. $. 16. 
Perfonen mit anftedenden Krankheiten, 3. B. der Kräße, dürs 
fen nicht auf den Transport gegeben werden. Bek. des K. Oberpräf. v. 
Weſtfalen v. 8. Dezbr. 1826, . 


(e. Bekleidung), 30. Die ablieferude Behörde muß vor dem Trans 

port dafür forgen, daß der Trausportande, fd weit es 
zur Sicherung gegen die Kälte und zur Vorbeugung eines öffentlis 
chen Aergerniffes erforderlich ift, nothdürftig,- jedoch) moͤglichſt wohls 
feil bekleidet werde, widrigenfald die Gendarmerie oder das Militdir 
den Transport nicht übernehmen, oder die nächfte Stativnsbehörde 
dies nachholen muß. Gen. Transp. Inſtr. $. 17. 

Auch muß dafür geforgt werden, daß die Trausportanden reis 
lich) und wicht mit Ungeziefer behaftet find. 

Eind fie acht Tage auf dem Transport geweſen, dann dürfen 
fie erft weiter transportiert werden, wenn deren Leibwäfche gereinigt 
worden. 2 

Der Transport in Holzſchuhen iſt umzuläflig. 

Jede Stationsbehörde kontrollirt die Bekleidung, laͤßt die abge 
gangene eriegen und fegt die Koſten fuͤr erſetzte Kleidungsſtuͤcke und ı 
gereinigte Wäfche u. f. w. — gehörig belegt — den übrigen Traus⸗ 
port ꝛc. Koften hinzu, gleich denen fie auf der nächſten Station berich— 
tigt oder nach Inhalt. des folgenden $. zur Erftattung aus dem br; 
treffenden Neg.» Fonds Liquidirt werden. 

Mit den Etationsbehörden der Nahbarftaaten haben die Grenz 
polizeibehörden dieferhalb zu. Fommuniziren, und Fönnen fie demnächſt 
Die Annahme von nicht gehörig gereinigten und sicht mit nothwendi⸗ 
gen Kleidungsitücen verjehenen Trausportaten verweigern, Publ. der 
Reg. zu Müniter v. 19. Juli 1828. 2 

Doch muß, wo die Verweigerung, unbefleidete Gefangene anzu 
uehmen oder weiter abzuführen, Verzögerungen zum Nachtheil der ges 
richtlichen Unterſuchung, und, wenn fie aus dem Austande kommen, 

ſogar gänzliche Freilaffung zur Folge haben er Maaßregel 
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der Nothwendigfeit des weitern Transports untergeordnet bleiben 
und mit befonderer Umficht verfahren werden. 


Alle abgelegte Kleidungsftüde der Gefangenen müffen mit dem⸗ 
felben abgefeudet werden, wenn fie auch Feinen Werth haben. Yupfe 
der Reg. zu Aachen vom 14. Aug. und zu Düffeldorf vom 14. Septembr, 1817. 


(d. Anweisung 31. Die Behörden müffen die Transporteurd nad) 
der Transpor- Berchaffenheit mündlich oder ſchriftlich über diejenigen 
teurs.) Vorfichtsmaaßregeln genau anmweifen, welde, nach 
Maafgabe der Gefährlichkeit und anderer Verhältniffe der Transpors 
taten, zu beobachten find; infonderheit müjfen ‚den Oendarmen und 
dem Militair die zu transportirenden Individuen nach ihrer größern 
oder geringeren Geführlichfeit bezeichnet werden. G. Transp. Infir.$. 18. 


(e. Transport- 32. Dem Transporte und infonderbeit dem Traus⸗ 
zettel.) portführer wird ein Transportzettel nach einem und 
demfelben gedrudten Formulare mitgegeben, worin, wenn Feffelung 
Statt finden fol, das Work „gefeſſelt“ fchriftlich eingetragen werden 
muß. Gen. Inſtr. $. 19. M. R. vom 24. Juli 182% 
Der Trauspoͤrtzettel ift 
. D für jeden der Transportaten,'infofern fie verfchiedene Beſtimmungs⸗ 
orte haben, befouderd auszufertigen, und 
2) nicht bloß mit der Unterfchrift, fondern auch mit dem Siegel der 
abfendenden Behörde zu verjehen. Gen. Transy. Inſtr. $, 19 


Die von auswärtigen Behörden abgefandten Transporte müffen 
von der erſten Preußifchen Behörde gleichfalls mit dem vorgefchriebes 
nen Transportzettel veriehen und das Signalement abfchriftlich in ber 


‚fonderen deöfallfigen Akten zurücdbehalten werden. Anweiſ. der Reg. zu 
Arnöberg vom 27. Febr: 1818. 3 


(£. Signalements- 33. Außerdem erhält der Trausportführer noch 
‚ Exemplare:.) das vollftändige Signalement der Perfon und der Klei— 
dung der Transportaten, umd zwar eined jeden derſelben beſonders 
und in duplo, um dadurch im Entweihungsfalle die Verfolgung zu 
erleichtern. Gen. Inſtr. $. 20, 


(g. Andere Pa- 34. Der Führer des Transports bekommt ferner 
iere und Ef- 4) einen Paß, infofern er nöthig ift; 
Sekten.) 2) Abfchrift des Schreibens, wodurch die Obrigkeit 
des Beſtimmungsortes ihre Verbindfichfeit zur Annahme des 
Zransportanden anerkannt hat; 


3) das Schreiben der abfendenden Behörde an die des Beitimmungss 
orted, mit den etwa mitzugebenden Akten, infofern legtere tem 
Transport überhaupt anzuvertrauen und nicht lieber auf der 
Por abzufenden find; 
4) die dem Trausportauden abgenommenen Gelder, Gffeften und 
Papiere. Gen. Transp. Inſtr. $. 21. 
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5) das Ärztliche Atteſt uͤber etwa noͤthige Fuhre. Publ. der Reg. zu 
Liegnitz vom 3. Juli 1817. 


(h. Sicherheits- 35. Bor dem Abgange des Transportes find die 

Maassregeln.) in Anfehung der ficheren Führung deſſelben nöthigen 
Maaßregeln zu nehmen und anzugrönen. 

Gefährliche, ftarfe, widerfpenftige Verbrecher und Bagabunden 
müfjen in der Regel gebunden oder gefeffelt transportiert werden. Die 
Transportandenführer müfen fich hierbei genau an die Beſtimmuug 
der abſendenden oder Stationsbehoͤrde halten, und ſind nur berech⸗ 
tigt, hiervon abzugehen, wenn 

1) der Trausportat unterwegs die Flucht verſuchen, oder ſonſt ſich 
widerſpenſtig bezeigen ſollte, 

2) u einbrechende Dunkelheit die Beſorguiß der Flucht verſtaͤrken 
möchte; ! 

2) einer der Begleiter behindert fein follte, den Transport fortzus 
fegen, und nicht gleich erfeßt werden kann, und 

4) unerwartete Greigniffe, 3. B. Bruch des Wagens zc., dies zur 
Eicherung de3 Transports nothwendig machen. i 


Mördern, Näubern und Dieben, oder andern großen Werbre: 
ern umd gefährlichen Canditreichern, welche entweder ſchon früber 
auf Transporten entfprungen find, oder befondere Gefahr der Ent: 
weichung begründen, kann nach Ermeſſen der abfendenden Behörde, 
mit Beruͤckſichtigung der Gefundheit, das Haupthaar ganz oder auf 
eine befondere in die Augen fallende Art abgefchoren werden. 

Die abjendende Behörde hat, fo viel ald möglich, die des Ber 
ſtimmungsortes und der nächiten Stationsörter vom Abgange des 
Transported noch vorher zu benachrichtigen. Gen. Transp. Initr. $. 22. 
Siehe au) $. 23. 


G. Führung des 36. Der Transport ift ununterbrochen, und ohne 
Transports.) Ruͤckſicht auf Sonn» und Fefttage fortzufeßen, uud 
möglichit fo einzurichten, daß die Stationsörter noch vor Ginbruch 
der Dunkelheit erreicht werden. 

Sollten unerwartete Umftände Dies hindern, fo bleibt dem Fuͤh⸗ 
rer überlaffen, entweder an einem Zwiſchenorte zu übernachten, oder 
den Transport duch Verflärfung der Begleitung ($. 23.) oder Fer 
felung ($. 35.) zu fihern, oder einen Wagen zu nehmen ($. 21.); 
im erfteren Sale muß jedoch der Transport an die Ortsobrigkeit 
abgeliefert und in Anfehung der Bewachung nach Vorfchrift des $. 
40 verfahren werden. Dafı $. 23. 


(k. Betragen der 37, Die Transporteuts muͤſſen auf die Trans 
Begleiter auf portaten und deren Beuehmen ununterbrochen die fireng- 
er Transpor- je Aufmerffamfeit haben, und lehztere befonders in Wäl- 
j dern oder andern gefährlichern Gegenden verdoppeln, 
und darin, fo wie in allen Verhäͤltniſſen, welche die Flucht erleiche 
tern Fönnen, die befaunten Sicherheitsmaaßregeln — 


\ 
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Eie müfjen mit den Eransportaten nicht über ihre Verbrechen 
und die Veichaffenheit der Gegend, worin fie find, fprechen, ihnen 
nicht geftatten, hierüber unter einander, oder überhaupt mit unbes 
kanuten Menſchen auf der Landftraße fich zu unterhalten, Transpor⸗ 
faten, welche mit einander befaunt find, müſſen auf dem Transporte 
möglichft getrennt werden; die Begleiter dürfen von den Transpors 
tanden nicht das geringjte Faufen, oder eintaufchen, oder zum Ges 
ſchenke annehmen; wer zu Wagen transportirt wird, darf ohne drins 
gende Veranlaſſung nicht herabfteigen, und muß dann befonders feharf 
bewacht, und nach Bewandniß gefeifelt oder an einem Striche geführt 
werden; den Transporteurd m firenge verboten, auf dem Zrands 
porte zu ſchlafen; ohne Erlaubniß des Führers darf fein Begleiter 
fi) vom Transporte entfernen; der Transport darf, aufer Fällen 
der Noth, nur zu den gewöhnlichen Mabfzeiten in Wirthshäuſer eins 
Fehren, und dann muß nach Verhältniffen der Transportat auf das 
— bewacht, und auf augemefjene Art geſchloſſen oder gebunden 
werden. 


Wenn einer der Zransportaten die Flucht verfucht oder ents 
fpringt, jo it Gewalt zu gebrauchen, um ihn daran zu verhindern, 
vder wieder zu ergreifen; er ift alddann zu ‚binden oder zu feflelu, 
auch noͤthigenfalls am nächften Orte ein Wagen zum weifern Trans 
port zu nehmen. Wenn einer entfprungen ıft, fo muß die Aufficht 
auf die übrigen verfchärft und fie allenfalld gebunden, und alle Vorz 
Fehrungen genommen werden, um den Slüchtling wieder zu erhalten, 
entweder Durch fofortiged Nachfeken, oder durch Nequifition der näch— 
ften Obrigkeiten, Gendarmen und Gemeinden, wobei die $. 33. ges 
dachten Eignalementsd zu gebrauchen, und jedermann den Transpors 
teurs Hülfe und Beiftand zu feiften bat. Der Transportführer muß 
jede Eutweichung der nächften und jeder folgenden Obrigkeit auf der 
Transportitraße, und jedem Geudarmen und Schulen anzeigen, das 
mit auch diefe wegen der Verfolgung durch Stedbriefe und Nachjagd 
ihre Pflicht erfüllen Fönnen. G. Transp. Inſtr. $. 24. 


(1. Behandlung 38. Die Transportaten müffen zwar mit der, zu 

‚der Transpor- ihrer fichern Kortichaffung erforderl. Strenge, allein ohne 

taten.) unnötbige Härte behandelt und ihnen Die erforderliche 
s Nuhe gewährt werden. 


Auf allen Fall erhalten fie diejenige Verpflegung, welche Ges 
fangene von ihren Verhältuiffen befommen. 


Die Trausporteurs müfjen aller Mißhandlung der Transportas 
ten, und, außer dem Falle der. Widerfeglichfeit und des Verſuchs der 
Flucht, aller thätlichen Behandlung derjelben ſich enthalten, und auch 
im diefen Fällen ſich Feine Erzefje erlauben; die Transportaten find 

dagegen wegen begangener Widerfeglichfeiten, Ungeborfams u. |. w. 
der nächften Stationsbehörde anzuzeigen, und von derjelben zu bes 


firafen. 
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% 
Die Transporteurd muͤſſen die Transportaten auch vorz Miß⸗ 
handlungen des Pöbels ſichern und ſchuͤtzen. Sen. Transp. Inſtr. $ı 25. 


Am. Ablieferung 39. Ber Trausportat ift am Statiousorte, oder, 
des — wenn derſelbe nicht zu erreichen iſt, an dem, an feine 
— Stelle treteuden Orte ($. 19.) nicht an Unterbediente, 

fondern an die Polizeibehörde abzuliefern, bei welcher der Eransports 

führer ſich zu melden und die weiteren Beftimmungen zu gewärtigen 
bat. Der Trausportat muß bis dahin entweder vorläufig an Die 

Wache oder zum Arreſt abgeliefert, oder von der Erandportmann- 

ſchaft, nöthigenfalld unter Beihülfe der Gendarmerie, des Militaire 

oder der Gerichts⸗ oder Polizei-Dffizianten, genau bewacht werden. 


Der Eransportar ift auf, jeder Station vor der Ablieferung ges 
nau zu vififiren und der Trausportzettel zu revidiren, und, wenn er 
mangelhaft ift, zu ergänzen, wobei Die auf dem Trausport etwa vor⸗ 
gefallenen Veränderungen, fo wie die Zeit der Ankunft und die Gründe 
der etwaigen Verzögerung derfelben, auf dem Transportzettel zu bes 
merken find, 

Wenn ein Transportat entiprungen ift, fo muß darüber bei der 
naͤchſten Stationsbehörde eine Unterfuhung angeftelt, und die Aften 
demuächft der Behörde, deren Eransportanden der Transportat ent: 
wichen ift, zum weitern Verfahren ($. 45.) überfandt werden. 


Die zum Transporte gehörigen Gelder, Papiere und andere Ef: 
feften werden der Stationdbehörde abgeliefert. 

Diefelbe erftattet die bid dahin aufgelaufenen Sransportkoften 
der nächften Stationdbehörde gegen Quittung des Transportführers, 
und fiquidirt fie auf Die $. 26. gedachte Art der nach ihr folgenden 
Behörde. 5 

Sie gibt endlich dem Eransportführer über die Ablieferung der 
Transportaten, Alten, Gelder und Effekten einen Gmpfangfchein, 
md bemerkt auf demfelben die Stunde der Aukunft und Abfertigung. 
Gen. Trandps Inſtr. $. 26. 


(n. Bewachung.) 40. Die Stationsbehörde muß für die ſichere und 
angemeffene Bewachung des Zransportaten Sorge 
tragen; fie gefhieht in Gemäßbeit des Direftorial-Reffript3 vom 12. 
Därz 1805. in den Nachtquartieren, der Negel nach, in den Zivil 
gefängniffen, in GarnifonsStädten erforderlichenfalld mit Konkurrenz 
des Militaird, in unbequartierten Orten aber auf die dort übliche Art 
Der Bewachung der Gefangenen. 
Gefährliche Verbrecher find aber in KriminaßGefängniffen auf 
zubewahren. Daf. $. 277. 


(o. Kinder der 41. Säuglinge follen im Pollzeigefängniffe mit auf, 
Trausportaten.) genommen Werden; M. R. vom 31. Januar 1817. 
audere Kinder der Transportaten dagegen nicht; , Diefe find während 
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der Verwahrung ihrer UIngebörigen auf eine angemefiene Art im 
Drte unterzubringen. Der Mutter muß ein anderer Verwahruugs⸗ 
ort ald das Gefängniß, oder falls died unzuläffig, eine gejunde Ges 
fängnißftube angewiefen werden. Eben fo ift in Anſehuug Fraufer 
Kinder zu verfahren. Dekl. dı Gen. Tr. Inſtr. v. 23. Juli 1817. $ 11. 


(p-. Weiterer 42. Jede Stationdbehörde muß den Transportas 
‚ Transport.) fen ehebaldigft weiter befördern, und dabei das bisher 
angeführte Verfahren, fo weit ed fich nicht auf die erfte Behörde bes 
(hräuft, von Station zu Station befolgt werden. 


In Anfehung der Zeit der weitern Abfendung ift zwar auf die 
Gefundheit der Transportaten, die Menge derfelben und andere Vers 
haͤltniſſe zu ſehen; möglichite Befchleunigung deifelben muß indeffen die 
Regel fein. Gen. Inftr. $. 28. 


(g. Ablieferung 43. Der Transportat wird mit den Geldern, Pas 
aı Bestim pieren und Effeften am Beſtimmungsorte au diejenige 
mungsorte) Zehorde abgeliefert, welche zu feiner Annahme verbuns 

den iſt, ober an Diejenigen, welche zur Smpfangnahme des Trans: 

portaten an der Grenze oder fonft entgegengefchidt haben follte. 


Ueber die richtige Ablieferung des Trandportaten wird auf dem 
, Transportzettel quittirt, und in Anfehung der Erftattung der Traus⸗ 


—— in Gemaͤßheit der Beſtimmungen des $. 26. verführen. 
af. $. 29, 


Abfhn. 7. Allgemeine Bettimmungen, 


(Befolgung der 44. Die Transporte müffen allenthalben von es 
m Aisition der dermanı, befonders aber von den Obrigfeiten und 
ver) IF Schulzen, mit gehöriger Achtung aufgenommen, die 
' Reguifition des STransportführers mit Wilffährigfeit 
und Schnelligkeit erfüllt, nud überhaupt den Trausporten allenthals 
ben Hilfe und Beiftand fchlennigft gereicht werden. 
Die Transportbegleiter müfen dagegen fich befcheiden betragen, 
und zu Feinen gegründeten Befchwerden Veranfaffung geben, widri⸗ 
genfalls aber ernftlich beftraft werden. Daf. $. 30. 


(Bestrafung be- 45. Die geringfte Vernachläffigung der vorſtehen⸗ 

a den Vorſchriften ift mit angemefjener Strafe zu beahn⸗ 

Vergehen) den, und bei grober Nachläffigkeit, Begünftigung und 
Kollufionsfällen Friminafrechtlich zu verfahren. 

Neben den hiernach gefeglich entweder adminiftratorifch oder Fris 
minalrechtlih zu erfennenden Strafen verlieren diejenigen Transpor⸗ 
teurs, welche einen Sransportaten auf dem Trausporte haben ent» 
fpeingen laffen, wenn ihnen auch nur der allergeringfte Grad von 
Fahrläffigfeit zur Laſt fällt, die etwa Statt habenden Transportgebüh—⸗ 
ren, uud müffen die auf die Wiedererhaltung des entiprungenen 
Transportaten verwandten Koften, Prämien u. f. w. fragen, auch, 
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dem Befinden na, ihrer Obrigkeit die von derſelben verlangten, ihr 
aber micht wieder zu erftattenten Trausportkoften erfegeu; überdem 
find machläffige Transporteurs auszuſchließen, und auf ihre Kojten 
durch zuverküjfige Stellvertreter zu erſetzen. | 


Obrigkeiten, welche unfähige oder nachläffige Transporteurs ſtel⸗ 
Ien, werden mit angemeffenen Ordnungsitrafen belegt, dem Befinden 
nach freuger beitraft, uud im die durch die Entweichung entjtaudes 
nen Schäden und Koften verurtheilt. Daſ. $. 32. 


(Verabredungen 46. Bon mehreren auswärtigen Staaten find vor 
Gen —— ſtehende Grundfüße beim Trausportweſen angenommen, 
ai — und zwar von 
Grundsätze 1) Hannover, in der Verordnung vom 24. Febr. 
beim Trans- 1814. (v. 8. Jahrb. Bd. 8. H. 15. ©. 147.) 
portwesen.) 2) Kaffel, in der Verordnung vom 3. Febr. 1815. 
(Daf. ©. 150.) 
3) Weimar, in der Juſtr. v. 17. Desbr. 1814. (Dal. ©. 155.) 
4) Schwerin, in d. Verord, v. 14. Novbr. 1814. (Ba. ©. 156.) 
5) Brauuſchweig, ind. Verordu. v. 19. Dezb. 1814. (Dat. ©. 163.) 
6) Holſtein und Schlefwig, in d. Publ. vom 28. Januar 1815. 
(Daf, ©. 166.) 
7) Didenburg, in d. Zirful. v. 10. Dezbr. 1814. (Daſ. ©. 168.) 
8) Naſſau, „nr nn 6. April 1815. (Daſ. ©. 99.) 
9) Dejjau im der Verordnung v. 4. Novbr. 1814. (Daf. S. 100.) 
410) Bernburg, nd „ „14. Novbr. 1814. (Daf. ©. 169.) 
11) Sondershaufen, „ „ 12. Novbr. 1814. (Daf. ©. 179.) 
12) Walted, N „ „, 19. Zanr. 1815. (Baf. ©. 187.) 
13) Lippe⸗Dettmold, (v. K. Zahrb. a. a. DO.) 
14) vom Kaif. Königl, Gubernium zu Brünn. (Publ. der Neg. zu 
Oppeln v. 3. Oftobr. 1817.) j 
15. vom Könige. Sachfen in der Kabinetd-Erflärung v. 21. Ian. 
und Verordnung vom 28. März 1820. (Gejegf. Rro. 4. und 
v. 8. Au, 1820. ©. 283. 413 ff) : 


Auch hat der König der Niederlande vom 15. Juli 1817 vers 
orduet: daß Landftreiher und Vagabunden, welche vorgeben, Preus 
fen zu fein, oder ihr gefeßliched Domizil in’ Preußen zu haben, nicht 
anders dabim gefendet werden follen, als wenn fiemit Paͤſſen und andern 
Angaben verfehen, aus welchen ihre Verfendung und Beſtimmung zu 
entnebmen ift, und daß Sandftreicher und Vagabunden, von welcher 
Nation fie auch fein mögen, nur in dem Falle über die Preußiſche 
Grenze gebracht werden füllen, wenn es nothiwendig ift, um fie nach 
ibrem Baterlande zur fenden, und daun ſollen fie mit ähnlichen Bes 
weifen an die erſte prenßifche Behörde abgegeben werben. (cv. 8. Ann. 
1817. D+ 3. ©. 172.) 


. Wegen Transporte von Militair- Arreftaten fiehe „Militair⸗ 
Quartier und Verpflegung. Th. IL. Tit. XVIL Kap. 1. 


236 1. Tit, VI. Deffentlihe Ordnung u, Sicherheit. 


Kap. 8. Fremden und Paßpolizei. 


(Einleitung.) 1. Bedeutende Verbrecher koͤnnen, wenn die Ortds 

aufficht nicht ganz vernachläffigt ift, an ihrem Aufents 
haltsorte nicht lange unentdeckt bleiben, haben entweder Feine Hei⸗ 
math oder begeben die Verbrechen in fremden Gegenden und entfers 
nen fih aus denfelben gleich nach- verübtem Verbrechen; nur im 
Umberſchweifen finden fie Sicherheit und an fremden Orten Gelegens 
heit, neue Verbrechen auszuführen. Hieraus ergibt ſich die Noth— 
wendigkeit, Maaßregeln zu treffen, das Umberfchweifen von Verbres 
chern und arbeitsfchenen, mittellofen Perfonen zu verhindern, und fo 
ihre Entfernung aus der Heimath für fie nutzlos zu machen, fie zu 
verſcheuchen oder ihrer habhaft zu werden. Im Aeufern unterfcheis 
den fi) dieſe Menfchen felten merklich vom rechtlihen Manne, und 
noch weniger geben fie ſich freiwillig aus für das was fie find; öf⸗ 
fentliche befannt gemachte Perfonsbejchreibungen allein, allgemeine 
Bagabımden-Vifitationen, zu Zeiten angeorduet, reichen nicht aus; 
und fo find, um dies Umberfchweifen verhindern zu koͤnnen, Päſſe 
eingeführt, 


Um aber das Umherſchweifen diefer, der öffentlichen Sicherheit 
gefährlichen. Perfonen verhindern zu Fönnen, muß ihre Erkennung 
möglich gemacht werden; eine unmittelbare und ausfchlichliche 
Bezeichnung derfelben findet nicht Statt; die Paßpolizei muß aljo das 
mit anfangen, jeden rechtlichen Neifenden mit einem Mittel zu verfes 
ben, ſich als folchen überall ausweifen zu Fönnen. Hierdurch ijt die 
Hauptichwierigfeit gehoben und das Erkennen gefährlicher Menfchen 

vorbereitet. 

2 Das Erfentmungszeichen der rechtlichen Reiſenden ift der Paß; 
der Mangel defjelben, wenn er durch andere glaubhafte Nachweiſe 
nicht erſetzt wird, iſt der Angriffspunkt auf die umherſchweifenden 
Individuen. Es folgt hieraus von ſelbſt, daß das Erkennungszeichen 
(der Paß) fo auszufertigen ift, daß es zu einer zuverläßigen und ını- 
zweifelhaften Bezeichnung des rechtmäßigen Beſitzers, aber mur für 
diefen allein » überall dienen Fann und daß alle Sorgfalt darauf zu 
richten ift, daß gefährliche Menfchen ſich folhe Dofumente nicht er⸗ 
fehleichen, oder fte nicht lange unentdedt benugen köunen. — 
ergibt die Nothwendigkeit der Vorſicht bei Ertheilung des Paſſes und 
der Erforderniſſe deſſelben ſich von ſelbſt, und iſt inſonderheit bei Päſ— 
fen zu Reiſen in fremde Staaten, wo die Unterſchriften einzelner Pos 
lizeibehoͤrden nicht bekanut genug find, Die Ausfertigung derſelben 
durch die oberen Behörden nothwendig. 


Aber mit Ausfertigung von Päffen allein it der Zweck noch 
nicht erreicht, fondern die Operationen des Paßweſens müſſen fich 
weiter erfireden. Wenn die Neifenden. ihre Päfje nicht von Zeit zu 
Zeit vorzeigen; fo würde die Abficht unerfüllt und der gefährliche 
Mensch eben fo gut unentdeckt bleiben, als wären fie gar nicht vor 
handen. Die Paffe müffen daher von Zeit zu Zeit zur Prüfung und 
Beglaubigung vorgelegt werden, In Ländern, bemerkt fehr wahr 
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Hr. Polizei-Rath Merfel, wo diefe Maafregeln am vollftänbigften 
ausgeführt werden, wird die öffentliche Sicherheit durch grobe Vers 
brechen am feltenften geftört werden, bei deren Vernacyläßigung fie 
fih aber um fo mehr häufen werden, je mehr Vorficht in andern 
Ländern geübt wird. Nach der bisherigen Erfahrung fan es nicht 
leicht eine Veranftaltung geben, welche diefem Zweck fo vollftändig zu 
entiprechen im Stande it, ald ein wohlgeordnetes Paßweſen, befons 
ders wenn die Pasbehörden hierbei mir höchfter Achrfamfeit verfab- 
ren, infonderheit die Prüfung der Paßnehmer mit der größten Sorg⸗ 
falt üben und fich Dabei in ganzen Provinzen und felbit ganzen Läns 
dern gegenfeitig unterftügen. Als praftifchen Beweis der Nothwen- 
digkeit und Wohlthätigkeit des Paßweſens führt Hr. PN. Merkel 
an, daß von 631 Verbrechen und VBagabunden, welche im J. 1817 
von der Polizeis-Direftion in Erfurt zur Unterfuchung gebracht wors 
den, „der größere Theil nur mittelft ded Paßweſens entdeckt werden 
konute.“ Tiere Erfahrung ift allgemein, und die Akten jeder Juſtiz⸗ 
oder Polizeibehörde werden Died beftätigen. Auch in den einzelnen 
Landestheilen beſtätigt fie fich, indem da, wo die Paßpolizei vorfichtig 
gehandhabt wird, Die Verbrecher feltner find und die mehriten Vers 
brecher entdedt werden. Es wird leicht fein, mit einer großen Menge 
einzelner Fülle es zu belegen, daß Verbrecher Iediglich durch die Paps 
polizei und infonderheit durch die Einrichtung der Viſajournale ents 
deckt wurden, und daß während die Vifa in jedem Nachtquartier aufs 
geboben gewefen, eine Menge, felbit Durch Steckbriefe verfolgter Ver: 
brecher. unentdeckt im Lande umherſchweiften. 


Es ergibt ſich hieraus von felbft, wie ungegründet der Glaube 
ift, Daß die Paßpolizei iu Friedenszeiten ‚ wo nicht ganz ummöthig, 
Doch nur lau auszuüben fe. Sie hat allerdings in Kriegeszeiten 
noch eimen, auf die Abwendung der Spionerei gerichteten, twoblchätis 
gen Nugen, allein, ihre Hauptbeffimmung ift nicht auf die äußere, 
ſondern auf die innere Sicherheit des Staats gerichtet uud daher 
vom Kriege ganz unabhängig. | 

Man kann die Paßpolizei in die höhere und in die gewöhn— 
liche heilen. Erftere bezieht fich überhaupt auf die höheren diplo— 
matijchen oder anderen Verhäftniffen ded Staats, ift ein Ausfluß der 
höheren Polizei umd fteigt oder füllt mit jenen Verhältniffen; die 
zweite ift aber Lediglich ein Ausfluß der gemeinen Sicherheitäpolis 
zei, und fteht daher, jo wie alle übrige Ausflüſſe und Mittel derfels 
ben, mit jenen dipfomatifchen oder Kriegesverhältniffen außer jener 
Verbindung und ift fo langesmothwendig, als Sicherung der Perfos 
— und des Eigenthums der Staatsbürger zu den Staatszwecken 
gehört. j 

Eine andere von felbft fih aufdringende Bemerkung ift die, daß 
ein unvollitändiges und nachläßig geordueted und ausgeführtes Pap- 
wejen nicht blos überflüffig, fondern felbft nachtheilig ift, indem es 
den rechtlichen Reifenden dem — unterwirft und den gefaͤhr—⸗ 
lichen Individuen eben dieſe Erleichterung der Reife, den Zweck aber 
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mithin überall nicht gewährt. Se vollftändiger und beftimmter ges 
orbnet und je genauer ausgeführt die Paßpolizei ift, deſto mehr iſt 
fie jenen nuͤtzlich und dieſen nachtheilig, mithin die Bequemlichkeit und 
die Sicherheit des Publikums befördernd. 


2. Die Abfaffung und Prüfung der Päſſe ift demnach ein 
Hauptgegenſtand der Polizeibehörden, nur muß bei der erftern die 
ängftliche Kleinigkeitskrämerei vermieden, und bei der zweiten mit eis 
nem fichern, den rechtlichen Reiſenden nicht beleidigenden, den Vers 
Dächtigei aber ausforicheuden Takte verfahren werden. Damit muß 
die Aufficht auf Eingänge in Städte und Ortfchaften, Gafthöfe, Vers 
gnügungs⸗ und Spielhäuſer u. f. w. und die unerwartete Vifitation 
verdächtiger Gegenden, Häufer und Perfunen in genauer Verbindung 
ftehen. 

Hinfichtlich der Paͤſſe, worauf die Polizeibehörden ihre vorzuͤg⸗ 
lichſte Aufmerkfamkeit zu richten haben, ergibt es ſich nach Obigem 
kurz, daß fie den Zwed haben, auf der einen Seite dem unbejchols 
teen und redlichen, aber in der Gegend, wo er reifet unbekannten, 
Reiſenden ein einfaches Mittel zu gewähren, den ihm gefeßlich oblies 
genden Nachweis, daß er derjenige, wofür er ſich ausgibt, fei, auf 
die fürzefte und weit zuverläßigere und bequemere Art zu führen, als 
Durch andere Urkunden, die fchon deshalb, weil fie mit feinem Gigs 
nalement verfehen, unzuverläßig find und gegen willführliche und a 
weichende Aufichten Feinesweges hinreichend fichern, dagegen aber auf 
der andern Geite verdächtigen und gefährlichen Individuen den 
Aufenthalt und dad Herumfebweifen im Staate, wenn vielleicht nicht 
ganz unmöglich zu machen, doch dadurch ſehr zu erſchwereu, daß fie 
diefelben mit den Poligeibehörden möglichft oft in Berührung und mits 
hin feßtere in den Stand feßen, fie defto genauer zu beobachten und 
deſto leichter zu entdeden. - 


Abſchn. 1. Form und Inhalt der Päffe 


(Formular zu 3. Zu allen, der Beitimmung nach, verfchiedeuen 
Pässen) Paſſen wird nur ein und daffelbe Formular gebraucht. 
M. R. vom 6. März 1823. 
(Acussere Form 4. Das Paß⸗Formular muß bei der Ausfertigung 
der Pässe.) vollſtändig ausgefüllt und darin die, auf den in Rede 
ftehenden Fall nicht anwendbaren, Rubriken entweder durchitrichen 
oder, bei nicht genauer befannten Paßinhabern mit der Anführung 
des Grundes ihrer Unanwendbarfeit verfehen werden. 
Sn den Päffen müflen alle Zahlen gänzlich vermieden werden. 


Jeder Paß muß mit dem Amtdnamen und mit der Unterfchrift des 
Dirigenten und ded, den Paß ausfertigenden, Beamten, fo wie mit dem, 
in Druderfhwärze deutlich abgedrudten, Amtöfiegel der Papers 
theilenden Behörde verfehen werden. 

Rafuren, Loͤſchungen, Durcftreihungen, Anhänge, angeflebte 
Zettel, Zufäge und Veränderungen müſſen auf Feinen Fall weder bei 
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Grtheilung, noch bei Viſirung der Päffe vorgenommen und geduldet, 
fondern die, aus dringenden und uuvermeidlihen Gründen etwa noth⸗ 
wendig gewordenen, Ergänzungen, BDurchflreihungen oder andere 
Veränderungen unter des Paßausfertigers eigenbändiger Unterfchrift 
am Rande, am. Schlufje oder auf dem Rüden des Pafjes;befonders 
bemerft werden. 


Wenn bei Ausfertigung oder Viſirung eines Paſſes der Raum 
des Paßformulars nicht hinreicht und deshalb ein Anhang notbwens 
wendig iftz fo muß derielbe dem Paß felbit, in Dem Format dejjelben, 
mit einer befondern Schnur angeheftet uud diefe mit dem Amtsſiegel 
in Lack auf dem Paſſe befeftigt und auf dem legtern über diefe Hins 
zufügung ein befonderer Vermerf gemacht und ein auderd befeftigter 
Anhang vor der Bifirung befonders genau unterſucht berichtigt 
werden, 


. Die eigenhändige Unterfchrift des Paßnehmers ift ein nothwendi⸗ 
ges Erforderniß und daher weder auf dem Paß noch im Paßjournaf 
zu vernachläffigen. Sie muß den volftindigen Tauf- und Familiens 
Namen, fo wie den Stand des Paßnehmers enthalten und jede Pos 
lizeibebörde, welcher ein, weder mit diefer eigenhändigen Unterfchrift, 
noch mit dem Zeugniffe der Echreibend » Unerfahrenheit ausgefertigter 
oder von einer auswärtigen Behörde an nicht durchaus verdachtlofe 
Perfonen ertbeilter, Paß entweder zur Vifirung oder font vorgelegt 
wird, hat dieſes Erforderniß bei eigener Verantwortlichfeit nachholen 
zu laſſen und hierauf ftrenge zu halten. 


Weun die Papbehörde den Paßſucheuden den Pag nicht unmittels 
bar, fondern durch eine andere Behörde einhändigt, fo muß Ichtere 
vor der Ausantwortung des Paſſes dies Erforderniß gleichfalls ers 
ganzen laſſen. 

Kann der Paßnehmer nicht fehreiben; fo muß er am der dazu 
beſtimmten Stelle des Paſſes und des Paßjournals, fein Handzeichen 
bemerfen und der Papausfertiger darunter vermerken, daß derfelbe 
nach feiner Verfiherung nicht fehreiben könne und Died Handzeichen 
gemacht habe; ed muß jedoch ftrenge darauf, daß Niemand, unter 
dem Borwaude der Schreibens Unerfabrenheit, der Unterfchrift fi 
eutziche, geliehen und daher dieſes Vorgeben, wenn dagegen Verdacht 
oder Zweifel obwaltet, genau unterfucht werden. Gen. Paß-Inſtr. vom 
12. Suli 1817. $. 2. 


(Wesentlicher 5. In jedem Paſſe ift zu bemerfen: 
Inbalt eines 1) der volftändige Tauf- und RamiliensName des 
Passce.) Papführers; 2)der Stand des Papführers und zwar 
(a. Name, Stand mit Rüdjicht auf die beftimmteren Verhältniſſe deffelben, 
u. Sigmalement.) dergeſtalt, daß z. B. bei einem Zivil» oder Militairoffis 
» a, Hegel. zianten der, von ihm befleidete, Grad und, wenn er 
in auswärtigen Dienften fteht, der Name feines Dienftherrn, bei Ge 
uofjen eines, aus verfchiedenen Abtheilungen beitehenden, Gewerbes, 
die Gattung, zu welcher er gehört, (z. B. ob er Windmüller oder 
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Waſſermuͤller u. f. w. ift) bemerft werden muß. 3) Das Vaterland; 
4) der Ort des gewöhnlichen Aufenthalts; 5) die Religion u. f. w. 
nach Juhalt der gedruckten Formulare. Ferner befondere Kennzeichen, 
3. B. binfend, buckelicht, befondere in die Sinne fallende Gewohnbeis 
ten, Eigenfchaften, Merkmahle u. f. w. Die Polizeibehörden, befons 
derd die an der Grenze, müſſen, wenn ihnen Paͤſſe produzirt were 
den, das Signalement genau mit dem Paßinhaber vergleichen und die 
etwaigen Mängel in einem Nachtrag auf dem Paſſe unter ihrer Un⸗ 
terfchrift und Siegel ergänzen. — Wenu der Paß auf mehrere Per: 
fonen zugleidy lautet, fo Fommt dad Gigualement des eigentlichen Paß— 
iuhabers auf der, dazu beftimmten, Stelle des Paſſes, das der übris 
gen Perfonen it aber unter dem Paſſe oder auf dem Rücken deſſel⸗ 
ben, in jedem Kalle aber mit der Uuterfchrift und dem Siegel der 
Paßbehörde zu bemerken; die auf dem Paffe mit verzeichneten Kin⸗ 
der unter 14 Jahren bedürfen indeffen in der Negel Feines weitern 
Sigualements, ald dag Namen, Größe, Haar, Stiru und befondere 
Kennzeichen bemerft werden. a. a. O. $. 3. 


(bb. Ausnahmen) Diefed volftindigen Sigualements bedarf es jedoch 

nicht in den Päffen für die, der Paßbehoͤrde ald völlig 
Yegitimirt und ganz unverdächtig befannten, Perfonen, befonderd aus 
böheren Ständen, infoferm fie nicht felbft Daffelbe verlangen, oder die 
Geſetze des Landes, wohin fie reijen oder andere befondere Verhaͤlt⸗ 
uiſſe es nothwendig machen, 


Die Rubriken bleiben alsdaun offen und durchſtrichen, und es 
wird dort bemerkt: „Signalement iſt erlaſſen.“ Gen. Paß. Inſtr. $. 4. 


Ohne hinreichende Gründe darf letzteres aber nicht, und nur 
ald Ausnahme in ganz befonderen Fällen Statt finden. m. R. v. 14. 
Suni 4832. 


(Angabe desBe- 6. Im Paffe muß der Ort, mohin der Neifende geht 
stimmungsorts.) und der Paß gilt, (der Beftimmungsort) angegeben 
werden; Ausnahmen find nur zuläffig: . 

1) wenn bei umverdächtigen Paßnehmern, nach Beſchaffenheit ihrer 

Reife, der Beſtimmungsort nicht, genan angegeben werden Fat, 

3. B. bei —— ze, indem in dieſem Falle eine allges 

meine Bezeichnung genügt; ed muß aber dann immer Das wei⸗ 

tejte Ziel, auch bei befannten, völlig Tegitimirten Perfonen ans 

gegeben werden. Gen. Paß-Inftr. $. 5. 

Die allgemeine Bezeihnung: „zur Reife ind Ausland” oder: 
„zur Reife nach den deutichen Bundesftaaten“, oder nach Aufüh— 
rung eines inländifchen Beſtimmungsortes: „Dann weiter‘ muß jes 
denfall8 vermieden werden. M. R. v. 22. Aug. 1820. u. v. 17. Juni 1832. 

Wo die Rücreife unberüdfichtigt bleiben muß, find in den Paß— 
formularen die Worte: „und zurüdreifen“ auszuftreichen, und daß 
folches vom Ausſteller gefcheben, auf dem Paſſe zu bemerfen. Auf 
den Päffen, welche auch zur Nüdreife gültig fein follen, find bei den 


— - 
n_ 
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Worten: „gültig auf die Reife na — die Worte beizufügen: „und 
zur Rückreiſe.“ M. R. vom 31. Mai 1833. 


(c. Reiseroute.) 7. Im der Regel muß auch die Neiferonte im 

Paß angegeben werden, und genügt dabei die Anfühs 
rung der, zwiſchen dem Ort der Ausfertigung des Paſſes und dem 
der Beftimmung ($. 6.) liegenden, vorzüglichern Orte. 


Die Neife-Route ijt nach dem Verlangen des Neifenden anzuge⸗ 
ben, in fofern Fein befonderer Verdacht eine nähere Erörterung und 
Abänderung deffelben notbwendig machen follte. Die Abänderung eis 
ner Neife-Route kann zwar nur von einer Polizei-Bebörde, allein bei 
unverdächtigen Neifenden bloß auf Deren Antrag und ohne weitere 
Schwierigkeiten gemacht und muß auf derı Paffe bemerkt werden. 

Bei ſich ergebendem Verdacht nicht geführter, völligen Legitima— 
tion ift der Paß mit einer fpeziellern, noͤthigeufalls ſelbſt die, auf der 
Tour liegenden Dörfer angebenden, Neife-Route und zugleicy mit der - 
Auflage, den Paß in jedem Nachtquartier vifiren zu laſſen, zu vers 
fehen. Bei einer folchen fpeziellen Neife-NRoute ift nicht fo febr das 
Berlangen ded Neifenden, ald vielmehr das, durch die Verhäftniffe 
ded Verdachtd begründete, polizeiliche Bedürfniß zu berüffichtigen ; 
ift die zu beftimmende Noute der Papbehörde nicht vollſtändig bes 
kannt; fo kann fie diefelbe, fo weit fie ſolche kennt, vorjchreiben uud 
die PolizeisBehörde des, darauf gedachten, legten Orts erſuchen, fie 
weiter zu bezeichnen. Die fpeziellere Reiſe-Route ift entweder im Paſſe 
feleft oder unter demfelben zu bemerken, im lebten Fall noch bejons 
ders mit dem Siegel und der Lnterfchrift der Paß⸗Behörde zu ver 
ſehen; fie muß nebit deu, darin enthaltenen, Auflagen von den Paß— 
Inhabern genau befolgt werden, indem eine jede Abweichung von ders 
felben den Paß infoweit ungültig und den Paßinhaber nur noch ver 
daͤchtiger macht und der Nothwendigkeit ausfeßt, von der Gendarmes 
rise oder den Polizeibeamten angehalten und au die nächite Tandräth- 
liche oder frädtifche Polizeibehörde gebracht, von diefer aber zur Uns 
terfuchung gezogen und entweder beftraft oder auf die Neiſe-Noute 
zurücdgebracht zu werden ($. 38 d. Inſtr.). Sollten jedoch unvorher— 
geiebene, erhebliche gegründete Umstände eine Abweichung von der 
Neiferoute oder eine Veränderung derfelben nothwendig machen; fo 
darf fie nicht anders als mit Genehmigung einer einheimifchen Polis 
zeitehörde erfolgen, Diefe aber nur nach vorgängiger genauern Inter 
fuchung und nörhigenfalld genommenen Nückſprache mit der Papansd- 
ſtellenden Bebörde ertheilt. werden, welche Nückſprache in dem Kalle 
allemal nothwendig ift, wenn die letztgedachte Behörde ausdruͤcklich 
bemerft hat: daß der Paßinhaber ohne ihre Ginwilligung von der 
Neiferonte nicht abweichen folle oder die fpezielle Reiſe-Route von eis 
ner höhern Staats- oder Provinzials Behörde vorgefchrieben tft. 

Die Vorſchrift einer Neife-Route kann in allen Fällen, in wel- 
chen der Paß eined Signalements nicht bedarf ($. 4. d. Inſtr.) auf 
Verlangen des Paßnehmers, unterlaffen werden. Gen. Paß-Inſtr. $, 6 
— conf. auch $. 68. — 
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Wenn der Inhaber eined Zwangspaffes, Infofern er fich nur 
feichte polizeiliche Vergehungen bat zu Schulden kommen laffen, un⸗ 
terwegd auf eine ehrliche Weiſe fein Unterfommen erwerben Fann, 
daunn ift ihm der Aufenthalt zu geftatten und er unter polizeilicher 
Aufficht zu ftellen. Bei feinem Abgange ift unter dem Paffe zur bes 
merken, warnm ihm der Aufenthalt gejtattet fei, und ijt der Polis 
zeibehörde des Beſtimmungsorts davon vorher Nachricht zu geben. 
M. R. vom 21. April 1826. | 


(d. Reisezweck.) 8. Perſonen, welche nicht durchaus befaunt oder 
verdächtig find, beſonders aus niedern Ständen, müfjen 
über den Zweck der Reife ſich ſpeziell ausweifen uud. ijt derfelbe auch 
im Paß zu bemerken. Gen.» Paß-Inſtr. $: 7. — 
Bei andern Perſonen genügt die allgemeine Angabe des Reiſe⸗ 
zwecks. Jedoch Faun nur im ganz befondern Fällen dieſe Ausnahme 
gemacht werden. M. R. vom 14. Juni 1832. 


(e. Anführung 9. In allen Päffen, mit Ausnahme derjenigen, 
der Legitima- die Das Signalement des Papinhaberd nicht bedörfen, 
s muß angegeben werden, auf welche Legitimation der Paß 
ertheilt worden, z. B. auf dem Gruude eines frühern, näher zu bes 
zeichnenden, Paſſes, eines unverdächtigen Zeuguiſſes u. ſ. w. Gen, 
Paß-Inſtr. $. 8. 


(f. Dauer der 10. Die Dauer der Gültigkeit de3 Paſſes iſt im 
Gültigkeit.) demſelben ausdrücklich zu bemerfen, und, wenn nicht 
befondere Gründe entgegenftchen, nach dem Verlangen des Paßueh⸗ 
mers, wibrigenfalls aber nach dem Zwed der Reife, der Entfernung 
des Beſtimmungsorts oder nach den Verhältuiſſen zu beftimmen, 


Wenn die Dauer der Reife, nach deren Befchaffenheit, nicht bes 
ſtimmt angegeben werden kaun; fo fällt die genaue Zeitbeftimmung 
weg, und ijt die Gültigkeit des Paſſes auf die ganze Neife zu ftellen, 
. B. an einen Schiffer auf die Dauer der Schifffahrt. Dies fett 
jedoch die. befannte oder ermittelte Yölige Unverdächtigfeit des Paß⸗ 
nehmerd voraus, iudem widrigenfalld der Paß auf eine, nach Uins 
ftänden zu ermäßigeude, beftinumte Zeit zu befchränfen und dem Paß- 
inhaber zu überlaffen ift, nad) deren Ablauf, zu einem auderweitigen 
Paſſe fich zu legitimiren. | 

Bekaunten, unverbächtigen Perfonen können Päſſe ohne Zeitber 
ffimmung, gültig für die. vorhabende Neife und NRüdreife, auf ein 
Jahr ($. 5.) ertheilt werden, | | 

Länger, ald auf die Dauer eines Jahrs dürfen aber Päffe in 
der Negel nicht ausgegeben werden. Gen, Paß-Inſtr. $. 9. “ 

Nah Umſtänden jedoch, fo wie nach dem Bedürfniffe der Neir 
fenden, inſoweit fich fonft, 3. B. rüdfichtlich. der Mititair- Verhäftniffe 
der betreffenden Individuen, nichts Dagegen zu erinnern finden möchte, 
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fann auch ein Paß auf Länger ald auf ein Jahr ertheilt werden, 
Bei noch zum Heeresdienftpflichtigen, auf Wanderung gehenden Hand» 
werfögefellen, hängt die Beſtimmung der Dauer, Die jedoch in der 
Regel 5 Jahre nicht überfchreiten darf, von dev Kreis⸗Erſatz⸗Kom⸗ 
miſſion ab, „MM. R. vom 27. Aug. 1827, und Regulativ, beit. Wanderpäffe, 
vom 24. April 1833. Siehe auch 9. 13. | 

(Bemerkung des 

Gesundheitszu Siehe „Geſundheitspolizei,“ Kap. 10. Abſchn. 5. 
Orts.) 


Abſchn. 2. Von der Befugniß Päffe zu ertheilen. 


(I. Im Allgemei- 11. Im Allgemeinen find Lediglich Polizeibehoͤrden 
. nen.) befugt, Reiſe⸗Paͤfſe zu ertheilen. 


Ausnahmen von diefer Regel machen indefjen in Anfehung: 
I. der Aus⸗ und Gingangspäffe, die, im PapsEdift vom 22. 
uni 1817 $. 3. unter 1. 2. 5. 6. und 7. gedachten, Behörden, 
11. einiger Päffe der Militairs Perfonen, 


1) das Koͤnigl. Kriegsminifterinm und die fommandirenden Ges 
neräle in Anſehung der Päſſe an aktive Mititairs Perfonen 
zu Dienftreifen außerhalb Landes CPa$-Edift $. 15). 

2) MititairVorgefebte für Päffe an aftive Militairs Perfonen 
zu Reifen in Privatangelegenbeiten innerbalb Landes (daſelbſt). 

4) die Kommandanten u. fommandirenden Offiziere für Päſſe an 
die, ihnen untergebene, aktive Militair⸗Perſonen zu Reis 
fen an der Grenze. 


in. der, aus den Korrektions⸗ und Laundarmenhäuſern entlaſſenen 
Individuen, die Inſpektionen der. gedachten Anftalten in Gemäps 
beit der, deshalb befonders entlaffenen, Beſtimmungen. Yaß-Inftr. 
$. 10 | 


(a. zu Reisen im | 12. Päffe zu Reifen im Innern Fonnen ertheilt 
Innern des . 
Staats.) werd 


en: 
a, vom Polizeis Minifterium;.- 

b, von der Provinzials Regierung; 

c. von der Ortöpoligeibehörde an Eingefefjene ihres Bezirks. Augem. 

Paß⸗Edikt $. 13. Sen. Paß⸗Inſtr. 9. 11, 
ferner 

d. son fremden Gefandten am K. Preuß. Hofe am jenfeitige Uns 

terthanen, vorbehaltlich, daß fie mit dem Viſa des Pol Din, 
verſehen fein müflen. M. R. vom 22. Aug. 1820. 

b. zum Ein- 13. Eingangspäffe find nur gültig, wenn fie ers 
een — gangspaͤſſe fi gültig, fi 
Eingangspässe; &- * Minifterium der auswärtigen Angelegen⸗ 

iten; | 
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Sg 


som Polizelminifterium ; 
von den Regierungen Cauch für den ganzen Umfang ded Staats); 


von den an auswärtigen Höfen affreditirten Gefandten ꝛc. Haus 
deldagenten und Konfuls; jedoch nur an preußiſche Unterthanen, 
diplomatische Perfonen und Kouriere des Pr. Hofes; 


. von den Staatds oder Prov.Regierungsbehörden auswärtiger 


Staaten; 
von den fremden Geſandten an auswärtigen Höfen, an Untertha— 
nen ihred Hofes zur Rückkehr in ihre Vaterland, um durch die 
preuß. Staaten zu reifen, wenn fie beim Eingange von der ers 
Ya Polizeibebörde vifirt worden; — diefe Beſtimmung ift das 
in ausgedehnt, daß Päffe ſolcher Gefandten, wenn fie von Kö⸗— 
nigl. Miffionen vifirt find, in Srmangelung befonderer, gegen 
den Inhaber obwaltenden Verdachtsgründe oder anderweitiger 
Bedenken als zureichende Legitimationsdofumente zum Cingang 
on werden Fönnen. M. R. vom 11. Gept. 1835. (v. K. A. 
. 1934 ' 
von den Landräthen oder ſtädtiſchen Polizeivertwaltungen:' 


V an die Bewohner ded zumächit angrenzenden Diſtrikts von 2 
Meilen des Auslanded, welche in ihrem Kreife oder Bezirke 
Handelds oder andere dringende, oder öfters wiederfehrende 
Sejchäfte haben, und als unbefcholten und unverdächtig der 
Polizeibebörde befannt, oder font hinfänglich Tegirimirt find, 
nicht allein zu einzelnen Reifen, fondern auch als Generalpälfe 
für die Dauer eines Jahres; : 

2) an Kaufleute und andere Perfonen, welche aus einer größeren 
Entfernung ald 2 Meilen aus dem benachbarten Auslande 
zum Haudel in die Preuß. Staaten fommen, und fich ald uns 
verdächtig fegitimirt haben; - 


h. von den Grenzpolizeibehoͤrden: 


i. 


1) au alle diejenigen, welche Waaren, die ſie jedoch nicht einzeln 
ſelbſt abſetzen wollen, nach einem inlaͤndiſchen Handlungshauſe 
sur Achſe führen, bis zu dieſem Orte ihrer Beſtimmung, je— 
doch nur auf kurze Friſt, und unter Bezeichnung einer be— 
ſtimmten Reiſeroute; | 

2) an Frachtfahrer und Viehhändler, welche mit dem Paſſe der 
Polizeibebörde einer auswärtigen der Oberherrichaft einer bes 
freundeten Macht unterworfenen Stadt eintreten, welcher Paß 
jedoch nur bis zu der zunächht an der Grenze befegenen Preuß. 
Stadt vifirt werden darf; 

von den Polizeibehörden der Preuß. Hafenftädte an die zur See 

oder auf Strömen reifenden Perfonen, ohne irgend einen Unter⸗ 

ſchied. Jedoch find auch die ihnen von der auswärtigen Dafen- 
ftadt, aus welcher fie kommen, ertheilten Päffe gültig, welche Der 

Preuß. Polizeivehörde zum Vifiren und erforderlichenfals zur 

Vervollſtaͤndigung vorzuzeigen find; 
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k. von ben F. 11. Nr. II. gedachten Behörden. 

Allg. Paß⸗Edikt vom 22. Juni 1817. 3. 2.—A. Tit. 3. $. 15. 

Die von auswärtigen Staats⸗ und Polizeibehörden ausgeſtellten, 
auf einen Tängern ald einjährigen Zeitraum lautenden Reifepäffe, find 
für den darin beftimmten Zeitraum gültig. M. R. vom 29. Mai 1894 

Jedoch ift diefe Verfügung nicht auf Päfe fremder Haudwerks⸗ 
gefellen anwendbar. M. R. vom 29, Juni 1824. 


(Ausgungspäs — Ausgangspäffe find nur gültig, wenn fie ertheilt 
se, n — 


vom Min. der ausw. Angelegenheiten; 
. dom Poligei-Minifterium ; 
von den Prov-Negierungen ; 


. dom den am Preuß. Hofe affreditirten fremden Gefandten, Res 
. fidenten und Gefchäftöträger, jedoch nur am diplomatifche Pers 
fonen, Kuriere und Unterthanen ihres Hofes. j 


Diefe Päſſe an diplomatifche Perfonen und Knriere müflen 
aber som Miniſt. dev auswärtigen Angelegenheiten, in andern 
Fällen aber vom Polizei⸗Min. viſirt fein, widrigenfalls fie als 
ungültig zu behandeln find; 

e. die im Preuß. Staate angeftellte fremde Handelsagenten und 
Konſuln, jedoch unr an Unterthanen thred Hofes und unter 
dem Viſa der betr. Lokal Polizeibehörde; 


f. von den infändifchen Landräthen und ftädtifchen Polizeibehörden, 
jedoch nur an unbefcholtene und unverdäctige Einwohner ihres 
reſp. Kreifes oder Ortes, welche im zunächit angrenzenden Dis 
firifte von zwei Meilen ded Auslandes, Handel oder andere 
dringende, oder öfters wiederfehrende Gejchäfte haben. Allg. Pap- 
Edikt $. 9. und 10. 

Ber Reifenden, die aus angeſteckten Ländern Fommen. Siehe Ge 
fundheitspolizei, Kap. 10. Abſchn. 5. 


u ug = u 


(Ausnahmen) i ug von vorfichenden Beftimmungen machen 
| jedoch: 
die, für befondere Gegenftände überhaupt oder in einzelnen Provinzen 
den Kreis-Behörden ertbeffte oder zu ertbeilende, Befuguiß, wie dies 
den Landräthen binfichts des Grenz Berkehrs und der Hollandögäns 
ger nachgelaffen tft. 
die, mit benachbarten Staaten über die gegenfeitige Anerfennung der 
Paſſe der Kreids oder Orts⸗Polizei⸗Behoͤrden, vielleicht einzugehenden 
und danı Öffentlich bekannt zu machenden Vereinbarungen, 
©iehe $: 19. sqgq» 

Wegen des, den Päffen der höbern Behörden voraufzugehenden, 
Kreis: oder Ortöspolizeilichen Atteſtes iſt S. 75. Das Nähere beftimmt, 
Paß ⸗Inſtr. $. 12. 17 | 
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( Passvisirung 14. Alle Neifende aus Sranfreih, Englaud, Ruf 
yon Seiten K. fand und Defterreich, deren Päffe weder von betr. dieſ— 
——— ſeitigen Geſandten noch von einem Preuß. Konſul viſirt 
ad} find, follen zwar nicht von der Grenze zurückgewieſen, 
aber von der Polizei mit befonderer Aufmerkjamfeit bes 
obachtet, zur Weiterreife nur mit vorgefchriebener Reiſe-Route und in 
feinem Falle zum Paffiren dev Grenze nach Polen oder mac Kra⸗ 
kau oder nach andern inſurgirten Gegenden verſtattet werden. M. R. 
vom 8. Mai 1831. und 30. September 1833. 
(Gültigkeit der 15. Die von auswärtigen Staatds und Polizeis 
Pässe mir Behörden auf länger als ein Jahr ausgeftellten Päſſe 
a rt And für den darin gedachten Zeitraum für gültig zu 
bung auf de- halten; dies findet jedody auf die Päfle fremder Hands 
ren Dauer.) werfögefellen Feine Anwendung. M. R. vom 29. Mai 
und 29. Suni 1824. J 
(Verfahrenrück- 16. Die in fremder Sprache abgefaßten aus⸗ 
sichtlich der fändifchen Neifepäffe können in der Regel nicht als 
un. che) gültige Dokumente zu Neifen innerhalb der Preuß. 
prache. 
Staaten angefehen werden. Ä 


Diefe Päffe müffen aber den Neifenden belaffen werden, und die 
Grenz Polizei-Behörden, oder, fofern diefe der ausländifchen Sprache 
nicht mächtig, die vorgefegten Behörden derfelben, müffen nach Un⸗ 
g ferichied einen neuen Eingangs-Paß ertheilen und darin den Inhalt 
des Erſteren übernehmen oder diefen mit einem die Stelle des neuen 
Eingangspofed vertretenden Vermerks, einer beglaubigten Weberjets 
zung verjeßsu, 
Den fremden Kurieren dürfen aber im diefer Beziehung wegen 
Fortſetzung ihrer Reife Feine Hinderniffe gemacht werden. M,R. v. 
6. Auguft 1822, 8. Juni 1824 und 6, März 1826. Ä 


(Eingangspässe 17. Die von den Polizei-Präfidien oder Polizei 
yon Seiten der Direftionen in auswärtigen Haupt⸗ und Reſidenzſtaͤd⸗ 
en in anayay. fen ausgeſtellten, von dem betr. Kgl. Preuß. Gefands 
tigen Residenz- fe viſirten Neifepäffe in die Kgl. Staaten find gleich 
Städten.) den Eingangspäfen der ProvinzialBehörden ald gultige 


Eingangs-Päfje anzufehen. M. R. vom 18. Aug. 1823. 


(Rückkehr der 18. Auf noch nicht abgelaufenen Ausgangs: Päf- 
Inländer auf ſen der Iuländer ift der Eingang derfelben verftattet. 
noch nichtab- qyug.Epift vom. 22. Zuni 1817. 8. 2. Nr. 2, und M. Reſtr. 

gelaufenen Aus- Som 23. Februar 1822, 
gangs-Pässen.) 

(Pass- Verhält- 19. Auf Päffen für Neifende nach und durch 
nisse in und Baiern iſt ausdrücklich zu bemerken, daß der Quhaber 
mit — verbunden ſei, den Paß, wenn er einen Ort paſſirt, 
an Bezie, 100 ein balerifcher Geſandter ſich befindet, fein Aufent— 
hung: 4. mie halt fei fo Furz er wolle, von demfelben vifiren zu laſ⸗ 
Baicen.) fen. Dem Pap-Iuhaber ift dabei zu empfehlen, an 
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Orten, wo fih Kal. Preuß. und Kgl. Baierſche Gefandten befinden, 


den Paß zuerſt dem erfien zum Viſa vorzulegen. M. R. vom 30: No 
venber 1833. 


20. Ju Reifepäffen für Kabrifanten, Händler oder Handlungs⸗ 
reiſende, welche mach dem Handelsvertrage zwifchen Preußen, Großs 
herzogthum Heſſen uud den Königreihen Baiern und Würtenber 
u. ſ. w. auf Abgabebefreinug in dem andern Vereindgebiete Auforuc 
machen, muͤſſen auf Die ihnen audgeftellten Gewerbszeuguifien auss 


drücklich hingewieſen ſein. Bek. der K. Min. des In. und der — 
vom 30. Dezember 1829. 


(2. mit Belgien.) 21. Wegen der belgifchen Päffe und Legitimatio⸗ 

nen gelten nach Beſtimmung ver betr. K. Miniſterien 
die allg. Vorſchriften des Paß⸗Edikts SS. 3. u. 62 und der ſouſtigen 
in Beziehung auf die Fremdenpolizei erlaſſenen Vorſchriften. 

Die Bifirung belgiſcher Paͤſſe von Geſandſchafts oder Konſulats 
wegen konnte bisher nicht erfolgen, daher deshalb in gleicher Art wie 
bei — franzoͤſiſcher Paͤſſe, deuen ein ſolches Vifa fehit, zu vers 
fahren ift. | 


(3.mit Brasilien) 22. Einem Sremden wird in brafilianifchen Haͤ⸗ 

fen die Landung nicht geſtattet, wenun er micht im 
Befige eines von irgend einem brafilianifchen Konſul ausgefertigten 
Zertififats fich befindet, woraus hervorgeht, daß der Qubaber unbes 
ſcholten ſei und wodurch er feinen Unterhalt erwerben Pan, MR. 
vom 12. Januar 1833. 


(4.mitDänemark.) 23. Diejenigen, welche Paͤſſe nach Dänemark be; 
gehren, müffen fi über ihre Subſiſtenzmittel auss 
weifen Fönnen, M. R. vom 9. Septbr. 1823, 


(G. wit den deut- 24. Paͤſſe aus Bundesftaaten, worin nıre die alfs 
schen Bundes- gemeine Angabe I - | 
Staaten.) zur Neife nach den deutſchen Bundesftaaten 
enthalten, find, wenn die Paß⸗Inhaber unverdächtig find, zwar gif 
tig, die eritere dieffeitige Polizeibebörde, welche den Paß viſirt, hat 
aber das Viſa auf deu Ort, wo der Reifende fi) zunächit aufzuhal⸗ 
ten gedenkt, zu ertheilen, mit dem Beifügen, „u. fo wetter in die 
Kgl Pr. Staaten‘ | 
Bei den Handwerföburfchen darf aber ein folcher Paß nur in 

dem alle ald gültiges Legitimationd + Dofument angensinmen 
werden, wenn darin die Neiferoute Durch Angabe beitimmter Lau— 
destheile und der Folge, in welcher folde berührt werden, naͤher bes 
zeichnet iſt. M. R. vom 14. und 17. Juni 1832. und 31. Januar 1834. 
(mit den deut- Die Päffe der Polizei⸗Aemter in den deutichen freien 
— Hgg Städten find zum Eingange in die Kyl. Staaten ges 

Städten, nuͤgend. M. R. vom 26. Oftober 1817. — 


248 I. Tit. VI. Ray. 8. Fremden⸗ u. Paßpolizei. 


(6. mit Frankreich.) Bezug auf S. 14. 


( Heimathsschei- 25. Alle nach Franfreih wandernde Handivers 

ne der uach fer bedürfen Deimathsfcheine, worin die Wiederanfs 
Frankreich od? nahme in Verarmungsfällen verſprochen wird. Dieſe 
— Btan- Heimathsſcheine find von der betr. Kgl. Reg. bei Nach⸗ 
ten wandernden fuchung eined Paſſes zugleich zu gefinnen. 
Handwerker.) Gleiches ift gegentheild mit den franzöffchen in die 
Preuß. Staaten reifenden Handwerker der Fall. Die Heimaths⸗ 
ſcheine werden den Inhabern auf den Grenzen der reſp. Staaten ab⸗ 
enommen und ihnen dagegen andere Attefte ausgehandigt, mit denen 
e in dein fremden Staate frei umberreifen Fönnen. M. R. vom 22. 
Aug. 1825. und Bel, vom 21. Suli 1827. Geſetzſ. ©. 81. 


(7. mit Gross- 26. Ueber den Beſitz der nöthigen Reifemittel 
brittannien.) nach England hin muß fih der Papjucher ausweifen 
formen. M. R. vom 23. Februar 1829. 

Päffe nach England bedürfen Feines gejandtjchaftlichen Viſa. 
M. R. vom 17. Juli 1834, Uebrigens wie $. 14. 

Paſſe brittiſcher Unterthanen, ausgeftellt von fremden Miffionen 
oder Konfulaten, mit dem Bifum der Kgl. Gefandtfchaft oder einer 
der übrigen Königlichen Diffionen verfehen, find zum Eingange güls 
tig, wenn Juhaber völlig unverdächtig ift und fonftige Bedenken nicht 
obwalten, was die Grenzpolizeibehörden zu beobachten haben. M. R. 
vom 11. September 1835. (v. K. 4. ©. 228.) 


(8.mit demKur- 27. Die Päffe von Furfürftlichen Heſſiſchen und 
fürstenthum Herzogl. Naſſauiſchen Polizeis-Direftionen und Kreisrä⸗ 
Hessen) ſheu, find zum Gingange in die Kgl. Staaten gültig. 

. M. R. vom 30. Oftober 1822. und 16. Mai 1825. 


(9.Groscherzg- W. Wie $. 20, 

tbum eg | 

(10. mit Italien.) 29. Päfe nach Italien werden nur vom Kol. 
Minift. des Innern und der Polizei ausgefertigr. 
M, R. vom 5. Juli und 30. Novbr. 1833. 

Die Regierungen in der Nheinprovinz find in eiligen Fällen auch 
dazu befugt, wenn die Päfje vom Kaiferl. Gefandten in Fraukfurt a./M. 
vifirt werden. M. R. vom 7. Sept. 1835: (6. K. A. ©. 230.) 

An in politischer Hinſicht uuverdächtige Italiener koͤnnen Päffe 
zur Ruͤckkehr in die Heimath bis zu einer Grenztadt Italiens ertheilt, 
refp. vifirt werden. R. der Reg. zu Münfter vom 2. Novbr. 1835. 


(141. mit Nassau.) Wie $. 27. 


(12. mit Neuf- 30. Das fouveraine Fuͤrſtenthum Reufchatel 

un [Neuen- gehört zur Schweiz, und alle Pälfe dahin find daher 

urg]. als Ausgangspäfe zu betrachten, koͤnnen daher nicht 
von den LofalsPolizeibehörden ertheilt werden. 
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(13. mit den 31. Die Landräthe find ermächtigt den Hollands⸗ 
Niederlanden.) gängern Behuf der Reife in die Niederlande, um dert 


su arbeiten, Päffe zu ertheilen. Reſkr. des Vol, Min. v. 30. Mai 1817. 
Begen ded Stempels und der Gebühren fiehe $. 81. 


32. Die von Ortöbehörden in den Niederlanden audgeftellten 
Reifepäffe ind Ausland find nach einer Miniſter⸗Verf. den Neifenden 
abzunehmen und an die betr. Kgl. Neg. einzufenden. Publ. der Reg- 
zu Münfter vom 16. Juni 1819. und der übrigen Kgl. Regierungen in den 
betr. Amtsblättern. | 


33. Das gefandtfhaftliche Viſa ift bei Niederländifchen Paͤſſeu 
nicht erforderlich. M. R. vom 8. Oktbr. 1819 

An Neferve: Mamnfchaften darf ohne Auswanderungs-Konfens 
fein Paß nach Euremburg ertheilt werden. R. der Reg. zu Münfer v. 
26. April 1830. 


(14. mit den 34. Die Pälfe nach Oeſterreich müffen von ber 


Staa ’ r 
ra zu Gefandtfchaft vifirt werden. M. R. vom 2. Juli 


35. Defterreichifehen Unterthanen dürfen ihre heimathlichen 
Paſſe oder Wanderbücher bei —— neuer Paäſſe nicht abgenom⸗ 
men, jedoch im jenen bemerkt werden: daß und unter welchem Tage, 
fo wie auf welchen Zeitraum, ein neuer Paß erteilt, und auf die 
ſem: daß jener zurücgegeben worden iſt. 

Wenn die Paß⸗Inhaber nicht unzweifelhaft Defterreichifche 
Unterthanen find, dann find fie nur mit Interims⸗Päſſen bis zur 
nächfigelegenen Defterreichifchen Gefandtfchaft oder Grenzs Polizei-Be: 


hörde zu verfehen, M. R. vom 29. März 1821., 12. November 1822. und 
29, Sanuar 1829. 


36. Wie $. 14. } 


(18. mit Polen.) 37. Die aus der. Schweiz oder Frankreich kom⸗ 

menden polnifchen Glöchttinge müfjen bei ihrer Durch» 
reife einen von der Kaiſ. Ruſſ. Gefandtfchaft vifirten Paß befißen; 
dürfen nur die —— Grenze bei Saarbruͤck, Erfurt oder Goͤrlitz 
paſſiren, und muͤſſen die Reiſe über Breslau fortſetzen, ohne Berlin, 
Potsdam oder dad Großherzogthum Polen zu berühren. 

Dem Bifa ift eine Friſt beisufeßen, innerhalb welcher, ohne 
Rüdweifung zu beforgen, in Görlig anukommen muß. An allen 
übrigen Grengorten find fie zuruͤckzuweſſen. Publ. der Reg. zu Münfter 
vom 29. Apvil 1833. { | 

An nicht preußifche Unterthanen darf Fein Paß nach Polen 
von preuß. Behörden ertheilt werden. Nur Kaif. Nuffiiche Gefandt- 


haften oder Konfularagenten dürfen folche Paͤſſe gültig ertbeilen. 
R. d. Reg. zu Münfter Novbr. 1835. ER OS 
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(16. mit Russ- 38. Wie S. 14. 

land.) Handwerfögefellen und Perfunen niedern Standes 
wird der Eintritt in das Ruſſiſche Gebiet nur dann geitattet, weun 
fie 10 Thaler NReifegeld nachweifen. — Died beziebt fich nicht auf 
Polen. M. R. vom 12. Juni und 20. Septbr, 1835. (v. 8. A. ©. 222.) 


(17. mit Sach- 39. Die von Königl, Sächſiſchen Ortspolizei» Bes 
sen.) hörden zur Reife in die dieffeitigen Staaten an Einge— 
feifene ihres Bezirks ertbeilten Päſſe und Wanderbücher find gültig. 

Eben fo it die Ausftelung der Pälfe ꝛe. nach Sachen Seitens 
dieffeitiger Ortspoligeis Behörden geftattet. Allerh. Hab. -Drdre vom 22. 
März und Min. Reffr, vom 20. April 1819. 


(18. mit Sizilien.) 40. Nur folcben Reifenden. ift das Landen in den 
Königl. Neapolitanifcben Staaten verftatter, welche 
mit Paſſen von ueapolitauiſchen Konſuln oder fonftigen Agenten vifirt 
verfehen find. Min. Reffr. vom 31. März 1819. 
‚Nur das K. Polizei⸗Miniſterium ertheilt die Paſſe uach beiden 
Eisilien. R. v. Reg: zu Münfter v. 2. Novbr. 1835. 
Dedgleichen nah Schweden und Spanien, fo lange die jegige 
Aufregung bier fortwährt. Daſ. 


(19. mit der Alle Neifende, welche mit Päffen aus der Schweiz 
Schweiz) verſeheun find, füllen nach Beſtimmung des K. Miniftes 
riums des Inuern und der Polizei aufmerkſam beobachtet, auf der 
nächjten Paßſtation ihre perfönlichen Verhaͤltniſſe fowohl als den Zwed 
ihrer Reife genügend nachweifen, fonft auf dem Paſſe die Zurüdweis 
fung über die Grenze bemerkt werden. 
Erregen folhe Neifende den Verdacht, daß fie Emiſſaire der 
Parifer Propaganda, oder von dem mit diefer in Verbindung jtehens 
den Vereinten in der Schweiz find: fo follen ihre Papiere in Beſchlag 
genommen und fie felbit, wenn fich daraus ein begründeter Verdacht 


gegen fie ergibt, fofort verhaftet werden. Publ. der Reg. zu Müniter 
vom 29. April 1833. (Abit, ©. 174.) 


(20: mit Wür 42. Wie $. 20. 
tenberg.) 

(21. mitauswär- 43. Die von ausländifhen Behörden auf länger 
— als ein Jahr ausgeſtellten Päſſe, ausſchließlich der für 
Allgemeinen) Fremde Handwerker, find hinfchtfich der Dauer für 

gültig zu erachten. M. Reſkr. vom 29. Mai 1824. 


Abfchn 3. Bon Perfonen, welche Päſſe bedürfen und 
denjenigen, welchen fie nicht zu ertheilen find. 
(Personen, wel- 44. Zu Reifen ins Ausland oder aus demfelben in die 
u. be- Preuß. Staaten bedarf mit alleiniger Ausnahme der, 
— 88. 2 und 8 des Paß-Edikts gedachten Perſoneun, jeder 

eines Paſſes. 
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Die S. 14. des Paß-Edikts bezeichnete Klaſſe von Individuen 
bedürfen Päffe der Poltzeibehörden, wogegen für aftive Soldaten die 
Paſſe ihrer MilitairsBVorgefegten genügen. (Paß⸗Edikt $. 13.) 

Die inländifchen Handwerksgeſellen dürfen daher nicht auf 
bloße Kundfchaften reifen, fondern müffen bis dahin, daß die Wans 
derbücher auch für fie werden eingeführt fein, mit förmlichen Päen 
verjeben fein. Auswärtige Kongefttoniften Fönnen nicht bloß auf die 
einheimische Konzeffion und Gewerbfcheine, noch weniger aber auf eine 
ausländische Kouzeffion reifen, fondern müffen gleichfalls einen fürms 
lichen Paß haben, für einbeimifche genügt indefien die Konzeffiou, ins 
fofern fie mit dem Signalement verfehen und der Iuhaber nicht ſouſt 
Paßpflichtig if. Gen. Paß- Juſtr. $. 14, 


(insbesondere 45. Jeder Inländer der mit der Pot, mit Lohn: 
Postreisende.) fuhren oder Dampfichiffen reifet, muß ſich als folder 
legitimiren. Min.» Reffr. vom 15. Septbhr. 1855. 
An den Greuzorten müffen die vom Auslaude ankommende Poft- 
reifende ihre Päffe viftven laſſen. Min.-Reſkr. vom 18. Jan. 1851- 


(Preuss. Off- 46. Preußifche Offiziere, welche aus einer andern 
ziere.) Provinz des Preußifhen Staats fommen, durchreifeud 
auf eine Furze Strede das Ausland berührt haben, bedürfen einer 
andern Legitimation, als des auf einer vorliegenden Preuß. Station 
ausgeftellten Pafagierbillets, nicht. M. R. vom 29. Juli 4851. 


(Gewerbtreiben- 47. a. Gewerbſcheine allein find als gültige Legitima— 


ve are tionds Dofumente für Neifende nicht anzunehmen. 
rer u. Hande . M. R. vom 21. Desbr, 1850. ° ._ 


uni) b. Ausländer bedürfen, wenn fie innerhalb Landes 
| ie Gewerbe betreiben wollen, noch neben den 
Gewerbſcheinen Eingangspäͤſſe. M. R. vom 17. 
‚März 1824. j 
. inländifhe Haufirer und andere Perfonen,. welche ausländijche 
Meſſen und Märkte beziehen, find verbunden Ausgangspäſſe von 
der betreffenden Behörde ihres Wohnfiges aus zu nehmen. M. R. 
vom 12: Juni 1824. . 


d. Umberziehende Gewerbtreibende, welche Frau und Kinder mit 
ſich führen, ohne daß folche als Gehälfen in den Gewerbes 
ſcheinen verzeichnet find, follen zurücgewiefen, und wenn fie fich 
dennoch irgendwo damit betreffen faffen, durch die Gendarmerie 
auf ihre Koften ihrer Ortsobrigkeit zugeſchickt werden. 

In den Päffen follen nur die in den Gewerbefcheinen bejeichs 
nete Gehülfen mit aufgenommen werden. Publ. der Reg. zu Müns 
fter vom 9, Zuli 1825. . 

. Mit Generalfonzefffonen verfehene Preuß. Untertanen bedürfen 


bei ihrer Rückkehr vom Auslande Feiner Eingangs» Päffe. Min, 
Reffr, vom 6. Septbr. 1818. gang P fe. Min 


2) 


io) 
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Mufifanten ſollen zum angeblichen Betriebe ihres Gewerbes auf 
— bloße Reiſepaͤſſe nicht erhalten. M. R. vom 26. Mai 
827. 


Paͤſſe zur Einführung fremder, zum Ginfchmelzen beſtimmter 
Kupfermünzen muͤſſen bei den Provinzials Regierungen nachges 
fucht werden. Allerh. Kab.Ord. vom 22. Suni 1825. Geſetzſ. S. 128. 


(. Gewerbsge 48. a. Wanderpäffe find nach Beſchluß des K. M. 
“ hülfen.) des Innern und der Polizei und der Finanzen auch 


A« Im Allgemei- 


in Geftaft von Wanderbüchern gedrudt. Nur dieſe 


(in- u. auslän- Wanderpäffe find an ſolche Individuen zu erteilen, 
dische.) die nach Landesgebrauch ihres Handwerks wegen 


wandern; . fogenannte — aber und andere Individuen 
erhalten gewöhnliche Neiſepaͤſſe. (Siehe auch $. 61.) | 
Für inländische. Freifnechte dürfen die Päfe nur für ihre 
Perſon, nicht aber zugleich für deren Familien ausgeſtellt wer⸗ 
den. (Siehe auch ſ. 67.) M. R. vom 27. Mai 1817 10 Juli 


und 4. Oktbr. 1850, und vom 28. Febr. 1855. Publ. der Reg. zu 
Münfter vom 10. April 1853 und 42. März 1858. 


Negulativ in Betreff des Wanderns der Gewerbs— 


Gehülfen. 


1) Solche Wanderpäffe, d. b. Päffe, in welchen weder ein beftimms . 


tes Neifeziel, noch ein anderer Reiſezweck, ald der, Arbeit zu 
fuchen, angegeben ift, Dürfen nur folhen Inländern ertheilt 
werden, welche eine Kunft oder ein Handwerk betreiben, bei 
welchem das Wandern allgemein üblich ift und Behufs der 
Vervollkommnung darin angemefjen iſt; völlig unbefcholten und 
Förperlich gefund find, welches Kebtere, fofern ed irgend zwei⸗ 
felhaft ift, durch eim Ärztliched Atteft dargethan werden muß; 
das dreißigſte Lebensjahr noch nicht überfchritten, auch nicht 
fhon vorher Fünf Jahre, (mit oder ohne Unterbrechung) auf 
der Wanderfchaft zugebracht haben, außer den erforderlichen 
Kleidungsftücen nebſt Wäfche ein baares Neifegeld von mindes 
ſtens Fünf Thalern beim Antritt der Wanderfchaft befigen, 
Perfonen, bei welchen nicht alle dieſe Erforderniſſe vereinigt 
find, fönnen, auch wenn fonft Fein Bedenfen obwaltet, nur ges 
wöhnliche Reifepäffe erhalten, bei deren Ausftelung übrigens 
die beſtehenden WVorfchriften, namentlih auch hinfichtlich der 
Reifemittel, forgfältig zu beobachten find. | 

Su den Wanderpäffen und Wanderbücern ift die Dauer 
ihrer Gültigkeit, welche einen Zeitraum von fünf Jahren nicht 
überfchreiten darf, auszudrüden, 


2) Ausländifhen Handwerfögefellen ift der Eintritt in die dief- 


feitigen Staaten uud die Sortfegung ihrer Wanderfchaft inner 
halb derfelben nur dann zu geftatten, wenn fie mit einem von 
einer Fompetenten Behörde ihrer Heimath auögeftellten Wau⸗ 
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derbuche oder Wanderpaffe verfehen find, nach Ausweis deffels 
ben im den Heften acht Wochen wenigftend vier Wochen 
gearbeitet haben, auch alle vorjichend unter Neo. 1. vorges 
fchriebene Eigenfchaften befigen, welche ein Inläuder zur Ers 
langung eines Wanderpafjed bedarf, und fi Darüber gegen 
die erjte zur Ertheilung von Päffen befugte dieffeitige Bes 
börde an der Grenze, welche dad Erforderlibe in dem Wans 
derbuche oder Paſſe zu vermerken hat, volitindig ausweifen. 
Siehe auch b. Nro. 4, . 


3) Kann ein ausländifcher übrigens gehörig Tegitimirter Hands 
werfögefell Durch unverdächtige fegriftliche Beweismittel darthun, 
daß er von einem das betreffende Gewerbe felbfiftändig betreis 
benden Iuländer ausdrücklich verfchrieben worden, fo ift er zuzus - 
laffen, wenn er nur förperlich gefund ift, und die erforderlis 
chen Neifemittel befigt, um nach dem pflichtwäßigen Ermeffen 
der Grenzbehörde ohne Unterſtützung an den Beitimmungsort 

gelangen zu koͤnnen; doch ift das Wanderbuch oder der. Paß 
alsdann auch nur nach dem Orte feiner Beftimmung zu vifiren, 
und, fofern die fonftigen Bedingungen nicht vorhanden, die weis 
tere — der Wanderſchaft im dieſſeitigen Staate nicht 
zu geſtatten. 


4) Der Wandernde, welcher nach obigen Beſtimmungen hinlänglich 
legitimirt iſt, kann zwar die Orte, in welchen er Arbeit ſuchen 
will, beliebig ſelbſt waͤhlen, er iſt indeß verbunden, der Bes 
hörde, welche das Wanderbuch oder den Wanderpaß ausſtellt, 
oder bei dem Eintritte vom Auslande ber, oder auch nach Pus 
blifation Ddiefer Verorduung, im Julande zuerſt vifirt, den 
nächften Beſtimmungsort, von welchem es befannt fein muß, 
daß daſelbſt das betreffende Gewerbe betrieben werde, anzuges 
ben, damit fowohl der Beſtimmungsort, als auch, wenn dicker 
über eine Tagereiſe entfernt it, die Route und die wahrfcheins 
liche Zahl der Tagereifen dahin in dem Wanderbuche oder 
Paſſe bemerkt werden, 2 


5) Gfeichmäßig muß er bei weiterer —— der Wanderſchaft 
der Polizeibehoͤrde des erſten und jedes folgenden Beſtimmungs⸗ 
orted, den nächftfolgenden namhaft machen und Ddiefe hat bei 
der jedenfalls nöthigen Bifirung den von ihm angegebenen ans 
derweitigen Beftimmungsort, fo wie die Route und die wahrs 
ſcheinliche Zahl der Tagereiſen zu vermerken. 


6) Bon der felbftgewählten Noute, welche hiernach aus dem Wau⸗ 
| derbusche oder Paffe ftetd hervorgehen muß, darf der Wandernde 
nicht abweichen. WIN er den gewählten Beftimmungsort vers 
ändern oder eine andere Noute einfchlagen, fo muß er einer 
zur Ausftellung von Päffen befugten Poligeibehörde auf dem 
zuerft gewählten Wege davon Auzeige machen, damit felbige 
den Paß unter Angabe der Noute und der wahrjcheinlichen Neis 
zeit nach dem neuen Beſtimmungsorte viſire. | 
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Auch muß der Wandernde, wenn er etwa auf dem Wege 
Arbeit findet, oder erkrankt, in welchem Falle die Forrfegung 
der Wanderjchaft vor erfolgter Genefung gar nicht zu geftatten 
it, oder fonft Durch befoudere Umftände abgehalten wird, die 
Neife nach dem Beltimmungsorte in der angegebenen Zeit zus 
rüdzulegen, fich bei den betreffenden Ortspottzeibehörden melden, 
Damit diefe dad Wanderbuch oder den Paß viſiren und die Vers 
anlaſſung, fo wie die Dauer des Aufenthalts befcheinigen. 


Wenn der Wandernde im Beſtimmungsorte Feine Arbeit findet, 
oder dergleicyen nicht annehmen will, fo darf er daſelbſt nicht 
über die von der Polizeibehörde feftzufegende Zeit verweilen, 
deren Dauer alsdann im feinem Paſſe oder Wanderbuche zu 
bemerken iſt. Finder er Arbeit, fo ift, wenn er demmächit die 
Wanderfihaft fortfegt, bei Viſirung des Paſſes zugleich zu bes 
merken, wie fange und bei wen er gearbeitet und wie er fich 
betragen habe. 


8) Ir folgenden Fällen ift die Fortießung der Wanderfchaft nicht 


9) 


zu gejtatten, fondern der Wandernde, nach vorgäangiger fums 
mariſcher Erörterung, mittelft befchräuften Pafjes und vorge 
ſchriebener Neife-Noute, wenn er ein Ausländer ift, über die 
Grenze, fonft aber au den Ort der Ausftellung des Wanders 
yafjes, wohin auch der dem Wandernden abzunehmende Paß 
zu fenden tft, zurüchzumeifen: wenn er von der auf dem Was 
Derbuche oder Paß bervorgehenden Route abgewichen, auf dem 
Wege oder am Beſtimmungsorte über die vorgefchriebene Zeit 
verweilt hat und den dadurch begründeten Verdacht eines zweck⸗ 
loſen Umhertreibens nicht zu widerlegen vermag; wenn er, aus 
fer dem Fall einer unverſchuldeten Krankheit, acht Wocen 
lang ohne Arbeit gewefen ift, mag die Arbeitslofigfeit übrigens 
verſchuldet oder unverfchufdet geweſen fein; wenn er feine Ges 
werbsgenoſſen oder andere Perfonen um eine Interftügung aus 
efprochen hat, ohne Nüdficht darauf, ob eine fonftige Beſtra⸗ 
* Statt findet oder nicht (Siebe auch $. 65.); wenn er ſich 
eined Verbrechens fchuldig gemacht hat, in welchem Wall es 
ſich jedoch vom ſelbſt verfteht, daß er deöwegen zuvörderit zur 
Unterfuchung und Beftrafung zu ziehen ift. (Siehe auch lit. b. 
Nro. 9.) 

Durch diefe Beltimmungen find übrigens Peine neue Verfü— 
gungen über Ortsangebörigkeit getroffen. (M. R. vom 24. April 
1835. 


Handwerfägefellen, die Feine zureichende Legitimationd: Dofu- 
mente bei fich führen, iſt das Wandern gar nicht zu geftatten, 
Wenn fie indeß behaupten, felbige verloren zu haben, und 
ſolches glaubhaft nachweifen, fo find fie mit einem beſchraͤnktem 

affe und vorgefchriebener Reife Ronte nach dem Orte zu vers 
— wo das Wanderbuch oder der fruͤhere Paß zuletzt viſirt 
worden, und dort kaun ihnen, wenn fie daſelbſt gearbeitet has 


10) 


/ 
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ben und ſich übrigens volftändig zu Iegitimiren vermögen, ein 
neuer Wanderpaß ftatt des verlorenen ertheilt werden. - (Siehe 
auch lit. b. No. 12.) In demfelben it aber der Verluft und 
die Beſchaffenheit des frübern Legitimations- Dofuments zu er 
wähnen, auch das legtere durch das Amtsblatt und, wo ein 
Kreisblatt erfcheint, auch durch diefes für ungültig zu erfläs 
ren, und die inländische Behörde, welche dafjelbe ausgeſtellt, 
davon zu benachrichtigen. Iſt der Fall aber, nach vorfihender 
Vorſchrift, zur Austellung eines neuen Wanderpaffes nicht 
geeignet, fo find een Handwerksgeſellen reſp. über ‚die 

renze oder an den Ort der Ausftellung des verlorenen Wan⸗ 
derpaſſes zurücdzuweifen. 


— ae die mit befchränfter Neiferoute zurücigeivies 
en werden, dürfen zwar mit Genehmigung der Ortds Polizeis 
bebörde in den auf ihrem Wege belegenen Orten in Arbeit tres 
ten, fonft aber von der Route nicht abweichen, widrigenfalls 
fie nach den abgemeinen Beſtimmungen zu verbhaften und nad) 
dem Ort der Ausftellung des früher befeffenen Wanderpaffes, 
fonft aber nach der Heimath, fofern fie durch Korrespondeng 
mit den betreffenden Behörden fetgeftellt worden, auf den 
Transport zu geben find. 


11) Handwerfögefellen, welche einmal an den Ort der Ausſtellung 


des Wanderpafjes zurüdgewiefen worden, darf erft nach Ver: 
fauf von mindeſtens ſechs Monaten ein neuer Wanderpaß uus 
ter ad 1 gedachten Bedingungen ertbeilt werden; muß ein fol 
cher Handwerksgeſell alsdanı wiederum aus irgend einem 
Grunde zurücgewiefen werden, fo ift ihm ein neuer Wander; 
paß gänzlich zu verfügen und auch ein gewöhnlicher Neifepaß 
nur mit befonderer Vorficht unter ftreuger Beobachtung der all 
gemeinen Borichriften, namentlich auch hinfichtlih der Reife: 
mittel, zu bewilligen. 


42) Dei dem Antritt der. Wanderfhaft oder dem Eintritt in das 


13) 


Land ift jeder Handwerksgeſell it vorſtehenden Beftimmungen 
durch Einhändigung eined Abdrucks, welcher dem Wanderpaß 
oder Wanderbuch, wenn er nicht fehon damit verbunden, aus 
zubeften und anzufiegelu ift, befannt zu machen. 


Sämmtliche Polizeibehörden haben ſich nach vorftehenden Bes 
flimmungen bei Vermeidung nachdrüdlicher Ordnungsſtrafen fo 
wie des Erſatzes der Transportkoſten für.den Fall, daß der 
Inhaber eines zur Ungebühr ausgeftelten oder vifirten Wanz 
derbuchs oder Paſſes auf den Transport — werden muß, 
auf das Genaueſte zu achten, auch die Gaſt- und Herbergs— 
wirthe, Gewerksmeiſter ꝛc. auf Diefelben aufmerffam zu machen 
und mit näherer Anweifung über ihre Mitwirkung zur Grreis 


chung des Zwecks zu verfchen. Regulativ in Betreff des Wanderns 
der Gewerbsgehülfen d. d. Berlin den 24. April 1833. 


1 
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b. Der Beichluß der deutſchen Wundesverfammlung in der dritten 
Eigung 1835 iſt mit Allerhöchfter Genehmigung von Seiten der 
betr. Könige. Minifterien am 21. März 1835 durch die Amtss 
a zur allgemeinen Kenntniß gebracht. Darin ift beftimmt, 
aß: 


Da es im Iutergffe des deutichen Bundes liegt, daß die deutſchen 
Handwerksgeſellen an feinen Affoziationen und Verfammlungen Theil 
nehmen, wodurch die öffentliche Ruhe im Ins oder Auslande bedroht 
vder geſtoͤrt werden Fönnte, 


1) das Wandern der den deutfchen Bundesftaaten angehörigen Hands 
werfögefellen wach denjenigen Ländern und Orten, in welchen 
offenfundig dergleichen Affoziationen nud Verfammlungen geduls 
* — „ fo lange dieſe Duldung notoriſch beſteht, verboten 
ein ſoll. 

2) Ueber die in Deutſchland wandernden Handwerksgeſellen wird 
fireuge polizeiliche Aufficht, insbefondere rüdfichtlic der Verbius 
dungen, in welche fie ſich einlaffen Fönnten, geführt werden. 

Zur Volziehung diefed Beſchluſſes ift unter Bezugnahme auf das 
in allen nicht ausdrüudlih abgeänderten Punkten in Kraft bleibende 
WandersRegulativ vom 24. April 1833 Cvorftehend) für alle Theile 
der Monarchie Folgendes feſtgeſetzt worden. 


1) Zur Ausfelung von Wanderpäffen zu Neifen innerhalb 
der deutfchen Bundesftaaten mit Inbegriff der außerhalb 
des Bundesgebietd belegenen Provinzen uud Laudestheile derfels 
ben find alle dieffeitigen Polizei Behörden befugt, welche Aus» 
gangspäffe ertheilen dürfen. (Auch diejenigen, welche zur Er⸗ 
theilung von Ausgangspäffen autorifirt find. M. R. vom 29. Mai 
1835. 9. K. A. ©. 218.) 

Wanderpäffe nah andern Staaten dürfen dagegen Died 
feitigen Unterthanen von jet an nur nach erfolgter Genchs 
migung ded Minifterii ded Iunern und der Polizei, welche Durch 
die Provinzials Regierungen unter Anführung der obwaltenden 
Umftände nachzufuchen und in dem Pafie ausdrüdlich zu erwaͤh⸗ 
nen ift, ausgefertigt, oder zur. Weiterreife yifirt werden. (Das 
Wandern diefjeitiger Handwerfögehülfen in der geſammten Schweiz 
ift unbedingt unterfagt. M. R. v. 11. April 1835. ©. 8. A.S. 216.) 
Autorifation zur Ausfertigung von Wanderpäffen nach Frank⸗ 
reich und Belgien wird nur bei untadelhafter Fuͤhrung und zuverlaͤſ⸗ 
ſigen Charakter des Paßſuchers und nur dann ertheilt, wenn von 
der beabſichtigten Reiſe beſondere in andern Ländern nicht zu erwar⸗ 
tende gewerbliche Vortheile für denſelben zu hoffen ſtehen. M. R. v. 
29. Mat und 13. Juni 1835. v. K. A. ©. 220. u. 223.) 

Rah Rußland und Polen Fönnen, wenn Seitens der K. Negier 
rungen Fein Bedenken entgegen fteht, Wanderpäffe ertheilt werden, 
— — zu 4 bezeichueten allen. M. R. vom 29. Mai 1835. v. K. 

.S. 21. | 


2 


— 
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3) Gewoͤhnliche Reiſepaäſſe nach andern als ben sub 1. ges 


4) 


5) 


6) 


dachten Staaten Fönnen Handwerkern, welche daſelbſt nicht in 
Arbeit treten, fondern andere vorübergehende erlaubte Zwede vers 
folgen wollen, auch ohne befondere Genehmigung des Minis 
fterii ded Inneru und der Polizei ausgeftellt werden. Es müs 
fen aber diefe Zwecke genau nachgewiefen, die Dauer der Güfs 
tigfeit der Päffe auf die zur Erfüllung des Zwecks nötbige Zeit 
beichränft, und die zur Kontrollirung der rechtzeitigen Nuͤckkehr 
erforderlichen Mittel angewendet werden. CDiefe Beltimmung 


findet auch im Bezug auf die Schweiz Anwendung. M. R. vom 
21. Mai 1835. v. 8. A. ©. 199.) 


Auh ansländifhen Handwerfsgefellen dürfen neue Paãſſe 
zum Wandern nur unter der obigen Einſchraͤnkung ertheilt wer⸗ 
den; es ſei denu, daß ſie die Erlaubniß ihrer Heimathsbehoͤrde, 
auch nach andern, als den unter 1 gedachten Staaten zu wan⸗ 
dern, beigebracht haben, welchenfalls dieſe, unter Anführung jes 
ner Erlaubniß, im Wanderpaffe zu vermerken find. Wolfen fie 
in ihre Heimath zurüdfchren, und diefe ift außerhalb der sub 1, 
aufgeführten Staaten belegen, fo dürfen ihnen nur gewöhnliche 
Reiſepäſſe ertheilt werden. 


Jeder Gewerbögehülfe, welcher einen Wanderpaß in dag Aus— 
land nachfucht, muß diejenigen Staaten, in welche er fich zu bes 
geben gedenft, genau angeben. Diefe find, infoweit die Neife 
dahin nach obigen Beſtimmungen für zuläffig befunden oder vom 
Miniſterio ded Innern und der Polizei genehmigt worden ift, im 
Pafje namentlich anzuführen, und es muß die Erlaubniß zum 


nn auf dad Gebiet diefer Staaten ausdrüuͤcklich beſchraͤnkt 
werden. | 


Nicht minder müffen diejenigen Handwerksgeſellen, welche ſich 
bereitd im Befige eined vor Ddiefer Verordnung nach andern als 
den ad 1. gedachten Ländern für gültig erflärten, oder ohne Anz . 
abe derjenigen Staaten, für deren Umfang die Reife geftattet 
ß „ von einer dieſſeitigen Behörde ausgeftellten Paſſes befinden, 
von der eriten PolizeisBehörde, welcher derfelbe produzirt wird, 
auf die gegenwärtige Vorfchrift aufmerkſam gemacht, über ihren 
biernach abzuändernden und refp. näher anzugebenden Reifeplan 
befragt, und es muß hiernächſt das Erforderliche, unter Erthei⸗ 
lung der nöthigen Anweifung für die Inhaber, in den Päffen 
nachträglich vermerkt werden, 


T) Außer der Behörde, welche den Paß ausgeftellt hat, kann nur 


8) 


eine folche einheimifche Polizei-Behörde, welche mit Ausfertigung 
von Ausgangspäfen beauftragt ift, den Paß auf andere oder 
mehrere unter den sub 1. genannten Staaten ausdehnen. Sie 
muß aber die Heimathöbehörde davon jederzeit in Kenutniß ſetzen. 


Ay Gewerbögehülfe, welcher Arbeit an einem Orte findet, oder 


ch länger ald 24 Stunden dafelbft aufhalten win, muß feinen 
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9 


10 


— 


Manderpaß bei der Polizei⸗Beboͤrde deponiren, und empfängt ihn 


erſt daun zurüd, wenn er feine Weiterreife anzutreten im Bes 
griff ſteht. 

Die Behörde hat ein fortlaufendes Verzeichnig aller Depos 
nenten zu führen, in welchem der Tag der Niederlegung, fo wie 
der Tag der Zurüdgabe zu vermerken iſt. 


Den Polizeibehörden wird zur Pflicht gemacht, über alle am Orte 
ſich aufhaltende Handwerker eine ftrenge polizeiliche Aufficht zu 
führen, welche befonder8 auf Verbindungen, im welche fie fich 
einfaffen Fönnen, fo wie überhaupt auf ihre Zufammenfünfte au 
Öffentlichen und anderen Orten zu richten ift. 


Geben einzelne Individuen zur Unzufriedenheit mit ihrem 
Betragen Aulaß, oder treten fonftige Verdachtsgründe gegen fie 
hervor, fo haben die PolizeisBehörden ihre desfallſigen Wahr⸗ 
uehmungen in den Päſſen zu vermerken, falls nicht etwa beſon⸗ 
dere Gründe (4. B. weil eine Beobachtung des Inhabers obne 
deffen Wiſſen angemefjener erfcheint, zu welcher aber alsdauu 
die erforderlichen Einleitungen zu treffen find) entgegen fteben. 


Hält die Polizeibehörde dagegen nach dem, was gegen den 
Inhaber vorliegt, bedenklich, demfelben die Fortiegung der Wan⸗ 
derfcbaft überhaupt zu geftatten, fo bat fie ihm den Wanderpaß 
abzunehmen, oder den deponirten vorzuentbalten, ihm eine bes 
fehränfte Neiferonte auszuhändigen, nach Befinden die fofortige 
Rückkehr in die Heimatb binnen einer beftimmten im Paffe zu 
vermerfenden Friſt vorzufhreiben, und die Heimathsbehörde von 
der getroffenen Anordnung und deren Veränfaffung in Kenntniß 
zu feßen, | 

Wahrnehmungen, welche auf unerlaubte Verbindungen und 
politifche Umtriebe Bezug haben, muͤſſen außerdem fofort der 
vorgefegten Regierung angezeigt werden. 


Bon den mach obiger Vorfchrift in den Paß einzutragenden Bes 
merkungen ift der wefentliche Inhalt bei der demnächſtigen Vifi- 
rung des erfiern in dem Bifa-Journale, und zwar in der Kos 


Tonne „Bemerkungen“ nachrichtlich zu vegiftriren, und überhaupt 


bei jeder Viſirung, der Inhaber mag fi am Orte aufgehalten 


haben oder nicht, unter diefer Rubrik dasjenige Fürzlich zu verz 
merken, was aus dem Paſſe Bemerfenswerthes in Bezug auf 
den Neifendeu bervorgebt, Damit, im Kalle eined zufälligen oder 
abfichtlichen Verluftes des Reifelegitimationd-Dofuments, die von 


den Behörden bei ihrer Beaufſichtigung zu berüdfichtigenden Nos 


tigen nicht verloren geben. Ä 

Wird dem Wandernden der Paß abgenommen oder die Zur 
ruͤckgabe des Deponirten verweigert, fo iſt Das Erforderliche, ans 
ftatt . Viſa⸗Journale, in dem ad 8. gedachten Verzeichniſſe zu 
bemerken. 
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Es ergibt fich hiernach von ſelbſt als noͤthig und wird den 
PolizeisBebörden zur befonderen Pflicht gemacht, dem Inhalte der 
ihnen produzirten Päſſe der reifenden Handwerker die forgfals 
tigfte Aufmerkfamkeit zu widmen. 


11) Aus dem Vifa-Journale muß ftetd erfichtlich fein, ob das vors 
gezeigte Legitimation Dokument ein Wanderpaß, oder ein ges 
wöhnlicher, alfo mit einem beſtimmten Reiſeziele verjebener 
Neifepaß, oder eine befchränfte Neiferonte (Zwangspaß) 
gewefen if. Auch darf nicht unterfaffen werden, den Ort wo 
der Paß zufegt vifirt worden, und das Datum diefer Viſirung 
in die dazu beftimmte Kolonne nachzutragen. 


Hinfichtlih der Ertheilung newer Neifelegitimationen anftatt 
folher, welche abhanden gefommen, foll es zwar bei der Vor⸗ 
fchrift des WandersRegulativs vom 24. April 1833 fein Bewen⸗ 
den behalten. Es kann jedoch die Ausfertigung eined neuen 
Paſſes, wenn die vorgefchriebenen Bedingungen fonft vorhanden 
find, auch von derjenigen Bebörde erfolgen, von welcher der Paß 
zuletzt Sifirt worden, (d. b. wenn die in Nede ftebende Behörde 
zur Ausfertigung von Päffen der Art überhaupt berechtigt iſt, 
M. R. vom 21. Mai 1835: v. 8. 9. ©. 208.) ohne daß ed nöthig 
ift, den Neijenden bis dabin zurückzuweifen, wo er zuleßt gear 
beitet bar. Es müfjen aber diejenigen polizeilichen Erinnerun⸗ 
gen, welche der verloren gegangene Paß enthalten hat, und 
weldhe aus dem Vifa » Zournale oder dem Verzeichniffe der 
niedeegelegten Paſſe erfichtlich fein müflen, in den neuen Paß 
vollftändig wieder aufgenommen, und ed muß, außer der vorge 
fchriebenen Öffentlichen Bekanntmachung des Verluftes, auch die 
Heimathsbehörde von diefem Verlufte und der bewirften Ausfers 
figung eined neuen Paſſes benachrichtigt werden. (Wanderpäfle 
zu Reifen in das Ausland dürfen aber nur die dazu befugten 
Behörden ausitellen. M. R. vom 22. Mai 1835. v. 8. 4. ©. 206.) 


13) Sollte fih auf diefe Weife ergeben, daß es einem Handwerks⸗ 
„ geiellen, welchem der Wanderpaß wegen irgend einer Verfchuls 
dung abgenommen und welder mit einer befchränkten Reiferoute 
verjehen worden if, unter dem Vorgeben, den eritern verloren 
zu haben, dennoch gelungen wäre, einen neuen Wanderpaß zu 
erhalten, fo kann diefer durch die Amtsblätter der Provinz, in 
welcher der Inhaber ſich mutbmaßlich aufhalten möchte, für 
ungüftig erflärt, und die für noͤthig erachtete Requifition 
wegen der mittelft Zwangspaffes oder Transports zn bewirfens 
den Zurücdweifung des Inhabers im feine Heimath für den Bes 
tretungsfall hinzugefügt werden. 
Ausländifchen Handwerksgeſellen, welche fih feit dem 1. Juli 
1834 laͤngere oder Fürzere Zeit in der Schweiz aufgehalten has 
ben, darf ohne Genehmigung des Minifteriums ded Innern und 
der Polizei der Aufenthalt in den Königl. Staaten nicht geftat- 
tet, fondern es müfjen diefelben vielmehr an der Grenze zurüd- 


12 


— 


14 


— 


260 1. Tit. VI. Kap. 8. Fremden: u, Paßpolizei— 


erviefen werden. Nur dann, wenn fle in ihre Heimath zurück⸗ 
ehren wollen, und dieſelbe ohne das dieſſeitige ebiet zu berübs 
ren, nicht wohl erreichen fönnen, iſt ihnen der Durchgang er 
Yaubt, zu welchem Behufe ihnen aber der gewöhnliche Reiſepaß 
mit vorgeſchriebener Reiſeroute zu behändigen iſt. 

15) Sämmtliche Polizeibehoͤrden find angewieſen, den vorſtehenden Bes 
flimmungen bei Vermeidung nachdruͤcklicher Ordnungsſtrafe ſtreuge 
Bee 3u leiften, die zu ihrer Kenntniß Fommenden Vernachläf 

ungen derfelben den ihnen vorgefegten Behörden zur weitern 
Beranfaffung anzıtzeigen, und endlich auch Die Herbergswirtbe, 
Gewerfömeiiter ze, mit der ſich als erforderlich oder zweckmäßig 


ergebenden Auweiſung zu verfeben. Reglement in Betreff des Wan- 
derns der Handwerfsgehülfen d. d. Berlin den 21. März; 1835. 


Gegen die Öffentliche Bekanntmachung vorſtehenden Neglements 
iſt nichtd zu erinnern. M. R. vom 16. Juni 1835. (. K. A. ©. 216.) 


Fabrifarbeiter werden im Allgemeinen, nicht zur Katbegorie der 
Gewerbögehülfen gerechnet; indeß it ed nöthig, bei Papertheilungen 
‚an felbige, zumal nad Srankreich und Belgien, bejondere Borficht 
an beobachten, M. R. vs 16. Zuni 1835. (6. K. A. S. 290) Si 
Päffe für Mititairpflichtige. * EN 

c. zu Neifepäffen könuen Knudſchaften nicht dienen. Reſkr. des Kgl. 

Pol.⸗Min. vom 10. September 1817. ‘ 


d. Züuftige Handwerkägefellen müfjen jedoch auch in ſicherheitspo⸗ 
fizeificher Dinficht Kundichaften bei ſich führen, und ſolche vor 
zeigen; bei einem länger ald dreimonatlichen Aufeuthalte in eis 
ner und derfelben Stadt auch eine anderweitige Kundſchaft von 
dem Gewerke löfen. Min. Reffr. vom 6. Dezbr. 1823: 


Bei angeblihem Verlufte feiner Neife-Legitimation erhält der- 
wandernde Handwerfögejell einen neuen Paß nur auf ein 
von der Obrigfeit beglaubigtes, feine Perſon gehörig bezeichnen- 
des, Zeugniß desjenigen Meifters, bei welchem ev in den legten 
vier Wochen gearbeitet hat. 


Ein ausländischer Handwerfögefell, der fein Wanderbuch oder 
feinen Paß in den erften vier Wochen feines Eintritts in den 
dieffeitigen Staaten verliert, Fan einen neuen Pag nur von der 
das erite Legitimationd- Dokument ertheilenden Behörde erhalten, 
und muß daher zu Ddiefer, fo wie ein Auländer in Ddemielben 
Falle, an den Ort zurückkehren, von wo er ausgewandert iſt. 


Derjennige aber, welcher ein Zeuguiß über die in dem letzten 
vier Wochen gehabte Arbeit nicht beibringen, und etwaige Bes 
binderungen durch Krankheit und dergleichen nicht nachweifen 
Faun, fol, wenn er ein Ausländer ift, über die Grenze, Ver 
Inländer aber mirtelft Neife-Route in feine Heimath gewieſen 
werden. M. R. vom 15. April 1822. / 
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f. Zu den neuen Wanderpaͤſſen Seite 4 muß bemerkt werden, wenn 
der Suhaber, überhaupt zu Anfang, feine Wanderfchaft 
angetreten hat, was eventuell entweder aus frühern Legitimas 
tionds Dofnmeuten oder nach Vernehmung ded Inhabers zu ers 
mittel, M. R. vom 21. Mai 1835. (0. 8. A. ©. 203.) 


g. Wanderpäffe koͤnuen bis zur al zurücgelegten fünfjäh: 
rigen Wanderichaft, wenn ſolche auch ar verfchiedenen Zeiträus 


men Statt gefunden, evtheilt werden, M. R. vom 6. Okibr. 1835. 
(8. K. A. ©. 205+) 


| Siehe auch $. 65. arbeitslos umbertreibende Handwerkögefellen, 
und $. 80 Verfahren in Auſehung verlorner Päfle. 


(B. inländische ° 49, a. Diefelben dürfen zur Reife nach dem Nuss 
Handwerksge- [ande feine nur fürs Inland gültigen Päffe benutzen. 
gesellen.) M, Reftr. vom 15. Novbr. 1824 


b, Die Erlernung und der Betrieb nützlicher Handwerker Seitens 
der Juden fol möglichft befördert werden, daher ift es geftattet, 
infändifchen jüdifchen Handwerkfögefellen, welche auf.gehös 
tig erlernte Profeffion zu wandern willend, übrigens unserdäch- 
tig, wenn gleich auch unbemittelt find, den dazu erforderlichen 
Paß zu ertheilen, M. R. v. 9. April 1824 und 31. März 1835. 

c. Da wo fie Arbeit finden, muß ihnen Daher auch der temporaire 


Aufenthalt im jeder Provinz geftattet werden. M. R. v. 26. Juli 
1826, 4. Sept. 1827 und 31. März 1835. 


(C. ausländische 50. a. Diefelben follen nur auf Wanderbücher 
— auswärtiger Staats⸗ und Provinzial⸗Behoͤrden ins 
— Land gelaſſen werden. M. R. vom 8. Jan. 1825. 
b. Wenn auf Wanderbücher neue Päffe ertheilt werden, dann fol 
im erftern folches bemerkt werden, M. R. vom 21. Septb. 1820. 


In folchen. neuen Päffen fürd Inland ift ausdrüctich zu bemer⸗ 
Ten, daß fie nur innerhalb der Preuß. Staaten gültig, beim Aus: 
tritt aus demſelben aber an die lebte Polizeibehörde abzugeben find, " 
und, wenn dies nicht erfolgt, mit dem Austritt aus dem Kön, Staw 
ten ihre Gültigkeit verlieren, und als erlofchen betrachtet werden 
muͤſſen. ee 

. Die Grenzbehörden haben folche Paͤſſe den Geſellen vor ihrem 
Austritte aus dem Neiche abzunehmen, ' 

Die Paͤſſe an Handwerfsgefellen find mit dem volftändigften und. 

genaueften Signalement zu verjehen. M. R. vom 11. Novbr. 1818 | 


(Unterschied  c. Ausländifche Wander päffe, (olche Päfle, woriu 

zwischen Wan das Wandern als Reiſezweck angegeben) koͤnnen 

— nicht als Wanderbücher betrachtet, dürfen daher 
nicht vifiet werden. M. R. vom 6. . 1824. 
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(Beschränkende d. Diejenigen fremden Handwerfögefellen follen sicht 
Maassregeln in das Fand gelaffen werden, welche entweder gar 
— Feine unverdaͤchtige ſchriftliche Beweismittel daruͤ⸗ 
der Handwerks- ber, daß ihnen von einem inländifiyen Meiſter Ars 
gesellen in die beit angeboten worden, oder daß ihre Subfiftenz 
Preuss.Staaten) im Lande wahrfcheinlich gefichert fei, oder welche 

nicht wenigftend das für einige Wochen hinreichende Neifegeld 
zum VBetrage von fünf Thalern bei fich führen. 
Daß und welcher von obigen Nachweifen geführt, iſt auf dem 

Paſſe zu bemerfen. M. R. vom 2. Juni 1828. 


(Verfahren in u. 


mit einzelnen 51. Völlig beglaubigte und dad voffftändige Sig⸗ 
fremden Staa nalement enthaltende Wanderbüͤcher aus fämmtlichen 
hd Staaten des deutſchen Bundes find zu Neifen innerhalb 


lich der wan- 1 
derndenHand- der Pr. Lande gültig. M. N. vom 29, Juli, 19, Septbr. 
werksgehülfen.) 4820 und 13. Dejbrt. 1823, | 
a.deutsche Bun- . 

desstaaten. 


b. in Baden 52, muͤſſen fremde Handwerksburſchen E chugblatter 

geugnifje vorzeigen könuen. M. R. vom 9. Geptb. 1816. 

c. in Kurhessen. 53. deögl., ferner muͤſſen fie nicht während der 

letzten drei Monate arbeitslos umhergezogen, mit 

Feiner aufteefenden Krankheit behaftet fein und Neifemittel haben. 
wenn ihnen nicht Arbeit zugefagt iſt. M. R. vom 27. Oftor. 1828: 


a. Oesterreicht- 54. Wanderbücher der Handwerfögefellen in Kaiſ. 
sche Staaten. Oefterreichifchen Staaten find als Reilelegitimation im 
dieffeitigen Staaten gültig. M. R. vom 29. Januar 1829. 

Die in Oefterr. Staaten einwandernden Handwerfägefellen bes 
haften ihre Paͤſſe, muͤſſen dabei aber doch Wanderbücher löfen. Publ 
des K. Dberpräf. v. Weftfalen vom 18. Januar 1833. j 


Sie werden nicht ohne Paß oder Wanderbuch eingelaffen, müfjen 
zwei Monate vor dem Erſcheinen an der Grenze in Arbeit geftanden 
haben oder Behinderung durch Krankheit nachweifen, und mindeftend 
Acht Gulden Konventiousmünze befigen. Hubl. deſſelb. v. 24. Juli 1834 

Siehe übrigens wegen der Wanderbücher Oefterreichifcher Unter: 
thanen deu $. 34 


(4. Juden.) 55. Nur bei notorifcher oder hinreichend n 

A. Inländische. wieſener Unverdächtigfeit dürfen En Sa ae ya 
Neifen im Inlande ertheilt werden. Nur, wenn fie den Paßgefegen 
gemäß erteilt und fonft in Ordnung find, dürfen fie vifirt auch bloß 
in dringenden Fällen und bei der Ueberzeugung völliger Unverdächs 
tigfeit Antrhge auf Abänderung der Reijeroute nachgegeben, keiuen⸗ 
falls aber durch das Bifa der im Pape angegebene Beftimmungsort 
der Reife abgeäudert werden. M. R. vom 15, Februar 1825. 
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Zu Seereifen fol Feinem fremden Juden, ohne Ausnahme, und 
feinem preuß. Juden, der nicht als rechtlicher zuverläffiger Mann bes 
Fanut it, ein Paß ertheilt oder vifiet werden. M. MR. vom 10. Zufi 
185 

Unbemittelte Juden und ähnliche Judividuen follen, ohne daß 
fie mit den nöthigen Geldmitteln zur Reife verjehen find, Feine Päãſſe 
erhalten. In dieſen iſt der Zweck und das Ziel der Reiſe, diefes 
mit geuauer Reiſeroute, ausdrücklich zu bemerken. 


Wenn ſolche Juden die Päſſe nicht in jeder Stadt oder Nachts 
quartier vifiren laſſen, oder von der Route abweichen ; oder, wenn fie 
ſich ohne ſolche vorſchriftsmäßige Päffe. betreffen laſſen, find fie ſo⸗ 
gleich als Vagabunden zu verhaften. M. R. vom 20. Juni 1821. 

Wegen jüdifcher Haudwerksgeſellen fiche $. 49. 


B. Ausländische 56. Im Innern des Landes, mit Ausfchluß der 
Juden. Weeſtfäliſchen und Nheinifchen Provinzen wo dieſe Bes 
ſtimmung nicht anwendbar, darf den reifenden ausländifchen Juden 
weder neue Geleiticheine noch auf deren Grumd fernere Paͤſſe ertheilt, 
vielmehr muſſen alle Juden, deren beiderfeitige vorbenannte Ausweiſe 
abgelaufen find, ſofort am der Grenze zurüdgemwiefen werden. M. ge 
vom 24. März 1823. - 
Ausländische Juden, welche zum Befuch der Meffen und Jahr— 
märfte in die Kgl. Staaten kommen, bedürfen zum Bettiebe ihres 
Gewerbed neben den Gewerbeicheinen Eingangs⸗Päſſe mit Angabe 
einer beftimmten Zeit, welche niemald eim Jahr erreichen darf. 
M. R. vom 17. März 1824. u 
Mit der Kraͤtze behaftete ausländiſche Anden der geringern Klaſſe 
follen wie einwandernde Frägige Handwerksgefellen behandelt werten. 
(conf.. $. 66.) M. R. vom 10. September 1819. T 


$. Leichenpässe. 57. In allen Fällen, wo eine Reiche dürch einen 
andern Gerichtöbezirf geführt werden foll, muß ein 
Leichenpaß nachgefucht werden, . . 


Leichenpäffe werden von den Könige. Negierungen ausgefertigt, 
9. 2. R. II. 11. $. 463. und 9. 8. O. vom 9. Juni 1833. 

Ein folcher Paß —— nur polizeiliche Legitimation und kann 
feinen Richter, durch deſſen Bezirk die Leiche, geführt wird, hindern, 
diefe anzubalten, um fich zu überzeugen, ob Fein Verbrechen in medio ift. 
M. R. vom 13, Mai 1831, ° 

58. Kaum ein folher Paß nicht vorgezeigt werden, fo hat bei 
ber Durcfuhre die Orts-Obrigfeit das Necht, zu verlangen, daß der 
Sarg geöffnet, umd ihr die Beſichtigung der Leiche geftattet werde, 
A. 2. RM. 11. $. 464, 


( Besonderer | 59. Wenn mehrere Perſonen zuſammen reifen; fo 
Pass ante ift für. eine. jede derſelben ein :befstiderer und eigener 
Persou. Paß nothwendig. F 2 ER 

| 8 
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Ehefrauen, die mit ihren Männern, und Kinder, die mit ihren El⸗ 
tern oder einem derfelben, reifen, und annoch unter deren Gewalt 
ftehen, Pflegebefohlene, die bis zum zurüdgelegten 14ten Jahre ihren 
Bormund auf der Neife begleiten, die Schiffsmannfchaft und endlich 
alle diejenigen, welche in des Paß⸗Inhabers Lohn und Brod ſich bes 
finden und ihn begleiten, bedürfen indeffen, nach dem Paß⸗Edikt $. 5., 
Feines eigenen Paſſes, in fofern fie in den Paß reip. des Ehemannes, 
der Eltern, ded Vormundes, des Schifferd und der Dienjtherrichaft 
namentlich mit aufgenommen find, In Anfehung der Schiffsmann⸗ 
fchaft enthält dad Paß⸗Edikt die näheren Beſtimmungen; in den ans 
deren Fällen ift aber ausdrücklich in dem Paffe zu bemerken, daß 
fih in der Begleitung oder im Gefolge des Paß⸗Inhabers die nas 
mentlich aufzuführenden Perfonen befinden, und muß der Papführer 
deren, unterweged erfolgten, unvorbergefehenen Abgang der eriten 
Polizei⸗Behoͤrde anzeigen und von ihr auf dem Paffe bemerken laſſen. 


Wegen des Sigualemeuts der Begleitung ift $. 5. bereits das 
—— 
den, F. 6. gedachten, Perſouen bedarf es jedoch ber nas 
mentlichen Anführung feiner Begleitung nicht, fondern genügt die 
— Angabe: mit Familie, mit Dienerſchaft u. ſ. w. Paß ⸗Inſtre 
is. 


(Personen, wel- 60. Denjenigen, deren Reife entweder wegen ders 
chen .n nicht fefben oder wegen ihrer eigenen befchränften Befugniß 
zu ertheilen) zu zeifen, unzulaͤſſtg und den Gefegen entgegen oder 
deren Gewerbe dem Publikum nachtheilig und daher unterfagt ift, 
oder zu unerlaubten Nebengewerben Aula gibt, find Feine Paͤſſe we⸗ 
der zum Aus» und Eingange, noch zu Reifen im Innern des Staats 
zu ertheilen. - 


Dahin gehören infonderheit Landftreiher, auswärtige Kolleftans 
ten, Perfonen, die verbotswidrig mit Arzneimitteln oder verbotenen 
Gegenftänden jeder Art handeln, Diejenigen, die mit anftecfenden 
Krankheiten behaftet find, ſolche Handwerkögefellen, Freiknechte, Bett 
ler und dergleichen Perfonen, die blos um Zehrpfennige und Almos 
fen zu fammeln bherumfchweifen, überhaupt alle diejenigen, welchen 
das Geichäft, für welches fie reifen wollen und den Paß verlangen, 
entweder überall nicht, oder wenigſtens nicht um darauf zu reifen, geitats 
tet iſt und freifteht, oder welchen dafjelbe augenfcheinlich nur zum 
Vorwande zur Grreihung unerlaubter Zwede dienen fol oder dazu 
Anlaß gibt. Paß⸗Inſtr. $. 16 


(Pässe der Mili-_ 61. Die zum! ſtehenden Heere noch Verpflichteten, 
—— d. h. Diejenigen Perfonen, worüber die — 
Erſatzkommiſſionen noch nicht definitiv entſchieden haben, und die alſo 
uoch im Die Aushebungsliften eingetragen werden müffen, Fönnen nur 
in der Art Püfe zu Reifen ind Ausland erhalten, daß dem Staate 
die Erfüllung dev Mititairpfliht vorbehalten bleibt. 


% 
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‚. Wo alſo Bermuthung vorhanden, daß der Mititairpflichtige ſich 
dieſer Pflicht entziehen möchte, werden fie im Beifein ihrer Eltern 
und Bormünder mit dem Inhalt ded A. L. R. II. 10. S. 49 u. 50: 

(„Militairpflichtige dürfen ohne Vorwiſſen des Landraths oder Magiftrats 
ded Orts nicht aus ihrer Heimath; und ohne Vorwiſſen der Regierung 
nicht aus der Provinz ſich entfernen; widrigenfalls, und wenn fie nicht 
von ihren Eltern oder Verwandten geftellt, oder nachgemwiefen werden, da= 
raus die rechtliche Bermuthung wider fie entfteht, daß fie, um dem Kriegs: 
dienfte zu entgehen, aus dem Yande gegangen find.) 
und des Eit. 20 daf. $. 469 — 471: 
EDas Bermögen folder letztgedachten Militatrpflichtigen foll zum Bor: 
theile des Fiskus Ponfiszirt, und dazu auch dasjenige gerechnet werden, was 
ihm nad) feinem Austritte an Erbfdaften, Bermächtniffen, Gefhenfen oder 
Font zufällt: Wer folhen Perfonen Schufden bezahlt, Gelder oder andere 
Sachen zuſchickt, oder ihnen fonft etwas zumendet, wird dadurch von feiner 
etwanigen Verbindlichfeit gegen den Fiskus nicht befreit, und muß auch 
den Betrag ded Zugewandten ald Strafe erlegen.“) 
befannt gemacht und ermahnt, zur Genügung ihrer Militairpflicht 
zur gefeßlichen Zeit, welche genau zu beitimmen, zurückzukehren, wi- 
drigenfall8 gegen fie nach dieſen gefeßlichen Vorfchriften verfahren 
werde. Sie werden ferner ermahnt, von ihrem Aufenthalte ihren 
Eltern oder Vormündern von Zeit zu Zeit Nachricht zu geben, und 
ed wird ihnen durch Handfchlag das Verfprechen abgenommen, bie 
fen Verpflichtungen zu genügen. Hierüber wird ein Protofol abge: 
halten, von beiden Theilen unterfchrieben, und unter Yeifügung def; 
ſelben der Paß nachgefucht, infofern er nicht von der Ortspolizeibe⸗ 
börde ſelbſt ausgefertigt wird. 

Bo aber befondere Umftände e8 wahrfcheinkich machen, daß der 
Papfucher die Abficht hat, fich mit Hülfe des Paſſes der Militair⸗ 
pflicht zu entziehen, da kann volftändige Kautionsleiftung gefordert 
werden. M. Reffr. vom 15. Dftbr. 1818 und 3. April 1818. 


62. Aufenthalts» und Wohnfip- Veränderungen innerhalb den 
Provinzen des Staats find unbefchräuft. M. R. v. 15. Dfton 1816 $ 1. 


63. Wanderpäffe oder Wanderbücher für noch militairpflichtige 
Handwerfägefellen, fobald fie das 20. ‚in Weftfalen das 21.) Jahr 
erreicht, (Calfo das 19. [refp. 20.] zurücgelegt) haben, dürfen in den 
Faͤllen allein ertheilt werden, wo aus den Umftänden hervorgeht, 
daß das Wandern wirflich zur weitern gewerblichen Ausbildung bes 
abfichtigt wird, und wo das Individuum zugleich die nöthigen Geld: 
mittel hat, um während der Wanderfchaft den Lebensunterhalt noth- 
dürftig fichern zu koͤnnen. 

In diefen Fällen dürfen die Päffe aber, wenn die Wander 
‚zeit über die ——— Muſterungsperiode hinauslaͤuft — nur mit 
Genehmigung des Landraths und ded Landwehr Bat. Kommandenrs 
ausgefertigt werden, und find in dem bezeichneten Falle erſt dann 
gültig, wenn fie mit dem Viſa derfelben verfehen find. Mim ⸗ Reſkr. 
vom 16. Dezbr. 1825 und 4. Jult 1832. 
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64 Keinem beurfaubten Soldaten, Landwehrmanne, Krlegsres 
ferviften,, vereideten Trainfoldaten ze. darf ein Paß auf vier Wochen 
oder länger oder bei Neifen aufer Landes oder in entfernten Provius 
zen ertheilt reſp. für ibm nmachaefucht werden, bevor nicht die Bes 
fheinigung über gefchehene mündliche oder fehriftliche Meldung. beim 
Bezirfsfeldwebel, (der in ‚Feiner Art Aufentbaltsveränderungen ers 
fhweren darf,) beigebracht ift. Diefe Meldung Fann auch bei der Ortds 
behörde gefcheben, welche die erhaltenen Meldungen am legten Tage 
des Monats dem Bezirksfeldwebel mitzutbeilen hat. 

Für die Periode der großen Landwehrübung iſt Me Zufimmung 
der Militairvorgefegten erforderlich, welche nur dann verſagt werden 
kann, wenn nah dem regelmäßigen WWechfel der Einberufung der 
Landwehrmann au der Hebung Ebeil nehmen muß, Grfordern aber 
in einzelnen Faͤllen befondere Verhältuiffe die Bewilliguug diefer Neifes 
erlaubniß, alfo eine Dispenfation von der Uebung, dann bat fich die 
betreffende Zivilbehörde mit der Betr. Militairbehörde deshälb zu einis 
gem M. M vom 4. Mai 1826 und Bef. des K. Gen.» Kommand. und Ober: 
Präf. in Weftfalen vom 4. San. 18530. | 

Die zur Superreviſion beftimmten Leute und diejenigen, welche 
wenn auch zum 4. oder 5. Male vor der Erfabbebörde erfcheinen 
müffen, dürfen nur PWäffe für Die Dauer bis zum Geftellungdtermine 
erhälten. R. d. Reg. zu Münfter vom 2. Novbr. 1838, 


‚(Verfahren ge- 65. Die Zurücweifung der arbeitsloſen Hands 
gen bettelnde werksgeſellen foll ihrer ganzen Strenge nach blos gegen 
wen ins arbeitsfchene uud ohne Subfifteugmittel umherſchweifende 
Handwerksge- Gelellen, durch welche die öffentliche Sicherheit geführs 
sellen.) ‚ det erfcheint, in Ausübung gebracht werden, ‚Nach den 

individuellen Verhäftniffen und den vorkommenden Um⸗ 
ftänden und wenn Fein Nachtbeil für die öffentliche Sicherheit zu bes 
forgen,- kaun die weitere Neife eines ſolchen Haudwerksgeſelleu, auch 
wenn er über vier Wochen ohne Arbeit gewefen, geſtattet werden. 

Mı Reſkr. vom 27. Jan. 1824. 

| Zwiſchen bertelnden Handwerfsburfchen. uud- andern Bettleru Tann 

Fein Unterfchted gemacht werden. M R. vom 8. Novbr. 1850. 

Ohne Nüdficht darauf, ob eine fonftige Beſtrafung Statt findet 
oder nicht, fol der bettelnde wandernde Handwerksburſche, wenn er 
Ausländer, über die Grenze, font mittelit Neiferoute an den Ort 
der Austellung des Wanderpaffes zurücdgewiefen werden, wohin auch 
der abzunchmende Paß zu fenden. Regulativ vom 24. April 1833. $. 8 c. 

Iſt dieſer nicht zugleich die Heimath, dann wird er demnächſt 
in letztere zurücgemwiefen. In Anſehung der durch Zurüdweifung 
entftebenden unvermeidlichen Koften wird nach den allgemeinen, bei Bas 
gabunden ze, anzuwendenden Grundfügen verfahren. M. R. vom 23. 
Juni 1835. 

Die hergebrachte Pflicht zur Verabreichung eines |. g. Geſchenks 


an wandernde Handwerkögefellen ift aufgehoben. M. R. v. 30. Septb. 
1835. 
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(Desgl. gegen 66. Auf Fräßige Handwerkögefellen muß die Por 
a lizeibehörde bei Ausitellung und Viſiren der Päfle be- 
—— ſonders achten, allenfalls fie Arztlich viſitiren laſſen. Solche 

ausländiſche Geſellen find, wenn fie voch nicht 6 Mei— 
Ion ins Land eingewanudert find, über die Grenze, über welche fie 
gefommen, oder, wenn ihre ansländifde Hrimath näher ift, in dieſe 
mittelt Transports zurüczufenden. Sind fie jedoch weiter ins Laud 
gekommen, dann müfjen fie wie jeder andere Frank gewordene Gefelle 
da erſt Furirt werden, wo fie mit der Krankheit behaftet gefunden 
worden, vor Ertbeilung von Eingangspäffen oder vor dem Vifiren 
der Neifepäfle oder Wanderbücher iſt hierauf zu achten. Min. - Reffr. 
v. 14. Suli 1818, 15. Juni u. 44. Aug. 1819, 28. April 1820, 28. Oft. 
1828 u. 18. Aug. 1829. 


Die Unterfuchung des Gefundheitszuftandes der Handwerksgeſel⸗ 
len liegt nicht ausfchließlich dem Kreisphofifus ob, fondern es ift hiers 
zu uud namentlich zur Unterfuchung äußerer Krankheiten, beſonders 
der einwandernden, Frägigen Feige dr auch der Kreischi⸗ 
rurgus, weun er am Orte befindlich, verpflichtet. M, R. vom 19. 
Eeptenb. 1851. 


(Kur- ete. Kos- Wegen der Kur⸗ und Verpflegungsfoften Franf- 
ten kranker gewordener Gefellen, er ftehe bereitd im Arbeit oder 


eg nicht, fiehe Zit. VI. Kap. 41. $. 59. gg. 


(Verfahren ge- 67. Diejenigen ausländifchen Kreifnechte, aus 
gen in- u.aus- deren Näflen fich ergiebt, daß fie dad Wandern nur 
us Frei ais Gelegenheit zum Herumgiehen gebrauchen, follen 
gar nicht über die Grenze gelaffen, und auf jeden 
Fall die Familien folcher Freifnechte, die nicht nachweifen, daß fie 
bereitd ein fired Unterfommen im Lande haben, zurüdgewiejen wers 
den. Siehe auch $. 48. Min, Refkr, vom 27. Mai 1817. | 


(Beschränkte 48. Zu Reiferouten find befondere Formulare gedrudt. 
Pässe, Zwangs- Sie werden in den $. 7. gedachten Fällen als be 
—— Reise· ſchraͤukte Paͤſſe bei Verdächtigen, wenu fie den Zweck 
De der Neife glaubhaft nachweifen, und auch bei folchen 
Bagabunden und Individuen gebraucht, Denen Ortds und andere 
Verbättuiffe wegen, durch folhe Paͤſſe, mit eben der SichherLeit die 
Richtung nach einem beftimmten Orte, als dur Anordnung des 
Transports dahin gegeben werden Tann. 


Solche Neiferouten werden immer nur auf die nothtwendige 
Dauer ausgeftellt, find als Päſſe zu achten, deren Zubaber aber 
der befondern polizeilichen Aufmerffamkeit empfohlen. Ohne Erlaußs 
niß der Königl. Regierung dürfen fie nicht gegen gewöhnliche Päffe 
zen. werden. M. R. vom 3. Dftober 1818 Art. IV. und vom 18. 
Aug. 1324. 
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Diefe Art Paͤſſe koͤnnen ohne Unterfchied, ob fle für dad Ins 
fand oder Ausland ertheilt werden, von der Orts⸗Polizeibehoͤrde 
vollzogen werden. M. R. vom 6. Novbr. 1824. 

Die Behörde des Orts, wohin die Reiſeroute lautet, ift von 
der Ausftelung derfelben zu benachrichtigen. 


Das etwa begangene Vergehen des Inhabers darf nicht im 
Zwangspaſſe —* werdeu. Die Polizeibehörde des Beſtimmungs⸗ 
orts ijt aber Davon in Kenntniß zu ſetzen. M. R. vom 9. April 1828. 


‚(Eremde Markt. 69. Fremde Marktfchreier, Kammerjäget ‚ Mufifs 
schreier, Kam- macher, — nicht folche Mufifanten, die mit Gewerbs 
merjöger etc) scheinen verfehen find, und ihr Gewerbe als Kunft 

betrieben — Olitaͤtenhaͤndler, Hanfirer mit fremden Medifamenten, 

Scheerenfchleifer, Marionettenfpieler, Juden die mit‘ Kälbermagen, 

hebräffchen Büchern 20. handeln und andere in diefer Klaſſe gehörigen 

Perfonen follen nicht über die Grenze gelaffen, eventuell fogleich wies 

der hinausgewieſen werden, 

Der die Päſſe derſelben zum Eingang oder zum Aufenthalt im 

Lande vifirt, wird jedesmal nachdrüdlich beftraft, M. R. v. 31. Zuli 


und 42. Sevtb. 4817, 19. Januar. 4822. Siehe auh Haufir-Regulativ v. 
28. April 1824, $. 18. öde ©. As) Sebe auch D — 


(Personen, die 70. Den, in Rüuckſicht auf die Freiheit zu reifen, 

ner Eee von andern abhängigen, Individuen tft der Paß nicht 

der Genchmj. Mders , ald nach vorgängiger Beſcheinigung der Ges 

gung einesAn- nehmigung desjenigen, von dem fie abhängen oder der 

dern bedürfen) — Aufhebung dieſes abhängigen Verhaltuiſſes zu 
ertheilen. 

Dahiu gehören infonderheit geringere Königliche Offizianten, uu⸗ 
ter väterlicher oder vormundſchaftlicher Gewalt ftehende Minderjähs 
tige, gemeine Soldaten, Dienftboten und dergl. 

Diejenigen , die notoriih im gerichtlicher Unterfuchung , und 
Fremde, welche am Orte der Papbehörde in bedeutenden Schuld« 
prozeſſen ftehen, müffen, infofern legtere nicht völlig befannte und 
fibere Perfonen find, bei Rachfuchung eines Paſſes das Zeuguiß 
des Gerihtd, daß von feiner Seite ihrer Reife nichtd entgegenftebe, 
fo wie diejenigen, die zur Ausübung eines, eine Konzeffion erforderu⸗ 
den, Gewerbed reifen, die Komeffon beibringen. Paß ⸗Inſtr. $. 17, 


(Pässe für Stu 71. Akademiſche Matrifel der Studenten vertreten 
dirende.) nicht die Stelle der Päfle. M, R. vom 28. Mai 1898. 

Srlaubnißichelne, vom Neftor und dem Univerfitätsrichter ausge 
ftellt, vom egierungsbevollmächtigten genehmigt, eine vollitändige 
Perſonbeſchreibung und die eigenhändige Namensunterfchrift des recht: 
mäßigen Inhabers enthaltend, find für die Studirende auf inländische 
Univerftäten bei Reifen im Inlande gültige Neife- Dokumente, auch 
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beim Abgange von der Univerfität in die Heimath, nicht aber zu Nei⸗ 
‚fen ind Ausland, M. R. vom 3. Juli und 44. Dejemb. 1833. 

Von der Univerfität abgehende Studenten dürfen Feine Aniverfis 
titös Stadt berühren, ohme daß folches, wenn die Stadt auf geradem 
Poſtwege nach der Heimath Liegt, im dem Erlaubuißſcheine bemerkt 
ift, oder ohne daß, wenn der gerade Poftweg nicht über eine Univers 
fitatsftadt führt, befondere minifteriele Erlaubnif beigebracht if. 
M. R. vom 10. Mai 1854. 

Reifepäffe ind Ausland dürfen den Studenten son den dazn bes 
> rechtigten Polizeibehörden nach Umſtänden und auf den Grund bed 
Erlaubnißſcheins, deffen im Paſſe Erwähnung geſchehen und von der 
Papertpeilenden Behörde zurückbehalten werden muß, ausgefertigt 
werden. M. R. vom 3. Juli 1833 und vom 25. Dejbr. 1834. 


Reifegefuche der Studirenden nach andern Univerfitäten aber, ohne 
Unterfchied, muͤſſen durch den Regierungss Bevollmächtigten direkt 


den Polizeimunifterium eingereicht, und von Diefem erledigt werden. 
Allerh. K. DO. vom 26. Novbr. 1834. 


Studirende, welche an geheimen Verbindungen Theil genommen, 
oder diefer Theilnahme verdächtig find, erhalten von. der Univerfitäts- 
bebörde nur beichränfte Neiferouten nud nur nach ihrer Deimath, mit 
Vermeidung aller Univerfitätsorte. M. R. vom 3. 1. 29. Jan. 1854, 


Studirende, welche ſich ohne Erlaubnißfchein bei Reifen innerhalb 
Landes, und ohne vorfchriftsmäßigen Ausgangspaß bei Neifen nach 
dem Auslande betreffen Taffen, find von der Polizeibehörde mittelft 


EEE nach dem Univerfitätsorte, wo fie ſtudiren, zurüczuweifen, 
a. d. V. 


Ausländer, welche auf auswärtigen Univerfitäten ſtudirt haben, 
koͤnnen in die bdieffeitigen Staaten nur eingelaffen werden, wenn fle 
mit einem dieffeitigen Minifterialvaffe, oder ihre auswärtigen Päffe 
mit Dem Viſa der betreffenden Könige. Preuß. Gefandtichaft verfehen 
find. — Ohnue folche Begitimation und ohne minifterielle Genehmis 
gung ift die Weiterreife nicht zu geftattenz; reifen fle nicht fofort zu⸗ 
rück, dann iſt das. Vernehmungsprotofoft über den Zweck der Reife 
dem Königl. Pol, = Minifterium unmittelbar fchleunigft einzufenden. 


M. R. vom 3. Januar 4834, Publ, des KR Oberpräß von Weftfalen vom 16. 
Januar 4854. | 


(Pässe für Ge m. | 
— 72. Siehe S. 47. 


Abſchn. 4 Vom Berfahren bei Ertheilung der Päffe. 


b . 73. Jeder, der einen Paß zu erhalten wünfcht 
a —— muß ihn entweder bei der, zur Grtheilung des in 

grage ftehenden Paſſes berechtigten, Behörde oder 
bei der Polizei» Obrigkeit feines Wohnorts verfönlich nachfuchen; nur 
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die, bei jener oder diefer Behörde hinreichend Tegitimirten und bes 
kaunten, unverdächtigen Perfonen, befonderd aus höberen Ständen, 
find von diefer perfönlichen Erſcheinung befreit, und koͤnnen den Paß 
fehriftlich oder durch einen glaubwürdigen Bevollmächtigten nachfus 
„hen, mäfjen jedoch alsdann ihr Signalement, in fo weit es für fie 
nothwendig ift ($. 3. u. 4 der Paß-Inſtr.), nebſt der Angabe des 
Reiſezwecks, der Neiferoute u. f. w., einfenden, 
Wenn das Pafßgefuch nicht bei der paßertheilenden, fondern bei 
der Polizeibehörde des Wohnorts zur weitern Beförderung an jene, 
angebracht wird; fo muß Diefelbe das Signalement und die übrigen 
Erforderniffe des Paſſes fo erfchöpfend aufnehmen und der paßertheis 
Senden. Behörde mittheilen, daß Diefe den Paß ausfertigen Taffeu kann; 
hierbei begangene offenbare Nachläffigkeiten. find nicht allein durch 
Ordnungsſtrafe, fondern auch Durch Die, dem Neifenden aus eigenen 
Mitteln zu leiftende, Eutjchädigung wegen der Koften des verzögerten 
Aufenthalts zu ahnden. Yaß-Inftr. $. 18. 
Auf folgender Seite befindliches Schema dürfte dieferhalb anzu⸗ 
wenden fein. 


Ortöpolizei-Behörden koͤnnen (nach $. 75.) ihre Anträge auf Ers 
theifung von Miniſterial⸗Päſſen zu Reifen nach Italien oder andern 
Ländern direft einfenden. M. R. vom 44, Juni 1858. (v. K. A. ©. 191.) 


2. Legitimation 74. Die Polizeibehörden dürfen fchlechterdings nur 
des Passnch- göffig Tegitimirten Perfonen Päfle ertheilen oder dieſel⸗ 
— ben für ſie nachſuchen. 

Bei denjenigen, die der Polizeibehoͤrde als unbeſcholtene und uns 
verdächtige Perſouen befannt find, befouders bei befannten Orts⸗Ein⸗ 
wohnern und den, ſchon durch ihre Verhältniffe von jedem Verdacht 
eutfernten, Perfonen höhern Etandes ift eine befondere Legitimation 
gewöhnlich gar nicht möthig, dagegen aber bei unbefannten Paßneh—⸗ 
mern, befonderd aud den, der Öffentlichen Sicherheit gefährlichern 
Ständen und Gewerbe, deſto dringender nothwendig und defto jreus 
ger und unerläßlich zu erfordern und zu führen. 

Ä Die, die Polizei verwaltenden, Behörden find hiefuͤr ſtrenge vers 
antwortlich und trifft die VBerantwortlichfeit bei Paß⸗Geſuchen durch 
eine andere Behörde, diejenige, welche das Paß⸗-Geſuch aufgenom⸗ 
men und gur eigentlichen —— zur Gewährung befördert hat. 
Einem der PolizeisBehörde unbekannten, Papfuchenden darf daher der 
Paß fehlechterdings nicht anders erthjeilt werden, ald nachdem er ſich 
vorher als unverdächtig und unbefcholten völlig ausgewieſen hat. 

Diefer Ausweis kann geführt werden: | 
2 durch einen ältern Pap, über deffen Volftändigfeit, Zureichends . 

heit und Nichtigkeit, fo wie über die Sdentität des Pap-Iuhabers 

Peine Zweifel obwalten, 

2) durch andere völlig glaubwwürdige und beiveifende Urkunden oder 

Papiere oder 


! 


Schema zu dem $. 73. ged. Attefte 


Signalement. 





Religion 


Geburtszeit Jahr Tag Mon. 7 


Größe Fuß Zoll, 
Haur 

Stirn 
Augenbraunen 
Augen 

Naſe 

Mund 

Bart 

Zähne 

Kinn 

Geſicht 
Geſichtsfarbe 
Statur 


Beſondere Kennzeichen. 


Unterſchrift de Paßſucher 


zahlungsfähig 


nah I a 


Atte ſt. 


- Egegegenwärtig in N. 


der Paß⸗ 
nah 4 b | SInftruftion. 


! Der nebenftehend fignafifitte N. N. 
(Namen und Bornamen.) 


aus | N. — 


gebürtig 
I zu N. ) 


wohnhaft und] - 
ſich 


z aufhaltend,, wuͤnſcht zu einer Neife 
mit (feiner Ehe 


z from oder fonftige Angehörige) über 
8%. 9% 2 ( oute) nah U. 
B im der — 

um weck) 
einen Reiſe⸗ Paß auf Dionat 
7 Wander⸗ Jahr 


zu erhalten. 


J.Da derſelbe durch (perſoöuliche Be 
Jkanntſchaft, oder durch Geſtellung des 
T hier anfäfiigen, nebenjtehend mit unter: 
fchriebenen Bürgerd N. zum Zeugniffe 
ger Nichtigkeit feiner Angaben und 
Uebernahme der Bürgichaft für ihm) 
E als ganz unverdächtig legitimiert, auch 
Thiufichtlich feiner Militairverbältuiffe, 
Tldurcdy Vorlegung eined Eutlaſſungs-J 
Attefted oder — durch Nachweis de 
gefchebenen Meldung beim Bezirks⸗Feld— 
webel 20.) und in Anfehung feiner fons 
& ftigen Verhaͤltniſſe nach (Vorzeigung 
des ibm ertheilten Urlaubs feiner vor— 
I gefebten Behörde, oder — nach Bei— 
Fbringung der Genehmigung feines Vor⸗ 
Z mundes) zu einer rg Entfer- 
nung befugt ift, endlich aber, (bei Ger 
werbsgehülfen) er den im Regulati 
Tvom 24. April 1833 vorgeſchriebenen 
EVBedingungen genügt hat, fo ſteht die— 


Behufs Erwirfung eines (Aus: 7 fer Neife von Polizei wegen nichtd ent: 


gangs) Paſſes. 


— — 


Gratis, vorbehaltlich der für den 
Paß zu entrichtenden Stempel 


und Gebühren. 


(u Oſterm. Verw. 1.) 


+ gegen, wie hiermit Behufs Extrahirung 
des Paſſes atteftirt wird. 


% 


den fen 183 


are ee 


Der Magiftrat. 
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3) — die Anerkennung und das Zeuguiß glaubwürdiger Pers 
onen, | 


Die über die Legitimation entftandenen Zweifel müflen vor Ers 
theilung des Paſſes befeitigt werden: die genaue Vergleichung des 
Signalements mit dem Papführer, die Unterfuchung, ob der frühere 
Paß unverändert und gehörig vifirt ift, die ran ‚ ob die Viſa 
und die Neife-Route dem vorgegebenen Zwed der Seife entipricht, 
ob letztere dem Reifenden hinreichende Mittel des Unterhalts gewäh⸗ 
sen kann, ob der Reiſende zu dem Stand oder Gewerbe gehört, zu 
welchem zu gehören er vorgibt und die, deshalb zweckmäßig zu mas 
enden, Fragen und, allenfalls mit Zuziehung von Gewerbs⸗Ver⸗ 
ſtaͤndigen, anzuftelenden Handwerksproben, nähere Fragen über die 
Linder und Derter, in welchen und durch welche der Neifende gebos 
reır oder gereifet fein will, und über die näheren Verhältniffe des, 
von ihm angegebenen, Lebenslaufs, werden hierbei gewöhnlich zu eis 
nem näheren Refultate führen. 

Eine befondere Aufmerkſamkeit erfordern fremde Deferteurg, 
fremde Iuden, fo wie Handwerfögefellen, Dienftboten und Zagelöh- 
ner, die feit längerer Zeit außer Arbeit oder Dienft gewejen und 
berumftreifen, und andere Fußreiſende geringeren Standes; fremde 
Soldaten und entlaffene Dienftboten find durch bloße Abfchiede keines⸗ 
weges hinreichend legitimirt, im Dienft aunoch ſtehende Dienftboten 
hingegen dafür zu halten, wenn ihre waverdächtige Derrfchaft fie für 
ihr Sefinde ausgiebt und anerkennt. 

Ueber die Legitimation muß, wenn darüber irgend ein Zweifel 
obwaltet, ein Protokoll aufgenommen und, bei entitandenem Bedens 
fen, die Steckbriefs⸗Koutrolle zur Haud een und genau bes 
rückſichtigt, dabei aber nicht bloß auf die Namen, fondern ganz vor⸗ 
züglich auf das Signalement der ftebrieflic verfolgten Individuen 

eben und daffelbe mit einem verdächtig erfcheinenden Papfucher fehr 
aufmerkfam verglichen werden. Paß⸗Inſtr $. 19. 

Bei Fußreifenden geringen Standes in benachbarte Länder fol 
der Reifezwed vor Ertheilung des Paſſes gehörig nachgewieſen 
werden. M. R. vom 12. Zuli 1822. 


5. Atteste der 75. Das PolizeisMinifterium und die Königl. Res 

—— gierungen werden amtsſäßigen Perſonen in der Regel, 

* und Falle dringender Eile abgerechnet, nur entweder 

auf das Zeugniß der Poligeis Obrigkeit des Wohnorts des Papfus 

her, daß dem Gefuche in Lofalspolizeilicher Hinficht nichts ent» 

—— oder auf deren Bericht (6. 18.), Paͤſſe ertheilen. Paß— 
. 5. 20. 


4. Aushändi- 76. Nach berichtigtem Legitimationspunft ift der 
gung des Maß auszufertigen. 

ee Iſt er durch die Wohnortd-Polizei-Behörde nach⸗ 

geſucht; fo wird er am diefelbe zur Aushändigung au den Impetran⸗ 
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ten, nach vorgaͤngiger deſſen Namens⸗Unterſchrift, Aberfandt. Die 
Ortsbehoͤrde hat dann die Unterſchrift zu beglaubigen. Paß-Inſtr. 5. 21. 


B. Passjournal. 77. Sede PolizeisBehörde muß über die, von ihr 
ertheilten, Päſſe ein eigenes Paß-Journal nah dem 

mitgetheilten Formulare führen, und zwar ein dreifaches, für Eins 

gangs⸗, Ausgangs und für Päffe zu Reifen im Innern. 

Da dies Zournal die Stelle des Duplikats des Paſſes vertritt, 
fo muß. e8 alle Materialien und die Nummern deſſelben, fo wie die 
Angabe der, für den Paß gezahlten, Gebühren enthalten und in der, 
dazu beſtimmten, Rubrik vom Paß-Empfänger mit feiner eigenhändi⸗ 
gen Namend-Unterfchrift verfehen werden, 

Die Päſſe müfjen ohne Unterfchied, alfo auch für Schnellpoſt⸗ 
Neifende, in der chronologifchen Folge, worin fie ausgegeben worden 
in das Journal, und zwar jede Der oben angeführten drei Gattuns 

en derfelben in das für fie bejtimmte Journal, eingetragen und das 
ournal mit dem Ablaufe eines jeden Jahres abgefchlofien werden. 
Daf. $. 22., und M. R. vom 9. Januar 1851. 


Druckkosten Die Drudkoften der Päffe, Journale und Regi⸗ 
„desselben. ter follen zuvörderft aus dem Paßgebühren- Fonds bes 
ffritten, und der Ueberfchuß zu Remunerationen verwendet werde. 
Mi R. vom 5. Auguft 1825. , 


6. Verlängrung 78 Wenn gleich ein noch gültiger Paß prolons 
der Pässe.) girt werden kann; fo it Doch zu dieſer Verlängerung, 
mit Ausnahme der $. 11. unter I. und II. gedachten Fälle, nur eine 
PolizeisBehörde und zwar zur Prolongation der Ein und Ausgaugs⸗ 
Päſſe nur eine, zu deren Ertbeilung berechtigte, Behörde ($. 13.), 
befugt. Es muß jedoch hierbei mit Worficht und befonderd in Bes 
ziehung auf nicht genau bekannte Perfonen, Die über den Zweck der 
Pap-Verlängerung ſich nicht vollitändig. ausweifen koͤnnen, nach den, 
für die Legitimation bei der Paßertheilung $. 74. vorgefchriebenen, 
Grundfägen verfahren und in Anfehung der, $. 70. gedachten, Pers 
fonen die, dort bemerfte, Genehmigung auch zur Prolongation erfor 
dert und beigebracht werden. 

Wenn die Paßertheilende Behörde ausdruͤcklich bemerkt hat, daß 
der Paß nach deſſen Ablauf wicht verlängert werden ſoll; fo iſt ohne 
vorgängige Rückſprache mit ihr nur eine, ibr vorgefegte, Behörde zur 
Prolongation berechtigt. Dorfd-Schulzen dürfen in Feinem alle 
Paſſe prolongiren. Paß⸗Inſtr. $. 25. 

Päffe dürfen noch ſechs Wochen von dem Tage ded Ablaufs 
derfelben ab, nach diefer Zeit aber nicht mehr prolongirt werden. 

Die Prolougation der Päffe zu Neifen im Innern darf in der 
Negel nur von den diefelbe ausgeſtellt habenden Behörden 
erfolgen; die Kgl. Regierungen find jedoch von dieſer fpeziellen Ber 
Rünmung ausgeſchloſſen. —J — 
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O rts ⸗Polizei⸗Behoͤrden dürfen folche Paͤſſe Behufs direfter Rüͤck⸗ 
reiſe nach den Ausſtellungs⸗Orten profongiren. 

Zur Verlängerung von Eins uud a vor oder 
nach abgelaufener fechbswöchentlicher Friſt, find nur zur Ertheilung 
ſolcher Paͤſſe Berechtigten, unter forgfaltiger Beruüͤckſichtigung der po⸗ 
lizeilichen Legitimation befugt. M. R. vom 27. Auguit 1897. 

Daß abgelaufene Päfle, wenn fie nicht prolongirt find, nicht zur 
Weiterreife vifirt werden dürfen, folgt von felbit. 


7. Abgelaufene 79. Abgelaufene Paͤſſe find ungültig und müfien 
Pässe. unverdächtigen Reiſeuden, auf deren Verlangen, mit 
dem neuen Paſſe zurücgegeben werden; allein es ift zur Vermeidung 
ded Uebelſtandes eines doppelten Paſſes im neuen Paſſe die Nüdgabe 
des alten, fo wie auf Dem legtern zu beinerfen, daß derfelbe feine 
Gültigkeit verloren habe, und uuter welchem Datum und auf wel 
en Zeitraum ein neuer Paß ertheilt worden. 

Wenn bei nicht völlig befannten Perjonen der, son ihnen mit> 
gebrachte, Paß über deſſen Inhaber und feine bisherigen Neifen uud 
übrigen Verhältniffe und zu deren Weberficht und Beurtheilung beis 
tragen kann, und erheblich iſt; fo kann die Polizeis Behörde, welche 
ihm einen neuen Paß ertheilt, um die übrigen Polizeis Behörden in. 
den Stand zu feßen, die Verhältniffe des Papführers zu überjeben, 
dem neuen Paß den alten in der $. 4. gedachten, Art anbeften, wels 
ches allemal unter dem neuen Paſſe vermerkt werdenemuß. 


Aeltere Päffe, welche der Paß- Inhaber nicht zurüd verlangt‘ 
oder ihm nicht — worden, müſſen nicht zerriſſen, ſoundern 
—— ar A ha ewahrt Werden. Paß-Inſtr. $. 24: und M. 

Unter Beobachtung obiger Vorſichtsmaaßregeln, follen Legitimas 
tionsurfunden fremder Reifenden, Diefen bei Ertheilung neuer Päffe, 
in der Regel, wenn nicht befondere Bedenken obwalten, zurücgegeben 
werden. M. R, vom 1. Dezember 1835. (v. K. A. ©. 196.) 


6. Verfahren in 80. Wenn der Paß-Qubaber feinen Pag verloren 
— — bat, fo kann demfelben bei gehöriger Legitimation (F. 74.) 
rer Aaese⸗ von einer, zu Päflen der Art berechtigten, Behörde 

zwar ein neuer Paß ertbeilt werden, der verlorne Paß muß jedoch 
auf feine Koften durch das Amtsblatt des Negierungs-Departements, 
in welchem der Paß verloren ift, uud, nach Umſtänden, auch einiger 
anderer Regierungd-Bezirfe durch die Polizeis-Behörde, welche den 
neuen Paß ertheilt, mortifizivt werden; diefelbe hat überdem die Bes 
börde, welche den, verloruen Paß ausgeftellt hat, hievon zu benach⸗ 
richtigen. : 

Hei nicht völlig Tegitimirten Neifenden ift indeffen der behaup⸗ 
tete Verluſt durch Grfundigung Bei der Behörde, bei welcher der 
Paß zulegt produziert worden, oder auf andere zuverläßige Art zus 
vörderft auszumitteln, | 
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Der neue Paß muß unter der laufenden Nummer des Paß—⸗ 
Kournals der ausftellenden Behörde ausgefertigt werden uud die Bes 
merfung, daß er wegen ded Berluftes eines andern Paſſes ertheilt 


ſei, fo wie die moͤglichſt genaue Bezeichnung des letztern enthalten. 


* 


Ueber die verlornen und im Inlande und ſo weit bekannt, auch 
im Ausdlande, für ungültig erklaͤrten, Päͤſſe und audere Legitimations⸗ 
Dokumente müfjen bei den Polizeis Behörden eigene Verzeichniffe ges 
halten und in den Fremden⸗Buͤreaus und Papß-Erpeditionen aushans 
gen und möglichft berücfichtigt werden. ($. 100.) Paß-Inſtr. 8. 25. - 

Zur Genügung diefer Verordnung haben die Polizei-Behörden 
bei der Angabe von einem verlorneu Paffe Folgendes zu beachten: 

1) Die Bekauntmachung wegen eines verlornen Paſſes darf nicht 

eher erlaffen werden, bis ausgemittelt ift, daß der Neifende wirk⸗ 
lich im Beſitze eined Paſſes gewefen if. Sie kommt derjenigen 
Behörde zu, welche den neuen Paß ertheilt hat. 

2) Bon diefer Behörde ift jene Befanntmachung unmittelbar an bie 
Redaktion des öffentlichen Anzeigerd zur Aufnahme im dieſes 
Blatt zu überienden, auch der Betrag der Iuiertiousfoften zu 
berichtigen, welche demjenigen, der den Paß verloren hat, zur 
Laſt fallen. 
Auf Niederfchlagung diefer Koften kaun nur derjenige Anſpruch 
machen, der’nicht allein feine Armut, fondern auch die Abwes 
fenheit eigener Schuld bei dem Verluſt des Paffes nachzuweifen 
vermag. 

Snötefondere ift dieferhalb mit — gegen die wandern⸗ 
den Handwerksburſchen zu verfahren, welche, wenn ſie mit der 
Anzeige von dem Verluſt ihres Paſſes auftreten, meiſteus — wie 
die Erfahrung lehrt — zugeſtehen müſſen, ſolchen im Rauſch, 
oder bei Händeln auf der Herberge u. ſ. w., erlitten zu haben. 

Solche Subjekte müffen, im Fall des Unvermögend, ange 
halten werden, den Betrag der Iufertionsfoften durch ihre Ars 
beit aufzubringen. Erlauben dies die Umſtände nicht, fo darf 
ein dergleichen fahrläffiger Menſch wenigitens nicht ungeftraft 
fortgefchift werden. Die Berwahrlofung folcher Papiere, wie 
die Päffe find, von denen fo leicht zum Nachtheil der öffentlichen 
Sicherheit ein Mißbrauch gemacht werden kann, ift an dem Fahr⸗ 
läffigen, der in Feiner Art den Koftenerfag zu leiſten vermag, 
auf irgend eine Weife polizeilich zu rügen, wenn anderd dem 
überhand nehmenden fahrläffigen Gebrechen der Pa» Inhaber 
obiger Klafje entgegen gewirkt werden foll. 


4) Zu gleichem Zweck find die wandernden Handwerfsburfchen, bei 
der Ertheilung neuer Päfe, fo wie bei der Viſirung der 
Päffe, die fie bereitd haben, zu erinnern: 

folche forgfältig aufzubewahren, mit dem Bedeuten: 
daß, wenn fie diefelben verlieren follten, fie nur Koften und 
noͤthigenfalls polizeiliche Strafe zu gewärtigen haben würden. 


3 


ul 
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5) In gleicher Art iſt mit den unter allerhand Vorwänden im 
Laude berumftreifenden Handeldjuden zu verfahren, vornemlich 
wenn fie zur Klaſſe der Juden aus dem Großberzogtium Pofen 
gehören, welche nur mit befchränften Päffen reifen Dürfen, 

6) Eine Verminderung ded Mifbrauchd, der mit verlornen Päſſen 

etriceben werden kann, wenn folche in die Hände unnützer Lands 
reier, oder gar flüchtiger Verbrecher fallen, ftehet zu erwar⸗ 
ten, wenn die Gültigkeit der Päffe, womit wandernde Handwers 
Fer betheilet werden, auf möglichit Furze Zeit beſchränkt wird. 

7 Was in Abficht der Päffe der waudernden Handwerker oben bes 
merft und anempfoblen worden ift, bat faft durchaus auch auf 
ie Wanderbücher derjelben Anwendung. 

Publ. der Reg. zu Königsberg vom 26. Juni, zu Potsdam vom 25 No: 
vember-und Gumbinnen vom 18. Dezember 1821: 

Zur Defung der Anfertionsfoften wegen eines verlornen Paſſes 
ſoll zu vor 20 Sgr. erlegt werden, in fofern der verlorne Paß nicht 
gratis ertbeift iſt; in Diefem alle iſt eine Beſcheinigung beizulegen, 
unter Angabe, der Gründe, warum die Juſertion unentgeldlicy ges 
fchehen muß. Neffe. der Reg. zu Münfter vom 11. Aug. 1835. (Siehe auch 
4b u. e) s a ; 


Abichn 5. Bon Stempel- und Ausfertigungs-Geſbüh— 
ten bei Päſſen. | 
4: Stempebätze 81. a. In Anfehung der zu den Päflen erfor 
derlichen Stempel enticheidet nicht dad. Paß⸗-Edikt, 
fondern das Geſetz vom 7. März 1822 und der dazu gehörige 
Stempeltarif. G. & ©, 37, | 


A. deren An- b. 68 darf Fein Stempel zum Paffe Paffirt werden; 
wendung. jeder Reiſepaß vielmehr muß auf dem dazu bes 
\ flimmten gedruckten Formulare gefchrieben werden. 
c. Der Stempel beträgt | 
1) zu Reifepäfen in dee Regel 2»... . .. 15 Syn 
2) für. Handwerksburſchen, Dienſtboten und 
andere Perfonen ähnlich geringeren Standes 5 Sgr. 
3) zu Paͤſſen für Waarentransporte » x... 15 Bon 
4) zu Leihenpiflen : 2 22... 2 m — — 
Stempeltarif v. 7. März 1822 u Min.-Reffr, v. 17. Aug. 1828 
d. 2egitimationsfarten werden hinfichtlich ded Stempel den Paͤſſen 
gleich geachtet. Min. -Reffr. vom 30, Zuli 1822. 
e. Auch Jahrespaͤſſe, zum Verkehr mit dem nächſt angrenzenden 
Auslande, find demfelben Stempel unterworfen, M. R vom 16. , 
Septemb. 1829 


Stempelfreiheit 82. a. Paßgeſuche fiud ſtempelfrei. Stempelgeſetz 
4 vom 22. Juni 1817. $. 3. lit. f. 
und Freipässe b, Auch alle fonftige der eigentlichen Paßausfertigung 
vorhergehende Verhandlungen. Daſ. 5. 19 u. M. 
| Reſkr. vom 28. Aug. 1817. ' 


19° 
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c. deögleichen Paͤſſe für Staards und Komnmnalbeamten in Dienft 
geſchaͤften und 
A. Freipaͤſſe auf Fürſtengut, welche auf Anſuchen auswärtiger 
—— ertheilt werden. Stempeltarif (Gef. ©. 1822. ©. 83.) 
e. Kerner Päffe ganz armer Perſonen; (wozu ungejtempelte Paßs 
formufare mitgetheilt werden, deren Verwendung am Jahres—⸗ 
fehluffe mit Gründen für die Stempelfreibeit nachzuweifen. 
Reſkr. dı Reg. zu Münfter vom 29. Zuni 1836.) Sodann find ftems 
pelfrei: feiferouten für Herumtreiber, entlaffene Sträflinge ır. 
Min: Reffr, vom 9. und 27. Mai, 30. Juli und 30. Novbr. 1822. 
f. Endlich auch Heimathsſcheine für die nach Fraukreich veifenden 
Handwerker. M. R. vom 30. April 1827. 


2. Pass-Ausfer- 83. Die Papß- Ausfertigungsgebühven betragen: 
—— 1) für Aus- oder Eingangspäſſe 


bübren a. am vermögende Paßuehmer . . . 20 Sor, 
A: Erhebung b. an zwar nicht bemittelte; aber doch 
derselben. nicht uuvermögendte . : : . . 10 Sgr. 


2. Für Päffe an Juländer zu Reifen im Innern des 
Elle os un ne nenne. A So 


Außerdem werden noch 2, Sgr. Zufinuationsgekühr entrichtet, 
wenn der Paßnehmer nicht zu den Unvermögenden gehört uud ihm 
der Paß außer dem. Lokale der Polizeibehörde durch einen Polizeis 
offizianten eingehändigt wird, Gener. Paß-Inftr. vom 12. Juli 1817 .$. 27. 

Ben armen Perfonen, die den Paßſtempel nicht bezahlen Fönnen, 


werden auch Feine Gebühren erhoben. Min.-Refkr. vom 9. Mai 1822. 
(von K. A. S. 411.) 8: © ” 


- Für Ein: oder Ausgangspäffe uubemittelter reifender Handwer⸗ 
fer und dergleichen Perfonen, kaun der Gebührenfaß auf 2", Sgr. er- 
mäßigt werden, fobald fie 10 Sgr. zu entrichten nicht im Stande find. 
Min.:Reffr. vom 27. Aug. 1830 (von K. A, ©. 579.) 

Es verfteht ſich übrigens von felbft, daß von Päffen, wozu ein 
15 Sgr. Stempel verwendet werden muß oder verwendet ift, der Ges 
bührenfag nicht nach Vorftehendem ermäßigt werden darf, 


Die vom Paßnehmer berichtigten Stempels und Ausfertigungs⸗ 
gebühren müffen fowohl auf dem Paffe, als im Paßjournal fpezifizirt 
"werden. Bei Gratispäffen muß an deren Stelle bemerkt werden: 
„ſtempel- und gebührenfrei’. Gen. Paß-Inſtr. $. 28. 


B. Bestimmung Die Paßgebühren werden bei den Regierungshaupts 
. —— kaſſen verrechnet, und deshalb jährlich ſofort nach Ab⸗ 
— assgebüh- (uf des Jahrs durch die Landräthe eingefandt, Die 
Ueberſchüſſe follen nach Abzug der Drudfoften für 
Pie, Paßjournale und Negiiter zu Nemunerations- Zahlungen an 
die mit den Paßgefchäften beauftragten Büreanbeamten und an andere 
gering befoldete Subalteruen der Polizeiverwaltung verwendet wer⸗ 


den. M. R. vom 5. Aug. 1825. 


= 
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Regiernugsbeante find von der Theilnahnie darau ausgeſchloſſen, 
nicht aber Kreisſchreiber und andere landraͤthliche Gehuͤlfen, fo wie 
Mitglieder der Magifträte und Subalteruen. M. R. vom 5. San, 23. 
März 1827; 3. Febr 1829, 18. März 1830 und 31. Mai 1835: 

Da die gefteinpelten Paßformulare ftetd in Bereitichaft gehalten 
werden müſſen, fo ſind ſolche and ‘den Paßgebührenfonds vorige 
weife zu berichtigen.‘ M. R. vom 21. Dezor. 1828. 


(3. Allgemeine 84. Die Poli i⸗Behoͤrden — mit Guimpt, Bil⸗ 
Bestimmungen.) ligke it und Umſicht beurtheilen und beſtimmen, in wel⸗ 
che der obgedachten Vermoͤgeus⸗Klaſſen ‚der. Paß-Empfänger gehört. 


Wenn ein Paß für mehrere Perſoneu zuſammen ertheilt wirt) 
fo finden Doch nur einfache Stempelſätze und a a 
Einhandigungss Gebühren Statt. Das-Jnftr. 5. 2. 


Abſchu. 6. Viſirung der. Paſſe. 


(4. ——— 85. Nach dem allerhoͤchſten Paß ⸗Editt vom 22. — 
— Winde. ned ni 1817: iſt die Viſirung der Paͤſſe in. folgenden Faͤl⸗ 


müssen.) fen uothwendig. Es muͤſſen nemlich viſirt werden: 


a) Regel. 1. weil der Paß nicht von ‚eliter infändifchen Behörde 
| ertheilt twordeit, 


1) die Paſſe der am koniglichen Hofe affreditirten Gefandten 
und diplomatifchen Agenten (Paß-Edikt 65. 10, No. 5)5 ' 
2) Pälje der in den koͤnigl. — angeſtellten, fremden Kon⸗ 
ſuls (daſelbſt); — 
3) die Paͤſſe der fremden Sefandter an Auswärtigen ‚Höfen an 
. Untertbanen ihre® Staats, inſofern letztere durch die Fönigl. 
Etoaaten reifen (Paß ⸗Edikt 8. 3, Nr. 7.) | 
I. Wegen der. nothwendigen polizeilichen Greni⸗ ‚Kontrolle und zur 
Ueberſicht der, in den Staat eins oder aus. demſelben audgehens 
den Perfonen,; alle Eins und Ausgangs Paͤſſe ‚ ohne Unterſchied 
der Behoͤrden, von welchen ſie ertheilt worden, von der Polizei⸗ 
Behörde am reſp. Eins und Ausgangsorte (Paß-Edikt, $. 16.), 
umd gilt dies infonderheit auch im Anſehung ber von Militair⸗ 
Behörden ertheilten Paſſe (daſ. 8. 16.). 


in. Zum Bebuf der polizeilichen Aufmerkſambkeit auf die, P (m Ju⸗ 
nern des Staats befindlichen Reiſenden : 


0 der Paß eines jeden Ausländers, oder Inlaͤnders, bein Ein⸗ 
gaug oder Ausgang in den Staat oder aus demſelben von 
der erſten Polizei⸗Behoͤrde am * Ein⸗ and Ausgange ce⸗⸗ 
Editt $ 8 und $. 16), fo wie ) 
E23) dev Paß eines, aus dem Staate ahrellenden Auslaͤuders, PR 
der Polizei Behörde des Orts, wo er fi aufgehalten bat, 
oder wohin er gereiſet war, zur Ruͤckreiſe mr Edikt $.8); 
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3) jeder Ein⸗ md Ausgangs⸗Paß, von der Polizei⸗Behoͤrde des 
| Orts im Innern ded Staats, an welchen der Paß⸗Juhaber 
fih aufhält (Paß⸗Edikt, F. 16.5 | 

4) der Paß eined jeden paßpflüchtigen Iuländers (Paß⸗Edikt $.14), 

welcher länger als 24. Stunden an einem Orte fi aufhält 

(Gaß⸗Edikt $.16.), wogegen die, von Iuländern zur leichtes 

ren Legitimation, freiwillig. genoinmenen, Päſſe zu Neifen im 
Inlande diefer Bifa nicht bedürfen. Paß⸗Inſtr. $. 29, 


Auf diejenigen Fußreiſenden, deren Päffe und Wanderbücher nicht 
mindeftend in jeder Woche (bei furzem Aufenthalte an jedem Orte) 
von zwei berfchiedenen Polizei-Behörden vifirt find, und woraus alſo 
die ‚genommene Neiferoute und die Unverdaͤchtigkeit nicht glaubhaft 
bervorgeht, ſoll befondere, Aufmerkfamkeit gerichtet. werden. 


(Jeder vorgeleg-_ Die Polizei Behörden find ſchuldig, Die ihnen zum 
te Pass. muss Xifiren vorgelegten Päjfe Un Wanderbücher, wenn 
visirtwerden.) gleich der Inhaber mur durchreifet, in das Bifa-Jours 
nal einzutragen, Die" Paͤſſe daher zu prüfen nud zu vifiren, da diefers 
balb det Reiſenden jede mögliche: Erleichterung gewährt werden foll. 
M. R. vom 12. Juli iR 0.2: 0 9 2*8 
(VisirenderPässe: Paſſe, die auf einen beſtimmten Ort lauten, koͤn⸗ 
die zur Weiter- nen bei Unyerdächtigen ‚von der PBolizeibehörde auch 
reise dienen.) weiter oifirt werden. M. R. vom 17. Januar und 7. Mai 


(an den Grenz " Gptoohf bei dem Ausgang als bei der Rückehr 
———— in die Koͤn. Staaten muͤſſen die Viſa auf die dieſſeiti⸗— 
seninsAusland.)  Gpenzorte,geifellt werden. M. R. b. 19. Juni 1819 
‚(Pflichten sei- Jeder paßpflichtige Neifende muß an jedem Orte, 
es Gast wo er übernachtet, feinen Pa, und wenn er ein aus— 
EINS wärtiger Gewerbtreibender, auch den Gewerbefchein dem 
Gaſtwirth vorlegen, und letzterer ift verpflichtet, diefen und den Paß, 
“went die Aufenthaltsfrift des Neifenden es geftattet, an die Ortspo⸗ 
Iizeibehörde, Teßteren zur Viſirung zu befördern, oder falls dies nicht 
‚angeht, die Rubriken des Fremdenbuchs nach dem Inhalte des 
Daffes auszufüllen. - Er | 


DSierauf müffen bie Gaſtwirthe unter Strafandrohung angewie⸗ 
fen werden, M. R. vom 13. Dftob, 1830. 


„TDede durch nothwendige Nückfichten der Fremdenbeauffichtigung 
nicht gebotene Beläftigung der Neifenden ift zu vermeiden. M. R. v. 

7. Oftober. 1834. Siehe übrigens Aufftcht auf Gaſt⸗ und Schenkwirthſchaften 
. . 8 2. und An⸗ und Abmelden der Fremden ſeitens der Eingeſeſſenen 


(Visiren d.Pässe : G8 find Ortfchaften an det Grenzen. beftimmt und 


nn ee durch die Amtslätter bekannt gemacht, wo die Päffe 


Grenzstationen,) Der, einfhließlich der. mit Extras oder Schuellpoft ins 
Zr Land Kommenden viſirt werden müffen. Din. : Reftr, v. 
11. Novb. 1850, und 9. amd... 


! + JIur 
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Soffte der Paß an: einen dieſer Grenzorte nicht vifirt fein; und 
dies von der Polizeibehörden im Laude bemerkt. werden: dann ſind dieſe 
verbunden, iuſofern ihnen wicht die Unverdächtigkeit dee Neifenden bekannt 
iſt, deſſen Pap, unter Anführung der näheren Umftände z. Bi der Ucbers 
—— des Signalements mit dem Juhaber ꝛc. a die Paũbe⸗ 
hörde des Grenz Viſaortes anf :der Straße, wo der Neifende ins Laud 
gekommen it, zu fenden. — A — ——— — — 

So fange: bis bie Antwort von den. Bifa-Sfationen eiutrifft, 
müſſen die Reiſenden an dem Orte, wo ihre Päffe zuerſt zur Viſirung 
praͤſeutirt worden, verbleiben; der Juhalt der Autwort wird ergeben, 
ob dieſelben weiter reifen, oder an die Viſaͤſtationen zu ſiſtiven/ oder 
aus dem Lande zurüczuweifet find. £ nr 

Die Befolgung diefer Vorfchrift iſt um fo mehr erforderfich, ats 
Fälle eintreten Fönuen, wo den Grembehörden befondere Juſtruktis— 
nen ertheilt werden, welche für Die Paßbehörden im Innern des Lanz 
des nicht ergehen. M, R. v. 26. Dezemb. 1830. — 

Polniſchen Juden, die mit Paͤſſen des Fuͤrſten Statthalters ꝛc. 
zu Warſchau verſehen find, iſt eben fo wenig als andern mit frem⸗ 
den Päffen verfebenen Neifenden der Eingang in das Land, und el 
beliebiger Aufenthalt in demfelben unbedingt zu geftatten, vielmehr 
ift zuvörderit die Richtigfeit und Zuläffigkeit des angegebenen Reife 
zwecks und der erforderlichen Reifemittel näher zu prüfen, und hier 
nach erſt die Zulaffung zu beurtheilen. M. R. vom 10. Febr. 1834, 


(Pässe der - Siehe $$. 45 und 46, 


reisenden. 


(Der in fremden  _, 
Sprachen ausge- Eiche $. 16. 


stellten Pässe.) Fr 

Abgelaufene Päffe follen nicht mehr vifirt, Fönnen 
unter gewiffer Beichränfung verlängert werden. 
Siehe deshalb 55. 78 und 79. 


(Abgelaufene 
Pässe.) aber 


(Passvisirung 
nach einzelnen 


en er Giehe die SS. 19. sqq. u. 61. 


sellen insbe- 
sondere.) 


b- Ausnahihen. 86. Die Polizeibehörden find berechtigt, auch außer 

‚sorftehenden Fällen, den, nicht völlig legitimirten Reis 
fenden aus erheblichen Gründen in ihren Päſſen oder Interimsd-Päf- 
fen, die VBerbindlichfeit aufzulegen, die Päffe in jedem Nachtlager oder 
in,andern, näher angegebenen, Orten vifiven zu laſſen. Paß ⸗Inſtr. $. 30. 


2. Befuguiss 87. Nur die, zur Ertheilung von Päſſen berech—⸗ 
Pässezu visi- figten Polizeibehörden find befugt, Päſſe zu viſiren. 
er Paß ⸗ Inſtt. $. 31. 
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3. Verfahren bei  ' 88. . Die Poltzei-Behörben  müffen bei dieſem Ges 


ihr 'in —— Berbälmmiffen zu erhalten, und die Entdeckung der, 
ohne hinre 


“ar 
4 


Maßregeln zu erleihten, 

Die Polizeibehoörden müffen ‚daher, auch, hierbei nach den, ihnen 

für die Ertheilung der Päſſe ſelbſt vorgeſchriebenen, Grundfügen, und 

dem gemäß, in Änſehung unbeicholtener und unbekannter. Reifenden, 

wie.$..74. beftimmt.-worden, dagegen; aber bei uicht gebörig legitis 

mirten ‚und nicht verdachtlofen Neifenden, nach den ebendajelbit bes 

merften Grundfügen mit Eruft, Strenge und Umficht. verfahren. 
Sie müfjen hierbei infonderheit auf folgende Puukte Rückſicht 

nehmen: 

1) 0b der Paß am fich Acht und richtig oder ganz oder in einzelnen 
Theilen verfälfcht, nachgemacht, verändert u. ſ. w. iſt; 

2) 05 der Paß von einer, dazu berechtigten, Behörde ausgeftellt ift; 

3) ob der Produzent des Pafjes derjenige, dem er ertheilt worden, 
ob er aljo der rechtmäßige Inhaber deffelben iſt, wobei aber 
nicht blos bei. der Prüfung des Signalements ftehen zu bleiben, 
fondern auch durch Fragen über feine perfönlihen Verhaͤltuiſſe, 
den Reiſe⸗Zweck, die Neife-Route u. f. w. (vergl. $. 74.), fo wie 
durch Prüfung nuud Vergleibung der Handfchrift und andere 
zweckmäßige Unterfuchungen die Identität der Perfon zu ermits 


teln iſt; 


4) ob und aus welchen Gründen der Produzent die Reiſe⸗Route, 
wenn fie im Paß bemerkt ift, verlaffen hatz und | 
9) ob gegen denfelben fonft Verdachtögründe obwalten. 
Auch bei Vifirung der Paͤſſe it auf die Steckbriefs⸗Kontrolle 
Nuͤckſicht zu nehmen, Ä 
Wenn bierbei Verdacbtsgründe entftehen; fo muß darüber proto- 
kollariſch verhandelt und der Paß nur nach Befeitigung derfelben, vis 
firt, widrigenfalld ader nach den, $. 97. angeführten, Grundfägen 
verfahren werden. 
88 ergibt ſich hieraus, daß in der Negel Leine Behörde einen 
Paß anders vifiren darf, ald wenn der Zuhaber deffelben ihn perföns 
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lich produziert; hiervon ift indeffen bei befaunten oder durch Stand 
und Verhäͤltuiſſe von jedem Verdacht befreiten Perfonen und übers 
haupt in allen den Füllen eine Ausnahme zu machen und die perföns 
liche Erſcheiuung des Paß⸗Inhabers zu erlaffen, in welchen ein Paß 
febriftlich oder durch einen Audern nachgefucht ($. 73.), oder ohne 
Eignalement ertheitt if. | .” 

Es ift durchaus -unzuläflig, bei einigem Zweifel den Paß zwar 
nicht zu v ſiren, fondern bloß zum Zeugniß, daß er produzirt worden, 
zu unterfchreibeu, und fol eine ſolche Unterisrift künftig, iu Bezies 
bung auf die Verantwortlichfeit der Polizei-Bedörde, als eine forms 
liche Viſa gelten; eben fo unzuläffig ift es, daß PolizeisBehörden feh— 
lerhafte Päffe zwar wicht vifiren, aber unvifirt zurüdgeben und zus 
gleich einen neuen Paß ertbeilen. 


Bei den, von den Königl. Gefandten und Konfuld im Auslaude 
an Perfonen geringen Standes. ertbeilten, Päffen müfen die Grenz 
uud PolizeisBebörden infonderheit, genau unterfuchen, ob fie wirffich 
Königl. Unterthanen find, oder ſich dafür fälſchlich ausgegeben haben, 
indem Diefe Päſſe nur im erftern Falle gültig find, (Paß⸗Edikt v. 22. 
Suni 1817, $. 3. Ar. 5.) 

Die Polizei-Behörden müffen bei Vifirung eined Paſſes die, Bei 
demſelben von den vorhergehenden PolizesBehörden begangenen, Feh—⸗— 
ler und Nachläßigkeiten verbeffern, 3. B. in den, dazu geeigneten, Dil 
len Das mangelhafte Signalement ergänzen ($. 97.); triffige Grunde 
berechtigen fie, die Neife-Route fpezieller einzurichten oder zu veräns 
dern ($. 7.), fo wie wefentliche Mängel das, unten $. 97. gedachte, 
Verfahren begründen. | 


Die vifirende Behörde macht durch Ertheilung der Viſa für die 
angefteflte Prüfung der Unverdächtigfeit des Neifenden und für die 
Richtigkeit ihres, in der Viſa darüber ertheilten, Zeuguiſſes, fo wie 
für die, von den vorhergehenden, Behörden begangenen und von ihr 
nicht verbefjerten oder gerügten Unregelmäßigkeiten ſich verantworts 
lich; grobe Verfehen andrer Behörden muß fie außerdem der, ihr vors 
gefeßten, Behörde fofort anzeigen. 


Die Bifa muß auf dem Paß oder, wenn es darauf an Raum 
fehlen follte, auf einem, demfelben in der $. 4. — —— Art 
anzuheftenden, Anhange ertheilt werden und allemal das Zeugniß ent⸗ 
halten, daß der Pas vorgezeigt und zur weitern Neife gültig befun; 
den worden; fie muß mit der Nummer, unter welchem fie im Vifas 
Sournal bemerft ift und, wie beim Paß beftimmt ift, ($. 4), mit 
dem Siegel und der Unterfchrift der PolizeisBehörde verfeben wers 
den; die, für die Päſſe felbft in Nüdficht auf Vermeidung der Zah: 
len, Rafuren ze. ıc. $. 4. gegebene, Borfchriften müffen auch bei der 
Bifirung beobachtet werden. Paß⸗Inſtr. $. 32; 


A: Stempel u. 89. Die Viſirung des Paſſes erfolgt "allemal 
Gebühren.) Stempel und Gebührenfrei. Paß ⸗ Inſtr. $. 33. 
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5, Visa-Jour- 90. Jede PolizeisBehörde muß ein eigenes Viſa⸗ 
mal. Journal, nach dem mitgetheilten Formulare haften, und 

‚in demfelben die, von ihr evtheilten, Pap-Bifg in chrouologiſcher Ord⸗ 
nung bemerken.‘ 

‚ Die Poligei- Behörden müjfen hierbei um fo mehr die größte 
Pünktlichkeit und Ordnung beobachten, ald die Vollftändigfeit der 
Viſa⸗Journale dazu beiträgt, den jededmaligen Aufenthalt der, Nach 
fragen und die polizeiliche Aufmerffamfeit veranlaffenden, Individuen 
leicht zu ermitteln, Yaß-anfır. 6.3. 

Sämmtliche Pap-Bifirungen ohne Unterfchied muͤſſen darin eins 
gefragen werden. M. N. vom 1. November 1830. 


| Abſchn. 7. Bon den Eegitimationds-Karten. 

'  (Legitimations- 91.- Statt der im $. 13. des Paß⸗Edikts vom 
karten.) 22. Juni 1817 gedachten Fegitimationd » Karten werden 
fernerhin nur Päfſe uud unter den für diefelben ergangenen Bes 
Rimmungen ertheilt. M. R, vom 6. März 183. 


Abſchn. 8. Vom polizeilichen Verfahren gegen die, 
in Beziehung auf die Paß-Polizei verdächtigen 
Derfonen. i | 

92. Wegen ded Berfahrend gegen Juden, Handwerfögefellen, 
Bagabunden, Bettler zc. fiche die desfalfigen befonderen vorftehenden 
Bellimmungen, | 


1. Gegen dieje- Individuen, welche nach den Gefeßen nicht ohne 
nigen, die kei- Map aus dem Auslaude in die Könige. Staaten foms 
——— men dürfen, ſollen, wenn ſie mit einem vorſchrifts⸗ 
mäßigen Paſſe nicht verſehen find, über die Landess 
aa Eingang. Grenze nicht gelaſſen, fondern zurücgewiefen uud, wenn 
fie dieſelbe bereits überfchritten haben, angehalten und 
an die nächte Kreis» oder Orts⸗Polizei⸗Behoͤrde zur ‚weitern Un⸗ 
terfuchung abgeliefert oder, want fie von einer Polizeibehörde ſelbſt 
angehalten worden, von derſelben zur Unterſuchung und zum weitern 

‚ Verfahren gezogen werden. 


Das weitere Verfahren wird im Allgemeinen durch das Nefuls 
tat der Unterfuchung folgendergeftalt bejtimmt, 


I. Wenn der Reiſende durch andere glaubwürdige Urkunden, Zeugs 
niß unyerdächtiger Inländer oder font auf Iglaubhafte Art fich 
und feine Führung als unbefcholten und für die öffentliche Si— 
herheit nicht bedenklich und fich über den rechtlichen Zweck ſei⸗ 
ner Reife hinveichend ausgewiefen hatz fo kann ibm die Forts 
ſetzung feiner Reiſe, gäuzlich oder vorläufig, geſtattet werden. 
a diefem Ende muß die Polizei-Behörbe, nach Maaßgabe des 

ades der beigebrachteg Legitimation und unter Mitberuͤckſich⸗ 
tigung des Wunfches des Reiſenden, 
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1) entweder ibm anf einem Paß⸗Blanquet, wenn fie damit ver⸗ 
ſehen it, den Eingangs⸗Paß ertheilen, widrigenfalls aber 
denfelben bei der nächiten, zur Grtbeilung eines Eingangs- 
Paſſes berechtigten, - Behörde erwirfen und, nach Umſtaͤn⸗ 
den, bis zu deſſen Eingang den Neifenden unter einer, den 
Verhältuiffen angemeſſenen, Obiervation behalten oder 


deinfelber bis zur mächften, mit der Befugniß, deu Eins 
gangs-Paß zu ertheilen, verfehenen, Behörde einen Iuterims⸗ 
Daß geben. Lesterer ift in der gewöhnlichen Form der 
nothwendigen inlaͤndiſchen Päfle auszufertigen, muß aber 
allemal eine fpeziele Neiſe-Route ($. 7.) und, nach Befin⸗ 
den, die Klaufel der Viſirung in den Nachtquartieren und 
noͤthigenfalls, felbit in allen, auf der Tour belegenen, Städ⸗ 
ten oder Hauptorten umd der Verbindlichkeit, deshalb bei 
der dortigen Polizeis Verwaltung fich zu melden ($: 86.), 
enthalten; gleichergeitalt muß die Dauer der Gültigkeit, mit 
Berückſichtigung ſowohl der Entfernung, ald der Verbälts 
niffe des Neifenden, darin beſtimmt fein. Der Inhaber eis 
nes ſolchen Paſſes muß diefe und andere darin enthaltenen 
Aufgaben genau erfüllen und infonderheit die, ihm vorges 
fhriebene, Route und Zeit nicht überfchreiten. Den Polis 
ger Beamten, fo wie der Königl. Gensd’armerie liegt ob, 
auf die, mit folchen Interims-Päffen verfebenen, Reiſenden 
bejonders aufmerkſam zu fein, fie ſowohl bei Ueberfchreitung 
der ihnen vorgezeichneten Route, als bei Unterlaſſuug der, 
zur. Viſirung ihnen aufgegebenen, Anmeldungen zur Vers 
anfwortung zu ziehen und, nach deren Refultat, weiter ges 
gen fie zu verfahren, mithin fie ald verdächtig zu behan⸗ 
dein, oder an die nächfte Kreis- oder ſtädtiſche Polizei⸗Be⸗ 
börde zur weitern Beſtimmung trausportiren zu laſſen. 


Dem, mit einem Juterims⸗Paſſe verfchenen, Reifenden 
find die, zu feiner Legitimation und zu feinem Fortkommen 
"erforderlichen, Papiere von der, ihm den Interims⸗Paß ers 
‚theileuden Bebörde abzunehmen und mit dem, über die Les 
gitimation aufgenommenen, Protokoll, mit der Pot, durch 
einen Boten oder auf anderem amtlichen Wege an die Bes 
hörde, bei welcher der Eingangs⸗Paß nachgefucht wird, ein⸗ 
zufenden, oder zu dieſem Zweck dem Reiſenden felbit nur in 
durchaus unbedenflihen Källen mitzugeben, und muß Died 
legtere der zuletzt gedachten Behörde allemal baldigſt anges 
zeigt werden. 

11. Wenn aus der Unterfuchung gegen den Reifenden ein Verdacht 
hervorgegangen ift, der entweder eine genauere polizeiliche oder 
eine KriminalsUnterfuchung begründet; to ift derfelbe au die ges 
eiguete Polizeis oder Juſtiz⸗Behoͤrde abzugeben. _ 


III. Wenn aber weder der, unter I. gedachte, Nachweis beigebracht 
ift, noch der, unter II. angeführte, Verdacht eintritt, mithin der 


2 


De 
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Reifende zwar nicht Tegitimirt, aber doch eined beſtimmten Ver; 
gehend oder Verbrechens nicht verdächtig iftz fo iſt er mittelſt 
Transports über die Grenze zurüdzubringen und dabei zu bes 
deuten, daß er bei nochmaliger. Ueberjihreitung der Landesgrenze 
ald Vagabunde behandelt und daher mit zweijähriger Zuchthaus⸗ 
ftrafe werde belegt werden; es ift im diefem Kalle ganz fo wie 
„gandesverweifung der VBagabunden ©. 206 sqg.’ bemerkt, zu 
verfahren. Paß-Inftr. $. 38. | 


93. Das, im vorigen $. beftimmte, Verfahren ſtudet jedoch, 
nach dem Geſichtspunkte, auf welchen die Polizeis Behörden für die 
Verwaltung der Pap- Polizei, in der gegenwärtigen Inſtruktion mehr⸗ 
mals aufmerffam gemacht worden, bei denjenigen Ausländern Feine 
Anmendung, welche ſchon Durch ihren Stand, ihre öffentlichen und 
‚Privat-Verbältuiffe, die Art ihrer Neife oder andere Nüclichten, von 
jedem Verdacht unerlaubter, der öffentliben Eicherbeit gefährlichen, 
Abfichten entfernt, mitbin für die GSicberheitss Polizei ohne weiteres 
Jutereſſe find. Solche Perfonen find dem, $. 38. vorgefchriebenen, 
Verfahren nicht unterworfen, fondern erbalten einen Quterimd:Paß, 
mit oder ohne Signalement und Klaufel der Vifirung in jedem Nachts 
quartiere, fo wie mit oder ohne Beſtimmung einer fpeziellen Reifes 
Route bid zu der, auf der Tour ihrer Reife belegenen, nächkten, zur 
Ertheilung eines Eingangs-Paffed berechtigten, Behörde, welcher alt» 
dann ſolches ehebaldigſt mittelft der Poſt anzuzeigen ift. | 
Auch in den, im: Paß-Edikt $. 4. unter 1. 2. 3. 4. ud 5. ges 
dachten Fällen, ift von der Xorfchrift des F. 92. eine Ausnahme zu 
machen, dagegen aber mit Umficht und genauer Prüfung der Unbes 
fchoftenbeit: der beigebrachten Legitimation zu verfahren, damit Feine. 
Umgehungen der Gefege dadurch veranlaßt werden. Yag-Snftr. $. 39. 


. bb. Ausgang. 94. Ausländer, welche durch das Paß⸗Edikt som 

22. Juni 1817. $. 8. von einem Ausgangs-Paß nicht 
befreit find, werden ohne denfelben aus den Königl. Staaten nicht 
berausgelaffen, fondern an der Grenze angehalten und nach Maß— 
abe ihrer Verhaͤltniſſe, in Gemäßheit der, $. 92. enthaltenen Anwei⸗ 
* behaudelt. 


Die Grenz⸗Behoͤrden koͤnnen uur denjenigen, welche entweder zu 
deu, F. 39. gedachten Perjonen gehören oder unbedenklich Juterims⸗ 
Paſſe erhalten würden, Ausgangs-⸗Paͤſſe ertheilen oder, gemäß dem 
$. 92. I. 1., verfahren, muͤſſen dagegen aber gegen Verdächtige die 
dort vorgefchriebenen Grundſätze befolgen und irgend einem Vers 
dacht oder einem Zweifel die Beſtimmung der vorgelegten Negierung 
einholen und bis zu derfelben den Neifenden unter PoligeAufficht bes 


halten. Paß⸗Inſtr. $. 40. 
ec. Aufenthalt 95. Da die, im Staate fih”aufhaltenden, Fremden 


— des zu Reiſen im Innern deſſelben eines Paſſes bedürfen; 
j fo treten die, in den $$. 92. und 93. enthaltenen, 
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Grundſaͤtze gegen diejenigen von ihnen ein, welche, ohne u den, $.2. 
des Paß⸗Edikts betimmten, Ausnahmen zu gehören, im Bande ohne 
vorichriftsinäßigen Paß reifen. Paß⸗Inſtr. 3. 41. 


b. Inländer. 96. Paßpfi hitige Inländer ($. 44.) werden, wenn 

fie in den Königficen Staaten ohne Paß reifen, anges 
baften und zur poliseilichen Unterſuchung gezogen. Können fie fich in 
derfelben als unbeſcholten und umverdächtig ausweifen; fo erhalten fie 
von der Behörde, vor welcher fie in Unterfuchung find, zwar einen 
Paß zur Kortfegung ihrer Reife im Inlande, alleın in demfelben muß 
ansdrüclich bemerkt werden, daß der Inhaber angewiefen ſei, binnen 
der, mach den Verbälmniffen des Falls zu beſtimmenden, allemal aber 
im Paſſe ausdrücklich anzuführenden Frift von der Polizei⸗Obrigkeit 
feines Wohnorts einen Paß zu nehmen, wesbalb nicht allein die Sul 
tigkeit des, ihm jetzt ertbeilten, nur auf dieſe Friſt zu befchräufßen, 
fondern auch die Polizeibebörde des Wohnerts, unter Beifügung der 
Verhandlung, hiervon zu benachrichtigen ift. 


Ob die Verbindlichkeit, den einfhweiligen Paß in jedem Nacht: 
quartier vifiven zu laſſen, dem Papführer aufzulegen fei, bängt von 
dem Grade der Vollftändigkeit des beigebrachten Nachweiſes feiner 
Unverdüchtigfeit ab. 

Inländer, die zw inländifchen Reifen nicht paßpflichtig find, bes 
dürfen dazu zwar nicht eines Paſſes, find jedoch in Gemäßheit der 
Geſetze und infouderbeit des Paß-Edikts vom 22. Juni 1817. $. 12., 
verbunden, auf Erfordern der Polizei oder Gend’armerie durch Paß—⸗ 
oder andere Dokumente oder auf andere glaubwürdige Art ald uns 
verdächtig und mubefcholten und für diejenigen, wofür fie ſich ausge⸗ 
ben, fi) auszuweiſen. | 

Wenn Sie diefen Nachweis zu führen nicht vermögen; fo koͤn⸗ 
nen fie nicht als unverdächtig behandelt werden, fondern müffen ents 
‘weder nah ihrem Wohnort, noͤthigenfalls durch Transport, zurüdges 
ſchickt oder bi8 zur Ermittelung ihrer Unverdächtigfeit unter polizeis 
licher Obfersation und, nad dem Grade des Verdachts, felbit in po⸗ 
Kizeilichem Arrefte gehalten, und demnächſt nach Vorfchrift der Geſetze 
weiter behandelt werden. 

Die PolizeisBehörden werden indeffen auch hier ganz vorzüglich 
auf die, im Eingang und in den $. 5. und 85. enthaltenen, Grund 
füge über die fo nothweudige Umficht und angemeffene Beurtheilung 
der Perfonen hiermit zurüdgeführt und veriwiefen. 

Infänder, welche ohne Paß in den Staat oder aus demfelben 
herausreifen wollen, werden nach den, $$. 92. bis 94. gedachten, 
Grundfügen behandelt, Yap-Inftr. $. 42. 


2. Gegen dieje- 97. Diejenigen, welche auf abgelaufene, von einer 
Er er re unbefugten Behörde ertheilte, verfälichte oder fonft uns 
aan #898 richtige und mangelhafte Päffe, oder außer der, ihnen 

vorgejchriebenen Route reifen, find nach denjenigen 
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⸗ 


Gruudſätzen zu behandeln, die nach $. 92. — 96., gegen paßloſe 
Judividuen eintreten. U | 

Unweſentliche, nicht fowohl den Paß-Juhabern, als der ausfers’ 
tigenden Behörde zur Laſt fallende, Mängel in den Pällen, gehören 
indefjen überall nicht hierher, fondeen find. vielmehr von den Polizeis 
Behörden zu berichtigen ($. 88.). 

Verfälfchungen und Veränderungen des Namens und. anderer 
wefentlichen Theile des Pafjes begründen dagegen allemal einen bes 
fondern Verdacht uud eine genaue. Unterfuchung gegen den Papfühs 
ver und zwar leßtere wicht bloß wegen der Verfälihung, fonderu 
auch wegen feines ganzen Lebeuslaufes und feiner polizeilichen Ges 
fährlichfeit und Verdächtigkeit. Ä 


Sie find dem Gerichte zur Unterfuchung und VBejtrafung zu 
übergeben. Paß Inſtr. $. 43. und M. RN. vom 2. Auguft 1828. | 
Befonders iſt noch Aufmerkſamkeit auf falſche Päffe mit nachger 


machten Siegeln Öffentlicher Behörden zu richten. M. NR. vam 25. Ok⸗ 
tober 1820. | 


3. die wider 98. Diejenigen, welchen Feine Reifepäffe ertbeitt 
en Ei werden dürfen ($. 16.), müffen, auch wenn fie dennoch 
erhalten haben it Yenfelben verfeben fein follten, auf diefelben refp. 
aus dem Staate nicht heranss oder in denfelben eingelaffen oder auf 
Neifen im Imern des Staats, fo weit ihnen auch hierzu Feine Päfle 
verabfolgt werden Dürfen, geduldet werden; vielmehr find die Päſſe 
ihnen abzunehmen und an die, dem Ausiteller vorgefeßte, Behörde zur 
Nüge der Ausftellung zu fenden, die Paß⸗Inhaber aber nach Bewandts 
niß der Verhältniſſe, wenn fie Ausländer find, über die Kandes-Grenze 
oder, wenn fie nicht aus dem Lande follen, au den, von ihnen widers 
rechtlich verlaffenen, Ort zurüd, und, wenn es Inländer find, nach 
ihrem Wohns oder Aufenthalts⸗Ort geſchickt oder trausportirt. werden, 

Die $. 92. vorgefchrichbenen Grundfäge dienen, wenigftens im 
Allgemeinen, auch hier zur Nichtfchuur, Paß Inſtr. $. 44. 


Abſchn. 9. Allgemeine Befimmungen. 


4. Möglichste 99. Die PolizeisBehörden find bei der firengiten 
Beförderung Berantwortlichkeit angewieſen, Neifende uud alle, fie, 
ger Reisen“ ihre Eegitimation und weitere Beförderung betreffenden, 

and überhaupt alle PaßsAngelegeuheiten auf das allers 
ſchleunigſte zu beforgen, ihr Verfahren nach den, in der General-Jus 
ſtruktion mehrmald ausgefprochenen, Grundfägen genau und gewiß 
fenhaft einzurichten und zu leiten, und nicht außer Acht zu laflen, 
daß die Erleichterung, Beförderung und fo weit die Ordnung es ges 
ftattet, moͤglichſt willfährige, in jedem Fall aber höfliche und anjtans 

Dige, Behandlung unbeichoftener, befannter oder hinreichend legitimir⸗ 

ter, verdachtloſer Neifenden und Verminderung und Erleichterung der, 

fuͤr letztere aus der Pap-Polizei ohuehin entfpriugenden, Beläftigungen 
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eben fo fehr zu ihrem Beruf und zu ihren Pflichten gehört, als fie 
durch unausgeſetzte Aufficht auf verdächtige, gar nicht, oder nicht 
hinreichend legitimirte, Neifende, durch aufmerkſame Kontrolle derfels 
ben, durch fortgefeßte, umſichtige Verfolgung ihrer Spur und durch 
pünftliche Erfüllung der, über die verfchiedenen Mittel, ſolche Reis 
fende zu beobachten, in den Geſetzen enthaltenen, Borfchriften einen 
wichtigen Theil ihrer Beſtimmung erfüllen. Paß⸗Inſtr. 5-45. | 


2. Lokale für 100. Ju jeder Stadt muß auf dem Polizeis oder 
— der Stadthaufe ein eigenes Lokal zur Beſorgung aller Ger 
eng CE genftände der Polizei täglich in den, dem Bedürfniſſe 
eined jeden Orts angemeffenen, jedenfall aber binrei 
chenden Stunden, bereit und geöffnet, und im demfelben ein zu diefen 
Gefchäften qualifizirter und berechtigter Offiziant amwefend fein; allein 
die Beforgung der Paßangelegenheiten muß, befouders in dringenden 
Fällen, weder auf Died Lokale, noch auf diefe Stunden befchränft, 
fondern dazu zu jeder Zeit in jenem Lofafe, oder in dem Haufe des 
mit diefem Zweige der Polizei beauftragten Beamten, die erforderlis 
chen Vorkehrungen fo getroffen fein, daß für Neifende überall fein 
Aufenthalt entitehen Fönne, Gen. Paß-Snfir. vom .12. Juli 1817. $. 46. 


In fchleunigen Fällen find die Paffe zu jeder Tages und Nacht: 
zeit zu prüfen und zu viſiren. Zirk. Verf. der. K. Reg. zu Münfter vom 
16. Dezember 1830. 

In dem Lokale der Paßpolizei muüͤſſen die Steckbriefskontrollen 
und die Liſten der zur Enutdeckurg verdächtiger Perfonen erlajjenen 
Bekanntmachungen ftetd vorhanden fein, und. bei Paßertbeilung an 
unbefannte Perionen und bei Paß-Viſirung für ſolche Unbekanute bes 


rüffichtigt werden. Gen. Paß-Inftr. vom 12. Zuli 1827 $. 46, und M, 
Verordn. vom 26. Febr. 1813. 83. 4. u, 6. 


er 101. Die mit der Verwaltung der Sremdens und 
——— Paßpolizei beauftragten, Behörden und Beamten jeden 
Polizeibeam- Grades find für die treue und pünftlihe Erfüllung 
ten. der, nah den Paßgeſetzen ihnen obliegenden Pflichten 
verantwortlich und wegen Bernachläffigung derſelben 

nach der Wichtigkeit des Falls und des Grade der Berfchuls 
dung mit Ordnungsftrafe zu belegen oder fonft zur Verantwor⸗ 
tung zu ziehen und Dabei, nach Bewandniß, von der vorgefeßten Des 
börde auzuweifen, dem Reifenden die Koften des, durch ihre Schuld 
verzögerten, Aufenthalts zu erftatteın Die von den Polizeibehörden 
begangenen Fehler werden durch Strafen gerügt und durch das 
Amtsblatt bekannt gemacht werden, dagegen follen aber diejenigen 
Polizeibeamten, welche die, ihnen obliegenden, Pflichten mit befonderer 
Treue und Umficht erfüllen, infonderheit diejenigen, welche Durch 
ihre, auf Prüfung der Legitimatinn und der Päfe verwandte, Mühe 
und Aufmerkiamkeit durch Steckbriefe verfolgte, oder fonft gefährliche 
Verbrecher oder andere, der öffentlichen Sicherheit nachtheilige Ju⸗ 
dividuen ermitteln und entdecken, wicht allein bei Vertheilung- der 
‚Prämien befonders beachtet, fondern auch dem Polizei⸗Miniſterium 


er 
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ur außerordentlichen Verücfichtigung angezeigt und), dem Befinden 
sad), Öffentlich ehrenyol bekannt gemacht werden. Paß-Inſtr. 8. 47. 


A. OffizielleBe- 102%. In den erften Tagen einer jeden Woche muß 
richte in Pass- zur Meberficht der in den Staat gefommenen, und aus 
angelegenheiten. demſelben ausgegangenen, Reifenden, die Polizeibehörde 
einer jeden Greuzftadt, das Duplikat des, im abgewichener Worbe 
von ihr geführten, Bias Journals fo wie jede, mit Blanfetd zu Nes 
gieruugs⸗ Auss und Eingangspäfjen verſehene Behörde dad Duplis 
Fat ihres Aus- und Gingangspaß- Journal fowohl zum Polizeiminis 
ſterium als der ihr vorgelegten Regierung einfenden; ein Begleitbes 
richt iſt in der Negel nicht noͤthig, ſonderu die bloße Einfenduug des 
Auszugs der vefp. Viſa⸗ uud Paßjournale nach mitgetheiltem Schem 
hinreichend. Gen. Paß-Inftr. $, 13. und 48. 2 
Aus den vorgeduchten Ertraften der Paß⸗ und Pap- Vifa-Journafe 
folfen die gewöhnlichen reiſenden Handwerfägefellen, Dienftboten, 
Fuhrleute und deren Kucchte weggelafjen werden. M. R. v. 22. Zar. 
1833. 
| Wenn im Laufe einer Woche Fein Auss oder Eingangspaß oder 
Fein Viſa ertheilt ift, dann bedarf es nur der desfallſigen Vakatbe⸗ 
merfung unter dem nächft einzureichenden Ertrakte. M. R. vom 20, 
San. 1831 und Verf. K. R. zu Münfter vom 9. Jan. 1834, 


(Hälfe der b- 103. Die bewaffneten Steuerbeamten find. auch 

—— Steu-angewiefen, die ihnen in paßpolizeilicher Hinſicht ver⸗ 

ee . dachtig ſcheinende unbekannte Perfonen zur Legitimation 

chen. * anzuhalten und nöthigenfalld der Ortöpolizeibebörte zur 
weitern VBeranlaffung zu überweifen. Berf. des Königl. 
Dberpräf. der Prov. Weftf. an die König, Prov. St. Direft. 
zu Münfter vom 29. Dftober 1830. 


Kap. 9. a in Hinficht der Öffentlichen Ges 
ahren. | Ki 

Einleitung. Natürliche Gefahren, die der Unterthanen Leben 
und Eigenthum bedrohen, kaun die Polizei zwar nicht 
immer verhüten,, aber doch in ihren Wirkungen aufhalten. und 
befchränfen, und in ihren nachtheiligen Folgen für die Individuen. und 
für das Ganze minder drücend machen, Dahiu gehören: die Feue rs⸗ 
gefahr, die Waffersgefabr, die Gefahr bei Stürmem und au 

dern zerftörenden Naturerjcheinungen ır, — — 


| Abſchn. 1. Feuerpolizei. 
"Einleitung. 1. Die Feuerpolizei ift der Inbegriff aller An: 
ftalten der Polizei, theils Feuersgefahr zu verhüten, 
durch Sorge für feuerfefte Bauart, durch Sorge in Betreff der Bes 
zeitung, Aufbewahrung und des Gebrauchs von brennbaren und Feicht 
entzündfichen Stoffen; durch Sorge bei Gewittern und Anlegung von 
Blitzableitern ai f. 1.5: thoils die entſtandeue Feuersgefahr ſogleich 
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zu entdecken und zur Dämpfung derſelben die wirkfamften Mittel zu 
ergreifen, durch Verbot der Verbeimlichung eined ausbrechenden 
Feuers, durch Amweifung der Nachts und Tnurmwärter ꝛe. theils 
nach der Feuersgefahr ihre Aufficht fortzufegen, und den durch das 
Feuer geſtifteten Schaden wo möglich auszugleichen und zu. verhüten, 
duch Brandaffefurang für Gebäude, durch freiwillige Affefuranz der 
Mobilien; durch öffentliche Anerfennung und Belohnung der bei der 
Feuersgefahr bewiefenen Anftrenguug ır. 


Der Qubegriff aller Borfchriften der Polizei im, 

Feuerreglement. euinfiht der Berwirftigung ihrer Anjtalten bei 

euerögefahren heißt. Feuer-⸗Reglement. Diefed muß mach den 

rtsverbältniffen erlaffen werden, und alles enthalten, was und 

wie es geleiftet werden foll; fo wie es deutlich und beftimmt ges 

ſchrieben, allen Eingefeffenen befannt, und mit Strenge gehaudhabt 
werden muß. 


Dazu gehört, daß beim Ausbruche eines Feuers Jedermann 
wiſſe, was er zu thun hat und Feine Unordnung entitehe, daß im 
Voraus mit Rüdficht auf Alter, Stand und Gewerbe eins für alles 
mal beftimmt werde, wer bei dem Herbeifchaffen der Loͤſchungsgeräthe, 
wer bei den Brummen und dein Zuführen des Waflerd, wer bei jeder 
der verfihiedenen Sprigen, wer bei der Nettung der Perfonen und 
Mobikien, wer bei deren Sicberftellung und Bewachung u. ſ. w. Hülfe 
leiften.foll, wer zum Vorfteher und Stellvertreter einer jeden Abtheis 
lung ernannt ift, um die Anweſenheit und Shärigkeit der einzelnen 
Mitglieder zu Pontrolliren nnd zu leiten n. ſ. w., ferner wie die po⸗ 
lizeilichen Unterſuchungen gegen diejenigen zu führen find, welche ihre 
Pflichten nicht beobachtet, oder fich widerfpenftig betragen haben, und 
wie fie zu beftrafen fiud, 

Eine zweckmäßige auch zum Mufter dienende allgemeine Feuers 
polizeis und Löfchorduung für die Städte der Kurs und Neus 
marf findet fih in v. Kamptz Amal. 1832 ©. 179 abgedrudt, und 
daſelbſt iſt ©. 19) eine Juſtruktion für Ortspofizeibehörden gegeben, 
wie die örtlichen Fenerordnungen abzufaffen find. 

Auch die nachftehende von dem Minifter des Innern im ehema⸗ 
ligen Großherzogrhum Berg am 5. September 1807 erlaffene allges 
meine Feuerordnung, welche gegenwärtig in den dazu gehörig gewe— 
fenen heilen der Rheinprooinzen und Weftfalen nocy gültig, durch 
andere Werke bisher nicht befannt gemacht ift, flimmt mit den Vor: 
ſchriften des A. L. R. überein, und enthält Beftimmungen , die durch 
Feuerorduungen und andere Vorfchriften auch in den übrigen Theilen 
der Preuß. Monarchie mehr oder weniger eingeführt find; Die ges 
Dachte Bergifhe Feuersrdnung enthält im Wefentlichen Folgendes: 

1) Jeder Hauswirth ift ſchuldig, in feinem Haufe überall auf Feuer 
und Licht zu jeder Zeit vorzüglich aufmerkſam zn fein, und 

Sorge zu tragen, daß feine Kinder, Dienfiboten ꝛc. und alle 

andere, welche ſich in feinem Haufe aufhalten, damit behutfam 
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timgehen, auch darauf zu wachen, daß feine Nachbarn im die 
fer Hinficht die nötbige Vorficht gebrauchen; ſonſt aber, und 
wenn freundfchaftlihe Warnung nichts fruchten follte} Davon 
der Obrigfeit fogleich die Anzeige zu machen, 


D Wer Tabat, rauchen will, fol fi überall einer Kapfel oder 


3) 


eined Deckels bedienen; das Tabakrauchen iſt aber gänzlich bei 


- drei Thaler Strafe verboten: Bei allen Arbeiten mit feuerfans 


genden Sachen und überhaupt an allen gefährlichen Orten. 


Diejenigen, welche die Gelditrafen zu erlegen nicht im 
Stande find, werden fo Tauge bei Waffer und Brod geſetzt, und 
zu eimer ſchicklichen Arbeit angehalten, bis fie den Betrag abs 
verdient haben, 


Die obige Beftimmung ift dahin mobdifizirt, daß nur in Fäaͤllen, 
wo das Tabafsrauchen, wie $. 1550 Yandr. II. 20. bemerft, 
feuorgefährlich, dafjelbe ſtrafbar ift, und zwar bei 2 Thlr. — 
Geſetzſ. 1816 ©. 1., wovon Denunziant Die Hälfte erhält. — 
A. K. D. vom 9. Dezember 1832. | 


Außerdem aber darf in Fällen und an. Orten, wo das 
fenergefährliche Tabaklsrauchen zur Beläftigung des Publikums 
gereicht, daſſelbe für beitimmte, Plätze, Spaziergänge uud 
Straßen durch zureichende Waruungstafeln von den Ortöpolis 
bebhörden bei einer zur Orts-Armeunkaſſe einzuztebenden Strafe 
von 10 Sgr. bis 1 Thlr. verboten werden.  M..R..v. 4 De. 
— * San, 1831 und A, K. O. vom 19. Dez. 1832. (Geſetzſ. 1833. 
Unter derjelben Strafe ift verboten, die Speicher, Höfe, Scheu⸗ 
nen, Ställe und andere Orte, wo. fi) brennbare Materialien 
befinden, mit offenem Lichte, und ohne eine wohlverwahrte und 


wohl zugemachte Laterne zu betreten. '. 


a) 


5) 


Das Dreſchen der Früchte wie auch das Füttern in den Etäls 
fen. mit offertem Lichte oder mit offener Feuchte ift unter dieſem 
Verbote begriffen, und wo folhe Verrichtungen ‚unvermeidlich 
bei Lichte follten gefcheben müffen, muß ein befonderer feuerfes 
ſter Platz oder ein Behältniß vorhanden fein, "wo die verfchlofs 
fene Yeuchte biugeftellt werden kann, fo daß Fein leicht feuers 
fangender Gegenftand die. Laterne erreichen könne. 


Alle Arbeiten an Flachs, Hanf und Werrich oder Werf, als 
Schwingen, Buchen, Brechen und Hecheln darf nur bei Tage 
und eutfernt von den Gebäuden oder anſſer den Ortſchaften 
geicheben. Eben fo wenig darf der Flachs in oder bei Gebäu⸗ 
den am Feuer, im Zaden, am Kamin, Nauchfange, oder fonit 
an. gefährlichen Orten getrodnet werden, (Nur bei einzeln 
liegenden Gehöften auf dem Lande und entfernt von allen Feue⸗ 
rungöftellen darf die Arbeit in Gebäuden und das Hecheln au 


vom Feuer entfernten Orte Statt finden... R. d. Reg. zu Münfter 
vom 27. Febr. 1824.) | 


/ 


6) 


7) 


8) 


9) 


10) 


12) 
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Malzdarren oder fogenaunte Efien follen Pünftig nicht mehr er» 
kaut werden, auch weil das Bier aud dem darauf getrodneten 
Malze der- Gefundheit nicht zutraͤglich if. Beim Mafzdarren 
fol ununterbrochene Aufficht gehalten und ein Behäaͤltniß mit 
Waſſer dabei geftellt werden, damit etwa entjtehende Gefahr 
gleich befeitigt werden kann. 


Heiße Afche, oder glühende und glimmende Kohlen dürfen nur 
in eifernen oder fteinernen Gefäßen, bis fie völlig Falt ges 
worden, aufbewahrt, und alsdann erit an feuerfefte, oder von 
den Gebäuden entfernte Orte gebracht werden. (Afche darf auch 
nicht auf Düngerhaufen au Gebäuden ausgefchüttet werden. 
Publ. d, R. zu Münfter vom 7. Febr. 1823.) 
Beim Deftilliven des Spiritus und andern fenergefährlichen Dias 
terialien, beim Kochen des Oels zu Farben, beim Kochen des 
Tiſchlerleims, der Burhdruderfchwärze, Theer und Firniß, Sies 
den des Wagenfchmierd, Ziehen der Wachs: und Talglichter; 
ingfeichen bei der Arbeit der herumziehenden Zinngieher und 
Keſſelflicker foll die möglichite Vorficht gebraucht uud folche Opes 
rationen entweder entfernt von den Gebäuden, oder nur an 
feuerfeiten, gegen jede Feuersgefahr hinfänglich nnd zuverläffig 
gefhügten Orten vorgenommen werden. 
Pulverhaͤudler dürfen in. ihren Häufern auf einmal nicht über 
40 Bund Pulver aufbewahren, und auch diefe müffen nur in 
metallenen Büchfen und an einem folchen abgelegenen Orte im 
aufe niedergelegt werden, wohin, außer dem &igenthümer 
elbit, der Zugang verfperret iſt. Bei Nacht oder beim Lichte 


darf nie Pulver verkauft oder herausgegeben werden. (Siehe 
aud) Seite 90, $. 23.) j nz 


Das Abfchießen geladener Büchfen in oder bei Städten und 
Ortſchaften, wie auch das Schießen bei Prozeſſionen, Neujahrs⸗ 
tagen, Kindtaufen und Hochzeiten ift verboten. Niemand fol 
ohne befondere Erfaubniß der Polizei Feuerwerke abbremmen, 
Raketen werfen oder Freudenfener anzünden. Jeder ift befugt 
und verpflichtet, den Kindern die Schieß- und Feueriuſtru⸗ 
mente, welche fie in Händen haben, wegzunehmen, und dafür 
Sorge zu tragen, daß das von denfelben in den Straßen oder 
an öffentlichen lägen angezundete Feuer audgelöfcht werde, 
auch der Obrigkeit davon Anzeige zu macheıt. 

Kleine Kinder, welche mit dem euer noch nicht umzugehen 
wiſſen, follen nicht allein im Haufe oder beim Feuer zuruͤckge⸗ 
lafien, noch weniger dabei eingefperrt werden. n 


euer darf von einem -Orte zum andern nur in eifernen oder 
anche Gefäßen getragen werden; mit glühenden Kohlen, 

euerbränden und Strohfackeln darf Niemand die Speicher, 
Se Scheunen, Ställe und andere feuergefährliche Orte ber 
treten. — 


292 
13) 


1. Tit. VI. Rap. 9 Abſchn. 1. Feuerpolizei. 


Das Feuer an —— muß des Abeuds odey gegen die 
Nacht wohl zugejcharrt oder ansgelöfcht, auch die Ofenthüren 
wohl verfchloffen und verwahrt werden. 


Diejenigen, welche den vorſtehenden Vorfchriften von 2 bis 
13 einfchließlich entgegen handeln, es möge ein wirklicher 
Brandfchaden daraus entjtchen oder nicht, haben die zu 2 
beftimmte Strafe verwirft, welche beim Wiederhofungsfalle ver> 
doppelt, auch fonft nach Umftänden und nach Maaßgabe der 
Gefahr, die mit der Zuwiderhandlung, verfnüpft war, vers 
fchärft werden wird. 


14) Niemand darf fremde amd unbefannte Leute in den Scheunen 


4 


oder Ställen aufuchmen und beherbergen, auch deu Bekannten 
ſoll diefes anders nicht, ald ohme Licht und ohue Tabafrauchen 
geftattet werden, wofür der Hausherr verantwortlich ift, 


15) Alle fenerfangende Sahen, ald Heu, Stroh, Späne, Hanf, 


Flache, Holz, Pech, Thrau, Schwefel, Salpeter u. dgl. follen 
von den Heerden, Defen, Kaminen und andern Feuerjtätten 
wenigftend ſechs Fuß entfernt gehalten werden. (Wenn der 
Schornfein fi in gutem durchwegfeiten Stande befindet und 
durchaus Feine Feuersgefahr dabei zu befürchten fteht, foll yon 
dieſer Entfernung abgefeben werden, R. d. Reg. zu Münfter vom 


. 44. März; 1858.) 


16) 


m) 


Handwerksleute, welche mit Holz und Spänen umgehen, fol- 
Sen nicht mit Licht der mit auderm Feuer an Orte Fommen, 
wo fie ihre gemachten Späne Tiegen haben; fie follen im Wins 
ter weder ihre Werfftätten allzunahe bei dem Ofen aufichlagen, 
noch eher Licht in ihre Werfitätte bringen, bis fie die Späne an 
fihere Orte gefehafft haben, auch find in dergleichen Werfitäts 
ten Feine offene Kamine, Heerde oder Koblpfannen zur Ers 
wärmung des Leimes oder unter anderm Vorwande zu dulden, 


Stroh und Schindeldäher, wie auch Strohdocken find für 
die Zukunft gänzlich verboten; neue Dächer muͤſſen mit Ziegen, 
Pfannen 26, gedeft und mit Haarfpeife wohl eingeſchmieret 
werden. Die an den noch vorhandenen Stroh- und Scyindel: 
dächern vorfalfenden Reparaturen, ed fei auf Haupt» oder 
Nebengebäuden, follen nicht mit Stroh und Schindeln, fons 
dern mit wohl eingefchinierten Ziegeln verfugt, fonft aber 
niedergeriffen werden. Weberhaupt follen dieſe ſchädliche Düs 
cher vor und .nac abgefchafft werden. (Siehe $. 54.) 


Kein Schornſtein oder Kamin fol in Zufunft ohne vorherige 
Anzeige bei der vorgefeßten Obrigfeit, und ohne die von diefer 
mit Zuziehung beeidigter Werfsverftändigen über die Entfers 
nung aller Generögefahr anzuftellende Ünterſuchung errichtet 
werden. Neue Kamine müffen mit Mauerwerf, mit liegenden 


Backſteinen und wenigftens drei Fuß hoch über das Dach aufs 
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geführt werden; e8 wird dabei empfohlen, fie mit einem eifers 
ven Schieber zu verfehen, um denfelben bei dem im Kamin 
ausbrechenden Feuer gleich aufchieben zu koͤnnen. Die Kas 
mine der Schmiede, Schloͤſſer, Bäder, Brauer, VBrannt 
mweinbrenner und fonftiger Feuerhandwerker müfjen vorzüglich 
mit hinlängfichen Brands nnd Feuermauern verfehen fein. —* 
zerne Nauchfänge dürfen nicht erbaut werden, 


18) Kamine müſſen wenigſtens zwei⸗ bis dreimal und nach Maaf- 
gabe des ftärfern Gebrauchs des Feuers zu mehren Malen ges 
reinigt werden. Kaminfeger find verpflichtet, die gefundenen 
Mängel fofort anzuzeigen. | 

19) Bei Stellung der Oefen und .. der Nöhre und Pfeifen 
in den Kamm muß jrdedmal ein Werksverſtaͤndiger zugezogen 
werden. 


20) Backöfen auf dem Lande dürfen nicht zu nahe an den Gebäus 

‚ den errichtet werden. Badöfen, welche ſich in diefem Falle bes 

finden, müffen gleich weit genug von den Gebäuden verlegt, 
oder niedergeriffen werden. 


Diejenigen, welche den Borfchriften 14 bis 20 einfchließlich 
zuwider handeln, werden, e8 möge ein Unglüd daraus ent> 
fteben oder nicht, jedesmal mit einer Strafe von 6 Schalern 

belegt, welche auf die Art verdoppelt und vermehrt werden 
kann, wie zu 13 angegeben ift. Handwerker, welche fich zur 
Arbeit an den vorfehend verbotenen Einrichtungen gebrauchen 
laſſen, verfallen im diefelbe Strafe, fie werden air den daraus 
entftebenden Schaden mir angefehen, und bei Aufführung der 
Kamine haben fie befonderd nach dafür zu haften, daß Fein 
Balken in dem Schoruftein zu Tiegen Fomme, fondern diefer mit 
ebackenen Steinen oben und unten wohl verfehen und ausge⸗ 
—* auch zum Einſteigen und Reinigen geräumig genug 
aufgeführt werde, : 
21) Derjenige, bei welchem aus feinem oder der Geinigen Verſchul⸗ 
den oder Nachläffigkeit, oder aus Nichtbefolgung der obigen Vor⸗ 
fchriften Brand entſteht, ift neben der beſtimmten Strafe fchuldig, 
den dadurch feinen Nachbarn oder der Feueraſſekuranz verurs 
fachten Schaden gut erjeßen. 


22) Wer vorfüglic Brand fliftet, wird zur KriminalsUnterfuchung 
gezogen. 


23) Zu beftimmten Zeiten, wenigftend im Frühjahr und im Herbft, 
follen alle Häufer, Seuerftätten, Defen, Kamine und noch vors 
handene Eſſen befichtiget, auch die Leuchte oder Laterne, welche 
jeder Hausvater befigen "muß, in Augenfchein genommen, zu⸗ 

feich darauf die Aufmerffamfeit — werden, wie mit dem 
* und Licht umgegangen wird, und ob die oben gegebenen 
orichriften überall befolgt werden. Ar 
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24) 


25) 


26) 


27) 


28) 


29) 
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Diefe Bifitation wird zum drittenmale, und bei Gelegenheit 
auch öfter, und zwar zur unbeftimmten Zeit im Jahre wies 
derholt. 

Wo die Beamten und Magiſtratsglieder ſelbſt dieſe durchs 
aus nöthigen Vifitationen vornehmen Fönnen, haben fie folche 
mit Zuziehung beeidigter Werksſtaͤndigen ſelbſt zu vollziehen, 
Mängel find fodanıı auf der Stelle abzufchaffen; in Verhindes 
rungsfällen, und bei zu weiter Entfernung find die Vorſteher, 
Schöppen, Mauermeifter, Zimmerleute, Kaminfeger und ans 
dere zuverläffige Männer dazu auszuerſehen; dieje find aber als⸗ 
dann verbunden, ihr pflichtmäßiges Neferat über ihre Verrichs 
tungen fowohl, al8 über die gejchehene Abftellung dev vorge⸗ 
fundenen Mängel ſchriftlich an die Beamten abzujtaften,; und 
die ebenerwähnten Referate find fo, wie die von den Beamten 
und Magifträten ſelbſt abgehaltenen Viſitations⸗Protokolle, der 
provinzialräthlihen Behörde im April und November bei ſechs 
Thaler Strafe einzufenden. 

Ein Verzeichniß der noch vorhandenen Stroh⸗ und Schindels 
dächer,, hölzernen Rauchfänge, Effen ze. fol eingefandt werden. 
Es ift dafür zu forgen, daß ed nie an Waſſer zum Löfchen 
ebriht. Wo es nöthig, muͤſſen gemeine Waſſerbrunnen, Weis 
er, Teiche und Pfühle angelegt, und diefe, wie auch die Vichs 
tränfen, dermaßen unterhalten werden, daß felbft bei der größs 
ten Dürre Fein Waffermangel entfteht. Bei folcher Dürre ſo⸗ 
wohl als auch in Winterszeiten bei ftarfem Froſte muß jeder 
un ein Behältniß mit Waffer in oder vor feinem Haufe 
n Bereitichaft ftehen haben, und folched bei Winterdzeit und 
allzuftrenger Kälte gegen Froſt verwahren. 
Die zur Löfhung eines ausbrechenden Feuers erforderlichen Ges 
räthe beſtehen in Feuereimern, Feuerleitern, Seuerhafen, Wafs 
ferfufen und in Keuerfprigen. 
In den Städten darf nach Maaßgabe ihrer Größe und Ges 
bäaudeanzahl Fein Mangel an den bier benannten Feuergeräth⸗ 
fchaften erfcheinen. 9 es irgend an hinlänglichem Vorrath 
noch gebricht, muß die Anfchaffung unverzüglich gefcheben. 
Auch auf dem Lande muß jeder Hausbefitzer neben der ges 
wöhnlichen Hausfprige einen mit feinem Namensbuchitaben bes 
zeichneten tauglichen ledernen Eimer halten, und denfelben, ohne 
ihn fonft zu gebrauchen, unten im Haufe, wo er raſch ergrifs 
fen werden kann, aufbewahren. Nur Schieferdefer, Kamins 
feger, Zimmerleute und Maurer find von folder Anfchaffung 
ausgenommen, teil diefe mit ihren Hämmern, Sägen, ers 
ten, Beilen ze. zum Feuer eilen müſſen. 


Außer diefen privativen Eimern muß jede Stadt und jede Ges 
meine eine verhältnißmäßige Anzahl von gemeinen Iedernen Eis 
mern in Veorrath haben. 
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30) Jeder Ort, worin die Gebäude nebeneinander Liegen, muß nach 
feiner Größe mit zwei, Drei oder mehreren gemeinen Feuers 
leitern verfehen, und dieſe müffen fo befchaffen fein, daß fie 
über das höchite Gebäude im Dorfe reichen. 


31) Eben fo müfjen in jeder ſolcher Ortfchaft wenigftens zwei bis 
vier große Hafen vorhanden fein. | 
32) Iu jedem Orte müffen einige gemeine Wafferfufen vorhanden, 
in Zeiten der Dürre mit Waffer augefült und auf Echlitren 
geftellt fein, Damit fie fchleunig zur Brandftätte gefahren wers 
den fönuen 9. 
33) Jede Gemeine foll werigftend eine große Brandipriße befißen- 
Erforderlichenfans Fönnen mehrere Ortichaften zufammengefegf 
werden, um die Anfchaffung einer folchen En beftreis 
ten zu koͤnnen, welche dann fo viel möglich in der Mitte der, 
Fonfurrirenden Ortfchaften zum gemeinfchaftlihen Gebrauch aufs 
bewahrt werden muß; in jenen Gegenden aber, wo Gebirge 
und Anhöhen den Gebrauch der großen Feuerfprigen nicht ges 
ftatten, follen Fleinere Tragſpritzen angefchafft werden, welch 
felbR in den Hänfern gebraucht werden koönnen. 


34) Die Einführung der f. g. Feuerpatſchen verdient überall vor⸗ 
züglich empfohlen „a werden; ed find große und breite Schwaͤm⸗ 
me, welche man an Stangen befeitigt, die fehr viel Waffer in 
ſich ziehen, und das Feuer duch den Zufchlag auf die ſchnellſte 
Weiſe dämpfen. | | | 

35) Die Fenergerätbichaften müffen fortwährend in gutem Stande 
unterhalten werden; infonderheit ift bei den Feuerſpritzen darauf 
zu fehen, daß das Schraubwerf und die Schläuche von Zeit 
zu Zeit wohl eingefchmieret werden. i 

36) Die gemeinen Feuergeräthichaften find an bequemen zuverlaͤſſi⸗ 
gen Orten aufzubewahren. Zu den verſchloſſenen Sprigen find 
mehrere Schlüffel auszutheilen, damit jeder von demjenigen, wel⸗ 
chen fie anvertraut find, bei entitchendem Feuerlaͤrm dazır eilen 
kannu. Bei jeder Feuerſpritze müffen die dazu gehörigen Schläuche 
und weuigftens 12 bis 24 federne Gimer vorhanden fein. 


37) Bei den unter 23 beftimmten Rifitationen muͤſſen alle Feuers 
geräthfchaften mit in Augenfchein genommen und die Sprigen 
probiret, die befundenen Mängel aut der Stelle verbeffert und, 
wie folched gefchehen, in den halbjährlihen Berichten bei 6 
Thaler Strafe pflichtmäßig angezeigt werde. 





2) Ein hald Loth Alaun, in fiedendem Waſſer aufgelöfet, auf feden Eimer 
Waſſer ift im Winter zuzuſetzen, und muß diefed von Zeit zu Zeit umgerührt 
werden, weil diefer Zufag dem Frofte länger ——— macht und das 
Feuer wirkſamer löſcht. Publ. der Regierung zu Winden vom 16. März 
1828. 
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38) Die Anfchaffungss und Unterhaltungskoften der gemeinen Feuers 
geräthichaften werden als Kommunallaft auf alle Einwohner 
ohne Unterfchied umgelegt. Ei 


39) Für die Städte ift eine dreimonatliche Friſt beftimmt, um die 
allenfalls noch abgängigen Geräthe anzufchaffen. . In den Ges 
meinen auf dem Lande muß ſolches in 6 Monaten bewerfitek 
ligt fein, 

40) Jeder, welcher, wo es auch fei, einen Brand wahrnimmt, er 
mag gefährlich feinen oder nicht, foll bei drei Thaler Strafe 
unverzüglich dad Feuer ausrufen uud Lärm machen, wer aber 
ein in feinem Haufe entjtandened Feuer beimfich halten, und 

i fi) dabei auf das Selbftlöfchen verlaffen wollte, ohne augens 
blicklich Lärm zu machen, es möge daraus ein weiteres Unglüd 
entſtehen oder nicht, verfällt in die Doppelte Strafe, und er ift 
neben derfelben fchuldig, wenn dadurch ein weiterer Schaden 
entjteht, diefen nach No. 21. zu erfeken. 


41) Die Nachtwachen find verbunden, auf Feuer und Licht Acht 
zu geben und fobald fie einiges Unglück bemerken, follen fie 
folches nicht nur durch ungewöhnliches Blafen oder Gefchrei 
ankündigen, fondern auch fowohl an dem Hanfe des Brandes 
ald an den benachbarten Häufern und Thüren anflopfen und 
Allarm machen. 


42) Jeder, der bei feinem Nachbar, es ſei bei Tag, oder bei der 
Nacht, einen brandigen Geruch wahrnimmt, und daher args 
wohnet, daß ein Teuer glimme und Gefahr zu beforgen fei, ift 
befugt und verpflichtet, fi an Ort und Stelle zu begeben, zus 
verläffige Erfundigungen darüber einzuziehen, und bei Eutdes 
ckung der Gefahr Laͤrm zu machen. 


43) Bei dem erſten Feuergefchrei muß durch Blafen oder Troms 
melfchlag, oder durch den Anfchlag der Sturms oder Brands 
glode Allarm gemacht, und diefe Larmzeichen müffen bei zunchs 
mender Gefahr wiederholet und vermehret werden, 

44) Sobald irgend Fener ausbricht, müffen die Einwohner des Or; 
tes mit ihren privat ledernen Eimern zur Brandſtätte eilen, . 
die gemelnen Fenergerätbfchaften müſſen unverzüglich herbeiges 
bracht, und von denjenigen, welche Pferde halten, die Brands 
fprigen und Wafferkufen fchleunigft hinzugeführet werden. *) 

45) Auch die Bewohner der Nachbarörter find fchuldig, mit ihren 

euergeräl-daften berbeizueilen und den Rothleidenden alle mög. 
lihe Hülfe zu leiften. 

46) Diejenigen, welche Brunnen oder fonftige Waffer- Behältnifje in 
ihren Häufern und Höfen haben, follen den Zugang dazu öff⸗ 


*) Kein Einwohner, welcher —— häft, darf dies auf Erfordern der Orts⸗ 
obrigfeit weigern. A. U. R. II. 7. $. 37. 38. 
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nen, um das Waffer zu dem Feuer beruchmen zu koͤnnen. 
Wer dagegen ein Hinderniß in den Weg legt, wird mit 6 Thl. 
und nach Befinden fchärfer beftraft. | 
47) Bei Nachtzeit follen in der Gegend des Brandes, auch befons 
ders, wo man das Wafler herzubolen hat, bei den Brunnen ır. 
Pechfränze aufgeſteckt, oder. wenigftend Laternen oder Leuchten 
aufgehängt werden. 


48) Die ae ee rd und Beamten, Schultheißen, Bürger: 
meifter, Schöppen und Vorſteher follen, fo viel möglich, die ers 
ften fein, Die fich beim Feuer einfinden, um die Leute zu den 
Cöjcharbeiten anzumweifen und ale Verwirrung zu befeitigen. 
Eowohl zum Wafferfchöpfen als zum Löfchen müffen die Leute 
in Reihen geftellet, und nach Lage des Ortes und der Umſtäu— 
de fo vertheiler werden, daß einer den andern in der Arbeit 
nicht hindere, fondern alles deito fchleuniger von Statten gebe, 
und befonders das Waſſer rafcher in Menge berbeigefchafft wer⸗ 
den konne.*) 


49) Alle unbrauchbare Leute und Kinder, welche beim Löfchen nur 
Dinderniffe verurfachen, follen mit Ernft abgehalten, uud übers 
haupt Feine müßige Zufchauer geduldet, fundern dieſe zur Ars 
beit oder fonftiger Hülfsleiftung angeriefen werden. 


50) Die Schornfteinfegee, Dachdecker, Zimmerlente und Maurer, 
welche (nach 28) mit ihren Werkzeugen gleich zur Brandjtätte 
eilen müffen, follen die in Brand ftehenden und zunächſt darum 
gelegenen Häufer, foviel immer möglich, befteigen, und nach ih— 
rem beiten Vermögen fowohl zur Dampfing ded Feuers, als 
— deſſen weiterer Ausbreitung die moͤglichſte Hülfe 
eiften. 


51) Sollte der wirfliche Nothfall eintreten, nächitgelegene Gebäude 
niederreiffen zu müfjen, fo ift dabei mit aller VBorficht zu Wer⸗ 
fe zu geben, und befonders dafür zu forgen, daß das einzureifs 
fende Gebäude in fich felbft hineingeftürzet, nicht aber ausein— 
ander gerifjen werde, indem dadurch nur die Flamme vermeh⸗ 
tet, und Flugfeuer verurfachet wird, 

52) Ueberhaupt ift es bei jedem Feuers-Ausbruch die erfte Noth— 
wendigfeit, die zuftreichende Luft, ſoviel als nur immer gefihes 
ben ann, zu verbüten. Aus diefer Urfache ift oben unter 17 
ein eiferner Schieber bei den Kaminen, um ibn gleich zufchies 
ben zu Fönnen, anbefoblen worden. ben deshalb muß auch 
das Einfchlagen der Wände, Dächer, oder gar der Schornfteine 
ohne die Aufjerfte Roth nicht vorgenommen werden. 





2) Der Landrath muß fofort vom entftandenen Brande benachrichtigt werden, 
damit er fi der Loſchuugs⸗Direktion und Unterſuchung unterziehe, Land» 
räthl. Inſtr. $. 58. 
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53) Auf das Flugfener muß befondere Aufmerkſamkeit gerichtet 
werden, die Dächer der nahe Tiegenden, und demfelben ausges 
ſetzten Häufer und Gebäude müffen mit naffen Tüchern belegt, 
und diefe beftändig begoffen werden. 


54) Diejenigen, welche ſich in Feuersnoͤthen ungehorfam oder zur 
— und Rettung des gemeinen Nutzens widerſpenſtig 
ezeigen, welche Unrath oder fonftige hindernde Sachen in die 
Eprigen werfen, und überhaupt, weiche Unordnung oder Vers 
wixrung ftiften, follen nach Umftänden mit 3—6 oder 10 Thas 
ler), allenfalls auch mit Gefängniß gefiraft werden; wer aber 
vorfaglih au. Feuergeräthfchaften, als Sprigen, Schläuchen, 
Eimeru, Leitern, Hafen, Schaden. zufüget, foll gleich gefänglich 
eingezogen, uud nicht eher Losgelaffen werden, bis der Schade 
erſetzt iſt. 
Dagegen haben diejenigen, welche ſich bei eutſtandener Feuers⸗ 
brunft durch ihren Eifer, Fleiß, Aufmerkſamkeit, uud Beibülfe 
vorzüglich auszeichnen, Belohnung zu eribarten, nemlich: Wer 
zuerft durch Keuerrufen und Lärm den im Haufe eined andern 
entſtandenen Brand befannt macht 1 Thlr. Welche Den erſten 
euerhafen, oder die erfte Keuerfeiter, oder die eriten Feuers 
imern bon einem andern Orte zur Brandftätte bringen 2 Thas 
fer 50 Stüber. . Welche die erfte Dean berbeiführen 
4 Thaler. Welche die erfte gemeine Wafjerkufe mit fauberem 
Waffer zum euer oder zur Sprige bringen 1 Thlr. Derjes 
nige Dandwerfss oder fonft berzbafte Mann, der fich zuerft 
auf den brennenden Bau wagt, feine Bravour zeigt, und vor 
andern erfprießliche NRettungshülfe Teiftet 4 Thaler. ‚ 
56) Sollte denjenigen, welche fi) am erften beim Brande eingefun⸗ 
den, und fi) am meiften erponiret, und als rechtfchaffene Bürs 
. ger und Nachbaren treulich geholfen haben, ein Unglück oder 
. ade am Körper zuftoßen, fo fol ihnen aus Gemeinheitss 
Mitteln ein verhältnißmäßiger billiger Erſatz gefchehen. 


57) Gleich beim Ausbruche und während der Dauer ded Brandes 
müflen einige Leute von anerkannter Redlichkeit auserſehen wers 
den, um auf die Mobilien, Vieh und fonftige Sachen und Ef⸗ 
feften, welche auf einen zu beftimmenden entlegenen feuerfichern 

Pag in Sicherheit gebracht werden, zu wachen, damit fie nicht 
verfchleppt,, oder befchädiget werden koͤnnen. Au denjenigen 
Drten, wo Militair befindfich, ift der wachthabende Offizier 

oder Unteroffizier verpflichtet, für die Sicherheit diefer Mobilis 

en, Moventien ꝛc. forgen und folche gehörig bewachen zu laſſen. 


58) Diejenigen aber, welche bei dergleichen unglüclichen Begebeu⸗ 
heiten das geringfte, wie wenig ed auch fei, eutfremden oder 
unter dem Vorwande ded Fluͤchtens anderweitig verbringen, 
oder das bei ihnen geflüchtete Gut gefährlicher Weiſe verdun⸗ 
keln oder verläugnen, follen als Diebe peinlich geftraft werden. 


5 


— 
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59) Nach geldfchtem Braude müfjen die Fenergeräthfchaften wieders 
um an Ort und Stelle gefchafft werden, jedoch ift nach Bes 
fehaffenheit der Umjtände, obgleich das Feuer gänzlich gelöfcht 
zu fein ſcheint, eine gewiffe Anzahl Leute, nebft dem n thigen 
Geſchirr, und einer Hinlänglichen Quantität Waſſer noch einige 
Zeit bei der Etelle zu halten, damit, weun das vermeintlich ges 
löfchte Feuer auf irgend eine Art fih wieder entzünden und 
ausbrechen füllte, Nettungsmittel zur Hand find. Iſt gar Feine 
Gefahr. mehr vorhanden,. fo wird der Neft der Feuergerätls 
fhaften ebenfalls zurüdigeliefert, fanmtliche Feuergeraͤthſchaften 
müjjen aber des folgenden Tages genau viſitirt, und jeder Abs 
gaug oder Schade an Sprigen, Schläuchen, Eimern, Leitern, 
Hafen fogleich wieder ausgebefjert werden. 


Die Beamten follen jedesmal nach einem Braude, und zwar 
innerhalb der erften 3 Tage die Unterfuchung anftellen, 


a. ob der Brand durch Bosheit, Schuld a oder Vers 
rag oder auf welche fonftige Art und Weife ausgebro⸗ 
chen fer; 

b. ob ein jeder beim Löfchen des Feuers feine Pflicht beobachtet 
habe, wer fäumig oder ungehorfam befunden worden, oder gar 
fo verwegen gewefen ſei, verbotene Ausfchweifungen zu beges 
hen. Auch muß in dem desfallfigen Protokoll; welches in den 
eriten 8 Sagen einzufchicken ift, genau bemerkt werden: 


c. wie die Säumigen, Ungehorfamen, oder Widerfpänftigen wirk⸗ 
lich beftraft worden find; übrigens tft . 

d. im Anfehung der Feuer⸗Aſſekuranz mit der Unterfuchung und 
Schatzung des entitandenen Schadens nach der einfchlägigen 
Feuer-Afjefurang Ordnung pünktlich zu verfahren, 


61) Bei guten Feneranftalten kommt es hauptfächlich darauf an, 
daß in allem eine gute Ordnung gehalten werde, und befons 
derd daß ein jeder zum Voraus gleich wiffe, was er auf den 
Fall einer entfiehenden Feuersbrunſt dabei zu thun hat. Da 
aber dieſes fich nicht beſſer, ald für eine jede Stadt, oder für 
einen jeden Ort nach den LofalVerhältuiffen insbeſondere bes 
ſtimmen läßt, fo fol. von den Magiftraten oder fonftigen Stadt⸗ 
Obrigfeiten für jede Stadt ein eigenes Reglement errichtet wers 
den. Diefed Reglement muß enthalten: 


a, die zu den Feuerinftrumenten beftimmten Perfonen, b. ihre 
Verrichtungen, c. Obliegenheiten der Kaminfeger, Leiendeder, 
Zimmerleute und Maurer, d. Ordnung im Löfchen, e. Wache 
auf Ungrdnungen, f. fihere Berwahrungspläße der gerettet 
werdenden Sachen, g. Wache wider das Stehlen. 


— Dieſes Neglement iſt abſchriftlich dem Provinzial⸗Rath einzu— 
enden, | 


60 


— 


3— 
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Auf dem Lande kann zwar nicht uͤberall hierüber ein fo voll⸗ 
ftändiges Reglement wie in den Städten erwartet werden, gleichwohl 
jollen die Beamten für die serfchiedenen Amts-Diſtrikte ein gleiches 
Reglement wenigftens Aber die Beftimmung der Perfonen, welche mit 
den Reuergerätbichaften am beften umzugehen wiſſen, über die Eins 
theitung der Arbeiter zum Wafferfchöpfen und zum Löfchen, über die 
Aufftelung der Wachen. wider Unordnungen und wider das Stehlen 
entwerfen, und eimfenden. Derjenige Beamte, welcher in Diefer für 
das Land fo wichtigen Angelegenheit das befte, und den audern Aem— 
tern zum Mufter dienen Fönnende Reglement der Lölchauftalten Liefert, 
fol nebit öffentlicher Befanntmachung ſeines DVerdienftes eine Prämie 
son 50 Rthlru. erhalten. Diefe Prämie wie auch die unter 55. ber 
ffimmten Belohnungen werden aus dem Brüchtenfond beftritten, wel 
chem wechfelfeitig die aus den Uebertretungen der Seuerordnuug ent 
fpringenden Gelditrafen zufallen. 


Allgem. Feuerordnung für die Landestheile ded vorm. Großherzogthums Berg, 
dı d. Düffeldorf den 5. Septbr, 1807, j \ 


2. Fenerpoligeis Verordnungen müffen aber dem Militairfommans 
danten der Garnifon mitgetheilt, und deſſen Erinnerungen, Vorſchlaͤge sr. 
eventuell erwogen, reſp. berücichtigt werden. Vom Probiren der 
Löfchgeräthe ift ihm vorher Kenntniß zu geben, A, Kab.⸗O. vom 29. 
Aug. 1818. 


(Vorschriften 3. Zum Schaden oder zur Unſicherheit des gemeis 
bei Bauten u. nen Wefend, oder zur Verunftaltung der Städte und 
Raparaturen.) Öffentlichen läge fol Fein Bau und Feine Verändes 
rung vorgenommen werden. A. L. R. J. 8.6.66. Siehe auch ©. 102 
sqg. und wegen Bauten in der Nähe von Feftungswerfen die A. K. DO. vom 
24, Aug, 1814. Geſetzſ. ©. 75. 

Wer alfo einen neuen Bau in Städten anlegen will, muß das 
von — der Obrigkeit zur Beurtheiluug Anzeige machen. A. L. R. 
1. 8. $ 67. 


Bei der anzuftellenden Prüfung muß die Obrigkeit zugleich das 
hinfehen, daß Durch eine richtige und vollſtändige Befchreibung des 
abzutragenden Gebäudes . nach feiner Lage, Grenze und übrigen Be: 
ſchaffeuheit, Fünffigen Streitigkeiten bei dem Wiederaufbaue, in Aus 
a. des Winkelrechts, und fonft möglichft vorgebeugt werde. 
Daf. 9. 68. 


Bei der Beurtheilung der Zuläfigkeit eines Baues hat die Bau—⸗ 
polizei nicht allein für die möglichite Verhütung von Feuersgefahr, 
‚ foudern auch für die Feſtigkeit und eine der Geſundheit unfchädliche 
Befchaffenheit der Gebäude zu forgen, außerdem ift fie aber verpfliche 
tet nach vorft. $. 68, die Jutereſſen der Nachbarn zu berüdfichtigen, 
und vorbehaltlich deffen, was nur Gegenftand gerichtlicher Eutſchei⸗ 
dung fein kann, kuͤnftigen Streitigkeiten möglich vorzubeugen, M. 
N. vom 6. April 1835. 


wenn 
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Borzäglich iſt eine befondere obrigfeitliche Erlaubniß uothwendig, 


„ es fei in Städten oder auf dem Lande, eine neue Feuerjtelle 


errichtet, oder eine alte an einen audern Ort verlegt werden fol, 


Dal. 8 


2 


— 


3 


N? 


4) 


5) 


6 


— 


7 


— 


8) 


« 69% 


4. 1) Es darf in Weftfalen auf dem platten Lande (außerhalb 
der Städte) feine neue Feuerſtelle, ohne die betreffende Ges 
meinde vorher darüber zu hören, errichtet werden; wer eine 
folche zu bauen beabfichtigt, hat bei der ſchon hier erforderlichen 
Nachſuchung der Erlaubniß ($. 3. vorft.) der Ortspolizeibes 


börde, zugleich ein Zeugniß der Polizeibehörde feines bisherigen 


Wohnorts über fein Wohlyerhalten fo wie den Nachweis feines 
hinfänglichen Vermögens zur Ausführung des Neubaues und 
zur Einrichtung feiner Wirthſchaft, wicht minder über den eis 
genthümlichen Erwerb des Bauplatzes vorzulegen. 


Die Polizeibehörde Legt dem Gemeinderath diefed Zeuguiß, fos 
wie die nach den ortsüblichen. Erforderniffen und Bedürfniffen 
zu beurtheilenden Nachweiſen, zur Prüfung vor; 


Findet der Gemeinderath Kiernach gegen den neuen Anbau nichts 
u erinnern, fo hat die Ortspolizeis Behörde ihrerfeitd die Zus 
läſſigkeit deffelben zu prüfen, indem fie erwägt, ob nach der 
Lokalitaͤt, den fonftigen Verhältniffen und der Perfönlichkeit des 
Anfiedferd Gefahr von der Anlage an der beabfichtigten Stelle 
für die Gemeinde zu beforgen ſtehet; wobei insbefondere dahin 
zu ſehen ift, daß der Baupfaß anpaſſend, an einem vorhande⸗ 
nen Wege, im Abftande von 12 Fuß von folchen, nicht minder 
der polizeilichen Aufiicht zugänglich, gewählt fein muß; 

Findet weder der Gemeinerath; noch die Ortspolizeibehörde bei 
der Anfiedelung einen Anftand, fo wird die Erlaubniß zur Aus⸗ 
führung des Aubaues von legterer ertheilt; 


Gegen den Widerfpruch des Gemeineraths oder der Polizeibes 
hörde fteht der Rekurs in dem geordneten Gange offen; 


Die Bolizeibehörde hat die Angemefjenheit des neuen Baues 
in polizeificher Hinficht (3) auch dann ihrer Prüfung zu unters 
ziehen, wenn derfelbe von dem Eigenthümer des Bauplatzes felbft 
zur Vermiethung ꝛc. unternommen wird. 


Auf die vor Erlaß dieſer Anweiſung mit polizeilicher Erlaub⸗ 
niß bereits im Bau befangenen neuen Feuerſtellen leidet dieſelbe 
keine Anwendung; fortan aber darf ohne deren Beachtung kein 
ſoicher Bau unternommen werden, bei Strafe der Niederreis 
fung defjelben. 


Die beftehenden Grundfäße über die neue Wahl des Aufents 
haltsortes bleiben übrigens bis zu der zu erwartenden allge 
meinen Verordnung über die Aufnahme oder Zurüctweifung 
nen angiehender Perfonen unverändert. Publ. des K. Oberpräfid. 
in Weftfalen vom 31. Mat 1855. 


* 
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(Raugesuche u, 5) Die Landräthe find zur Ertheilung der $. 3. 
Baukonsense.) vorſtehend gedachten Erlaubniß ermächtigt, muͤſſen aber, 
in Weftfalen ‚ die polizeilihen und rechtlichen Verhältniffe prüfen, na⸗ 
mentlih bei Zerjtüdelung von Grundjtüden in Beziehung auf die 
Gefege vom 21. April 1825. Geſetzſ. ©. 74. 6. 40, ©. 94 $. 20 u. ©. 


- : a $. 20.) Publ. der Reg. zu Müniter vom 4, Mär; 1817 u. 27. Deibr. 


6. Zu Baugefuchen muß ein 5 Sgr. Stempel, zu Konfenfen 

15 Sgr. und bei geringfügigen Bauten uud Feinen Häufern ein 5 
Sgr. Stempel adhibirt werden. Bei Reparaturen, wenn von Feiner 
auptreparatur Rede, bedarf es Feines fchriftlihen Verfahrens. 


M. R. vom 13. Aug. 1820, 28. Januar 1826, 13. Mär; 1829. Reifr. d. 
Reg. zu Münjter vom 44. Aug. 1851. 


7. Der Einreihung von Zeichnungen von allen Neubauten in 
Städten bedarf es wicht. Bei einzelnen wichtigen Fällen und wenn 
fie ſolches für nöthig erachter, kann die Ortsobrigkeit eine Zeichnung 
fordern. M. R. vom 30. April 1829. 


(Einschränkung 8) Wer ein neues Gebäude an einer Kunftitraße 
des Eigenthö- anfegen will, muß feine Anzeige zur Genehmigung bei 
ne Bau- dem Landrathe und dem betreffenden Kondufteur eins 
reichen, welche das Bauprojekt örtlich zu prüfen uud 

dabei zugleich dahin gu fehen haben, daß das Gebäude 10 preußiiche 
uß vom Außern Rande des Straßengrabend abgefeßt werde. — Dat 
ihn Gebäude ohne Erlaubniß zu nahe au der Kunftitraße gelegt, 
fo ift er nach Vorfchrift des A. L. R. 1.8. $ 71 u. 72 anzubhalten, 
abzurücen, oder wenn folches nicht gefchehen Tann, muß das Gebäude 
abgetragen werden. M. R. vom 17. Septbr. 1827, Publ. der Regier. zu 


Dppeln vom 27. Zuli 18927. Giehe au Baupolizei-Borfriften unter Tit. 
V. Kap. 2. $, 15. und Tit. IL. Gr 49 Zi 58. 


9. Wer der Vorfchrift, $. 3. vorftehend, zuwider handelt, infos 
fern von Peiner Feuerſtelle Rede ift und dieferhalb der $. 70 A. L. R. 
1. 8. (Zit. 111. $. 56. vorft.) Peine Anwendung findet, ift wegen blos 
unterlaffener Einholung des polizeilichen Konfenfes zum Neubau oder 
einer Hauptreparatur die Strafe auf 1 bis 5 Thlr. feitgeftellt. Ins 
ter Hauptreparaturen find Diejenigen zu verfteben, bei welchen ganze 
Sheile eined Gebäudes entweder in ihrer Konftruftion oder dem Mas 
teriale eine Veränderung erleiden, oder bei welchen wefeutlich auf die 
Feftigkeit oder Feuerfigerheit Einfluß ausübende Anweifungen gegen 
die urfprüngliche Einrichtung Statt finden, oder wodurch endlich der 
bisherige Zweck ded Gebäudes verändert wird. Publ. d. Reg. zu Mün- 
fter vom 30. Debr. 1854 (Amtsbl. 1858 ©- 1.) 


10) Wer einen Bau führen oder Hauptreparaturen unterneh⸗ 
men will, muß fich dazu bereideter eifter bedienen, und nach 
den zur Abwendung der Feuersgefahr abzielenden Auweifungen ders 
felben ſich achten. 4.2 N. IE 20. $. 1839. \ 
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Die Befugniß des Bauherrn, ohne Zuziehung eines Meifters, 
durch Gefellen und Handlanger einen Bau bei perfönficher Leitung 
auszuführen, darf mir fich erftreden: 

auf innere Einrichtungen und Reparaturen mit Ausnahme der 
ewölbten Keller und Feuerungsanlagen. Publ. der Regier. zu 
ünfter vom 28. Juni 1825. (Siehe Tit. 8. Kap. 2. Abichn. 7.) 


411. Ohne Erlaubniß der Obrigkeit dürfen Bauftellen, die bisher 


— Nummern hatten, nicht in Eins gezogen werden. 1, 8 m. 
I. 8. $. 76. 


Auch die Zugeftehung einer ſolchen Erlaubuiß kann, in Anſe⸗ 
hung der nach den Nummern vertheilten, oder uoch zu vertheilenden 
Laften und Abgaben, weder dem gemeinen Weſen, noch andern Pri⸗ 
vatperſonen zum Nachtheile gereichen. Daf. $. 77. | 

Die Srraßen und öffentliche Präße dürfen nicht verengt, veruns 
reinigt, oder fonft verunftaltet werden. Daf. 8 78, 

Befonders darf Niemand, ohne ausdrüdlihe Bewilligung der 
Obrigkeit, einen Kellerhals oder anderes dergl. Nebengebäude auf die 
Strafe zu anlegen. Daf. $. 79. Ä 

Auch die Einrichtung von Kellers und PLadenthüren, welche auf 
die Straße gehen, die Anlegung neuer, oder Wiederherftellung einge: 
gangener Erker, Löben und auf die Straßen hinausgießender Dach- 
rinnen, die Aufjegung von Wetterdächern und in die Straße hinein 
ſich erſtreckenden Schildern, fo wie die Errichtung. von Blitzableitern, 
darf nur uuter Erlaubniß der Polizeiobrigfeit und nach den von dies 
fer zu ertheilenden Anweifungen vorgenommen werden. Daf. $. 80. 


Es find hier aber weder Podeften, noch Geländer, noch Freis 
treppen genannt, M. R. vom 28. Oftober 1825. 

Uebrigend aber kann jeder Hauseigenthümer den f. g. Bürgers 
fleig, fo weit er das Steinpflafter zu unterhalten hat, benutzen, infos 
fern De ohne defien Verengung Statt finden kann. Daf. u. 9. 8, 
R.LB98. 


Wenn bei einer Umpflafterung des Straßendammes der Bürger- 
fleig breiter gelegt wird, fo kann den Haudbefigern ein Beitrag zu 
den Umlegungsfoften jo wenig, ald zu den Unterhaltungsfoften für 
die neu hinzufommende Breite des Bürgerſteigs abgefordert werden. 
M. R. vom 22. September 1819. 

Deögleichen in der Regel nicht, wenn bei einer nothwendigen 
Erhöhung des Dammes der fonft noch brauchbare Bürgerfleig umge⸗ 
legt werden muß. Dafl. Reſtr. 


12. Bei Erbauung neuer Häufer, fei e8 in Stelle alter oder 
auf neuen Bauplägen, muß, ehe der Bau beginnt, vorher die Nich- 
tung der Frontlinie abgeſteckt und diefe unabänderlich beibehalten wer: 
den. Eine Vor⸗ oder Nüdlegung muß ſich ein Zeder gefallen Taffeı. 
Publ. der Reg. zu Reihenbah vom 22. Dezember 1817. 
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13. Nähere Beitimmungen über die F. 78— 81. des A. L. N. L. 
8. ($. 11. vorft.) berührten Segenftände bleiben den befonderen Pos 
lizeigefegen eines jeden Orts vorbehalten. A. L. R. I. 8 $: 82. | 


14. Wenn eine Bauanlage für das Publikum nicht blos unbe: 
quem, fondern wirffich gefährlich ift, ift der Eigenthümer zur Weg: 
fehaffung, auch ohne Entfhädigung verpflichtet; Dagegen aber zum 
Entſchaͤdigungsanſpruch wohl befugt, wenn die Wegfchaffung nur zur 
Bequemlichfeit oder Angenehmlichfeit des Publifums, oder zur Vers 
fhönerung der Stadt, infofern im Diefen Fallen überhaupt die Weg— 
ſchaffung angeordnet werden Faun, erfolgt. M. R. vom 2. Dejember 
1818. 


15. Die Polizeibeamten follen darauf halten, daß bei dem News 
bau non Häufern nicht Giebel von Fachwerk oder ausgeſtackte Gies 
bel, fondern ihrer ganzen Höhe nach maſſiv aufgeführt werden, und 
in Kontraventionsfülfen die Wegjchaffung der vorichriftswidrigen Gie— 
belwände bewirfen, Die Werfmeifter follen mit einer nahdrudlichen 
Strafe für den Kontraventionsfall bedroht werden. M. NR. vom 25. 


Mai 1827, Publ. der Reg. zu Magdeburg vom 20. Zuli 1827, zu Müniter v. 
14. Januar 1818, 


16. Alle an den Auffenflächen in den Wänden, dem Giebel 
oder dem Dache der Gebäude in den Städten oder geſchloſſeüen Dör— 
fern vorhandenen Oeffnungen follen mittelft Fenſter oder Laden vers 
fehließbar gemacht, und letztere füllen, fobald die Gebäude ohne menfch- 
liche Aufſicht bleiben, verfchloffen werdem Regl. für die Städte der 
Grafihaft Mark vom 20. April 1773._1. $. 15. Publ. der Meg. zu’ Breslau 


vom 9. Juli 1812, zu Pofen vom 19: März 1821. I. $. 28. und zu Bromberg 
vom 16. Januar 1821. 


17. Bei Vermeidung von Polizeiftrafen ift für Städte, Flecken 
und Dörfer beitimmt: | | 
1) Bei Fünftigen Neubauten fowohl an Wohns als fonftigen Ges 
bäuden follen nach den Straßen hin Feine hölzernen Giebeldächer 
mehr angelegt werden. Eben fo ift unterfagt 
2) die Aulegung oder Wiederherftellung verfallener, nach den Stras 
ßen hin aushängenden hölzernen Dachrinnen oder Röhren und 
3) der hölzernen Zäune oder Plankwerke an Straßen und öffent 
lichen Pläßen. Publ. der Neg. zu Münfter vom 14. Januar 1818, und 
Reſkr. derf. vom 17. Januar 1822. 
Hölzerne Dachrinnen werden in Städten nicht geduldet. Die bis⸗ 
berigen, wmeiftend auf die halbe Straßeubreite ausgehenden Rinnens 


ſchnabel müfjen. abgebrochen werden. Yubl. der Reg. in Minden vom 4, 
ee 1818, zu Sttalfund vom 17. Zanuar 1819. M. R. vom 26. Februar 
1824. 


18. Wenn einzelne Gehöfte oder mehrere Gebäude, oder wohl 


— 
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ar ein ganzes Dorf abgebrannt find, und deshalb, oder wegen Baus 
Afigkeit, oder auch aus andern Urfachen nen aufgebaut werden müſ— 
fen, fo fol fein Eigenthümer die Erlaubniß haben, eber den neuen 
Bau eined Gebäudes vorzunehmen, als bis ibm die Bauftelle von der 
Obrigkeit, am welche er fich Deshalb zu wenden bat, angewiefen iſt. 
Edikt wegen Auseinanderbauend der Gebäude in der Kurmarf vom 45. Juni 
4795, 3. 4« Nachtrag zu demf. vom 28. Auguft 1796 und 9.April 1804, *) 
Publ. der Reg. zu Fiegnig vom 17. Suni 1817, zu Reichenbach vom 22. De- 
jember, Beroron, für die Städte im Peg. Bez. Opreln vom 49. April 1817, 
Regl. für das platte Land daf, vom 9, Dezbr. 1822, Publ, der Reg. zu Dan: 
jig vom 25. Mai 1825. — 

Die Bauſtellen ſollen vorher durch den Landrath oder Diſtrikts— 
Bau⸗Juſpektor beſichtigt, und der Bauplan muß geprüft und zur Ges 
wi der Negierung eingereicht werden, Verordn, vom 26. März 
1818 3. 4 u. 6. Publ. der Reg. zu Neichenbad vom 22. Dezember A817; 
8. 1 u. 6, Regl. der Reg. zu Oppeln vom 9. Dezember 1822. $. 50. 


19. Dem Ermeffen der Gutsobrigkeit, da wo ihr die Polizei— 
aufficht über die Dörfer obliegt, iſt es überlaffen, zu beflimmen: 
ob die neu zu erbauenden Gehöfte oder eindelne Gebäude ihre vor- 
malige, oder welche neue Stellen, und in welcher wechfelfeitigen, zur 
Verhütung gefährlicher Feuerdbrünfte hinlänglichen, auch mit der 
wirtbichaftlichen Beftimmung der Gebäude verträglichen Entfernung, 
wieder. erhalten, und wie die Hofitellen und Dorfſtraßen erweitert 
werden follen; dabei haben fie zu ſorgen, daß der betr. Eigentümer 
für den aus der Verfegung ihnen erwachfenen Verluſt eine der Sache 
Angemefjene Entjchädigung erhalte, Edikt vom 15. Zuni 1798. $. 2. 


20. Sind mehrere Gebäude oder ift ein ganzes Dorf abge: 
brannt, fo iſt e8 nicht durchaus erforderlich, daß jedes Gehöfte ges 
rade feine vormalige Stelle wieder erhalte; vielmehr muß, wenn der 
Zweck des Auseinanderbanens größern Zwiſchenraum, als den bishes 
tigen erfordert, ‚eben fowohl auf Verlegung der Banftellen, als auf 
möglichit regelmäßige Anlage und Etellung der neuen Gebäude Bes 


dacht genommen werden. Merordn. vom 26. März 1818. $. 1-6. & und 
die $. 21. alleg, Reg.Verordnungen. 


21. Jeder Bewohner des platten Landes, er fei Eigenthümer 
oder Unterthan, iſt ſchuldig, ohne einen wirklichen Feuerſchaden abzus 
warten, ſich die Verſetzung feiner feuergefährlichen oder in feuerge⸗ 





*) Das Edikt vom 18. Juni 1798 iſt, nebſt deſſen Nachtrage vom 19. April 
1804 und dem Edikte vom 28. Auguft 1796, zwar zunaͤchſt für die Kur— 
mark erlaifen. Da dieſelben indeß auf den allgemein geferlihen Grund: 
fägen der 65. 29 bis 51.9. L. R. I. 8. beruhen, uud nichts enthalten, 
ald eine nähere Belehrung der Behörden über deren Anwendung, fo follen 
fie nah Min. Verf. vom 20. Zuli 1815 aud) in Oftpreußen und Litthauen 
in Ausübung gebracht werden. Als eine folhe nähere Belehrung für 
die Polizeibehoͤrden anderer Provinzen finden die weientlihen Vorſchriften 
diefer Edifte hier eine Stelle, 
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fährliher Nähe mit andern ftehenden, wenngleich fonft noch betvohtts 
baren und brauchbaren Gebäude, gefallen zu -laffen, wenn die Guts— 
und andere Obrigfeit, mit Beiftimmung ded Landraths, eine folche 
Berfegung, zur Beförderung mehrerer Feuerſicherheit in den Dörfern, 
für nöthig erachtet, und der Eigenthümer oder Befiger durch Erbau⸗ 
ung anderer Gebäude von gleicher Güte und Befchaffenheit, auch für 
die auf feiner alten Stelle gehabten Nutzungen an Garten uud Hof 
raum, auf den Grund richtiger wirtbfchaftlicher Abfchägungen, gehö⸗ 
rig entihädigt wird. Nachtrag zu dem Edifte vom 15. Jar. 1796 vom 19. 
April 1804 $. 2. Publ..der in zu Liegnig vom 2% Sanuar, zu Reichenbach 
vom 22. Dezember 1817, Reglem für das platte Land im Regierungsbezirke 
Dppeln vom 6. Dezember 1822. Publ, der Reg. zu Gumbinnen vom 25. Mai 
und zu Danzig vom 25. Mai 1823, r 


Jedoch ift von diefer Vorfchrift im Nückſicht auf die Laften ohne 
die dringendfte Veranlaffung nicht Gebrauch zu machen, und in jes 
dem vorkommenden Halle die Genehmigung der Negierung nachzufuchen, 
Publik. der Neg. zu Gumbinnen und zu Danzig vom 25. Mai 4823. \ 


22. Alle Vorfihriften, wornach Fein Untertban eher einen Bau 
vornehmen fol, bis ihm die Stelle von der Obrigkeit angewiejen wors 
den, und wie es zu halten, wenn derfelbe mit der Anweifung nicht 
zufrieden ift, finden auch auf deu Wiederaufbau der Wohn⸗ u. Wirth- 
fchaftsgebäude in Nücficht ihrer Verbindung unter fich völlige Ans 
wendung, und derjenige, welcher. ſolchen Vorſchriften entgegen, ohne 
obrigfeitlihe Anweifung bauet, muß angehalten werden ,; den gefeb- 
twidrigen Bau auf eigene Koften niederzureißen, Dies foll auch bei 
dem vorichriftswidrigen Baue der Gutdobrigfeiten ſelbſt und anderer 


Eirigefefienen geihehen. Edikt vom 28. Auguft 1796. $. 4. und bie $. 21. 
allegı Reg.Verordn. | 


23. Die abgebrannten Gebäude follen, wenn fie nahe an eins 
andergeftanden haben, weiter auseinandergebaut werden. Edikt vom 


15. Zuni 1795. Nachtrag zu diefem Edifte vom 9. April 1804, und die $. 21+ 
alleg. Reg.⸗Verordn. 


24. Iſt der Raum, auf welchem ein Gehöfte gejtanden, nicht 
von dem Umfange, daß folches nach den gefeßlichen Yeitimmungen 
wieder darauf angelegt werden Fan, fo find einzelne Gebäude außer⸗ 
ne des Dorf oder Vorwerk zu erbauen. Die $. 21. alleg. Regı 

erordn. 


- 25. Die Gebäude der angrenzenden großen, aus mehreren Ges 
bauden, Stallungen und Scheunen beftehenden Gehöfte dürfen, wenn 
folches irgend ausführbar ift, nicht näher, ald 8 Rutheu zufammen 
ſtehen. Scheunen find am weiteften von den mit Feueranlagen vers 
fehenen Gebäuden entfernt zu erbauen, Publ. der Reg. zu Liegnig vom 
27 Suni, zu Reibenbah vom 22. Dezember, Verordn. für die Städte im Re— 
ierungsbezirf Oppeln vom 19. April 1817. Regl. für das platte Land da= 
elbft vom 9. Dezember 1822. und die $. 21. alleg. Reg. Verordn. 
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26. Kein zu einem Gehöfte gehöriged Gebäude darf näher als 
30 Fuß am das andere gejegt werden. Die letztged. Verordn. 


27. Die Gebäude find da, wo folches erforderlich it, beim Neu⸗ 


bau — daß die Dorfſtraße die vorgeſchriebene Breite erhält. 
Daſelbſt. | 


28. Bei allen nach vorftchenden Beſtimmungen vorfallenden Baus 
ten muß darauf gefehen werden, daß möglichft zwiſchen zwei Höfen ein 
Baumgarten angelegt iverde, damit bei entjtehender Feuersgefahr 

‚die Flamme nicht gleich überhand nehmen und von Hof zu Hof um ' 
fich greifen kann, vielmehr duch die dazwifchen befindlichen Bäume 
aufgehalten wird. Daf. | 


‚29. Die Abihägung des Schadens ge durch gefchtuorene 
Kreisſchulzen, und die Vermeffung der Grundftüde, infofern folche 
nöthig fein follte, Durch vereidete Keldineffer. — Die Tarationds und 
Vermeſſungskoſten, imgleichen die Koften für die Aufnahme des etwa 
nöthigen Plaued werden in den Domainenämtern ‚ganz, und in den 


Dörfern anderer Gutsherrn zur Hälfte, aus den Kreisfaffen gezahlt. 
Edift vom 15. Juni 1795. $. 7. 


30. Wenn der Befiger bei der Verfeiting feiner Gebäude in 
feinem nugbaren Grund und Boden oder an deffen Abnugung nur 

fo wenig verliert, daß der Verluſt in Vergleichung mit feinem Nahs 
rungszuftande von gar Feiner Erheblichkeit ift, welches die Gutsobrig⸗ 
keit mit Zuziehung ded Landraths jedesmal zu erwägen hat, 3. ®. 
wenn Dreis oder Vierhüfner einige Quadratfuß verlieren, und in 
folhen Fällen die Vergütung ded geringen Schadens mit großen 
Schwierigkeiten verbunden iftz fo muß der Befiker diefen Bertuft ohne 
Bergütung allein übernehmen, Daf. $. 4. 


31. Ein Gleiches fol auch Statt finden, wenn nicht bloß die 
Gebäude eines einzelnen Bauern, fondern mehrere Gebände oder Ges 
höfte benachbarter Wirthe verfeßt werden, und der Verluft für jeden 


— Beſitzer unbedeutend und die Entſchaͤdigung ſchwierig If. 
af. $. 6. | * 


32. Kann aber die Vergütigung des Schadens, wenn er auch 
von geringer Bedeutung fein follte, ohne große Weitläuftigfeiten ges 
fchehen, und verlangt der Grundbeſitzer eine folche, oder ift der Schar 
den von größerer Grheblichkeit: fo muß folcher genau gewürdigt, und 
erfegt werden. Daſ. 8. 6. 


33. Wenn zur Berfegung der Gehöfte oder einzelner Gebäude zwar 
nutzbare Grundftüde des Beſitzers bebauet werden müffen, dagegen aber 
die alten Bauftellen wieder gu Fultiviven und nugbar zu machen find, mits 
hin der Befiger keinen Verluſt an dem Flaͤcheninhalt feiner nutzbaren 
Grundſtücke leidet; fo fol zwar Feine Entfchadigung Statt — dagegen 
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aber ſolche in der Regel allemal gegeben werben, wenn der Beſitzer 
e nes zu verfeßenden Setsöftes oder einzelner zu verfegender Gebäude 
dadurch an dem bisherigen Flächeninhalt feiner nugbaren Grundſtücke 
einen Verluft leidet. Kür den Verluft in Rückſicht auf die Bonität 
und beffere Kultur der Grundftücde darf jedoch, in den F. 31.— 33. 
angeführten Fällen, Feine Vergütung verlangt werden, fondern einen 
ſolchen geringen, durch eigene Induftrie zu erfeßenden Verluft muß 
der Beliker, in Rückſicht auf die mehrere Sicherheit feiner Gebäude 
und feined übrigens Eigenthums, ohne Vergütung fragen. Daf. $. 3. 
und die $. 21. alleg. Reg.-Beroren. 


34. Die Vergütung des Verluftes an Grund nnd Boden foll 
in der Negel immer, foweit folches nur immer möglich ift, und bes 
fonders, wenn der Befiger jonft nicht im präftatiousfähigen Zuftande 
erbalten werden fünnte, durch andere Grundſtücke geſchehen. Hierzu 
find vor aflen andern die Gemeindepläge bei den Dörfern zu wählen, 
über deren unentgeltliche - Abtretung die Gemeinden zwar zu hören, 
wogegen aber, wenn diefelben ihnen nur irgend eutbehrlich find, Fein 
San geftattet werden fol. Daf. $. 8. umd die $. 21. alleg. Reg. 

eroren, 


35. Kamm die Naturalentjhädigung durch Grumditücde nicht 
anders zwecmäßig geft#en, als daß der neue Grundbefißer etwas 
von dem Grundftüde feines Nachbars erhält; fo muß ſich Letzterer 
— m; en der Eutjhädigung unweigerlich gefallen laffeı. 
alleg. Edikt 3. 9. 


36. Ueberſteigt die Aufbringung der Entſchädigungszuſchüſſe 
die Kräfte der Gemeinde, welches fich gleich bei der eriten Anlegun 
des Mans überfeben läßt; fo muß der Landrat dieferbalb ſchleuni⸗ 
gen Bericht an die Negierung erjtatten, damit entweder der ganze 
Man anfgegeben, oder auf eine ausführbare Art modifzirt, oder auch 
auf andere Weife für die Erleichterung der Gemeinde geforgt werden 
faun. Dafeloft z. 14. 


37. Wenn die Vergütung des BVerluftes an Grund und Boden 
auf ſolche Weife durch andere Grundftüde nicht geſchehen kann, und 
es mit dem Beſtande der Präftationsfähigfeit ded Grundbefigerd und 
feiner Nachbaren verträglich ift, ihu durdy Geld zu entjchädigen, oder 
wenn eine elegenheit. vorhanden tft, benachbarte Grundſtücke zur 
Naturalentfchädigung anzufaufen, oder wenn nur eine auf eine Zeits 
lang ausfallende Rugung zu vergüten iſt; fo muß der Grfag nach 
vorgäangiger genauer Abſchätzung in Gelde geſchehen. Daf. $ 10. 


38. Behufs diefer Vergütung in Gelde follendie Kreisfaffen, 
welche durch eine mehr feuerfichere Bauart gewinnen, dem Bauenden 
eine doppelte Kreisremiffton zahlen, und wenn hierdurch der zu ers 
u. Schaden vergütet werden kann, bat e8 dabei fein Bewenden. 

af. $. 11. 
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39. Eoflte dieſe Remiſſion aber zur völligen — —— nicht 
hinreichend ſein, ſo muß das Fehlende aus der Gemeindekaſſe zuge⸗ 
ſchoſſen, oder wenn eine ſolche nicht vorhanden iſt, von ſammtlichen 
Mitgliedern der Gemeinde, mit Jubegriff der bauenden uud zu ent: 
fchädigenden Interefjenten, als welche ibren fozietärsmäßigen Antheil 
mit übernebmen müffen, (jo wie andere außerordentliche Gemeindes 
laften), nah dem an jedem Orte üblichen Verhältuiffe aufgebracht 
werden. Daf. $. 12. 


‚.. 40. Bei Regulirung der Entfcbädigungen muß der Landrat 
jedesmal zugezogen werden. Diefer bat wegen Bewilligung der dops 
pelten Kreidremiffion und eventuellen Aufbringung des Entſchädi⸗ 
gungszufchufes, mit Einreichung der Planfage von den individuellen 
Beiträgen, an die Regierung zur Genehmigung zu berichten, dem⸗ 
m auch für die ungefaumte Ausführung des Bauplaus zu forgen. 
af. $. 13. 
41. Die Beſtimmung, ob die in Gelde zu zahlenden Entichäs 
digungsfummen Dem Beſitzer ausgezahlt, oder auf welche andere 
eife folche zu deffen und feines Hofes Nutzen verwendet werden fols 
Ien, bleibt lediglich dem Ermeſſen der Gutsobrigkeit vorbehalten, wo⸗ 
gegen dieſe für die Praſtatiousfähigkeit ihrer Eingeſeſſenen einzuftcheu 
gehalten find. Daf. $. 15. 


42. Gegen Erhaltung der Entfehädigungen follen die Einge— 
ſeſſenen fchlechterdings fihuldig fein, ſich die Verfekung ihrer Ger 
bäude nach dem Verlangen ihrer Gutsobrigfeiten gefallen zu Taffen. 
Daf. 9. 16. 


43. Widerfprechen diefelben dem Vorhaben der Letztern in Ans 
febung des Auseinanderbaued überhaupt, oder find fie mit der ihnen 
angebotenen Entihädigung nicht zufrieden; fo hat der Kandrath fie 
mit Zuziebung ihrer Obrigfeiten zu hören, ihre wechfelfeitigen Gründe 
und Gegengründe pflichtmäßig zu unterfuchen und zu Protokoll zu 
nehmen, und die Verhandlungen, nötbigenfalls auch mit einem Gis 
tuationsplane, der Regierung einzureichen. Daf. 6. 17. 


44. Sind die Eingefeffenen außer der Gutsobrigkeit noch aus 
dern Gutsherrn dienſt⸗, zehnt⸗ oder zinspjlichtig, oder find fie Zeit 
pächter, Erbpächter, Zinsleute, Pfarr: oder Kirchenbanern, vder ges 
hören fie einer milden Stiftung an; fo müffen bei der Unterſu⸗ 
chung ihre reſp. Dienfts, Zehnt⸗, oder Zinsherru, ihre Zeits oder Erb⸗ 
verpächter, Erbzinsmänner, Prediger, Kirchenvorfieher und die Vor⸗ 
fteher der frommen Stiftungen zugezogen werden, auch muß von den 
Predigern und diefen Borftehern über Das getroffene, oder noch zu 
treffende Abkommen die Genehmigung der Regierung eingeholt wers 
den. Daf. $. 18. 


45. Gelingt 08 dem Landrat nicht, den Streit wifchen den. 
Obrigkeiten uud den. Gingefefienen in Güte zu Bun, ; fo gelangt 


2 


} 
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bie Suche zur Entfcheidung der Negierung, welche darin nach forgs , 
fültiger Prüfung derfelben einen ausführlichen Beſcheid mit den 
Gründen abgibt. Dieien Befchetd hat der Landrat) den fünumtlichen 
Jutereſſenten fehleunigft zu eröffnen; er- hat ihre Erflärung zu-crz 
fordern, uud, wenn fie fich dabei beruhigen, die Ausführung des 
ans zu veranftalten; Dagegen aber, wenn einer oder der audere 
ſich dadurch beſchwert findet, ihm mit der Rechtfertigung feiner Bes 
fchwerden zu hören, und ohne Zeitverfuft die Verhandlungen an die 
Negierung einzufenden, welche die Entfcheidung des Winifteri darüts 
ber nachzufucben hat. Bei der hierauf erfolgten Finalenticheidung 
foll es, fo viel folche die Ausführung des Plans zum Aufbau bes 
trifft, fein Bewenden haben, und dagegen au Feine Behörde irgend 
ein Rekurs Statt finden. Daf. $. 20. 21. 


46. Dagegen bleibt es demjenigen, welcher dabei nutzbare 
Grundftücde verliert, und durch die ausgemittelte Entihädigung nicht 
hinreichende Vergütung zu erhalten glaubt, unbenommen, Ddiefes mit 
demjenigen, welcher die Entſchädigung zu leiſten hat, im Wege Nech- 

tens in deſſen ordentlihen Gerichtöftande auszumachtu. Daf. $ 22. 


47. Wollen die Sntereffenten, deren Gehöfte oder einzelne Ges 
baͤude verfeßt werden follen, dem vom Minifterio erhaltenen Beſcheide 
nicht Folge leiften und den ihnen vorgefchriebenen Bau nicht vornels 
men, fo follen die Gerichte des Orts, ohne alle progefjwalifche Weitz 
läuftigkeiten, wenn jene Pacht oder Laftbauern find, innerhalb einer 
achttägigen Präjudizialfrift gegen fie mit der Ermijfion verfahren, wos 
bei von Seiten ded Landraths dem neuen Aunehmer die Ausführung 
des vorgefchriebenen Baues unter den vorgefchriebenen Modalitäten 
auferlegt werden muß. Iſt aber der Widerſprechende eigentbümficher 
Beliger feiner Stelle; fo follen die zur Ausführung des Bauplaus 
in Anfehung feiner erforderlichen Koften aus feinem bereiteften Vers 
mögen beigefrieben, oder wenn die Gutsherrſchaft oder ein Anderer 
fich zu deren Vorſchuß verfteben will, auf dem Gute gehörig verfis 
chert, wenn aber ein ſolcher Vorſchuß nicht fogleich herbeizufchaffen 
fein folfte, mit Taxatiou⸗ und Subhaftation des Hofes unverzüglich 
verfahren, und dabei dem Käufer die Ausführung des Baues zur 
Bedingung gemacht werden. Ein folcher erblicher Befiger full zwar 
noch in dem Biefungstermine die Befugniß haben, durch feine Erfläs 
tung, dem ihm een Finalbefcheide fich unterwerfen zu wollen, 
den Verkauf feines Hofes rückgängig zu machen, und fich in dem 
Beſitz defjelben zu erhalten, dagegen aber ift er verbunden die Taras 
tions⸗ uud Subhaftationsfoften zu tragen, imgleichen den ſich einges 
fundenen Eizitanten die von ihnen zu Liquidivenden Reife und Berz 
faumnißfoften zu erſtatten. Daf. $. 23. 24. 


48. Gegen eine folhe Ermiffion oder Subhaftation fol Nies 
manden, felbft nicht Minderjährigen, Pfarrern, Kirchen und frommen 
Stiftungen die Rechtswohlthat zer Wiedereinfegung in den vorigen 
Stand zu ſtatten kommen; fondern e8 bleibt ihnen uͤberlaſſen, an ihre 
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Bermänder und Vorfteher ihren Negreß zu nehmen. Ju Aufehung 
der Minderjährigen foll, wenn Deren Vormünder fich hartunäckig weis 
ern, fi) der Ausführung des feititehenden Bauplaus zu nuterziehen, 
ihre Bewilligung von der Gerichtsobrigfeit fupplirt, und einem aus 
dern zu beftellenden VBormunde die Bejorgung ded Baues übertragen 
werden. Daf. 8. 3. 


49. Alle Verhandlungen und Arsfertigungen in den, den Auss 
einanderbau der Gehöfte und Gebäude betreffenden Sachen jollen 
als Polizeifacben betrachtet werden, uud die Stempels und Gebührens - 
freiheit genießen. Daf. $. 26. 

50. Bei Befolgung diefer Vorſchriften ift nicht allein anf das 
Gehöft des Neubauenden, fondern auch auf die Gebäude der Nach— 
und deren Gutfernung zu ſehen. Edikt vom 28. Auguft 1796. 

I 


51. Keine Obrigfeit, Fein Beamter oder deren Etellvertreter 
darf eine Abweichung von deu Vorfchriften des Edikts vom 28. Aug. 
1796 gejtatten, widrigenfalld felbige, wenn durch die Authorifation 
oder Nachficht ein unerlaubter Bau veranlaßt wird, fie angehalten 
werden ſollen, foßben auf ihre Koften niederzureifen, und aus eigen 
er ag in einer dem Geſetze gemäßen Art wieder herzuſtellen. 

af. & 5. 


52%. Die Polizeibeamten jeden Orts, wohin auch die Gerichte 
und Schußzen in Flecken und Dörfern gehören, dürfen nicht zuge: 
ben, daß vorfchriftswidrig gebaut wird, fondern müffen davon der 
Obrigkeit des Orts und dem Landrath des Kreifes Anzeige machen. 
Wenn fie oder die Landräthe etwas verfaumen, find fie dafür veraut— 
wortlih. Dai. J 


53. Die Regierung darf nur Abweichungen erlauben; Geſuche 
— find durch den Landrath einzureichen. — Die $. 31.4 alleg. Reg. 
erordn. 


— in 44. Siehe $. 16. der unter $. 1. vorſtehend gedach⸗ 
eschlossenen ; 
Din ten bergijchen Feuerordnung. 

Die Strobs und Schindeldächer, fo wie auch die Strohdoden 
find zwar Durch Provinzialverordnungen mehrentheil3 allgemein ver 
boten; die Vorzüge der Strohdächer in wirtbichaftlicher Hinficht find 
aber fo entfchieden, daß lediglich die Teichtere Verbreitung des Feuers 
durch folbe in gefchloffenen Dörfern, Flecken und Städten der 
Bedachung mit in Kalk gefegten Pfannen und mit Schiefer den Vor⸗ 
zug gibt, und dieje daſelbſt allein zuläfig macht, andere Gebäude 
koͤnuen unbedenklich mit Stroh gedeckt werden. Beide Borzüge fins 
den fich indeffen in der Bedachung mit Lehmfchindeln vereinigt, welche 
daber überall für gleich Autälfig erflärt wird. Publ. der Reg. zu 
Münfter vom 6. Auguft 1819. 
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Die Anlegung von Strohbächern in gefchloffenen Ortfchaften wird 
ferner nicht geduldet; *) auch Haupfreparaturen des Daches müfjen 
in der Regel fo ausgeführt werden, daß eine Ziegels oder Schiefers 
bedachung Statt findet. hubl. der Reg. zu Miünfter vom 24. Zuni 1823, 
Reſkr. derf. vom 28. Februar 1835, Publ. der Reg. zu Koblenz; vom 28. März 


1819. 

Es fol aber auf diefe polizeiliche Vorſchrift, da wo Stroh⸗ und 
Schindeldächer durch frübere oder Provinzial-Geſetze geſtattet worden, 
nur da mit Strenge beſtanden werden, wo die Vermoͤgensumſtände 
des Eigenthümerd folches geftatten. M. R. vom 21. April und 9. Juni 
1826. 

In der Rheinprovinz fol es mit Zulaffung von Strohdächern 

fo gehalten werden, wie die in den übrigen Landestheilen geſchieht, 
und demnach ift unter Aufhebung aller Altern Beftimmungen wegen 
der Strohbedachung in dieſer Prosinz verordnet: 1) In allen Orts 
fehaften, und überall wo mehrere Häufer zufammenfteben, fiud bei 
der Anlegung neuer Dächer neue Bedachungen von Metall, Schiefer 
oder Ziegeln, und Lehmfchindeldächer nach der befannt zu machenden 
Bereitungsart von deu Ortäbehörden zu geftatten. 2) Stroh⸗ oder 
Nobrbedachungen und Holsfihindeln find nur erlaubt: a. auf einzelnen 
Gebäuden und zufammenhängenden Gehöften eines und Ddeffelben Bes 
ſitzers, welche mindeftensd 2000 Fuß von anderu entfernt ftehen; b. 
in den der Weberfhwenmung ausgefeßten Nheinniederungen, in fo 
fern diefelben zur Sicherung der Bewohner bei Ueberfchwenmungen 
für nothweudig erfannt worden find, auf ausdrückliche fchriftliche vom 
Landratbe genehmigte Erlaubniß der Orfsbehörde; c. auf einzels 
nen, nicht fub a. und h. gehörigen Gebäuden, wenn die Vermös 
ensumftände ded Hausbeſitzers felbit die Ausführung einer Lehms 
chindelbedachung nicht zulaffen, wozu jedoch eine durch die Ortäbes 
hörde beim Landrathe nachgefuchte und ertheilte Erlaubniß erfordert 
wird. 3) Größere Neparaturen an fehon vorhandenen Strobs Nobrs 
oder Holzfchindeldächen mit Etroh oder Rohr auf Gebäuden, die 
nicht zu denen unter 2 bezeichneten gehören, dürfen in der Negel 
sicht, und nur in dem unter 2 c gedachten Kalle und in der dort 
bezeichneten Art, geftattet werden. 4) Wer fünfrig ohne die unter 
2 und 3 ged. Erlaubniß ein neues Strobs oder Rohrdach auflegen 
läßt, oder ein Stroh⸗ oder Rohrdach ausbeffert, wird mit einer Geld» 
buße von 4 bis 5 Thaler belegt und im erften Sale mit Niederles 
gung des Dached beftraft. 5) Webertretungen der Ortöbehörden im 
der unter 2 und 3 ihnen ertseilten Befugniß werden durch Ordnungss 
firafen gerügt. A. 8. V. vom 2. Juli 1836 (Rheinifche Amtsbl.) 


#) Ueber feuerfihere Dächer auf Wirthichaftsgebäuden des platten Landes, 
mit Stroh und Lehm gededt, hat der Oberbauinipeftor Henk zu Gtettin 
eine Beſchreibung herausgegeben und die Königl. Oberbaudeputation ein 
Gutachten beigefwst. Dieſe Befhreibung iſt 1834 auf Koften Des Kgl. 
Finanzminift. in Berlin gedruckt und liegt auf den landräthl. Aemtern zur 
Einſicht offen. 
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55. Es ift dafür zu forgen, Daß da, wo es thunlich if, zwi⸗ 
ſchen den einzelnen Gehöften uud auf den leeren Mäben der Dorfitraße 
ſtark belaubte Bäume, 3. B. Nußbäume, gepflanzt werden, weil folche 
zur Demmung der Feuersbrunſt febr beitragen. Inſtr. der Ren, zu 

M 


Frankfurt vom 4. September 1818, Publ. der Reg. zu Poſen vom 19, Maärz 
1821, zu Bromberg vom 16. Januar 1821. I. $. 29. 


(Blitzableiter.) 56. Zur Aufftellung don Bligabfeitern ift polizei⸗ 
lihe Erlaubuiß erforderih. A. L. R. I 8. 8. so. 


Dieſe Genehmigung darf nur auf ein Atteſt des Kreisbaninſpek⸗ 
tors erfolgen, wornady gegen die Zuläffigkeit nichts zu erinneru, Baus 
berren und Baumeiſter, welche biergegen handeln, werden nach $. 70. 
A. L. R. 1. 8. mir 5—10 Thaler bejtraft, außerdem ift nach Um: 
ftänden nach $. 71. u. 72. l. ce. (Bir. Ili. $. 56. sqg.) die Abände⸗ 
rung oder Wegichaffung zu bewirfen. M. R. vom 22. September, Publ. 
der Meg. zu Münjter vom 22. Dezember 1827. 

Nach den Straßen bin dürfen feine Blitzarbeiter angelegt wers 
den. Auf Höfen, Gärten ꝛc. ift es ausreichend, die Ableiter mit eis 
nem Gitter zu verſehen. Publ. der Reg. zu Breslau vom 11, Juli 1825. 


(Schornsteine.) 57. Eiche $. 17. der unter 1. gedachten berg. 
Feuerordn. 


In den Häufern, in welchen Feine Schornſteine ſich befinden, 
ſollen folbe angelegt werden. geuerordn. für das platte Land der Sur- u. 
Marf Brandenburg vom 26. Sanuar 1701 $. 3+ 


58. Enge, vom Schornfteinfeger nicht zu befahrende Schorn⸗ 
fteinröhren, nach der Juſtr. v. 14. Januar 1822. Geſetzſ. ©. 43, u. 
nach den allgemein in v. Kampg Annalen 1830. ©. 428—435 und 
in den Amtsblättern deſſelben Jahrs bekannt gemachten Borfchrirten 
angelegt, find auch bei Stroh⸗, Rohr⸗ und Schindeldächern zuläffig, 
wenn die im $. 7. der Juſtr. uuter dem oberſten Dachboden auges 
ordnete Ceitenöffnung im Schornfteine wegbleibt und man darauf 
hält, daß die vorgefehricbene Reinigung uur von der Forſt ab, von 
außerhalb bewirkt werde. MR. v. 17. Novembr. 1824, 


Sice dürfen aber nur von 6 bis 8 Zoll weit im Lichten, fm 
Durchineffer oder Quadrat ne werden. M. Inſtr. vom 14. San. 
1. (Geſetzſ. S. 45.) u. Mı Beſtimmung v. 47. Mai 1850. at 


Nach bisherigen Erfahrungen ift e8 zweckmäßig befunden, 1) in 
jeder Etage befondere Nöhren anzulegen, in welchen jedoch bei einer 
Weite von 8 Zoll 4 bis 5 Defen ausmünden Fönnen, die neben eins 
ander oder au einer und derſelben Wand Liegen. 2) Die Nöhren 
mindeftens bis zur Höhe der Dachbalfen, moͤglichſt grade oder ſenk⸗ 
recht aufzumanern, und 4) zum Reinigen, ftatt der Dratbbürften 
(M. R. dv. 48. Febr. 1834.) den Kreuzbeſen auzuwenden, der aus 4 


En: 


— 
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erwbhnlihen Beſen kreuzweiſe, und fo, daß die Stammenden der 
eifer inwendig gegen einanderftoßen, zufammen gebunden wird. Diefe 
Art der Reinigung ift befonders bei folhen Roͤhren zu empfehlen, 
wo bei Feuerung mit Torf, oder naffem Brennmaterial, das Aus 


feßen des Glanzrußes zu beforgen iſt. , . 2. 
März 418585. up au bei gen iſt Publ. d. Reg. zu Münfter v. 9 


Obwohl die Inſtruktion zur on der ruffiichen Schornfteins 
roͤhren vom 14. Jauuar 1822, in der efegfammlung vom Jahre 
1822, Nro. 3. aufgenommen, im $. 5. auch die Züchtigfeit der zu 
serwendenden Materialien gedenkt; ſo haben fich dennoch Fälle ereigs 
net, wo dieſer Vorſchrift nicht nachgekommen iſt, und weshalb nun 
nachträglich ſpezielle Vorſchriften ertheilt werden, 


1) Die ruſſiſchen Schornſteine duͤrfen nur allein mit gebrannten 

Steinen in gehörigem Verband und mit Kalf verbunden etriche 
tet, alfo Feine Lehm⸗ oder Luftiteine und Lehm zur Aufführung 
verwendet werden. 


2) Die innere Fläche muß mit Kalk gepußt und moͤglichſt glatt 
— werden, um die Aufegung des Nußes ſicher zu verhin⸗ 

ern, 

3) Diefe Röhren find, wenn fle nicht an Mauern Liegen, fondern 
frei aufgeführt werden, mit einem tüchtigen Mörtel von Stroh— 
lehm zu umgeben, damit die ſchuelle Naucherfältung verhindert 
— dadurch die Auſetzung des Glanzrußes moͤglichſt verhindert 
wird. 

4) zur Aufmauerung einer dergleichen Roͤhre muß eine glatt ges 
hobelte Lehne von Holz inwendig angewendet werden, welche 
beu, dem Schornftein zu gebenden Querdurchſchnitt enthält und 
etwa 6 bis 7 Fuß lang, nachdem das Mauerwerk in die Höhe 
vorſchreitet, hinaufgezogen wird. 

5) Ein Auffatteln der Röhren darf nicht Statt finden; auch muß 
bei dergleichen ruſſiſchen Schornfteinen um fo mehr nur trodes 
ned Keuerungsmaterial angewendet werden, um die Erzeugung 
des Glanzrußes moͤglichſt zu verhindern. Yubl. der Reg. zu Mün- 
fter vom 34. Dezemb. 1855. 


(Verhütung von 59. Handwerker und Profeffioniften, welche in 

Feuersbränsten, Feuer arbeiten, müffen die Polizeiordnungen jedes Orts, 

—— nor wegen der Anlage und Verwahrung ihrer Werkftätte, 

Strafbesimmun- ingleichen wegen der Art und Zeit, ſich ded Feuers 

gen deshalb.) zu bedienen, genau beobachten. A. 8, R. IL 20, $ 
1540. 


60. Alle fih von felbft" entzündende oder Leicht feuerfangende 
Waaren, Materialen und andere Vorräthe muͤſſen an Dertern, und 
üt Vehältniffen, wo ihre Gutzündung nicht gefährlich werden kann, 
sorfichtig aufbewahrt werden. Daf. $. 1841. | | 


* 


Verhütung von Feuersgefahr im Allgem. 8315 


Auch mäffen Waaren, welche, wie Hanf und Pech, nicht ohne 
Gefahr bei einander aufbewahrt werden Fönuen, von einander abges 
fondert gehalten werden. Daſ. $. 13549. 


. 61. Gewerbe und Verrichtungen, deren Betrieb mit befonderer 
Feuersgefahr verbunden ift, follen in Städten, Sleden, Dörfern, 
und überhaupt in der Nähe von andern, einer leichten Entzündung 
ausgefegten Gebäuden nicht geduldet werden. Daf. 8. 1533. / 


62. Jeder Hauswirth ift ſchuldig, dafür zu forgen, daß die 

nn in feinem Haufe beftändig in baulichem, brandficherem 

tande unterhalten, nnd befonders die Schorufteine zur gefeßten Zeit 
ordentlich gefegt werden. Daf. 1544. \ 


Befonders müffen die Schornfteinfeger, fowohl auf dem Lande 
als in den Städten, dafür haften, daß die Neinigung der Schorns 
feine ‚gehörig erfolge. Daſ. 8. 1548. 


Wenn der Eigenthümer oder Einwohner auf die Erinnerung des 
Schornfteinfegers nicht achtet; fo hat diefer, davon Anzeige bei der 
- Polizeiobrigfeit zu machen. Daf, $. 1346. 


63) Ein Jeder überhaupt ift ſchuldig, in Anfehung des Feuers 
und Lichts die genanefte Vorficht zu beobachten. Daf. $. 1347. 


Ju Scheunen und Stälfen, Böden und andern. Behältniffen, wo 
fenerfangende Sachen zu fein pflegen, fol fih Niemand mit bloßem 
Feuer oder Lichte, brennenden Kienfpänen oder Fadeln*betreten lafs 
fen. Daf. 8. 1848, | | ‚ 


Vielmehr fol fich ein Zeder dazu der Dellampen in gehörig ver 
wahrten blechernen Laternen bedienen. Daf. $. 1849. 


64. Niemand foll an einem folchen Orte, oder auch in oder Bei 
den Betten und Lagerftellen, in Wäldern, in den Dörfern bei Häu⸗ 
fern, in den Ställen, auf den Höfen, oder in den Dorfftraßen und 
ſolchen Gegenden, wo leicht Feuer entjtehen Fönnte, Tabak rauchen, 
Daſ. $. 45850. 2* 


65. Auf freien Plaͤtzen in einer gefährlichen Nähe von Gebäuden 
oder andern feuerfangenden Sachen fol Niemand Feuer anmachen. 
Siehe au Tit. IIE. $. 20. Feueranlegen durch Kinder. Daf. 5. 1832. 


66. Niemand foll Kohlenbecken oder andere Feuerbehältuiffe au 
Orten, wo dadurch Brand veranlaßt, oder Mienfchen durch den Dampf 
erftidt werden Fönnten, über Nacht ſtehen laſſen. Dar. $. 1883- 


Siche wegen Schießen in Nähe bewohnter Häufer ze. a. Bit. IT. 


+ * 
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67. Wer den vorftebend $. 59 sqq. vorgefchriebenen Vorſichts⸗ 
maaßregeln entgegen handelt, macht fi) der in den befouderen Vers 
ordnungen fefigefeßten Polizeiftrafen ſchuldig. Die gewöhnliche Pos 

lizeiſtrafe foll nach Verhältniß der Unvorfichtigfeit, der Größe der Ges 
fahr, und der Quafitär der Perfon in den Defheigefegen näher bes 
ſtimmt werden UL. R. U. 20. $. 48555 und 4556. 


(Vorbengungder 68. Die $. 61. gedachten Gewerbe und Verrich 


Feuersgefahr ie Di : } 
en. tungen, wie Died z. B. bei Schmieden neben Korus 


lagen.) und Strohfhoppen gewefen, dürfen nicht geduldet wer: 


den, und haben die Ortsobrigkeiten wegen der vorhans 
denen für ihre Wufchädlichfeit zu forgen. Neue derartige Gewerbe 
und Verrihtungen dürfen unter Feinen Verhältuiffen in zufammenges 
baueten Städten und Dörferu zugelafien werden. Publ. der Reg. zu 
Münfter vom 27. Zuli 1852, | 


(Kalk- und Zie- 69. 1) Die Anlegung refp. das Abbrennen der 

gelöfen.) gedachten Defen ift in der Negel und vorbehaltlich der 
allgemeinen Kontrolle der DOrtöpofizeibehörde ohue vorgängige 
Erlaubniß geftattet. 

2) Das Grforderniß einer befondern Bewilligung der Behörde ift 
vorhanden, wenn die Anlegung von Kalk- oder Ziegelöfen in 
geringerer Entfernung ald zehn refp. zwanzig Nuthen von Wohn⸗ 
oder andern Gebäuden, oder von Öffentlichen Landftraßen eins 
fchließlich der Aftienftraßen nud chaufirten Oemeines Wege bes 
abfichtigt wird. 

3) Die, Gefuche um Bewilligung der in dem Falle fub 2 erforders 
derlichen Erlaubniß find an den Landrat) zu richten, welcher, 
in fofern die Anlage nicht in der Nähe einer Staats» Ghauffce 
beabfichtigt wird, den Bürgermeifter mit der erforderlichen Lokal⸗ 
prüfung beauftragt, und darnach die Bewilligung ertheilt, eder 
vorbehaltlich des dem Gefuchfteller verbleibenden Rekurſes an 
die Regierung verfügt. 

4) In den Fällen, wo bei der projeftirten Anlage eine Staats 
Shauffee mit oder ausfchließlich betroffen wird, foll die Prüfung 
der Zuläffigkeit der Anlage im erften Fall dem VBürgermeifter 
und dem Wegebaumeifter gemeinfchaftlich, im letzten Falle Dem 
Wegebaumeifter allein übertragen werden. Den über die bewirkte 
Unterfuchung abgegebenen Bericht hat der Laudrath unter Bei— 
fügung des veranlaffenden Geſuchs und feines Gutachtens zur 
weitern Veranlaſſung einzureichen. 

5) Wenn mit Hintanfegung der ſub 2 und 3 ertheilten Beitims 

mungen die Anlage von Kalk⸗ oder Ziegelöfen ohne vorgängige 

Erfaubniß der Behörde unternommen wird, ſoll nicht nur deren 

Niederreifung auf Koften des Kontravenienten fofort verfügt, 

fondern auch der Kontravenient nach Vorgang der die Kontras 

vention Ponftatirenden Verhandlung mit einer Polizeiftrafe von 

1 6i8 5 Thaler belegt werden. Publ. der Reg. zu Münfter v. 15. 

Febr. 1855. Siehe auch $. 4. Berg. Feuerordn. Ro. 419. u 20. 
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70. Ziegeleis uud Dachiteinfabrifanlagen innerhalb einer Stadt 
find nicht allein wegen der Feuersgefahr, fondern auch wegen. des 
Davon unzertreunlichen ftarfen Nauches, welcher die Nachbarn beläs 
ſtigt, unzuläffig. M. R. vom 9. Juni 3829. 


(Schiessen inder 71) Bei Truppenübungen kann das Schießen in 
de a der Nähe von Gebäuden nicht unterfagt werden. Sollte 
— aber, ungeachtet der vorgeſchriebenen Vorſicht, ein 
en. unerwarteter Schaden Dadurch entftehen, und die Ur⸗ 
fache dovon einer Fabrläffigfeit des Militaird zusus 

fchreiben fein, dann werden Ce. Majeftät der König, nach Belchafs 
fenheit der Umftände, felbft zur Eutſchädigung des betroffenen Eigen⸗ 
thümers ind Mittel treten, und fi deshal“ an den Anführer der 


— — halten. A. K. O. vom 24. März, und Kr, M. R. vom 4. Mai 
(Aufsicht auf 72. Diejenigen, welche fih als Schornfteinfegers 
* Fe meifter anfegen wollen, erhalten die polizeiliche Bewilli— 
steine: Schorn. HUNG nur auf einen Grlaubnißfchein des Kreisbaubes 


steinfeger und dienten. Gef, vom 7. Septbr. 1811. 8. 103. 
dessen Pfilich- 


ten.) 73. Da wo Zwangsbezirfe der Schornfteinfeger 

vor der Gefeßgebung vom Sabre 1810 und 1811 bes 
ftanden, follen folche aus polizeilichen Gründen und da lebtere für 
die außerordentliche Ausübung ihres Handwerks verantwortlich und 


dazu verpflichtet find, beibehalten werden. Daf. $. 404. und M. R. v. 
26. November 1822. | 


74. Neue Einrichtung von Zwaugsbezirken ift daher nicht noth« 
wendig. Die Abficht des Geſetzes ift, außer dem Cigentbümer noch 
einen Andern für die ordentlihe Reinigung der Schornfteine verants 
wortlich zu machen. Died kann gefcheben, daß da, wo früher Feine 
Zwangsbezirfe beftanden haben, den Hausbefigern die. Wahl eines 
qualifizirten Schornfteinfeger8 und die Anzeige diefer Wahl bei der Po: 
Jizei überlaffen wird. Diefer ift dafür, daß das Fegen in dem gebös 
rigen Zeitraum und ordentlich gefchehe, verantwortlich). 

Da wo vor 1810 und 1811 Zwangsbezirfe beftanden, ſoll die 
Beibehaltung nur aus polizeilichen Gründen gefcheben, daher ift 


a. den Schornfteinfegern Fein Widerfpruchsrecht oder Aufpruch auf 
Eutſchaͤdigung bei etwaiger anderweitigen Einrichtung zuzugeſtehen; 

b. jeder Zwangsbezirk feinem Umfange nach fo einzurichten, daß 
* Meiſter feine Gehülfen durch eigenes Nachſehen kontrolliren 
ann; | 

c. * u ſorgen, daß letzteres nicht durch Subſtituten geſchieht, 
un 


d. daß Schornſteinfeger nur als ſolche Gewerbetreibende betrachtet 
werden, mit denen die Behörden beliebig wechſeln koͤnnen. Daft. 
M. R. u. v. 24. Juni 1838. 


— 
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Denn fie lud. Handwerker, mit denen nur auf Kündigung zu 
Fontrahiven iſt. M. R. vom 10. Juli 1850. 

Bei Wiederbefeguug erledigter Zwangsbezirfe ift demjenigen Kon⸗ 
Furrenten den Vorzug zu geben, der bei gleicher Qualiſikation fich 
zu den geringften Zaren erbietet. Auch ift es zuläffig, Zwangss und 
Kehrbezirke noch jest im folchen Städten, wo das $. 72 u. 73 ges 
dachte Geſetz gilt, machzulaffen, wo fie son der Eofalpolizeibehörde 
in Webereinftimmung; mit den Kommiünes-Repräfentanten gewünſcht 
wird, Letztged. TR 

Die Landgemeinden find in der beliebigen Wahl eines Schorns 
ſteinfegers nicht zu befchränfen. M. R. v. 47. April u. 7. Runi 1897. 

Bei Gelegenheit, 8 ein Schornfteinfeger fih in einem Orte nies 
berlaffen wollte, ift entfchieden, Daß aus dem Grunde, weil fchon 
hinfängliche Subjefte für ein Gewerbe vorhanden feien, der Regel 
nach die Anfegung mehrerer Gewerbetreibenden nicht befchränft werde, 
Es iſt auch micht absufehen, warum den Einwohnern nicht der Vor⸗ 
theil der aus der Konfurrenz hervorgehenden Preiserniedrigung auch 
bei diefem Gewerbe zu Stätten kommen follte, zumal da die polizei 
liche Kontrolle dieſes Gewerbebetriebs auf dem Lande fo gut, wie in 
einer Stadt gefchehen Faun, und auch, wenn der Schorufteinfeger in 
der Stadt wohnt, geichehen muß. M. R. vom A. Dftober 1826. 


75. Wem an einem oder dem anderu Orte die Lofalität und 
die Bauart es erfordert, daß den Hausbefigern die eigene Neinis 
gung der Schornfteine nachgelafien werde, welches jedoch nur auss 
nahmsweife, und nur da, wo ed früher der Fall gewefen, zu ges 
ftatten iftz fo muß noch eine befondere Vorkehrung getroffen werden, 

wodurch die Polizeibehörde von dem gehörigen Reinigen der Schorus 
fteine verfichert wird. In der Regel muß aber das Fegen durch 
einen qualifizirten Schornfteinfeger gefcheben, der, wie $. 73 bemerft, 
verantwortlich iſt. M. R. vom 26. November 1822. 


76. Die Kol. Neg. zu Münfter hat, weil in deren Bezirk der 
$. 73 Feine Anwendung findet, außer Vorſteheudem beftimmf: 
1) daß das Reinigen der Schornfteine ze. ꝛc. jedenfalls durch einen 
qualifizirten Schornfteinfeger gefchehen muß; 
2) daß das Fegelohn auf freie Lebereinfunft der Kigenthümer, 
Nugnießer ze, ꝛc. mit dem Schorufteinfeger beruht; 
- 3) daß jeder um Johanni, Martini und Lichtmeß fegen laſſen muß, 
wenn nicht Brenumaterial geringerer oder ftärferer Gebrauch 
der Feueranlagen zc. ꝛc. eine zweimalige oder öftere geanng im 
Sahre nach dem Ermeſſen der Lofalpolizeibehörde erforderlich iſt; 
4) Wer fid) dem Trunfe ergist, fol zum Kamins ꝛc. ꝛc. Fegen 
nicht gebraucht werden; 
5) Icder Soruſteiufeger ſoll verpflichtet werden, die SS. 18. 24 u. 


%r 


Schornfteinfegen 319 


50 der Berg. Feuerordn, ($. 1. vorft.) genau zu befolgen; au⸗ 
ferdem a. ald Mitglied der Feuerſchau-Kommiſſiouen bei Vifiras 

tionen derfelben zugegen fein, und nach Kräften zur Vermindes 
rung der Feuersgefahr mitzuwirken; b. die Fegung felbit oder 
nur unter feiner Leitung durch müchterne und füchtige Geſellen 
verrichten zu laſſen; c. jeden entdeckten Mangel in den — 
anlagen dem Eigenthümer anzuzeigen, von größeren Mängeln 
aber fofort der Ortöpolizeibehörde Nachricht zu geben. Nur als ; 
lin in dem Falle ad a. kann er aus den eingeheuden Etvafs 
geldern angemefjene Nemuneration erhalten. 

6) Die Fegetermine muß jeder Eigenthümer und Nußnießer wegen 
der Begünftigung ad 1, daß er fih den Schornſteinfeger belies 
— kaun, bei 1 Thaler Strafe inne beiten; er muß 
au 

7) den gewählten Schornfteinfeger und auch diefer die auf ibn ges 
Brei Wahl der Ortö- Polizeibehörde anzeigen, bei 1 Thaler 
Strafe. . 

8) die Lokalbehoͤrde führt darüber ein Negifter, welches den Eigen 

thumer, und den Schornfteinfeger durch deren Namensgegeufchrift 
für das Reinfegen und in den feitgefegten Terminen verantworts 
lich macht. Neffe d. Reg z. Müufter vom 3. Janr. 1823. 

77. Ein jeder Hauswirty hat darauf zu fehen, uud dafür zu 

. baften, daß das Neinigen der Schornfteine gehörig erfolgt. A. 2. R. 

II. 20. $. 1544. 

78. Der Schornfteinfeger muß über die gereinigten Echornfteine sc. 
ein Negifter führen, welches die Ortsobrigkeit revidirt und wornach 
dieſelbe Nachläffigfeiten ahnden kann. Feuerordn. für die Städte der Kurz 


mark v. 19. April 1804. Th. 1. $. 12, der Meumarf v. 19. Suli 1749 Tit. 11. 
$. 31, Inſtr. d. Reg. z. Bromberg v. 8. Janr. 1820 $. 11. 


Ju diefem NRegifter muß das fchadhaft Befundene allemal verzeichs 
net werden. Reglem. für das platte Land des Herzogth. Magdeburg v. 184 
Sanr. 1772. $. 13. 

Die Polizeibehörden-find befugt, ſich von den Schornfteinfegern 
und Hauseigenthümern, in dem Maafe als fie es bedürfen, nachwei⸗ 
fen zu laffen, daß die Neinigung in der Art und fo oft erfolgt fei, 
als es fpeziell vorgefchrieben if. Die Art und Weile, wie Died ge⸗ 
fchehen mag, ift dem Ermefjen jeder Poligeibehörde überlafen. M. R. 
v. 15. Dejember 1832. 


79. Einzelnen oder mehreren vereinten Gemeinden fteht es frei, 
auf die für die einzelnen Hausbefiger ausgefprochene Freiheit (da wo 
der $. 73. feine Anwendung findet) zu verzichten, und ſich auf bes 
ftimmte Zeit oder auf Kündigung einen gemeinfhaftlichen Schorns 
fteinfeger gegen ein durch Vertrag feftzufegendes Quantum oder Lohn⸗ 
tare anzunehmen. Bon Amtswegen dauf Dies nicht gebindert wers 
den, Für das Bedürfniß der Polizei genügt überall die Ueberzeugung, 
daß der gewählte Schornfteinfeger die noͤthige Qualififation befige, - 
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und daß er der Polizei angezeigt werde; Desgleichen, daß die Polizei 
fich fortwährend in Kenntniß davon erhalte, daß er feinen Pflichten 
genügel. M. R. v. 9. April 1825. | | 

Ale Abfommen und Verträge, das Fegen der Schornfteine ber 
treffend, bei welchen die Obrigkeit konkurrirt, dürfen aber nicht unwi⸗ 
derruflich abgejchloffen werden. M. R. v. 9. Oftbr. 1827. 


(Vorkehrung ge-- 80. (Siehe auch $. 1. Ro. 40. sqg-) 
gen er em- Damit bei entjtebendem Reuer die Paſſage zu 
mg er na irgend einem brennenden Gebäude nicht gehemmt 
lsschen. werde, fol Niemand Milt, Schutt oder Erde auf de 
Straßen in großen Haufen auffchütten, wenn er fol 
ches an demfelben Tage nicht wieder abfahren läßt; deögleichen auch 
Fein Holz oder große Steine; eben fo wenig Wagen cder Geſchirr, 
ledige Fäfjer oder fonft etwas des Nachtd darauf ftehen laſſen, wo— 
durch ein Hinderniß entfteht, Regl. für das platte Sand des Herz. Mag: 
deburg v. 18. Zuni 1772. $. 38, für Potsdam vom 13. Dftbr: 1772, Feuerortn. 
für die Städte der Neumark vom 13. Suni 1749. 


auch nicht am Tage. Vorſchr. der Reg. zu Pofen vom 19, März 1821. 
Abſchn. 2. 9 30, zu Bromberg v, 16. Zanı.uar 1821. 


(Rettung der Ar- 81. Es verfteht fih vom ſelbſt, daß öffentliche Bes 

rg — hoͤrden, Vorſteher von Kirchen und milden Stiftungen 

— nf. w. bei einer entſtehenden Feuersbrunſt für die 
Rettung der öffentlichen Kaſſen, Archive, Dokumeute 
27. 27. vorzüglich zu forgen haben. 


(Theilnahme des 82. Das Militair nimmt bei wirklichen Feuers⸗ 
en beim Grünften in der Regel gar nicht, oder nur dann Theil, 

wenn ed durchaus noͤthig wird, und Die leitende Zi⸗ 
vilbehörde felbft ed darum erfucht. Außerdem befchränft fich die Eins 
wirfung des Militaird auf Bewachung der Zugänge uud Erhaltung 
der Ordnung. A. K. O. vom 29. Aug. 1818. 


Wenu das Militair nicht weiter nöthig ift, hängt es von der 
Polizeibehörde ab, den Kommandirenden zu requiriren, daſſelbe abges 
hen zu laſſen. Dieſe Nequifition darf nicht abgelehnt werden, wenn 


nicht Militairgebäude oder Militairvorräthe bedroht werden. M. R. 
vom 7. Diai 1819. 


(Aufsichtseitens 83. Den Landrätben Tiegt ob, fih von der Qua⸗ 
der Landräthe.) lifikation des zur Direktion des Feuerdienftes beftimms 

ten Beamten zu unterrichten, deſſen Gefchäftäführung zu 
beobachten und angemejfene Vorkehrungen zu veranlaffen; in der Aus⸗ 
führung ſelbſt darf er aber aus bloßer Autorität nicht eingreifen, 
oder verlangen, daß fein bloßes Erfcheinen die Wirffamkeit des Polis 
zeibeamten fofort unterbrechen folle. Er ift aber als Kommiſſarius 
der Negierung berechtigt, bei gegründeter Veranlaffung uud bei eiges 
ner Verantwortlichfeit, worüber er fi) auszuweifen hat, ſelbſt thätig 


» 
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einzugreifen. Gr muß ſich aber beim Feuerloͤſchen ſtets perſoͤnlich 
einfinden. M. R, vom 31. Januar, 1823. 


(Untersuchung 84. Es muß von der Polizeibebörde ſpaͤteſteus Tags 
über die Ent- nach der Löfcbung unterfucht werden, wodurch das 
—— 1. Feuer eutſtauden iſt, Durch Vorſatz oder Vernachlaͤſſi⸗ 
cuersbrunst.) a pe 
gung, und fie hat darüber fehriftliche Verhandlungen 
aufzunehmen, was alle Feuerreglements verordnen. 
(Siehe au $. 1. Berg. Feuerordn. Nro. 60.) 


85. Dem Landratbe, und im deſſen begründeten Behinderungss 
falle dem Kreis-Sekretair, gebührt Die Unterfuchung aller bei der 
Feuerlökbung auf dem Lande vorgefommenen Unordnungen; Vers 
nachläffigungen und Widerfpenftigfeiten, fo wie auch das verfpätete . 
Ausbleiben Der zur Hülfsleiftung verpflichteten Ortichaften, gleichzeis 
tig bei der Srmittelung der Entftehungsart des Feuers; und er ſetzt 
nach den Umftänden die Etrafe bis zur Höbe von 1 bis 10 Thaler, 
oder verhältnißmäßiges Gefängniß fer, uud läßt folche erekutiren. 
Königl. Reffr. vom 29. Movbr. 1790 8. 5., Zirfl.:Reffr. der Meg. zu Königs» 
berg vom 12. April 1833, Publ. der Reg. zu Stettin v. 22. Juli 1822 u. m. a. 


Bei Strafe Yon 25 Thalern muß der Eigenthümer des abges 
brannten, bei der Feuerſozietät verficherten, Gebsutes binnen 24 
Etunden nach der Dimpfung des Feuers dem Landrath, und Ddiefer 
der Prov.s Direkt. fofort Nachricht geben. Der Landrat) muß läng> 
ſtens innerbalb 8 Tage narb dem Braude, an Ort und Stelle, die 
vorgedachte Ermittelungen zu Protokoll nehmen, nicht minder Alles, 
was über die erjte Entdeckung des Feuers, deſſen Ausbreitung, die 
Dämpfung defjelben, die zuerſt augekommeuen Sprigen uud andere 
Loͤſchungshülfen u. f.w. bekannt iſt. Feuerſoz.-Regl. für Weftfalen, Rhein 
provinz und Poſen. Geſetzſ. 1856 Seite 45 sqg.) 


86. Ergeben ſich bei der Unterſuchung Anzeigen vorſaͤtzlicher 
Brandſtiftung, dann find die Verhandlungen dem kompetenten es 
richte und Abfchriften der Negierung einzureichen. Reſtr. vom 29. No« 
vember 1790. DM. R. vom A. Septembr. 1820. 

Obgleich nach Eröffnung der Unterfuhung von Eeiten des Ges 
richts dieſem die alleinige Direfzion gebührt, fo hört doch Dabei 
die fernere Mitwirkung der Poligeibehörde bei Erforfhung des Ehä- 
ters nicht auf. Vielmehr find die Gerichte verbunden, bei jeder vors 
fommenden Oelegenbeit ſich der polizeilichen Hülfe zu bedienen, und, 
die Polizeibebörden find eben fo befugt als verpflichtet: Dem Nichter 
die von ihuen eingezogenen Nachrichten mitzutbeifen und Dadurch zur 
Aufklärung der Sache und Ausmittelung oder Ueberführung der 


Thäter beisutragen. R. des Min, des Inn. u. d. Juſt. vom A. Geptember 
41810. (0. K. A. 1835. ©. 485.) 


Auch dann, wenn bei der Unterfuchung fi) Umſtäude finden, 
welche die Laudespolizei angehen, z. DB. fehlerhafte Veſchaffeuheit der 
Gebäude, fehlerhafte Feuerloöͤſchauſtalten, vorſchriftswidrige Feuerau⸗ 
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lagen, Schornfteine, Backoͤfen ꝛc. und iſt dadurch ein wirfficher Brand 
entjtanden, muß davon dem Gerichte zur weitern Unterfuchung Ans 
zeige geichehen. Kgl. Reſkr. vom 29. Novbr. 1790 6. 2. Verordn. für 
Schleſien vom 14. Juni 1816, Reglem. der Reg. zu Oppeln vom 9. Dezemb. 
1822. $. 139%; 

Denn auch bei einem durch Unvorfichtigfeit entftandenen Brande 
findet die Kriminalunterfuchung Statt. M. R. vom 30. April 1824. 


Iſt aber Fein Schade entftanden, weil 3. B. das Feuer früfszeis 
tig gelöfcht worden, dann bleibt die Unterfuchung der Kontravention 
und Beftrafung der Polizei; den einzigen Fall der vorfäglichen Feus 
eranlegung ausgenommen. Kgl. Refkr. vom 29. Novbr. 4790, Entſchei⸗ 
dung der Zurisdiftionsfommiffion vom A. Septbr. 1777. 


(Taxation des 86. Zugleich mit der Unterfuchung muß der durch 
Schadens.) das Feuer entjtandene Schaden an Sehäuten und Feu⸗ 
erinftrumenten tarirt werden, damit defjen Vergütung aus der Sos 
zietätöfaffe erfolgen Fanıt. Feuerordn. für die Städte der Neumark v. 13. 


Suni 4749. Tit.”6. 8. 4, Publ. d, Reg. zu Gumbinnen v. 28, April 1819. 
u. a. Reg. Berordnungen. 


87. Einer förmlichen Abſchätzung des Schadens bedarf e8 nur 
dam, wenn der Feuerſchaden partiell gewefen und das Gebäude nicht 
völlig abgebrannt oder zerftört ift. Die Abfchäguug iſt nicht auf. den 
Werth des Verluſtes in Gelde, fondern auf die vernichtete Quote 
des verficherten Objekts zu richten, wobei die Befchreibung und Tare 
des Gebäudes zur Grundlage dient. Der Landrat hat die Schadens 
tare aufzunehmen uud blos die DOrtspolizeibehörde zuzuziehen, wenn 
der Schaden total iftz iſt er partiell, fo muß außerdem die Abſchät⸗ 
zungsfommilflon zugezogen und von diefer zu Protokoll erflärt wers 
den, der wie vielfte Theil des Gebäudes befchädigt if. Jedenfalls ift 
der Befchädigte bei der Tarationsverhandlung zu vernehmen. geuer: 
‚foziet.:Regl. für die Rheinprovinz, Weftfalen und Pofen v. 3. Zanıiar 1856, 
Geſetzſ. ©. 13 sqq- 

Bet Totalfchäden wird der von der verficherten Summe abzırzies 
bende Werth der etwaigen Leberbleibfel, mit Ausfchluß der Grund 
mauern, auf eine Quote des Geſammtwerths des zerftörten Gebäudes 
zugleich mit abgeſchätzt. Daſelbſt. J 

Betragen die Entſchaͤdigungsgelder 50 Thaler oder mehr, dann 
it ein 15 Sgr. Stempel zum Tarationsprotofoll zu nehmen; wers 
den mehrere Abfchägungen für verfchiedene Intereffenten in einem ‘ 
Alte aufgenommen, dann muß zu jeder der vorgefchriebene Stempel 
beigebracht werden; fo wie überhaupt eine Stempelfreiheit für Feuers 
ſoz.⸗ Verhandlungen aufhört. Meffr. der Reg. zu Münfter dom 13. April 
1832. in Folge höherer Beſt. 

In den Prov. Weftfalen, Rhein und Pofen find die Verhandlun⸗ 
‚gen Behufs Verwaltung der Feuer Soziet;s Angelegenheiten, Attefte 
“ für Verfiherungen und Quittungen ftempelfrei. geuer-Soz. Reglem. 
für dieſe Provinzen. Geſetzſ. S. 836 ©: 13. sqg- — 
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88. Auch diejenigen Kenergeräthfchaften, welche die herbeigeeils 
ten Hüffeleiftenden Staͤdtebewohner verloreu haben, follen vergütet 
werden, wenn der Verluſt vom Magiſtrate der Stadt liqutdirt, und 
juſtifizirt iſt. Verordn. vom 3. Sept. 1772, Reglem. der Reg. zu Oppeln o. 
9. Dej. 1822, $. 128. 

Die Beſchaͤdigung von Löfchgerätben wird vergütet, wenn durch 
amtliche Beſcheiuigung des Bürgermeiſters nachgewiefen, daß diefelben 
bei der fetten der jührlih zweimaligen Proben durchaus untadelbaft 
befunden find. Verlorne oder befchädigte Feuereimer werden nicht 
auf Koſten der Sozietät erſetzt oder ausgebeffert. Publ. der Meg. zu 
PMünfier vom 21. April 1818 und 28. Mai 1825, Zeuerfoz. « Neglem. fur die 
Rheinprov., Weitfzfen und Pofen. 


89. Es kaun dem Eigenthümer eines abgebrannten zweiftöcigen, 
nur halb maffiven Gebäudes nicht unterfage werden, an deffen Stelle 
ein einftöcfiges von Grund auf maffises Gebäude zu erbauen. MR, 
v. 26. Septbr. 1829, - 


(Belohnung für 90. In ‚einzelnen befonderen Fällen werden den 
—— gr Amfländen mac augemefjene Belohnungen für Ent, 
— out deckuug von Braudſtiftern bewilligt. Dur Ausſet, 

zung einer bedentenden Belohnung wird höhere Ge, 


nehmigung erfordert. M. R. vom 27. Oft. 1823 und 11. Febr. 1834. 


(Sonstige Beloh- 91. Wer ein Feuer zuerſt anzeigt, erhält 2 Thlr. 
nungen und 2 und ijt er ein Nachtwächter 1. Thlr. Belohnung. 
ae:  Megl. für Potsdam vom 13. Ofthr. 1772. Tit. 4 $. t., für 
* die Städte der Graſſchaft Marf vom 20. April 1773. VII. 

$. 2. Siehe $. 1. berg. Feuerordn. No, 55. 


92. Prämien für Individuen, welche fi beim Löfchen eined 
brennenden affefurirten Gebäudes ausgezeichnet haben, werden aus 
der Sorietätsfaffe, bei nicht affefurirten Gebäuden aud dem Regies 
rungsprämienfonds bezahft. M. R. vom 22. Novbr. 1819. 


93. Die Feuerordnungen jeder Stadt oder Provinz feßen bie 
Prämien für diejenigen, welche die erfte und zweite Sprütze, Waſſer⸗ 
kufen u. ſ. w. zur Brandſtelle bringen, feſt: Das Regulativ vom 22. Juni 
1778, Deklar. für die Kurmark vom 18. Juni 1791, Reglem, für Potsdam vom 
13. Oftbr. 1772, für Schleſien vom 19. Mai 1765, für. das platte Land im 
Herz. Magdeburg vom 18 Juni 1772, Regl. der Reg. zu Oppeln vom 9. Dez. 
1822, für die Rheinprov., Weſtfalen und Pofen vom 5. Jan. 1836. h 


94. Derjenige, welcher den Thäter nachweiſet, der gerettete Su 
chen oder Fenergeräthichaften geſtohlen, oder ſolche ges oder verfauft 
hat, foll eine Belohnung erhalten. M. R. vom 13, April 1894. 


95. Wer bei der Arbeit am Feuer zu Schaden Fommt, erhält 
feine Kur und Verpflegung aus den. Strafgeldern; verliert er fein 
Leben, werden die Begräbnißfoften daraus entnommen und die Geis 
nigen werden daraus unterjtügt. Reichen Die ie ern nicht aus, 
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fo treten bei Zunftverbänden event. die Handwerkslade, fonft aber die 


Armenkaffe hinzu. Regl. für Potsdam vom 43. Oktbr. 4779 Tit. 8.8. 
6. 6. Feuerordn. für die Städte der Kurmarf vom 10. April 1804. Tit. 3. 8. 
9. der Neumark vom 13. Juni 4799, Tit. 6. $. 7. Siehe auch $. 1 bergiſche 
Feuerordnung. 


96. Bei Vergehungen gegen die Feuerpolizeiverordnungen erhält 
der Denuziant Y, der Etrafe, Regl. für das platte Land im Herjogth. 
Magdeburg vom 18, Jan. 1772. $. 57. 

Im Könige. Preußen und in Echleflen %,. Regl. für das platte 
Land in Preußen vom 3. Suli 1770. $. 57, für Echleflen vom 19. Mai 1765. 
$. 66. umd der Reg. zu Opreln som 9. Dezbr, 1822 $. 141. 

Im Reg. Bez. Münfter die Hälfte, Publ. der Reg. zu Münfter vom 
10. März 1817. u. ſ. m, 
Bei verbotwidrigem Tabafrauchen überall in der Monarchie die 


Hälfte, A. K. D v. 9. Dezbr. 1832. 


(Versicherungen 97. Durch Verficherungen muß der Berficherte 
gegen Feuers- ſich uur gegen Schaden decken, nicht aber Bereiches 
— rung dadurch ſucheu. A. L. R. IT. 8. 8. 1983. 

Genuͤgende Verſicherung der Häufer gegen Feuersgefahr wird 
empfohlen, da nach A. K. > vom 23. Jau. 1836 — auf 
Netabliffementd-Unterftügungen aus der Staatskaſſe bei Brandſchaͤden, 
außer bei beſouderen Fällen, ganz unterbleiben follen, publ. der Rey. 
zu Münfter vom 21. März; 1830. 


(Wie weit Ver- 98. Niemand darf eine Sache höher verfichern 
een ee laſſen, als bis zum gemeinen Werthe derſelben, zur 
gehen. werden nr gefchloffenen Vertrages. A. & R. IL 8 
ONDENs ” ” 

99. Keine außerhalb der Provinz etablirte auf Gegenfeitigfeit der 
Immobilien Berfiherung gerichtete Iuftitution foll in derſelben Wirk 
ſamkeit ausüben dürfen. Mrov.-Feuerfoz. Regl. der Rheinprovinz, Weitfalen 
und Pofen vom 8. Jann. 1856. $. 4. (Gefepf. ©. 15. 49. u. 85.) 

Wenn in oder au den nach vorft. Rglts. verficherten Gebäuden 
eine Veränderung oder Anlage gemacht wird, wornach die Gebäude 
zu höheren Klaſſen gehören ald worin fie eben, fo ift der Verſicherer 
verpflichtet, der Ortöbehörde gegen eine Veicheinigung innerhalb Dos 
natsfeift Davon Anzeige zu machen, bei Strafe des vierfacben Betras 
ged der Differenz zwifchen den Beiträgen beider Klaſſen. Dieſ. 
Reglem, 


— ** 100. Niemand ſoll uͤber einen und ebendenſelben 
oder mehrerer Gegeuftand, auf deffen nach Vorſtehendem zu beſtim⸗ 
Versichefungen menden Werth, mehrere BVerficherungen nehmen. 


über d 1 
Werth.) = FAER ILE $. 2000. 


101. Wir Verfiherungen fucht, muß gewiſſenhaft anzeigen, ob 
und in welcher Art er bereits an einem audern Orte Verſicherung 
genommen oder dazu Ordre ertyeilt habe, Daf. 5. 2001. 
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Wer bei einer ſolchen Anzeige eine vorfäßliche Unrichtigkeit zum 
Schaden des Verſicherers oder eines Dritten begeht, foll außer dem 
Berlufte feines Nechtd aus den beiden oder mehreren Verſicheruu⸗ 
gen als ein Betrüger beſtraft werden. Daf. $. 2002. 


(Verfahren der $. 102. Da die Erfahrung es lehrt, daß eines 
holizeibeamten träflichen Gewinns wegen Däufer und Viobilien 
— oft über den Werth verſichert werden. und dadurch 
ein Neiz zur vorſätzlichen Branditifiung eutſteht: fo find die Negie— 
rungen angewiefen, ftreuge nach den FenerjozReglements zu verfabs 
ten, betrügeriihe und gefährliche Verficherungen zu vereiteln und 
nad) gefeglichen Vorfchriften zu ahbnden, M.R. v. 13. Dftbr. 1823. 
Wenn folche geſetzwidrige Veriherungen dennoch gefchehen, müf- 
fen die Polizeibeamten Unterſuchung darüber anftellen. Daſſ. M. R. 


Sobald fich derjenige, welcher nah dem Ermeffen der Polizeibes 
hörde fein Mobiliar-Bermögen zu hoch verfichert hat, fich der deffalls 
veraufaßten Unterfuchung twiderfegt; fo reicht e8 aus, daß dann wicht 
allein dern Agenten des Verfichererd erklärt werde, die fragl. Ber 
fiherung fei in Beziebung auf das afjefurirte Quantum mit Wider: 
fprucy Der Polizeibehörde geſchehen, uud im Falle entftchenden Brans 
des dürfe die Beribtigung der Eutſchädigung nicht ohue polizeifiches 
Borwiffen uud Konkurrenz. gefcheben, fondern auch der Verſicherte 
davon in Kenntniß geſetzt, und auf deffen Handlungen die polizeiliche 
Aufinerkjamfeit vorzugsweife gerichtet werde. M. R. vom 3. Septem⸗ 
ber 1824. 

Eiu son den gewoͤhnlichen Orts-Taratoren ausgeſtelltes und 
von dent Verſichernden beigebrachtes Atteſt über den Werth der vers 
ficherten Gegenftände ift für Die Polizeibehörden genügend. P. der 


K. Neg. zu Trier vom 26. April 1833. 


(Doppelte Ver- 103. Niemand ſoll nach Minift.Werf. ein bei der 
sicherungen.) affgemeinen Feuerſozietät eingetragenes Gebäude oder 
auf einen höheren Werth deffelben noch bei irgend einer Privatanftalt 


verfichern laſſen. Publ, der Reg. zu Potsdam vom 7. Zuli 1819. der Reg. 
zu Münfter vom 29. Jan 1819. u. f. w. 


Nach der Allerhöchften Beftätigungssttrfunde über die Elberfel⸗ 
der Feuer⸗Verſicherungs⸗Anſtalt vom 28. Febr. 1828 ift aber eine 
doppelte Berficherung dadurch nachgelaffen, daß der Aſſekuranz⸗Kom⸗ 
pagnie die Verpflichtung auferlegt worden, bei Annahine von Verfi⸗ 
herungen über Gebäude, welche bei einem infändifchen Vereine fchon 
verfichert find, Anzeige zu machen, damit Ueberverficherungen verbins 
— 7 — eg infofern die Tare dadurch) 
n überſchritten w nd hiernach zuzulaſſen; Zirk. 

— en ch " h n ch zuzulaſſen; Zirk.R. der Reg. zu 
jedoch nicht in nachbenaunten Provinzen: 

In der Rheinprov. und Weſtfalen ſteht es zwar jedem frei, feine 
Gebäude nad Gutbefinden auch anderswo als bei dev Prov.» Feuer: 

22° 


- 
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Sozietät zu verfichern: fle dürfen aber dann nicht mehr bei ber Pros, 
Feuers Soziet., weder ganz noch zum Theil, aufgenommen werden, 
und gegentbeild darf Fein hierbei verficherted Gebäude weder ganz 
uoch zum Theil anderweitig verichert werden, widrigenfalls die Vers 
fiherung bei der Prov.-Anftalt ungültig iſt. Alleg. Prov.- Feuerfoj.- 
Regl. gedachter Provinzen $. 11. 

Su der Prov. Pofen darf nur allein die Verfiherung der Ger 
bäude bei der Prov.sFeuerfoz. genommen werden, Regl. für dief. $. 12. 


(Unter dem Tax- 104. Bei zu niedrig, unter dem Tarwerthe aus 
zn rel gegebeuen Verſicherung der durch euer geritörten 
tände) 0 Gebäude foll weiter Feine Unterftügung zum Wieder 
aufbau aus Etaatsfaffen erfolgen. Allerh. K. O. v. 1. 
‚und Publ. des K. O.⸗Pr. v. Weſtfalen v. 14. März 1819 (v. Kamptz Annalen 
[2 207, 
(Privatasseku- 105. Ein Jeder, welcer für Privatafjefuranzge 
en .. ſellſchaften Geſchäfte übernehmen will, es fer ald wirks 
ET jicher Agent oder als bloßer Korrefpondent, muß ſich 
zuvor bei der Ortöpolizeibehörde melden, und demuächit von jeder 
einzelnen, durch ihu bewerkſtelligten Verfiherung der Ortöbehörde des 
Verfinerten Anzeige machen, Publ, der Reg. zu Potsdam u. Reichenbach 
v. 9. Dezbr. 1818 und mehrere andere Berordnungen, und zwar innerbalb 
8 Tage bei 10 Thaler Strafe. Publ. des K. Oberpräfidenten in Weſt⸗ 


falen, vom 47. Novbr. 1825. Ä 
Jeder Agent auswärtiger Feuerverſicherungs-Anſtalten bedarf 


einer Konzeffion; bei denen inländifchen ift Anzeige an die Reg. erforderlich. 
Reffr. der Reg. zu Münfier vom 16. Gebr. 1834 und 16. Januar 1836. 


(Polizeiliche 106. Jeder Agent einer Privat⸗Feueraſſekuranzgeſell⸗ 
eg auf schaft muß, ehe er eine Anmeldung zur Aufnahme, von 
— Ge Gebäuden annehmen darf, eine Tare dem betreffenden 

Bürgermeifter vorlegen. Wenn diefe Beltimmung eins 
mal unbeachtet bleibt, fol die Konzeſſion fofort zurüdgenommen wers 

deu. Zirf, Reſk. der Regierung zu Münfter v. 18 März 1834. 

Jeder Agent bat der „DOrtöpolizeibehörde des Verficherten eine 
legale Werthsabfhägung von allen angemeldeten Verficherungen und 
die Drig. Police vorzulegen. Jeder, der ohne einen in den Preuß. 
Staaten wohnenden Agenten einer folchen Privatgeſellſchaft beitritt, 
it auch dazu verbunden. Gleiches gilt bei Erneuerung von Verfiche- 
rungen. Diefe Anzeige muß innerhalb 8 Tagen bei 10 bis 20 Thlr. 
Strafe geicheben. 

Ortsbehörden haben fih von der Nichtigfeit der Tare zu übers 
zeugen, allenfalls vollftindige Tare von Gebäuden fi) auf Koften 
der Verficherten zu u welche letztere auch die Koſten Der 
Nevifion der Zaren zu tragen haben. 

Gleiches gilt bei Waaren und Meublen, wobei aber nur dann 
Faren zu fordern und Nevifion vorzunehmen, wenn Verdacht einer 
Ueberichägung Statt fiudet. Yubl. der Reg. zu Münfter v. 6. Juli und 
19. Dezbr. 1832 u. m, a. Reg. 


’ 
% 


Berfiherungen gegen Feuersgefahr. 327 


Am Schluffe jeden Monats ift aufferdem von den Agenten ‚den 
betreffenden Bürgermeiftern eine ſpezielle Nachweife der verficherten 
Gegeuftände einzureichen. Publ. derf. v. 25. Febr. und 26. Juli 1835 

Auch ift Jedermann in der Rheinprovinz und Weitfalen, welcher 
feine Gebäude anderswo, als bei der Prov.⸗-Feuerſoz. verfihern läßt 
oder bat verfichern laſſen, verpflichtet, ſolches mit Benennung der Vers 
fiherungsfumme — die den gemeinen Werth der durch euer bes 
ſchaͤdigten und zerſtoͤrbaren Materialien nicht überteigen darf, durch 
die Zahl 10 theilbar it, und in Preuß. Kour.s Werth aus edrüdt 
fein muß — innerhalb 14 Tage der betreffenden Prosgeuer-Sozietät 
direft oder durch die Ortsobrigfeit anzuzeigen, bei 6 Thlr. Ordnungs⸗ 
firafe. Auch bei Eröffnung der neuen Prov.- euer; Sozietät muß 
ſolches bei gleicher Strafe innerhalb 6 Wochen gefchehen. Voralles. 
Regl. $$. 12, 16, 17. 

. 4107. Gewerbfcheine zum umherziehenden Betriebe von Feueraſſe⸗ 
- Zuransgefchäften werden nicht mehr ertheilt. Zirk. Reſk. der K. M. des 
"San. und der Fin. v. 23. Gertpr. 1833: BORN: 

Hiernach ijt ein folcher Gewerböbetrieb nicht mehr geftattet. 

(Polizeiliche 108. Abfchrift der polizeilichen Verhandlungen mes 

Verhandlun- gen Brandichäden Fönnen den Verficherten bei fremden 
En  Sszietäten auf 15 Egr. Stempel mud gegen geſetzliche 
der bei frem- Gebühren ertheilt werden. Zirk. Neff. der Königl. Reg. 
den Sozictäten zu Münfter vom 12. April und 6. Mai 1833. 

Versicherten. 


(Warnung ge- 109. Bor dem Beitritte zur Parifer „allgem. 
geneinige ſrem · Feuerver ſicherungs⸗Geſell ſchaft und auch zur 
de Sozietäten. Arie Feuerfozietät: „Union wird gewarnt, weil 
diefe eine Werthſchaͤtzung der verficherten Gebäude und Mobilien nad) 
ihrer gänzlichen oder theilweifen Einäſcherung verlangen, und die allein 
davon abhängig gemachte Zahlung der Verficheruug in den meijten 
Fällen, als höroit uuficher ſich darſtellt. Hubl. der Reg. zu Münfter v. 
3. Febr. und 3. März 1833. 


— 110. Taxen von Gebäuden * weil dieſe * zu 
tigkeit der Ta- Grundſtücken zu rechnen pelpflichtig. (15 Spgr.) 
nr M. R. v. 10. a 1833. — g — 
auge Wmtliche Atteſte für Verſicherungen find ſtempel⸗ 
und fportelfrei, Prov.Feuerſozietäts ⸗Regl. der Rheinprovinz, 
Weſtfalen und Poſen v. 5. Zap. 1836. $.4. (Gefegfammlung ©. 13. 49 u. 85.) | 


(Auszahlangder 411. Zur Beziehung der Brandentſchaͤdigungs⸗Gel⸗ 
.—— der aus den Öffentlichen YandessZeuer-Sozietätd-Kajfen 
BUNESGELEr · hedarf es keines Retabliſſements⸗ Atte ſtes. Der Nach⸗ 
weis einer begonnenen reſp. vollendeten Wiederherſtellung kaun durch 
amtliche Berichte der Beamten bewirkt werden. M. R.v. 22. Jan. 1834. 
Die Quittungen bedürfen zur Vermeidung des Nefognirionsitempels _ 
Feiner Beglaubigung, infofern die Jdeutität des Zahlungsnehmers auffer 
Zweifel iR. Zirk. Ref. der K. R. zu Münfter v. 5. Juni 1834. 
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Duittungen über Brand» Entfhädigungszjahlung ans den Sozie⸗ 
taͤts⸗Kaſſen im der Nheinprovinz, Weftfalen und Poſen find ſtempelfrei. 
Die vorſt. allgı Regl. 5. 4. 


412. Der $. 11 des Weſtpreußiſchen Fenerſozietäͤts⸗-Neglemeuts 
som 27. Dezbr. 1785 ift aufgehosen und an defien Stelle feitgefebt, 
daß die Entſchädigung nur nach dem Verhältniſſe der Werthſchaͤtzung 
de8 abgebraunten oder niedergeriffenen Theils des Gebäudes zu dem 


verficherten Gefammtwerthe deijelben ermittelt und geleiftet werden fol, 
Alerh, Kab.Ordre v. 21. Nov. 1830. 


(Von . Feuers- 113. In Wäldern und Heiden fol Niemand bei 
en trockner Jahreszeit oder an gefährlichen Eteflen Feuer 
den ete, anmachen. 9. 2. R. EL. 20. $. 1551. 

Auch nicht auf Feldern, welche an die Forſten und Heiden grens 
zen, Edikt v. 19. Zanr. 1764. (Mil. Ed. ©. Bd. 3. ©. 391) und Feuerordn. 
für Bor: und Hinterpommern dv. 24. Mai 1756. $. 52. (M. Ed. ©. ©. 1756.) 
und zwar in einer Entfernung bon 100 Schritten. 9. Kab.Ordre für 
Oſtpreußen u. f. w. vom 7. Suli 1804. (v. 8.9. 1823. ©. 431.) 

114. Auch darf Niemand in dem, in und bei den Wäldern arles 
genen Seen bei Feuer Fiſche oder Krebfe fangen, oder bei trodner 
Sommerszeit in den Heiden Tabak rauchen, 

Wenn aber Jemand genötbigt if, feine verwachſenen Aecker oder 
Wieſen, fo an große Heiden ftoßen, auszubrennen, fell ſolches zwar, 
jedoch nicht anders, als mit Vorwiffen der Obrigkeit und im Beifein 
des Orts-Forſtbedienten, und zwar bei ftillem Wetter, vorzunehmen 
erlaubt fein. Es muß aber der auszubrenuende Ort, damit das 
Feuer nicht überlaufen koönune, mit einem breiten Steig beichippt wers 
den; auch find genugfame Leute mit Schippen, Spaten und ander 
Geräthfchaften bri der Hand au haben, Damit, wenn ehva das Feuer 
überband nehmen wollte, denselben bei Zeiten gewehrt werden koͤnne. 
Wie dann auch die Leute nicht eher, Bis alles gelöfcht und Fein Schade 
mehr zu beforgen, weggehen, und folcbergeftalt alle Borfichtigfeit ges 
braucht werden muß, Damit Durch Audbremunng der Meder und Wies 
fen in den Seiden Feine Feuersbrunſt angerichtet werde, | 

Ron den Hirten, Exbäfern und Holzbauern muß fo wenig in 
den Heiden ald auf den Feldern in bobfen oder an andern Bäumen 
Feuer angemacht oder Stubben angebranmt werden, wie daun auch 
die Echäfer und Hirten von Walpurgis bis Michaelis durchaus Fein 
Feuerzeng bei fich führen dürfen. Ä 

Wenn aber, bei aller folcbergeftalt gebrauchten Vorficht, Dennoch 
in den Heiden ein Feuer entitehen follte, müſſen die Bürger in den 
Städten, imgleichen die Bauern in den Dörfern, wenn felbige wicht 
über zwei Meilen von der in Brand gerathenen Heide entlegen, es 
mögen felbige die Hütwig oder Holzung in den Königlichen Heiden 
haben oder nicht, ſobald fie ein Feuer ın der De gewahr werden, 
mit der Glocke ſtüͤürmen, die Gemeinde ſolchergeſtalt snfammenbringen, 
uud mit Schivven, Spaten und Aerten dem Feuer zueilen und fols 
ches Löfchen helfen, durchaus aber nicht fo lange warten, bis ihnen 
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folche8 angefügt und fle zur Hälfe aufgeboten tworden; wie denn auch 
gu folcher Arbeit feine Kinder, fondern erwachſene Mannsperfonen 
abzufenden find, und ein Ort dem andern das in der Heide entſtau⸗ 
dene Feuer durch reitende Boten befannt zu machen bat. Fenerordnung 
für das platte Sand in Vor⸗ und Hinterrommern vom 24. Mai 1756 $. 52 — 
55. Die vorgedadhte A, K. O. und m, a. Fort» und Jagd-Ordn. 


115. Dad Anzünden der Felder oder Wieſen darf bei 5 Thlr. 
Etrafe nur in den Morgeuſtunden und dann gefcheben, wenn fie 3 
Ruthen vom Walde entfernt liegen, ein 6 Fuß breiter Streifen wund 
gemacht und der Wind vom Walde abftößt. publik. der Negier, zu 
Köln vom 20. Auguft 1818. 


116. Wenn Feuer im den Königl, + oder Privatforften entftcht, 
dann iſt nach $. 114 zu verfahren. Forſt-, Maſt- und Jagdordnung für 
die Mittel -, Alt», Neu- und Ifermarf vom 20. Mai 1720. Tit. 10 und 20. 
$. 6. Verordn. für Pommern vom 22. Juni 1800 und A. 8. D. für Oft. und 
Beftpreußen und Littbauen vom 7. Juli 150%. 


117. Da durch einen Flintenfchuß Torfbrüche in Brand geratben 
Fönnen, fo muͤſſen diejenigen, welche darin jagen, befouders- bei trockner 
Witterung, ich der Pfropfen von Wolle, Filz oder Haaren bedienen. 
ee Reg, zu Königsberg v. 6. Dftbr. 1811 (v. d. Heyde Revert, 


Abſchnu. 2. Wafferpolisei. 


(Einleitung. 1. Die Wafferpolizei muß fih am thätigiten 
in Gegenden zeigen, welche am Meere oder an Seen liegen, oder wo 
große Flüſſe oder andere Gewaͤſſer in der Nähe find, die durch plöß- 
lie Anhäufung der Waffermaffe bei Gewittergüffen, Eisgängen, Zer⸗ 
reiffung von Dämmen u. ſ. 1. leicht austreten. Cie muß Uecber> 
fhwemmungen uud Verheerungen fo viel als möglich gu verhindern 
ſuchen, den freien Wafferlauf berärdern, Brüden, Damme, Ableitungs⸗ 
gräben, Fähren ꝛc. im gehörigen Staude erhalten u. |. w. 


(Benutzung des 2. Den Gebrauch des Flußwaſſers aus öffent 
Flusswassers. fichen Strömen durch Schöpfen, Baden und Traͤnken 
ift einem Jeden unverwehrt; doch muß der, welcher Vieh aus einem 
(uffe tränfen will, der dazu vorhandenen Träufs und Schwenun⸗ 


ätte fih bedienen A. L. R IE 15.6.2, - 


(Wasserleitun- 3. Wafferleitungen und andere Waſſerbaue an 
genu. Wasser- öffentlichen Oertern und Flüffen muͤſſen unter Aufficht 


en ber, Gaudeöpoliei geführt werden. 8. OR. 1.6. 300 
"I 9+ . 


lagen, 
Befonders darf Niemand daſelbſt, wenn gleich auf feinem Eigen- 

thume, Schleuſen, Wehre, Damme und Brüsten anfegen oder andern, 

ohne Daß zuvor Die Nachbarn vernommen, und die Cinwilligung des 


Staats beigebracht worden. Daſ. 1. 8 & v7. 
d. 
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Waferleitungen dürfen aus Öffentlichen Etrömen, ohne befondere 
Erlaubniß des Staats, nicht geführt, noch Waſch- oder Badehäufer 
daran ohne dergleichen Erlaubniß angelegt werden. Daf. IT. 15. 8. 46 

Neue Brücken über öffentliche Ströme, auch auf eignem Grund, 
anzulegen, erfordert befondere Erlaubniß des Staatd. Daf. 8.52. 


4. Niemand darf an feinem Ufer etwas anlegen, wodurd der 
Lauf des Fluſſes zum Rachtheile der Schiffahrt gehemmt, eingefchränft 
oder fonft verändert wird. Daf. 8. sı. 


5. Ordinaire Vefeftigungen der Ufer, imgleichen Dämme, wos 
durch nur die zunächſt daran ftoßenden Felder gegen Ueberſchwem— 
mungen gedeckt werden follen, müffen der Regel nach von den Eigeus 
thümern der Ufer unterhalten werden. Daf. $. 63, 


6. Zur Anlegung und Unterhaltung von Hauptdämmen, die 
einer ganzen Gegend zum Schutze gegen Ueberſchwemmungen dienen 
ſollen, müfjen die Eigenthüner ſaͤmmtlicher dadurch geſchützter Grund 
ftüce beitragen. Daf. $. 64. 

Die Art und das Maaß des Beitrages ift nach den vorhandenen 
Verträgen, den Damms und Uferordnungenz in deren Ermangelung 

aber nach dem Verhäftuiffe de8 drohenden Schadens, welcher durch 
den Damm abgewendet wird, zu -beftimmen. Daf. $. 65. 


7. Auch in den Privatflüffen darf, zum Nachtbeile der Nachbas 
ren und Uferbewohuer, durch Hemmung des Ablaufs derfelben, nichts 
‚ unternommen oder verändert werden. A. L. R. J. 8 6. 94 


(Unterhaltong 8. Vielmehr iſt der Regel nach ein Jeder die über 
en un fein Eigenthum gehenden Gräben und Kanäle, wodurch 
ur das Waffer feinen ordentlichen und gewöhnlichen Ablauf 
bat, zu unterhalten verbunden. — Sind es Scheidegräben, fo muß 

in der Negel die Unterhaltung von beiderfeitigen Nachbaren bis zur 

Mitte ded Grabens geicheben. Daſ. $. 100 u. 101. 


(Anstauen des 9. Bei den Mühlen, oder audere durch Wehre-oder , 
u... bei Schleufen veranlaßten Störungen, wo der Wafferftaud 
— —* noch nicht durch einen unter poͤlizeilicher Aufficht geſetz⸗ 
rungen dureh fen Merkpfahl beſtimmt iſt, muß jeder Beſitzer derſelben 
Wehre oder ſich die Setzung eines ſolchen, auf Antrag und Koſten 
Schleusen. derer, die dabei intereffirt find, gefallen laſſen. Edikt 

vom 15. Novor. 1811. $. 1.*) Gefekfammlung ©. 352.) 
Diefe Setzung kann nur durch fachverfisudige Kommifjarien der 

Provinzialpolizeis Behörden unter Zuziehung des Gerichtd, welchem 

die Mühle ꝛc. uuterworfen ift, vollzogen werden. Daf. $..2. 


*) Diefes Edift gehört nach einem Beſchluſſe des Königlichen Staatsminifte- 
riums zu den das A. L. MR. abändernden und ergänzenden Borfchriften, 
gilt daher überall, wo das A. 2. R. publizirt iſt. Juſt. M. R. vom 21. 
Februar 1818. (v. K. Zahrbücher Band 11. ©. 6.) 
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10. Kein Berechtigter darf den Waflerftand über die durch fol 
hen Merkpfahl feſtgeſetzte Höhe aufſtauen; vielmehr alle blos zeitliche 
Sindernifje, welche den Abfluß hemmen, wegräumen. Verſäumt er 
dies, dann .ift Die Ortspolizeibehörde auf Antrag der Interefienten 
verpflichtet, die Deffnung der Schleufen, Gerinue und Grundftüde, 
Abnehmung der beweglichen Auffäge auf den Fachbaͤumen oder Ue⸗ 
berfälfen, auf Gefahr und Koften des Beſitzers, ohne Anftand vors 
nehmen zu laſſen, und dieſer hat, auffer dem Erfage alles Durch die 
widerrechtliche Stauung verurfachten Schadens, 20 bis 25 Thlr. 
Polizeiftrafe verwirkt. Daf. $. 8 und 9. 

(Bauten u. Re- 11. Erhöbungen des Fahbaumes und Verändes 
en am zungen ded Sicherpfähls Fönnen nicht anders, ald um 
a ter Aufficht der Landespolizei, mit Zuziehung der bes 
Mühlen. ,  Nachbarten Jutereſſenten, und nur fo weit e8 diefen 

unfchädlich ift, vorgenommen werden. 

Dagegen find bewegliche Auffüge auf dem Fachbaum bei Meinem 
Waſſer fo lange erlaubt, als Den obers oder unterhalb liegenden 
Nachbarn, fowohl Müllern als Grundbefigern, daraus Fein Nachtheil 
entfteht. A. 2. R. II. 15. 6. 243, 244. 

12. Der Bau neuer Muͤhlenwehren und Schleufen, fo wie jede 
Neparatur am denfelben, muß vor der Aueführung der Fompetenten 
Polizeibehörde angezeigt, und bei 5 bis 50 Thlr. Etrafe ohne dereu 
Genehmigung nicht zur Ausführung gebracht werden. Zu neuen Au⸗ 
lagen der Art und zu irgend einer Veränderung der bereits bejtes 
henden, welche eine Veränderung ded Waſſerſtaudes beabfichtigen, it 
jedesmal die Genehmigung der Regierung erforderlich. Publ. der Reg. 
zu Magdeburg v. 19. März 1829. 

Bon allen Bauten und Reparaturen am Grund » und Fluth⸗ 


wert der Mühlen, fo wie an den’ Frei und Stauſchleuſen müfjen 
Muͤblenbeſitzer 3 Wochen vorher, bei 5 Thle. Strafe, der Ortspolizei⸗ 
Behörde Anzeige, zur Bekanntmachung ‚an die Jntereſſenten, Konftas 
tirung der bisherigen Lage und Eicherung deren unveränderter Er⸗ 
haltung machen. Yubl. der Reg. zu Münfter vom 22. Juni 1819. 


13. Einer fchon vorhandenen Mühle darf ein Nachbar, durch 
defien Grnndjtüce das zu ihrem Betriebe nöthige Wafler fließt, dafs 
felbe nicht entziehen. A. L. R. IL. 15. $. 246. 
(Reinigung und 14. Wem die Unterhaltung eines Grabend oder 
‚Räumung der Waſſerabzuges obliegt, der kann zu defjen Ausfrautung 

— ——— Raͤumung polizeilich angehalten werden, ſobald aus 

der Vernachlaͤſſigung derſelben, oder aus Mängel an der erforderli⸗ 
chen Tiefe, Nachtheil für die Beſitzer anderer Grundſtücke oder nutz⸗ 
barer Anlagen, oder auch für die Gefundheit der Anwohner entſteht. 
Die Beſtimmung, wann und wie die Ausfrautung oder Raͤumung 
bewirkt werden foll, gehört 6108 zur Kognition der Polizeibehörden, 
und jeder Unterhaltungspflichtige muß fich derfelben unbedingt unters 
werfen. Vorfluths-Edift v. 15. Novbr. 4811. $. 10. 

15. Der Provinzialpolizeibehörde bleibt e8 unbensmmen, während 


- 
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der Dauer eines Nechtsftreits über den Waſſerſtand, denfelben inte 
rimiſtiſch feftfegen zu laſſen. a. a. O. $. 6. j 

In einem ſpeziellen Falle ift Allerhöchften Orts entfchieten, daß 
diefe Vorfebrift überhaupt für die Beftimmmungen Wegen der Vorfluth 
Anwendung finde, alfo auch, wenn wegen der P licht zur Unterhals 
tung eines Grabeus ze. Streitigkeit eutſteht. Publ, der Reg. zu Mün- 
fier vom 1. Septemb. 1833, - 

16. Niemand darf wegen der Wege zu feinen Gründen die Aus- 
werfung der Gräben an den gemeinen Wegen verhindern, oder felbe 
wieder zuwerfen; er darf nur folche Vorkehrungen treffen, wodurch 
der Abflug nicht gehindert wird, bei drei Thaler Strafe, Münfterihe 
Berordn. vom 5. Juni 1765 9 7 — 9 
17. Slüffe und Bäche, die gar zu ſehr verſchlammt find, follen 
durch Die Gemeinheiten und Kirchfpiele, die Gründe daran liegen 
haben, oder denen dadurch Abwäſſerung verfchafft wird, ausgeräumt 
werden. Münfterfhe Verordnung vom 11, Mai 1771 1 — 5. 

Es iſt den Beamten (Landrithen) überlafen, den Auffehern und 
Führen bei der Arbeit bis 12%, Sgr. Tagelohn aus Mitteln der 
Gemeinheit anzumweifen. Daſſelbe Edikt $. 5. und Reffr. der Reg. zu Mün- 
ſter vom 21. Aug. 1818. 


18. Flüffe und Bäche follen von den Eigenthümern der daran 
ſchießenden Gründe in ihrer Breite und Tiefe uuterhalten werden. 
Daſſ. Editt $. 6. 

Geringe Feldbäche, Nebenflüffe und Zuggräben müſſen von den 
Eigenthümern der daran Kegenden Gründe bei 1 Thaler Strafe aus 
geränmt werden. Münſt. Berord. vom 4, April 1720, 10. Juli 1738 und 
5. Juni 1765. $. 7. 8. 


(Wiederherstel- 19. Mühlenbefiger und andere Stauberechtigte find 

Jung des freien gegen Eutſchaͤdigung und nach Beſtimmung der Pros 

Stangerechtig. Dinziafpolizeibehörde verpflichtet, den freien Waſſerlauf 

keiten.) ganz oder zum Theil wiederherzuftellen, fobald daraus 
ein offenbar überwiegender Bortheil für die Bodenfuls 
tur oder Schiffahrt eutſteht. Worfl, Edift vom 15 Norb. 
1811 $. 11. und 12. 


(Einschränkung 20. Gegen das außerhalb der ordentlichen Kanäle 
des —— und Gräben wild ablaufende Waſſer iſt ein jeder Eis 
a asien 0X gentbömer feine Grnudſtücke zu decken wohl befugt. 
Anschung der 4 & R. I. 8. $. 40%. 

Voriluth. - Kamm jedoch der oberhalb Tiegende Beliker dergleis 

ben Waſſer dur die auf feinem Grund und Boden 
zu machenden Veranſtaltungen nicht abführen, fo ift ber unterhalb 
liegende Nachbar felbiged anzunehmen, und alſo dem obern die Vor⸗ 

fiuth zu geftatten verbunden. Daf. $. 103. 

Die unterhalb liegenden Befiger find aber dazu nicht verpflichtet, 
ſobald es einem unter ihnen durch matürfiche Hinderniſſe unmöglich 

wird, Das anzunehmende Waſſer tweiter abzuleiten. Daf. 5. 108. 
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Köımen ſich Befiker von Gruudſtücken deshalb nicht gütlich mit 
audern Grundbefigern einigen, dann müflen fie son ihrem Vorhaben 
der Provinzialpolizeibehörde Anzeige machen, nachweifen, welchen Vors 
theil ſie von dem Ablaffen des Wafferd erwarten, und barthun, daß 
fie bereite Mittel baben, die wahrfcheinliche Eutſchädigung ohne Vers 
zug zu zahlen. Vorfl. Edikt $. 18. Wegen Ablafjung von Teichen und Seen 
fiehe daf. F. 14 und A. UN. IL. 8. 8 117. 

(Pflichten der 21. Anträge und Gefnche deshalb find an die Lands 
——— aiß rätbe zu richten, welche mit Zuziehung von Sachver⸗ 
Vorl Kaas) verſtändigen die vorläufige Unterfuchung vornehmen zu 
laſſen und die Verhandlungen an die Regierung abzu⸗ 
geben fahen. Souſt eutfcheidet in der Negel der Landrath Feibh ‚ und 
den Verbeiligten ſteht der Weg der Vejchwerde au de Negieruug 
offen. Publ. der Reg. zu Königsberg vom 8. März 1818. 
(Kasten beiBc- 22. Wegen Ziehung. neuer Gräben zur Verſchaf⸗ 
schafung der fung der Vorfluth, Anlegung von Brücken über ders 
Vorduth). gleichen Gräben und Koften fiehe A. L. R. J. 8. $- 106 sgy. 


Üllemmung des 23. Niemand darf etwas in Gräben werfen, wos 
Weasserlaufs.) durch der Wafferlauf gehemmt werden kann. A. K. O. 
vom 24. Febr. 1816, 


(Holz etc. auf 24. Auf den Borden oder Ufern der Gräben und 

den Ufern der Bäche follen das befindfiche Hol; und Gtrauch, und 
Gräbenu.s.wI nie Bäume, und zwar bei Bäcen 12 bis 15 Fuß 
uud bei Hauptgräben 8 bis 10 Fuß weit weggehauen, auögerodet 
und fortgefchafft werden. Edikt vom 6. Juli 1775 $. 13. 


(Hanf-u. Flachs- 25. Das Nöthen des Flachies und Hanfes in den 
röthen.) Gewäſſern ift verboten; der Webertreter fol beſtraft 
und der Flachs oder der Hanf foll Fonfissirt werden. Wo eine Thau⸗ 
roͤthe gar nicht anwendbar fein ſollte, da muß Die Polizeibehörde die 


_ Einwohner anhalten, daß fie Gruben neben dem Fluffe, mit Rinnen 
verfehen, nach folgendem Abriſſe machen 


oO > Oo © 








b. b. 


c. OÖ c. 
(A der Steam; 5b die Ninne; c die Grube) und ſolche bezäumen. 
Edift vom 25. Febr, 1753. Siehe au Fiſcherei Tit.V. Kap J. 9.156, 187. 
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(Anlegung und 26. Es follen Vichtriften und Viehtränfen ange: 
Unferhaltung legt und unterhalten werden, wo ſolche nöthig find. 


von Vichtriften rin vom 6. Zuli 4773 $. 43. 14. 


ODurchtreihre 27. Das Durchtreiben des Viehes durch ue iſt 
durch Flüsse.) Se N dae Durchtreiben durch Graͤben verboten. 


(Behütung der 28. Die Behütung der Deiche, jedoch nur mit 
derDeicheete. Schafen, bei trocdener Witterung ift erlaubt, jedoch 
mit Schafen.) müßten diefe völlig benarbt fein. Diefe Hütung darf 
auch nur von 4 Wochen vor Johannis bi Michaelis dauern. M. R. 
vom 26. Aug.’ 41816 und Publ. der Neg. zu Magdeburg vom 50. September 
41848, zu Breslau vom 145. Novbr. 4818. 


(Flössen auf 29. Auf ſchiffbaren Flüffen dürfen loſe Klobenfloͤße 
schiffbaren nicht Statt finden. Kin. M. R. vom 31. Aug. 1844. und 
Flüssen) dubi. der Meg. zu Breslau vom 24. Septbr. 1814, 


— u 
(Von der Allu- 30. Niemand darf durch Pflanzungen, oder ans 
vion.) dere Wafferbaue, das Anfpülen an die Ufer eines öfs 
fentlichen Fluſſes vorlazlich befördern. A. L. R. 1. 9. $. 237. 
| Auch der wirklich angefvülte Grund und Boden darf durch Be⸗ 
pflanzungen nitr inſofern befeſtigt werden, als der gewöhnliche Lauf 
des Waſſers dadurch nicht gehemmt wird. Daſ. $. 238. 


Dagegen iſt jeder Uferbefiker, das Ausreißen des Stroms, durch 
dazu dienliche Uferbefeftigungen zu verhindern, wohl befugt; ſelbſt 
dann, wenn. folded nicht anders gefchehen Fan, als indem es zus 
gleich das Anfpülen befördert. Daf. $. 239 und 240. . 


Bei entſtehendem Widerforuche dürfen folche Anlagen im öffent: - 
Ser Flüffen nur mit Genehmigung des Staates geſchehen. Daf. $. 


Buhnen hingegen, und andere Anlagen, wodurch der einmal 
vorhandene Anwuchd der Gefahr, wieder weggefpült zu werden, aus⸗ 
gefest wird, darf, ohne Grlaubniß des Staats, Niemand anlegen. 

af. $. 250. 


* (Vorsätzlich ver- 31. Wer Dimme, Teiche, Schlenfen oder andere 

ursachte Ueber- Waſſerbaue, Gräben u. f. w. durchflicht, iſt zur Kris 

schwemmungen.) minalunterfuchung zu ziehen. 4.2. R. IL 20, 5. 1871. 
1576. a 


(Strafhestim- 32. In den befonderen Stroms, Deich und fer 
mungen) ordnungen find die Strafen für Verunreinigung der 
Fluͤſſe u. f. w. beftimmt, 
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(Aufeisen der 33. Bei eintretendem Thauwetter iſt erforderlich, 
Mühlengräben daß fließendes Waffer an den Stauungsanlagen ır. aufs 
te) geeifet, und überhaupt alle bios zeitliche den Abfluß 

des Wafferd hemmende Hinderniffe entfernt werden, 
Publ, der Regier. zu Münfter vom 25. Febr. 1827. 


(Kähne, Fähren 34. Fähren und Kühne zum eigenen Gebrauch 
= Bun: Fann jeder Anwohner eines öffentlichen Fluſſes hal 
Kurt daraug) fe. A. 2. R. 45. 8. 50. Siehe aud Seite 107. 

FJedoch nur wirklich angefefjene und von der 
DOrtöbehörde als unbefcholten anerkannte Grunds und Hausbefiker, - 
die ein erlaubtes® Gewerbe treiben. Bei 5 Thaler Strafe dürfen 
Kähne und andere Fahrzeuge mur an Angefeffene und andere ſichere 
— verliehen werden. Publ. der Reg. zu Magdeburg vom 24, April 

23. 


35. Die zum Ueberfahren dienenden Fahrzeuge müͤſſen ſtets 
angefchlofen fein, und wenn die nicht angeht, dürfen feine Werks 
zeuge zum Fortbringen darauf liegen. Daf. und Publ. ber Regier. zu 
Stralfund vom 48. Septbr. Münfter vom 5. Septemb. 1847, Frankfurt vom 
45. Aug. 1818, Gumbinnen vom 31. Juli 1819. 


36. Keine verfallene oder fonft unfichere Kühne ꝛc. dürfen ges 
duldet werden. M. R. vom 8. Zuli 1817. . 


37. Im Allgemeinen hat der Inhaber einer Fährgerechtigfeit 
die Verpflichtung — 
1) die Paſſage an dem beſtimmten oͤffentlichen Uebergangspunkte 
fortdauernd und zu allen Zeiten mit polizeilich anerfanns 
ter Sicherheit zu erbalten. Es bleibt ihm zwar unbenoms 
men, foweit ihn die Natur dabei, z. B. mittelft theilweife oder 
gänzlicher Eisbedefung unterftüßt, dies zu benugen, jedoch iſt 
er verbunden, jederzeit ſolche Vorrichtungen zu treffen, wie fie 
den jedesmaligen Umftänden und dem Zwede der Sicherheit ans 
gemeſſen find. | Ä 
2) Der unmitrefbare Vorfteher einer Kähranftalt, Pächter oder 
Setzſchiffer ſowohl, ald auch deſſen Leute, muͤſſen der Strom⸗ 
fahrt kundige Leute ſein, und darf Niemand dazu angenommen 
werden, der feine Qualifikation nicht vorher genügend nachge⸗ 
wiefen hat. , 
Die Belaftungsfähigkeit einer jeden öffentlichen Fähre, Prahms 
oder Weberfaßbootes muß unter der Yeitung des Kreis-⸗Baube⸗ 
dienten mit Zuziehung eined zuverläffigen Schifferd ein für alles 
mal feitgeftellt und zu dem Ende mit einem mindeſtens einen 
Zoll breiten Peiften um das Gefäß herum bezeichnet werden, wels 
cher mit einer möglicht unausföfchlichen weißen Farbe anzuftreis 
den, die immer zu erneuern ift, fo oft fie unkeuntlich geworden, 
Ueber diefe Marke hinaus darf Fein Gefäß unter feinen 
Umftänden bei ſchwerer Verantwortlichfeit des Faährinhabers bes 
faftet werden. 


3 
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Bel der Beſtimmung der Behaftungsfähigfeit iſt auf das 
richtige Verhaͤltniß der Breite des Fahrzeuges, inshefondere der 
Ueberfegungsböte, zur Biefe der Eiufenfung zu fehen, und der 
Gebrauch ganz fchmaler Fahrzeuge zum Weberfegen durchaus zu 
verbieten. Zu jeder Kähre uud zu jedem Prahm gehört noch 


ein, rückſichtlich feiner Belaftungsfähigfeit ebenfalls geprüftes 


5) 


6 


— 


und bezeichuetes Boot, welches unter allen Umſtänden leer mit 
genommen werden muß, die Fähre mag bis zur feſtgeſetzten Ein⸗ 
fenfung befaftet fein oder nicht. | 
Der Ueberſatz muß zu jeder Tages⸗ und Nachtzeit, infofern ein 
mit dein Staate bejtehender Koutrakt nicht etwas Audercs feſt⸗ 
feßt, wie auch fowohl bei gutem als üblem Wetter, ohne Zeits 
beruft Statt finden. 

Erfordern ungewöhnliche Naturereigniffe, ald: hoher Waſ⸗ 
ſerſtand, Eisgang, Windlayinen ungewöhnlichen Kraft uud Ko: 
ftenaufwand; fo hat der Fährinbaber Aufpruch auf deren Vers 


ütung, und Faun demgemaß höhere als die gewöhnlichen Ueber: 
abgebühren fordern. i | 

Diefelben dürfen nah Maafgabe der Umftände das Dop⸗ 
pelte und Dreifache betragen, das Vierfache aber nicht überfteis 
geu, falls ſich der Neifende nicht aus eiguer Bewegung zu einer 
höbern Vergütung veranlapt findet. Audern Falls bleibt es 
demfelben jederzeit unbenommen, infofern er die Etrigerung der 
Säpe um dad Doppelte, oder Dreis und Vierfache unangemeſ⸗ 
fen findet, darüber auch nachträglich bei Der vorgefegten Polizeis 
Behörde Beſchwerde zu führen und auf deren Feſtſetzung auzu— 
tragen, der fih der Faͤhrinhaber unterwerfen muß. 

Ausgenommen von obigen Beſtimmungen bfeiben natürlich 

Fälle augenfheinlicher Lebensgefahr, wo dan der 
Ueberfag ganz unterbfeiben muß. 
Einzelne Perſonen müfjen sofort übergefeßt werden, wenu fie fo 
viel entrichten, ald das Fährgeld von einem Fuhrwerke, bei deis 
fen Erreichung die Fährauſtalt zum alleinigen Ueberſatz vers 
pflichtet iſt, beträgt. 

Auch iſt der Faͤhrmann verpflichtet, nach beendigtem Ueber⸗ 
ſatze ſofort zu feiner Station zurückzukehren, ohne auf Nüds 
fracht zu rechnen, | 
Sobald der Uebergangspunft mit Eis bedeckt ift und mit Fuhr⸗ 
werfen pafjirt werden kann, it der &igentbümer der Kährges 
rechtigfeit verpflichtet, für fichere Aufs und Abfahrten durch 
Bretteranlagen oder Schwimmbrücken zu forgen, in fo weit, als 
ed nach dem Urtbeile der Lokal⸗Polizei-Berörde nothwendig if. 
Auch ift bei anhaltendem Froſte die Eidbahn zu verftärfen und 
demnächſt dergeftalt zu bezeichnen, daß fie bei dem Webergange 
nicht verfeblt werden kann. 

Für die daraus dem Berechtigten erwachfenden Koften wird 
demfelben eme angemeflene Vergütung zugeitauden, welche 
von der Königlichen Regierung für jede Faährauſtalt ihres De 
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partements ein für alle Mal der befondern Lokalitaͤt derſelben 

emäß feftgefeßt, und demnaͤchſt zur Öffentlihen Kenntniß ges 
racht wird. Ohne dringende Veranlaffung fol diefe Vergütung 
jedoch niemald die Hälfte des Fährgeldes bei offenem Waſſer 
überfteigen und fich jederzeit nur auf den Erfaß der erforder 
lien Koften befchränfen, 

D Eben diefelben Grundfäge finden auch Amvendung, wenn der 
Gebrauch, der Fähre, des Prahms oder eined Boots ſelbſt zum 
Ueberfag über nicht zugefrorne Stellen am Ufer oder in der 
Mitte des Gewäffers nothwendig ift. 

8) Siud die vorhin gedachten Vorrichtungen nach dem Urtheile der 
Lokal⸗ PolizeisBehörde nicht mehr erforderlich; fo muß Uebergang 
und Fahrt gauz unentgeldlich geftattet werden. 

9) Wird ein Uebergang durch eingetreteue Umſtäude lebensgefährs 
lich; fo ift der Fährinhaber gehalten, dies an den betreffenden 
Stellen durch gewöhnliche iu der Gegend übliche Warnungszei⸗ 
chen anzuzeigen. Die Lofal-Polizeibehörde hat hierauf bei eiges 
ner ſtrenger VBerantwortlichkeit zu halten. 

410) Die ad 4. 6. 7. 8. zur nähern Feſtſetzung verwieſenen Vergüs 
tungsjäge und Befreiungen finden in den Fällen feine Amwens 
dung, wo durch beftchende, mit dem Staute geſchloſſene oder 
von demfelben bejtätigte Kontrafte, und fo lange diefe beſtehen, 
andere Tarifſaͤtze ausdrüdlicy vorgefihrieben find, 

11) Jeder Inhaber einer Kährgerechtigfeit ift verpflichtet, in ſo 
weit dies bis jetzt noch nicht gefchehen tft, deu beitärigten Tarif 
auf dem Ueberfaßgefäße felbft oder am Ufer am einer fchicklichen 
Stelle auf einer gemalten Tafel zu Jedermanns Einſicht aufzus 
ftellen und zwar in der Art, wie es die laudräthliche Behörde 
ſeines Kreifed, die denfelben zu rvedigiren hat, auordnet. 

12) E83 fol mindeftend in jedem Jahre von Amtswegen eine zwei⸗ 
malige Nevifion mit jeder Faͤhranſtalt durch den Kreisbaubedien⸗ 
ten unter Zuziehung der Ortd-Polizeibehörde, und zwar einmal 
mit dem Anfange des Winterd uud einmal im Sommer, Statt 
finden und felbige insbefondere ftrenge auf die bauliche Beſchaf⸗ 

fenheit der Ueberfeßungsgefüße und auf die Güte des dazu ges 
börigen Geſchirrs gerichtet werden. Die OrtsPolizeibehörde bat 
darauf zu halten, daß der Auweifung der Baubeamten zur Abs 
bülfe vorgefundener Mängel unweigerlich Folge geleiftet wird. 
Sollte kei der folgenden Revifion wider Verhoffen fih ergeben, 
daß dies nicht gefcheben, fo hat der Baubeamte, wenn Gefahr 
im Verzuge obwaltet, das Erforderlihe auf Koſten des Vers 
pflichteten fofort anzuordnen uud ſolches der Neg. zur etwa nö⸗ 
thigen weitern Beitreibung der Koften anzuzeigen. 

Ueber bemerkte Vernachlaͤſſigungen und VBerfäumniffe, deren 
Abhälfe minder eilig ift, hat der Baubeamte nur au und zu bes 
richten, Damit die PolizeisBehörde zu weiteren Maaßregelu vers 

aulaßt werden koͤnne. 
| Jedes durch Zufall oder Venutzung untauglich gewordene 
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Gefäß muß fo lange außer Gebrauch geſetzt werden, bis es voͤl⸗ 
lig wieder hergeftellt uud bei der Nevifion als tüchtig anerkannt 
iſt. Wenn dergleichen Gefäße durch die vorgenommenen Nepas 
raturen und etwaige Veränderungen ihrer Belaftungsfähigkeit er⸗ 
litten haben, fo muß die Tiefe der Einfenfung nach (3) ander 
weit fejigefeßt werden. 

13) Webertretung diefer Vorfchrifren wird mit den in den fpeziellen 
Kontraften und, wo ſolche nicht vorhanden find, mit dem fchon 
beftimmten Polizeiftrafen oder im deren Ermangelung mit fünf 
bis Zwanzig Shalern Geldbuße nach den Grundſätzen ded allgem. 

Landrechts Th. II, Tit. 20. $. 88. und 89. geahndet. 
Dergleihen Geldftrafen werden von dem unmittelbaren Nußs 
nießer der Käbrgerechtigfeit eingezogen, dem es ziberlaffen bleibt, 
--an den eigentlichen Kontravenienten, wenn er felbit dies nicht 
ift, feinen Regreß zu nehmen, Ä 
Iſt aber durch die Unterlaffumg der vorgefchriebenen Vor⸗ 
fihtsmaaßregeln ein Schaden am Leben oder Leibe eines Mens 
ſchen entjtanden, fo ift noch außerdem die Einleitung einer Kris 
minalunterfuchung gegen den Uebertreter dieſer Polizei⸗Verord⸗ 
nung und die Beſtrafung defjelben nach der Vorfchrift des alls 
gem. Landrechts. Th. 1. Tit. 20. S$. 691. 692. 776. 777. 780. 
und 781 in Antrag zu bringen. publ. der Regier. zu Münfter v. 
22. Mai 1834, MR. vom ‘as. Juni 1817, 238. Aug. 1811, 6 Mai 
1827, Publ. der Reg. zu Koblenz; vom 22. Dftober 1818, Düjfeldorf vom 


15. Mai 1819, Pojen vom 15. Aug: 1817, Minden vom 6. Aug. 1817, 
Sranffurt vom 13. Aug. 1818, Liegnig vom 9. Mai 1818 u. m. a. Reg, 


(Beobachtungn. 38. Um die Profilhöhe und Weite bei Erbauung 
———— neuer Brücken oder dem Umbau alter Brücken mit 
standesBehufs Sicherbeit beftimmen zu Fönnen, follen an Strömen 


Bauten. Waferfiände beobachtet und notirt werden, 


An den Meinen Gewäffern follen die Ortöbehörden bei hohen 

Fluthen und fehr niedrigem Waffer den Stand deffelben überall two 
es möglich am nicht leicht verrüdbaren Gegenftänden, 4. B Brücken 
pfeilern, Hausecken, Bäumen ꝛc. durch bleibende Zeichen beinerfen,. 
die Punkte, wo folches gefchehen, mit Angabe des Tages ad acta Yers 
merken und dem Landrathe anzeigen. «M, MR, v. 25. März 1830. 


(Besondere . 39. Siche auch die prov. Beftimmungen, namentlich: 
Strom Deich, Die Niersordnung vom 6. März 1769. 
etc Ordnungen. — Uferordnung für den Lippefluß vom 
Deichordn. für das Warthebruch v. 27. März 1802. 
— — das Ober: und Niedernegbruch v. 14. Dei. 1779. 
Stroms, Deich», uud Uferordn, für Oſtpreußen und Litthaueu 
som 14. April 1806. 
Damm s und Uferordunng für Oftpreußen ‚uud Litthanen vom 
12. April 1787. 
& 


Abſchn. 3. Dagelfchaden-Affefurang. ” 339 


Grabeuſchauordnung des Nuthefluſſes v. 19. Septbr. 1781. 
Deichordn. für die Saale v. 9. Septbr. 1778. 
Reglement, Deichordu. und Verordnung für die Altmark vom 

reſp. 1. Septbr. 1776, 20. Dezbr. 1695 und 6. April 1791. 
Graben- und Schauordn. für das Luch, die Namdow genannt, 

vom 23. Juli 1738. (Mol. Edikt-S. Bd. 4 ©. 177) 

luß⸗ und Schauordn. für den Karthauefluß v. 30. Suni 1794, 
ainmordn. für die Weichjeldämme in der Marienwerderfchen 

Niederung vom 30. März 1755. - | 
Deiche und Uferorduung für die Oder und das Oderbruch vom 

30. Dezbr. 1716. | 
Deich» und Uferordnung für die Lebusfche Niederung vom 23, 

uni 1717. Ä 
Deichorduung für die Oder und den Oderbruch v. 30. Dez. 1716, 
Deichordn. für das Niederbruch an der Oder v. 25. Jan. 1769, 

agdeburger Deichordn. v. 28. April 1721. 

glenient für das Priegnitziſche Elbbruch v. 6. Dezbr. 1737. 
Waſſer- und Uferordnnug für den Ruhrfluß v. 10. März 1781. 
Waſſer- uud Uferordnung für den Rheinſtrom v. 2, Dez. 1774. 
Muͤnſterſche Verordnung dv. 14. Mai 1771. 


Abfchn 3. Bon HagelfhadensBerfiherungs-Am 
ſtalten. 


(Einleitung- 1. Gegen ungewöhnliche und zerftöreude Naturs 
Erfcheinungen, „gegen Orfane, Gewitter, Dagelfchlag 
und ähnliche Ereigniffe, kann zwar die Polizei nicht im Voraus bes 
ffimmte Maafregeln ergreifen; fie muß aber beim Eintritte einer fols 
chen Gefahr fogleich alles aufbieten, um für Menfchen und Gigens 
thum diefelben. moͤglichſt unfchadlich zu machen. Sie hat zu Alfe 
Turanzen gegen Sagelfehtag, Viehfterben ꝛc. zu ermuntern. 

2. Hagelfchaden »Verfiherungs- Anftalten find im preuf. Staate 
mehrere vorhanden; -theild find folche auf Gegenfeitigfeit gegründet, 
theild nicht. Zu leßterer Art gebört die neue Hagel-Affefuranz Ges 
ſellſchaft in Berlin, welche gegen Prämien, nach einem feitgefegten Tarif, 
Getreide und fonftige Keldfrüchte gegen Hageljchaden verfihert. Zu 
den Anftalten erfterev Art gehören die Hagelverficherungsgefellichaften 
in Oftpreußen und Litthauen, in der Provinz Brandenburg, in Hal 
berftadt, und die neuere in der Provinz Weſtfalen, welche erit i. J. 
1835 ins Leben getreten. 

Die Berfaffungs-Urfunden, Statuten ꝛc. diefer verfchiedenen Ge: 
fellichaften find, fo weit erforderlich, bei jedem Landrathe und jeder 
Drtöbehörde vorhanden. Zu dem Statute für Weftfalen ift das hier 
nur anzumerken, daß jeder Juterreſſent in den erften fünf Jah— 
ren. ded Beſtehens der Gefellichaft nicht austreten, und die Haupts 
Summe feiner VBerfiherung nicht vermindern, wohl aber die 
+ BVerficherungsbeträge der einzelnen Pofitionen feiner Deklaration jährs 

Lich abändern darf, infofern daraus im Ganzen Feine Verminderun 
reſultirt; und ferner, daß die Verfiherung auch nach der fünf 
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jaͤhrigen Friſt, fo lange beſtehen bleibt, bis die Loͤſchung Gährlich im 
Dezbr.) beantragt iſt. (F. 7 u. 8 der Statuten v. 8. Auguſt 1831. (Amtsbl. 
pro 1833.) 

Abſchn. 4 Bon Viebaffefuranzen. 

1. Vieh⸗, namentlich Nindoich- Affefuranzen dehnen ſich in der 
Negel nicht über den Umfang einer Gemeinde aus, wo alle Bethei⸗ 
figte fich nahe bei eimauder befinden, als folche ſich keunen und kon 
trofliren. 

Nachfolgend ift ein Entwurf der Etatuten eined Nindvieh-Vers 
fihernngss Vereins aufgeftellt, und die Koͤnigl. Negierungen in der 
Provinz Weftfalen find ermächtigt, zu allen hiernach gebildeten Vers 
einen die Genehmigung zu ertbeilen. 

Dem Beſchluſſe der bereits beftchenden und genehmigten Vereine 
bleibt Lediglich überlaffen, Beftimmungen in ihren Statuten, welce 
von diefem Entwurfe abweichen, abzuandern; nur Nro. 23 tritt all, 


gemein in Anwendung. Publ. ded Königl. Oberpräfidenten zu Munfer v, 
20. März 1835+ 


Statuten 
des RindviehverfiherungssBereins in der Gemeinde N. N. 


1) Die Verfiberung erſtreckt fih nur auf Nindvieh; fie findet aber 
ohne alle Nüdfiht auf die Todesart, mit alleiniger Ausnahme 
der Ninderpeit, Statt, und ift auf ne gegründet; der 

‚Verein befhränft fi) auf den Umfang einer Gemeinde oder Buͤr⸗ 
germeiſterei. 

2) Sobald Einhundert uud fünfzig Stuͤck Nindvieh verſichert find, 
wird der Verein ald errichtet augefehen. 

3) Wer dem Verein beitreten will, zeigt es dem Vorſteher an, der 
dem ſich Meldenden die Statuten befannt macht, defien Namen, 
Wohnort und die Zahl Ted zu verfichernden Viehes auf einen 
Zettel verzeichnet, Diefen den Taratoren übergibt und fie zur 
Abſchaͤtzung des zu verficheruden Viehes anweiſet. 

4) Die Taratoren (jedesmal zwei) fügen auf dem erhaltenen Zettel 
eine genaue Befchreibung ded zu verfidernden Viebed nach Ges 
fchlecht, Alter, Größe, Farbe und Abzeichen und die Tare, bei 
welcher zu berüdfichtigen, daß das Fell dem Eigenthümer vers 
bleibt, fo wie die Verficherungsfumme bei, und ftellen den fo 
vervollſtaͤndigten Zettel dem Vorfteher zurück, welcher felben Dem 
Nehnungsführer übergibt, um die Eintragung in die nach der 

Anlage aufzjuftellende Verficherungs-Role zu bewirken, 

5) Die —— faun unter der Tarxe, aber immer nur nach 
vollen Thalern Start finden; eine Verfiherung unter 10 Thlr. 
ift unzuläffig. 

6) Krankes Vieh kann nicht verfihert werden. Zeigt fi) der Ges 
fundheitözuftaud bei der Abſchaͤtzung zweifelhaft, fo wird das 
Stück von dem fachfundigen Beifiger (18) unterjuche und deffen 
Ausipruch enticheidet, ob die Aufnahme zuläffig if. 

T) Mit der Eintragung in die Verficherungsrolle, worüber der Eis 
genthümer eine Beſcheinigung nach nebenjtchendem Formular gegeu 
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Grlegung von 5 Sgr. pro Städ erhält, erlangt die Verficherung 
ihre Kraft, 
8) Wenn ein verficherte® Stuͤck Vieh erkrankt oder eine Beſchaͤdi⸗ 
ung erleidet, muß der Eigenthümer alle Mittel zu deffen Hers 
Hella anwenden, insbefondere fofort einen approbirten Thier⸗ 
arzt oder in deſſen Grmangeluug im Umkreiſe von 3 Stunden 
einen andern Sachfundigen berbeibolen und bei Verluft des Ans 
ſpruchs auf Eutſchädigung dem Vorftcher binnen 24 Stunden 
Anzeige macben, damit ſich Diefer von der Zwedmäßigfeit der 

— Anorduungen überzeugt. 


9) Die Kurkoſten traͤgt bis zur Höhe von 1 Thlr. der Eigenthuͤ⸗ 
mer; ein Mehrbetrag wird aus der Bereins-Kaffe erſtattet, ſo⸗ 
bald der Vorſteher die wirkliche und augemeſſene Verwendung 
befcheinigt. 

Krepirt das erfranfte oder befibädigte Vich, fo muß der Eigen⸗ 
tbümer diefes fofort und. längftens. innerhalb 24 Stunden dem 
Vorſteher anzeigen, der, weun dabei Bein grobes Verſchulden den 
Eigenthümer trifft, die Auszahlung der Berfiherungsfumme bin: 
nen 8 Tagen, und demuächit die Eöfchung in dee Rolle veranlaßt. 


11) Das Fell und fonft noch brauchbare Theile des Prepirteu oder 
verunglädten Biches bleiben dem Eigenthümer; muß dafjelbe 
aber mit der Haut vergraben werden, fo wird der Werth der 
Haut aus der Vereius⸗Kaſſe bezahlt. 


Muß das Vieh bei fchwerer Verwundung oder Krankheit 
efhlachtet werden, was ebenfalld dem Vorſteher anzuzeigen ift, 
* wird der Werth des Fleiſches nach billiger Tare von der 
Verſicherungsſumme in Abzug gebracht. 
12) Die Verſicherung findet alle Jahre zweimal, nemlich in der 
erften Hälfte des April umd der erjten Hälfte des November, 
Statt, uud alddann auch eine neue Tare alles verficherten Vieles, 
Zu diefem Zwede behändigt der Vorſteher die Verficherungs- 
Nolle, nachdem er die- ausfcheidenden Mitglieder geftrichen, den 
Faratoren zur Nevifion der Taren uud Verichtigung der Ver: 
fihrungs » Summen unter Zuziehung der Gigenthümer. Auf 
Grund der revidirten Rolle und der eingehenden neiten Vers 
ficherungsanträge wird vom Nechnungsführer die neue Nolle 
angefertigt. 
Die Verpflichtung dauert ftillfchweigend fort; der Austritt ift 
une in der erften Hälfte des April und November zuläffig, und 
muß vorber im März und Oftober dem Vorſteher angezeigt 
werden. Der Eintritt in den Verein ift zu jeder Zeit geftatret 
(3 u. fl.) 
14) Der Wechjel eines verficherten Stüdf Viehes Taufe, Verkauf u. Wie: 
deranfauf im Laufe des Halbjahres wird nicht beruͤckſichtiget; Die Bei⸗ 
träge dafür muffen eutrichtet u. auch die Verficherungsſumme gezahlt, 
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die Veräuderung des Gigenthümerd aber binnen 3 Tagen ange 
zeigt werden. | 

15) Mit dem Ubleben des verfiherten Viebes hört der Veitrag auf, 
weshalb, wenn es gefchlachtet, folches binnen 3 Tageu dem Vor 
fteher zur Loͤſchung in der Role angezeigt werden muß. 

16) Die Beſtreitung der Verfiherungdfummen und des fonftigen Aufs 
wandes erfolgt durch dad Eintrittögeld (7) und durch Beiträge 
der Mitglieder, die in der letzten Säfte des April und Novbr. 
jedesmal mit 4 Pf. vom Thlr. der Verficherungsfumme zu ents 
richten find. Reichen Ddiefe Beiträge nicht aus, fo werden die 
erforderlichen amßerordentlichen Beiträge durch den Vorſteher 
und die Beiſitzer ausgefchrieben. 

47) Werden die ordentlichen Beitraͤge in der beflimmten Zeit und 
die außerordentlichen Beiträge 8 Tage uach der Ausfchreibung 
nicht gezahlt, fo erfolgt eine Aumahnung durch den Rechnungs 
führer, wofür ein Sgr. gezahlt. werden muß. Grfolgt auch 8 
Tage nad Diefer Anmahuung die Zahlung einfchließlich der 
Mahngebühren nicht, ſo wird. dad Mitglied in der Rolle gejtris 
chen, ohue daß eine Grftattung der fruͤhern Beiträge erfolgt. 

18) Zur Verwaltung der Gefchäfte des Vereins wählen die Mitglie 
der aus fih auf 3 Zahre ‚ 


A. einen Vorſteher, der die obere Leitung und die ihm vorftehend 
überwiejenen Gefchäfte beforgt ; 

B. zwei Beifiger, wovou einer ein Thierarzt oder doch in der 
Thierbeilkunde einigermaßen erfahren fein muß, welche 
dem Borfteher Beiſtand leiften nud die ihnen von deinfelben 
übertiefeuen Gefchäfte beforgen; 

C. einen Rehnungsführer; | 

D. vier bis 8 Taratoren, 


wovon die fub A. und B. ihre Obliegenbeiten unentgefbfich vers 
richten, fub C. und D, nötbigenfalls eine Gutfhädigung für 
ihre Mühwaltung erhalten. 


Jedes Mitglied der Gefellfchaft iſt zur Uebernahme einer Etelle, 
jedoch nur auf, ein Jahr, verpflichtet, und wenn von Jemand ins 
nerbalb der dreijährigen Friſt von diefem Austrittörecht Gebrauch 
gemacht wird, fo wird von dem Vorſteher und den Beiſitzern 
ein Nachfolger gewählt. Am Ende ded dreijährigen Zeitraums 
wird von dem Verein nen gewählt. 


20) Die nöthigen Schreibinaterialien, Bücher sc. werden aus der Bers 
einskaſſe vergütet. 


21) Am Ende jeden Jahres legt der Rechmungsführer Rechnung 
über Einnahme und Ausgabe, welche von Dem Vorfteher nachges 
fehen und dann von einem aus Drei Mitgliedern des Vereins 
beftehenden Ausſchuſſe geprüft und abgenommen wird, Wenn 
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die dabei yorfommenden Grinnerungen erledigt find, wird der 
Nendant über die Rechnung entlafet. 


Entitebende Streitigkeiten enticheidet zunächſt der Vorfteher und 
die beiden Beifiger nach Stimmenmehrheit; glaubt der Betbeiligte 
ſich Dabei nicht berubigen zu Fönnen, fo kaun er auf Entſchei⸗ 
dung durch eine fibisdsrichterfiche Kommiſſion antragen, die 
alsdaun aus 5 Perfonen, wovon zwei der Vorſtand ded Ders 


eins, zwei das betheiligte Mitglied und einen der VBürgermeifter 
wählt, zufammengefegt wird. 


Dieſe Kommiffion entfheidet ebenfalls nah Stimmenmehrs 
beit und gegen ihren Ausſpruch ift kein Rechtsweg zufällig. 


23) Am 1. März jeden Jahres Aberzieht der Voriteher dem Landrath 
des Kreifes eine fummarifide —88 über den Verficherungs⸗ 
Veftand des abgelaufenen Jahres, welche die Anzahl und den 
Werth des verficherten Rindviehes im Ganzen, die Zahl und 
den Betrag der gezahlten Berfiberungsjummen uud fonftigen 
Ausgaben, die Summe der gewöhnliden und der aufferordents 
lichen Beiträge und dad Datum der Rehnungsentfedigung ers 
giebt. Die Laudräthe überreichen big zum 15. Mat jeden Jahrs 


der Königl. Regierung eine hiernach zufunmengeftellte allgemeine 
Ueberſicht. 


22 
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| Rap. 10. Sefundheitspolizei. 


(Einleitung.) 1. Die Innere Sicherheit des Staats If der Ges 
genftand der allgemeinen Polizeiwiſſenſchaft, ein ſehr 
anſehnlicher, hoͤchſt wichtiger Theil derſelben iſt die Ges 
ſundheitspolizei. 

Wohl zu unterſcheiden iſt aber die gerichtliche Aryneiwif 
ſenſchaft (medicina forensis) von der Medizinals Polizei (politia 
medica); denn jene erfordert alle gelehrte Kenntniffe, welche zur 

Entfcheidmg aller zweifelhaften Nechtöfragen in Hinficht auf Leben, 

Gefundheit, Krankheit und Tod gehören; wogegen diefe, die Medis 

zinals Polijei, fo wie die ganze Polizeiwiſſenſchaft, eine Bertheidis 

ungskunſi, eine Lehre ift, die Menfchen und ihre thierifchen Gehuͤl⸗ 
en wider die nachtheiligen Folgen — Beiſammenwohuens zu 
ſchuͤtzen, beſonders aber deren Förperliches Wohl auf eine Art zu bes 
fördern, nach welcher folche ohne zu vielen phyſiſchen Uebeln unters 
worfen zu fein, am fpäteften dem endlichen Schidfale unterliegen, 
welchen fie untergeordnet find. Sierumfaßt daher alle Anftalten und 
Vorkebrungen der Polizei, das Peben und Die Gefundheit der Eins 
wohner und nach gewiffen Grundfägen auch derjenigen Thiere, deren 
fie zu hren Arbeiten und Unterhalt bedürfen, zu bewalwen und zu 
erhalte, fo wie die bedrohte und verfeßte Geſuudheit wieder herzu⸗ 
ſtellen. — Sie räumt alle Ben der Bevölferung, insbeſon⸗ 
dere ale die, fo das allgemeine Geſundheitswobl verlegen, auf alle 
möglide Wefe aus dem Wege, und flelt die Öffentliche Sicherheit 
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2 | 
dadurch her, fogar auch für deu noch ungebornen, im Mutterfeibe 
befindlichen Bürger. — Dem Staate kann mır eine gefunde Bes 


böfferung erwünfcht. fein; kranke, verfrüppelte Menfchen ſiud fait nur 
‚müffige Koftgänger, deren Unterhalt die Sorge der geſchäftigen Kaffe 
der Untertanen verdoppelt uud deren Vermehrung nur dem Staate 
nachteilig fein Fan, Br 
Die Gefundheitöpolizei beruͤckſichtigt in ihrem Geſchaͤftskreiſe fol 
gende Gegenflände: | 
l. Die Abſchließung der Ehen, fo wie die Geburt 
und die erfte phyiiiche Behandlung der Finder Cie bes 
ffimmt, in welchem Lebensalter von beiden Gefchlechtern Die Che abge⸗ 
- fchloffen werden darf — (A. 8. R. II, Tit. 1. $. 37. und Anh. $. 66.) 
fie erleichtert die Treunung unfruchtbarer uud unzufriedener Ehen — 
$. 670 — 718, }. e., und Anhang $. 80. — fie forget für die Schwans 
ern, Bee die Gebährenden vermittelit forgfältig unterrichteter 
ebammen und Geburtähelfer, auch richtet fie ihre Aufmerffamfeit 
auf die außerchelich Schwangern, um dem Abtreiben und Ausiegen 
ber Kinder, fo wie dem Kindermorde und der fchlechten Behandlung 
der neugeboruen Unehelichen vorzubeugen. 


Abſchu. 4. Sorge und Aufficht auf Schwangere und 
Sorge für Kinder 


(Sorge für 2. Niemand fol gegen eine Perfon, deren Schwans 
Schwangere.) gerſchaft ſichtbar, oder ihm befaunt tft, oder auch wi 
fentlich in deren Gegenwart, Handlungen vornehmen, wodurd bef⸗ 
tige Gemüthöbewegungen erregt zu werden pflegen. I dergleichen 
Handlung an flch fehon ftrafbar: fo findet in einem ſolchen Falle 
Schärfung der Etrafe ſtatt. A. 2. R. IL. 20. $. 733, 734. 
Iſt auf die Handlung an fich Feine Strafe verordnet: fo ſoll, 
je nachdem fle aus Vorſatz, Muthwillen oder grober Unvorſichtigkeit 
begangen worden, willkuͤhrliche Geld⸗ oder Gefängnißſtrafe, oder 
koͤrperliche Züchtigung verhängt werden, a. a. D. $. 735. 

Auch diejenigen, denen fonft das Necht der mäßigen Züchtigung 
zukommt, dürfen ſich deffen gegen dergleichen ſchwangere Perfonen, 
bei willfübrlicher Gefängnißs oder Geldſtrafe, fo lange de Schwans 
gerfchaft dauert, nicht bedienen. a. a. O. $. 736. 

3. Perfonen, die während ihrer Schwangerfchaft urd vor der 
Entbindung geftorben find, dürfen nicht eher beerdigt werden, als 
bis wegen Nettung des im Mutterfeibe befindlichen Kindes die erfors 
derlichen Anftalten mit der nöthigen Vorſicht getroffen worden. 
a. a. Ds 8. 737. j 

4. Mütter und Ammen follen bei Gefängnißftrafe Kinde‘ unter 
wei Jahren zur Nachtzeit nicht in ihre Betten nehmen, uud bei fich 
oder audern ſchlafen aſſen. a. a. O. 8.738.790, 


5) Sobald die Schwaugerſchaft einer nuverehelichten Wibsper⸗ 
fon angezeigt iſt, muß der Leibesfrucht ein Vormuud beſtellt verden, 
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welcher deren Nechte wahrnehmen, nud für des Kindes Verpflegung 
uud —— forgen muß. (Tit. 2. 8. 614 qq.) a, a. O. $. 891. 

Die Orßobrigfeit bat Daher das kompetente Gericht um Bes 
ſtellung eines Vormundes zu erfuchen. — Bis dahin aber und übers 
haupt iſt jede Ortsobrigkeit die Vorforge für dergleichen Kinder zu 
übernehmen ſchuldig. a. a. D. $. 893, 


(Aufnahme der 6. Gehört die ſchwangere Perfon einer fremden 
——— Gemeinde an, dann iſt es zwedmaͤßig, daß die Orts— 
a) RE obrigteit die vorhin gedachte Anzeige an das Gericht 

mit dem ausdrüdlichen Verwahr begleitet, daß and Dies 
fer bloß polizeilichen Mafregel Feine Pflicht für die Gemeinde bins 
ſichtlich der Unterhaltungspflicht hergeleitet werden Fönne, — Siehe 
Armenpolizei Kap. 11. $. 59. 


7I- Wo Feine öffentlichen Gebärhäufer vorhanden find, muß 
Die an jedem Orte zur ser der unehelich Geſchwängerten bejtellte 
rg ſchwaugere und der Entbindung nabe Perionen, die fich 
ei ihr melden, ohne Widerrede aufnehmen, und mit der erforders 
lihen Pflege verforgen. a. a. ©. $. 894. 


(Kosten deshalb.) 8. Die Obrigfeit jeded Orts muß dafür forgen, 
daß deu Hebammen, welche zu diefer Verpflegung bes 
ſtimmt find, eine hinlänglich geraume Wohnung verfchafft, und fie 
mit dein nöthigen Vorſchuſſe, zur Beftreitung der Niederkunftss und 
Verpflegungsfoften, verfehen werden. a. a. D. $. 895. 

Kann dergleichen Vorſchuß von dem Schwängerer oder denen, 
welche bei defjen Grmangelung oder Unvermögen dazu verpflichtet 
find, nicht ſofort beigetrieben werden: fo muß Die Obrigkeit felbigen 
aus einer dazu augewiefenen Kaffe nebmen, Ca. aD. F. 890.) alſo 
iſt der Vorſchuß aus der Ortsarmen- oder bei deren Infuffizienz aus 
der Gemeindekaſſe zu nehmen. — Siehe Armenpolizei Kap. 11 $. 59 sgg. 


Sit die Gefchwängerte den Vorſchuß aus eigenen Mitteln zu lei 
ften im Stande; fo foll ihr dazu Durch die bereitete Erekution gegen 
den Schwängerer wieder verholfen werden. a. a. O. $ 897. 


9, Arsch iſt jeder Anverwandter, und überhaupt jeder wohlges 
finnte Bürger des Staats berechtigt, fich der Geſchwängerten anzus 
nehmen, fie zu verpflegen, uud Die Auslage von demjenigen, welcher 
eigentlich dazu verpflichtet wäre, zurüdzufordern. a. a. O. $. 808. 

Zur Feſtſetzung folcher Forderungen $. 897 und 898 ſoll Fein 
förmlicher li verftattet, fondern die obrigfeitlich ermäßigte Summe 
von dem eigentlichen Schuldner, fobald derjelbe ausgemittelt ift, uns 

verzüglich beigetrieben werden. a. a. O. $. 899. 


(Behandlung der. 10. An Orten, wo zur Geburtshbülfe der unebes 
selben.) lich Gefihwängerten Feine eigene Hebammen beſtellt 
find, muß diejenige, bei welcher fich die Schwangere meldet, mit des 
ren Auverwandten, Herrſchafts⸗ oder Hausgenoſſen den Ort der 


J 
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Niederkunft und die Verpflegung während der Wochen verabreden; 
wenn Dies aber nicht gefcheben kann, der Obrigkeit den Fall zur 
weitern Verfügung anzeigen. a, a. D. 6. 900. 


11. Jede Perfon, der eine außer der Ehe Geichwängerte ihr 
Geheimniß anvertraut hat, muß felbiges bei willführlicher doch nach 
drüdliher Strafe (A. L. R. a. a. O. F. 34. 35.) fo lange verfchwetgen, 
als Feine Oefahr eines wirklichen Verbrechens von Seiten der Ges 
fdwächten zu beforgen if. a. a. D, $. 906. 


12. Hebammen, welche den unehelich Geſchwaͤngerten Borwürfe 
machen, oder fie hart behandeln, follen, nach Befchaffenbeit der Ums 
—— ee Injurianten beftraft uud ihres Amtes entfeßt werden. 
a. a. D. 9 908. 


(Pflichten der- 13. Eine Geſchwaͤchte, die ihre Schwangerfchaft 
selben.) gehörig entdeckt, und den Auweiſungen der Perfonen, 
welchen fie ſich anvertraut hatte, treulicy nachfommt, auch bei heraus 
nabeuder Niederfunft ihre Pflicht erfüllt, bleist von aller Verantivors 
tung frei; felbjt wenn ein todtes Kind zur Welt kommen follte, 
a. a. D. $. 909. 

Geſchiebt die Entbindung im Beifein zweier Frauen, unter 
welche auch die Mutter zur rechnen it: fo kann Die Geburt anfer 
dern Falle einer richterlihen Nachfrage gegen Jedermann verfchtvies 
gen werden, a. a. D. $. 910. 


Wenn der Geburtshelfer oder die Hebamme gegenwärtig iſt, 
fo iſt die Anweſenheit einer einzigen ehrbaren Frau binreicheud. a, a. 
O. 8. 911. 


(Desgleichenbei 14. Wir aber nur die Geburtöhelferinin oder 
Todtgebornen. eine andere Perfon ganz allein bei der Niederfunft zu⸗ 
gegen, fo muß diefe, wenn das Kind. todt zur Welt gekommen, oder 
bien 24 Stunden nach der Geburt geftorben ift, einen folchen Vor⸗ 
fall, bei Vermeidung drei bis ſechsmonatlicher Gefängnißs oder Zucht⸗ 
hausſtrafe, dem Richter ohne Zeitverluft zur nähern Unterfuchung ans 
zeigen. a. a. O. $. 912, | 
Veberhaupt muß außer dem Falle des $. 910. 911. av a. O. 
die todtgeborne, oder binnen 24 Stunden nach der Geburt veritorbene 
unebefiche Leibesfrucht dem Richter binnen 24 Etunden nach der Ges 
burt oder dem Tode ded Kindes vorgezeigt werden. a. a. D. 8. 913. 


(Verfahren bei 15. Jede der Schwangerfchaft Verdächtige muß 
der Schwan- ſich, kei beharrlichem Lengnen, auf Verlangen der El⸗ 
—— tern, Dienſtherrſchaft oder Obrigkeit, und nad dem 
hei ae Befinden zweier ehrbaren Frauen, der Unterfuchung 
lichter Schwan-einer vereideten Hebamme unterwerfen. Findet dieſe 
yerschaft, feinen Grund zum Verdacht, fo müffen Eltern, Dienſt⸗ 

| herrſchaften und Obrigfeiten bei ihrem Zeuguiſſe Ad 


berudigen. a. a. O. $. 922, 923. 
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16. Wird die Verdächtige bei der Unterfuchung wirklich ſchwan⸗ 
ger befunden, fo muB die Hebamme entweder mit den Eltern, oder 
ſonſtigen Borgefeßten der Schwangern, wegen der Art idrer Niedirz 
kunft das Nöthige verabreden; oder den Fall der Obrigkeit anzeigen. 

In legtem Kalle muß Die Obrigkeit Die Schwangere einer ges 
nauen Aufficht unterorduen, und zur Verhütung eined Kindermori:d 
zweckmaäßige Verfügungen treffen. a. a. O. $. 025, 926. 

Siehe wegen Entlafung des ſchwangeren Bejindes, Kap. 12, $. 133. 

17. Das Ausſetzen der Kinder iſt bei Zuchthaus s bid Eodesjirafe 
verboten. a. a. D. $. 469 bis 971. 

18. Alles, was vorſteheud gegen deu Kindermord und gegen Die 
Verheimlichung Der Schwangerjchaft und Geburt verordnet iſt, gift 
in Anfehung aller Weibsperfonen, die entweder niemals verheirathet 
gewefen, oder Wirnwen, oder von ihren Männern gefchieden find, — 

Auch verheirathete Weibsperfonen find nach dieſen Geſetzen zu 
beurtheilen, weun fie wenigſtens ein Jahr laug von ihren Maͤunern 
eutfernt gelebt. haben; oder wenn fie font, aus Bewußtſein eines uns 
ehelichen Beiichlafs, ihre Schwangerſchaft und Geburt verheimlichen. 
a. a. D. 9. 982, 983. 


(Abtreibung der 19. Weiböperfonen, welche fich eined Mitteld bes 

Leibesfrucht, dienen die Leibesfrucht abzutreiben, haben ſchou dadurd) 
Zuchthausjtrafe auf ſechs Monate bis ein Jahr vers 
wirft, a. a. O. z. 985. 

Wer durch ſchädliche Medizin oder auf andere Art zur Abtrei⸗ 
bung eined Kindes vorfäglich Dülfe leiſtet, wird mit gleicher Strafe, 
wie die Mutter felbit, belegt. a. a. D. $. 988. 

Stud in der Nbficht, eine Weibsperjon unfruchtbar zu machen, 
ſchädliche Arzuei oder andere Mittel gebraucht oder gegeben worden, 
fo findet gegen den Thäter Gefängniß- oder Zuchthausitrafe auf zwei 
bi3 vier Jahre ſtatt. a. a. ©. $. 991. 


Abfhn 2. Bon der Impfung der Schußblattern. 


20. Zur Vorbeugung des Ausbruchd der Menfchenpocken, welche 
früher mehr als 40,000 Menſchen in den preußichen Staaten bins 
rafften, haben die Poltzeibehörden dafür Sorge zu tragen, daß alle 
Eingeſeſſenen, und vorzüglich die Kinder, geimpft werden, 

Das Impfgeſchäft ftebt unter Aufficht und Kontrolle der bes 
treffenden Polizeibehörde, und die zur Landwehr und Neferve gehörens 
den Perſonen follen erforderlichenfalld zwangswerfe geimpft werden. 


Allerh, beftät. Regul. über die fanitätspol. Vorſchriften, $. 51. 57. v. 8. Aug. 
1335. (Geſetzſ. © 240.) 


(Pflichten der Um nun diefen Zweck fo vollkommen als möglich 
Eltern. zu erreichen, und Eltern zugleich die Erfüllung der in 
dieſer Hinficht ihnen obliegenden Pflichten fo viel. ald möglich zu ers 
leihtern, find von Seiten des Könige. Minileriumd des Junern fols 
gende allgemeine Vorſchriften ergangen: Ä 


a, ) 


348 - 1. Tit. VE Rap 10. Geſundheitspolizei— 


(I: Vonder all- 1) Jaͤhrlich vor dem 1. Juli muß von den Eltern 


— m der im vorbergegangenen Jahre gebornen Kinder 

Ar a oder von deren Stellvertretern, durch von appros 
‚pocken- * . 

impfung und birten Aerzten oder Wundärzten ausgeftellte Atteſte, 

der Bildung + bei dem betreffenden Ortsvorſtande nachgewiefen 


der Impflisten. werden, daß die Kinder mit oder chne Erfolg mit 
Schutzpockenlymphe geimpft worden find, oder wer 
gen ſpeziell anzugebender Kränklichkeit nicht haben 
geimpft werden Fönnen, 


Olmpfscheine 2) Alle feit dem 1. Januar 1812 geborne Kinder 
u. Impflisten. müfjfen mit einem, von einem approbirten Arzte 
oder Wundarzte ausgeftellten, mit dem Siegel des Ortsvorftans 
des bedruckten Scheine über Die beftandenen Menfchenblattern 
oder Schubpodenimpfung, oder über die dreimal zu verfchiedenen 
Zeiten ohne den gewünfchten Erfolg erlittene Schußpodenimpfung 
verjehen fein, (Siehe vorged. Regulativ $. 53., wornach über den Gr: 
folg jeder Impfung vom Impfarzte ein, Schein ausgeftellt werden muf.) 
Bei folchen Kindern, die mit Erfolg geimpft find, über de 
ren Impfung aber entweder Feine Scheine ausgeftellt, worden, 
oder deren Scheine abhanden gefommen find, und die durch den 
Arzt oder Wundarzt, Der Die Impfung verrühtete, weil er vers 
ftorben oder weggezogen, nicht erfegt werden fönnen, foll c8 ges 
nügen, wenn ein von einem Öffentlichen Impfarzte ausgefertigter 
Schein bezeugt, daß die vorhandenen Farafteriftifchen Impfnarben 
die früher wirflih Statt gefundene Impfung beweifen. 

3) Sämmtliche, nach dem 1. Januar 1812 geborne, in Öffentlichen 
oder Privat: Verforgungss, Erziehungs⸗, Schuls, Fabrifs und 
Arbeitsanftalten, Werkſtätten und Privatdienft aller Art aufges 
nommene oder aufzunehmende Individuen müffen mit einem 
Scheine, wie jub 1) und 2) beftimmet ift, verſehen fein. 
Perſonen, welche Unterjtüßungen aus Staats», oder Ges 
meindes, oder Armens Kafen, Penfionen, Anjtellungen u. |. w. 
ſuchen, ſind für den Sal, daß ihre Kinder oder Pflegbefoblenen 
nicht geimpft fein follten, einitweilen bis dahin, daß diefed ges 
ſchehen, und'fie die erforderlichen Echeine darüber beibringen 
koöunen, abzuweifen. (vorged. Regulativ $. 53 u. 56.) 


4) Die Lebertreter der Beltimmungen fub 1), M und 3) follen mit 
41 bis 5 Thlr. Geldftrafe oder nach Befinden der Umſtäude mit 
einer Gefänguißftrafe von 1 618 8 Tage belegt werden. 

Dieſe Beſtimmung iſt durch das vorgedachte Regulativ $. 
54. dahin näher ‘ergänzt: daß, wenn Kinder bis zum Ablauf 
ihres erſten Lebensjahres ohne erweislichben Grund ungeimpft 
geblieben, und von den natürlichen Blattern befallen werden, 
deren Eltern, reſp. VBormünder, wegen diefer Verſäumniß auch 
in polizeiliche Strafe zu nehmen find, 

5) Bei jedem Drtäverfteher -Amte -follen zwei Impfliften nach dem 
vorgefhriebenen Schema angelegt Werden. 
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Die eine diefer Liften iſt fär alle Individuen beftimmt, welche 
in dem Zeitraume vom 1. Januar 1812 bis zum 31. Dezember 
1824 incl. die natürlichen Menfchenblattern oder Schußpoden 
gehabt haben, oder drei Mal zu verjchiedenen Zeiten ohne Erfolg 
mit Schutzpockenlymphe eingeimpft worden find, und fi) Darüber 
durch Attefte von approbirten Aerzten oder Wundärzten ausweis 
fen, In die andere werden vom 1. Jauuar 1825 ab alle bis 
dahin vor der Anftefung durch natürliche Menfchenblattern noch * 
nicht geficherte Individuen, mworunter auch die früher, ein oder . 
zwei Mal ohne Erfolg, Geimpften gerechnet werden follen, fo 
wie alle Neugebornen unter Ausfüllung der ſechs erften Kos 
lumnen derjelben eingetragen, und die übrigen Kolumnen uach 
erfolgter Impfung ebenfalld ausgefüllt. 

6) Auch die aus den fub 14) von den Privatimpfärzten vierteljähr: 
lich einzureichenden Smpfliften hervorgehenden Reſultate über die 
von denfelben geimpften Zudividuen müfjen in die Eiften der zu 
impfenden Kinder. eingetragen werden. Die Lifte felbft wird, 
glei jeder für die folgenden Jahre neu anzulegenden Lifte, mit 

em Ende des Jahres gefchlofien, und daun mit zwei alphas 

betiichen Negiftern, wovon das eine fich über die wirklichen Ges 

impften, das zweite über die ungeimpft Geblichenen erftreden 

ad verſehen, um beide im der Folge leicht auffinden zu 
nuen. 


7) In die mit dem Anfange eines Jahres zu beginneuden neuen 
Impfliſten werden alle diejenigen Individuen aus der Liſte des 
verfloſſenen Jahres übertragen, welche alsdann noch nicht ges 
impft find, oder bei denen die Impfung nicht den erwünfchten 
Erfolg gehabt hat. Daß dieſes gefchehen, muß fowohl im der 
alten ald in der neuen Lifte mit Hinweifung auf die Nummer 
des Impflings in der neuen oder der andern Lifte angemerkt 
werden. Jedoch find die Namen derjenigen wegzulaffen, welche 
nachgewiefen haben, daß fie zu verfchiedenen Zeiten drei Mal 
ohne Erfolg geimpft worden find, indem von ihnen angenommen 
wird, daß fie für die Schußpodenimpfung unempfänglich find. 
Die Landräthe haben mit "Strenge darauf zu halten, daß 
regelmäßig mit dem 1. Januar bei allen Ortövorftänden die 
für da8 begonnene Jahr beftimmte Impflifte angefangen werde, 
damit die Eltern, welche ihre Kinder noch in dem Sabre impfen 
lafien, worin diefelben geboren find, wegen der Eintragung der 
Impfſcheine nie Dinderniffe finden, und diefe nicht verlegt. wer 

‚ den und verloren gehen. 

Piufichtlich der ungeimpft Weggezogenen muß in der Impfs 
lifte befcheinigt werden, Ar fie ec find, und daß die Lo—⸗ 
Falbehörde ihres gegenwärtigen Wohnort darauf aufmerffam 
gemacht worden ift, daß fie noch nicht geimpft worden find. 

8) Die über die beftandenen Menfchenbfattern, über die geſchehene, 
oder die Urfache der nichtgefchehenen. Schuppodenimpfung beizus 
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bringenden Arztlichen Attefte werden mit dem Siegel des Ortds 
Vorſtandes bedruckt, auch muͤſſen auf Verlangen beglaubte Aus—⸗ 
zuͤge aus den Impfliſten für die darin eingetragenen Individuen 
unentgeldfich errbeilt werden. 


(HI. Von den 9) Das Schubpocdenimpfgefchäft ift nur den zur kürs 


zur Verrich- ' ‚ .., j 
a gerlihen Praris gehörig approbirten Aerzten und 
———— Wundärzten, und zwar unter der Bedingung ers 
— Medi- laubt, daß fie die fie betreffenden desfalfigen Vor⸗ 
zinalpersonen fehriften genau befolgen; — (vorged. Regul. $. 51.) 
— allen übrigen Perjonen ohne Unterſchied iſt daſ— 
— ſelbe bei Strafe, als Quackſalber behandelt zu 


werden, ernſtlich unterſagt. Die Einimpfung des 
Meuſchenblatterngiftes iſt bei Zmonatlicher Frei⸗ 
heitsſtrafe verboten. (Alleg. Negul. $. 58.) 


10) Zur Weiterimpfung der Schutzpocken ſoll nur Lymphe aus den 
vollkommenſten Puſteln ganz geſunder Impflinge, die weder auf— 
geſcheuert, noch mit Schoͤrfen bedeckt find, genommen werden. 
(vorged. Negulativ $. 51.) Von Impflingen, wo von mehreren 
Smpfitichen nur einer angefchlagen bat, it Fein Ampfftoff zur 
Fortpflanzung zu wählen; fo wie auch von mehreren Pufteln 
immer eine wenigstens unverletzt gelajfen werden muß, Den 
Eltern ift einzufibärfen, die Pufteln vor dem Abjcheuren, Kras 
gen, Zerdrüden u. dergl. forgfältig zu hüten, 


11) In der Regel iſt die Impfung am jedem Oberarın mittelit zweier 
oder dreier Impfnadelu oder Kanzetrftiche zu bewerkſtelligen, und 
wen hievon abgegangen ijt, dies auf den Jmpfſchein befonderd 
anzumerken, 

Affe, unnoͤthige Schmerzen verurfachende, und mit heftiger 
Entzundung verbundene Impfinetboden, 3.8. das Auffragen der 
Oberhaut, oder ihr Erheben durch Zugpflafter, find bei jcharfer 
Ahndung unterfagt. 


12) Die Impfärzte haben am 7., 8. oder 9, Tage nach gefchebener 
Impfung die Impflinge zu unterſuchen, um ſich von dem Erfolge 
der Impfung zu überzeugen, Bei anerkannter Acchtheit und 
regelmäßigem Verlauf der Schutzpocken ftellen fie darauf den 
Eltern der Geimpften, oder deren Stellvertreter, Impfſcheine 
aus, wozu ihnen die gedruckten Formulare von den Ortsbehoͤr⸗ 
Deu unentgeldlich verabfolgt werden. Hat die Impfung dagegen 
nicht den erwünfchten Erfolg gehabt, oder find alle Pocken ſchou 
vor dem Unterfuchungstage abgefragt, oder font zerftört wor 
den, fo muß die Impfung in Zwiſchenräumen von Wwenigftend 
zwei Monaten zum zweiten Mal, und nach Umftänden zum drits 
treu Mal mit der möglichften Sorgfalt wiederholt, und daß dies 
geſchehen, den Angehörigen jedesmal befcheinigt werden. Die 
user erfolglos geweſene Anfang, über beitandene Menfchenblats 
tern, oder über die Impfung verbindernde Kränflichfeit auszu⸗ 
ſtellenden Atiefte find von den Medizinalperjonen anf diefelbe 
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Weife wie bei den gedructen Impfſcheinen, unter Angabe des 
Vor⸗ und Zunamensd des betreffenden Individuums, feines Wohns 
orted, Geburtätages, fo wie des Vors und Zunamend und des 
Gewerbes des Familienvaters defjelben abzufaffen. 


13) Iede Ausftelung diefer wichtigen Attefte von dazu nicht befug- 
ten Individuen, fo wie jede ablichtlich in Diefelbe aufgenommene 
und als folche nachgewiefene falfche Angabe wird au deu betrefs 
feuden Perjonen nach der Strenge der Geſetze geahudet. 


(Privatimpfum 14) Alle approbirte Aerzte und Wundärzte, die fich 
gen. außer den öffentlichen Gefammtimpfungen im Wege 
der Privatpraris mit der Echugpodenimpfung befaffen, find vers 
pflichtet, am Schluffe eines jeden Quartals eine Lifte aller von 
ihnen in dem abgelaufenen Quartal geimspften Kinder anzufertis 
en, und diefelben binnen dem erften vier Tagen der Monate 
Ipeil, Juli, Oftober und Januar bei derjenigen Ortsbehoͤrde, 
zu welcher die Kinder gehören, einzureichen. Eben das haben 
auch die mit dem öffentlichen Gefammtimpfungen beauftragten 
Impfärzte binfichtlich ihrer fonftigen Privarimpfungen zu thun. 
Alleg. Regnlativ $. 51. 
Zur Anfertigung diefer Eiften kann ihnen auf ihr Verfans 
en eine hinreichende Anzahl gedructer Gremplare von der bes 
treffenden Ortäbehörde mitgetbeilt werden. Qu die zu Bemer⸗ 
kungen beftimmte legte Kolumne ift alles dasjenige aufzunehmen, 
was nachftebend unter Nro. 25 dieſerbalb verordnet. ift. 

Alle mit der Schutzpockenimpfung fich beſchäftigende Aerzte 
und Wundärzte haben die Ginrichtung diefer Liſten bei Vermeis 
dung einer Orduungsftrafe von 2 Thlr. regelmäßig zu bewirs 
Fe, und auch, im Fall fie im Laufe eines Quartals feine Im⸗ 
pfungen vorgenommen baben, dem Kreisphyſikus folches anzuzeigen. 


III. Von den 15) Jährlich follen an beftimmten Orten öffentliche uns 
ee entgeldliche Gefammtimpfungen Statt finden, (Alleg. 
nenn Regul. $. 52.) Und diefer Einrichtung gemäß für 
pfungen, jeden Kreis befondere Impfdiſtrikte gebildet werz 

den. Die nach den obwaltenden Lokalverhältuiſſen zu modifizirende 
Beſtimmung ded Umfangs diefer Impfdiftrifte bleibt der gemein 
famen Beratbung des Landraths und Kreisphyſikus überlaffen, 
Jedes zu einem folchen Diſtrikte gehörige pockenfäbige Kind, 
welches zur feitgefegten Zeit au den zur Impfung beſtimmten 
Ort gebracht wird, wird unentgeltlich geimpft; Dagegen hat Nies 
mand, der von diefer Wohltbat feinen Gebrauch macht, auf uns 
eutgeldliche Impfung Aufpruch zu machen, und ed darf daher 
den Impfärzten für’ die Privafimpfung Unvermögender Feine 
Dergüfung weiter aus den Gemeindekaſſen oder Armenfonds bes 
willigt werden, 


(Imp‘termine. 16) Diefe alljährlich vorzunehmenden öffentlichen Ges 
ſammtimpfungen begumen mit dem Mai jeden Jahres, uud nis 
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fen vor dem 4. Oftbr. beendigt fein. Die Landräthe werden im 
Verein mit den Impfärzten in dieſem Zeitraume die Termine 
zu den Öffentlichen Impfungen nach den Lefalverhäftuiffen, und 
wie fie, namentlich den Landbewohnern, am wenigften Läftig wer 
den, reguliren. 


- [Anstellung und 417. Diefe Öffentlihen Gefammtimpfungen werden 
1er Tupkiente} durch eigends Dazu ernannte öffentliche Impf—⸗ 
— aͤrzte bewirkt. Es erhält ein jeder dieſer Impf⸗ 
aͤrzte für den Impf⸗- und jeden Reviſionstag bei deu Geſammt⸗ 
impfungen zwei Thaler und für die, Impfſtationen, die außer: 
halb des Wodhnorts dieſer Impfärzte liegen, eine verhältnißmä⸗ 
ßige ortsgebräuchlihe Remuneration an Fuhrkoſten. 

18) Der Impfung fowohl ald der act Tage. nachher erfolgenden 
Uuterſuchung (19) muß jedesmal ein von den Landräthen uud 
Magifträren zu beftimmender Deputirter der Behörde des bes " 
treffenden Orts beiwohnen. Diejer füllt die offen gebliebenen 
Kolumnen der Impfliften aus, während der Jmpfarzt impft 
oder die vorhandenen Boden unterſucht. 


[Impforte und 419) Die Beltimmung desjenigen Orts oder derjents 
Lokale.) gen Derter in einem Impfdiftrifte (wenn derfelbe 
eine größere Auzahl von Ortſchaften umfaßt), wo die öffentlichen 
Geſammtimpfungen vorgenommen werden, bleibt der gemeinfamen 
nähern Beratung und Anorduung des Landraths und SKreiss 
phyſikus überlaffen. In der Regel darf die Entfernung derfel 
ben von den Wohnungen ber Impflinge nicht über eine Stunde 

oder höchftend fünf Viertelftunden betragen. 
20) Das Zınpflofal, wozu auch die Schüler nach zuborgefältener 
Nüuückſprache mit dem Lofalfchulinfpeftor, genommen werden Föns 
. nen, muß fo befchaffen fein, daß der Ampfarzt und der Depus 
tirte der Ortöbehörde in einem befonderen Zimmer filh befinden, 
in welches die zu impfenden oder zu unterfuchenden Sinder eins 

zeln vorgerufen werden Fönnen. 


[Verfahren bei 24) Bei der allgemeinen Impfung darf nur von Arm 
“ der Impfung.) zu Arm geimpft werden. Den Impfärzten liegt 
06, gegen die Zeit der eintretenden Gefammtimpfungen die Schußs 
pockenimpfung vorläufig in ihren Wohnörtern ſelbſt in Gang 

zu bringen, um frifchen Impfſtoff zu erhalten; fie haben danır 
gemeinfchaftlich mit den betreffenden Ortsbehörden dafür zu fürs 

en, daß fich an den dazu beftimmten Impftagen wenigftens 4 

chon 8 Tage vorher geimpfte Kinder an der Ampfitation befinden, 

son welchen fodanı die zur Impfung gebrachten Impflinge ges 
impft werden können. Da, wo fich foldyed nicht anders machen 
läßt, baben die Ortöbehörden möglichjt Sorge zu tragen, daß 

zu dem Ende vier gefunde Impflinge 8 Tage zuvor in den 
Wohnort des Impfarztes gefihieft werden, um foldhe von dems 


Abſchn. 2. Impfung der Schutzblattern. 353 


felben impfen zu laffen, damit von ihnen demnächit der Impf— 
ſtoff genommen werden kann. Die Eltern oder Pflegeeltern die: 
fer Impflinge erhalten dafür bei freier laͤndlicher Fuhre für je 
den ein’ Geſchenk von 1 Thlr. 

22) Die Ortsbehörden haben, nachdem die Impftermine beftimmt 
find, die betreffenden Eftern und VBormünder init dem sur Im⸗ 
pfung beitimmten Orte, fo wie dem Tage und der Stunde bes 
kannt machen und auffordern zu laſſen, ich zur gehörigen Zeit 
und gehörigen Orts mit den Imprpflichrigen einzufinden, oder 
aber im Fall einer vorhandenen Kraufbeit des Impfliugs am 
Impf⸗ oder. Unterfuchungstage fich durch ein Zeuguiß des Pfars 
ters oder Ortövorftchers darüber auszuweiſen. 


Die für die allgemeine Impfung einmal feſtgeſetzten Tage 
muͤſſen übrigens pünktlich eingehalten werden. Ortsvorſteher und 
Impfaͤrzte, welche ſolches unterlaſſen, find nicht allein für je— 
den daraus eutſtehenden Nachtheil verautwortlich, ſondern ver⸗ 
fallen auch außerdem in eine Drdnungsftrafe von 10 Thlr. 


"(Stellvertretung  Eollte ein Smpfarzt durch Kraukheit an der 

der Impfärzte,) | Abhaltung des ZSermins verbindert werden, fo 

hat derfelbe entweder ‚bei ganz plöglich eingetretenen Krank 

heitsfällen ſelbſt für die Derbeiichaffung eines geeigneten Erell- 

bertveterd zu forgen, oder, wenn die Zeit es moch geftattet, 

dem Kreisphyſikus ſchleunige Anzeige zu machen, damit von 

dem letztern zur Vertretung des durch Kraukheit abgehaltenen 

Impfarztes ohne Verzug den Umftänden angemeffene Maafregeln 
getroffen werden koͤnuen. 


23) Die allgemeine Impfung muß an einer jeden Impfftation ohne 
Unterbrechung fo lange forrgefeßt werden, bis alle zur Ims 
pfuug gebrachte Individuen geimpft find. Von den gegenwärtie 
gen Impflingen müffen diejenigen zuerſt an die Neihe kommen, 
die am entfernteften von der Station wohnen. Kein einmal ers 
fchienened impflichtiges Judividuum darf ungeimpft entlafen 

‚oder auf einen andern Tag beftellt werden, wenn nicht Krauß 
heit die Impfung unterfagt. 


(Revisionstermi- 24) Der bei der Impfung anwefende Nepräfentant 
ne und Verfah- der DOrtöbehörde macht den Angehörigen der 
— Impflinge Tag und Stunde der nachfolgenden 
Unterfuchung des Erfolges der Impfungen mit der Aufgabe 
bekannt, ſich mit denfelben pünktlich einzufinden. Er erinnert fie 
dabei, daß für diejenigen Impflinge, die alsdann nicht zur Uns 
terfuchung gebracht werden, Die Impfung infofern als ungültig bes 
frachtet wird, daß folche impfpflichtig bleiben und die Eltern aus 
Ber der zu erleidenden Polizeiftrafe auch noch die Unannehmlich- 
keit haben würden, bei der nächften allgemeinen Smpfung fich 
wieder mit den Kindern einfinden zu müfjen. 
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Diefe zue Beurtheilung des Erfolgs der gefchehenen Impfung 
und der Aechtheit der nach derfelben eutftandenen Schutpocen 
durchaus motbwendige und mit aller Genauigkeit anzuftelleude 
Unterfuchung und Nevifion wird acht Tage nach ftattgefundener 
Impfung in demjenigen Lokale, wo legtere verrichtet wurde, 
fo wie in derfelben Ordnung, die bei jener befolgt wurde, vor 
genommen. Nach, Maaßgabe des Befunds werden nun die Nes 
fultate deffelben in die betreffenden Sofumnen eingetragen, und 
wird namentlich auch in die letzte zu Bemerkungen beftimmte 
Kolumne alles dasjenige aufgenommen, was nach dem Urtheile 
des Impfarztes als bemerfends und wifjenswerth fich dazu eige 
net, leßterer aber, wenn der Raum dazu mangelt, aufgefordert, 
darüber einen befondern Bericht zu erftarten. Werden die nach 
der Impfung erfolgten Schutzpocken und deren Verlauf für ächt 
erflärt, fo erhalten die Eltern oder: Pflegeeltern der Impflinge 
die vorfchriftsmäßigen Impfſcheine. 


(Im Impf- und 26) Sollten in einzelnen Faͤllen Impflinge zu der all: 
Revisionster — gemeinen Impfung oder Reviſion nicht geftellt 
er Fe werden Föunen, und ed wünfchen die Eltern ze., 


stellte Impf- 
linge.) 


wenn fie arm find, das Verfüumte ohne Koften 
nachzuholen, fo müffen fie ihre Impflinge den bes 
treffenden Impfürzten zur — oder 
Nachreviſion ind Haus bringen. | 
Bermögende Eltern find aber in diefem Falle gehalten, den 
ISmpfärzten ihre Bemühungen tarmäßig zu bezahlen. 


(IV. Revisionder 27. Wenn mit dem Ende des Jahres auch die Nes 
Listen; Nach- fultate der von den Privatimpfärzten angefoms 


weise der Re- 
sultate sämmtlb 


menen Eiften des letzten Quartals in die Haupts 


cher Jmpfun, impflifte der Ortsbehörden gehörig eingetragen 
gen; Kosten.) find, fo wird Diefelbe gefchloffen, mit den, (ſub 


6.) vorgeſchriebenen alphabetischen Regiſtern vers 
fehen, und mit dem 1. Januar fofort die Impflifte für das neu 


- begonnene Jahr angelegt (fub 7.). Aus der Lifte des verfloffes 


28) 


nen Jahrs bat demuächlt die Ortsbehörde einen ſummariſchen 
Auszug nad) dem vorgefchriebenen Schema mit der Lite felbit, 
den Liſten der Privatimpfungen und der Spezialberichte vor dem 
20. Januar an den Landrath einzufenden, und die eiugeganges 
nen Altefte wegen unterlafjener einzelner Impfungen dieſen Vers 
bandlungen beizufügen. 


Der Landrat forget nun auf den Grund aller diefer Verbands 
lungen, unter Hinzuziehung des Kreisphyfifus, für eine genaue 
und forgfältige Revifion der von der Ortsbehörde geführten Haupts 
impfliſten und des daruach gefertigten Auszugs, wobei beſonders 
darauf zu achten iſt, daß jene Eiften, überhaupt genommen, ord⸗ 
nungsmaͤßig und mit Pünktlichkeit geführt werden,daß die Geburts⸗ 
tage ber Impflinge gehörig augegebeu, dig Impf⸗ und Reviſionstage 


“. 
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angemerft And, der Erfolg der Impfung beftimmt ansgefsrochen, 
bei den ungeimpft Gebliebenen die Rummer angezeigt ift, wors 
uuter fie in die Impfliften für das laufende Jabr übergetragen 
worden, und endlich die alphaberifchen Regifter angehängt find, 
Jene Auszüge werden für den ganzen Kreis in der Art — 
geſtellt, daß die einzeluen Ortſchaften mit ihren Ergebuiſſen nas 
mentlich aufgeführt werden, und am Schluſſe der Zuſammen⸗ 
ſtellung für jede Rubrik die Hauptſumme vom — Kreiſe 
angegeben wird. Der Kreisphyſikus entwirft dabel einen allges 
meinen gefchichtlichen Bericht über die Impfungen des betveffens 
den Jahres im ganzen Kreife, wobei er die in den Liſten und 
Spezialberichten , der Impfärzte mitgetheilten Beobachtungen, 
Bemerkungen oder fonftigen wiffenswerthen Mittheilungen, fo wie 
feine eigenen Erfahrungen über die Schußpodenimpfung, deren 
Einfluß auf das Gefundheitswohl der Einwohner, der Bevölfes 
rung u. ſ. w. benutzt. Diefen Bericht nebft der borgedachten, 
von dem Landrathe und Kreisphyſikus zu vollzieheuden Zufammens 
ftellung der fummarifchen Auszüge fümmtlicher Ortsbehörden fens 
det alsdanu der Laudrath vor dem 1. März an die Königliche 
Negierung ein. 

Die einzelnen Impfliften werden nach gefchehener Nevifion mit 
allen dazu gehörigen Belegen zur forgfältigen Aufbewahrung 
wieder au die betreffenden Ortsbehörden zurücdgefandt, | 

Außerdem follen fümmtliche Impfärzte befondere Liften über 
die von ihnen im Lanfe des ganzen Jahres verrichteten Impfun⸗ 
gen mit Angabe des Erfolgs derfelben führen und diefe vor dem 
20. Januar au die betreffenden Kreisphyſiker einreichen. — 
Letztere ftellen aus denfelben bierauf die oben erwähnte Liſte für 
ihren Kreis zufammen, und zwar nach Reihefolge der einzelnen 
Impfärzte, nach der Gefammtzahl ihrer mit Erfolg verrichteten 
Impfungen geordnet, und reichen diefelbe gleichzeitig mit der von 
dem Landrathe jedes Kreiſes einzufendenden Hauptlifte bei der 
Königl, Negierung ein. 

29) Der Landrath Hat darüber zu wachen, daß bei Führung der 
vorgefhriebenen Impfliften die größte Ordnung und Pünktlich 
feit beobachtet werde, uud folche Ortöbehörden, die ſich eine wes 
fentliche Unordnung oder Nachläffigkeit dabei zu Schulden kom⸗ 
men laſſen, jedesmal in eine Ordnungsftrafe von 1 bis 10 Thlr. 
zu nehmen. | 


30) Die mit den Öffentlichen Gefammtimpfungen verbundenen Koften, 
als die Diäten der Impfärzte, die denfelben zu vergütenden 
Fubrfoften, die fub 21 angegebenen Prämien, wozu auch bie 
Anfhaffung der Drudformulare gehören, werden von denjenigen 
Kommünen getragen, zu denen die geimpften Kinder gehören, 
Es haben zu diefem Behufe nach jeder Statt gehabten öffentlis 
den Gefammtimpfung die Impfärzte ihre gehörig abgefaßten 
Liquidationen, fo wie der D putirte der ne die Liqui⸗ 


— 
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dation der Prämien dem betreffenden Landrathe einzurecichen, 
weicher die Einziehung Ddiefer Koften von den befveffeuden 
Kommünen nah Mafgabe. ihrer Beitragspflichtigfeit, uud ‚die 
Auszahlung derfelben an die reſp. Ciquidanten bewirkt. Giner 
befondern Seftieung diefer Liquidationen von Seiten der Königl, 
Negierung bedarf ed hierbei nicht. Auf gleiche Weife zieht der 
Landrath die Koften der Drudformulare von den betr. Kommüs 
ten ein, uud fügt der von ibm einzureichenden Hauptimpfliſte 
eine allgemeine Nachweifung ſaͤmmtlicher durch die im SKreife 
Statt gehabten Öffentlichen Gefammtimpfungen auf ſolche Art 
seranlaßten Koften bei. Eingangsged. Min. »Iufiruft. 


Im Regierungsbezirk Münfter it Behuf der Koften für die Ges 
fanmtimpfungen u. ſ. w. Freisweife eine Kaffe gebildet, wozu für 


jeden nicht arınen Impfling, der für gefcehügt erklärt tft, 5 Sgr. von 


den Eltern bei Empfang des Impfſcheins gezahlt wird, 
21. Die Geſundheitspolizei berüdfichtigt ferner: 


Abſchn. 3 Die Gefundheit der Staatsbürger 
im Allgemeinen, | 
(Einleitung) indem fie für die Gefundheit der Gegenden und 
DOrtichaften durch Austrocknung von Sümpfen, Moraͤ⸗ 

ften und dgl., durch's Niederreifen der Stadtmauern, durch Reinis 
gung der Flüſſe, durch Verlegung der Begräbnißplätze, Spitäler 
u. f. w. (außerhalb der Ortjchaften), für die gefunde und zwechmäßige 
Erbauung und Einrichtung der Wohnungen und für öffentliche Bar 
deplaͤtze 38 über die zum Verkau'e geſtellten Lebensmittel, über 
Müller, Bäder, Fleiſcher, Weins und Bierfchenfen, über Gemüfes 
und Obfigändfer, über Apotbefen, Droguiften, über Ausbieten von 
Univerſal⸗ und fpezinichen Ditteln u. f. w., fo wie über die Neinheit 
des Trinkwaſſers, die ſtrengſte Oberaufficht führt; über die Gefchirre, 
Gefäße und über dad rg für die Zubereitung und Aufbes 
wahrung der Spelfen und Getränke; Über die Reinigung der Etra; 
fen, Goffen u. f. w. theils Aufſicht führt, theils zweckmaͤßige Beleh⸗ 
rungen und Warnungen ertheilt. Zugleich ſucht fie Ungluͤcksfällen, 
drohenden Lebensgefahren, und der Verbreitung von Seuchen und 
Krankheiten (beſonders der Menſchenklattern — Pocken — des Ner— 
venfiebers, der Peſt, des gelben Fiebers, der Cholera u. ſ. w.), bald 
durch zweckmäßige Auſtalten (Quarantaineanſtalten u. ſ. w.) bald durch 
Anwendung eined nöthigen Zwanges vorzubeugen. — Nicht minder 
verbreitet —* ihre Sorgfalt über Scheiutodte, und überhaupt über 
Veruuglücte, wohin Grfvorne, Ertrunfene, Erſtickte, vom Blige Ges 
troffene und auch die Eelbftmörder gehören. Selbſt über die Miß— 
handlungen ac. der Thiere verbreitet fi ihre Wachſamkeit. 
(Kompetenz in 


Medizinalion- 22. Auch in den Medizinalfontraventionsfachen find 


chen und Ver. Die Geſetze in den Strafreſoiuten anzuführen, auf welche 
fahren darin.) fe fich gründen. PM. R. vom 28. März 1827. 


! 
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Es muͤſſen die Magifträte, der Vorſchrift des MEN Th. 2. 
Sit 8. $.130. gemäß, in ſolchen Sachen das Erkeuntniß abfaifen, 
und die Strafen vollziehen, mithin auch die Geldſtrafen einziehen. 
MR. v. 1, Aug und vom 5. Gevtbr, 1822. 

Jedoch mit Ausnahme derjenigen Fälle, für welche, wie 3. B. 
für die Reviſionen der Apotheker, beſondere Auweiſungen ertheilt find. 
M. R. vom 4. April. 1883. 


23. So wie die Behörden, welche die Ortspolizeigerichtsbarkeit 
ausüben, über alle Polizeikoutraventionen, ſowohl über die Lofals ald 
‚Über Die Landespolizeivergehungen, die Unterfuhung zu führen und 
darin zu erkenuen haben; M. N vom 3. Septbr. u. v. 44. Deibr. 1829. 
fo liegt ihnen auch dieſe Pflicht bei Kontraventionen gegen die Mes 
Dizinalgefege ob. M. N. vom 4. April 1823. Ä 


24. Nicht allein ſaͤmmtliche Medizinalpofizeibeamte, fondern auch 
ſaͤmmtliche Ortöpofizeibebörden, follen über die Beachtung der beſteheu— 
den medizinisch = polizeilichen VBorfihriften ohne Ausnahme mit aller 
Streuge wachen, und einen Ieden, der ſich eine Uebertretung derfel: 
ben zu Schulden Fommen läßt, fofort zue Berantwortung und den 
Umſtänden nach zur Befrafung ziehen. — Von. den Nefultaten einer 
jeden vorfommenden Unterfuchung ift der betreffende Kreisphyſikus 
in Kenntniß zu fegen, weiber davon in dem einzureichenden Sanitätss 
berichten der vorgejegten Negierung Anzeige zu machen bat, Publ, der 
Reg. zu Magdeburg vom 7. Norbr. und vom SL. Dezbr. 1826. 


25. Mit Ruͤckſicht auf die Beſtimmungen DE A. ER. Il. 20 6. 703 
bis 711. und Bit. 17. F. 10., 11., 62 und 68 iſt verordnet, Daß 
richterliche Erörterung und Beſtrafung nur bei folchen Medizinafpfus 
fehereien, wo die verbotene uud verpönte Handlung ſchaͤdlichen Erfolg 
bergebracht bat, Dagegen aber, wo es au legtern fehlt, das Neffort 
der Polizei eintreten fol, wie fich folches, fowohl mit der Natur des 
Vergehens, die im legtern Kalle nur als Störung der gefeglichen 
Ordnung zu betrachten fei, und der vorfehrenden Thaͤtigkeit der Por 
lijet, al8 mit dem Strafmaße rechtfertigen laſſe. — Auch dadurch iſt 
die Kompetenz der Polizei begründet, ald den Kontravenienten öfters 
der verbotene Gewerbsbetrieb nachgewiefen, gleichwohl aber nur ein 
geringes, in der Grenze der Polizeigewalt eingefchloffenes Strafmaß 
auferlegt werden Fann, — Hierdurch it die Minifterials Verfügung 
som 22. Septbr. 1826 (von K. 9. 1827 ©. 499.), mach welcher die 
Unterfuchungen wegen des unbefugten Kurirens Seitens der zu gar 
Feiner Klaffe der Medizinalperfonen gehörenden Subjefte überhaupt 
nicht vor die Ortspolizei gehören, fondern dem Gerichten überlaffen 
werden muͤſſen, wieder anfgehoben. M. R. vom 11. Juni 4828. 


(Beschädigung 26. Es iſt dem Landräthen, Bermten und Magiſtraͤten 
der Menschen aufgegeben, -auf die Ausrottung bei den Städteneund 
ae —— Dörfern häufig wild wachſender, giftiger Pflauzen, und 

beſounders des Stechapfels, mit welchem die Ruder mer 
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gen der ſonderbaren Geſtalt ihrer Fruͤchte gu ſpielen pflegen, ihre ges 
nauefte Aufmerkſambkeit zu richten, und ihre untergeordneten Behörden 
dazu anzuweiſen, auch follen fie der Jugend dieſe Kräuter durch die 
Schullehrer bekaunt machen, und fie von der Schädlichfeit des Genuß 
ſes unterrichten laſſen. Zirkulare an fämmtlihe Kammern’ vom 2. Sepi. 
1794. (Meue Ediktenſamml. B. 9: ©. 1067. 

(Sammeln der- 27. Das Sammeln giftiger Pflanzen und Kräus 
sclben.) ter ift nur denen zu geftatten, die von den Apothekeru 
nit einer vom Polizeibureau legaliſirten Autorifation verfehen find, 
Wer ohne dieſe Autorifation bein Sammeln betroffen wird, foll bes 


fraft werden. Yubl._der Polizeidir. in Brandenburg vom 3. Juni 1817. 
(9. 8.9. B. 1. 9. 2. ©. 225.) 


(Polizeiliche 28. Es müfjen die Polizeibehörden diejenigen, wels 
— uf he Handel mit Gartengewächfen treiben, durch den 
mit — Phyſikus über die Kenutniſſe von den Giftpflanzen prüs 
wächsen.) fen lafjen, ad die auf dem Markte zum Verkauf ges 

brachten Kräuter öfters im diefer Hinficht unterfuchen, 
gr — zu Köslin vom 23. Zanuar 1817. (v. K. 


(Bezeichnung 29. Es bat fih fchon mehrmals ereignet, daß Kin⸗ 
der age der Durch den Genuß aufgefundener Wurzeln des Wafs 
lichen Garten.) !etichlerlings vergiftet worden find und nur durch ſchleu⸗ 

nige Hülfe haben gerettet werden koͤnnen. — Es find 
aber auch ſchon mehrmald dadurch Vergiftungen entjtanden, daß die 
in den Gärten zum Theil wegen ihrer Blüthen gezogenen Giftpflans 
gen, 5. B. mehrere Spezied des Gifenhütleins, ded rothen Fiugerhuts, 
des Stechapfels, des Wunderbaums, bei Aufräumung der Gärten 
über die Zäune und Gartenmauern geworfen, und von denjenigen, 
welche mit den giftigen Wirfungen dieſer Gewächfe nicht befaunt 
waren, genoffen wurden. Es iſt Daher verordnet, daß alle diefe Gifts 
pflanzen bei ihrer Ausrottung aus den Gärten, beim Auswerfen der 

Gräben ze. ꝛc. fogleih tief vergraben oder vernichtet werden follen. 

Wenn dergleihen Giftpflangen In öffentlichen Gärten angebauet wers 

den, fo muffen fie mit Warnuungstafeln und einer für Kinder uns 

durchgänglichen Umzäumung verjehen fein. Die Polizeibehörden find 
angeriefen, auf die Befolgung zu halten, und die Beftrafungen 
etwaniger Kontravenienten zu veranlaffen. Publ. der Reg. ju Oppeln 

vom 1. März 1823. (v. K. A. ©. 151.) 


(Verfahren bei 30. Sind durch den Genuß des Schierlings oder 
Hegel anderer Giftpflanzen Vergiftungen gefchehen, fo find 
= die Polizeibehörden verpflichtet, ſogleich einen Arzt zur 

Huͤlfe herbtizurufen und, um den lebensgefährlichen Fols 
gen zuvorzukommen, bis zu deſſen Anfunft den Vergifteten fchleimige 
warme Getränfe, mit Bier oder Weineffig vermifcht, genießen zu. Tafs 
fen, und denfeiben auch mit Eſſig fleißig zu wachen. Bef. deroftpreuß. 


Reg. vom 19. Januar 1812. (v. d. Heyde Repert. Th. 1. ©. 106.) Siehe 
aud) $. 93. sqq. | 


Adichn. 3. Befhddigung durd giftige x. Sachem 39 


(Gefärbte, - ver- 31. Ein jeder iſt ſchuldig, fein Betragen fo efn- 

silberteoderver- zurichten, daß er weder dur) Dandfungen noch Uns 
u Spielss- terlaffungen Anderer Leben oder Geſundheit in Ges 

* fahr ſetze. Alles dasjenige, woraus dergleichen erheb⸗ 
liche Gefahr eutſtehen kaunn, ſoll durch ernſtliche Polizeiverbote und 
— Strafen möglicht verhütet werden. A, L. R. IE 20. 

. 691. 692. 

Das Färben, Verfilbern und Vergolden der Spielfachen ift fchon 
längft der Geſundheit der Kinder äußerſt nachtbeilig gehalten, werm 
ed nicht mit unſchädlichen Farbeſtoffen uud ächtem Blattgold und 
Silber geſchieht. 

Es ift daher verorduet: 

1) daß Feine Nürnberger oder andere auslindifche und eben fo we⸗ 
nig die aud den Fürftenthümern Auſpach und Baireuth kommen⸗ 
den Epielfacben von Hol, Zim, Blei oder einer thouartigen 
Maffe eingehen dürfen, infofern fie vergoldet, verfülbert oder bes 
malt find; " 
daß Fein Intändifher Drechsler und Zinngießer bei Verfertigung 
jener Spielſachen, ſo wie Fein Konditor und Honigfüchler zur 
Anfertigung feiner Waaren des unächten Schaum oder Metall: 
goldes, des Schaumfilberd und nachftehender Farben, ald Mens 
nig, gemeiner Malerzinnober, Schmalte, Kouigsblau, Bergblan, 
Naufchgelb, (Dperment, Koͤnigsgelb,) Mineralgelb, (Bleigelb, 
Kaffelergelb,) Neapelgelb, Gummiguttäaͤ, Grünfpan, deſtillirter 
Grünfpan, VBerggrün, (Scheeihesgrün,) Braunfchweigergrün, 
Bleiweiß, Kremferweiß, Schieferweiß, (Berlinerweiß), fich bei 
Strafe der Konfisfation und 10 Thlr. Geldbuße, oder vierzehn: 
tägigem Gefängniß bedienen, noch irgend Jemand 
3) bei gleicher ‚Strafe die ungefärbt ferner eingehenden Spielſachen 
mit dergleichen God, Silber, oder audern Karben verziere, 

Zirfularrefer. des Generaldireft. vom 28. Nov. 1800. (N. Ediftenf. B. 

10. ©. 3241.) 

32. Die Polizeibehörden ſollen den Drechslern, Zinngießern, 
Klempnern, Pfefferfüchlern und Konditoren folgendes Verzeichniß der 
unfhädlihen Farbeftoffe bekannt machen, und durch unvermuthete 
Unterfuchungen der zu ihren Waaren gebrauchten Karbeftoffe für die 
Befolgung vorfichenden Verbots (Ro, 2) forgen. 


Unſchädliche Yarben: 

Roth: Reiner, in einer Apotheke als folcher verfaufter und befhei- 
nigter Zinnober, Kochenille, Karmin, Florentiner Lad, Wiener 
Lad, Drachenblut, Braunroth, Tinftuven von Fernambuckholz, 
von DBrafilienhols, von Kampecheholz, Eſſigroſen, von Klatſchro⸗ 
fen, friiher Saft von Kirſchen, Himberen, Zohannisbeeren, 
— duch Eſſig geröthere Lackmustinktur, armeniſcher 

olus. 
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Violett: Kochenille mit Soda oder Kalkwaſſer ausgezogen. 
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Blau: Indigo, Neublau, Lackmus, reines Fupferfreies Berlinerblau, 
Zinftur von blauen Violen oder Kornblumen. 

Gelb: Safran, Saflor, Kurfume, Orlean, Schüttgelb, Tiuftur von 

‚ Grains d’Avignon und von Scharte. j 

Grün: Saftgrün, Scwertliliengrün, Caft von Grünfohlblättern, 
Sudigo oder Berlinerblau, oder Lackmus in Verſetzuug mit Surs 
kume oder Safran, 

Braun: — „Nußbraun, köoluiſche Erde. 

Schwarz: Gebrauntes Elfenbein, Frankfurter Schwarz, im Vers 
fchlofenen ausgeglühter Kieuruß, Tinktur von Kaminruß. 
Weiß: Präparirte Eierſchalen oder Kreide, reiner Zukkalk, gelöfchs 
ter Kalk von gebranntem weißen Marmor oder Auſterſchalen, 
gelöfchter Gips, geſchlämmter weißer Thon, desgleichen weißer 

Schwerſpath. 

Gold und Silber: Aechtes Blättchengold und Silber. Reſtr. vom 
28. Nov. 1800. Zirfularreffript vom 30. Januar 1801. (R. Ediktenſ. B. 
10. ©. 3241. und B. 11. ©. 111.) 

33. Auch das fremde Tadirte Spielzeug foll unter obigem Vers 


bote begriffen fein. Reſkr. des Generaldir. vom 27. Aug. 1801. (Auguftin 
Medizinalverfaſſung. B. 1. ©. 206.) 


34. Dagegen iſt e8 nachgelaffen, unbemaltes Kinderfpickzeug, fo 
wie auch ausländische, bemalte Sachen, Die Fein Kinderfpielzeug find, 
fondern Erwachenen zum Gebrauch dienen, einzubringen. Refkr. des 
Gen.:Direftorut vom 3. März 1802. (Dafelbfi). 


(Färben der 35. Grünfpan, Mennig und Operment dürfen zum 
— er Färben der Wachs und Talglichter nicht gebraucht 
BIER werden. Verordn. des Berliner Polizeipräſidii vom 16 Ofto» 
ber 1802. (Daf.) 
(Vermehrung.des 36. Wer das Gewicht der Vettfedern mit Blei⸗ 
Gewichts der weiß vermehrt, fol, nach Bewanduiß der Umſtände 
re wit und der daraus für die Gelundheit entftandenen Ges 
fahr, mit eins bis dreijähriger Zuchthauss oder Feſtuugs⸗ 
firafe belegt werden. — Außer der Strafe werden diejenigen, Welche 
ſich des wiſſentlichen Verkaufs folcher Bettfedern schuldig machen, des 
Rechts, das gemißbrauchte Gewerbe ferner zu treiben, auf immer ver⸗ 
luſtig. a. L. R. II. 20. $ 727. b. 


(Einhringen alter 37. Das Einbringen alter Kleider, auch das 

“ Kleider, Wä- Einbringen der Waͤſche und Betten iſt verboten. 
— und Bet- Hauſir. Regul. vom 20. April 1824. 

(Der Gesundheit 39. Niemand foll Nahrungsmittel oder Getränfe, 
nachtheilige die nach ihrer Beſchaffeuheit der Geſundheit nachthei⸗ 
ee fia find, bei Vernwidung nachdrücklicher Geld- oder 
und Getränke) Anheoſfrafe wiffentlich verkaufen, oder andern zu ihrem 

Gebrauche mittbeilen. , F 
Wer dergleichen Lebensmittel auf eine der Geſundheit nachtheilige 
Weiſe verfälfcht, mit fehädlichen Materialien vermiſcht; beſonders aber 


Abſchn. 3. Aufficht auf Lebensmittel. 361 


ſich der Bleimittel bei Getraͤnken bedient, ſoll, nach Bewandniß der 
Umſtande und der daraus für die Gefundheit entſtaudenen Gefahr, 
mir einz bis dreijähriger Zuchthaus » oder Feſtungsſtrafe belegt wers 
dei. — Außer der Strafe werden diejenigen, welche fich des wiſſent⸗ 
lichen Verkaufs verdorbener oder mit fchadlichen Zuſaätzen vermiſchter 
Nahrungsmittel fchuldig machen, des Rechts, das gemißbrauchte Ger 
werbe ferner zu treiben, auf immer verluftig. — Der befundene Vor⸗ 
rath folcher Lebensmittel fol, wenn er Feiner Verbefferung fähig iſt, 
fofort vernichtet, ſonſt aber eingezogen, auf Koften ded Uebertreters 
in tauglichen Stand gefegt, und zum Beten der Armen verwendet 
werden. A. L. R. U. 20. $. 722 bis 725. 


(Vermehrung 39. Wer die zum Verkaufe beftimmten Lebensmittel 
des Manssesu. gder andere Waaren mit fremden Materialien vermengt 
mar en: oder verfegt, um dadurch ihr Maaß und Gewicht oder 
‚ebensmittel , : A BL : 
oder anderer Ibre fiheinbare Güte betrüglicherweiie zu vermehren, 
Waaren.) gegen den wird die Etrafe des qualifizirten Betruges 
($. 1328.) um die Hälfte geſchärft. — Iſt Durch ders 
gleichen Verfälihung zugleich das Leben oder die Gefundheit von 
Menjcben gefährdet oder wirklich befchädigt worden, fo hat es bei 
den Vorſchriften des eilften Abſchnitts fein Bewenden. Daf. 3. 1442 
und 1443. 


- (Polizeiliche 40. Um das Publikum gegen nachtheilige Verfaͤl⸗ 
— — ſchung der Lebensmittel zu ſichern, find ſämmtliche Por 
——— 8 lizeibehörden verbunden, alle Gewerbetreibende, welche 
Genußmittel bereiten oder damit handeln, unter genauer 
Aufiicht zu halten, zu dem Eude öftere und unvermuthete Unterſu— 
chungen der Werfftätten, Sabrifate und Hamdelsartifel durch Sach— 
verftandige zur veranfaffen, und diejenigen, welche den Nahrungsmits 
teln ſchädliche und verdorbene Ingredienzen beigemifcht haben, zur 
nachdrücklichen Beftrafung zu ziehen, 


(Aufsicht auf 41. Die Landräthe und Magifträte haben fich mit 
Egger den Merkmalen des Krankbeitdzuftanded des Schlacht 
Schlachtyich,) viehes genau befannt zu machen, um ſich durch ofts 
mal anzuftellende Nevifionen der Fleiſchereien und der 
feifchbänfe die — zu verſchaffen, daß in dem ihrer Auf—⸗ 
icht anvertrauten Polizeibezirf Fein Fleiſch, welches die vorgedachten 
fhadliden Zeichen an fi trägt, zum feilen Verkauf ausgeftellt 
werde. Bei eutſtehendem Verdacht ift fogleich rin Sachverftändiger 
zuzusichen, wozu der Stadt z oder Kreisphyfifus, oder wenn diefer 
nicht bald herbeisulangen, ein fachkundiger Chirurgus geeignet. ift. 
Wird die Beichaffenheit des Fleiſches ſchaͤdlich befunden, fo ift defjen 
Berfauf zu unterfagen, das Fleisch zu deſſen Vernichtung wegzunch- 
men, und der Verfäufer zur Verantwortung zu ziehen. Publifandum 
der Reg. zu Lieguig vom 18. Dez. 1811. (Auguftin Bd. 1. ©. 412.) 


42. Die Ortspolizeibehörden in den Städten follen auf alles von 
dem Lande zum Verkauf eingehende ausgefchlachtete Fleiſch eine ftrenge 
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Aufficht führen, Es fol daher ſolches Fleiſch in der Negel auf den 
Wochenmarf gebracht werden, und die Polizei muß ſet hes Durch 
erfahrne Perfonen, (die aber nicht frädtifhe Schlächter jein muͤſſen) 
unter ſolchen Wodalitäten befichtigen laſſen, daß jeder Verkäufer diefe 
Kontrolle fürchten muß, M. R. v. 13. Juni und 15. Aug. 1811. (Auguſt. 
Bd. 1. ©. 403.) M. R. v. 4. Dez. 1824. (v. 8. A. ©. 1163.) 

Jedoch iſt es den Eandfchlächtern ferner geftattet, den Beitellern 
das Fleiſch ind Haus zu briugen, und ift e8 Sache der Ortspolizei⸗ 
Behörde, zweckdienliche Maßregeln zu treffen, daß dieſe Vergünſtigung 
nicht zum Hauſiren gemißbraucht werde. M. R. v. 12. Juni 1819. 
| Siehe auch „Gewerbeiteuer, Fleiſcher.“ 


43. Rindvich und überhaupt alles Vieh, welches von einem toffen 
Hunde gebiffen worden und mithin im Verdacht der Tollkraukheit iſt, 
kanu unter feinen Umftäuden von den Viehbeſchauern, wenu es auch 
ganz gefund wäre, zur Schlachtung zugelaffen werden. Publik. der 

eg. zu Liegnitz v. 18. Dez. 1811. 

44. Die Schlächter follen Fein finniges Schweinefleifch verfaus 
fen, wenn es nicht vorher von der Ortspolizeibehörde beſehen, uud 
verfauftwärdig befunden iſt. Im diefem Bulle dürfen fie es aber doc) 
nicht in ihren Scharren feil haben, fondern müffen e8 auf einen bes 
fondern Tiſch auslegen, und die Beſchaffeuheit defelben anzeigen. Zu 
Wurſten aber fol es bei 5 Thlr. Etrafe gar nicht gebraucht werden. 
ade für die Schlüdter v. 9. Juni 1734. | | 

enn die Finnen fchon die Wurzel der gun e ergriffen haben, 
iſt Das finnige Fleiſch in Feiner Art zum Verkauf zuzulaffen. Publ. 
der Reg. zu Liegnig vom 18. Dez. 1811. 


45. Da im Allgemeinen anzunehmen ift, daß das Ginbringen 
ungefunden Fleiſches zum Verkaufe weniger aus Unfenutuiß als aͤus 
betrügerifchen Abfichten geſchieht, fo fol einem Jeden, der unreines 
und der Öefundheit nachtheiliges Vieh gefchlächret und davon verfauft 
hat, nicht nur der Gewerbfchein abgenommen, fondern er foll noch . 
auperden mit Gefänguißs oder Gelditrafe, nach Bewandniß der Um— 
fände, belegt werden. M. R. vom A. Juni und 48. Aug. 1811. Publ. 
der Reg. zu Potsdam vom 7. Septbr. A814. (Auguftin Bd. 4. ©, 404.) 


46. Uebelrtechendes und bereits in Fäulniß übergegangenes, wenn 
gleich fonft gefundes Fleiſch darf nicht zum Verfauf ausgeftellt werden. 
Publ. ver Reg. zu Liegnig vom 18, Dezbr. 4844, (Auguftin Bd.L. ©. 411.) 


47. Das Treiben der Kälber durch bellende Hunde, oder der 
Transport derfelben auf Pferden, ift, Damit Erſtere ſich nicht erhißen 
und ermatten, bei 1 bis 5 Thlr. Strafe verboten. Bei? Thlr. Strafe 
für den Meiſter darf auch, wenn ſolches Vieh dennoch abgehegt bes 
funden wird, dafjelbe vor Ablauf von 48 Stunden wicht geichlachtet 
werden. Publ. der Reg. zu Münfter v. 9. Mär; 4824, 29. April 1895 
und 20. Auguit 1852. 

48. &8 follen Kälber, welche noch nicht 3 Wochen alt find, und 
nicht wenigftens 20 Pfund wiegen, wicht verkauft werden; M. R. v. 
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18. Juli 4817. Publ. der Reg. zu Breslau v. 18. Febr. 1829. wenigſtens 
müſſen fie 14 Tage alt, und ohne Kopf und Gehänge 30 Pfund 
jhwer fein; Publ. der Reg. zu Münfter v. 9. März 1821; zu Düffeldorf 
v. 10. März 1821. im Reg.e Bezirk von Pofen 36 Pfund, Publik. der 
Reg. zu Pofen v. 30. Sert. 1821. 

49, Im Sabre 1797 forderte das Obers-SanitätdsKoflegium die 
Phyſiker zum Berichte über etwanige Erfahrungen, betreffend die vers 
meinten nachtheiligen Wirfungen ded Genufjes junger, wenige Tage 
nach der Geburt gefiblachterer Kälber, auf; das Nefultat fiel aber 


dahin aus, daß davon Feine nachtheilige Folgen bemerkt wären. Augu 
fin ®. 2. ©. a7. chtheilige Folg Augu 


50. Das Aufblaſeun des Fleiſches, welches die Schlächter ſich ers 
lauben, um dem zum öffentlichen Verkauf geftellten Fleiſch ein beffes 
res Anfehen zu geben, it im Allgemeinen als ein Mißbrauch zur 
Täuſchung des Publifums zu verbieten; M. R.v. 16. Oft. 1817. v. 4. 
Auguſt 1810. und 21. Auguſt. 1824. jedoch iſt das Aufblaſen durch 
Blaſebaͤlge erlaubt, uud es iſt darauf zu ſehen, daß die Schlächter in 
den Scharren die nöthigen Blajebälge fretd zur Haud haben, und ſich 
derfelben zur Diefem Zwede nur ausihließlich bedienen, M. R. vom 4, 
Auguſt 1819. 

Das Aufblafen des Fleiſches ift bei 1 bis 5 Thlr. Strafe vers 
boten. Publ, der Reg. zu Münfter v. 17. Febr. 1821. 


51. Das Hauſiren mit Fleifch ift bei Konfisfation deffelben zum 
Heften der Armen und 2 Rthlr. Strafe verboten. — Fremde Vers 
kaͤufer dürfen gefundes und ſchmackhaftes Fleiſch auf dem Markte 
nach vorheriger VBefichtigung feil bieten. Publ. derf. v. 9. März 1821. 


52. Alles Fleiſch, was von dem ſtaͤdtiſchen und Landfchlächtern 
in Städten zum Verkaufe geftellt wird, muß öffentlih in den Schar⸗ 
ten, oder SFleifchbänfen in den Häufern und auf deur Markte feil 
geboten werden, damit es von der Ortd-Polizeibehörde jederzeit befich- 
figt werden Fan. Das Hineintragen des Fleiſches in Privarhäufer 
ohne Beitellung, alfo das Haufiven mit Fleiſch it überall bei der 
verordneten Strafe verboten. 

Die Schlaͤchter und Fleiſchhaͤndler vom Lande find verpflichtet, 
das zu fchlachtende Viel zwei zuverläffigen und Fundigen Orts⸗Ein⸗ 
—* welche hierzu von der Orts⸗-Polizeibehoͤrde zu beſtimmen 

ud, vor dem Schlachten zur Unterſuchung vorzuführen, welche dem⸗ 

naͤchſt auch beim Schlachten ſich von der gefunden Beſchaffenheit des 
Dune überzeugen und atteftiven müffen, daß das Vieh gefund bes 
unden worden. 


‚Alle Schlächter und Fleiſchhaͤndler, welche fich Liefer Anorduung 
entziehen, machen fich eigennüßiger Betruͤgerei verdächtig, und vers 
fallen nach gehöriger Unterfuchung gleich denen, welche der Geſund⸗ 
heit nachtheilige Lebensmittel wiſſentüch verfaufen, nach dem A. L. R. 
11. 20. $. 722 und 724 bewandten Unftänden nach, in eine nach⸗ 
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prüdliche Geld oder Leibesftrafe, gehen auch des Nechts zu dem von 
ihnen gemißbrauchten Gewerbe J immer verluſtig. Publik. der Reg. 
zu Münſter v. 4. März. 1825. 
(Aufsicht auf an- 53. Kein Haudfäfe darf zum Verkauf ausgeboten 
—— werden, wenn er nicht bei einem gehoͤrigen Grade der 
und Verfahren Austrocknung wenigftend drei Wochen alt ift. Die 
wennsolcheder Palizeibehörden haben auf die käuflichen Haudfäfe zu 
Gesundheit achten; die zu frifchen, zu weichen und hervorftechend 
ee fauer riechenden Handfäje aber einer genauen Unters 
u Kosten des ſuchung über ihre gänzliche Unſchädlichkeit zu unters 
halb.) ‚ „werfen, bevor der weitere Verkauf derjelben geftattet 
wird. Diejenigen, welche durch muthwilligen Verkauf ſolcher zu fri- 
fhen Haudkaͤſe Veranlaſſung zu nachtheiligen Folgen geben, fiud den 
Strafen unterworfen, welche das $. 52 alleg. Geſetz verorduet. Publ. 
der Reg. zu Minden v. 15. De;. 1827. 

54. Die Volizeibehörden haben darauf zu achten, daß das dum⸗ 
pfig und mietig gewordene halb verdorbene Mehl, welches, wenn es 
auch nicht mit Wutterforn vermahlen, doch der Gefundheit machtheilig 
ift, nicht fo verbaden, fondern mit Salz und Kümmel vermifcht wers 
de; fie haben die Brodſcharren öfters zu revidiren und dafür zu for 

en, daß nicht unaufgegangenes, ungenießbares Brod, insbejondere 
rmen verkauft werde, und im Fall die Bäder grobe Verfehen dabei 
begehen, fie zur Verantwortung zu ziehen, das völlig ungenießbare 
Brod zu Fonfisziren und dein Viche zu geben. 

Auch ift nicht zu dulden, daß Mehl und Brod in verfchloffenen 
Tonnen und an dumpfigen Orten aufbewahrt werde. Publ, der Reg 
zu Köslin vom 27. Jan. 1817., zu Potsdam v. 29. Dei. 1816. 

55. Kein Effigfabrifant foll unter irgend einem Vorwande die 
Bertramswurzel gebrauchen, und es foll die Polizei die Efjigrabrifanz 
ten und Eſſigverkaͤufer im die genauefte Aufficht nehmen und mit Zus 
zichung des Phyſikus oder fachverftindiger Chemiker (Apotheker) uns 
vermuthet bei ihnen Unterfuchung darüber anftellen, aus welchen Ju⸗ 
gredienzen der Eſſig fabrizirt worden, und ob auch Feine der menfihs 
lichen Gefundheit ſchädliche Ingredienzen darin enthalten find. Im 
Fall der — —— muß .der Fabrikant die Koſten der Unterfus 
dung tragen. Neff. ded Generaldireftoriumsd v. 2. Febr. 1784. (0, d. Heyde 
Repert. Theil 1. ©. 442.) M, R. vom 20. Aug. 1825. j 

56. Die Eſſigfabrikanten müffen vor ihrer Konzeffionirung ihre 
Bereitungsart des Eſſigs angeben und denfelben prüfen laſſen. Die 
Polizeibehörden follen zu dieſem Behufe die zu prüfenden Proben felbit 
vom Fafje nehmen und fie dem Königlichen Medisinalfollegium zur 
Prüfung vorlegen; auf den Grund des erhaltenen Atteftes Faun nur 
die Konzeffion ertheilt werden. | 

Die verfertigten-Effige müfjen die gehörige Menge Sänre ent _ 
haften und eine ſolche Stärke mindeftens befigen, daß, zwei Loth ders 
felben nicht "unter 30 Gran trocknes mildes Kali zur Sättigung ers. 
fordern. Kein zum Verkauf beftimmter Roheſſig darf mit einer frems 


* 
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den Säure oder mit einem fcharfen Ingredienz verfeßt fein, fo wie 
er den eigenthümlichen Geruch uud Geſchmack hefigen und nicht trübe 


fein muß. 


Bei der Aufbewahrung und dem -'erfaufe der Noheffige darf 
man fich Feiner meſſingenen Trichter, Maaße, Deber, Hähne und 
audere Gefchirte aus Mefiing bedienen. M. R. v. 13. Mat 1815. (v. 
K. A. 1819. ©. 531.) . 

57. Die Polizeibehörden haben auf die Erhaltung eines guten 
Srinfwahlers vorzüglich Bedacht zu nehmen; daher jede dem Menſchen 
oder Viehe ſchädliche Verunreinigung defjelben zu verbieten. 

Die Verfülfchung des Biers mit Poſt oder andern dergleichen 
ſchädlichen Dingen ift verboten. Edikt vom 1. Januar 1722. (Molius Ed. S.) 


Sobald ein Brauberechtigter fchlechtes und untaugliches Bier 
verfertigt, muß den Zwangsverpflichteten von den Gerichten des Orts, 
nach erfolgter Prüfung der Angabe, die Erlaubniß umweigerfich er— 
theilt werden, fich ihr Getränke auderwärts her anzufchaffen. qm. ®, 
R. I. 23. 3. 77. E 

Nach —— Verfaſſung gehört die vorgedachte Prüfung 
u. f. w. zum Nefjort der Polizei. M. R. v. 11. April 1835. 

Vorſtehende Beltimmung bezieht fich nicht auf ein Krugverlags⸗ 
recht, wo die Einſaſſen nicht verpflichtet find, ihren Bedarf aus den 
verlagspflihtigen Schanfjtellen zu entnehmen. Das Ginfchreiten der , 
Polizei läßt ih nur in ſolchem Falle rechtfertigen, wo dafjelbe fehon 
nach allgemeinen Grundfägen gerechtfertigt fein würde. M. R. v.11.- 
Juli 1835. (0. 8. U ©. 485.) s 


58. Die Weinhändfer müffen Fein Mittel anwenden, welches fie 
nicht Fennen, und von deſſen Unſchädlichkeit fie fich nicht durch einen 
Arzt oder Apotheker hinlänglich überzeugt haben, 

So enthielt ein Mittel zur Weinverfcbönerung z. B. bei näherer 
Unterfuhung Eiweiß, Hirſchzunge, geftoßenen Marmor und Bleiglätte, 
eines der ſtaͤrkſten Gifte. 

Die aus der Amvendung fehädlicher Mittel ohne Prüfung durch 
Sachverſtaͤndige entſtehenden fihädlichen Folgen treffen alle diejenigen, 


welche fich ſolcher Mittel ohne jene Weberzeugung bedienen, Pubtif, 


der Reg. zu Koblenz v. 16. Oft. 1817. 
59. Die Ortöpolizeibehörden und die Phyſiker find verpflichtet, 


öftere Vifitationen der Material» und Weinbandlungen vorzunehmen, 


und auf die mögliche Art der Verunreinigung mit Blei Bedacht zu 
nehmen; die mit Bleitheilen gefhwängert vorgefundenen, zum menjihs 
lichen Geuuſſe beftimmten Fluͤſſigkeiten fofort unter Siegel und polis 
zeitliche Obhut zu nehmen, gleichzeitig aber die Negierung davon in 
Keuntniß zu fegen, Damit diefelbe die Schuldigen zur verdienten Strafe 
ziehen, und über die unter Siegel genommenen Waaren disponiren kanu. 
Publif, der Reg. zu Bromberg vom 14. Sept. 1816. (Auguſtin BL. 3. ©.149.) 


60. Das Verfaufen von bittern Weinen und gebrannten Waſ—⸗ 
fern kaun den Weinhändfern und Branntweibrennern unter der 
Bedingung gefattet werden: 1) daß die dazu verwandten Spezies, 
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3. 8. viele Bittere, im Öfonomifchen Gebrauche binreichend be⸗ 
kauut find uud Feine medizinijch = ſpezifiſche Eigenſchaften baben, die 
auf die Gejundheit nachtheilig wirken köͤuuen; 2) daß der Branut⸗ 
wein oder Wein entweder -n Allgemeinen, z. B. Bitter, oder uach 
dem Angredienz, 3. B. Wermuth, benaunt werde, und daß er mac 
landũblichem Maaße, nicht aber in Arzneigläfern verkauft werde. — 
Sebrigens dürfen medizinische Beneunuugen und Gtiquetten, 3.8. Eſ⸗ 
ſeuz, Zinftur, Tropfen und ſolche Beinamen, welche medizinische Wirs 
funzen andeuten füllen, bei geieglicher Strafe nicht zugelaffen werden, 
M. R. v. 28. Oft. 1813. (Auguftin Br. 2. ©, 816.) 

61. Die Veimifchung des Blartgoldes zu dem fogenannten Gold 
waſſer ift allgemein verboten. M. R. v. 2. Mär; 1877, 


62. Jeder Fabrikant muß es ſich gefallen laſſen, feine Fabri⸗ 
kate von der vorgeſetzten Behoͤrde pruͤfen zu laſſen und Proben dazu 
herzugeben. Die durch polizeiliche Unterſuchung der Beſchaffeuheit 
käuflicher Getränke und Lebensmittel entſteheuden nothwendigen Kos 
ſten werden auf Staatsfouds übernommen, auch daraus die Proben 
jedesmal bezahlt, infofern fie tadellos befunden worden. M. R. vom 
29. März 1833. | 


(Aufsicht aufdie 63. Die Polizeibeamten haben darauf zu fehen, 
nn daß die Töpfer die Kochgefchirre volllommen bremnen, 
stinmten Koch uud bei glafirten Waaren, daß die Glaſur vollkom—⸗ 
schirre.) men geſchmolzen ift, und es iſt Auterfuchung desfalls 

anzuftellen, entweder wenn Beichwerden über das Koch⸗ 
gefchirr entftehen, oder wenn ſouſt fich Umſtände hervorthun, welche 
Beſorgniß erregen, und es müſſen dann 1) die Phofifer die Revifios 
nen an ihrem Wohnorte ohne befondere Vergütung vornehmen; 
2) andern Orts die Polizeibehörden bei verdächtigen Erſcheiuungen 
fich der Apothefer bei dergleichen Unterſuchungen bedienen, welde 
eine billige Vergütung dafür erhalten, und 3) im Kalle des Ber 
ſchuldens Seitens des Fabrifauten diefe die Koften der Unterfuchung 
fragen. — Die unvermeidliche Koften find auf den Fond zu polizeis 
lichen Zwecken anzuweifen. M. MR. v. 20. Auguft 1829. Publ. der Reg- 
zu Bromberg vom 23. Febr., Stralfund vom 18. Mai, Breslau vom 26. Juli 
1819. Poſen vom 2, März, Liegnig vom 10. Mai, Königsberg vom 30. Dej- 
1820. u. ſ. \e. 

64. Niemand foll Bonteillen oder anderes Geſchirr mit Schroot 
reinigen, da zu diefem Zwede die Anwendung der Afche, des groben 
Sands, des fogenannten, aus Gifendrabt und Echweinsborften gefer⸗ 
tigten VBonteillenreiniger und dergleichen Dinge mehr, die an allen 
Drten ohue große Mühe und Koften zu haben find, ausreicht. Ber 
Bierfcheufern und Eſſighändlern it deshalb fleißig Nachſuchung zu 
halten. Wer biergegen bandelt und fich dennoch des Bleifchrootd zum 
Reinigen der Gefchirre bedient, bat nach Beſchaffenheit der Umſtäude 
eine Öeldjirafe von 50 Thlr. oder eine angemeffene Gefängnißftrafe 
verwirft. Sollten aus der Nichtbeachtung obiger Vorſchrift Nach 
theile für die menfchliche Geſuudheit entſtehen, fo tritt die im A. L. 
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R. II. 20. $. 723. feitgeiepte, ein » biß dreijährige Zuchthaus» oder 

eftuugsftrafe ein. — Die Hälfte der in jedem einzelnen Koutravens 
tionsfalle biernach zu beftimmendru Gelditrafe erhält der Denunziant, 
infofern derfelbe nicht ein Polizeioffiziant ift, der von Amtswegen zu 
dergleichen Anzeigen verpflichtet iſt. Publ. der Reg. zu Bromberg v. 14, 
Sept. 1816. (Auguftin Bd. 3. ©. 149.) 

65. Niemand fol fich Fupferner, nicht uͤberzinnter Gefäße zur 
Zubereitung der Speifen bedienen. — Kupferichmiede und alle Ans 
dere, welche dergleichen nicht füchtig überzinutes Geſchirr verfaufen, 
follen mit Konfisfation ihres Vorraths und einer Gelditrafe von 10 
bis 20 Thlr. bejtraft werden; im Wiederbolungsfalle aber ihres 
Meifterrechtd (Gewerbefibeind) verluftig erklärt werden. — Gleiche 
Strafe trifft diejenigen Profefioniten, welche zum Weberzinnen Fups 
ferner Küchengefchirre einen Zufag von Blei gebrauchen. A, L. R. ır. 
20. $. 728 bis 730. \ 
(Beschädigung | 66. Die Beftimmung der Zeit, wann new aufges 

der Gesundheit führte Gebäude von ihren Eigentbümern bezogen wer— 
or den mögen, ift ein ſehr wichtiger Gegeuſtaud für eine, 
— die Öffentliche Geſundheit bejorgende Polizei. Mau 
neuer Gebäude, darf nur die Wirkung eines ſolchen Hauſes auf die 
darin aufbewahrten Geräthfchaften betrachten, fo kanu 
maau ſich von jener auf die Gefundheit der Menſcheu 
einen richtigen Begriff machen. Die Schränfe werden mit einem 
ftinfenden Schimmel überzogen und alles Holzwerk fünge au in Fäul—⸗ 
niß zu geben; die Kleider und Wäfche find befländig naß, ſtickſen, 
befommen Flecken die Fein Waſſer mehr abwafıhen faun, uud dag - 
Salz zerfließt in Purzer Zeit. Es ift nicht leicht möglich, daß unſere 
Mafchine einer fo beftigeu Urfache der Auflöfung lange widerjtebe, 
und die blaffe Farbe uud das aufgedunfene Wefen derjenigen, Die 
ſich folchen Gebäuden anvertrauen, zeugen binlänglich von der Gefahr 
eined fo naffen Aufenthalts. Aber die Wirkung des Kalfgeruches 
anf uunſere Nerven ift im dergleichen friſch aufgeführten und durchs 
weißten Wohnungen noch viel heftiger, und man bat dadurch Er—⸗ 
ffifungen, Schlagfüffe, Kähmungen uud mehrere dergleichen Zufälle 
entfichen feben. gZranf's Syſtem einer medizinifhen Polizei 3. Bd. ©. 837. 
Mannheim 1804. 

67. Mehrere Regierungen haben deshalb wegen der Schuls und 
andern öffentlichen Gebäuden Belimmungen ald allgemeine Negel er 
fafjen, uuter Auderu ift verordnet: 


4) Für neue Schuldienfigebäude und Hauptinftandfegungen der ers 
waähnten Art, müffen, wenn das Gebäude im laufenden Jahre 
bewohnt werden fol, im Vorwinter Die Vorbereitungen fo ge 
troffen werden, daß die Ausführung felbft im Fruͤhjahre und us 
unerbrochen bis zur Vollendung Eude Oft. Statt finden Fam, 

Diefer Zweck ift durch einen volltändigen technifchen Ope⸗ 
ratiousplan zu erreichen, wenn mach frühzeitig abgeſchloſſenem 
Verdiuge a) der Zimmermann im Winter den Holzbau vers 
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bindet und die Bediehlungäbretter zubereitet, h) der Maurer. für 
Materialien forget und Die nörhigen Arbeiten befpricht, um Die 
eintretende Jahreszeit zur Ausführung zu benutzen; c) der Tifchs 
ler, Schloſſer, Glaſer einander in die Hände arbeiten, und d) die 
Kontrafte dafür zeitig abgefchloffen werden, 


25 Der Einzugstermin eines im Oftober vollendeten Gebäudes muß jes 
doch angemefjen verlängert werden, wenn während der Bauzeit haufig 
naſſe und ungünftige Witterung eingetreten wäre. Publ. der Reg. 


u Aachen vom 4. Nov. 1824., Stettin vom 11. April 1835. (Auguftin 
dv. 4. ©. 332, 333. 


(Todte Thiere, 68. Die Polizei bat dafür zu forgen, daß in 
fauler Mist, Ab- bhewohuten Ortfchaften durch todte Thiere, faulen Mift, 
—— Abtritte, modriges Waſſer, Unreiulichkeit auf den Stra— 
ser, Unreinlich- Ben und in den Gaſſen u. ſ. w. die atmoſphäriſche Luft 
keit auf dem nicht zum Nachtheile der Gefundbeit verdirbt. In Kel—⸗ 
Strassen.) fern und Orte, in denen die Gährung frifch gebrauter - 

Biere zu erwarten lebt, muß man nicht auders, ala 

"mit einem brennenden, an einer, einige Fuß langen Handbabe, oder 
eben fo langen, Stode befeftigten Lichte geben, und jeden Verfuch weis 
ter zu geben aufgeben, fobald das Licht nur im geringften Neigung 
zum Erlöfchen oder Kfeinerwerden, auch nur eine Aenderung der 
Farbe zeigen ſollte; indem in einem Naume, im welchem Fein Licht mit 
ewöhnlich "heller Flamme breunt, auch Fein Meunſch athmen kann. 

er untere Luftraum ſolcher Gelaſſe iſt vorzüglich zu unterſuchen 
und alles Niederbeugen zur Erde beſonders zu vermeiden, und es ſind 
dieſe Räume nur alsdamı mit Sicherheit zu beſuchen, wenn ein Licht 

nach allen Richtungen hin fortbrennt, Bek. der Reg. in Königsberg v. 
6. Zufi 1811. (v. d. Heyde. Repert. Thl. 1. ©. 123.) | 

69. Zur Verhütung der Unglücksfälle, welche durch Einfteigen 
in mit unathembarer Luft gefüllte Räume entftehen, find folgende - 

Vorſichtsmaßregeln zu empfehlen. Man muß im folche Höhlen, ums 
terirdifche Gänge, Verſenke, Abgänge, Kloafen, oder in Keller, tır' 
welchen viele gährende Weine liegen, nie anderd geben, ald indem 
man ein, an dem Ende eines langen Stockes befeftigtes Licht vor ſich 
berträgt. Brennt das Licht hell uud ift die Luft ohne Geruch: fo kann 
man mit Sicherheit vorwärts fchreiten. Sobald aber das Licht fchwäs 

cher wird, oder die Luft einen Geruch nach faulen Eiern verbreitet, 

fo muß man vorher die Luft mittelft eines mit angezündeten Holzkoblen 
gefüllten Zugofens erneuern, welchen man in den Eingang der Höhle 
oder des unterirdiichen Gewölbes ꝛc. bringt, und an deſſen Aſchen⸗ 
heerd man ein Rohr anpaßt, welches fehr tief in den Gang, den Vers 
fen? ꝛc. ſelbſt hineiureicht. Wo man eme ſolche an fich einfache Vors 

. richtung nicht zur Hand bat, auch nicht durch eine fo tief als möglich 

angebrachte Gegenöfnung die Erneuerung der Luft bewirken kann, 

da iſt wenigftens durch. Verbrennung son Stroh in der oberen Oeff⸗ 
nung des Verſeuks ꝛe. ein Luftzug zu veranftalten, um dies Fohlen 

faure Gas daraus zu entfernen. Würde nun immer noch das im 
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Vorans tief binabgelaffene Licht nicht fo Hell brennen, als in der 
freien atmoſhaͤriſchen Luft, gegentheils zw erlöfchen drohen, fo iſt 
nach der Größe des Behälters ein viertel oder ein halbes Pfund 
Ehlorkalk hineinzuwerfen und einige Eimer Waſſer nachzugieden. 
Dabei verbindet ſich dann die Kohlenſaͤure des in der Tefe vor—⸗ 
bandenen Fohlenfauren Gafes mit: dem Kalt des Ehlorfalts und 
das frei gewordene Chlor zerfeht und zerftört etwaige noch andere 
vorhandene . irrespirable — und in der Luft enthaltene, zum 
Theil faulige organifche Stoffe, welche der Gefundheit nachtheilig 
werden würden, 

Jumer ift diefed letztere Verfahren bei Reinigung von Verſen⸗ 
Fungen, bei Fabriken und Werftätten anzuwenden, wo. vielf 

| 2 ee tatt finden und namentlich Ausdünftungen durch in 

ag übergegangene thierifche Stoffe hervorgebracht werden, eben 

0 bei Abtritten und andern finfenden Gruben, indem gerade bei 
diefen die Kraft des Chlorkalks die ſchädlichen Ausdünftungen zerftört 
und — = üblen Gerüche entfernt. Yublifs der Reg. gu Münfer vom 
45 Mär ı 


(Gewerbshetrieh 70. Da die Dünfte, welche vom Lobgerbern, ' 
der u. Weißgerbern, Korduanmachern, Leimkochern, Darıns 
re ſaitenmachern uud andern Profeffioniften, bei denen 
nisten.) die Ausübung ded Gewerbe mit bösattigen Ausdüns 
ftungen thieriiher Materialien verbunden ift, der menſch⸗ 

lichen Gefundheit oft fehr fihädlich nd: fo fol Niemianden von den 
‚eben genannten Profeffioniften die Anlegung und Betreibung feines 
Gewerbes auderd als am fließenden Waſſer, und zwar an deſſen 
Abfluß, auch nur in einer Gegend, wo der freie Zug der Luft nicht - 
durch enge Bebauung nn ift, verftattet, und daber bei jeder 
neuen Aulage der Ort derfelben der Polizeibehörde zu deren Beſich—⸗ 
tigung uud Genehmigung angezeigt werden; Bei 5 Thaler Polizei 
ftrafe für die erfte Kontravention und bei Verdoppelung der Strafe 
im Wiederholungsfalle. Wenn aber diefes die Kontravenienten noch nicht 
beffern folte, fo fol ihnen der fernere Betrieb des Gewerbes inhis 
birt werden. — Was die Häufer betrifft, worin fchon Aulagen dieſer 
Art ohne fließendes Waffer und freien Luftitrom vorhanden find, fo 
folfen, weun ſolche Häufer zum Verkauf fommen, fle nicht weiter an 
dergleichen Gewerbe treibende Bürger verkauft, fondern diefe von dem 
Kaufe zu ſolchem Behuf, es fei durch eigene Benußung oder durch 
Bermiethung, ausgefchloffen werben ; — nemlich die Veraͤußeruug 
an jeden beliebigen Käufer geſchieht und nicht etwa ein nothweundiger 
Erbe entweder das Grundſtuͤck in der Erbtheilung aunimmt, oder 
es ſonſt zur Betreibung des Gewerbes ſeines Erblaſſers noch noͤthig 
ebraucht. Die Einfchränfung der Fortdauer der in Nede ſtehenden 
ulagen auf das Erbrecht kann nur in dem einzigen Falle eine Bes 
einträchtigung der Gerechtfame des Eigenthümers hervorbringen, wenn 
das Grundſtuͤck entweder gar nicht mehr zu einem andern Gewerbe ums 
geichaffen werden Faun, oder wenn nachgewiefen era daß es durch 


* 
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die Sicherung ded Gewerbes von dergleichen Art in feinem Werthe 
verringert würde, nud aljo wohlfeller als fonft verkauft werden müßte. 
— 68 fol jedoch die Anfegung neuer Gerbereim auf einer Stelle, 
welche nicht gerade am Abfluffe des Waſſers liegt, deshalb nicht ges 
radezu verboten fein, fondern e8 fol in jedem einzelnen Kalle die Ge⸗ 
nehmigung der vorgefeßten Regierung, nach vorhergegangener Unters 
ſuchung der Lofalumftände, dazu nachgefucht werden, indem öfters 

aͤlle eintreten Fönnen, wo die age einer neuen Gerberei auf einer 
- Stelle, die nicht am Abfluffe des Waſſers liegt, höchitens nur den 

Nachbarn einen unangenehmen Geruch verurfachen, auf die Gefundheit 
aber feinen nachkheiligen Einfluß haben wird, mithin in folchen Fällen 
durch ein zu ſtrenges allgemeined Verbot die Lederfabrifation ohne 
Noth eingefchränft werden würde, Es foll aber in jedem Falle von 
den Polizeibehörden darauf gefehen und gehalten werden: 


1) daß dergleichen Profeffiontften und Gigenthümer bei einer Pollzeis 
firafe von 5 Thlr. für die erfte Kontravention und bei Verdop⸗ 
pelung diefer Strafe in Wiederholungsfällen, und wenn aber diefes 
die Kontravenienten nicht beffern ſollte, bei Inhibirung des fers 
neren Betriebes ihrer Profeffion an folhem Orte, die zu Bears 
beitenden Materialien, fo en diefelben noch einen boͤſen, kada⸗ 
veröfen Geruch verbreiten, nicht vor ihren Waſchbaͤuken oder vor 
ihren Häufern auf freie Straßen oder Pläge bringen und dafelbft 
au . 


3 

2) daß diejenigen unter. ihnen, deren Anlagen und Werkftätten nicht 
am fließenden Waffer belegen find, in ihren Wohnungen tiefe 
Sandgruben zur Aufnahme und Verfhliefung der Unreinigfeiten 
anlegen, und bei 20 Thaler Strafe weder die Abgänge, noch die 
Jauche nad der Straße abführen follen. Zirkul. vom 3. Aprif 
1796. (Meue Ediftenf. B. 10. ©. 155.) dom 21. Ang. 1798. (Daf. 
©. 1688,) Deffr. vom 21. Zanr. 4800, (Daf. ©, 2794.) 


71. Die obige Verfügungen verbieten aber die Anlagen von Lohs 
und Weißgerbern nicht unbedingt, fondern feßen nur die Bedingungen 
feit, unter denen fle polizeilich nachgelaffen werden follen. Eben fo 
ift freier Gebrauch des Eigenthums in der Regel allemal anzuneh⸗ 
men, und diefer bei Bauten durch das A. L. R. I. 28. $. 125 u. ff. 
nur in gewiſſer Hinficht befchränft. Imfofern alfo nur jene polizeis 
lichen und diefe zioifrechtlicben Neftriftionen in vorkommenden Fällen 
wahrgenommen werden, infofern fteht Feinem Dritten Widerfpruch zu, 
oder einen Befchwerdegrund zur Seite. — Hiernach Fann die Anlage 
der Gerbereien in den Städten zwar am ſich nicht gehindert werden, 
jedoch findet die Anlage an der Vorderfeite der Straße, wo Fein gang 
freier Luftzug Statt finden würde, nicht Statt. 


Da bei Neubauten der Bauherr überhaupt verpflichtet ift, ſich 
nach den Beitimmungen der Polizeibehörde zu richten, und es nicht 
erforderlich iſt, daß diefelbe eben bei jeder diesfälligen Beftimmung 
den Buchftaben des Gefehes für fi. fprechen laſſen, vielmehr deren 
amtlichen Ermeſſen Raum gelaffen, und. diefes voruehmlich durch Aus 


\ 
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emeſſenheit zm —— iſt; fo muͤſſen ſich die Gerber einer po⸗ 
—** Auordnung un 5 unterwerfen. M. R.v. 23. Aug. 
72. In Anſehung der in den Staͤdten bereits gemachten Anlagen, 
deuen die vorgeſchriebenen Erſorderniſſe abgehen, ſoll 1) zwar deren 
Fortdauer geſtattet werden, dahin aber, daß a) die F. 70 zu’ Eins 
ang ger. Fabrifanten ze, in den Städten, wenn fie der Vorfchrift 
vo. 1. dafelbft entgegenhandeln, in. eine Polizeiftrafe von 5 Thlr. 
für den erfteu — in 10 Thlr. und Inhibirung des 
fernern Betriebs der Handthierung, wenn zum oͤftern hiergegen ge 
handelt wird, verurtheilt werden folleng b) in den Nro. 2, dafeltft 
gedachten Faͤllen, wenn fle zur Aufnahme der Unreinigkeiten nicht 
tiefe Gruben gemacht, oder, wo foldyes unthunlich iſt, die Abgänge 
oder die Zauche nicht in befondern Gefäßen aus der Stadt gebracht 
haben, in 20 Thlr. Strafe genommen werden follen; 2) wenn ders 
eichen Antagen, bei welchen die vorgefchriebenen Grforderniffe nicht 
Sa finden, verkauft, und von dem Käufer pder deſſen Miethsmann 
nicht weiter in der beftehenden Art genutzt, wohin die Yälle zu rech⸗ 
nen find, wenn die EN Tori und die Pftätte drei 
Sabre hindurch etwa ald bloße Wohnung oder zu einem andern, mit 
Feiner bösartigen —— verfnüpften Gewerbe benutzt worden; 
die Wiederherſtellung einer ſolchen Auflage zu einer rg von 
der oben benannten Art fohlechterdings nicht wieder Statt finden. 
- Publ. der Reg. zu Strafund vom 17. März 1818. (Auguftin Bd+ 3. Cs 250.) 


(Ausgraben und 72. 1) Es darf Feiner nah Willkuͤhr am jeden 
—— beliebigen Platze Knochen — fondern muß fich 
det bien vorher bei der Ortspolizeibehörde, welcher die Pläbe, 

- Thi wo man zu graben beabfichtigt, genau bekannt find, 
melden. 2) Die Ortöpolizeibebörde fowohl in den 

Etädten als auf dem Lande hat das — —— nach Thierknochen 
nur dann nachzugeben, wenn fie ſicher iſt, daß auf den beabſichtigten 
Grabftellen nicht früher, einmal Menfchen begraben, oder Knochen 
von Shieren verfcharrt worden, die an auftedenden Thierkrankheiten 
Prepirt find. 3) Bei den zum Ausgraben beftimmten Shierkuochen 
hat die Behörde darauf zu fehen, daß diefe Knochen von allem Flei⸗ 
fche und Sehnen nicht nur befreit, fondern auch troden und ohne 
Verweſungsgeruch — 4) Den Ankaͤufern dieſer Knochen iſt es bei 
Strafe von 25 Thlr. anzudeuten, daß fie nicht andere, als reine, 
trockne und nicht übelriechende Knochen Faufen. 5) Ferner ift ed 
den Käufern derfelben wicht zu geftatten, daß fie willführlich die Aufs 
bewahrungsorte wählen, fondern fie haben diefe vorher der Behörde in 
Vorſchlag zu bringen, und diefe unter Zuziehung des Kreisphufifus 
darauf zu halten, Daß die Lagerungspläße * auſſerhalb der be⸗ 
wohnten Gegenden liegen, wo die Beſitzer der Knochen für Trocken⸗ 
heit und 2* zu ſorgen haben. 6) Die Polizeibehoͤrde muß von 
Zeit zu Zeit, wenigftens alle drei Monate, die Aufbewahrungsörter 
revidiren und fich überzeugen, daß den Vorfchriften ad 4) genügt fet. 
D Bei jedem Webertretungsfalle obiger — hat der Kon⸗ 





— 
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traventent außer ber feftgefeten Strafe auch die veranlaßten Koſten 
der Unterfuchung zu tragen. Yubl. der Reg. zu Danzig v. 27. Oft. 1826. 
Yuguflin Bd. 4. ©. 469.) 

73. Wem gleich der Betrieb einer Kuochenbrennerei vielleicht 
Feine der Gefundheit. der Menfhen unmittelbar nachtheilige Ausdüns 
ftung verbreitet, jo kann doch bei der Nähe der ſchon vorhandenen 
Wohngebäude, umd da eine folde Fabrik, nach der gemachten Erz 
fahrung, befonders im Sommer einen böchft unangenehmen Geruch 
verbreitet, die laudespolizeiliche Erlaubniß gu einer folchen Anlage 
nur in entlegenen und unbewohnten Gegendeu ertheilt werden. M. 
R. vom 25. Okt. 1828, 


(Strassen-wmA» 74 Die Straßen und öffentlichen Plaͤtze follen 
tritte-Reinigungs nicht verunreinigt werden, 4, 2, R. J. 6. $. 78. 


75. Auf öffentlicher Straße darf nirgends, weder bei Tage noch 
bei der Nachtzeit gefchlachtet, auch maß das Blut in Gefäßen aufges 
fangen und nicht auf die Straßen und auf die Höfe zum Nachtheif 
der Nachbarn ausgegoſſen werden. Publ. des Poligeidiveftoriums zu Kö⸗ 
nigsberg vom 23. Jan. 1817. (v. d. Hepde Nepert. Thl. 1. ©. 418.) 

‚Nicht allein Blut ſoll nicht in die Straßenrinnenfteine gegoſſen 
werden, fondern auch die Abgaͤnge aus den Gerbereien oder die Jauche 
aus den Viehſtaͤllen. Verordnung des Polizeipräfidiums zu Berlin vom 12. 
Hft. 1811. (0. d. Heyde Repert. Thl. 1. ©. 422.) Straßenordnung der Studt 


* Erfurt vom 18. Dft. 1817. (0. 8. A. 1817. Di 4. ©. 203.) 


76. Das Ausräumen der Abtritte bei Tage it verbotenz; es darf 
damit vor 14 Uhr Abends nicht angefangen werden, — muß 
dieſes Geſchaͤft im Sommer um ſechs Uhr und im Winter um acht 
Uhr Morgens beendigt fein, Verordnung des Polizeidireftoriums in Ber⸗ 
in vom 26. Oft. 1810, (Berliner Polizeigefege von 1814. ©. 104.) 

77. Nachteimer und Rachtgeſchirre dürfen nicht In die Straßen: 
Fanäle, fondern in die groͤßern Flüffe, uud zwar nur des Nachts 
ansgeleert werden. 

Die Schmutzehmer dürfen nicht in den Ninnfteinen ausgegoffen 
und bei den Straßensrunnen ausgefpült werden. Dieſelbe Verordnung 
und Straßenordnung für die Stadt Erfurt v. 15. DL 1817. Abſchn. 1. 8. 1% 
(v. K. A. H 4. ©. 205.) 


78. Ein nicht minder wichtige Erforderniß zur Erhaltung der 


Geſundheit der Einwohner iſt auch die Ableitung der Flüffigfeiten 


von den Straßen, und daß auch nicht die geringite dauernde Auhäu— 
fung von Unvar auf der Straße oder fonfligen öffentlichen Plätzen 
— werde. Die Polizeiobrigkeit muß auf genaue Befolgung 
hrer hierauf Bezug habenden Befehle halten, jede Nachläfigkeit nach 
Erwägung der Umſtäude ſtreng beftrafen, uud dabei unter Peinerlei 
Rüdfihten eine unzeitige Nachficht fic) erlauben. Waupofizeigefege u. 
Verordnungen für die Etädte im Reg.Bezirk Oppeln vom 19. April 1817. $ 
v. (0. 8-2. P- 2. ©. 231.) Polizeiverordnung für Berlin vom 28. Zuli 
1777 u. 1814. (v. d. Heyde Repert. Thl. 1. ©. 419 bie 421.) 


x 
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(Luderstellen. 79. Die Luderſtellen därfen nicht nahe am Orte 
nud auch nicht an den Landftraßen und Wegen wo viel Paſſage ift 
liegen, und frepirte Schweine, Schafe und Hunde fo bitgeworfen, 
fondern fie Sollen am ſchicklichen, der Gefundbeit nicht nachtheiligen 
Orten vergraben werden. Verordnuug der Reg. in Pommern v. 25. Novor. 
1821. (0. d. Hepde Nepert. Thl. 1. ©. 423.) 

80. Die Obrigkeit jedes Orts muß bei eigener Vertretimg dars 
auf ſehen, daß die zu Unterhaltung der Öffentlichen Neintichfeit an 
den Häufern und auf den Straßen gegebenen Polizeiverordnungen 
von einem Jeden, ohne Interfchied des Standes, bei willführticher 
Geld- oder Gefaͤngniß⸗Srafe genan befolgt werden. A. L. R. U. 
20. $. 732. 

81. Die Abdeckerknechte ſollen das, außer der Viehſeuche, kre⸗ 
pirte und das beim Schlachten uurein befundene Vieh an die Luder⸗ 
ftellen fhaffen und daſelbſt bei 5 Thlr. Strafe vergraben. Zu der 
verordueten Vergrabung des Luders aber haben in den Dörfern uud 
Heinen Laudſtädten, wo der Abdecker nicht felbit wohnhaft ift, die 
Eigenthämer des Viehes bei Vermeidung nachdrüdlicher Ahndung Die 
Gruben wenigiiens 2 Ellen tief anfertigen zu laſſen, und die Abs 
deckerkuechte follen ſolche nach dem Einwerfen des Luders bei 5 Thlr. 
Etrafe zuwerfen. Babingegen follen die Schurfrichter und Abdecker 
in den Etädten, und Orten wo fie ſelbſt wohnen „ diefelben in. der 

eldgrenze folcher Stadt oder foldyen Orts durch ihre Abdeckerknechte 
felbft anfertigen laffen, wofür die Eigenthümer. des Viches aber fps 
‚ fort beim Aufagen 2%, Sgr. entrichten müſſen. Edikt vom 30. Suni 

1724. (Mylius Ediftenf. Bd, 5. Abth. 4, Kam 8. Pro. 12.) Publ. v. 29. April 
1772: (Meue Ediftenf. Bd. 5. S. 147.) Be 15 

82. In den Regierumgsbestefen von Breslau und von Oppeln 
iſt folches Verfahren bei 10, Thlr. Etrafe verordnet, und ift verbos 
ten, folche Kadaver in Zlüffe oder fonftige Gewäflfer zu werfen. Ber. 
der Meg. zu Oppeln vom 29. Dftbr. 1816. (v. d. Heyde Repert Thl. 2. ©. 637.) 


Ueberschwemmt 83. Da fich bei Ueberſchwemmungen der Gefund- 
gewesene heit fehr gefährliche Luftarten entwicdeln, fo ift bei 
— ſolchen Gelegeuheiten a) bei gutem Wetter der Luft 
— ein freier Durchzug zu verftatten, und den gauzen Tag 
hindurch Thüren und Fenfter offen zu laſſen; h) ſtets ei gelindes 
Feuer von allerhaud, befouderd von Fienenem Reisholze zu unterhal 
ten; c) fleißig mit Wacholderbeeren oder Wacholderftrauch, oder auch 
mit Schwefel zu räuchern; d) die Flur und die Dielen täglich nach 
geichehener Reinigung mit trockuem Sande oder mit Afche zu bes 
freuen; e) die Schlafftellen auf einem trodenen Boden, und nicht 
eber in die überſchwemmt gewefenen Stuben und Kammern zu nehr 
men, bis diefe völlig ausgetrockuet find; H nicht auf dumpfigem, den 
Verinoderung nahen Strobe zu fchlafen, und die naß gewordene Betz 
ten vor dem Gebrauche wieder auszutrocduen, auch wie bei c) durch: 
zuräuchern und auszulüften; g) der an den Fußboden oder Wänden 
angefegte faule Schlamm mit reinem Waſſer abzuwafchen und mit 
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Befen und Buͤrſten zu reiben; ferner müfen ſich h) bei Falter Luft 
die Einwohner warmer Kleidung bedienen, nicht mit entblößten Fuͤ⸗ 
pr geben und den Körper im guter Bewegung erhalten. Vorſchriften 
berfollegium:Medifum, befannt gemacht durch die Kurmärfiche Regierung 
am 23. Zuni 1785. (6. d. Heyde Repert. Thl. 1. ©, 523.) Publ. der Reg. zu 
Düffeldorf 0. 26. Novbr, 1824 | 
84. Für dad einftweilige Unterkommen der ärmern Einwohner, 
Dis ſich felbit Feine trodene Wohnungen verfchaffen Fönuen, müjjen 
die Ortöbehörbden und wohlthätigen Vereine Sorge tragen. — Ein 
ſehr zweckmaͤßiges Mittel der Austrodnung ift, den Fußboden mit 
trocknem Sande genlich dick gu betreuen, und wenn der Sand feucht 
geworben, folchen über euer ſchnell trodnen und dann heiß wieder 
qufſtreuen zu laſſen. Bemittelte mögen auch täglich einige Male gus 
ten eier auf heißen, aber nicht glühenden Backſteinen, bei vers 
— üren und Fenſtern, verdampfen laſſen. Leute, die ſich 
mn feuchten Gegenden aufhalten müſſen, dürfen- fich nicht nüchtern 
ber Feuchtigkeit ausſetzen. Die Stallungen müffen der von 
Schlamm gereinigt, getroduet uud gelüftet, auch mögen fie mit Wa⸗ 
cholderholz oder Wacholderbeeren geräuchert werden. Beſonders if 
für friſche trockne Streu wiederholt zu forgen. Wenn Heu, Grums 
met, Stroh u. f. w. durch die Ueberfhwemmung durchnäßt worden, 
ß muß ſolches vor der Benutzung getrocknet, gedroſchen und durch⸗ 
chuͤttelt, und dadurch von Staub und Schimmel gereinigt werden, 
Raͤthlich iſt es, den Thieren, die wit ſolchen durchnäßten und getrock⸗ 
uetem Kutter gefüttert werden muͤſſen, Kochſalz darauf zu ſtreuen 
oder ihnen Salzwaſſer zum Saufen zu reichen. Auch if zweckmaͤßig, 
die Haut derſelben einige Mal Präftig zu reiben. — Die Ortöbehörs 
den muͤſſen übrigens dafür forgen, dab alle Öffentlichen Pläße, welche 
uͤberſchwemmt — gehoͤrig gereinigt, und die nach Ablauf des 
Waſſers zuruͤckbleibenden Suͤmpfe, Pfügen, Schlamm und faulender 
AUnrath, welche zu den bösartigften Krankheiten Anlaß geben koͤnnen, 
weggefchafft werden. Letzged. Publik. 


Abſchn. 4. Rettung verunglüdter Derfonen 


Unglüdsfälle, fiehe Thl. 1. TR. 8. | 
(Allgemeine 85 Wer ohne eigene erheblihe Gefahr einen 
Pflichten) Menſchen aus der Hand der Räuber oder Mörder, aus 
Waſſer⸗ und Feuersnoth, oder aus einer andern drohenden Lebends 
gefahr retten Fönnte, und es unterläßt: foll, wenn der andere dad 
Geben wirfiih einbüßt, vierzehntägige Gefängnißitrafe leiden, Aus 
ßerdem fol feine Lieblofigkeit und deren erfolgte Beftrafung zu feiner 
Beihämung und andern zur Warnung dÖffentlih befanut gemacht 
werden. egen fol der Edelmuth desjenigen, welcher einem feis 
ner Nebenmenfchen das Leben gerettet hat, namentlich und öffentlich 
befannt gemacht, auch fonft nach Befinden belohnt werden. u. L. R. 
IL. 20. $. 782 — 784. | | 
86. Die an ten Strand gefriebenen menfchlichen Körper müffen 
„ von dem Finder, ohne etwas von den Kleidern oder andern Haab⸗ 
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ſeligkeiten wegzunehmen, den nächſten Stvandbedienten oder dev näch—⸗ 
ften Obrigkeit angezeigt werden, zugleihh muß aber auch derjenige, 
welcher diefelben wahrnimmt, ungefäumt die zur Rettung der Scheins 
todten, vorgefchriebenen Mittel anwenden, infofern nicht die äußere 
Beichaffenheit des Körpers Far zu erfennen gibt, daß diefelßen ohne 
Erfolg fein würden. Edikt v. 31. Dei. 1801. 


87. Derjenige, welcher folchen Körper nicht, ohne etwas davon . 
wegzunehmen, ſofort anzeigt, muß zehn oder mehrere Thaler erlegen, 
— Befinden Leibesſtrafe leiden. Publ. d. Meg zu Königsberg v. 
25. Febr. 18:8. 


(Verfahren bei 88, Wer einen Scheintodten antrifft, muß, bei 
‘  Scheintodteu u Vermeidung einer 14tägigen Gefängnipftrafe, ihm 
ua ſchleunige Hülfe leiften, und hat dafür vom Gtaate 
Vergütung der Auslagen und die in den Polizeigefeßen beſtimmte 
es zu erwarten. Begebet er die Belohnung nicht, fo fol 
Die dazu beftimmte Geldfumme nah feiner Anwelfung unter die Ars 
men vertbheilt uud fein Edelmutb namentlih und feuttich befannt 
— auch ſonſt wach Beñudeu belobt werden. I. e. R. II. 20. 8. 
« 785, 786. 

89. Wenn auch die angeweudete Muͤhe vergeblich gewefen, fo 
muß dennoch dafür, nebſt Vergütung des Auslagen, die Hälfte der 
vorgedachten Belohnung gegeben werben, Daſ. $. 787. 

- 90. Die Polizeibehörde, welche zuerſt Nachricht von einer veruns 
—— Perſon erhaͤlt und nicht ſofort die noͤthigen Anftalten zur 
mwvendung der vorgefchriebenen Rettuugsmagßregeln trifft, foll in 
20 — 40 Thlr. Geld» oder empfindliche Leibesitrafe genommen wer⸗ 
den. Publ. der Reg. zu Berlin vom 23. Dftbr. 1804. (v. d. Heyde Repert. 
II ©, 156.) | 

. 94. Der Körper eines Meufchen, deffen Tod nicht unter den 
Augen feiner Hausgenofien oder anderer wmbefcholtener - Perfonen 
natürlicherwelfe erfolgt, fondern durch Gewalt, Zufall, Selbſtmord 
oder eine bis dahin unbefannte Urfache bewirkt ift, darf niemals 
eigenmächtig beerdigt, fondern e8 muß ein folcher Vorfall von denjes 
nigen, die ihn entdeden, fogleich, und zwar auf den Dörfern -der Ges 
richtsobrigkeit oder denjenigen, welche ihre Stelle vertreten, in den 
Städten aber der Stadtobrigfeit gemeldet werden. Sobald der Ge» 
richts⸗ oder der Stadtobrigfeit eine folche Anzeige gefchiehet, ift fie 
ſchuldig, ohne dem geringiten Zeitverluſt dem vieleicht Scheintodten 
die Hülfe zu feiften, welche das Edikt vom 15. Nov. 1775*) vorfchreißt, 
Zugleih muͤſſen Poltzeibehörden der Orte, worin Feine Juſtiz⸗Perſon 





! 


*) Diefes Edift, oder vielmehr der Anhang zu demfelden, welcher die An: 
weiſung zur — der Scheintodten enthält, iſt abgedrudt in v. d. 
Heyde's Repert. I. ©. 348.;3 da jedoch 1820 eine andere Anweiſung 
dieferhalb erfdienen, nach welcher die Behörden ſich zu richten haben, fo 
iſt nur allein dieſer unter $. 95. eine Stelle gegeben. 
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wohnt iſt, den Michter fogleich holen Taffen, ihm dabei die Umſtaͤnde 
Fürztich melden, und bis dahin Die Veranftaftung treffen, daß, wrım 
Tod wirklich erfolgt, der Körper bis zur Ankunft defielben unter 
uffiht der Dorfgerichte oder ſtaͤdtiſchen Gerichtöbeifiger von der 
Etelle, an welcher er gefunden ift, erhoben, und dergeftalt aufbewahrt 
werde, daß er nicht durch Ungesiefer, andere Thiere gder durch Faͤul⸗ 
uiß ſchneller als gewöhnlich zertört werden möge. 


Sind die Umftände fo befhaffen, daß noch einige Hoffnung übri 
bleibt, den vielleicht Scheintodten ins Leben zurüdzubringen, und hi 
zur Rettung deſſelben bis dabin Fein approbirter Arzt oder Wunds 
arzt herbeigebolt, fo hat der Juſtizbediente dies ohne allen Zeitverluft 
zu veranſtalten. Kr. O. $. 249, 454, 154. 


02%. Die Anſtelluug der Rettungsverfuche, fo wie die Aufbebung 
und die in der Kriminafordunung $. 151. vorgefchriebene Bewachung 
eines aufgefundenen Leihnams, überhaupt die erſte Fürſortge für 
denfelben bis zur Ankunft des Nichterd gehört zwar lediglich zu den 
Dbliegenheiten der Polizeibehörden, e8 müffen Diefelben aber, nachdem - 
die vorgefchriebene, und in dringenden Fällen in Gemäßheit des Zus 
ſtizminiſterialreſktripts vom 27. März 1814, allenfalls mündliche Ans 
Ice —— iſt, der Juſtizbehoͤrde, infofern ſolche ihre Einſchreitung 
e nöthig erachtet, den Leichnam zur weitern Verfügung übergeben, 
und ohne befondere Nequifition von Seiten der Iegteru alles ferneren 
Be 2 enthalten. M. R. vom 4. Auguf 1816. (v. K. Jahrbchr. 
. 8. ©. &. 


(Anweisung wie 93. Auf Veranlaffung des Königl. Minifteriumsd 
Rettungsversu- der geiftlicbens, Unterrichtäs und Medizinalangelegens 
=. ga), beiten if folgende Unweifung zur zweckmaͤßigen Bes 
len anzustellen, Handlung und Rettung dee Scheintodten herausgege⸗ 


als bei Ertrun- beu. Berlin 1820, 
keneu u, 8. w.) 


I.Vorbereitung 4) Sobald ein Verunglüdter entdedt wird, muß ein 

für die Vers Pest oder Wundarzt gerufen werden, der dad Weis 

ehe sur Wie. tere beftimmt, Bis zu feiner. Ankunft wird ad) 

folgenden Borfchriften verfahren: . 

2) Ale zuſammenprefſende Kleidungsſtuͤcke, Halsbinden, Schnuͤrlei⸗ 
ber u. dgl. muͤſſen ſogleich vorfichtig geloͤſt werden. 

e8 zur beffern Hülfsleiftung nöthig, den Verunglüdten zu 

» en fü Bi died mit der inöglichften Vorſicht gefches 

ben, und es ift deshalb beſſer, daß er getragen ‚als daß er ges 

fahren wird, Die Unterlage muß wei fein, und Der Kopf 

und Oberleib höher Liegen, ald der übrige Körper. Das Aus 

beben fo wie das Niederlaffen oder Herabuchmen des Körpers 

muß fanft gefchehen und alles Ziehen und Schütteln permicden 

werden, 
4 Im Sommer und bei günftigem Wetter werden die Verſuche 
yuter freiem Himmel, bei unfreundlicher Witterung aber und 
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Im Winter in einem Zimmer angeftellt, Dieſes muß geräumig, 
bel, mäßig warn, teoden und ohne Dunſt ſein; es Dürfen 
fih Feine glühende Kohlen darin befinden, und damit immer 
frifihe Luft hineiutreten kann, müffen ein paar Feuſter offen 
bleiben, ohne daß jedoch Zugluft entſteht. 


5) Fünf thätige Perfonen find, wenn fie von gutem Willen befeelt 
und fonft anftellig und geſchickt find, hinreichend, um alle erfors 
derliche Hülfe zu leiften. Mehrere And ſich einander nur im 
Wege und die Luft wird dadurch fihneller. verdorben; deshalb 
müfen auch alle muͤſſigen Zufihauer entfernt werden. 


6) Der Tiſch oder dad Bett, worauf der Kg rg gelegt wers 
den foll, muß fo ftehen, daß mau von aflen Seiten bequem dazu 
kommen kann. | | 


7) Iſt im Orte Fein Nettungsfaften, fo mäfjen folgende Dinge bes 
forge werden: a. ein Blaſebalg, den man erh rein ausbläft, 
Damit weder Staub uoch Ajche darin bleißtz b. einige wollene 
Decken; c. mehrere wollene Tücherz d. eine Klyſtierſpritze; 
e, warmed und Falted Wafer; f. Wein, Branufwein, Hoff 
manustropfen; g. guter Eſſig; b. Salmiakſpiritus; i. geftoßener 
Seuf; kK. mehrere jharfe und weiche Bürsten; . gewürzbafte 
Kräuter, ald Kamlllen, Pliederblumen, Pfeffermüunzs oder Mes 
liſſenkraut; m. eine Badewanne, 


8) Während einige Perfonen diefe Vorbereintugen übernehmen, bes 
fbäftigen fih andere mit dem Verunglückteu. Dieſer wird fo 
ſchnell als möglich, doch vorfichtig entkleidet, die Kleidungs⸗ 
ftücfe, welche fich nicht Leicht abziehen laſſen, werden abgefehnits 
ten, Daum bringt man ihn ius Bert oder auf den Tifch, auf eine 
welche Unterlage, legt die wollenen Deden über und reinigt 
Mund und Nafe von Schleim oder Unreinlichfeiten imit- einem _ 
Schwamme oder mit einem um den Finger gewicelten Läppchen. 


II. Mittel zur Wiederble Leben ohne Athem und Wärme kann durchs 
| — die bei allen, oder aus nicht beſteheu, daher beides auf eine kuͤnſi⸗ 
och den meisten Schein- ki Wei { 
todten angewendet wer- iche Reife zu erſetzen ſt. 
den müssen, 
A. Lufteinblasen. Ein Menfch von ſtarker Bruft drüct feinen Mund 
| auf den Mund des Berunglücten feit an, hält die 
Nafe deffelben zu, und bläßt den Athem in Furzen Stößen aus, Da 
aber jede ausgeathmere Luft warn uud zum Theil fchon verdorben 
it, fo it es beffer, mit einem Blaſebalg Luft einzublafen. Diefen 
bringt man, nachdem die Mündung des Rohrs mit einem weichen 
naſſen Laͤppchen bedeckt ift, in das eine Nafenloch und bläft die Luft 
laugfam aus, während eis Gehülfe das andere Nafenloch und den 
Mund zubält, und den Kehlkopf (Adamsapfel) mit Behutſamkeit et> 
was zurüf, das heißt nach innen drückt, damit die Luft nicht, ftatt 
in die Luftröhre, durch den Schlund in den Magen tritt, und fo 
nachtheilig wirft. — Hebt ſich die Bruft nicht, fo ift Schleim oder 
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fonft etwas hinten im Munde, was die Luft nicht durchläßr und man 
muß einen Fleinen Schwamm, den wan au ein biegfamed Gtäbchen 
von Fifchbein oder dergleichen befeftigt, tief in den Muud hineinfteden, 
um das Hinderniß wegzufchaffen. Hilft dies nicht, fo it anzunebs 
men, daß der Kehldeckel die Stimmrige feſt verfchließt, und man muß 
ihu dadurch zu Löfen fuchen, daß man die Zunge einige male hervors 
ziehet. Gelingt dies nicht, fo ift das Lufteinblafen zu unterlaflen, bis 
der Wundarzt ein Röhrchen durch die Stimmrige In die Luftröbre 
gefchoben oder den Euftröhrenfchnitt gemacht hat. Hebt ſich dagegen 
die Bruft oder der Bauch etwas, fo hört man auf, Luft einzublafen, 
‚Saft Mund und Nafe wieder frei und berördert den Austritt der 
Luft durch fanfted Derunterftreichen der Bruft und Hinaufdrücen 
des Unterleibed nad) der Bruf. Hierauf bläft man wieder Luft ein 
und fährt mit dem abwechſelnden Einblaſen und Ausftrömenlafien der 
Fr die befchriebene Art fo Jange fort, als es Cunten nad) C) 
nöthig iſt. 
Die wirffamfte Luft zur Wiederbelebung ift das Sauerftoffgas 
oder die Lebenstuft, und fobald fie herbeizuſchaffen ift, müfjen mit 
ihr die Verſuche angeftellt werden. 


B: Erwärmung Die kuͤnſtliche Wärme muß nur um etwas weniger 
des Körpers. ſtärker fein, als die Wärme des fcheintodten Körpers, 
Deshalb find für den Erfrornen ſchon Schnee und eiskaltes Wafler, 
Erwärmungsmittel), und darf nur in dem Grade, wis der Körper 
warm wird, verftärft werden. — Die Erwärmung wird bewirkt 
durch erwärmte Betten; Wärmflafchen, erwärmte wolleue Tücher, 
Krufen, Flaſchen, Blafen, die mit heißem Waſſer gefüllt find, Bäs 
hungen von warmem Wafler mittelft wollener Tücher; heiße Bad 
fteine; in Tücher gefchlagene heiße Aſche; halb durchgefchnittene friſche 
und warme Brote, warıne Fuß⸗ und Haudbäder, und wo es nur 
gebt, ganze Bäder; durch. Auflegen frifch Yefchlachteter Thiere; und 
adurch, daß zwei gefunde, ftarfe und junge Menfchen den Verun—⸗ 
glücdten im Bette zwilchen fi nehmen. Alle Theile des Körpers 
. müffen erwärmt werden, befonderd aber die Herzgrube, die Gefchlechtds 
theile und das Rüdgratl, — Die Erwärmung der Herzgrube ges 
fchieht am beften durch warme Tücher, eine Blafe mit warmem Wafs 
fer, oder durch ein Halb durchgefchnittened warmed Brot, weil 
died nicht zu ſehr druͤckt; die der Gefchlechtätbeile durch heiße Krufen, 
die man zwifchen die Schenkel legt, durch Blafen mir warmem Waſſer 
augefült uud warme Bücher. 


C. Mittel, die 4) Das Reiben. Es muß ſauft umd nie fo Fark 


den verlöschen- gefchehen, daß die Haut davon. wund wird. Man 
den Lebenstun — nimmt dazu weiche, wollene Tücher und weiche 
Sachen, Bürften, die man felbft in Oel taucht, wenn fie 


nicht weich genug find. 
Die Stellen, welche gerieben werden muͤſſen, find die Herz 
tube, das Nücdgrath, die Arme uud Beine. 
2) Seftehität. Wenn ihre Anwendung möglich ift, darf fie nie 


- 


r 
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verfiumt werden. Die Schläge müffen das Herz treffen und 
werden mit der Leyduer Flaſche gegeben. Siehe auch 8. 98. 

3) Kisftiere von Effig und Kamillen. Die Wärme der einzufprikens _ 
den Flüffigkeit richtet fich nad dem Wärmegrade des Körpers; 
fie muß alſo im Anfange nur laulich, fo wie der Körper aber 

wärmer wird, ebenfalls ftärfer fein. | 

4) Einfprigungen in den Magen von Wein oder Branntwein und 
fpäter von Glühwein oder von einem Gemiſch von warmem 
Waſſer und etwas Branntwein. Das Ginfprigen gefchieht 
durch ein biegfames Röhrchen, welches durch den Muud und 
bei geichloffenen Kiunladen durch die Nafe tief in den Schlund 
geleitet wird, — Die Menge und Stärke der —— Fluͤſſig⸗ 
keiten darf nicht zu groß fein, und richtet ſich haupfſächlich 
daruach, ob der Scheintodte am geiſtige Getraͤnke gewöhnt iſt. 

5) Bürften der Fußſohlen und Handflächen mit ſcharfen Buͤrſten. 

6) Dad Tropfs uud Sprigbad von Falten Waſſer. Das Tropf- 
bad beftcht darin, daß man von einer Höhe, von fünf und 
mehr Fuß Waffer, (allenfalld aus einer Theekanne) trops 
fenweife auf Kopf, Nadeu, Rüdgratt, Geficht, Herzgrube und 
Geſchlechtstheile fallen läßt. Das Sprigbad macht man, indem 
man mit einer Hands oder Klyftierfprige das Waſſer auf die ges 
nannten Stellen fprigt. 

7) Kalte Kopfbegießungen, während der Verunglücte im warmen 
Bade fit. Das Verfahren ift, daß ſich Jemand auf einen Tiſch 
neben der Badewanze ſtellt und fünf und mehr Eimer Wafler 
hintereinander auf den Kopf des Scheintodten gieft. Ä 

8) Kalte Umfchläge auf den Kopf. Man legt doppelt oder vierfach 
zufammengefchlagene Teinene Tücher, die man im Faltes Waffer 
getaucht hat, auf deu Kopf, und erneuert fie, fobald fie etwas 
warm werden. 

M Peitſchen mit Brenneffeln. 

40) Niefemittel: Schnupftabaf, Zwiebelfaft, Meerrettigfaft, Salmi⸗ 
affpirituß, in oder vor die Nafe gebracht. 

41) Kitzeln ded Schlunds mit einer Feder, befonderd wenn fie mit 
Salmiaffpiritus angefeuchtet if. 

12) Einwideln der Füße in Senfteich. 

13) Tröpfeln von Siegelad oder Pech anf die Haut; Brennen mit | 

dem glühenden &iten; 

14) Stechen mit Radeln unter die Rägel. 

15) Tropfbad von Fochendem Waffer auf die Bruft. 

16) Auffetzen großer Schröpftöpfe auf Bruft und Bauch. 

JIL Allg. Vor- 1) Die Anwendung der Mittel muß mit Ruhe und 


schriftu. Ord- ohne Webereilung gefchehen, auch fo Tange fortgefeßt 
— Ar werden, bis fi) Spuren des Lebens äußern, oder 
ser Mittel die volfländige Ueberzeugung erlangt ift, daß 


| keine Dälfsleifung mehr die Wiederbelebung bewir⸗ 
| en Tann, 
2) Ein zu ftürmifches Verfahren ift fchädlicher als ein zu langſames. 
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3) Wenn alle Gchülfen vorhanden find, fo vertheilen fie die einzel 
nen Hülfsleiftungen unter fich dergeftalt, daß zwei das Neiben, 
zwei das Eufteinblafen übernehmen uud der fünfte die fonft noͤ⸗ 
thige Hülfe leiſtet. | | 

" 4) das erfte Gefchäft muß fein, Luft einzublafen CA); erft wenn 
die Zungen dadurch erweitert find, fängt man die Erwärmung 
und frufemweife auch das Reiben an, Äeußern ſich hierauf Les 
beuszeichen, fo it der Zeitpunft vorhanden, wo man nach eins 
ander, weun eins nicht fchon hinreichend wirft, Die zu C. 2 bis 
8, 10 und 41 augegebenen Mittel anwenden muß, BDiefelben 
verfucht man auch, wenn die erfiern gelindern Belebungsverfuche 
eine halbe ader eine ganze Stunde ohne Erfolg geblieben find, 
Wird das Leben noch nicht dadurch erwedt, fo nimmt man feine 

‚ Zuflucht zu Nro. 9, 13, 14,.15 und 16 dafelbft *), 

5) on Schyeintodte darf wicht anhaltend und ohne Noth entblößt 
werden. 

6) Das Lufteinblafen wird fo Tange fortgefebt, bis das natürliche 
Athemholen ſich wieder einfinder, welches man demnächſt nur, 
wenn ed zu fchwer vor fi geht, Durch Lufteinblafen von Zeit 
zu zeit befördert. 

7) Die Erwärmung wird fo lange fortgefeßt, bis der Verunglüdte 
fih völig erholt hat. Dat man ibn im ein Bad gebracht, fo 
muß man ihn durch vorgehaltene Tücher vor dem Einathmen 
der Wafjerdimpfe fügen. 

8) Nach dem Eropfbade und den andern Bäders muß er fogleich 
mit warmen Tuͤchern abgetrocknet werden, 

9) Pie Klyſtiere werden alle halbe oder auch viertel Stunden wieder 
holt. 

10) Ehe der Wiederbelebte nicht ſchlucken kaun, darf man ihm nichts 
einflößen. Fänge er aber zu ſchlucken au, fo gibt man ihm 
eine Taſſe warmen Flieder⸗, Kamiflens» oder Meliffenthee mit 
20 Tropfen Hoffmannstiguor oder einen Löffel Wein oder Effig. 

11) Stellen fich mehrere Lebenszeichen ein, fo darf man die Verſuche 

nicht eimftellen, fie aber auch nicht eilfertiger betreiben, und 
nur, wie die Lebendzeichen ftärfer werden, laßt man damit all 
mälich nach, bis fie gar nicht mehr nöthig find. 

12) Wenn vier bid 6 Stunden lang alle Verjuche ohne Erfolg ges 
wefen find, fo kaun maır fie vor der Hand ausfegen und von 
dem, mittelft beigeholten Arzte die Beftunmung erwarten, ob fie 
wieder anzufangen find. 

13) Sind die Belebungsverfuche ohne a angewendet worden, fü 
läßt man den Verunglücdten noch 24 Stunden warm zugededf 
im Bette liegen, oder bedeckt ihn mit warmer Aſche oder Pfers 





€ 


©) Bier fowahl, alB Bei den folgenden orfäriften, it Dur die Folge der 
An Ye auch die A in der Sie ver Find Bei 
der Belebungsverfuhe auf einander folgen müffen. 
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— um von Zeit zu Zeit noch einzelne Nettungsverſuche ans 

zuftellen. 

14) Sind — die Belebungsverſuche gelungen nnd fühlt der Ges 
rettete Neigung zum Schlaf, fo überläßt man ihn der ungeftörs- 
ten Ruhe, läßt aber Jemand bei ihm, der auf die nachtheiligen 
Veränderungen feines Zuftandes aufmerkſam ift. 


IV. Spez, Vor- 1) Das Verfahren den Ertrunfenen, auf den Kopf zu 
schriften nach ſtellen oder über ein Faß zu rollen, um das ver: 
— — ſchluckte Waſſer wieder herauszuſchafſen, iſt uns 
glücksfalles. nüß, und bei Strafe verboten, (Publ, der Reg. zu 

Breslau vom 6. Mai 1820.) weil nicht das vers 

4. Ertrunkene. ſchluckte Waffer die Urfache des Scheintodes ift, 

fondern der Mangel an Luft; und machtheilig, weil dad Vers 

fahren zu gewaltfum ift und Feine Art des —S eine ſo 
zarte und vorſichtige Behandlung fordert, als dieſe. 

2) O6 ein Aderlaß nöthig ift, wird der Wundarzt aus dem aufs 
a Eile „braunrothen Gefichte abnehmen; indes find dies fels 
tene e. 

3) Die Behandlung geſchieht in der Ordnung, wie ſie III. 4. auge⸗ 


eben iſt. 
4) 8 der Grtrunfene zugleich erfroren, fo wird er zuerft ald Er- 
frorner behandelt. | 


2. Erfrorne. 4) Da die von Froft erftarrten Glieder leicht brechen, 
jo muß man beim Handhaben des Körpers ſehr vor 


Rhein fein. 

2) Rachdem man deu Körper des Erfrorenen zur Behandlung vorbe⸗ 
reitet bat, bedeckt man ihn überall einen halben Fuß hoch mit 
Schnee und läßt bloß Mund und Nafe frei. So wie der Schuee 
an einer Stelle ſchmilzt, legt man gleich wieder frifchen auf. 
Fehlt es an Schnee, fo hilft wan ſich mit Tüchern, die man in 
kaltes Waffer, welches man durch geftoßened Eis noch Fälter 
macht, taucht; oder man legt deu Körper ganz in Faltes Waſſer. 

3) Iſt er nun aufgebaut, stud die Glieder beugfam und beweg⸗ 
lich, fo bläßt man ihm Luft ein und reibt ihn mit Schnee oder 
Tüchern, die in kaltes Waffer getaucht find, 

4) Wird er warn oder zeigen fich Lebenszeichen; fo trodnet man 
ibn ab und legt ihn in einem gebeisteu Zunmer in ein mäßig 
erwärmtes Bette. Nun bläſt man wiederum Luft ein, gibt ein 
lauwarmed Klyſtier und wendet Fuß⸗ und Handbäder an, die 
ebenfalls nur lauwarm fein müſſen. 

5) * der Verungluͤckte ſich ſoweit erholt, daß er ſchlucken kaun, 
o gibt man ihm eine Taſſe Thee mit Eſſig. Der Thee darf 
aber uicht ſehr warm fein, weil ſonſt leicht Braudblaſen im 
Munde entſtehen. 

6) Sehr leicht zeigen ſich überhaupt hinterher Entzuͤndungsfaͤlle, des 

ren Behandlung dem Arzte uͤberlaſſen bleibt. 

7) Wenn nach dem Aufthanen die Erſcheinungen des Lebens nicht 
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bald eintreten, fo wendet man an U. 4, 5, 6, 2, 10, 11. 
Hat man diefe ungefähr eine Stuude vergebens angewandt, fo 
geht man über zu Nro. 9, 13, 14, 15, 16 *). a 


„3.Erwärgtew 1) Bor allem muß die Löfung des Bandes um den 

Erhänkte. Hals fogleich vorgenommen werden, 

2) Der Körper darf nicht herunterfallen. 

3) Iſt die That eben gefiheben, fo bewirft man die Nückkehr des 
Lebend bloß durch Befprengung des Geſichts mit kaltem Waffer, 
durch Zufächeln Falter Luft, durch Falte Umfchläge auf den 
Kopf und Bürften der Fußſohlen. 

4) Hilft dies nicht, oder wird der Körper erft, nachdem er fchon 
falt geworden ift, angetroffen, fo muß man aus der inuern 
SHaldblutader, oder wenn dies nicht möglich ift, aus einer ans 
dern Ader, ein halb bis ein Pfund Blut laſſen und das Fließen 
deffelben durch warmes Wafler befördern. Kommt fein Blut, 
fo muß man dennoch die Adern verbinden, damit nachher bei 

- wiedererwachten Leben Feine Verblutung entitcht, Nur wenn 
der Scheintodte ſehr ſchwach, alt und abgelebt ift, muß die Aders 
Öffnung uurerbleiben und durch 6 bis 12 Blutegel oder blutige 
‚ Schröpfföpfe auf die Stirn, hinter die Ohren und den Nacken 

efeßt, eriegt werden. 

5) * blaͤßt man Luft ein und fäugt die Erwärmung und das 

eiben an. Damit verbindet man warme Fuß⸗ und Handbäder, 
Peitſchen mit Brenneffeln, Eimvideln der Side in Senfteih und 

Klyſtiere. Dann IL Rr. 4, 5,6, 7, 11, 13, 14, 15, 16. 

6. Kommt der Scheintodte wieder zu fi), fo giebt man ibm eine 
Taf Ehee mit Eſſig, Wein oder 20 Tropfen Hoffmanns 
iquor. 

7) Wird er wieder. ſchwindlich und betäubt, fo macht man kalte 
Umfchläge auf den Kopfs 


4. Erstickte, Der Tod des Erſtickens erfolgt duch zu langem 
Aufenthalt in Behaͤltniſſen, wo die Luft verdorben ift, 
4. 8. durch Kobhlendunft, frifche Delfarbe, frifchen Anftrich mit Kalk, 
Ausdünftungen von Blumen, Früchten, Wurzeln, friſches Heu und 
"Hopfen, in lange verfchloffen gewefenen Zimmern; in Kellern, wo 
Bier oder Moft gährt, in Gruben, wo Pflanzen oder thierifche Theile 
faulen, in Kloaken, in tiefen Brunnen und Schachten. | 
1) So lange noch ein Licht in dergleichen Vehältniffen verlifcht, iſt 
ed gefährlich, fich hineinzumagen, 
2 Ehe fi daher Jemand im em ſolches Behaͤltniß begibt, um eis 
nen auf diefe Art Berunglüdten aus dem gefährlichen Orte weg⸗ 
zufchaffen, muß die Luft in demfelben erft dadurch gereinigt wer⸗ 





*) Wer gezwungen ift, ſich fange in der Kälte aufzuhalten, fhüßt ſich am be- 
ften vor dem Erfrieren des Gefihts, der Hände und Füße, wenn er dieje 
Theile mit Fett, befonders mit Gänfefett beftreicht. 
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den, daß man Waffer, befonders Kalkwaſſer in Menge hinein 
fhürtet, brennende Strohwiſche hineinwirft und Scießpulver 
darin abbrennt. (Siehe auch $. 69.) 

3) Der Retter muß einen mit Effig oder verdünnten Salmiakgeiſt 
angefeuchteten Schwamm, in den Mund nehmen und nad Bes 
ſchaffenheit des Behältniffes, in das er fich begeben will, fich eis 
nen ftarfen Strick um den Leib binden, um dad Zeichen geben 
zu koͤnnen, wenn er heraudgezogen fein will, 

4) Iſt der Verunglüdte in die für Nettungsverfuche pafende Lage 
gebracht, fo treibt man erft die fhädliche Luft aus den Lungen, | 
indem man die Bruft abwärts und den Bauch aufwärts drüdt. 

5) Hierauf übergieft man ihn einigemal mit Faltem Waffer, reibt 

Geſicht und Bruft wiederholt mit kaltem Effig, läßt ihn zur 
" Ader, wenn das Geficht fehr aufgetrieben und braun ift und die 
Adern vom Beute ſtrotzen; wendet nach einander II. Nr. 6, 7, 
8, 3, 4, 5. 41 und 12 an, und blaͤſt mit einem Blafebalge Luft 
ein 


6) Stellen ſich Lebendäufßerungen ein, fo wird er abgetrocknet und 
erwärmt, von Zeit zu Zeit aber noch im Geficht mit Faltem 
Wafer oder Effig befprißt. 

D Hat er ſich noch mehr erhoft, fo gibt man Fliederthee mit Effig 

oder einige Löffel vol guten Wein oder Glühwein, 

8) Haben diefe Verfuche nichts gefruchtet, fo geht man über zu 

. 1. 13, 14, 15. 16, | 


5. Vom Blits 1) Man bringt den vom Blitz leblos Gewordenen 

Erschlagene. fogleich in die frifche Luft und bereitet ihn zu de 

Verfuchen vor. 

2) Dann fprigt man ihm kaltes Waffer ind Gefiht, wendet IT. 
No. 7, 2,4, 10, 11. und kalte Klyſtiere an, und reibt ihm Bruft, 
Gefiht und Schläfe mit Branntwein. 

3) Kommt er zu fih, fo gibt man ihm Weih oder Hoffmannstrops 
fen mit Waſſer. 

4) Kehrt biernach das Leben nicht zurüd, und hat man dem Un⸗ 
— nicht gleich, nachdem ihn der Blitz traf, zu Huͤlfe 
ommen können, ſo blaͤſt man ihm Luft ein und fängt das Rei⸗ 
ben am. Hilft dies nicht bald, fo bringt man ihm in ein Erd⸗ 
bad, indem man dem ganzen Körper, mit Ausnahme des höher 
zu fegenden Kopfs, 1 bis 1%, Fuß hoch mit lockerer Erde bededt. 
(Siehe dieferhalb $. 96.) 

6. Nach einem « Man legt fie mit etwas aufgerichtetem Kopf und 

Falle Leblos- Oberleib auf ein weiches Lager, befprengt das Geficht _ 

scheinende. mir Paltem Waſſer, wendet das Tropfbad auf den Kopf 
an und gibt ein Klyſtier. Die weitere Behandlung muß der Arzt 


bejtimmen, | 
7.Scheintodt ge- a, Sieht das Kind blad und ſchwaͤchlich aus, fo bes 
borne Kinder. handelt man ed auf folgende Art: 


1) Zuerf reinigt man Mund und Nafe von Schleim, indem man 


” 


384 1. Zit. VI Ror. 10. Befnadheitspoliget 


mit dem Finger, um welden man ein feines Leinwaudlaͤppchen 
ewicelt hat, tief in dem Mund und Hals greift und mit dem 
rte einer Feder die Nafe auswiſcht. 

2) Dann bringe man dad Kind, das man in folchen Fällen nicht 
von der Nachgeburt trennen muß, zumal wenn dieſe ebenfalls 
febon geboren ıft, mit ihr zugleich in ein warmes, mit Wein oder 
etwas Bramutwein verfehtes Bad, fo daß es, das Geficht auss 
genommen, ganz im Waffer liegt, bläft zuerit, ohne Die Nafe 
zuzubalten, Luft ein, wenn fein Schleim mehr herauskommt, 
druͤckt man fie beim fernern Rufteinblafen zu. 

3) Das Lufteinblafen muß in kleinen Abſätzen geichehen, uud nach 
jededinaligem Ginblafen muß man die Bruft gelinde zuſammen⸗ 
drüden. Sowie das Kind anfängt zu atmen, muß man es 
durch vorgelegte Tücher vor dem Einatmen der Waſſerdünſte 
fhüßen. | 

4) Kommt ed noch nicht gu ſich, fo reist man Kopf, Bruft und 
Nücken mit der flachen Hand, gibt ihm mit der flachen Haud 
gelinde Schläge vor den Hintern, nimmt es von Zeit zu Zeit 
and dem Bade und bewegt ed, indem man ed auf deu Armen 
fhaufelt, in der Luft lebhaft hin und ber, 

5) Zugleich beſpritzt man Geficht uud Bruft mit Waffer, läßt Wafr 
fer mit etwas Branntwein vermifcht von zwei und mehr Fuß 
Höhe tropfenweife auf die Bruft und Herzgrube fallen, und gibt 
ein Kiyftier von Waſſer mit Seife, Wein oder wenig Branntwein, 

6) Hilft. dies noch nicht, fo bringt man einige Tropfen Wein oder 

offmmanusliquor auf die Zunge und Lippen des Kindes, hält 
eine zerfihnittene Zwiebel, Meerrettig oder die mit Salmiafgeift 
beftrichene Hand ihm vor die Nafe und reibt deu Körper etwas 
ftärfer mit Tüchern, die mit Wein, Branutwein oder Salmiaf 
geift befeuchtet find. 
b. Sicht das Kind dunkelroth und blau aus, fo verführt man auf 
folgende Art: j 

41) Mau durchfchneidet die Nabelſchnur, laͤßt 1 bis 2 Eßloͤffel vol 
Blut ausfliegen, bringt e8, in warme Tuͤcher gewickelt, vorſich⸗ 
fig im frifche Luft, die aber wicht zu kalt fein darf, und befprigt 
Kopf und Bruft mit kaltem Waſſer. 

2) Kommt das Kind hierdurch nicht zu fih, fo verfährt man, wie 
vorher bei a) angegeben if. | 


8. Erdrückte Man entkleidet fie fogleich, widelt fie in warme 
Kinder, Tücher, bringt fie im friſche Luft und verführt mit ihnen 
wie vorher unter (7 No, 6) gelehrt ift. 


9. Scheintodte, Man fucht fie erft durch Beſpritzen und Begießen 
Betrunkene. mit Faltem Waſſer zu ſich zu bringen, und flößt ihuen 
dann fo lange lauwarmes Waſſer ein, bis fie ſich erbrechen. Daun 
ist man ihnen abwechfelnd Eſſig und ſchwarzen Kaffee. 
Eingangs gedachte Anweiſung zur zweckmäßigen Behandlung und Rettung 
der Scheintodten. (v. K. An. 1820. ©. 860.) * 
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(Anderweitige 94. das Enfteinblafen muß in der Negel an der 
Bestimmungen.) Spitze der Rettungsverfuche ftehen. Pier und da unters 
. bleibt e8 auch wohl ganz, weil.ed an einem Apparat dazu fehlt, uns 
geachtet der befaunte Ehauffierfbe Apparat für einen geringen Preis 
zu haben ift. Die Phyſiker müffen es der vorgefegten Regierung ans 
zeigen, wenn es den Kreidchirurgen daram fehlt. Publik. der Regier. zu 
Liegnig vom 26, April 1823. 


Daß die Anwendung der Elektrizität zur Rettung der Scheins 
todten oft ſehr nützlich ift, beweift folgender, in einer nordamerifants 
ſchen Zeitjchrift bekannt gemachter Fall. 

Durch das Umfhlagen eines Kahns- verfank ein junger Mann im 
Fluſſe und ed dauerte beinahe eine-halbe Stunde, che er wiedergefuns 
den und and Ufer gebracht werden Fonnte. Der Körper fehien ganz 
leblos zu fein und das Geficht war dunfel gefärbt. Er wurde in ein 
warmes Lager gebracht und fortdauernd, befonderd auf der Bruft, 
mit Flanell gerieben. Die Lungen wurden mit einem gewöhnlichen 
Küchengebläfe ausgedehnt; der Arzt leitete einige eleftriiche Funken 
durch die Schulter und ſetzte dann ein Klyftier von warmen Waſſer, 
etwas Branntwein und einige Tropfen Santharidentinftur. ALS hiers 
auf zum zweitenmal die Slefteisität angewendet wurde, erfolgte plößs 
lich kenvulſiviſches Zucken, und nachdem das Frottiren der Bruſt von 
neuem gefchehen, eine Bewegung derfelben und ein leiſes Herzfchlagen. 
Auf ein nochmaliges Aufblafen der Lungen erfolgte eine Anftrengung 
zum Atmen und das Herzflopfen deutlicher. Man febte die Erwärs 
mung des Körpers und das Reiben fort. AL zum drittenmal Luft 
eingeblafen war, frömte Waſſer aus dem Munde und den Nafenlös 
bern. Man brachte Ammonium Cflüchtiges Niechjalz, auch Salmiak⸗ 

eift) vor die Nafe, und rieb Bruft und Naden mit der flüchtigen 

Salke. Sept wurde das Atmen freier. Man Fonnte dem Wieders 
belebten ein erwärmtes Kiyftier beibringen, und das aus der Ader 
gelafjene Blut floß. Am andern Tage Tonnte der Gerettete nad) 
Haufe wandern. Yubl. der Reg. zu Merfeburg vom 28. Mai 1824. 


95. Auf den Bergwerken follen jederzeit die nöthigen Medifas 
mente und die Rettungsapparate zur Rettung der Verunglüdten und 
Scheintodten vorräthig gehalten werden. M. Inſtr. vom 11. Febri 1821. 
Publ. des DOberbergamts zu Bonn v. 11. Febr. 1821. (6. K. A. ©. 172.) 


96. Das Erdbad ift bei dem vom Blitz Getroffenen beſonders 
anwendbar. Es muß wenigſtens eine Ruthe weit von der Stelle, wo 
der Blitz traf, jo ſchnell ald möglich, gemacht werden, und zwar horis 
zontal in einem lodern Boden, Man entkfeidet die befchädigte Pers 
fon gänzlich, bededt fie, wenn fie in dem Grabe liegt, vollftändig mit 
der audgegrabenen Erde, und legt unter den Kopf etwas von der 
nemlichen Erde, damit derfelbe etwas hoch zu Liegen kommt. Man 
laͤßt den Verunglücten darin wenigftens einige Stunden liegen, bläft 
dabei ihm durch den Mund oder die Nafe von Zeit zu Zeit Luft ein 
und befprigt das Geficht, welches ganz frei bleiben muß, öfter mit 
altem Waſſer. as 
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Sobald die geringften Lebenszeichen entftehen, insbefondere Schaum 
vor dem Munde, Bewegungen im Gefichte, einiger Widerftand bei 
den Einblafen der Luft und dergleichen wahrgenommen werden, dann 
fängt man das Reiben an und fegt reigende Klyſtiere von Kamillens 
abfochung und Salz. Kehrt num endlich dad Leben deutlich zurüd, fo 

ibt man dem Kranken einige Taffen lauwarmen Sliederthee und übers 
aͤßt ihn der, weiteren Fürforge des Arztes. (Die Erfahrung hat gelehrt, 
daß in verfchiedenen bang fogar Berunglücte,die erſt nach einigen Stuns 
den in diefer Art behandelt worden, ind Leben zurückgekehrt End) Hat 
man, wie gefchehen muß, die Ziwifchenzeit benußt einen Arzt und 
Wundarzt herbeisuholen, fo wird der ind Leben Zurücgebrachte um 
fo gewiffer gerettet werden. Es wird angemeffen fein, wenn man in 
Drtichaften des platten Landes Leute dazu im voraus auswählt, 
welche eintretenden Falls dem vom Blitz Erfchlagenen zu Hülfe eilen, 
und, mit den nöthigen Werkzeugen verfehen, der Behandlung des Vers 
unglückten fich unterziehen, weil Eile von vorzüglicher Wichtigfeit ift. 
Publ, der Reg. zu Liegnig vom 26. Juni und zu Oppeln vom 3. Aug. 1819, 


(Pflichten der 97. Es ift die Pflicht der Phyſiker: in jedem bes 
Physiker) treffenden Falle genau zu erforfchen, ob und in wel- 
chem Maafe die Wiederbelebungsverfuche gefchehen find? und jededs- 
mal, wenn von den betr. Mediz.»Perfonen die ihnen anbefohlene ſchleu— 
nige Sürforge unterlafjen it, fräteitend binnen 8 Tagen zur weitern 
Unterfuhung nud Rüge an Die vorgefegte Regierung Bericht zu ers 
ftatten und auch die bei den Wiederbelebungsyerfuchen vorgefommer 
nen Fehler und Uuterlaffungen anzuzeigen; auch bei fehicflichen Ges 
legenheiten die Chirurgen über das bei Wiederbelebungsverfuchen zu 
beobachtende Verfahren umſtaͤndlich zu belehren. Verordn: der Reg, zu 
Liegnig vom 14. Mai 1810. 


(Belohnung für 98. 58 fol demjenigen, welcher eine für ertrun⸗ 
‚Rettung i der fen, erfroren, erſtickt oder erdrofjelt gehaltene Perſon 
Seheintodien ziert antrifft und folche in dem zumächtt gelegenen 
. ausgezeic , ‚ 
nete Hülflei- Ort zur weitern Beforgung gebracht hat, im Kalle 
stuuy bei Ret- der Verungläcdte Dadurch nud Durch die mit ihm anges 
—— —— ſtellten Verſuche wieder zum Leben gebracht wird, ein 
ET Geſchenk von 5 Thlr., wenn die angewandte Vemuͤhung 
dieſen Erfolg auch nicht gehabt hat, dennoch ein Geſchenk von 2", 
Thaler aus den Gemeindefaffen, gegen die jedesmal darüber beizus 
bringeade Befcheinigung, ausgezahlt werden, wenn der Verunglüdte 
des Vermögens nicht iſt, folched aus eigenen Mitteln zu bezahlen. 


Die bei der Aufhebung eines folchen verunglückten Menſchen 
verwandten, oder durch den Gebrauch der vorgefchriebenen Mittel 
entftandenen Unkoſten follen nach deren jedesmaligen Befcheinigung 
und Vergewifferung, daß die verordneten Mittel auch wirklich zur 
Nettung des Verunglücten angewandt tworden, im Fall foldye aus 
deifen Bermögen nicht erfolgen können, ebenfalls aus derfelben Kaffe 
erjtattet und bezahlt werden. Ju den Fällen aber, wo gleich Aus 
fangs bemerkt wird, daß bei einem dergleichen verunglüdten Menſchen 
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feine Mittel mehr helfen koͤnnen, als: wenn unter andern die Ders 
fon ſchon feit einigen Tagen verunglädt tft, und wohl gar bereitd in 
Verweſung gebt, bleibt ed in Anfehung der Aufhebungsfoften bei der 
bisherigen Verfaſſuug. Publik. v. 23. Oftbr. 1804. (Münft, Ablt. 1817. 
S. 35 und v. d. Hevde Repert. Th. IL. ©. 156.) 

99. Da nach $ 85 demjenigen, welcher einen Menfchen aus 
einer Lebensgefahr rettet, Feine Belohnung zugefichert ift, fo kann 
in folhen, von der Rettung der Scheintodten ganz verſchiedenen Fäls 
Sen, eine Prämie nur als Ausnahme von der Regel eintreten. Der 
Zweck der Belohnung für Rettung eines Scheintodten iſt nämlich, das 
durch Anlaß und Neiz zur Beſchaffung und angeftrengten Anwen, 
dung des Ärgtlichen und wundärztlichen Beiftaudes zu gewähren wo 
‚ der äußere Zuftand ded Verunglüdten geeignet ift, die Meinung zu 

erwecken, ald ob alle Mühe zu fpät und überflüffig fe. Außer dem 
Fal der Scheintodten, 3. B. bei Vergiftung, findet aber die Bewiß 
tigung der Nettungsprämien nah den Beſtimmungen des WER. IL, 
20 $. 782 u. ff. zur dann Statt, wenn die Rettung mit eigener 
Gefahr verbunden war, Zwiſchen Rettung aus Feuers» und Waf 
ferögefahr ift dabei Fein Unterſchied zu machen. M. R. vom 43: Jan. 
41826 u. 29. Mai 1898. 

100. Iu jedem Falle jedoch, wo es fi) um Nettung andere 
als fcheintodter Perſonen handelt, bleibt die Bewilligung einer Pras 
mie bon irgend einer erheblichen ng Rettenden abhängig, 
und nach $. 8. der Reg.⸗Inſtr. vom 23. Oftbr. 1817 nach den je 
desmaligen Fonfreten Umftanden, fich eutweder blos darauf zu bes 
fhränfen, den Nettungsfall durch das Amtsblatt befanut zu machen, 
oder dem Nettenden zugleich eine Geldprämie auszahlen gu Laffen. 
M. R. vom 22. Aug. 1855 No, 478 A. | 

101. Die Belohnung des Wundarztes, welcher einen Verun⸗ 
glücten ind Leben zurückbringt, ift auf 10 Thaler beftimmt, welche 
‚nebft den angewandten Auslagen entweder aus dem Vermögen des 
Berunglüdten, oder im Falle feines Unvermögens aus der Kreiskaſſe 
gezahlt werden fol, und iſt auf den Sal, wenn der Verunglücte 
nicht hergejtellt wird, auf 5 Thaler feſtgeſetzt. Yublik. vom 23. Oktbr. 
1804. (v. d. Heyde Repert. Thl. 4. ©, 857.) 

10% Nicht bloß. Chirurgen, welche fih um die Wiederbelebung 
der Scheintodten bemühen, fondern überhaupt Medizinalperfonen und 
auch wirkliche Aerzte haben Anfpruch auf die Belohnung. Es kanu 
nicht darauf anfoinmen, wer zuerſt die Nettungsverfuche angeſtellt 
bat, vielmehr wird die Prämie in dem Kalle, wenn dabei mehrere 
er Fonfurriren, unter diefelben vertheilt. M. R. vom 2. Febr 

103. Diefe Remuneration fol im all des Unvermoͤgens des 
Verungluͤckten oder feines Nachlaffes aus der Gemeindefaffe, und wo 
verfafungsmäßig ihr die Verbindlichfeit wicht dazu obliegt, oder wenn 
‚von der Gemeinde deshalb Widerfprüce erhoben werden, vorbehaltfich 
des Anſpruchs an Diefelbe, unverzüglich aus den Staatsfaffen bes 
zahlt werden. M. R. vom 20. Oktb. 1820. (v. K. A. u ©. 147.) 
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\ 
Denn e8 kommt auf die ee eines jeden Orts an, ob 
die Prämien aus den Kreisfaffen oder bei den Städten aus den Ars 
menkaſſen zu bezahlen find. M. N. vom 13. April 1824, 

Die Prämien follen den Medizinalperfonen aber nur im Falle 
wirfficher Lebensrettung gezahlt werden; im Falle des Miplingens 
follen fie fih aber mit dem, was ihnen gefeßlich für die Ärztliche Bes 
handlung bei dergleichen Gelegenheiten beftimmt ift, begnügen. M. R. 
vom 29. April 1828. ep 

Die Suguifitionsärzte, Kreisphufifer uud Kreischirurgen koͤnnen 
auf die Nettungsprämien Feinen Anfpruch machen. M. R. v. 26. März 
7. Mai und 44. Suni 1824. (9. 8. A. ©, 338 — A459.) 

104. Der Fond zu den Rettungsprämien ift der zur Dispofition 
des Minifterii ſtehende Prämienfond, M. R. vom 21. April 1821. 

105, Diejenigen, welche fi zur Rettung und Hülfe ihrer Mit 
bürger in Gefahr begeben, follen mit einer Verdieuſtmedaille (zum 
Aufbewahren) belohnt werden. K. 9. O. vom 6. März 1802, 


106. Als Belohnung einer befonderd ausgezeichneten Hülfslei⸗ 
ftung ift noch eim befonderes Ehrenzeichen, eine in Silber ausgeprägte 
Denfmünze, die an einem orangenfarbigen Bande, mit zwei weißen 
fehmalen Streifen auf den Ceiten, im Knopfloche getragen wird, 
geftiftet. Stift.-Urf. vom 4. Febr. 1833. | 

Ob, wenn gleich die Rettungsmedaille zuzuerkennen, die Geld 
prämie, befonder® bei Unbemittelten, zu gewähren, ift in zweifelbafs 
ten Fällen duch Vernehmung des in Vorſchlag gebrachten Judividus 
un ermitteln. M. Rt. vom 15. Dftobr. 18354. (v. 8. A. 1838. ©. 
(Verhütung des 107. Verſtorbene dürfen erſt 72 Stunden nach 

Lebendigbegra- ihrem von Zeugen befundeten Moment ihres angeblis 


ben, , chen Todes, oder auf den Grund eined Zeugniffes 
* > Beer- yon einem approbirten Arzte über den wirklich erfolge 

_— ten Tod beerdigt werden. M. R. vom 18. Juni 1829. 
(Ausnahme.) Es kann aber ein früheres Beerdigen außer deu 


Fälley, worin folches fogar geboten ift, nachgegeben 
werden, wem 1) ein approbirter Arzt oder Wundarzt bezeugt, daß 
die Leiche alle Spuren des wirflichen Todes au ſich tragen, oder 2) 
an Orten, wo Fein Arzt ift, der Bürgermeifter oder Dorfihulze mit 
zivei erfahrenen Männern die Verhäftniffe unter den gefeglichen Vor⸗ 
fichtömaßregeln (5. 109.) unterfucht und die frühere Veerdigung ges 
Rattet hat, M. R. vom 2. März 1897. (Auguſtin. ®. A. ©: 84.) 

„„ Das Ärztliche Atteft muß jedesmal der Ortöpolizeibehörde zum 
Viſa —— werden, ehe das Beerdigen Statt finden darf. Publ. 
der Reg. zu nfter vom 3. Oktob. 1831. 


(Beerdigung der 108. Diefe Vorfchriften gelten auch wegen Beers 
Juden. digung der Juden, weil bei allem, was wegen früßzeitiger 
et ‚der Leichen angeführt ift, immer ein Todter vorausges 
ſetzt wird, Die Sage aber, ob Jemand todt oder nicht todt fei? wicht 
Sache der Religion, fondern der Phyſik it — gemäß den Anords 
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’ - 
nungen des A. L. R. II. 11. $. 469, 474, 476, u. it. 20. $. 962. 
Königl. Zirf. an ſämmtl. Krieges» und Domainen: Kammern vom 25 Septbr. 
1798. (N. €. ©. Bd. 10, ©. 41767.) Publ, der Reg. zu Poſen vom 27. 
April 41848, zu Münfter vom 20. Suni 1819. 

(Behandlung der 109. Um das Lebendigbegraben zu verhüten, und 
—— die Ruͤckkehr zum Leben bei Scheiutodten zu befördern, 
een Beerdi- · muß Fein Geftorbener, wenn auch gleich die Zeichen 

Rx des Todes bei ihm wahrgenommen werden, ei 

entPfeidet und im Falten Zimmer hingelegt werden, fondern er muß 
im Sommer, Frühjahre und Herbite wenigftens ein bis zwei und 
im Winter drei bis vier Tage in mäßig warmer Luft beffeidet Liegen. 
In diefer Art müfjen unter den Berfuchen zur Wiederbelebung wenige 
ſtens das Aufrröpfeln des Falten Waſſers auf Derzgrube, fo hoch ald 
es angeht, das Auftröpfeln des kochenden Waſſers auf diefelbe Stelle, 
das Vorhalten eines brennenden Lichts vor die Augen, das Abbren⸗ 
nen einer Feder unter die Nafe, und das flarfe Einreden in die Oh⸗ 
ren des anfcheinenden Tod⸗ten öfter veranftaltet werden. Vorzüglich 
muß bei anfcheinend todtgebornen Kindern, außer dem Bürften, Reiben 
und Baden, das Ginblafen der Luft gleih nach der Geburt nicht 
unverfucht bleiben. 

Finden ſich nach diefen Verſuchen Feine Zeichen des Lebens, fo 
ift die Leiche in einen offenen Sarg unter geböriger Aufficht in küh— 
Ver Luft Hinzuftelen und dann im Fruͤhjahr, Sommer und Herbit, 
etwa noch ein oder zwei, im Winter aber zwei bis drei Tage liegen 
zu laſſen, da fich dann die erften Zeichen der wirklich allgemeinen 
Faͤuluiß zeigen werden, welche nur allein die Gewißheit des Todes 
geben. Diefe find: 1) der eigenthümliche wahre Leichengeruch; 2) 
das Zufammenfallen der Hornhaut oder des durchfichfigen vorderen 
Theils ded Auges; 3) dad Herausfließen fauler Säfte aus den grös 
fern Oeffnungen des Körpers; 4) das — und gruͤuſchwaͤrzliche 
Auflaufen des Unterleibes; 5) das Abgehen des Oberhäutchens au 
mehreren Stellen des Koͤrpers nebſt dem matſchigen (gleichſam breiar⸗ 
tigen) Anfühlen der Haut und der übrigen feſten Theile, 

Bei Menfchen, welche an Faulfiebern, Rubren, bösartigen Pol 
fen und ähnlichen Krankheiten, wo Auſteckung zu beforgen ıft, fter- 
ben, ift e8 hinreichend, den Verfuch ded Auftröpfeln des Falten Waſ⸗ 
ferd in die Herzgrube am Todestage oder allenfalls noch am nächit- 
folgenden einigemal zu machen. Man darf den Zodten fchon am 
Zodedtage in einen offenen Sarg legen und ihn im Sommer am 
Ende des dritten Tages oder etwa nach 60 Stunden vom erfolgten 
Tode angerechnet, im Winter aber am Ende des vierten Tages oder 
etwa nach 80 vom Tode an verlaufenen Stunden begraben. Leichen 
dieſer Art muͤſſen, fo lange fie über der Erde find, in einem, von 
den Wohnungen der Menfchen fo viel möglicht entlegenen und mit 
Zugluft verfehenen Orte aufbewahrt werden. Inſtr. für die Prediger v- 
8. Dftober 1794. 

(Pflichten der 110. Es fol jeder Zodesfall dem Pfarrer des 
Pfarre) Kirchſpiels, in welchem er erfolgt iſt, angezeigt werden. 
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1 
Der Pfarter muß ſich nach der Todesart erkundigen und den Tod—⸗ 
tengräber aufgeben, bei der Eiulegung der Leiche in den Earg uud 
bei deffen Zufchlagung gegenwärtig zu fein. — So lange es noch im 
geringiten zweifelhaft iſt, ob die angebliche Leiche wirklich todt fei, 
muß der Zufchlag des Sarges nicht geftattet werden. 4. & R. IL. 11. 
$. 469, 474, 478. | | 


(Desgleithen der 111. Dem Oberlandrabbt uud den übrigen Nabs 
Rabbiner) bineru if Gefohlen, ſich uach den obigen Vorfchriften 
zu achten, und es if ihnen auch befannt zu machen, daß, wenn auss 
gemittelf werden folte, Daß in irgend einem Falle dem $. 108. und 
und den dort angeführten Geſetzen entgegengehandelt worden fei, dies 
jenigen, denen bierbei ein Verfhulden zur Laſt file, nah Tit. 20. 
$. 778 — 780. verautwortlich gemacht werden würden. Das $, 108. 
alleg. Zirfular. | 


schwan- ö 
ping chen; 112. Siehe 9. 3 
(Leichenschan a. 113. Im. Srankenhanfe zu Paderborn bat 
Leichenhäuser. nach, dem Berichte des —— ons Kahl iu wo 
preuß. Staatözeitung 1833 No. 78. ein Ereigniß sugetragen, woraus 
es ſich ergiebt, daß ein Menfch in einem völig todtfcheinenden Zus 
ftante dennoch 20 Tage lang noch ein verborgenes Leben (Bitalitär) 
in fich haben, ja ‚vielleicht noch Bewußtſein behalten, vielleicht noch 
hören kann. Errichtung von Leichenhäufern ift daher ſehr zu em» 
pfehlen.. Bet. des K. Oberpr. v. Weftfalen v. 12, Juni 4835. 


Mehrere Aerzte, verfchiedene Regierungen haben auch ſchon früs 
ber diefelben empfohlen, damit der Menſch von der entfeglichen Mars 
ter, die je ein Tyrann erdenken Fonnte, vor der Verzweiflung fich le⸗ 
. beudig begraben zu ſehen, ficher geftellt werde. Die Koͤnigl. Res 
gierung zu Potsdam hat dieferhalb noch folgende Vorfchläge ertyeitt: 

Als vorzugsweiſe —* wird Die längere Aufbewahrung der 
Leihen und die Anftelung der Wicderbelebungsverfuche betrachtet, 
bet Menſchen, welche plößlich,, oder auch mach einer Krankheit von 
einigen Tagen anfcheinend geftorben find, In folhen Fällen wird es 
nöthig, die Leichen bis zum Gten nud Teen Tage Tiegen zu laffen, 
nach langwierigen und ſolchen fieberhaften Krankheiten aber, welche 
länger als 7 Tage dauerten, wird es hinreichen, mit der Beerdigung 
im Winter fünf und im Sommer drei Tage bis zum Begraben zu 
warten, wogegen nad) anftefenden Krankheiten, in Folge forgfältiger 
ärztlicher Beſtimmung, eine frühere Beerdigimg Statt finden kann, 
immer aber das fiherfte Todeszeichen, die beginnende Faͤulniß, 
abzuwarten iſt. | 

Am zweckmaͤßigſten aber gefchäbe, zumal da, wo es den Eins 
wohnern an geräumigen Lofal fehlt, das längere Aufbewahren der 
Leichen in befondern Leichenhäufern. Sämmtliche Kommunalvorftände 
find veraulaßt, möglichht dahin zu wirken, daß dem Bedürfuiffe ders 
felben abgehoffen werde, wozu fie in folgender Schrift die vollſtäu-⸗ 
digfte Anleitung finden werden: | 


— 


* 
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Das Leichenhaus in Weimar, von Dr. Karl Schwabe. 
Mit drei Kupfertafeln. Leipzig 1834. 8. 


Wo die Einrichtung eines ſolchen Leichenharfes vor der Hand 
unausführbar zu fein ſcheint, iſt ſtatt deffelben auf dem platten Lande 
ein transportabeled Leichenzelt und ein leicht beweglicher Sargdeckel 
in Vorſchla gebracht worden. Im Sommer, Frühjahr und Herbſt 
koͤnnen die Leichen unter einem Zelte in einem Garten, Hofe, oder 
auch in der Kirche vom dritten Tage bis zur Beerdigung bir beiges 
fett, und zuweilen von dazu beitellten Perfonen beobachtet werden. 
Bei Leichen folcher Perfonen, die an anſteckenden Kranfheiten jtarben, 
könnte dies Beiſetzen fchon am zweiten Tage geſcbehen. Noch befjer 
aber würde e8 fein, wenn in jedem Dorfe eine Kammer eines entle— 

enen Haufes zur gemeinfhaftlichen Aufbewahrung der Leichen, und etwa 
* Nachtwachter zugleich zum Leichenwachter beſtimmt werden könute. 

Für den Winter dürfte, in Ermangelung eines Leichenhauſes, 
Der einzige, auf dem Lande allgemein ausführkare Vorfchlag diefer 
fein, daß man einen Abfchlag eines gut eingerichteten Kuh oder Pier 
Deitafles, zu dem dieſe Thiere zwar nicht Fommen, aber ihm doch 
Wärme mittheilen Formen, zum Aufbewahren der Leichen anwende. 
Ah kann man fie unter Anfficht eines Wächters in einem offenen 

arge binftellen und mit Kleidungsſtuͤcken locker bedecfen, fo daß wer 
der Mäufe noch andere Thiere ſchaden Fönnen, und der efwa erwa⸗ 
chende Scheintodte Feinem Erſticken ausgefeht if. Das gedachte Leis 
cbenzelt kann auch in jedem Stalle aufgefhlagen, und der bewegliche 
Eargdedel dort ebenfalls bei Ermangelung eines Wächterd angewandt 
werden. Publ. der Meg. zu Potsdam vom 24, Aprif 1838, uud des K. 
Oberpräſ. v. Weftfalen v. 45. Mal 1855. 

114. Der Einführung einer Leichenfchan fehlt es zur Zeit noch 
an einem gefeßlihen Fundamente. Selbſt wenn die Städteverordnes 
ter ihre Einwilligung zu jener Einrichtung geben, fo bedarf doch der 

anze Eutwurf, um für die Einwohner Gefeß zu werden, der Aller 
—*8* Beſtaͤtigung. M. R. vom 26. Mir 1825. 


(Leichentrans- 115. Wegen der dazu erforderlichen Leichenpäffe 
porte.) ſiehe „Paßpolizei.“ 


(Desgleichen der 116. Auf die Anfrage der iraelitifhen Gemeinde 
Juden.) zu Königsberg in Preußen, worin fie darauf antrug, 
zu verfügen, daß diejenigen jüdischen Glaubensgenoſſen, welche auf 
dem Lande oder in Städten ſterben, wo kein jüdiſcher Todtenacker 
iſt, nach dem nächſten Ort, wo ſich ein ſolcher befindet, transportirt 
werden dürfen, iſt ihr eröffuet, daß dieſerhalb eine allgemeine Verfü— 
gung nicht erlaffen. werden kann. Sobald indeß die Erlaubniß zu 
Dem Transport einer Leiche bei der Ortöpotizeibehörde in folchen Faͤl⸗ 
Ten nachgefucht wird, wo in Binficht auf Gefundbeitspolizei nichts - 
Erhebliches eufgegenftehet, und namentlich die Leiche noch nicht von 
Berwefung angegriffen, oder der Todte nicht efwa an einer anſteckeu⸗ 
den bösartigen Krankheit geftorben it, wird die Erlaubniß auch nicht 
verweigert werden. M. R. vom 1. Sept. 1818. 
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117. Bei herrſchenden Epidemien aber dürfen Leichentransporte 
feblechterdings nicht, alfo auch nicht innerhalb der Entfernung einer 
Meile, geftattet, fondern zu folcher Zeit müſſen die jüdifchen Leichen 
am Sterbeorte, wenn fein befonderer Begräbnißplag vorhanden ift, 
da begraben werden, wo die Ortspolizei folches ſchicklich findet, indem 
in folchem Falle, wo die allgemeine Sicherheit Abwendung gemeiner - 
Gefahr gebietet, diefer Nothwendigkeit die Ritual Berfaffung weichen 
muß. M. R. vom 26. Mai 4814, Publ. der Neg. in Stargard vom 26. 
Mai 1814, zu Bromberg vom 24. April 1816 (v. d. Hevde Repert. Bd. 5, 
©. 562.) Siehe aud 3. 250, 


Abſchn. 5. Anftedende Krankheiten. 
I. Allgemeine Vorſchriften. 


(Pflichten der 118. Die Ortöpolizeibehörden (Schulzen in den 
ger Dörfern) follen, ſobald Zemand in ihrer Gemeinde 
siker beiau- von einer außerordentfichen Krankheit, als Nuhr, Pos 
serordentlichen Een, higigen Fiebern, befallen wird, ſolches fofort dem 
u. bedenklichen Kreisphyſikus, und hernächft dem Landrath anzeigen, 

‚ Krankheiten.) und dafür forgen, daß den Hülfsbedürftigen die nös 

thigen Arzneien unentgefdlich gereicht werden. Reſt. 
des Generaldireftoriums vom 29. Sept. 1773, und vom 11. 
Febr. 1776. (Auguftin Bd. 1. ©. 283 u. ©. 35.) 

Den Landräthen Liegt e8 ob, fogleich die nöthigen Anftalten vor⸗ 
zufehren, um den Kranken und Nothleidenden medizinifchen Beiſtand 
zu leilten. Letzged. Reit, 

Die Kreisphyfifer haben über folche Kraukheiten der Negierung 
Bericht zu erftatten. Zirk. vom 5: Mai 1758 Meue Ed. Samml. Bd. 2. 
©. 297. Nro. 22.) 


(Errichtung von 119. Behufs der Verhütung und Beihränfung 
Banitäts - — anſteckender Krankheiten ſollen Sauitätskommiſſionen 
ar) errichtet werden. 


Sn Städten von 5000 und mehr Einwohnern follen diefelken 
fortwährend beftehen, in Feineren Städten und auf dem Lande bleibt 
beren Errichtung den Regierungen überlaffen. Allerhöchft beftät. Regul. 
v. 8. Auguft 1835. $$. 1 u. 2. Geſetzſ. ©. 242. 

Diefelben find zufammen zu feßen: a. aus dem zugleich den Vor⸗ 
fl führenden Vorſtande der Ortspolizeibehörde und, wo diefelbe nicht 
zugleich die Kommunalbehörde ift, auch aus dem Vorftande oder 
einem von demfelben zu. deputivenden Mitgliede der letzteren; b. aus 
einem oder mehreren von. des Ortöpolizeibehörde zu beftimmenden 
Aerzten; c. aus mindeftens drei von den Vertretern der Kommune 
— Stadtverordneten oder Gemeinderaty — zu erwählenden geeigne⸗ 
ten Einwohnern der Stadt; d. in GarnifonsOrten außerdem noch 
aus einem oder mehreren von den Militär s Befehlshabern zu beftims 
menden Offizieren und einem oberen Militärs-Arzte. Daf. $. 3. 


| 120. O5 in größeren Städten außer der Sanitätskommiſſion 
noch befondere, derſelben untergeordnete Speziale (Schutz⸗ oder Res 


—N 
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vier) Kommiffionen zu bilden find, hängt von der Orts⸗Polizeibehoͤrde 
ab. Zu jeder dieſer Spezialfommiffisnen muß wenigftens ein Arzt 
oder Wundarzt, ein Polizeis oder Kommunalbeamter, und mehrere 
von den Vertretern dev Kommune zu erwählende Mitglieder derjelben 
gehören. Daſ. $ 4 
(Wirksamkeit) _ 121. Die Sanitätsfommiffionen bilden theild Nath 
gebende, theild ansführende Behörden in der Art, daß 
Die Ortöpofizeibehörde dieſelben in allen Fällen, wo fie ihrer Unter: 
ffüßung oder Berathung bedarf, dazu berufen Fan, zugleich aber 
auch ihre Vorſchläge anzuhören und darüber zu entfcheiden hat. Da: 
ſelbſt $. 5. 

122. Insbefondere Liegt denfelben 06: 1) auf den Gefundheits- 
zuſtand des Orts oder Bezirk, für welchen fie gebildet find, zu was 
chen; 2) Die ilrfachen, welche zur Entftehung und Verbreitung ans 
ftefeuder Krankheiten Veranlaſſung geben koͤnnen, wohin z, B. Uns 
reinlichfeit in jeder Beziehung, überfüllte und ungefunde Wohnungen, 
unreine Luft, fcbäadliche di rg u. ſ. w. gehören, möglichft 
zu entfernen; 3) zur Belehrung des Publifums über die Erfcheinuns 

en der wichligeren anftedenden Krankheiten und das bei deren Außs 
ruche zu beobachtende Verfahren mit umfichtfiger Schonung nach 
Anleitung der Beilage B. zum vorgedachten Regulativ (Geſetzſ. ©. 
239. Anhang) beizutragen; 4): die für den Kal der Annäherung 
und des zu befürchtenden Ausbruchs folcher Krankheiten etwa erfors 
derlichen Heils und Verpflegungsanfialten zu ermitteln und deren 


Einrichtung vorzubereiten, und 5) die Polizeibehörde überhaupt in _ 


allen, die Verhütung des Ausbruchd und der Verbreitung diefer 
Krankheiten betreffenden Angelegenheiten zu unterftügen. Daf, $. 6. 


123. Die Beſchaffung der hierzu erforderlichen Mittel Liegt der 
Kommune ob. Sollte fi diefe aber hierbei ſaumig bezeigen, fo ift 
unverzüglich der vorgefeßten Behörde Anzeige zu machen und Remedur 
nachzufuchen. Daf. $. 7. 

‚124. Bei reis: Bei ‚ das allgemeine Gefundheitswohl 
efährdenden anftefenden Krankheit, müffen die Sanitätöfymmiffionen, 
5 oft es erforderlich, zu den nöthigen Berathungen ficb verfammeln, 
und wöchentlich wenigftend einmal der vorgefegten Behörde über den 


Dee s Zuftaud und die getroffenen Maaßregeln berichten. 
al. 3. 84 


(Auzeige wirk- 125. Me Famifienhäupter, Haus⸗ und Gafts 
re wirthe, und Medizinalperfonen find fchuldig, von den 

3 in ihrer Familie, ihrem Haufe und ihrer Praris vors 
Fommenden Fällen wichtiger, und dem Gemeindeweien Gefahr dros 
bender auſteckender Krankheiten, nach Maaßgabe der sub I. enthals 
tenen näheren Beftimmungen, fo wie von ploͤtzlich eingetreteuen ver⸗ 
dächtigen Erfranfungss oder Zodesfällen der Polizeibehörde unge 
faume Anzeige zu machen. Bei verdächtigen Zodesfällen darf die 
Beerdigung jedenfalls nur mac erhaltener Erlaubniß der Polizeibe⸗ 

3 
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hörde Statt finden. Diefelben Verpflichtungen zur Auzeige llegen 
auch den Geiſtlichen ob, ſobald fie von dergleichen Fallen Keuntniß 
erlangen. Daſ. $ 9. 


(Konstatirung 126. Auf die erhaltene Anzeige muß die Polizei 
derselben.) Behörde die erften Fälle ſolcher Krankheiten ($. 125.) 
ärztlich unterfuchen laffen, und wenn das Gutachten das wirkliche 
Borhandenfein derfelben bejtätigt, unverzüglich nicht nur ihrer vors 
gefeßten Behörde, fondern auch der oberſten Militärbehörde des Orts 
darüber Mittbeilung machen. Werden die Erfrantungsfälle zahl⸗ 
reicher, fo find auch Die. Landräthe der benachbarten Kreife davon in 
Keuutniß zu feßen. Daf. $. 10. 


(Oblieg nheif 127. Während der Dauer anſteckender Ichensges 
F Sanitäts- faͤhrlicher Epidemien muß ein Mitglied der Sanitaͤts⸗ 
während der Kommiffiouen in ihrem Autslokale zu jeder Zeit ans 
Dauer anste- weſend fein, welches bei Gefahr im Verzuge verpflichs 
ekender Kpi- tet ift, die erforderlichen Anordnungen fogleich zu tref—⸗ 
demicn) fen, daſ. 3. 11. 

(Jonrnalführung- 128. Die Pollzeibehörde läßt dann ein Sournal 
und Berichter- uͤber die betreffenden Kranken führen, in welchem der 
staltung.) . Name, das Alter, die Religion, der Stand oder das 
Gewerbe und die Wohnung des Kranfen, jo wie der Zeitpunft der 
Erkrauknng und die muthmaßliche Veranlaffung zu derfelben angeges 
ben, außerdem aber vermerkt werden muß, wo und durch wen Der 
Krauke behandelt wird, und wann er genefen oder geftorben. Auch 
iſt in einem täglichen Abjchluffe die Zahl der vom vorigen Tage 
übrig gebliebenen, fo «wie die Zahl der neu hinzugefommenen Kraus 
Ten, imgleichen der Genefenen und Verftorbenen fummariſch anzuge⸗ 
ben, deögleichen die Witterung zu vermerken, und wöchentlich ein fol 
cher ſummariſcher Extrakt an die Regierung einzufenden. Daf. $ 12. 


(Verhütung von 129. Zu gleicher Zeit haben die Polizeibehörden 
en alle ungewöhnliche Anhänfungen von Menfchen auf 
von Menschen.) Atem engen "Naume im Orte zu verhüten. Breitet 
fich die Kranfheit ſehr aus, fo koͤnnen fie nach Um— 
finden auch die Schließung der öffentlichen Vergnuͤgungs⸗ und ans 
derer Berfammlungsorte, mit Ausfchluß, der Kirchen, imgleichen die 
Aufhebung der Wochenmärfte anordnen, oder geeignete Modifikationen 
Behufs der Verminderung der Gefahr der — vorſchreiben. 
Jahrmaͤrkte köͤunen nur auf Veraulaſſung des Oberpraͤſidenten, Mies 
fen nur. durch Verfügung der betreffenden Miniſterien aufgehoben 
werden. Daf. $. 13. / s 
Wenn Anträge auf Aufhebung von Jahrmaͤrkten bei Annaͤhe⸗ 
rung der Cholera gemacht werdem mögten, fo iſt vorab genau zu kou⸗ 
fratiren, daß und wo fie wirklich in einer ſolchen Nähe ift, und zwar 
an folchen’Orten, von wo der Markt befucht zu werden pflegt, daß 
dadurch die Aufhebung des Marfts nach vorftehender Beſtimmung 
nothwendig wird. Reſk. des Oberpräfdenten der Prov. Weftfalen vom 22: 
Gert. 1332 
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(In Schulen u 130. Ju ſolchem Orte fol der Schulzwang nicht 

s. w.) zur firengen Amvendung kommen, doch ſoll auch die 
gänzlihe Echliefung der Schulen nicht ohne dringende Noth erfols 
gen, und uur von den Sanitätsfommifftonen befonders darauf gewacht 
werden, daß in den Schufzimmern ftetd eine reine Luft erhalten und 
Ueberfüflung vermieden werde. 


Au anftefeuden Krankheiten leidende Kinder find in Echulen, 
— und andern Anſtalten, in denen ein Zuſammenfluß von 
‚Kindern Statt findet, nicht eher zuzulaſſen, als bis ihre völlige Ge⸗ 
. nejung und Die Befeitigung der Anftefungsfühigkeit ärztlich beſcheinigt 
ift. Eben fo iſt aus Familien, in welchen Jemand an Boden, Schar⸗ 
lach, Mafern und anderen, befonders Kinder gefabrdenden, auſtecken⸗ 
den Krankheiten leidet, der Befuch der Schulen und äbnlichen Anftals 
ten denjenigen Kindern nicht zu geftatten, welche mit dem Krauken 
in fortwährendem Verkehr fichen. Dafı 8. 14. 


(Mit anstecken- 131: An Perfonen, welche an auftecdenden HGrauk⸗ 
den Krankhei- Seiten Leiden, Dürfen Feine Neifepäffe ertbeilr werden. 
.. Konmen dergleichen Perfonen an einem Orte au, fo 
Das ae: find die Orts-Obrigkeiten und Polizeibehörden verpflich⸗ 

tet, fle nicht weiter reifen zu laffen, fondern auzubals 
ten und fo lange uuter Aufficht zu ſtellen, bis der mit Der medizinafs 
polizeilichen Aufficht beauftragte Sacverftändige fie felbft und ihre 

Sachen für nicht mehr anftecfend erffärt hat. Sind dieſe Perfonen 
nicht im Stande, ſich felbft die nöthige ärztliche Hülfe zu verjchaffen, 
fo hat die Polizeibehörde dafür Sorge zu tragen, daß ihnen diefelbe 
durch eine dazu verpflichtete Medizinalperfon zu Theil werde, in 
weicher Hinficht die Beſtimmungen der Kabinetdorder vom 14. April 
1832., den Umfang der amtlichen Verpflichtungen der Kreisphyſiker 
betreffend, zu beachten find. | 


Militairs und andere auf dem Marfch begriffene Perfonen, welche 
an anſteckenden Krankheiten leiden, find, fobald eine andere Möglich- 
Feit ihrer Unterbringung vorhanden ift, nicht bei deu Einwohnern 
unterzubringen. Ä 


Eben fo wenig dürfen gefunde Militairs oder andere Perſonen 
in Häufern einquartirt werden oder bleiben, in denen anftecfende 
Kranke fich befinden. Grfapmannfchaften, welche einem Truppentheil 
gugefendet werden, find vor ihrer Abfendung und Einftellung in Be⸗ 
zug auf anftefende Krankheiten zu te, und Judividuen, bei 
weichen ſich dergleichen vorfinden, außer Gemeinfchaft mit den ande: 
ven zu ſetzen. 

Sollten fie auf dem Marſch Gegenden paftirt haben, wo gefähts 
liche anftedende Krankheiten, wie Cholera, Typhus, Ruhr graffiven, 
fo find dergleichen Mannfchaften jedenfalls, fammt ihren Effekten, eis 
ner gründlichen Reiniguug zu unterwerfen, 


Mit anfterfenden Krankheiten behaftete Ausläuder, welche, bei 
ihrem Gintritt ind Land, noch nicht über fünf Meilen von der Grenze 
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entfernt find, follen, wenn es ohne Nachteil für ihre Gefundheit ges 
febeben Faun, unter Beobachtung der gehörigen Vorſichtsmaßregeln 
über die Grenze zurückgehracht werden, es fei denn, daß an dem 
Orte felbft die zu ihrer Aufnahme erforderlichen Anftalten fchon vor 
handen find. « 

Welche Borfchriften außerdem bei gewiſſen, befonders gefährlis 
chen anſteckenden Krankheiten binfichtlich des Eingangs von Neifenden 
aus dem Auslande zu beobachten find, ift bei diefen Krankheiten ans 
gegeben. Daf. $. 18. 

(Behandlung der 132. In der Regel darf Fein Kranfer wider den 
Kranken.) Willen des Familien-Haupts aus feiner Wohnun 

entfernt werden, und in zweirelhaften Fällen darf folched immer erh 
auf den Beichluß der Polizeibebörde oder der betreffenden Sanitäts- 
Tommiffion gefcheben, welche dafür zu forgen hat, daß der Transport 
auf eine für den Kranken nicht gefährliche und jeded Aufichen vers 
meidende Weife durch Perfonen bewirkt werde, welche mit den nöthis 
gen Vorfichtsmaßregeln befaunt gemacht worden find. 

Beſonders it auf die anderweitige rn von Erfranfs 
ten obiger Art alsdaun Bedacht zu nehmen, wenn Ddiefelben fich in 
zahlreich bewohnten Gebäuden, 3. B. Kafernen, Armenhäufern, Ges 
fänguiffen u. f. w. befinden. 

Der Transport von anftefenden Kranfen nach anderen Privats 
wohnungen darf nur mit Bewilligung der Polizeibehörde gefchehen, 
welche für die Beobachtung der bierbei erforderlichen ſauitäts⸗polizei⸗ 
Vichen Maaßregeln Sorge zu tragen hat. 

Bei der Einrichtung einer —— für auſteckende Krauke iſt, 
außer den Erforderniſſen der Heilanſtalten im Allgemeinen, hauptſäch⸗ 
lich noch auf folgende Punkte zu achten: a) das Gebäude ſei frei 
und ifolirt, wo möglich außerhalb des Ortes, jedoch nicht fo weit ent 
fernt belegen, daß der Transport der Kranken dadurch erfchwert 
und für diefe felbft nachtheilig wird. b) Es finde Fein freier Verkehr 
zwifchen der Anftalt und ihrer Umgebung ftatt; wenn die Gefahr 
der Krankheit und die Lage des Gebaudes es fo erfordert, fo ift letz⸗ 
teres augemeffen förmlich abzufondern. c) In der Anftalt ſelbſt muß 
Raum genug vorhanden fein, um jedem Kranken, bei gehöriger, 2%, 
bis 3 Fuß betragender Entfernung der Lager» Stellen von einander, 
wo möglich einen Luftraum von 540 Kubiffuß zu gewähren, — die 
Kekonvaleszenten son den noch Kranken gehörig trennen und — die 
eine Zeit lang belegt geweienen Zimmer von Kranken entleeren und 
grüudlich reinigen zu Fönuen, d) Weberhaupt muß zumal in Räumen, 
die zur Aufnahme fieberhafter und folcher anftedenden Kranfen, bei 
wel hen die Luft verderbende Abs und Ausfonderungen Statt finden, 
beftimmt find, auf Erhaltung einer reinen Luft, fo wie auf forgfäb 
tige Neinigung aller Gegenftände vorzugsweife geachtet wer 
e) Die Kleidungsftüde der Kranken find in befonderen Räumen aufs 
zubewahren und vor ihrer Wiederverabfol eg. vorfhriftsmäßig zu 
reinigen. HD Auch die Refonvaleszenten And 8 zum Ablauf ihrer 
Rekouvaleszenz noch iſolirt zu erhalten. Daf. 5. 16. 
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133. Bleibt der Kranke in feiner Wohnung, fo ift der denfelben 
behandelnde Arzt verbunden, mit darüber zu wachen, daß die fants 
täts-polizeifichen Vorſchriften genau befolgt werden. Die Koutrofle 
darüber fällt der Polizeibehörde anheim. Zugleich ift mit Strenge 
darauf zu achten, daß Feine unbefugte Perfonen mit der Behandlung 
anftefender Krankheiten ſich befaffen, und daß von den Apothekern 
keine Arzeneien zu ihrer Heilung ohne aͤrztliche Vorſchrift verkauft 
werden. Daſ. $. 17, 


(Isolirung.) 134. Wo die Sfolirung der Kranken mit befons 
deren Schwierigkeiten nicht verbunden, ift fie bei ges 
fährlichen Krankheiten, die eine allgemeine Verbreitung befürchten 
laffen, vorzugsweife zu empfehlen. Diefelde kann auf einen Theil 
der Wohnung befchränft werden, fobald diefe fo befchaffen ift, daß jener 
von den übrigen in demfelben Haufe befindlichen bewohnten Räumen 
ganz abgefondert werden kann, und einen eigenen, nicht durch andere 
wohnte Zimmer führenden Eingang hat. Es wird fodann der 
Kranke felbjt mit den zu feiner Wartung und Pflege erforderlichen 
Perfonen und denjenigen feiner Angehörigen, die fi nicht von ihm 
trennen wollen, von den fämmtlichen übrigen Bewohnern ded Haufes 
in der Art abgefondert, daß jede zur Wahrnehmung der Förperlichen 
und geiftigen Bedürfniffe des Kranken und der Reirigungsmaaßregeln 
nicht, weſentlich nöthige unmittelbare Kommunikation mit denfelben, fo 
wie jeder unmittelbare Verkehr nach außen, ſicher dadurch verhin- 
dert wird. Daf. $. 18. a 
In diefer Beziehung hat das J Min. der Medizinal⸗Angele⸗ 
genheiten nachfolgenden Bericht der Neg. in Liegnig fünmtlichen Res 
gierungen zur gleichmäßigen Beachtung mitgetheilt: 

Wenn die Sperrmaßregeln auf die Anftelung der Wächter von 
ewöhnlicher Beſchaffenheit befchränft werden, fo treten Unregelmä⸗ 
igfeiten, welche dad BVerfchleppen des Kontagii begünftigen, in der 

Regel ein, ja ed gefchieht nicht felten, daß dergleichen Wächter die 
Kranfenftuben, welche fie fperren follen, felbit betreten, und die Anz 
ftefungsgelegenheit vervielfältigen, da ſolche Wächter nach der Reihe⸗ 
tolge und nach und nach aus jedem Haufe des Orts geitellt werden. 
Wir haben feit einigen Jahren die Anordnung getroffen, daß bei 
Pockenausbrüchen in der Regel die betr. Häufer gar nicht, die Zim⸗ 
mer aber, in welchen fich die Pocenfranfen mit ihren Wärtern befins 
den, auf dad Strengſte geiperrt werden. 


Zu dem Ende wird die Thür, welche zu dem Krankenzimmer 
führt, unter Anwendung eines leicht zerreißbaren Bindfadens mit dem 
ortöpolizeilihen Siegel verfiegelt, und der Wächter mit der Juſtruk—⸗ 
tion verfchen, darüber zu wachen, daß jened Eiegel nicht verlegt 
werde; ferner die unvermeidlihe Kommunikation zur Darreihung der 
Lebensdedürfuiffe zc. vermittelt der Senfter zu bewirken, oder wenn 
das Kranfenzimmer fich nicht im Erdgefchoß befindet, und die Thür, 
welche zu demfelben führt, mit einem Fenſter nicht serfehen tft, oder 
bald verfehen werden kann, den Unter-Polizeibedienten zur Eröffunug 
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der Thür, fo oft es noͤthig iſt, herbeizuholen. Diefe Maßregel unter 
bricht den Öffentlichen Verkehr gar nicht, da fle fib auf den Krans 
Ten und feinen Wärter befchränft, und hat fih im biefigen Reg. 
Bez. vollfommen bewährt; denn da, wo fie bei den erſten Pockenfäl⸗ 
len angewandt wurde, fand gar Feine Verbreitung der Krankheit 
Statt, und in andern Fällen, wo die Anſteckungsgelegenheit frei ges 
waltet, und die Pocken bereits eine erhebliche Ausbreitung erreicht 
hatten, wurde die Kontagion dennoch in Furjer Zeit durch dieſe 
Maafregel getilgt. | 

Das Verſiegeln gefchieht übrigens immer fo, daß die in Sperre 
‚befindlichen Perfonen bei eingetretener Feuerds oder auderer Gefahr 
nicht behindert find, fich im Nothfall aus dem gefperrten Lokale zu 
entfernen. — Das Verfchließen der Kraukenzimmer könnte bei folchen 
Vorfällen die in Sperre befindlichen Perſonen in Lebensgefahr bringen.“ 


MM. NR, vom 50. Suni 4854 und Bericht der Reg. zu Liegnig vom 25. Fe 
bruar 1850. ‚ 


(Anheftung ei- 135. Wo eine ſolche Abfonderung des Kranken 
‚mer Tafel) nicht Statt findet, muß bei den Tebensgefährlichen auftes 
enden Kranfheiten, bei denen folched weiter unten näher angeords 
net ift, die — des Kranken mit einer ſchwarzen Tafel, auf 
weicher der Name der Krankheit auf eine in die Augen fallende 
Weife angegeben ift, bezeichnet werden. 


Die — der Tafel (fo wie die Aufhebung der Iſoliruug) 
darf erit dann erfolgen, wenn die Polizeibehörde auf Grund ärztlis 
cher Befcheinigung die Ueberzeugung erlangt hat, daß weder von 
dem Kranken felbft, noch von den in dem bezeichneten Naume befinds 
lichen Effeften eine Auſteckung länger zu befürchten ift. 


(Nähere Gemein- Bei den weniger gefährlichen Krankheiten find die 
schaft mit Ge- Kranken nur verpflichtet, ſich der nähern Gemeinſchaft 


sunden.) mit Anderen, indbefondere des Veſuchs öffentlicher 
Orte zu enthalten. Alles. Regul. $. 18. b. et c. 
(Reinigung.) 136. Nach der Eutfernung des Kranfen aus fer 


ner Wohnung ($. 132.) oder beim Verbleiben in ders 
felben ($. 133.) nach feiner durch den Arzt erflärten völligen Genes 
fung muß im erften Kal die Reinigung der Wohnung und der das 
‚cin befindlichen Effekten, im zweiten Kal auch noch die feiner Pers 
fon unter amtlicher Aufſicht nach Vorſchrift der Desinfeftiond- Jurs 
firuftion bewirkt werden. — Zedenfalld find die zur Wartung des 
Kranken befonderd augenommenen Perſonen der Reinigung vorſchrifts⸗ 
mäßig zu unteriverfen, Daf. 5. 19. | 


(Desinfektions- 137. Die Reinigung der Perfonen und Effekten 
Anstalten. kanu zivar fogleich an Ort und Stelle unter polizeilicher 
Aufficht von Sachveritindigen vorgenommen werden; au Orten aber, 
wo es ausführbar iſt, wird es zweckmäßig ſein, ein oder mehrere 
Desinfektionsan Jalten zu errichten und beſondere Desinfektions⸗Kom⸗ 
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miſſionen unter Leitung eines Polizeibeamten und Mitwirkung eines 
Sachverftändigen zu ernennen, unter deren amtlicher Aufficht Dies 
Geſchäft theils an Ort und Stelle, theild in befonders Dazu eingerich- 
teten Lokalen ausgeführt wird. Daf. $. 20. | 


(Verkehr mit in- 138. Alle Gegenftände, welche mit auſteckenden 
fizirten Gegen- Kranken in unmittelbare Berührung gekommen find, 
ständen.) dürfen nicht eher wieder in den Verkehr kommen oder 

verjandt werden, bis deren Reinigung vorfchriftdmäßig erfolgt ift. — 

Aus Gegenden des Auslandes, in deuen anftedende Krankheiten herr⸗ 

ſchen oder vor Kurzem geherrſcht haben, dürfen gebrauchte Betten, 

Kleidungsſtücke und Lumpen als Handelsartifel nicht eingebracht wers 

den. Daf. $. 21. 


(Verbrennung 139: Betten, ‚leider und andere Sachen, welche 
der Betten ete.) Merfonen, die an peſtartigen Kraukheiten geftorben 
find, an ihrem Leibe oder fonft zu ihrem gewöhnlichen Gebrauche ge- 
habt haben, muͤſſen bei willführlicher Leibes- oder Geldſtrafe fofort 
verbrauut werden. A. 2. R. II. 20. $. 726. 


(Ausnahmen die- 140. Sit der Kranfe an einer andern anftecfen- 
serhalb.) den Krankheit geftorben; fo iſt der Gebrauch oder 
Verkauf folcher Kleider und Sachen nur alddann erlaubt, wenn ein 
approbirter Arzt auf feine Pflicht bezeugt, daß demfelben durch Ans 
wendung der erforderlichen Mittel die Gefahr der Auſteckung ber 
nommen worden. Daf, $. 797. 


(Handel mital- 141. Das Einbringen alter Kleider aus der Fremde 
ten Kleidern.) zum Händel im Lande ift allgemein verboten, dagegen 
aber der Handel damit nach dem Auslande, unter gehöriger Aufſicht, 
erlaubt, fo wie auch jedem Neifenden geftattet ift, ſchon gebrauchte 
- Kleider zum eigenen Bedarf einzubringen. Der Handel mit fremden 
alten Kleidern darf nur von den Pachöfen aus Direft nach dem 
Auslande betrieben, folglih in Orten, wo Feine Packhoͤfe oder öffents 
liche Niederlagen befindlich ſind, nicht gejtattet werden. Dergleichen 
alte Kleider muͤſſen auf den Packhöfen bis zum wirklichen Ausgange 
nach dem Ausdlande unter Mitbefchluß der Steuerbeamten verwahrlich 
niedergelegt werden, und der Verſender oder Verkäufer iſt fehuldig, 
bei Vermeidung der gefeßlichen Strafe, den richtigen Ausgang über 
die Grenze durch Beibringung des gebörig beicheinigten Begleitſcheius 
vor dem Hauptgrenzzollamte zu juſtifiziren. Königl. Zirfular vom 22. 


Dezemb. 1801. (Meue Ediftenf. von 1801. ©, 622.) M. R. vom 7. Septb, 
41816. (v. d. Heyde Repert. Th. L. ©. 557.) 


(Hausirhandel 142. Mit alten Kleidungsſtuͤcken und Betten darf 

mit Betten. Fein Haufirhandel getrieben werden. Hauſir-Edikt vom 

Vranch der 28: April, 9824. Neue Betten find nicht ausgejchloffen, 

selben.) indem die Beurtbeilung Schwierig fein möchte, ob Betz 
ten ſchon gebraucht oder ganz neu find. M, St, u. 20. 
Auguft 1825. (v. 8, U. 1826 ©, 450.) 
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(Behandlung der 143. Die Leichname der in Privatwohnungen an 
Leichen der an auftecfenden Krankheiten Geftorbenen find, fobald die 
Krankheiten ätlihe Anerkennung des wirflich erfolgten Todes 
Verstorbenen.) Statt gefunden hat, im befondere möglichit iſolirte 

Raäume zu bringen, und bis zur Beerdigung nach Vors 
fehrift der Desinfeftiond- Inftruftion zu behandeln. Die Beerdigung 
derjelben darf vor Ablauf der allgemein geſetzlich beftimmten Friũ 
nur dann erfolgen, wenn der Arzt die dringende Nothwendigkeit der 
früheren Beerdigung befcheinigt. Cie gefchieht unter Beobachtung der 
allgemein gültigen Vorfchriften, in der Negel auf den gewöhnlichen 

Kirchhöfen, beionderd wenn Ddiefelben außerhalb des Orts oder in 

nicht fehr eng umbaueten Theilen defjelben liegen. Wo dies nicht der 

Fall ift, und die Umjtände befondere Vorkehrungen erforderlich mas 

den, muß die Polizeibehörde im Voraus für die Grmittelung und 

Befriedigung anftindiger Beerdigungsplätze, für deren Abtheilung 

nach den vorhandenen verfchiedenen Konfeffionen und für ihre Eins 

weihung nach deren Ritus forgen. — Die Särge müſſen gehöri 
verpicht werden, und die Gräber wo möglich eine Tiefe von 6 Fus 
erhalten. — Znſammenkünfte des Leichengefolges in den Sterbewoh— 
nungen find nicht geſtattet. — Nach Beltattung des Verftorbenen 
find deſſen Wobunng und Effekten vorfchriftsmäßig zu desinfiziren. 
($. 156.) Alleg. Regul. $. 22. 


(Oeffentliches 144. Das öffentliche Ausftellen aller und jeder 
— von Leiche, die Oeffnung der Särge bei den Begräbnißze— 

— remonien und das Singen der Schulknaben bei offenen 
Särgen iſt verboten. Königl. Reſkr. vom 18. April 1769. (Meue Edikt. ©. 
B. 4. ©. 5699.) Zirful. vom 18. Septbr. 1787. (Daf. Bd. 8. ©. 1597) vom 
24, Novemb. 1801. (B. 11. ©. 603.) vom 8, Suli 1802. (S. 959.) 

145. Kontraventionen werden mit einer Geldbuße von 5 Thlr. oder 
achttägiger Gefängnißitrafe geahndet. Reſkr. vom 18. Januar 1804. Zirf. 
der Kurmärffihen SKiegs: und Domainen- Kammer vom 14. Septemb. 1807. 
(Auguſtin Bd. 1. ©. 184) 
 (Leichenbeglei- 146. Wenn Jemand an einer auſteckenden Kranf- 

tungen.) heit geftorben ift, muß außer den Geiftlichen und Schul⸗ 
dienern und etwa folchen Perfonen, welce in der Bebaufung des 
Verſtorbenen fih aufhalten und vorichriftsmäfig gegen Anftefung fich 
gefichert haben, feine andere Perfon zur Begleitung der Leiche zuges 
laffen werden. Hiernach ift befonderd den Schulfindern und andern 
Zuſchauern der Eintritt in das Sterbehaus nicht zu geſtatten; vors 
nemlich aber muß die Oeffnung der Eärge im Haufe beim Abholen 
‚ der Reiche, oder auf dem Gottesacer ganz unterbfeiben, und es ift 

die Beerdigung folcher Leichen in aller Frühe und Stille zu bewirken. 


blik. der Regier. zu Merfeburg vom 12. Aug. 1819. An 
— f : 147. Vorſtehende allgemeine fanitätd » polizeiliche 
—— — Vorſchriften finden bei den einzelnen anſteckenden Krauk⸗ 
ee Vor. beiten überall ihre Anwendung, wo fie nicht durch die 


schriften.) nachfolgenden fpeziellen Vorfchriften ausdrüdlich modis 
fizirt find. 
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Die darin ertheilten Beſtimmungen find von den Polizeibehörden 
unter Androhung angemeffener Ordnungsftrafen einzufchärfen, und es 
veriteht fich von —* daß deren Uebertretung auch dann noch ſtraf⸗ 
bar bleibt, wenn ein Schaden daraus nicht entſtanden ſein ſollte. 
Iſt aber ein Schaden wirklich dadurch herbeigeführt, und Jemand an 
feiner Geſundheit, an feinem Leben oder an feinem Vermögen befchäs 
digt worden, fo treten die allgemeinen Strafbeftimmungen des Lands 
rechts Th. 11. it. 20. $. 777. uud folgende, uud 1506. und 1507. 
ein. Alleg. Regul. $. 23. * | 


IL Spezielle fanitätspolizeiliche Borfchriften für die ein 
zelnen anftedenden Krankheiten. 

Ä u Sholera 

(Wirksamkeit 148. Die Sanitätd- Kommiffionen find bei Annähes 
der Sanitäts- rung der Cholera nicht nur zu einer erhöheten Aufs 
— merkſamkeit und Fuͤrſorge hinſichtlich des allgemeinen 
—— Geſundheitszu ſtandes (nach $. 122) verbunden, ſondern 
auch verpflichtet, die Einrichtung zweckmaͤßiger nicht zu entfernt ges 
legener Kranfenanftalten, die Beichaffung der nöthigen Arzneimittel 
und Utenſilien, dedgleichen die Ermittelung des erforderlichen Perfos 
‚nald an Aerzten, Kranfenwärtern u. ſ. w., fo wie der etwa erfor 
derlichen befonderen Begräbnißpläge zeitig zu veranlaffen und zu beförs 
dern. Daf $. 24 


(Anzeige von 149. Jeder Cholera» Erfranfungsfall it (nah $. 

Erkrankungs- 125) der Polizeibehörde anzuzeigen, bei 2 bis 5 Thlr. 

Fällen.) Polizeiftrafe, wenn der dazu Verpflichtete von dem Vor; 
bandenfein der Krankheit unterrichtet war, Daf. $. 25. 


(Absonderung 150; Bleibt der Kranke in feiner Wohnung, fo 
der Cholera- findet entweder die Iſolirung defielben oder die Bezeichs 
nr ung der Wohnung mitteljt einer Tafel (mac) $. 134 
und 135) Statt. Wer die hiernach getroffenen Anordnungen vers 
legt, hat eine Geldſtrafe von 2 bis 10 Thalern oder 3, bis L4tägige 

Gefänguißftrafe verwirkt. (Daſ. $. 26.) 

Desinfektion.) 151. Die Desinfektion der Genefenen, fo wie der 
Wärter, der benutzten Effeften und Wohnungen ges 
ſchieht nah der Desinfeftiond Inftruftion bei vorge 
dachter Strafe. Daf. $. 27. 

(Bestimmungen 152. Für die inländiiye Flußſchiffahrt ſind auf 

für die inlän- denjenigen Waſſerſtraßen, welche mit Gegenden, wo⸗ 

gische Schiff zin die Cholera epidemiſch verbreitet ift, in Direfter 
Kommunikation ftehen, an beftimmten, von den Ober: 
aim Allgemei- yräfidenten zu bezeichnenden Punkten genane Reviſio⸗ 

. nen des Gefundheitözuftandes der auf den Schiffen be⸗ 

findlichen Mannfchaft durch die Ortöpoligeibehörden oder andere ges 

eignete, fpeziel damit beauftragte Beamte, und, wo ed möglich ift, 
unter Zuziehung eined Arztes, anzuordnen. — — ſolche Waſ⸗ 


2 
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aßen befahrenden Schiffes muß von des Polizeibehoͤrde feines *!ls 
—— * ein Schreiben ertheilt werden, in welchem die auf dem 
| fe befindliche Meaunfchoft vergeichnet und deren Geſundheitszu⸗ 
fand angegeben ift, und welcher an jedem Nevifionsorte vifirt wers 
den muß. Während der Fahrt darf von dem Wahrzeuge Niemand 
ohne Vorwiſſen der Poolizeibehörde des Orts entlaffen werden. Diefe 
Faun ihre Erlaubniß dazu nur alddann ertheilen, wenn fie zu beſchei⸗ 
nigen vermag, daß der. Entlaffene im unverdächkigen Geſundheitszu⸗ 
ftande fich befindet. — Ber Schiffer, der fi ohne oben gedachten 
Schein auf die Fahrt oder Jemaunden von dem Schiffe ohne 
polizeifihe Grlaubniß enfläßt, verfällt in eine Geldftrafe von 5 bis 
10 Thalern oder in Bo bis 14tägige Gefaͤugnißſtrafe. Daſ. $. 28. 
Geſundheitsatteſte In Beziehung auf die Abwehrung der Cholera 
find ſtempelfrei. A. R. DO, vom 20. Suli 1831. 


b. in Erkrn 153. Wenn auf einem Flußfahrzeuge während der 
"kuugsfällen auf Neiſe die Cholera ausbricht, fo iſt der Schiffer oder 
den Schiffen. deſfen Vertreter verpflichtet, dies der Polizeibehörde 
des. naͤchſten Orts, welchen er auf feiner Fahrt zu berühren bat, 
bei der $. 152 feſtgeſetzten Strafe anzuzeigen, dad Fahrzeug felbft 
aber noch in einiger Entfernung von diefem Orte anzuhalten. — Die 
gedachte Polizeibehoͤrde hat ſodann das Schiff fofort zu ifoliren und 
unter Obfervation zu ſtellen, auch dafuͤr zu forgen, daß die Manns 
fehaft mit deren etwaigen Bedürfniffen unter Beobachtung der erfors 
derlichen Vorfichtsmaßregeln verfchen werde. — Die Sreilaffung des 
Schiffes erfolgt erft, wenn die Krankheit auf demfelben gehoben, die 
Mannfhaft ſammt ihren Effekten vorfchriftsmäßig gereinigt und ins 
nerhalb 5 Tagen Fein neuer Erkrankungsfall vorgefommen ift, was 
in dem Scheine des Schiffer atteftirt werden muß. In diefen Scheis 
nen der Schiffer muß eine ausdrüdlihe Auweiſung zur Befolgung 
desjenigen enthalten fein, wozu fle uach dieſem und den vorſtehenden 
$$. verpflichtet find. Daf. z. 29. 


(Desinfektion 154. Die anf einem Fahrzeuge, worauf die Cholera 
| _ zu ſich gezeigt hat, befindfi Waaren werden am Aus⸗ 
u derSchifte. ladeorte, foweit fie mit den Erkrankten in Berührung, 
selbst.) — ſein koͤnnen, was in jedem einzelnen Falle 
em pflichtmaͤßigen Ermeſſen der Ortsſanitaͤtskommiſſion 
zur Beurtheilnung uͤberlaſſen bleibt, wie ſolche Gegenſtaͤnde behandelt, 
welche ſich in der Wohnung giues Cholera⸗Krauken befunden haben; 
fie dürfen daher den Empfängern erſt nad) vorgängiger vorſchrifts⸗ 
mäßiger Desinfektion verabfolgt werden, welche, in Grmangelung 
befouderer Lokale dazu, auf den Schiffen felbft unternommen werden 
Fan. Auch das Schiff felbft muß nach Anleitung der Desiufektious⸗ 
Inftruftion gereinigt werden. Daf. $. 30. 


(Beobacht 155. Die von Orten, wo die Cholera berrfcht 
quranlaine) üßer Cee eingeheuden Ceiffe tuerden einer siertägigen 
Beobachtungsquarautaine unterworfen. Nur in denjenigen Häfen, welche 


#: 
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ſelbſt von der Cholera ergriffen find, iſt ed den Behoͤrden geftattet, 
diefe Obfervationsgirarantaine zu erlaffen. Flußfahrzeuge, welche aus 
Gegenden des Auslandes Fommen, wo die Cholera herrſcht, werden 
an dem Eingangspunkte auf der Grenze fünf Tage hindurch unter 
Obfervation geftellt. 

Wer diefe Quarantainen verlegt, hat eine Geldftrafe von 10 bis 
50 Thalern oder Gefängniß von 14 Tagen bis 6 Wochen verwirkt. 
Daf. z. 31» j 


156. dat fich "während diefer Obfervation Fein bedenklicher Er⸗ 
Franfungsfall auf dem Schiffe ergeben und hat daffelbe auch waͤh⸗ 
rend ſeiner Reife Feine Cholerakrauke am Bord gehabt, worüber durch 
Einſicht der Schiffspapiere und Vernehmung des Schiffsführerd uud 
der Mannfchaft die möglichite —— gewonnen werden muß, 
fo find die Seeſchiffe zur Praktik im dem Hafen, die eingeheuden 
Flußfahrzeuge aber zur —— — ihrer Reiſe zu verſtatten. Hat aber 
das Schiff Cholerakrauke am Bord gehabt, koͤmmt es mit ſelbigen an, 
oder zeigt fich diefe Krankheit unter der Mannfchaft oder den Neis 
fenden während der Obfervationsquarantame, ſo ift damit bei den an 
der Grenze in Quarantaine liegenden Flußfahrzeugen nach $. 150, 
. amd bei den vor dem Hafen angefommenen Seeihifen, nachdem der 

‚Kranke von dem Schiffe entfernt worden ift, nach Vorfchrift des 8. 
154, jedoch mit der Maßgabe zu verfahren, daß eine Desinfektion 


der in den Lagerungsräumen der Seeſchiffe befindlichen Handlungs⸗ 


güter niemals Statt findet, Daſ. 3. 32. 
CAnsnchme,) 157. Auf denjenigen Strömen, anf welchen die 


Uferftaaten darüber abgefchloffenen Vereinbarungen, für frei erffärt 
worden ift, follen die fremden, aus Gegenden, wo die Cholera 
berrfcht, Tommenden Schiffer, welche nicht Sholerafranfe an Bord 
haben und, ohne im Preußifchen Gebiete eins oder ausladen oder 
fonftigen Verkehr treiben zu wollen, lediglich die freie Durchfahrt 
in Anfpruch nehmen, wider ihren Willen zu einer Obfervationss 
quarautaine an den Grenzen nicht angehalten werden. — Derglei⸗ 
en Schifferu ift alddann jedoch jedes Betreten der Ufer, felbft zum 
Behufe des Treideins, zu unferfagen. — Sie find bei ihrem Gins 
fritte in das Preußiſche Gebiet. darüber zu veruehmen, ob fie unter 
Diefen Bedingungen die Befreiung von der Obſervationsquarantaiue 
verlangen, und im Kalle der Bejahung mit einer befonderen, waͤh— 
vend ihrer Durchfahrt auf dem Maftbaume zu führenden: gelben Flagge 
zu verſehen, damit bei Erhebung der Gebühren und andern etivaigen 
eig Tree mit der gehörigen Vorſicht gegen fie verfahren wer 
en koͤnne. 

Die genaue Beobachtung der desfallfigen, ihnen ertheilten Vor⸗ 
fchriften ift, unter Androhung angemeffener Ordnungsfteafen für Ver; 
faumnifje und Uebertretungsfälle, den Schiffern —— zur Pflicht 
zu machen, und das daruͤber aufgenommene Protokoll ihren Legiti⸗ 
matiousdokumenten in beglaubigter Abſchrift br Nr Daf. $. 33, 


— 


ndelsſchiffahrt, im Folge der unter dem betheiligten 


ar 
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(Bestimmungn 158. 4) Aus einem Orte, an welden die Cho⸗ 
‚hinsichtlich des fera berrfcht, darf Feine Erfagmannfchaft genommen 
' Militairs.) werden. 2) Bei Märfchen von Truppen, NRefruten, 
Kriegsgefangenen ift ar darauf zu achten, daß folche, wo möglich, 
nicht Gegenden und Ortichaften pafiren, in denen die Cholera zum 
Ausbruche gekommen if. Noch weniger dürfen Häufer bequartirt 
werden, in denen. fih Cholerakranke befinden. Iſt bei dergleichen 
Maͤrſchen das Paſſiren folcher Gegenden nicht zu vermeiden, oder kom⸗ 
men die Truppen u. f. w. aus Gegenden, in denen die Cholera 
herrſcht, fo muß ihnen jedenfalls ein Militairarzt beigegeben werden, 
welcher den Gefundheitszuftaud der Einzelnen genau zu beauffichtigen 
und bei eintretenden Erfranfungsfällen ungefünmt die erforderlichen 
Maßregeln zu treffen hat. 3) Bricht in einem Garnifonorte die Cholera 
aus, fo find die Militairperfonen ſchnell aus den verdächtigen Häns 
fern zu entfernen, zu reinigen und in Kafernen oder anderen zu ihrer 
Aufnahme eingerichteten öffentlichen Gebäuden unterzußringen, fo wie 
auf der andern Eeite auch cholerakranfe Soldaten fehnell aus den 
Wohmungen der Einwohner entfernt werden müſſen. — Greift die 
Krankbeit fer um fih, fo kann der Ausmarfh der Truppen zur 
Sicherſtellung derſelben nothwendig werden, wobei jedoch Diejenigen 
Maßregeln getroffen werden müſſen, welche erforderlich find, um eine 
weitere Verbreitung der Krankheit durch die Truppen felbft zu vers 
hüten. — 9 Ju Garniſonorten, wo die Cholera ſich zeigt, oder 
welche davon bedroht werden, ift die Nahrung, Bekleidung, Lebens 
weife und Befcbäftigung der Truppen ‚genau zu beachten, und find 
demgemäß angemefjene Juſtruktionen von den Befehlöhabern zu ers 
laſſen. Diefelben haben die zur Erwärmung des Körpers der Leute 
dispouibleu Mittel zu dieſem Zwecke zu verwenden. Eben fo find bei 
der Errichtung von Lagern und bei der in denfelben zu handhabeuden 
Ordnung die erforderlichen fanitäts polizeilichen Maßregeln genau zu 
befolgen. (S. auch $. 131.) Daſ. $. 34 | 


2. TZpyphuß, 


(Verhütung der 159. Vermeidung von Raumüberfüllung durch 
— des Meuſchen und die Erhaltung einer reinen Luft im 
Typkus.) den Wohnungen, fo wie Beobachtung der größten 
Neinlichkeit if} überhaupt erforderlich, und liegt e8 den Polizeibehörs 
den und Sauitätskommiſſionen, namentlich unter folchen Umſtäuden, 
‚unter denen eine Typhus⸗Epidemie mehr als fonft zu befürchten iſt, 
ganz befonderd ob, hierfür die nöthige Sorge zu tragen und auf die 
erften Anzeichen der Krankheit, namentlich in Öffentlichen Anftalten, 
ein genaned Augenmerk zu vichten. Daſ. $. 35. 


(Anzeige von 160. Zeder vorfommende Erkrankungsfall iſt der 
—— Polizeibehoͤrde (nach $. 125) anzuzeigen, bei 2 bis 5 
* Thaler Polizeiſtrafe, wenn der dazu Verpflichtete von 
— en der Krankheit unterrichtet war. 

af. $. 38 | 
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(Verhütung.der 161. Zur Verhütung der weiteren Verbreitung ift 
weitern Ver zunaͤchſt erforderlich, Daß von Seiten der Eimvol- 
hesitung) ner Diejenigen diätetiſchen Verhaltungsregeln befolgt 
a. durch diäteti- gyerden, welche ſowodl im Allgemeinen als auch iıds 
sches Verhalten, heſondere für die vermöge ihres Berufs mit Tophus⸗ 
Franfen am häufigiten in Berührung Fommenden Perfouen gegeben 
. find, und’ die Sanitärsfommiffiouen müfjen es ſich augelegen fein laf 
fen, hierauf nach Kräften hinzuwirken. Daf. $. 37. 

b. durch Ver- 162. Demuächt iſt die möglichite Trennung der 
meidung der GrPranften von den Gefunden erforderlich, entweder 
Kranken) · durch Iſolirung der Kraufen oder durch VBezeichuuug 
der Krankenwohnung mittelft einer Tafel. ($. 134 u. 135.) Dieſe 
Maßregel darf Feinenfalls vor erfolgter völliger Genefung der Krans 
Fen aufgehoben werden, da die Verbreitung des Typhus auch beons 
derd durch Rekonvaleszenten befördert wird. — Eiue Veruachläjfls 
gung diefer Vorſchrift wird nach $. 150 geahudet. Daf. 3. 38. 


(Desinfelition.) 163. Die Desinfektion der Genefenen fo wie der 

Waͤrter der benutzten Effekten und Wohnungen gefchieht 
nach der Desinfektions⸗Juſtruktiou. Eine Vernachläſſigung diefer Bes 
ſtimmung wird nach $. 151 geahndet. 


(Bestimmungen 164. Für das Militair gelten die nämlichen Ber 
— des ſtimmungen, welche für daſſelbe bei dev Cholera ges 
= geben worden find. ($. 158.) 

Auperdem noch Folgendes: 1) Möylichft müjjen Ueberfüllungen 
einzelner Ortichaften umd Lofatitäten vermieden werden. 2) Für den 
Fall, daß ſich dennoch der Typhus entwiceln follte, find in der Nähe 
Bed Kriegsſchauplatzes, ſo wie an den Orten, die auf den Etappen⸗ 
ſtraßen liegen, eigene zweckmäßig eingerichtete Feldlazarethe für Ty⸗ 
phuskranke zu errichten, in welche andere Kraͤnke nicht aufgenom⸗ 
men werden dürfen. 3) Einer beſonderen Aufſicht find die Erſatz⸗ 
mannfchaften und Kriegsgefangenen zu unterwerfen. — Die von Ges 
ſunden zu trennenden uud mit Einwohnern außer Berührung zu fetz 
zenden Kranken müffen im die zu Gebote ftebenden, den Jahreszeiten 
angepaßten, wo möglich vor den Thoren belegenen Räume, Scheu⸗ 
nen, SKafernen u. f. w., uötbigenfals in frei gelegene Baraden, 
untergebracht werden. Ihr weiterer Trausport muß uuterbleißen, 
und nicht uur fie ſelbſt, ihre Effeften und die von ihnen benußten 
£ofalitäten, fondern auch die Schiffe und Wagen, auf denen fie 
transportirt worden find, und deren Führer jede Gemeinſchaft mit 
ihnen vermeiden müfjen, find forgfältig zu reinigen, " werthlofe Ge⸗ 
genſtaͤnde aber, wie 4. B. das Lagerſtroh, zu verbremmen. Mit Ges 
nanigfeit it daranf zu wachen, daß von ihren ungereinigten Effeften 
nichts vertrödelt werde und in die Hände der Eimvphner gelauge 
Daf. 5 40. 

3. Nuhr 


| (Anzeige an die 165. Die der Polizeibehörde zu machende Anzeige. 
Polizeibehörde.) ($, 425.) iſt nur bei bösarriger, anſteckender und 


ai 
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epidemifch ich verbreitendes Rubr erforderlich, kann daber unterbleis 
ben bei gutartigen und fporadifchen Fällen Diefer Krankheit. Der 
Arzt, der Die Anzeige eines bösartigen Ruhrfalles unterlaͤßt, fäallt 
in eine Geldſtrafe von 5 Thalern. Soll eine allgemeine Verpflich⸗ 
tung zur Anzeige entſtehen, fo muß die Polizeibehörde des Kreiſes 
dazu eine befoudere Aufforderung erfaffen, und die Säumigen wer« 
deu — von der oben $. 149. gedachten Polizeiſtrafe getroffen. 
Daf. $. 41. | | 


(Sonstige sand 166. Fuͤr die bösartige, anftedende Nuhr gelten 
olizeiß- dieſelben Geſtimmungen, welche hinfichtlich des Typhus 
x) OSHUT gegeben worden find, fo wie auch die das Militair bes 
teoffenden Anorduungen bei der Cholera. ($. 158.) 
| Ben der bier beſonders zu berädfichtigenden Auslcerungen 
der Kraufen wird auf die Desinfektious « Juftruftion verwielen. 
Daf. $. 42. | 
(Maassregeln 167. Erlaugt die gutarfige, nicht anſteckende Nuhr 
hei der gutar- eine epidemifche Verbreitung, fo haben die Ganitätds 
fügen Bahn.) Fommiffionen durch puͤnktliche Grfülfung ihrer Obliegens 
beiten ($. 122.) die Entwickelung eined bösartigen Charakters der 
Krankheit moͤglichſt zu verhüten, zugleich aber Die für dieſen Fall 
erforderlichen Vorbereitungen zu treffen. Daf, $. 33. 
4 Boden 
(Anzeige an die 168. Jeder Fall von Erkrankung au den Pocken 
Polizeibehörde.) {f}, hei Vermeiduug einer Gelditrafe von 2 bis 5. 
Thalern oder Z⸗ bis Btägigem Gefängniß, der Polis 
zeibehörde (nach $. 125.) anzuzeigen, Daf. $. 24. 
(Absonderung 169. Bleibt der Pockenkranke in feiner Wohnung, 
der Kranken.) ſo findet entiweder die Iſolirung deſſelben oder die Ber 
| zeichnung der Wohnung mittelit einer Tafel (nah $. 
134 u. 135) Statt. 
Eine Veruahläffigung der desfallfigen Vorſchriften zieht die $. 
150 angebrobten Strafen nach Ab. Daf. 5. 48. “wa 


(Errichtung von 470. Kür den all, daß die Anzahl der Pocken⸗ 
Pockenbäusern.) Franken an einem Orte ſich ungewöhnlich vermehren 
follte, find daſelbſt zur Aufnahme derjenigen, welche in ihren Wobh⸗ 
nungen nicht bleiben Pönnen, eigene, ſtreng zu ifolivende Podenhäus 
fer zu errichten, oder befondere forgfältig gefchiedene Abtheilungen der 
größeren Kraukenhaͤuſer zu diefem Zwede zu beſtimmen. Daf. $. a8. 


[Massregeln beim 171. Brechen in einem Haufe die Pocken aus, fo 
Ausbruc ift genam zu unterfuchen, ob in demfelben noch ans 
ftefungsfähige Individuen vorhanden find, deren Vakzination alsdanu 
in der Lürzeften Zeit vorgenommen werden muß. — Bei weiterer 
Verbreitung der Krankheit find zugleich ſämmtliche übrige Einwohner 
auf die drohende Gefahr aufmerffam zu machen und aufzufordern, 
ihre noch auſteckuugsfaähige Angehörigen ſchleuuig vakziniven zu laſ— 


a 
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fen, gu welchem Gnde von Seiten ter Medizmalpolizel Die nörbigen 
Beranftaltungen getroffen und erforderlicheufalls Ziwangsimpfungen 
bewirft werden muͤſſen. Daf. $, 5% 


(Revakzination.) 172. Auch tft, wie Überhaupt, fo unter den ges 
nannten Umftänden insbeſondere, den ſchou vor laͤn⸗ 
gerer Zeit, wenn auch mit Erfolg geimpften Judividuen, eine Res 
varzination, wegen der dadurch bewirkten größeren Sicherheit, zu em⸗ 
pfehlen. Daf. & 56. Ä 


(Desinfektion.) 173 chtlich der Dedinfektlon wird Im Fall 

erfolgter efung auf $. 136., im Todesfall auf $. 
444. verwieſen, und zieht eine Bernahläfigung der deshalb ertheils 
ten Borfchriften die 5 151 gedachte Strafe nad) ſich. Dai. 8. 47. 


Beerdigung.) 174. Jede unnöthige Berährung dev Leiche muß 
vermieden, diefelbe daher mit den dern, in welchen 
der Krauke geitorben it, in einen Gary mit verpichten Fugen ges 
legt, nicht zur Schau ausgeflellt, fondern ſtill zu Grabe gebracht, 
wo möglich gefahren werden. — Denjenigen, welche mit der, 
Leiche haben in Berührung kommen muͤſſen oder dieſelbe zu Grabe 
—— haben, if eine Neinigung (nach $. 444) au empfehlen. 
af. $. 


(Varioloiden,) 175. Saͤnmtliche, die Achten Menfchenpoden bes 
treffeude fanitärs -pofizeilibe Anordnungen find and, bei 
den fogenannten Barioloiden oder modiflzirten Meuſchenpocken zu bes 
folgen. Duf 8 4a 
d, Mafern, Sharlad und Rötheln. 

(Anzeige an die ._ 176, Bei den Mafern, Scharlach und Nötheln 
r aa find die Aerzte, bei der F. 165 beftimmten Gelöftvafe, 

zur Anzeige alsdann verpflichtet, wenn beſonders bösartige oder 

Befonders zahlreiche Fälle ihnen vorfonmen. Die Polizeibehörde bat 

im letztern Fall Maßregeln zu treffen, um fi in Kenutwiß über den 

ger ang der Gpidemie zu erhalten, und danach nöthigen Falls die 

Verpflichtung zur Anzeige aller vorkommenden Erkrankungsfaͤlle nach 
165 feſtzuſtellen. Daſ. $. 59. 

(Bezeichnung . 177. Die Bezeichnung der Krankenwohnung durch 
he — — eine Tafel — Iſolirung des Kranfen ($. ven u. 
—2 135) iſt ebenfalls nur in Faͤllen befonderer Boͤsartig⸗ 

Feit erforderlich, und find alsdanır die von der Behörde 
getroffenen Auorduuugen bei Vermeidung der $. 150 bejtimmten 

Strafe genau zu befolgen. Daf. $. 60. 


(Desinfcktiog) 178. Die Desinfektion der Genefenen und der 

wahrend der Krankheit beuußten Effeften und Wohnuns 
gen gefchieht auf Die in der Anweifung zum Besinfeftionsverfahren 
vorgefchriebene Weile. Die Vernachläfigung zieht die F. 151 ange 
drohte Strafe nach ſich. Daſ. 3. 01. | 


408 T Tit. VE Kar. 10, Gefuntheitspolizei. 


6. Kontagiöfe Augenentzündung. 


(Bestimmungen 179. 1) Als dergleichen Kranke find ſofort außer 
— , Semeinfhaft mit den übrigen Maunſchaften zu ſetzen, 
TE und in befouderen . Cazaretbabtheifungen zu behandeln. 
2) Wenn e8 einer mehrmonatlichen Behandlung unmöglich geblieben 
ift, den normalen Zuftand der Augenfieder herbeizuführen, fo müſſen 
die Kranken aus den Lazarerben beurlaubt und, felbft vor Beeudis 
gung ihrer Dienftzeit, in die Reſerve entlaffen werden, fobald fie nach 
- dem Zeugniß des betreffenden Arzted in der Nekonvaleszenz fo weit 
vorgeichritten find, dag eine Anſteckungsfähigkeit bei denfelben nicht 
mebr Statt findet. 3) Dabei ift auf das. Sorgfältigite darauf zu 
halten, daß die zu entlaffenden Perſonen ſowohl felbit gehörig gereis 
nigt als auch mit vollfommen gereinigten Kleidungsftucen veriehen 
werden. 4) Zugleich find den betreffenden Negieruugen namentliche 
Liften der zu entlaffenden Augenkranken⸗Rekonvaleszenten mit Angabe 
des Wohnorts derfelben einzureichen. — Die Negierungen haben die 
Kreis: und Medizinalbeamten hiervon zu benachrichtigen ‚ und dieſel⸗ 
ben, fo wie die Ortsvorſteher uud vorzüglich Diejenigen Aerzte und 
Shirurgen, welche an dem Aufenthaltdorte des zur Neferve Entlaffes 
nen oder wenigftend in der Nähe deffelben fi befinden, auffordern 
zu laſſen, ein vorzügliched Augenmerk auf jene Nefonvaleszenten zu 
richten, — Außerdem ift eine Belehrung über die gegen dergleichen 
Nekonvaleszenten zu beobachtenden Vorſichtsmaßregeln zu publiziren ($. 
122 ad 3.) Bei etwa eintretenden Nuͤckfällen aber iſt ein ſolcher 
Kraufer, wenn er noch nicht über Jahr und Tag aus dem ftehens 
dem Deere entlaffen ift, ohne weiteres dem nächiten Militairlazareth zu 
überliefern, andern Falls fallt feine Behandlung der Zivilbehörde aus 
heim, ($. 180.) Daf. $. 62; 


, 180. Kommen dergleichen Augenkranke unter den 

2 —— Zivilperſonen vor, fo treten hiuſichtlich derſelben die 

und Öffentlichen Algemeinen fanitätss polizeilichen Vorſchriften für bie 

Anstalten.) minder gefährlichen anfteenden Krankheiten in Wirk⸗ 

famfeit. ($. 135.) Eine befondere Aufmerkfamfeit ift 

hierbei auf ſolche Öffentliche Anftalten zu richten, in denen eine große 

Auzahl von Menfhen zufammeen lebt. Bei hier ausbrechender Krank⸗ 

beit kanu die Evakuation der Anftalt, theilweife oder gänzlich, erfor⸗ 
derlich werden. Daf. $. 63. 


(Desinfektion) 181. Die Dedinfeftion der von den Kranken benugten 

Sffeften und Wohnungen gefhieht nach der in der An 
weifung zum Desinfeftionsverfahren gegebenen Vorfchriftz und nd 
zn die Beſtimmungen des 5 145 und 151 Anwendung. Daſelbſt 


7. Die Syphilis, 


182. Die Polizei fol die Verbreitung der venerifhen Krank 


es durch ſchickliche Anftalten zu verhüten fuchen. A. L. R. IL 
20. 3. 1016 j 
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(Verhütung der 183. Die Anzeige an’ die Ortspolizeibehörde ($. 
Ausbreitungve- 495,) ift nur dann erforderlich, wenn nach Ermeſſen 
merischerRrank- des Arztes von der Verſchweigung der Krankheit nach⸗ 
zeige dersel- heilige Folgen für den Kranken jelbit oder für das 
ben.) | Gemeiuweſen zu befürchten find. Ju diefen Fällen ift 
der betreffende Arzt dazu verpflichtet, uud eine Vers 
nachlaͤſſigung fol mit einer, in Wiederbolungsfällen zu verdoppelns 
den Geldſtrafe von 5 Thalern geahuder werden, Dagegen find 
ſämmtliche Medizinalperfonen, mit Einſchluß der Vorſtände von 
Krankenanſtalten, verpflichter, vierteljährlich in den einzureichenden 
Sauitätsberichten über die Anzahl der ibnen überbaupr vorfommens 
den fophititifch Kranken, die Zahl der Gebeilten u. f. w. ohue Nens 
nung der Namen au die Ortöpolizeibehörde Bericht zu erſtatten. — 
Eyphilitifich krauke Soldaten müſſen von denen fie etwa behandelnden 
Zivilärzten dem Kommandeur des betreffeuden Truppentheils oder 
dem dabei angeitellten Oberarzt angezeigt werden. — Hinfichtlich der 
Anzeige ſyphilitiſcher Weibsperfonen in öffentlichen Häufern verbleibt 
es bei deu im $. 186. enthaltenen gefeßlichen Beſtimmungen. Vorged. 
ru fanit,poliz. Borfhriften vom 8. Auguft 1835. $. 65. Geſetzſamml. 
184. Alle Polizeibehörden und Dorfichulien ſollen auf ſyphiliti⸗ 
ſche Kranfen vigiliren und fie zur Kur anhalten. M. R. v. 9. Mai 
und 23. Juni 1810. (6. d. Heyde Repert. Th. I. S 520 — 521.) j 
Unter der den Nerzten und Wundärzten bei Heilung fol 
Krankheit empfohlenen Verfchwiegenheit ift aber nur die denfelben 
nach dem A. e. R. II. 20. F. 505 — 508, obliegende Verſchwiegeu⸗ 
beit zu verjtehen, und es wird dadurch die Mlicht der im Bienfte des 
Staats ftchenden Medizinalperjorten, die ihuen befanmt gewordene les 
—— mediziniſch⸗polizeilicher Geſetze anzuzeigen, nicht beichränft, 
Vorged. M. R. v. 23. Juni 1810. 
Die Phyſiker haben ſich auf: ſchicklichem Wege von dem unter 
geringen Leuten vorfommenden ſyphilitiſchen Webel, auch ob foldes 
einen hohen Grad erreicht hat, fih ganz genaue Kenutniß zu vers 
fchaffen, und wegen —— welche ſich nicht einem Arzte auver⸗ 
trauen, unter verfaflun smaͤßiger Mitwirkung des Iandräthlichen Ofs - 
fizii, die Ortspolizeibehörden anzugehen, um ein ſolche Kur zu vers 
mitteln, oder in Grmangelung eigener Hülfsmittel die Unterbringung 


der Kranken in Öffentliche Deilanftalten zu veranlaffen. M. R. v. 12. 
März 1826. | 


185. Alle nicht in Hurenhäufern lebende Perfonen, welche wiſ— 
fen, daß fie mit einer veneriſchen Krankheit behaftet find, aber dennoch 
mit andern fich fleifchlich vermifchen, und daher wieder damit aniteden, 
haben eine dreimonatliche Gefänguiß » oder Zrchthausſtrafe verwirkt. 
A. 8% R. II: 20. $ 1026. | 
(Pflichten der 186. Wird eine Weibsperſm in einem Bordell mit 
Bordellwirthe.) einer. venerifchen Krankheit befillen, fo muß es die 
Wirthin der Polizei fofort anzeigen, und nad deren Anordnung für 


— 
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bie Kur und Verhütung des weitern Anſteckens forgen. — Unter 
laͤßt fie diefes, fo bat fle das erſte Mal Gefänguißtrafe auf drei 
Monate, im Wiederholungsfalle aber ſechsmonatliche Zuchtbausftrafe, 
mit Willfommen und Abfchied, verwirft.— Hat die angeftedte Weibs⸗ 
perjon ihre Krankheit verfhwiegen und dadurch zur weiteren Ausbreis 
fung des Ucheld Anlaß gegeben, fo fol fie mit Zuchthausſtrafe auf 
ſechs Monate bi8 ein Jahr, uebſt Willfommen und Abfchied, belegt 
werden. A. L. R. IE 20. $. 1013 — 1017, 


a 1) In Anfehung der Hurenwirtho tft Folgendes vorge 

eben: 

a. Sie follen den dazu in jedem Neviere beftellten Wundärzten, fo 

oft Diefelben eine Viſitation der Huren bei ihnen vorzunehmen 

gar finden werden, fie nicht verhehlen, und jede Hure fol ſich 
icfer Viſitation unterwerfen. | 

Wird jedem Bordellwirth, zu feiner und der von ihm gehaltenen 
Lohuhuren Wiffenfhaft, eine von der füchverftändigen Behörde 
abgefaßte gedrudte Anweiſung, an welchen Zeichen und Ems 
pfindungen eine —— Auſteckung und der Aufang einer 
veneriſchen Krankheit zu erfenuen ſei, gegeben, und von dem 
für das Nevier beitellten Wundarzt ihnen deutlich erklärt wers 
den, um daruach fowohl felbit ihren Zuftand benrtheilen zu koͤn⸗ 
nen, als auch ihm bei ihrer Viſttation folchen zu eröffnen. 

c. Gleichergeſtalt follen fie durch ſolche Anweifung von den Merk 
zeichen, woran fle kei einer ihrer begehrenden Manusperſon ein 
venerifches Uebel argwöhnen oder gewiß erfennen koͤnnen, bes 
lehrt werden, um fich der fleiſchlichen Vermiſchung mit derfelben 
zu enthalten. 


s s 

2) Verfpürt nun eine Hure an ſich, daß fle angeftedit iſt, fo 
muß fie Niemand mehr zum Beiſthlaf zulaffen, fondern fofort fowohl 
ihrem Wirth, ald dem Wundarzt des Neviers folches anzeigen, worauf 
unverzüglich für ihre Heilung geſorgt werden fol. Unterlaͤßt fie dies 
fes, fo ſoll fie nach ihrer völligen Heilung die $. 186 gedachte Strafe 
erleiden. Auch fol der Bordellwirth, wenn er den infizirten Zuftand 
folher Hure gewußt, und fie demfelben an der Fortſetzung ihres Ges 
werbes nicht gehindert hat, mit gleicher Strafe belegt “werden, uud 
überdies die Hetlungss und Verpflegungskoſten ger von folder Hure 
augeſteckten Mannsperſouen, wenn fie ed verlangen, oder folche Koſten 
nicht ſelbſt bezahlen Kmen, erſtatten. Zu diefer Grftattung fol ein 
Bordellwirth ſelbſt in-dem Falle angehalten werden, wenn er den ins 
fizirten Zuſtand einer bei ſich gehaltenen Hure nicht gewußt hat, weil 
ſolche Verbindfichfeit ld eine mit dem ihm zugelaflenen Gewerbe um 
des allgemeinen Befter willen verknüpfte eat und Gefahr geachtet 

werden foll. i 
3) Kann hingegen eine —J Jemaud überführen, daß er fie 
durch Beifchlaf infizirt Habe, fo fol derfelbe auf ihre oder auf des 
Bordellwirths Anzeige und Klage, nicht nur die nr. und 
Heilungskoſten tragen, und zwar fo lange, ald nach dem eſſen 


b 
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dee Charitebehbrde die Hure bis zu ihrer völligen Geneſung in der 
Charité bleiben muß, fondern auch wit fünfzig Thaler Geld» oder 
dreimonatlichee Zuchthausſtrafe belegt werden. 

Ä 4) Wenn eine Hure ihre venerifche Krankheit, ehe folche von ihr 
angegeben worden, im ſolchem Grade zunehmen läßt, daß, nach Grs 
kenntuiß von Sachverſtändigen, fie ſolche ſchon eine Zeit fang gewußt 
haben müſſe, fo fol, infofern fie auch nicht zu überführen fein möchte, 
Jemand wirklich augeftedt zu haben, dennoch diefelbe Dafür augeſehen 
und fo beftraft werden, ald wenn fe ihr Uebel Audern wirklich mits 
geteilt hätte. - 

Heilkaſſen lud einzurichten, vermöge welcher die Wirthe und ihre 
Lohnhuren, wenn diefe in das Uuglüf der Auſteckuug gerathen, von 
den oft ihre Vermögen erfchöpfenden Kurs. Koſten befreiet, und vor 
einer Tebendwierigen, aus dem Wachsthum ſolcher böfen Kraufpeit 
erjolgenden Zerruttung ihres Körpers uud ihrer Gefundbeit bewahrt 
werden. Zu diefer Kaffe foll 

a. jeder Bordellwirth monatlich für jede Lohnhure, die er bäft, %% 

Thaler, uud zwar pränumerando vier Tage vor dem Monats 

Anfange, gegen Quittung erlegen, und es bleibt ihm überlaffen, 

bei dem mit jeder Lohnhure vor der Polizei ſchriftlich abzufaffens 

den Pertrage auf diefe Abgabe mir Nücjicht zu nebmen, Doch 
ſoll ein Bordellwirth, welcher die von der Lohnhure uach dem 
efchloffenen Kontrakt ihm zu veftituirenden Beiträge längere 

Bet, ald einen Monat, hat auffummen laſſen, auch aus dieſem 

Grunde nicht berechtigt fein, einer folchen Perfon, wenn fie ihre 

Lebensart ändern und fi) auf ebrbare Art nähren will, dem 

Austritt aus dem Hurenhaufe zu befchränfen oder zu erihweren, 

b. Wenn eine Lohnhure and einem Bordell in ein anderes übergeht, 
ohne daß ihrentwegen in dem Monate folcher Veränderung die 

7% Sgr. erlegt find, fo muß der Bordellwirth, zu welchem fie 

fih hinbegeben, die Abgabe diefes Monatd und weiterhin vier 

Zage vor dem nächit eintretenden Monat, für fie bezahlen, womit 

eine Lohuhure um fo weniger. überfeben werden darf, und es 

muß eine jede die Veränderung ihres Aufenthalt3 und wohin fie 
fi begibt, fofort dem Polizeifommiffair des Nevierd aumelden, 

c. Ueber diefe. Heilungsfaffe wird ordentliche genaue Rechnung 

halten, und aus Dderfelben fol jede infizirte Lohnhure fofort in 
die. Charaté, ohne einige weitere ihr oder ihrem Wirthe abzufors 
derude Koften, aufgenommen, gründlich kurirt, bis dahin ordent- 
lich verpflegt, und nach ihrer völligen Herſtellung, ohne Strafe, 
entlajfen werden. - 

Was vorftehend den Bordellwirthen vorgefährieben und befohlen 
ift, haben auch die Hurenwirthiunen bei gleichen Strafen zu befolgen. 
Einzelne, auf ihre eigene Hand zur Unzucht mit Mebreren fich feils 
halteude Frauensperſouen müſſen fich gleichfalls dem Polizeidireftor 
zu ihrer Aufzeichnung melden, eben fo, wie die Lohnhureu in den Bor- 
dells, ihre Viſitation durch den Wundarzt des Nevierd, in welchem 
fie wohnen, unweigerlich leiden, den gedachten Beitrag zur Heilungs⸗ 
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Kaffe erlegen und find fie überhaupt allen obigen Vorfchriften, fo wie, 
wenn fie dawider handeln, aflen darauf gefeten Strafen unterworfen. 
Berordn. dv. 2. Febr, 1792. (Meue Ediftenf. II. ©. 765.) 


(Verfahren bei 188. Verbleibt der Kranfe in feiner Wohnung, 
ae fo findet die F. 135 gegebene Vorſchrift ihre Auweu—⸗ 
— dung. Vorged. Regul. $. 66 . 


(Errichtuug be 189. Sollte die Zahl der ſophilitiſch Kranken 


‚. sonderer Kran- ap einem Orte, wo nicht bereits ein gelegenes Kranz 


kenhäuser)  Fenhaus vorhanden ift, fehr zunehmen, oder daifelbe 


aus fonftigen Gruͤnden erforderlich werden, fo ift unter Mitwirfung 
der Sauitaͤtskommiſſionen zur ‚Aufnahme derjenigen, welche in ihren 
Wohnungen wicht gründlich geheilt werden Fönnen, ein befonderes 
Haus einzurichten. Daf. $. 67. 


_ (Desinfektion. \ 190. Die Neinigung der von der Syphilis Ges 


En 


Xxueſenen, fo wie der von ihnen gebrauchten Wäfche, 
Kleidungsſtuͤcke und fonftigen Gegenftände, gefchieht wach näherer Aus 
ordnung der Behörde und unter Androhung der $. 161. beftimmten 


. Strafe auf die in der Anweifung zum Desinfeftionsverfahren auges 


gebene Weile. Daf. 3. 68. 


(Ermittelung der 191. Die Polizeibehörden haben dafür zu forgen, 
Ansteckungs- daß die Aerzte und Wundärzte, befonderd die bei den 
quelle.) Kranfenhänfern angeftelten, wenn fie ſyphilitiſch auge⸗ 
ſteckte Perfonen in die Kur nehmen, auszumitteln fuchen und der Pos 
Vizeibehörde anzeigen, von wen die Anftefung berrühre, damit lieder 
liche und unvermögende Perfonen, von deren Leichtfinn Die weitere 
Verbreitung ded Uebeld zu befürchten, und bei denen ein freiwilliges 
Aufſuchen Arztliher Hülfe nicht zu erwarten iſt, unterſucht, im Die 
Kur gegeben, und überhaupt die zur Verhütung einer weitern Vers 
breitung des Uebels durch die Umftände gebotenen Maßregeln getrofs 

fen werden koͤnnen. Daf. $. 69. F 
Dieſelbe Verpflichtung liegt auch den Militärärzten ob. Daſ. 3. 69: 
(Aufsicht auflie- 192. Dinfichtlih der polizeilichen Aufficht auf 
derliche Derso- diejenigen Perfonen, von welchen eine Verbreitung 
nen.) des ſyphilitiſchen Uebels vorzugsweife zu beforgen ift, 
verbleibt es bei den beftchenden Vorſchriften. Daf.s.70; 


(Straffälligkeit 193. Eben fo finden die beftehenden gefeklichen 
de —— Beſtimmuugen für die Fälle wiſſentlicher oder faͤhrlaͤf— 
— Ver. figer Berbreitung der Kraufheit ihre Anwendung for 
breitung der wohl auf männliche ald auf weibliche Perfonen. (1,2. 
Syphilis) Th. M. Tit. 20, $$. 1013 — 1015. und 1026.) Daf. $- 71. . 
(Verbot des Ku- 194. Auf die genaue Befolgung des im $. 133, 
— — enthaltenen Verbots der Behandlung anſteckender Krank 
ae Mare F beiten Durch unbefugte Perfonen iſt mit beſonderer 
Personen.) Sorgfalt bei der Syphilis zu halten, und find die Pos 

SE lizeibehoͤrden uud approbirten Medizinafperfonen zur 
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sorzüglichen Aufzerffamkeit in diefer. Hinficht verpflichtet. Die Apos 
tbefer werden auf die denfelben gegebenen Vorfhriften gegen Lie Bes 
reitung von Arzeneien auf Anordnung — Perſonen und gegen 
den Handverkauf von Arzeneimitteln, die Merkurialia und audere hefs 
tig wirkende Subſtanzen enthalten, vertiefen. Daf. $. 72. 
(Bestimmungen 195. Im Militär fol bei den Soldaten bei bes 
hinsichtlichdes ſtimmten Veranlaffungen, 3. B. bei der Einftellung, 
— beim Ausmarſche, bei der Entlaſſung u. ſ. w. eine ge⸗ 
naue Nachfrage in Bezug auf ein Erkrauken an ſyphilitiſchen Uebeln 
und ein Beftrafen derjenigen, die ihr Leiden yerheimlichen, Statt finden, 
Syphilitiſch erfranfte Soldaten find in die Mititärhofpitäler aufzu⸗ 
nehmen und vor ihrer völligen Heilung, felbit nach Ablauf ihrer 
Dienftzeit, nicht zu eutlaſſen. Daf. $. 73. 


8. Kräße. 


(Meldung der 196. Dinfihtlih der Meldung der Kraͤtzkranken 
— an die Ort3polizeibehörde gelten die bei der Syphilis 
he — 5. 183. gegebenen Borichriften. — Wird eine in 

einem Bordell befindliche Frauensperſon von der Kräße 
befallen, fo Liegt dem Wirthe oder der Wirthin die Verpflichtung ob, 
der Polizeibehörde ungefaumt davon Anzeige zu machen; bei Vermeis 
dung einer Polizeiftvafe von 5 Thaler oder Stägigem Gefängniß. — 
Das zur Vifitation Yon dergleichen Häufern verpflichtete ärztliche Pers 
fonaf hat auch auf das Borhandenfein der Kräpe mit befonderer Sorg⸗ 
falt zu achten. Daf. $. 74. 


(Pflichten der 197. Die Ortöbehörden haben ſich von den Medis 
‚ Polizeiete.Be- sinalperfonen, Hebammen, Geiftlichen und Schuflehrern 
hörden Ge A zu f. 1. Anzeige machen zu laſſen, wenn Kräpfranks 
— * heiten in ihrem Bezirke vorkommen. — Kein Kind, 
ten zu verhin- welched mit dieſer Krankheit behaftet, darf eher wieder 
dern.) die Schule befuchen, bis ein Arzt deffen Genefung bes 
zeugt hat. publ. der Reg. zu Köslin vom 8. Juni 1819, zu 
Kleve vom 23. Auguft 1817, zu Arnsberg vom 1. Sept. 1818 u. m. a. (Siehe 
auch Transporte, Tit. VI. Kap. 7. $. 29. u. Präßige Handwerfögejellen, Frägige 
Suden x. Daf. Kap. 8.) 

198. Auch Mititärärzte müflen bei ihrer Zivil» Praris die Ans 
zeigen von den mit der Kräße behafteten Perſouen an die Polizeibes 
hörte machen. M. R. vom 13. Zuli 1826. 

Siehe Militärärzte in Beziehung auf ihre Zivilpraris. 

(Verbleiben der 199. Bleibt der Kranke in feiner Wohnung, fo 
Kranken inihren findet $. 135. Anwendung. Dabei ift jede nähere Ges 
Wohnungen) meinfchaft defjelsen mit andern Perfonen bis zur erfolge 
ten Heilung und nachherigen Reinigung feiner felbft und der gebrauch⸗ 
ten Effekten moͤglichſt zu verhüten, und find in diefer Hinficht Eltern 
und Vormünder auf ihre Kinder und Pflegebefohlenen, Handwerks 
meifter auf ihre Gefellen und Lehrlinge, Dienftherrfchaften auf ihr 
Gefiide zu achten verpflichtet, Alleg. Regul. $. 75. 
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(Aufnahme in 200. Sollte nach dem Ermeſſeu dev Ortöpoligeis 
—— a" behörde und Sanitätsfommiffionen dad Verbleiben der 
—— Kranken in ihren Wohnuhgen mit Gefahr für das Ges 
meintwefen verbunden fein, fo ift, befonders wenn die Krankheit fich 
weiter verbreiten und eine größere Anzahl von Menfchen befallen follte, 
nach 8. 189. zu verfahren. Daf. 5. 76. 


[Reinigung dee 201. Nach erfolgter Heilung find die Genefenen gründs 
Genesenen.] lich zu reinigen. Bernayläffigungen diefer Berorduung 
werden mit einer Gelditrafe von 2 bis 5 Thaler oder mit 3⸗ bis 8täs 
gigem Gefaängniß geahndet. Daſ. $. 78 


[Aufsichts-Mass- 202. Die Polizeibehörden haben auf unbekannte 
regeln. ] und fi herumtreibende Perfonen in Beziehung auf etwa 
bei ihnen vorhandene Kräße, ein befondered Augenmerk zu richten, 
diefelben bei. paffenden Beranlafjungen ärztlich unterfuchen zu laſſen, 
und, wenn der gehegte Verdacht fich beftätigen follte, für die zweck⸗ 
mäßige Unterbringung und Heilung derfelben Sorge zu trugen. Vergl. 
$ 131. Daſſelbe gist hinfichtlih der wandernden Handwerksgeſellen 
und Zuden, auf welche Lebtere, befonderd in Meßorten und bei Jahr⸗ 
markten, mit Sorgfalt deshalb zu vigiliren if. — Dienftboten haben 
es ihren Herrfchaften, Gefellen und Lehrlinge ihren Meiftern anzuzeis 
gen, wenn fle glauben von der Kräße angeſteckt zu fein. Herrſchaf⸗ 
ten und Meifter find verpflichtet in diefer Hinficht auf ihre Dienftbos 
ten, Gefellen und Lehrlinge aufmerffam zu fein, und verbunden, die 
r Heilung der Erfranften und zur Verhütung einer weiteren Vers 
veitung der Krankheit erforderlichen Maßregeln zu treffen. Unter⸗ 
laſſungen und Verfäumnifje hierin follen nach Vefinden der Umſtaͤude 
mit einer Geldftrafe von 2 bis 5 Thalern oder 3 = bid achttägigem 
Gefänguiß geahndet werden. — Cine befonders genaue Aufficht ift 
zu führen auf die in Arbeits- und Verforgungsbäufern, Waifenhäns 
fern, Strafanftalten, Gefängniffen u. a. dergl. Öffentlichen Anſtalten, 
befindlichen Perfonen, welche von Zeit zu Zeit in diefer Hinficht von 
den dabei angeftelten Medizinalbeamten genau zu infpiziren find. — 
Ehen fo liegt den Vorftehern großer Fabriken, befonderd folder, in 
denen Wolle und wollene Zeuge verarbeitet werden, fo wie den Her⸗ 
bergs = und. Gaftwirthen eine befoudere Aufmerkfumfeit auf die bei 
ihnen befchäftigten oder von ihnen beberbergten Perfonen ob. Daf.s.7s, 


(Handelmitalten 203. In Betreff des Handels mit alten Klei⸗ 
Kleidern, Bet- dungsſtücken, Befonders wollenen Stoffen, Pelzwerk 
ten u. 8 yund dergleichen, fo wie mit alten Betten und andern 
Gegenftänden, welche von Kräpfranfen gebraucht worden find, gelten 
die im $. 138. gegebenen Beſtimmungen, und ift hier mit befonderer 
Genauigfeit darauf zw achten, daß dergleichen Sachen nicht eher wies 
der in den Verkehr kommen, als bis fie nach Vorfchrift der Desin⸗ 
— — anf das Sorgfaͤltigſte gereinigt worden find. CS. 
201.) Daf. $. 79. Ä 


u 


Abfchn. 5. Kräge, Weichfelzopf. 415 


(Ausmittelung 204. Die Polizeischörden haben bei gefchehenen 

— des Meldung, in Gemeinfhaft mit den Medizinalperſonen 

* die Quelle des Uebels moͤglichſt auszumitteln, und in 

dieſer Hinſicht die geeigneten Maßregeln zu treffen und 

der weiteren Verbreitung der Kraukheit eutgegen zw 
wirfen. Daf. $. 80. Ä 


. [Absichtliche 305. Wird die Kräge zum Nachtheil anderer ab 
Verbeimlichungfhtfih verheimlicht, — in welcher Hinſtcht befonders 
der Krätze] Handel » und Gewerbtreibende Individuen in Betracht 
Fommen — oder wird fie Durch ein leichtfinniged Benehmen der Kraus 
fen andern Perfonen mitgetheift, fo treten die für diefen Fall anwend⸗ 
baren Beſtimmungen ded Allgem. Landr. Th. IL it, 20, $. 777 u. 

778. ein Daf. $. sı. 

„[Verfahren beim 206. Soldaten find Hinfichtlich der Kräbe mit Ges 
Militär.) nauigfeit zu beobachten, und, wein die Umftände es 
erforderlich machen, von Zeit zu Zeit zu unterfuchen, welches jedenfalls 
bei ihrer Einftelung, fo wie bei ihrer Entlafjung gejcheben muß. — 
Eine abfichtlihe Verheimlichung der Krankheit bat Beftrafung zur 
Folge. Die von der Kräge befallenen Soldaten find fogleich in Las 

zarethe oder andere abgefonderte Räume Behufs ihrer Heilung unters 

zubringen. Daf. $. 82. 

(Ausserordent- 207. Zür den Kal, daß die Kräke an einem 
liebe Massre Orte eine ungetwöhnlichere und allgemeinere Verbreis 
Meiner Verbeei. fg erlangen follte, wird den betreffeuden Negieruns 
tung d. Krätze.) gen die Ergreifung befonderer Maßregeln, Behufd der 

enauen Grmittelung des Standes der Krankheit, ihrer 

Zus und Abnahme, und einer gründlichen Tilgung derfelben zur 

Pflicht gemacht. Die nähere Beil mung der unter folhen Umſtaͤn⸗ 

an p treffenden Anordnungen bleibt ihrem Ermeſſen uͤberlaſſen. — 

56. 63. 


9. Weichſelzopf. 

(Meldu:.; des 208. Jeder am Weichfelzopf Teidende Kranke iſt 
Kranken.) Bei Vermeidung der im $. 149. beitimmten Strafe der 
Drtöpolizeibehörde anzuzeigen. Daf. $. 84. 

(Verbleiben des 209. Bleibt der Kranke in feiner Wohnung, fo ift 

Kranken on. derfelbe fofort, fo wie feine Angehörigen, mit der Ges 
ee fahr der Auftefung und der Art und Weife wie foldye 
nnng.) Sg, 

am häufigiten bewirkt zu werden pflegt, befannt zu 
machen. ine defienungeachtet auf leichtfinnige oder muthwillige Weife 
veranlaßte Uebertragung "der Krankheit auf andere Perfonen ſoll 
nach den Beſtimmungen ded Algen. Landr. Th. II. Tit. 20. $. 777 
und 778. beftraft werden. Daf. $ı 85 - 


(Desinfektion.) 210. Die von einem Weichfeljopf-Kranfen benutz⸗ 
ten Betten, Betts und Leibwäfche, Kopfbedeckungen und 
fonftige Gegenftände dürfen nach Beendigter Krankheit nicht cher wies 


er 
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der in Gebrauch gezogen werden, als bis fie nach näherer Beſtim⸗ 
mung der Polizeibehörde, und nad Anweifung der Desinfektious⸗Ju⸗ 
firuftion gereinigt worden find. Die Unterlafjung zieht die S. 151. 
beftimmte Strafe nach ſich. Daf. $. se. 


[Schulbesuch.] 211. Da den mit dem Weichfelsopf behafteten Kin⸗ 
dern der Schulbeſuch wegen langer Dauer der Krauk⸗ 
beit nicht unferfagt werden kann, fo müffen denfelben zur Verbütung 
einer weitern Verbreitung des Uebels abgefonderte Sike und befondere 
Pläge zur Ablegung ihrer Kopfbedeckungen angewielen werden. Aus 
ferdem iſt es Pflicht des Lehrers die Kinder über die Gefahr der 
Anſteckung zu belehren. Daf. S. 87. | 


[Benutzungall- 212. Die Benußung zum allgemeinen Gebrauch 
gemeiner Ba- keftimmter Badeanftalten oder Badſtuben darf den am 
deanstalten. Weichſelzopf Teidenden Perfonen nicht geftattet werden. 
Daf. $. 88. 
[Bestimmungen 213. Wird ein Soldat vom Weichfelzopf befallen, 
hinsichtlich des fg iſt derfelbe, falls er nicht den Beſtimmungen zus 
Militärse, folge ſofort zu entlaffen ift, unverzüglich in das Lazareth 
aufzunehmen. Bei der Entlaffung folder Individuen aus dem Deere 
müffen die von ihnen abgegebenen Kopfbedeckungen vernichtet, und die 
von ihnen benupten Lagerftellen u. f. w. vorichriftsmäßig gereinigt 
werden. che fie weiter in Gebrauch gezogen werden dürfen, Daf.$.8g, 


40. Bösartiger Kopfgrind, Krebs, Shwindfuht 
ö vu Sicht. j ° 


(Reinigung der 214. Bei den genannten Krankheiten befchränfen 
‚Effekten, ¶ ſſich die fanitätd » polizeilichen Mafregeln auf die vors 
fchriftsmäßige —— und resp. Vernichtung der mit den Abſon⸗ 
derungen der Kranken in unmittelbare Berührung gekommenen Klei⸗ 
dungsſtuͤcke und fonftigen Effeften. Die Anordnung derfelben liegt 
den Aerzten der Kranken, die Kontrolle der getroffenen Maßregeln 
der Polizeibehörde ob. Vergl. 5. 145. Daf. $. 90. 


(Aufsicht auf 215. Hinſichtlich des Kopfgrindes find die Wais 
Waisenbäuser, fenhänfer und Ähnliche Anftalten unter ſanitäts⸗polizei⸗ 
öffentliche Seht. Liche Aufficht gu nehmen, 

lich des Kopf- Int den Öffentlichen Schulen dürfen Kinder, die 
grinds. am bösartigen Kopfgrind. leiden, nicht zugelaffen wers 


den. Daf. $. 91. 


Abſchu. 6. Begräbnißpläße uud deren Gebrauch. 
(Verlegung der. 216. In den Kirchen und in bewohnten Gegenden 
Begräbniss- der Städte follen Feine Leichen. beerdigt, und ohne Ans 
plätze. zeige bei den geiftlichen Obern follen feine Leichen aus 
deröwo ald auf einem öffentlichen Begräbnißplage bes 
graben werden. 4.2. R. IL 11. $. 184 — 186, 
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Dieſes Geſetz fol im Allgemeinen aufrecht erhalten werden; ' 
in beſondern, unter dem beftehenden Gefege nicht genau begriffenen 
Allen aber, wo von der fernern Benugung eined Gewoͤlbes erhebs 
liche Nachteile zu befürchten find, die Polizei dennoch einwirken, und 
die Sache bei der vorgefeßten Behörde befonder8 zur Sprache brin- 
gen. M. R. vom 6. Apri 1811. Publif, der Oſtpreuß. Reg. v. 25. April 
1811. (v. d. Heyde Repert. Th. 1. ©. 426.) 
(Anlegung ueuer Der vorgedachte F. 184 im A. L. R. redet nur 
re ren von dem Begraben der Leichen im den Kirchen und 
haltung dersch. IM bewohnten Gegenden der Städte, und es kann 
ben.) daher die Verlegung der Begräbnißpläge in den Dörs 
fern nicht ergwungen werden. M. R. vom 18. Juni 1819. 


217. Die Anlegung neuer —————— ſoll nur aus erheb⸗ 
lichen Gründen und unter Bewilligung der geiſtlichen Obern, fo wie 
der Polizeivorgefegten de3 Orts Statt finden. A. L. R. II 11, $. 764. 


218. Wenn aber der Fall der Verlegung eintritt, fo ift zu ums 
terfcheiden, a. ob der bisherige Begräbuißplag einer Kirchengemeine 
gehört. Mach $. 183 des A. L. N. 1. c. find ſolche, welche zu den 
einzelnen Kirchen gehören, der Negel nach das Eigenthum der Kirchens 
geſellſchaften) Im diefem Falle hängt e8 von der Kirche ab, vb fie 
den neuen VBegräbnißplag anlegen, und daher die Einnahmen für die 
Grabſtellen beziehen will, oder b. ob die Kirche die neue Aulegung 
nicht beforgen will; oder auch ob der bisherige Friedbof nicht Eigens 
thum der Sirche gewefen iſt. In diefem Falle müfjen die Koften 
wie jede audere Gemeindelaft aufgebracht werden. M. R. vom 18 
Suni 1819. 


219. Die Unterhaltung der Begräbnißpläße ift gemeine Laſt, 
und liegt allen ob die an denfelben Theil zu nehmen berechtigt find; 
cs. 183 — 199.) erhält jedoch .die Kirche Bezablung für die Grab» 
ftellen, fo muß er aus der Kirchenfaffe auf eben die Art, wie die 
Kirche felbit, unterhalten werden. A. 2, R: IL. 11. $. 761, 762. 


220, Ein bereitd außer der Stadtmauer verlegter Begräbnißplatz 
braucht deshalb, weil er nicht von allen menfchlichen Wohnungen ents 
. fernt liegt, verlegt zu werden. M. R. vom 19. Febr. 1823r 
Bei Verlegung derfelben Fönnen diejenigen, welche bisher erbliche - 
- Familienbegräbniffe in den Kirchen befefien haben, die unentgeldfiche 


Anweifung einer.fchieflichen Stelle dazu auf den neuen Platze fordern. 
A. L. R. II 11. $. 185. 


221. Neue Begräbnißpläge müffen in gehöriger und wenigſtens 
1000 Schritte Getragender Entfernung von den Städten und Dörs 
fern, fo wie überhaupt von den Wohnungen der Menfchen, angelegt 
werden, und muß hierzu ein hoher und trockner, wo möglich nad) 
der Mitternachtd s oder Morgengegend belegener Pla gewählt wer⸗ 
den, fo daß die Winde die Ausdünftungen. der Gräber gehörig zer⸗ 
fireuen Fönnen, Niedrige und moraftige Gründe — nicht zu ſol⸗ 
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her Anlage, indem wegen der fauligen Auflöfung die üble Ausdüns 
ftung, befouders zur Fruͤhjahrs⸗ und Sommerszeit, fehr vermehrt, 
auch durch die Ueberſchwemmung zur Ausfpülung der Leichen Gelegeus 
heit gegeben wird, wenn die Gruben etwa nicht tief genug gemacht 
fein möchten. — Der Platz muß mit einer, zur Verhütung des Teiche 
ten Weberfteigens, wenigftend 4 Fuß hohen Ginfafjung von Hol, 
Strauchwerf oder Steinen. verfehen werden. Wil die Gemeinde, 
welcher die Unterhaltung diefer Gegeuftände obliegt, eine Mauer ers 
richten, fo bleibt ihr die unbenommen, fonft muß jede Befriedigung, 
oder auch die an deren Stelle anzulegende lebendige Hecke mit einem - 
nach Belchaffenheit ded Bodens binlänglich tiefen Graben zur Vers 
hinderung des Teichten Zugangs verliehen werden. — Die Ans 
yflanzung von Bäumen auf Begräbnißplägen ift fehr zu einpfehlen; 
felbige vermindern durch infaugen die Ausdünftung des Erdbodend 
in feuchten und warmen Tagen, und reinigen auf ſolche Weife die 
Luft. — Die Thüren müffen zur Schonung des Platzes immer vers 
ſchloſſen gehalten werden. — Die Gruben müffen in Falfigem oder 
fandigem Boden wenigftens 5 — 6 Fuß, und bei epidemifchen Kraufs 
heiten nicht unter ſechs Ruß — nach der Einſeukung ein Grab⸗ 
bhügel von wenigitend 2 Fuß Höhe aufgeworfen, bei Epidemien aber 
die Särge mit Kalk überfchütter; und danu mit höheren Gröhügeln 
bededt werden. — Die Gräber müffen nach der Neibenfolge in einer 
Entfernung von hoͤchſtens L Fuß von einander gemacht werden, um 
Raum zu gewinnen und die zu frühe Anfülung ded ganzen Platzes 
zu verhüten, — Bei Ausmitrelung eined neuen Platzes zum FSrieds 
hofe ft ganz beſonders auf die Seelenzahl des Orts, und die in der 
Regel (Kriegszeiten und ungewöhnliche Epidemien ausgenommen) 
Statt findende Sterblichkeit Rüdficht zu nehmen. Vergleichen Plätze 
dürfen überdies nur mit Genehmigung der Polizeibehörden und unter 
Zuratheziehung der Phyſiker angefauft werden. Bei etwa Statt fin 
dendem Bedenken ift zuvörderft an die Regierung Bericht zu erftatten. 
Stoͤßt der Todtengräber. bei dem Graben auf noch nicht ganz vers 
faulte und zerfallene Särge, fo muß er diefe Stelle fofort wieder zus 
werfen und eine andere fuchen, bei Strafe des Diebftahld auch aus 
oder von den Gärgen nichts entwenden. Gr muß fih gründliche 
Kenntniß von den Gräbern und deren Dauer zu verichaffen fuchen, 
um nicht Fehler zu begehen. Die Kirchenvorfteher find gehalten, dars 
über zu wachen, daß nicht haflbverwefete Leichname zum Auftoß uud 
Nachtheil für das Publifum ausgeworfen werden. Findet fich beim 
Graben, daß die Eärge nebft den Leichen ganz verweſet find, fo muß 
doch nicht zu nahe am dieſer Stelle, fondern wo möglich da, wo ſich 
Feine Ueberreſte früherer Beerdigungen finden, ein Grab gemacht und 
folche8 mehrere Tage, ehe die Beerkigun Statt findet, offen gelafs 
fen ‚werden, damit die etwanigen Ausdünftungen, womit die Erde ges 
ſchwaͤngert fein möchte, ſich inzwifchen zerftrenen Fönnen. —Der Tod⸗ 
tengräber muß ſich überhaupt nach den polizeilichen Anordnungen auf 
da8 Genauefte richten. Dahiu — auch, daß die Gräber nicht zu 
Fein gemacht werden, damit Feine unangenehme Störung und Zeits 


— 
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aufwand bei der Beerdigung Statt findet. Publ. der Reg: zu Stralſund 
vom 28. Auguft 1818. ä » 


(Anordnungund 222. Ueberall follen Todtengräber angeordnet und 

| _ ser deren Gebühren beftimmt werden. 
odtengräber. Die Grube muß nach der Einfenfung feft getre- 
ten werden. — Die —— muͤſſen in der Reihe 
neben einander geſchehen, ohne Unterſchled des Ranges und des Staus 
des. — Leichenfteine oder audere Grabmäler dürfen nur die Gruft 


bedecken ohne den benachbarten Raum zu ſchmaͤlern. Reſk. der Reg. zu 
Münfier vom 17. Mai 1817. 


Nur angefaufte Pläge und Familienbegräbniffe Fönuen außer 


der Reihenfolge benugt werde. Publ. der Reg. zu Breslau v. 15, Nov. 
1822, ' 


(Welche Todes- 223. Eiche Seite 12. $. 6 und 90. vorſteh. we⸗ 
ae: nn an nicht bekauntlich natürlicherweife erfolgten Todes⸗ 
Ehen anzuzei. falle, auch $. 14, wegen todtgeborner unchelicher 


gen sind.) Kinder 


(Begraben der 224. Ohne Anzeige bei den geiftlichen Obern ſol⸗ 
Leichen ausser- fen Leichen auderswo, ald auf einem öffentlichen Kirchs 
palb der öfent- hofe nicht begraben werden. — Niemand Fan durch 
nissplätze, Beranftaltung eines ſolchen Privatbegräbniffes, der 
Kirchenkaſſe und der Geiftlichfeit die ihnen zufommens 


den Abgaben entziehen. A, 8. R. IL. $. 186, 187. 


225. Ohne Erkeuntniß des Staats fol Niemanden das ehrliche 
Begräbuiß auf dem öffentlichen Kicchhofe verfagt werden. 1. e. $.188, 


-(Begraben der 226. Auch die im Staate aufgenommenen Kirs 
—— —* chengeſellſchaften der verſchiedenen Religionsparteieu 
sebiedener Re“ Dürfen einander wechſeiweife, in Ermangelung eigener 
In Eruemaslung Kirhhöfe, das Bogräbniß nicht verfagen. Wo der 
eigener Begräb- Kirchhof erweislich nicht der Kirchengefellfchaft, ſon⸗ 
nissplätze. dern der Stadt s oder Dorfgemeinde gehört, da Faun 
jedes Mitglied der Gemeine, ohne Unterfcbied der Nes 
ligion, auch auf das Begräbniß dafelbft Anfpruch mas 

hen, 1. e. $« 189, 190. 


CAusgraben der = nude F — bir ne — fruͤher 
eichen aus Man- wenigftens nach 12 6 en wieder ausge⸗ 
gel an Raum.) graben werden, ‚ 


Da ed hin und wieder Begräbnißpläge gibt, auf denen Räume 
angetroffen werden, wohin Niemand begraben laſſen will; fo müffen 
die Geiftlichen bemüht fein, das obwaltende Vorurtheil zu entfernen, 
und diefe Räume zu alleverft ordnungsmäßig belegen laſſen. publik. 
der Regierung zu Gtralfund vom 28. Auguft 1818, und zu Breslau vom 15. 
Novbr. 1822, — 

28 
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(Veräusserung 228. Bor Ablauf. von 40 Jahren follen auſſer 
— Ge- Gebrauch geſetzte oͤffentliche Begraͤbnißplaͤße, ſeit erfolge 
— —— ter Schließung derfelben, in der Regel nicht veräußert 
plätze, werden. Nur ausnahmsweife kann das betr. König. 

Minifterium folches früher bewilligen. Zur Graswer⸗ 
kung, Baumpflanzung oder auf andere dergleichen unanftößige Weiſe 
fönnen die Mäße aber frei benugt werden. A. 8. O. v. 8. Jan. 1830. 


(Chausseeanlagen 229. Shauffeeanlagen dürfen nicht über Begräbs 
irren m. nißpläge Statt finden. M. R. v. 13. Jan. 1833. '_ 


[Begräbniss- 230. Züdifche Familien, welche von einem Ges 
plätzederJuden. meindeorte über eine Meile entfernt wohnen, můuſſen 
durchaus für einen — — an Ort und Stelle ſorgen; dies 
iſt unerlaͤßliche — ihrer Aufnahme und Duldung an Orten, 
wo zur Zeit Feine iſraelitiſchen Begraͤbnißplaͤtze find. M. R. v. 7. Mai, 


ubl. der Reg. in Stargard v. 26. Mai 1814. 
: Bei der Riederlaſſung jüdifher Familien an folhen Orten, wo 


feine Begräbnißpläge find, ift ihnen die Erwerbung derfelben zur us 

erläßfichen Pflicht zu machen. Eben dies muß gefchehen, fobald an einem 

Orte fchon 6 jüdifche —— oder darüber ſich befinden, wenn fie 

feich noch Feine Gemeinde bifden, und der nächfte Ort nicht über eine 

eife entfernt fein follte. Yubf. der Reg. in Bromberg v. 21. April 1816. 

In Städten, wo die Judengemeinden noch Feine Begräbnißpläge 
haben, müffen fie dergleichen beſchaffen. M. R. v. 1. Septb. 1818. 

Siehe au $. 116, 117. 


Abſchn. 7. Krankheiten den Viehes. 
| 1. Allgemeine Vorfchriften! 

(Vorbauungsmit- 231. Jeder Viehbeſitzer ift verpflichtet, in der 
a an Behandlung und Wartung feined Viehes fo zu ver 
) * fahren, daß durch grobe Vernachläßigung nicht Krank⸗ 
heiten entwidelt werden. Patent vom 2. April 1803. 

Rap. 1. 8 1, 
‚. 32. Unveines, und mit anſteckenden Krankheiten behaftetes 
Vieh, darf auf die Hütung nicht gebracht werden. A. L. R. J. 22. 9:87. 


233. Beiondere Aufmerkfamkeit erfordern die Traͤnken. Wenig. 
ſtens zweimal im Jahre, im Herbfte und Frühjahre, muß deren Näus 
mung und Reinigung gefchehen, und von dem Vorfteher der Gemeinde 
darauf gehalten werden. Der Landrath muß ſolches Fontrofliren, und 
fih davon felbit nn überzeugen, und eventuell das Nöthige - 
auf Koften der Verpflichteten veranlaffen, Alleg. Patent $. 2. | 

Zur Verhütung ded Verfchleppend der Ninderpeft durch die Krä⸗ 
ben fol die Bedeckung der Waſſer⸗ und Tranktroͤge, befonders bei 
firenger Winterszeit, angeordnet werden. M. R. vom 3. Februar 1814 
(Auguftiin B. 2. ©. 821.) 


— 
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(Anzeige vom 234. Erkrankt ein Stuück Nindyich an einem Zu⸗ 
rege Te falle der von Feiner Außerlichen Verlegung entftauden 
sonderungdes. Mt, oder ſtirbt ſolches ploͤtzlich, fo iſt der Beſitzer vers 
selben.) bunden ed dem Gemeindevorfteber zu melden und das 

erfranfte Stüdf vom übrigen Vieh abzufondern. Dies 
fer muß Bei irgend einem Grunde des Verdachts einer auſteckenden 

Krankheit, oder, wenn bei einem Viehftande im Orte über 50 Stüd 

zwei, und bei einem größern drei oder mehr Stüd binnen 14 Tagen 

fterben, dem Landrathe und der Gutsobrigkeit den Fall anzeigen, vor⸗ 
ber aber für Abfonderung des erfrankten Stüdes von allem gefunden 

Vieh forgen. Außerdem ift in dem letzten alle auch der Scharfrich 

ter oder Abdecker des Bezirks zu einer gleichen Anzeige verpflichtet. 

Nicht weniger ift jeder Vieharzt, Schäfer oder Hirt, welcher bei einer 

innern Viehkrankheit zu Hülfe gerufen wird oder davon etwas erfährt, 

verbunden, e8 der Obrigkeit zu melden. Daff. Patent '$. 3. 

Uebrigens find alle Einwohner, befonder8 Geiftlihe und Schul 
Ichrer auf Dem Laude, verbunden, fobald ihnen befannt wird, daß fich 
eine Krankheit unter dem Nindvieh zeigt, davon der Poltzeibehörde 
Anzeige zu machen. Publ. des Ehefd des Depart. der allgem. Polizei und 
des Depart. des Kultus und öffentl. Unterrichts im Min. des Inn. vom 11. 
Movbr. 1813. (Auguftin Bd. 2. ©. 521.) 


(Quarantaine- 235. Ju den öftlichen Provinzen ber Monarchie 
Einrichtung.] iſt beim Eingange des fremden Rindviehes die beftehende 
Quarantainceinrihtung beibehaften und die Frift auf 21 Tage anges 
orduet. A. 8. O. v. 22. Okt. 1825, M. MR v. 25. Febr, 1826. 
Der $. 23. des Patents vom 2. Aprif 1803 und die ſich darauf 
beziehenden Strafbeftimmungen defjelben find aufgehoben, dagegen ift 
verordnet, daß in die Öftlichen Provinzen Rindvieh der Steppem 
Rare Cpodolifches Vieh) zu Feiner Zeit auf andern Punkten, als 
durch beftimmte, mit Quarantaine» Anftalten verfehenen Einlaß-Orte 
über die Landesgrenze gebracht, und dafjelbe nur nach 2itägiger 
Quarantaine (ſiehe $. 250.) und, wenn ed während derfelben gejund 
geblieben, weiter geführt werden dürfen. Nur das mit dem Quarans 
tainesZeichen verfehene Vieh jener Art darf ohne Weitered im Innern 
des Landes zugelaffen werden. Iſt daffelbe nicht mit ſolchem Zeichen 
verfeben, aber nach feinen äußern Merkmalen für Steppeuvich von 
Sachverſtändigen erflärt, fo muß e8 überall fofort angehalten, auf 
ferhalb des Orts in befonderen Sutter » und Lagerftellen, auffer Bes 
rührung mif auderm Vieh, gehalten werden, jedoch nicht länger als 
21 Tage lang; alles jedoch mur in fofern der Ausweis nicht fofort 
beigebracht wird, daß das Vieh unverdächtig, nämlich inländifchen Urs 
fprungd, oder - mindeftens feit 3 Monaten im Lande geweſen, oder 
daß deſſen Zulaffung zum inneren Verkehr von der Fompetenten Ber 
hörde genehmigt iſt. — Aeuffern fich bei dem angehaltenen Vieh vers 
dächtige Symptome, fo muß daſſelbe fogleich getödtet und mit Haut 
und Daar vergraben werden. Sind der angehaltenen Thiere mehrere, 
ſo wird nach $. 38. des Patentd vom 2. April 1803 ($. 254.) ver 
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fahren. Bleibt dagegen das Vieh während der 21 Tage gefund, fo 
wird daffelbe nach geführten Beweije der Unverdächtigfeit freigegeben. 
Wird aber diefer Ausweis nicht innerbalb gedachter 21 Tage beiges 
"- acht, fo kaun der Eigenthümer die Herausgabe des Viched nur ges 
en Niederlegung ded Werts fordern, audernfals wird es fofort 
fenttich verkauft und ihm von der Ortspolizgeibehörde, nach Umftäns 
den des Falles, eine andere endliche Friſt zur Beibringung eines fols 
chen Ausweifes der Unverdächtigfeit beftimmt, nach fruchtlofen Ablauf 
das deponirte oder das Kaufgeld ald Strafe der Nachläffigfeit einge 
zogen. A. V. v. 27. März 1836. $. 1. Geſetzſ. ©. 173. 


[Rindviebseuche 236. Iſt im benachbarfen Auslaude die Rinderpeft 
im benachbar- (Löferdürre) ausgebrochen, fo darf aus demfelben: a) 
tem Auslande I ge in Nindvich irgend einer Art eingebracht 
werden, ohne daß daffelbe zusor der 21tägigen Quarantaine gehörigen 
Orts unterworfen und während derjelben gehörig gefund befunden iſt; 
b) Schwarz, und Wollenvieh it am Einlaßorte einer forgfältis 
en Reinigung duch Schwenmung, in der Falten Jahreszeit durch 
äfche in bedeckten Räumen zu untsrwerfen, und einer gleich forgs 
fältigen-Reinigung müffen fih auch, nach dem Ermeſſen der ausfühs 
renden Behörde, die Treiber unterwerfen; c) Rinderhäute dürfen 
nur, wenn fie von den GStirnzapfen und allem bäutigem Auhange bes 
freit find, unbearbeitete Wolle und thierifihe Haare Erel. 
Borften) dürfen nur in Säden oder Ballen verpact über die Fans 
desgrenze eingehen, und in dieſem Zuftande in das Junere des Lan⸗ 
des transportiert werden. Noch nicht völlig harte und ausgetrockuete 
Häute, — die im Winter hart gefrornen Häute können für folche 
nicht geachtet werden — und Hörner, die von den Stirnzapfen und 


haͤutigen Anhängen noch nicht befreit find, müſſen an der Grenze zus 


rückgewieſen werden. — Die Zurücweifung findet auch Statt, wenn 
unter einer Ladung Häute oder Hörner auch nur einige nicht völlig harte 
und ausgetrocknete, oder auch nur einige von den Stirmzapfen oder 
den häufigen Anhängen noch wicht befreite gefunden werden, nnd 
zwar trifft im folchen Fällen. die Zurückweiſung die ganze Ladung. 
d) Geſchmolzenes Talg kann nur in Käffern zugelaffen werden, 
und das fo genannte Wampentalg (gefebmolzened Talg in häutigen, 
vom Rindvieh felbft herrübrenden Emballagen) paffirt nur, wenn les 


tere an.der Grenze vom Talge getrennt und vernichtet worden find. 


e) Ungeſchmolzenes Talg und frifhes Fleiſch werden zus 
rückgewieſen. — Die Einlaßpunkte an dieffeitiger Grenze für die uns 
ter a) bis d) bemerkten Gegenjtände werden durch die Amtöblätter 
befannt gemacht. Daſ. 8. 2. 

Bricht die Ninderpeft an einem Orte ded Auslandes aus, der 
hart an der dieffeitigen Grenze liegt, oder gar unmittelbar 
an einen dieffeitigen Ort frößt, oder wenn * die Seuche der dieſſei⸗ 
tigen Grenze auf 3 Meilen oder mehr noch nähert, find die Magi—⸗ 
fträte der Grenzſtädte und die Laudräthe der Greuzkreiſe für den 


Umfang ihrer Bezirke befugt, vurgedachte anzuordnende Maaßregeln 
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feltit zu treffen und dahin zu verfehärfen, daß a) Hornvich, Schanfe, 
Echweine, Ziegen, Hunde und Federvieh, frifhe Ninders und audere 
Thierhaäͤute, Hörner und ungeſchmolzenes Talg, ferner Nindfleifch, 
Dünger, Nauchfutter und gebrauchtes Stallgeräthe jeder Art gar 
nicht zugelaffen werden; by auch unbearbeitere Wolle, trodene Haute 
und thieriſche (erel. Borften) zurüdzuweiien, wenn Gründe zu der 
Annahme vorhanden find, daß ſolche aus iufizirten Orten herſtammen, 
und find c) nur folche Perfonen obue Weiteres einzulaffen, von wel 
chen nach Umftänden anzunehmen it, daß fie entweder in gar keinem 
infizirten Orte gewefen, oder doch dafelbit mit dem. infizirten Rindvieh 
nicht in unmittelbare Berührung gekommen find. Alle Perfonen das 
gegen, bei denen die Beſchäftigung und der Verkehr mit Rindvich 
vorauszuſetzen ift, 3. B. Vieh» und Lederhändfer, Fleischer, Gerber, 
Abdecker werden zurücdgewielen, oder müffen ſich, wenn erhebliche 
Gründe für die Zulafung fprechen, zuvörderjt unter polizeilicher Auf⸗ 
ſicht einer Reinigung unterwerfen. — Bricht Die Ninderpeft hart an 
der diejjeitigen Grenze im Auslande aus, danıı kann aller und jeder 
Verkehr mit dem infizigten Greuzorte unterfagt werden, 


Magiträte und Landrätbe müflen die getroffenen Anordiningen 
innerhalb ihrer Weichbilde und Kreife, auch in den benachbarten Or; 
ten des Auslandes bekannt machen, uud der vorgefegten Regierung 
und dem Oberpräfidenten davon Anzeige machen. Daf, 8. 3, 4, 6. 

Die Beſchraͤnkungen des Verfehrs finden in der Negel auf.fee 
wärts eingehende Gegenftände feine Auwendung. Daf. $. 5. 

Bei den etwa getroffenen Maaßregeln verbleibt es fo lange bis 
deren Aufhebung auf gleichem Wege, wie bei der Anordnung gefches 
ben, befanut gemacht iſt. Daf. 8. 7. 


— 237. Iſt an einem Orte die Seuche ansgebrochen, ſo 


—— rf Niemand ohne ausdrüdtiche Erlaubniß des Landraths 
eigen ur dahin reifen oder Vieh und giftfangende Sachen dort: 
—— hin ſenden. Vou dem Orte, worin die Seuche ausge⸗ 

brochen iſt, dürfen eben fo wenig Rind⸗ und Schaaf⸗ 
vich, oder giftfangende Sachen auf eine andere Feldmark kommen 
und andere Gattungen von Vieh, auch Menfchen, wenn der Ort ge 


fperrt ift, gar wicht, und fo fange er dies nicht ift, mur dann dafelbft 


zugelafien werden, wenn duch Zeuguiſſe nachgewieſen ift, daß fie 
beim Rindviehe Peine Gefchäfte gehabt haben. Patent v. 2. April 1803. 
$. 24. 

[Verfahren bei 238. Im Uebertretungsfalle werden Rindvich und 
Vebertretuugen. Kaͤlber getödtet uud mit derſelben Vorficht, wie ed am 
Orte der Seuche geordnet ift, verfahren. Giftfangende Sachen aber 
werden nah dem angeftedten Orte zurüdgefandt. Kann dies ohne 
Berührung anderer Orte und ohne Gefahr der fernern Auſteckung 
nicht gefcheben, fo muͤſſen fie verbrannt werden. Menfchen, die als 
Einwohner des augeſteckten Orts erfannt werden, und Feine Atteſte 
haben, müfjen bid zur Wache des Orts zurückgeführt werden, und 
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diefe hat felbige der Obrigkeit zur Beftrafung zu überliefern. Dar. 
$. 28. 

[Viehmärkte u. 239. In einem Bezirfe von drei Meilen im Um⸗ 
uothwendiger Preife müſſen alle Viehmärkte und aller Viehhandel aufs 
Viehankauf.) hören. Wird aber zum Belag der Höfe oder zum 
Schlachten Vieh getauft, fo muß nicht blos der Gemeindevorftcher, 
fondern auch die Gerichtöobrigfeit Das Atteſt über den Bedarf aus— 
ſtellen, und diefed muß an allen Orten, durch welche das Vieh ges 
trieben wird, genau durchgefehen und geprüft werden, weshalb Der 
Treiber verbunden ift, mit dieſem Atteſte bei der Polizeibehörde des 
Orts ſich zu melden. Daf. $. 26. 


[Anlegen der 240. Zu einem gleichen Umfreife find ale Hunde 
ee anzulegen, und nur bei den Heerden außerhalb des 
stecktenOrten.] Orts dürfen - die Hirten ſolche vom Stricke Ioslafjen, 
wenn fie dafür haften Fönuen, daß die Hunde fic) nicht von der Heerde 
entfernen. Daß 8. 27. 

Außer dem Anlegen der Hunde ift im augeftedten Orte auch 
das Einfperreu der Katzen uud des Federviehes erforderlih. M. R. 
vom 11. Novbr. 1813. - " 


[Wachen] 241. Bor den mit dem angeftedten Orte angrens 
genden Ortfchaften werden Wachen geftellt, welche den 
Eingang von Menfhen, Vieh und giftfangenden Sachen aus felbigen 
verhindern. Im wiefern.auch bei ſolchen Orten, die zwar nicht mit 
diefem Orte grenzen, wohin man jedoch ohne einen“ Zwiſchenort zu 
berühren aus dem verpefteten Fommen Fann, diefe Vorficht nöthig iſt, 
bleibt der Beurtheilung des Landraths überlaffen. Daſſ. Patent $. 28. 


[Bestellung von 242. Zur Aufficht über Die Beobachtung aller dies 

Aufschern] fer Vorfchriften muß der Landrat einen Auffeher bes 
ftellen, welcher die Pflicht hat, den ganzen beitimmten Bezirk zu res 
vidiren und bei dieſen Nevifionen zu unterfuchen ob die Vorfchriften 
genau beobachtet werden; er muß insbefondere darauf Acht geben, ob 
die angeordneten Wachen gehörig bejtellt werden und die Wächter ihre 
Pflicht erfüllen. — Unordnungen welche er vorfindet muß er fogleich 
abftelfen, auch dem Landrathe und der Obrigkeit des Ortes auzeigen. 
Diefer Anffeher ift vom Landrathe nach Maßgabe der. vorjtchenden 
Vorſchriften mit einer fihriftlichen Juſtruktion zu verſehen, und, in 
fofern er nicht bereits ald Kreisbedienter verpflichtet ijt, auf dieſe Zus 
ftruftion befonders zu vereidigen. Daf. $. 29. 


[Hätungen.] 243. Diejenigen Derter, welche mit dem angeſteck⸗ 

ten Orte in Anfehung der Hütung, Holzung und Müh—⸗ 
len irgend eine Gemeinfchaft haben, müſſen fi der Anordnung ums 
ferwerfen, welche der Laudrath zur Trennung der Gemeinfchaft teifft, 
und die Hirten Werden auf deren Befolgung vereidet. Alle Gemein⸗ 
ſchaft zwiſchen Heerden, im welchen die Seuche ausgebrochen ift, und 
allen übrigen Heerden diefee Art zwifchen dem Franfen und gefunden 


* 
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Nindviehe im Orte felbit, zwiſchen allem Nindviche dieſes und dem 
jedes andern Orted, zwiſchen den Gegenfänden die mit dem Franken 
Viehe in unmittelbarer Verbindung — haben, und allen üuͤbri⸗ 
en, und eudlich zwiſchen giftfangenden und andern Dingen, ſowohl 
im Orte ſelbſt als außerhalb deſſelben, muß unterbrochen werden. 
Daſ. $. 30. 
[Tränke, Trif- 234. Beſonders muß eine Trennung der Hütung, 
ten ete.] der Tränfen und der Triften zwifchen derjenigen Heerde 
unter welcher die Seuche ausgebrodyen, und allen übrigen Nindvich- 
Hrerden des Orts geſchehen; die Hütung durch einen Zwifchenraum 
son 800 Schritt abgefondert, und Diele, in fofern er nicht durch ficht: 
bare Merkmale, als Graben, Geftelle und dergleichen, fennbar ift, 
mit Wiſchen abgeſteckt und mit einer Sabre abgepflügt werden. — 
Gleiche Treunung muß fowohl in Abfiche diefer, als der übrigen noch 
geſnnden Rind- und Edyanfvichbeerden des Orts, yon. denen der bes 
nachbarten, und im der Hütung zufammentreffenden oder, angrenzenden 
Derrern eingerichtet und bei Beſtimmung deffelben und des mit der 
Hütung zu verfchonenden Zwiſchenraumes ein nach dem Hütungäbes 
darf billiges Verbältniß durch Anordnung des Landraths getroffen, 
auch — die Grenzen in der feſtgeſetzten Art bezeichnet werden. 
Dal. + 65 — 


245. Zu allen Mülferfuhren, die Mühlen mögen innerhalb oder 
außerhalb der Feldmark liegen, ferner in einem Zwifchenraume von 800 
Schritten von den Grenzen des Orts, zu den Aderbeftelungen, Holz 
und allen Gattungen von ha dürfen nur Pferde gebraucht werden 
und diefer Zwifcbenraum it nach dem obigen Beſtimmungen zu bezeich- 
nen, Für folche Einwohner aber, welche nur Ochfen halten, find diefe 
Fuhren und Beſtellungen von den übrigen Pferdehaltenden Einwohs 
nern und noͤthigenfalls auch von den benachbarten Dertern des Kreis 
fes nach einer Repartition des Landraths zu beftreiten. Daf. $. 66. 


246. Holzreviere, in welchen den Einwohnern der infizirten, mit 
Einwohnern aus andern Orten ein gemeinfchaftfiches Hütungsrecht 
zufteht, find in eben der Art, ald es $. 243 und ff. beftimmt ift, zu 
theilen; den eritern ein, durch eine Entfernung von 800 Schritten, 
von den Bezirken der andern Intereſſenten abgefonderter Diftrikt, 
auch folhe Holztage auzuweilen, an welchen fie mit den Einwehnern 
aus andern Derteru nicht zufammentreffen Fönnen. .Daf. $. 67. 


[Pflichten den 247. Nicht nur in diefem, fondern iu alleır bis auf 
Viehbesitzer.] den 2 Meilen entfernten Orten muß jeder Viehbefiger 
auch die Feinfte Spur einer Kranfheit dem Gemeindevorjteher anzeis 
gen; auc find die Hirten verpflichtet, ed fofort dem Ortsvorftande 
anzuzeigen, wenn eiu Eigenthümer ein Stüd zurüdbehäft, oder in der’ 
Heerde es umfällt, oder doch die Spur einer Krankheit ſich zeigt. 
"Daf. $. 31. 
248. Bei der zur Zeit unüberfehbaren. erften Verbreitung der 
Viehpeſt iſt die Vorfchrift dieſes und des vorhergeheuden $. nicht auf 
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2 Meilen gu befchränfen, fondern es find größere Diftrifte nach dem 
Ermeſſen der Regierungen fetzufegen, und in den zu erlaffeuden Vers 
ordunngen befaunt zu machen. M. R. v. 44. Noobr. 1815. Ä 


[Pflichten der 249. Findet num der Gemeindevorfteher, daß Feine 
—— äußere Verletzung die Urſache der Kraukheit oder deſſen 
3. Medi. Todes fei, fo muß er den Fall gleich der Gerichtsobrig⸗ 
zinalbeamten.) Feit. und dem Landrathe melden, und letzterer iſt zur 
Auorduung der Obduktion durch den Kreisphyſikus *), 
und im feinem Beifein verpflichtet. ‚Bid zu deren Vollendung liegt 
dem Gemeindevorjteher die Sorge ob, daß nicht nur das Franke Stud 
abgefondert, fondern der Hof, wo ed gejtanden, einftweilen dergeftalt 
geiperrt werde, daß Niemand aus demfelben, der mit dem Rindviche 
zu thun gehabt, folchen verlaffe, uud Fein anderer Einwohner felbigen 
betrete, oder Rindvieh oder giftfaugende Sachen von demfelben fortges 
bracht werden. Daſſ. Patent $. 52. J | 


250. Auch außer diefem Falle, wo die Seuche in der Gegend 
ausgebrochen, ift der Landrath verbunden, fo bald ibm nach Vor⸗ 
ſchrift eine Viehkrankheit angezeigt wird, bei irgend einem VBerdachte 
der Anſteckung folche mit Zuziehung des Kreisphyfifus *) zu unter 
fuchen, in dieſem fo wie in dem Falle des vorigen $. fich nicht blos 
mit der Obduktion von Frepirten Stüden zu begnügen, fondern auch 
noch Icbende Franke Stüde tödten und durch deren Obduktion den 
wahren Krankheitszuſtand durch den Kreisphyfifus *) ausmitteln zu 
laſſen. Daf. $. 34. 

Die an den Quarantaineorten ($. 235) beftellten Rebiforen, bie 
Kreisphyfiter und Shierärzte müſſen fih mit den Kennzeichen des 
Steppenviched (podoliſches) genan befaunt ‚machen und nach Diefen 
Merkinalen allein ift über die Nothweudigkeit einer Quarantaine zu 
euticheiden. A. V. vom 27. März 1836. 8. 1. 


251. Die Kreispofizeibehörden follen die —— Geſundheits⸗ 
polizeibeamten nur zur Unterſuchung ſolcher Thierkraukheiten zuziehen: 
1) bei welchen dieſe Unterſuchungen ausdrüuͤcklich durch Polizeigeſetze 
vorgeſchrieben iſt; 2) wenn ihnen die Formen einer Krankheit ganze 
lich unbefannt find, oder 3) wenn die Feſtſtellung derfelben zweifels 
baft fein möchte. — Iſt aber die Form einer Krankheit einmal in 
polizeiliher Hinficht durch eillen Sachkundigen feftgeftellt, oder fonft 
allgemein befaunt; fo bedarf es Feiner ferneren Unterfuhung, es 
wäre dann, daß die Polizeigefege darüber gebieten. — Denn um 
das Allgemeine vor Nachteil und Gefahr zu fichern, ift ed hiurei⸗ 
hend, wenn nach erfannter Form der Krankheit Diejenigen Einleitung 
. gen von deu Kreispolizeibehörden getroffen werden, welche die Polis 

jeiverorduungen beftimmen, uud die Lofalverhältniffe gebieten, um der 


*) oder Kreisthierargts 


* 
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Verbreitung Greuzen zu ſtellen, und es iſt hierbei die Zuziehung und 
Mitwirkung der Geſundheitsbeamten nicht nothwendig, ſo wie auch 
die Ausführung der Heilungsverſuche denen überlaſſen werden muß, 


welche den Vortheil davon ziehen. Publ. der Reg. zu Stettin vom 14. 
Seotember 1819. 


(Kosten der Un- 252. Alle Unterfuchungen der Sachkundigen bei Krank⸗ 
tersuchung.) seiten, die durch die Schuld eines Einzelnen oder einer 
anzen Gemeinde, oder zum Vortheil derfelben veranlaßt worden, dür- 
en wicht auf Nechuung der Königl. Kaſſe gejcheben, fondern ed müf 

fen diejenigen die Koften tragen, welche Veranlaſſung zur Uuterfus 

chung gegeben haben. Daffelde Publik. . 

253. Wenn eine höhere polizeiliche Maßregel die befondere Abs 
ordnung der Medizinalbeamten erfordert und zum Zwede hat; fo 
Fönnen nur die zur Unterdrüfung des Uebels ergriffenen Maßregeln, 
nicht aber die Kur ded erfranften Viehes ein Gegenftand der Liqui⸗ 
dation auf Staatdfonds fein. Denn bei Beforgung der Kur wird . 
zunächft der Vortheil des Befigers des erfranften Viehes wahrgenom⸗ 
men, welcher daher auch die hierdurch entjtchenden Koften tragen oder 
dabei aus Kommumalfonds vertreten werden muß, obne daß auf dem 
- Erfolg gefehen werden kauun. Verzichtet dagegen z. B. der Eigenthüs 

mer Es die bei einer Viehfeuche anzuftellende Kur, und läßt er fein 
kraukes Vieh fofort tödten, fo kann ihm die Bezahlung der Neifekos 

- ften des abgeordneten Thierarzted nicht zugemuthet werden. Uebri⸗ 

gend muß überhaupt bei Viehfeuchen, fo auch bei dem Ausbruche 

bösartiger Krankheiten unter den Menfchen, die Medizinafpolizei fich 
darauf befhränfen, daß die Weiterverbreitung der Krankheit durch 
die nöthigen Abfonderungen und Sperren verhindert, nach erfolgter 

Genefung die Wohnungen der Kranken nnd die Ställe gereinigt, uud 

andere aus der Natur der Sache hervorgehenden Sicherheitömaßres 

geln angeordnet werden. Die Koften, welche hierdurch entjtehen, fal⸗ 

Jen aber ebenfalls dem Einzelnen uud der refp. Gemeinde zur, Laſt, 


ohne daß die Staatöfaffe zutreten müßte. Publ. der Reg. zu Trier vom 
21. April 1824. 


(Ausbruch der 254. Bricht die in vorftchender Art ansgemittelte 
Seuche auf * Seuchenkrankheit zuerſt auf einem einzelu gelegenen Eta⸗ 
bliſſement aus, deſſen Rindviehſtand nicht über 10 Stuck 
ne) beträgt; fo ift der Landrath verpflichtet, Diefen ganzen 
Viehitand nach aufgenommener Taxe tödten zu laſſen. 
In allen andern Faͤllen muß alles erkranfende Vieh, wenn nicht 
untrügliche äußere Merkmale die Gewißheit geben, daß die Krankheit 
nur von äußeren Verlegungen oder von vorübergehenden innern Zus 
fallen herruͤhrt, getödtet werden. Yatent vom 2-April 1803 $. 38. 
Anper dem angegebenen Falle, wo der ganze unter 11 
Stück betragende BVichitand getödtet wird, iſt nicht nur das kranke 
Vieh) ‚zu tödten, fondern auch die zwei fcheinbar gefunden Stüde, 
welche während der legten acht Tage den kranken oder gefallenen 
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Stücken zunächit geſtanden haben, wenn es nämlich nicht auf der 
Weide, fondern in den Stälfen aufgeftellt gewefen if. M. R. vom 
8. November 1813. (Auguftin B. 2. ©. 519.) 


(Untersuchung 255. In allen Fällen, wo Rindvieh umfällt, obne daß 
ggen — der Viehbeſitzer oder die Hirten und ihre Gehuͤlfen das 
eg wien Erkranken deffelben in den Ställen oder unter der Heerde 

ö angezeigt haben, follen Diefe Perfonen nebft denjenigen, 
welchen das Geſchaͤft der Wartung des Viehes obliegt, einer Vers 
heimlihung verdächtig gehalten, und deshalb in Unterfuchung gezo⸗ 

gen werden. Daffelde Patent $. 45. 


(Lage der Grab- 256. Die Grabftellen des gefallenen Viehes müfs 
stellen.) fen vom Orte felbit entfernt, jedoch in der Nähe des 
erften Quarantaineftalles und in einer Entfernung von 800 Schrift 
von Wegen und Zriften gewählt und im diefer Entfernung von al 
lem Biehe gemieden werden. Daf. $. 57. 


(Beschaffenheit 257. Die Gruben zur Verfcharrung des Viehes 
der Gruben.) müſſen 6 bis 8 Fuß tief angefertigt werden, wenn 
aber das Grundwaſſer diefe Tiefe nicht geftattet, fo muß fo viel Erde 
auf die Grube geworfen werden, als nöthig ift, Damit das verfcharrte 
Vieh von 6 bis 8 Fuß Erde bedeckt werde, auch ift der zu den Grabs 
ftellen bejtimmte Bezirf mit einem Graben und Zaun zu umgeben 
und mit Steinen zu belegen, Daf. 8. 58. 


(Abledern.) 258. Das NAbledern des gefallenen Viehes iſt zu 

allen Jahreszeiten verboten, und es foll ftatt deſſen mit 
Haut und Haaren, nachdem die Haut über den ganzen Körper eis 
geichuitten worden, vergraben und die Kadaver in der Grube mit 
einee Hand hohen Schichte Kalk bedeckt werden. Daf. $. 29. 


(Obduktionund 259. Die Deffnung des Kadavers darf mır in dem 
erfahren da- einzigen Falle geichehen, wenn eine Obduktion durd 

A. den Kreisphyſikus vorgenommen werden foll, oder ſolche 
durch den Landrath ausdrücklich nachgegeben wird. Aber auch in dies 


ſenm Falle bleibt es verboten, Talg herauszunehmen oder Leder auds 


zufchneiden; die Obduftionen dürfen nur auf den Grabftellen vorge 
nommen werden, auch ift während dieſes Gefchäftd von Neifern ꝛc. 
ein Feuer zu machen, um durch den davon auffteigenden Rauch den 
bösartigen Geruch des Kadaverd zu vermindern. Daf. 3. 60. 


(Bedingter Ver- 260. Der Verkauf des Nindviehes, auch Rauch⸗ 
— des ge futterd, zum Bedarf der Einwohner darf im Orte nur 
Ruuchfuttersim mit Erlaubniß des beftellten Auffehers, und in Anfes 
Orte.) bung des Nindviehes gegen ein von demfelben auszu⸗ 
ſtellendes Gefundheitsatteft gefchehen, welcher folched 
= - Landrathe zur Genehmigung anzuzeigen hat. 

af. $. 74. 
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[Verfahren in 261. Alles, was vorftehend für die Derter des 
Städten.] plaften Landes angeordnet worden, muß auch in Städ- 
ten und lecken. beobachtet werden, infoferu ſolches nicht in den Vor⸗ 
fehriften dieſes Abſchnitts ausdruücklich aufgehoben oder abgeändert iſt. 
Daſ. 8. 93 i 

262. Alle Vorfchriften, welche auf die Gemeindevorfteher und 
Schulzen Bezug haben, finden im den Städten auf die Magifträte 
und Polizeivorftcher; alle Vorfchriften, die dem Landrathe gegeben 
find, wenn Statt deffen eine Magiftratöperfon die Direfrion führt, 
auf dieſe; und endlich die Vorfchriften für den Kreisphofifus auf 
den Stadtphyfifus Anwendung, wenn diefer die Phyſikatsgeſchaͤfte zu 
beforgen hat. Dafı 8. 97. 


2. Milzbrand. 


(Anzeige deram 263. Wird ein Thier vom Milzbrande befallen, fo 
‚ Milzbrande er- iſt bei Vermeidung einer Geldftrafe von 5 Thalern 
krankteaThiere,) oder Stägiger Gefänguißſtrafe der Polizeibehörde for 
gleich Anzeige davon zu machen. Regul. über fanitäts- 
poliz. Vorſchriften v. 8. Aug. 1835. $. 109. Geſetzſ. ©. 240. 


[Isolirung und 264. Die erkrankten Thiere müflen von den ges 
—— der- ſunden genau — und geeigneten Waͤrtern uͤber⸗ 
RT geben werden, Dieſe find über die Gefahr der Anſtek⸗ 

kung und die zur Verhütung derfelben zu befolgenden Vorſichtsmaß⸗ 

regeln zu beiehren. Jusbefondere dürfen die Wärter Feine Verletzun⸗ 

gen im Gefichte oder an den Händen haben. Daf. $. 110. 


[Verbot des Ku- 256. Allen Perfonen, die nicht approbirte Thieraͤrzte 
e. en find, ift das Kuriren milzbrandfranfer Thiere, und befons 
Nichtärzte.] ders das fogenannte Brechen oder Herausziehen des Nuͤk⸗ 

Feublutes, bei einer Gelditrafe von 10 bi8 20 Shalern 
oder 14tägiger bis Awörhentlicher Gefängnißftrafe, ver 
boten. Daf. $. 111. 


[Obliegenheit 266. Die Thierärzte haben, bei Vermeidung gleis 
der Thierärzte:] her Strafe, danach zu fehen, daß das Aderlafbiut 
von milzbrandfranfen Thieren, die bei demfelben gebrauchten Haar⸗ 
feie, die_ Leder aus den Fontanellen und ähnliche zur weiteren Ver 
breitung der Krankheit geeignete Gegenfände hinfänglich tief vergras 
ben oder fonft vernichtet werden: Daf. $. 119. 


(Verbot des 267. Das Schlachten milzbrandfranfer Thiere, fo 
Schlachtens u. wie der Verkauf und Verbrauch ded Fleiſches und der 
ern Milch von ihnen, ıft bei 10 bis 20 Thaler Geld» oder 
—— 8- bis 14tägiger Gefängnißftrafe verboten. Iſt dadurch 
Thiere] aber ein Schaden veranfaßt worden, fo treten die all⸗ 
gemeinen gefeglichen Strafbeftimmungen in SS. 777 seq. 

des A. g, N. ll. 20. ein. Daf. 5 115. 


» 
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(Vergraben der- 268. Die an einer Milzbrandkrankheit krepirten 
selben.) Thiere muͤſſen nach $. 257, 258 behandelt werden. — 
Nur den Aerzten und Shierärzten ift es erlaubt, in einzelnen Fällen 
zur genauern Unterfuhung der Krankheit ein ſolches Frepirtes Thier 
u Öffnen, jedoch nur nach dem völligen Erfalten des Kadaverd und 
bei genauer Beobachtung der erforderlichen Vorſichtsmaßregeln. ©. 
$. 270. Daf. $. 114. 


(Reinigung und 269. Sämmtliche mit dem Franfen Thiere in Bes 
— eigene rührung geweſene Gegenftände, die von demfelben zus 
derzeiben im tädgebliebenen Auswurfsftoffe, der Stall, in welchem 
Berührung ge- ſich Daffelbe befunden, müffen theils vernichtet, theils 
kommenen Ge- nach Vorfchrift der Desinfeftions ⸗Inſtruktion gereinigt 
genstände) werden. ©. $. 270. Daf. 5. 118. 


(Abhaltung an- 270. Schweine, Hunde, Kapen, Federvieh und 
derer Thiere.) andere Thiere müflen von den Ställen und von den 
Abgängen der milzbrandfranfen Thiere, fo wie von den Kadaveru 
derfelben auf DW forgfältigfte abgehalten werden. — Hinfichtlich der 
nach $$. 268 — 270 zu treffenden Vorfichtsmaßregeln hat die Po⸗ 
lizeibehoͤrde für die gehörige Belehrung der Betheiligten zu forgen, 
und die pünftliche und genaue Ausführung durch die $. 145 anges 
gebenen Mittel zu fihern. Daf. $. 116. 


(Verfahren beim 274. Erfranft ein Menfh durch Anſteckung von 
‚Erkranken von mißsbrandfranfen Ehieren an der fhwarzen Blats 
Menschen) ger oder auf andere Weife: fo muß davon fogleich der 
Polizeibehörde Anzeige gemacht werden. ($. 151.) Bleibt derfelbe in 
feiner Wohnung, fo findet bei Vermeidung der im $. 150 erwähnten 
Strafe eine Bezeichnung derfelben mittelft einer Tafel oder eine ges 
naue Sfolirung des Kranken nach $. 18 a. b. — S. 134. 135 vorft. 
Statt. Daf. $. 117. 


[DDesinfektion.] 272. Alles, was zum Reinigen und Verbinden des 

Kranken gebraucht worden ift, muß ohne Verzug vers 
nichtet werden. Nach Beendigung der Kranfeit find die Wohnung 
des Kranfen, fo wie fänmtliche mit demfelben in Berührung gefoms 
menen Gegenftände, nach Vorſchrift der Desinfektions, Inftruftion und 
bei Vermeidung der $.151 angedrohten Strafe, zu reinigen oder reſp. 
zu vernichten. Daf. $. 118. | 


[Vorbeugung 273. Die Polizeibeamten haben bei der Unterſu⸗ 
fernerer Aus- hung des zum Verkauf vom Lande eingebrachten Flei⸗ 
breitung.] ſches, befonders bei heißer und dürrer Jahreszeit, ges 
nau auf diejenigen zu vigiliven, welche gewiſſenlos und frevelhaft dad 
Fleisch von geichlachtetem milzbrandigen Viche feilbieten. M. R. vom 
415. Auguſt 4814. Publ. der Reg. u Potsdam vom 412. Septbr. 18414, zu 
Magdeburg vom 31. Auguft und zu Münfter vom 24. September 1826. 
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3. Mauls und Klauenſeuche des Rindviehes, der 
Schaafe und Schweine, 


(Kennzeichen 274. Dan fucht das Entfichen der Maul⸗ und 
u. Verfahren.) Klauenſeuche, die ſich befonders bei Rind» und Schaaf 
vieh zeigen, aus einer eigenthümlichen Beichaffenbeit des Dunftkreifes 
und aus einer befondern Futterverderbniß zu erflären. — Dem Auss 
bruche derfelben gehen ftetd einige Fieberbewegungen vorher. Man 
erfennt fie theils an der vermehrten Nöthe im Munde, theils an 
Bläschen vom verfchiedenem Umfange, wozu ſich bald ein ſtetes Geis 
fern von Speichel gejellt, der auch bei mehreren Viehſtücken einen 
efelhaften Geruch annimmt. Mit Genehmigung des Min. der geiftl, Unt.» 
u. Med.:Ang. ergangenes Publ. der Reg. zu Serfeburg v. 50. Dejbr. 1820, 

Werden Spuren derfelben entdeckt, fo find die kranken Thiere 
fofort von den zn abzufondern, unter polizeiliche Aufficht zu 
ftellen und auf Koften der Viehbefiger zurüczuftellen, bis die Heerde 
vollſtändig durchgefucht if. — Dem gefunden Theile einer folchen 
Heerde, und ganz gefund befundenen Deerden ift das Weitertreiben 
auf den beftimmten Biehjtraßen und da, wo diefe nicht regulirt find, 
auf einer vorgefchriebenen Straße zu verftatten, nachdem die Ortöbes 
hörde ein Begleitszeugniß über die Statt gefundene Unterfuchung 
der Heerde und den Ausfall derfelben ausgeftellt hat. Diefe Zeugs 
niffe find in den Fütterungsplägen ten Ortsbehörden vorzulegen, auch 
in dem Kalle, daß Erfranfungen entitanden find, davon Meldung 
zu machen. Die Ortöbehörden haben auf den Zeugniffen ihr „Geſeheu⸗ 
zu bemerfen, hinfichtlich etwa erfranfter Thiere aber in oben bes 
ſchriebener Art zu verfahren. — Heerden ohne ſolche Zeuguiſſe müfs 
fen angehalten, durch einen Sachkundigen unterfucht und nach Ums 
finden gegen diefelben verfahren werden. — Die Eigeuthümer von 
Schwarzviehbeerden, oder deren Stellvertreter, welche ſich nach dies 
fen Borfchriften nicht richten, verfallen in eine angemeffene, nach den 
obwaltenden Umftänden zu beftimmende Polizeiftrafe. 

Aus Ortfchaften, wo die Mauls und Klauenſeuche vorhanden ift, 
dürfen während der Dauer diefer Krankheiten, eben fo wenig, als es 
mit Rindvich und Schaafen gefchehen darf, auch nicht Schweine uns 
ter irgend einem Vorwande nach andern gefunden Ortfihaften gebracht - 
oder auf Viehmärkten zugelaffen werden. Yubl. der Reg. zu Frankfurt 
vom 44. Zuli 1820. ⸗ | 

Wenn gleich urfprünglich die Maul und Klauenſeuche nicht als 
anſteckende —— erſcheint, fo kaun doch der Geifer der 
erfranften Thiere die Beſchaffeuheit einer bäsartigen Schärfe annehs 
men, und als folche fchäadlich wirfen. Durch das fteete Geifern wers 
den Raufen, Krippen, Ständer, Hängeftride und Ketten, Gimer 
und Lagerſtroh fehr befudelt und verunreinigt. WIN man daher weis 
tern Schaden verbüten, fo hat man die Neinigung der Viebjtälle und 
der genannten Stallutenfilien mit größter Sorgfalt vorzuuehmen, 
. Sicher geicbieht fie mit kocheudem Waſſer. Selbft der Yupboden muß 
damit mehrere Male begoffen werden, um den daran noch rtenden 
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ſchädlichen Stoff zu zerftören. Man wende fleifig die Striegel Let 
den Genefenen an, und reibe fie öfter wenigitens mit Strohwiſchen. 
Man erneuere zur gehörigen Zeit das Lagerfirch und fee die Ställe 
den Luftzuge aus, Das genefene Vieh kaun nur erft Ru Anger und 
‚Weiden getrieben werden, wenn diefe Vorfichtsmaßregeln acht Tage 
lang berolgt ſiud. ur der Reg. zu Merfeburg vom 30. Dezemb. 1820. 

Da fein Stück Biel) gefchlachtet werden darf, wenn fi eine 
innerliche Krankheit zeigt; Patent v. 2, Aprit 1803 $. 7.) fo darf 
auch Fein mit der Maufs.oder Klauenfeuche befallenes gefchlachtet wer⸗ 
den. — Die Milch der Kühe, welche an der Mauls und Klauen 
ſeuche bedeutend erfranfen, taugt nicht zum Geuuſſe. Daſſelbe Pub. 


4. Andere Kranfheiten des NRindviches, als Aufblähen, 
Trommelſucht. 


275. Da mehrere Krankheiten der Rindviehes (unter andern. das 
Aufblaͤhen, die Erommelfucht u. |. w.) eine ſchuelle Hülfe verlangen, 
und nicht immer gleich ein Shierarzt zur Stelle it, oder doch die 
nöthigen Inſtrumente fehlen, fo it von den Königl. Negierungen zw 
Münster und Dlinden für erforderlich erachtet, daß die Gemeinden 
außer einer Klyftierfprige fih den Trokar anſchaffen. M 

Die Regierung in Minden hat im Publ. vom 18. Juli 1821 
deshald Folgendes verordnet: 

Die Aufbewahrnug der ebenfalld für mehrere Gemeinden anzu⸗ 
fihaffende Kiyftierfprige und des Erofars für das Vieh ift dem jedes⸗ 
maligen Ortöbeamten zu übertragen. Derfelbe hat unter Verautwort⸗ 
lichkeit des Erſatzes und der Herftellung aus eigenen Mitteln dafür 
Sorge zu tragen, daß die Inftrumente, fo lauge fie unbenugt in feis 
nen Händen fiud, a einem. trockenen Orte verfchloffen aufbewahrt 
werden. Er führt ein Buch, im dem jedesmal der Name desjenigen 
bemerkt wird, der, um von dem einen oder andern Gebrauch zu 
machen, daſſelbe leihen will. Bei der Ablieferung an diefen hat er 
dem Empfänger das Juſtrument jedesmal vorzuzeigen, um ihm vom. 
deſſem fehlerfreien Zuftande zu überzeugen, Bei der Nüdgabe hat er 
fogleih das Inftrument zu unterfuchen, muß deu etwa daran berurs 
fachten Schaden dem Ueberbringer fogleich auzeigen, und den, der 
diefen beim Gebrauch verurfacht hat, zum Erſatz defjelben auhalten. 
Gefchieht dies nicht, fo hat der Beamte der Schaden zu tragen. Die 
Spritze wie der Trofar muß nach dem Gebrauche jedesmal gereinigt 
und der legte jedesmal mit einem wollenen Lappen vorfichtig trocken 
gerieben werden, damit ſich Feine Roſtflecken auſetzen. Angef. Publ. 

‚5. Strafbeftimmungen. 

276. Alle diejenigen, welche vorſtehende Beftimmungen des Pas 
tentd vom 2, April 1803 zu befolgen verabfäumen, verfallen, fofern 
nicht fpegiell ein anderes verfügt it, in Keftungs s oder Gefängnißftrafe, 
a: ya den Gerichten feitzufeßen. Patent vom 2. April 1805. $ 

277. Dedgleichen diejenigen, welche fich den Perfonen, die zur 
Ausführung der im Viehſterbepateute geordneten Anftalten, ſowohl 


J 
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tm Orte ſelbſt, als außerhalb deſſelben angefegt find, thätlich wider⸗ 
ſetzen, oder ſelbige mit groben Belewigungen mißhaudeln. Inzwi⸗ 
ſchen kann, wenn nicht wiſſentlich, ſondern une ans grober Nachläf 
ſigkeit gefehlt iſt, nach Maßgabe der Schuld und des entſtehenden 
Schadens Gefaͤngniß⸗ oder Geldſtrafe eintreten, Bei letztern werden 
zwar 5 Thaler einem achttägigen Gefäugnißarreft in der Negel 
gleich gehalten, der Richter kaun aber nach Beichaffenheit der Ver⸗ 
mögensumftände fie auf 10 bis 40 erhöhen. Patent v. 2, April 1805. 
8. 461 Ro, 48. 

278. Diefe Steafe trifft auch diejenigen, welche dad am Mit; 
brande gefallene Vieh abledern und nicht vielmehr mit Haut und 
Haaren vergraben. 4. 8. D. vom 28. Juni 1823. [Gefehf. ©. 172.] 

279. Außer diefen Feſtungs⸗ und Gefaͤugnißſtrafen verfallen noch 
in folgende außerordentliche Geldſtrafen: 1) Eine Obrigkeit oder deren 
Stellyertreter, welche bei dem Ausbruche einer Seuche aus dem ins 
fizirten Orte Hofdienfte nach andern Feldmarken oder Orten, wenn 
auch dadurch Fein Schaden entiteht, verrichten läßt, in 50 bis 100 
Thaler. Auch dann, wenn fie im infizirten Orte ſelbſt Dofdiener 
zur —— des Rindviehes, zur Abſonderung des krauken, zur Rei⸗ 
niguug der Ställe, zum Austragen ꝛc. und zu den Fuhreu des Mi— 
fte3 aus demfelben gebraucht, — 2) Abdederfuechte, welche beim 
Zransport des gefallenen Rindviehes Huude mitbringen, oder auch 
bei ihrer Rückkehr fich nicht von den Rindviehheerden entferut halten, 
in 25 Thaler. 3) Diejenigen Scharfrichter und Abdecker, welche 
ihre Kuechte nicht fo zeitig abſchicken, daß das gefallene .Rindvich 24 
Stunden nah der Auſage fortgefchafft werden Faun, in 5 Ehaler, 
Gefchieht Died zu einer Zeit, wenn an dem Orte felbft Krankheiten, 
die als auſteckend oder zweifelhaft beſtimmt find, berrfchen, fo twird 
die Strafe auf 10 Thaler, und wenn alsdann in dem Bezirke von 
drei Meilen Seuchen herrſchen, auf 25 Thaler erhoͤhet. — Die 
Scharfrichter und Abdecfer find ferner mit einer Strafe von 5 big 
10 Thaler belegt, wenn fle oder ihre Kuechte fich nicht zu der vom 
Landrathe beftinmten Zeit einfinden, oder deſſen Ankunft nicht abwars 
ten, und eben fo in allen Fällen, da fie gegen die Anweiſung des 
Landraths oder desjenigen, der an feiner Stelle die Poltzeigeichäfte 
zu betreiben bat, handelt. — Alle Einwohner, welche ihre — 
sticht feit anlegen, verfallen, wenn dies im Orte, wo die Krank⸗ 
beit herrſcht, geichieht, im eine-Beldftrafe von zwei Thaler, und 
wenn es aufer demſelben in einem Bezirke von 3 Meilen von einem 
Drte geichieht, im eine Geldftrafe von 1 Thlr. für jeden Uebertres 
tungsfall; überdies Liegt es aber den Polizeibehörden ob, dergleichen 
frei berumlanfende Hunde unverzüglich tödten zu laſſen. Dirten, des 
reu Hunde fich nicht von der Heerde entfernt halten, machen hierbei 
eine Ausnahme. Patent vom 9, April 1805, 


Derjenige, welcher den Vorfchriften $. 235, 236 heimlich oder 
auf audere Weife, auch durch Taͤuſchung des Aufſichts perſonals ent: 
gegenhaudelt, ſo daß dadurch wahrſcheiulich die — verbreitet iſt, 


- 


— 
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erhält 6 Monate bis 3 Jahre Zuchthaus⸗ oder — ———— — 
Iſt kein Schaden geſchehen, daun hat die Polizeibehörde. gegen den 
Schuldigen eine willführliche Strafe (bis 6 Wochen Gefängnis oder 
50 Thaler Geldftrafe) zu erkennen. Beiderlei Strafen treffen Die 
Begünftigee der dort gedachten Ginfhwärzungen oder Beförderer 
derielben. Diejenigen, welche die Autweifungen der Behörden beim 
Eingang oder Importation wicht Folge leiften, fallen in legtgedachte 
polizeiliche willführliche Strafe. 4. V. vom 27. März 1830 $. 8. 

280. Bei allen übrigen polizeilichen Handlungen, durch welche 
die Vorfchriften des Patentd vom 2. April 1803, oder anch die auf 
den Grund defiefben von dem Landrathe ertheilten Vorfchriften übers 
treten- werden, finden die kleinern Polizeiftrafen von 8 bis 14tägigem 
Gefängniß bei dev niederen Klaſſe, und bei den bemittelten Perfonen 
die Gelditrafe von 5 bis 10 Thaler Statt, (Siehe 5. 282). Patent 
vom 2. April 1805. 8. 168, 

281. Ale zur Ausführung der geordneten Anftalten angeftellte 
Perſonen, fo wie die beftellten Wachen, wenn fie an den Webertres 
tungen ded Patents entweder wiſſentlich oder durch grobe Vernachs 
Käffigung Autheil genommen, verfallen in eben die Strafen, welche 
auf die Webertretungsfälle ſelbſt angeordnet find. In allen andern 
Fällen, wo fie die Verpflichtungen, zu welchen fie angeftelt find, um 
des Gewinuſtes willen oder vorfäglich unterfaffen baben, verwirfen 
fie Feſtungsſtrafe. Gefchieht das aus grober Rachläffigkeit, fo vers 
fallen fie in 3» bis Amomatliche Gefänguißftrafe. Bei andern Nas 
Kaffigfeiten find fie den geringeren Poligeiftrafen von 8⸗ bis 14tägis 
gem Gefängniß wutertvorfen. Daf. 5. 167, 

282. Dem Landrathe wird das Necht eingeriumt, Pleine Polis 
eiftrafen von Stägigem Gefäugniß, oder Geldftrafen bis auf 5 Thlr., 
obald die Webertretungafälle ausgemitteft find, zur Ausführung zu 
bringen, worauf fodann bei Beſtunmung der richterlichen Strafen, 
inſofern das Vergeben dazu geeignet ift, Rüdfiht genommen werden 
ar — auch ©. 17. $. 17. wegen Kompetenz der Ortsbehörden.) 

af. $. 168. 


283. Der rihterlichen Eutſcheidung bleibt es überlaffen, nach 
Verſchiedenheit der eintretenden Umftäude die Dauer der Feſtungs⸗ 
und Gefänguißitrafen feftzufeßen, fo wie auch in deu Erfenntnifen 
zu beftimmen, ob und inwiefern folche in bloßem Arreft oder in Ars 
beitöftrafen beftchen ſollen. Daf. $. 169. 

234. Ju Anſehung der Geldfirafen iſt feſtgeſetzt, Daß diefe zu 
deu Kreiskaſſen fließen follen, jedech in Deuumziatiousfällen nach Ab⸗ 
aug — Autheils, welcher dem Denumzianten geſetzlich zuſteht. 

af. $. 170. 

285. Da das Patent vom 2, Aprif 1803 Feinen Deuunzianten⸗ 
autheil in Kontvaventionsfällen gegen das Patent und die Jnſtruk⸗ 
tion vom 2. April 1803, wegen Abwendung von Viehſeuchen betrefs 
fend, feitfet, fo kanu folcher auch nicht zugebilligt werden. M. R 
vom 20. November 1827. 


* 
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6. Rob und Wurm 


[Verfahren bei 286. Hinfichtlih der Verhütung der Verbreitun 
a De Notz⸗ und Wurmkrankheit unter den Pferden wi 
den etc] auf die beftehenden polizeilichen Vorſchriften verwiefen 

und nur namentlich bemerft, daß des Nobed- oder 

Wurind verdächtige oder daran leidende Pferde, bei Vermeidung eis 

ner Geldftrafe von 5 Thalern oder achttägigem Gefänguif, der Por 

lizeibehoͤrde anzuzeigen, erjtere abzufondert, wirflich roßs oder wurm⸗ 

Franke Pferde aber ſogleich zu tödten und die mit ihnen in Gemeins 

ſchaft geweienen Pferde von andern abzufondern, und unter Obfervas 

tion zu ftellen find. Regul. vom 8. Aug. 1835. $. 119. 

Leder Eigenthümer eines der Hebfranbheit verdächtigen Pferdes 
ift ferner verpflichtet ‚ ſich alles Zufammenfpannens und’ Austreibens 
deffelben mit andern Pferden zu enthalten. M. IR. vom 29. Dezember 
er [Augufin B. 2. S. 526.) Publ, d. Meg: zu Merfeburg vom 50. März 


288. Bon wirflicher Heilung des Notes der Pferde durch die 
Kunft hat man wenige, fehr ziweifelhafte Beifpiele. Es ift daher bei 
der großen Anftelungsgefahr für andere Pferde fehr nöthig, die uns 
nüßen, langwierigen uud Foftibarın Kurverfuche zu unterlaffen und 
ein durch das gleichzeitige Vorhandenſein der Kennzeichen als rotzig 

anerkanntes Pferd fogleich zu toͤdten. M. R. vom 29. Dejbr, 1824. 


(Untersuchung 289. Die heilbaren Pferde müffen auf Koften der 
verdächöiger Gigenthümer, und bei deren Unvermögen auf Koften 
— — der Gemeinde kurirt; die von Sachverſtaͤndigen für un⸗ 

beilbar erklärten getödtet werden. Durch diefe Maßs 
regel wird die Sache zur allgemeinen Angelegenheit der Gemeinde 
gemacht. Die Polizeibehörden follen daher mit Zugichung der Kreißs 
phyſiker oder anderer Sachverftändiger gemeinfchaftliche Unterſuchuu⸗ 
gen am folchen Orten und felbft in den Ställen, die den Verdacht, 
daß roßige Pferde darin vorhanden fein Fönnten, gegen fi haben, _ 
halten, und diefe, wie verordnet iſt, behandeln. Publ. der Reg. zu 

Breslau vom 19. April 1815» 


290. Jedes mit Druͤſengeſchwulſt befallene Pferd muß als vers 
daͤchtig abgefondert werden, fo lange bis Sucverftändige es für ges 
fund erflären; alles Lofalgefchire uud Geräthe, welches mit dem Nop- 
gifte in Berührung gekommen fein Fönnte, ift forgfältig_ zu reinigen 
oder zu vernichten, — Unter dem Geräthe find Eimer, Krippen und 
Naufen zu verfichen, und der Stall ift mit Kalk zu überftreichen. — 
Um die Anftefung zu verhüten, muß man feine Pferde nie in frem 
Ställe bringen, bevor man nicht die Krippen fauber ausgefegt und 
mit naſſen Strohwifchen abgerieben, die alte Streu hinweggefchafft 
und alles gehörig gefaubert hat. Man gebe auch nicht allen Pferden 
aus einem Eimer zu faufen, denn fobald Nopeiter in einen Gimer 
fällt und fih mit dem Waſſer vermifcht, fo werden die folgenden 
Pferde angefledt. Die haͤufigſte Anfledung geſchich * Geſchirr 
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and das Zuſammenſpannen mit rotzigen erden, oder dad Aufpans 
nen von folchen: Wagen, an welchen roßige Pferde gezogen haben; 
weshalb die Neiniguug aller diefer Dinge vor ihrem weitern Ges 
brauche hbauptfächlich mit kochend heißem Waffer oder heißer Lauge 
zur Verhütung der Anſteckung fehr uotbwendig iſt. M. R. vom 2. 
Dezember 1814, Publ, der Reg. zu Merfeburg vom 30. März 2816, Münfter 
vom 26. Auguft 1818. 

291. Wenn einem Pferde eine klebrige Materie aus dem Nafen- 
Ioche fließt und fich dabei harte Kuoten unter den Kinuladen zeigen, 
o muß nach $. 290 verfahren werden. — Eben deshalb muß alles 

eug, ald Halfter, Zaäume, Deden u. f. w., welche zu dieſem Pferde 
gehören, nie bei einem andern gebraucht werden; zeigen fih Geichwüre 
in der Nafe, zeigen ſich Blutftreifen in der  ausfließenden Deaterie, 
ſtellt ſich Kuochenfraß in der Scheidewand der Nafe ein, fo muß das 
un getödtet werden. Publ; des Generalgouvernements des Herzogtums 
Sachſen vom 13, Novbr. 1815. : 

Da diefe Rotzkraukheit am häufigften durch die Pferde der Fu 
leute und Pferdeverleiher verbreitet wird, fo ift auf dieſe ein beſon⸗ 
deres Augenmerk zu richten, uud find Öftere Nevifionen durch Sach—⸗ 
verftändige unvermutbhet vorzunehmen. Eben ſolchen Nevifionen find 
die Pferde derjenigen Perfonen zu unterwerfen, welche kranke, noch 
eintgermaaßen brauchbare ‚Pferde anzukaufen pflegen, 3. B. auch bie 
Lehm⸗ und Sandfuhrlente. Die $. 290 ged. Publ. 

Eine gleiche Aufmerffamkeit müffen die Polizeibehörden und amts 
lich verpflichteten Sachverftändigen allen weidenden und denjenigen 
Pferden ſchenken, welche nach den Mühlen oder mit Feld oder Gars 
tenfrüchten oder mit andern Broduften vom Lande auf die Märkte 
- Fommen oder auf die Pferdemärkte zum Verkauf gebracht werde; 
eventuell ift nach obigen Vorfchriften zu verfahren. Publ. der Reg. zu 
Münfter vom 26. Aug. 1818. 

Bei öffentlichen Verfteigerungen geringer Pferde, die nur arme 
mit Rob und Naäude unbefumte Käufer an fich zu Bringen pflegen, 
hat die Polizei die Gefuudheit der Pferde vor dem Verkaufe ex officio 
uuter Zuziehung eines Sachverftändigen zu unterfuchen. Bet Vers 
fieigerungen theurer Pferde findet Diefed nicht Statt. M. R. vom 18. 
Mai 1815. (v. ds Heyde Rerert. I. ©. 332) 

292. Zur Befichtigung der der Rotzkraukheit verdächtigen Pferde 
follen als Sachverſtändige hauptfächlich die Phyſiker gewählt werden, 
deren Sachkenutniß und gie Ne ern gleich bewährt ift. Muͤſſen 
jedoch aus Mangel derfelben die Noßärzte gewählt werden, die nicht 
im Diemjte des Staates ftehen, fo dürfen es nur folche fein, denen 
man Gewiffenhaftigkeit und Unbeftechlichfeit zutrauen kann, und diefe 
haben den Eid der Sachverftändigen vorher zu leiften. M. R. v. 20. 
Dezbr. 1814. Auguſtin Bd. 2. ©. 526. _ 

293. Die‘ durch die Beſichtigung entftehenden Koften find auf 
dem Fond der Etatdnachweifung für die Polizeiverwaltung - anzır 
weiſen. Daf. | 
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Ahledern rotzi- 294. Das Abledern ropiger Pferde ; wenn diefe nicht 
ger Pierde) etwa am Milgbrande oder” am. anſteckenden Typhus 
augleich erkrankt und gefallen find, ift nicht verboten. 

M. vom 14. Januar 1827. 


(Reinigung dr 295. Sämtliche mit den rotz⸗ oder wurmfranfen 
mit deu rol⸗-Thieren in Berührung gewefenen und durch ihre. Aus— 
rg wurfstoffe verunreinigteu Gegenftände müffen vorfchriftss 
" 5684343 it *8* ta 
Berührung ge. maͤßig gereinigt oder vernichtet werden. Die Polizeibes 
koimmenen Ge- börde hat für die gehörige Belehrung der Betbeiligten 
‚genstände.) . über diefe Maßregeln zu forgen, und die pünftliche und 
geuane Ausführung auf-die $. 147 angegebene Weife 
zu fichern. Alleg. Regul. 8. 120. 
(Wurm- und - 296. Siehe $. 230 sygq. und 292. 
Die mit. Rog, Wurm oder Räude befallenen Pferde 
eit d. Rerde; muͤſſen ſeparirt, forgfältig durch Waſchen, Schwenmen, 
Pflichten d. Ei- Striegelu, Reiben mit Strohwiſchen gereinigt, mit eis 
— geuen Stallgeräthen verſehen, beobachtet, und wenu es 
—— IT rhuulich mit auderu ganz unverdächtigen Pferden nicht 
in Gebrauch gezogen werden. Laſſen ſich jedoch Die eis 
genthümlichen Kennzeichen folder au den zur Unterſuchung gejogenen 
Pferden noch nicht entdecken, und die Sachverſtändigen erflären dere 
Krankheit oder die Aaude für beilbarz fo iſt die Kur dem Eigeu— 
thümer zu überlafen, welche ohne Allen Verzug vorgeusmmen werden 
muß. — Während der Heilung diefer krankeü, beſonders rändigen 
Pferde it jedes Zufammenfommen und Berübrett dieſer mit deu ge— 
fuuden zu verbüten. Eben fo wenig Dürfen, ohne fraffällig zu wer 
den, die bei dieſen in Gebrauch gezogenen Geräthfchaften bei den ges 
funden mit benugt werden. — Um die Verbreitung der Rob:, Wurıns 
und Raudekrankheit durch. infizirte Krippen, Naufen, Eimer uud 
Ställe in den Wirthshäuſern möglicht zu verhäten, ift es den Gaſt⸗ 
wirthen, Krügern und. Ausjpännern zur Pflicht gemacht, auf die bei 
ihnen unterzubriugenden Pferde: ein genaues Augenmer? zu richten 
und Fein folcher Krankheit verdächtiged Pferd aufzunehmen, vielmehr 
der Polizeibehörde uuverzüglich von der Ankunft deffelben Anzeige zu 
machen. Sie find verpflichtet, ber Strafe von 5 Thalern für jeden 
Unterlaſſungsfall, wöchentlich die Krippen, Raufen, Thüren, Wafs 
fereimer im ihren Ställen mit Lauge zu waſchen und zu reiunigen. 
Die Polizeivchörden haben DBHAIb auf die wöchentliche Neiniguitg der 
‚Ställe und auf die Unterfuchung der verdächtigen Pferde in den 
Gafthöfen ein genaues Augenmerk zu richten und in vorkommeuden 
Fallen auf Befolgung der in obigen SS. gegebenen Borfchriften forg- 
faltig zu halten. FR | 
Werden Militairpferde bei Demobififiruugen durch Zivilbehörden 
verfteigert,, ſo find jene vor der BVerfteigerung zu unterfuchen. In 
jeder Suflpr aber erfordert ein aufgefaufted Pferd aus mubefauns 
ten. Orten uud Gegenden, fo wie Die, welche weit frausporlirt wor: 
den find, .eine befoudere Aufmerkſamkeit, ud jeder Kaͤufer iſt Daher 
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verpflichtet, folche new angefaufte Pferde nicht gleich mit andern in 
Gemeinfchaft gu bringen. R ki es 

Wer obigen polizeilichen Anordnungen ($ 286 sqg.) zuwider⸗ 
handelt, und durch Nichtbefolgung derfelben die weitere Verbreitung 
der Krankheit veranlaßt, verfällt nah A. ER. Th. II, Tit. 20. 
$. 1506 und 1507 in fechsmonatliche bis zehujährige Zuchthauss oder 
Feftungsftrafe. publ. der Reg. zu Münfter vom 26. Auguft 1818. 


297. Die Polizeibehörde eines jeden Orts hat, fo lange räudige 
Dferde darin befindlich find, wöchentlich einmal genaue Revifion 
fünmtlicher Pferde des Drts halten zu laſſen. Yubt. v. 15. Mai 1810. 


298. Da ein hoher Grad der Räudekranfheit in der unheilbaren 
Auszehrung, Wurm oder Rotzkrankheit übergeht, fo iſt dahin zu fer 
ben, daß dergleichen Pferde, wenn fie von Sachverftändigen für ins 
Furabel erflärt, ohne weiteres getödtet werden, und ed kann der Bes 
figer dafür keinen Erſatz fordern. Zirkul. vom 8. März 1779. (v. d. 
Heyde Repert. Th: 3. ©. 453.) vorged, Publ. 

Das Abledern der an der Naͤude Prepirten Pferde ſowohl, wie 
auch derjenigen, welche wegen unbeilbarer Näude getödter werden 
müffen, ift u nur muß das Abledern, fo wie die Aufbes 
wahrung und der Transport der frifchen Häute mit der Vorficht ger 
ſchehen, welche in den über die Benugung räudiger Thiere beftchens 
den Vorſchriften geboten if. M. R. vom 30. Mai 1835. 


(Ausbruch des 299. Bricht der Rob in Militair⸗Pferdeſtaͤllen aus, 
Rotzes in Mi- fg muͤſſen die Militatrbehörden forgen, daß die gefuns 
u den Pferde von den Franken getrennt werden. Da Ers 

ftere aber immer verdächtig bleiben, fo dürfen fie nur 
in folhen Stallungen aufgenommen werden, worin fich Feine Pferde 
befinden. Keinem Gigenthumer kann zugemmthet werden, feine Pferde 
deshalb anderweitig unterzubeingen, oder ſolche verbäcdtige Pferde 

neben feinen gefunden zufammenzuftellen. M. NR. vom 31. Mär; 1833: 


(Verhütung der 300. Jedem Pferdebefiger liegt die Pflicht ob, fich 
— von und feine Knechte, Kutſcher und Pferdewaͤrter mit 

den Zeichen der Rotz⸗ uud Wurmkraukheit bekauut zu 
machen und in wi elhaften Kranfheitöfällen, die mit dem Rotz oder 
Wurm Achulichkeit haben, eineu approbirteun Thierarzt oder Phyfls 
tus zu Nathe zu zichen, 

Die Wörter folher Pferde find mit dem zur Verhütung der Au⸗ 
ſteckung erforderlichen Maßregeln befannt zu machen, und dürfen nas 
mentlich Feine Berlegungen im Gefichte oder an den Händen haben, 
Alleg. Regul. $. 121. 


(Verfahren, 301. IR die Auſteckung eines Dienfchen durch 
—— — oder Wurmfranfheit erfolgt, fo gelten die SS. DL ur 
ist. 


ist) 272 gegebenen Vorſchriften. Alleg. Regul. z. 122. 
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7. Schafpockenkrank heit. 


Die Schafpockenkraukheit iſt eine Seuche, die oft ſehr boͤsartig 
und verheerend wird. | 


(Pflichten der 302. Es ift daher verorduet: 1) wenn in einem 
rn Regierungsdepartement oder im Auslande die Schafs 
— — pockenſeuche herrſcht; fo darf das Treiben der Schaf⸗ 
heerden nur auf beſtimmten Straßen Statt finden. — 
2) Alle Orts⸗ und Poligeibehörden, durch deren Bezirk die beſtimm⸗ 
ten Straßen führen, find verpflichtet, auf die durchgetriebenen Heer⸗ 
den die größte Aufinerkfamkfeit zu verwenden. 3) ‚te fih, daß 
eine reifende Schafheerde augeſteckt ift, fo haben ſich die Ortspoli⸗ 
zeibehörden mit den Begleitern derfelben über die zu deren Abhaltung 
und zur Sicherftellung gegen weitere Verbreitung der Krankheit zu 
treffenden Einrichtungen zu verſtaͤudigen, wobei von denſelben verlangt 
werden muß, daß die Berührung mit audern Heerden vermieden und 
die zu dieſem Behuf erforderlihen Vorkehrungen getroffen, nament⸗ 
lich die Ortichaften, deren Feldmarken bei dem weitern Transport 
berührt werden, davon zeitig benachrichtigt, und die Einrichtung we⸗ 
gen der Unterhaltung auf den Rubeftationen u, f. w. im Voraus auf 
eine die Gefahr der weitern Auſteckuug befeitigende Weife getroffen 
werde. — Dieſes alled geſchieht auf Nechnung des Eigenthümers 
der Bene — 4) Erkraufen in einem auf den angewiefenen Stras 
en belegenen, oder auch nur in einem Dorfe, durch deſſen Feldmark 
ie Straße. geht, die einheimifchen — an den Pocken, fo müfjen 
in der vorliegenden Ortfchaft die Treiber der fremden Heerde durch 
ein Zeichen, beftehend in einer mit einem Strohwiſch verjehenen über 
al fihtbaren Stange, davon unterrichtet werden, um ſich nach No. 3, 
mit den Ortsbehörden zu verftandigen, welchen Weg fie weiter mit Si⸗ 


cherheit zu nehmen haben. M. R. vom 29, Oftbr., Publ. der Reg. zu Pos 
fen vom 15: Novbr. 1825. (Auguftin B. 4. ©. 702. 


Die Königl, Regierung zu Marienwerder hat folgende Vorſchrif⸗ 
ten erlaffen: 1) Jeder Beſitzer von Schafen, fo wie jeder Schäfer 
ift verrflichtet, beim Ausbruche diefer Krankheit der vorgefepten Kreis 
behörde davon bei 5 Thalern Strafe augenblicklich Anzeige zu machen, 
deögleichen feinen Nachbarn davon in Kenntniß zu feßen. 9 Müffen 
die infizirten Schafe oder die Deerde, in welchen die] Krankheit auss 
gebrochen iſt, fogleich unter ſtrenge Sperre geſetzt uud entweder eins 
geftallt oder beim Austreiben mehrere hundert Schritte von den ber 
nachbarten Grenzen, fo wie überhaupt von Orten, wo Schafvich 
binfommt, entfernt gehalten werden; fie dürfen daher auch nicht den 
Laudftraßen oder den Wegen zu nahe kommen. In jedem Falle ift 
ed die Sache der Kreidbehörde, genau Kenntniß zu nehmen, wo ders 
gleichen au Pockeukraukheit verdächtiges Schafvich geweidet wird, nicht 
minder Anordnungen zu freffen, die zur Verhütung der Anftefung noth⸗ 
wendig find. 3) Zu den Franken Schafen dürfen nicht ohne Noth fremde 
Menfchen, die ed nicht mit der Wartung derfelben gu thun haben, 
fommen, am wenigften fremde Schäfer oder Knechte; zumal wenn 


⸗ 
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fie Pelze tragen; da dieſe am mehrften geeignet find, das Anſteckungs⸗ 
gift aufzunehmen und weiter zu verbreitet, 4) Die erfranften Schafe 
muͤſſen fogleich von Der Heerde getrennt und in einem möglichft entlegenen 
Behaͤltuiſſe aufgeitellt werden. Diefen Ort, der durch Wirpen genau 
bezeichuet und kenntlich gemacht werden muß, dürfen fie nicht eber 
verlaffen, als bis fie die Krankheit völlig überjtanden haben, von als 
len Poden befreit und gehörig — worden find. 5) Jedes von 
den Poden Frepivte Stuͤck muß umabgeledert mit — und Wolle 
an einem entlegenen Orte mindeſtens drei Buß tief vergraben wers 
den; da dem Kelle und der Wolle der Auſteckungsſtoff anfitt. 6) 
Nach vielfältig geprüfter Erfahrung wird das Einimpfen der Pocken 
zur Vorbeugung ferneren Nachtheils und Verluſtes ganz befonders 
empfohlen. Es it uur dabei; zu beachten, daß die Impfung nicht 
unwiſſenden Hirten ꝛe. anvertraut werde, fondern daß man vielmehr 
einen Kreids wder Thierarzt fofort und fo ſchnell als möglich zusiebe, 
damit demfelben Die Impfung“ gleich, wie e8 dringend nöthig, übers 
tragen ‚werden koͤnue. Iſt ein Schäfereibefiger in Anwendung diefer 
Maßregel nachlaͤſſig, ungeachtet die Pocenfranfheit in feiner Heerde 
ausgebrochen, fo bat die Kreißbehbörde folche Heerde auf deffen Kos 
ften fo lange tn Sperre und Aufficht zu nehmen, bis die Gefahr der 
Anſteckung nach dem Gutachten des Kreisarztes vorüber iſt, fo wie 
denn auch‘ ein folcher fanmiger Beſitzer fih der Vertretung aller der 
Nachtheile ausfegt, die feinem Nachbar durch feine Eorglofigfeit zuges 
fügt worden find. 7) Nach voͤllig beendigter Krankheit muß jedes 
durchgeſuchte Stück, fo wie jede infiziert gewefene Heerde, noch volle 
6 Wochen hindurch für verdächtig und in Sperre gehalten werden, 
Ohue beiondere Erlaubuiß der Polizeibehörde darf fie keinenfalls aufs 
gehoben werden. 8) Zu mehrerer GSicherbeit find die Ställe, in 
welchen pocenkranfe Schafe geftanden, zuvor ſorgſam zu reinigen 
uud it der Mift an Orte binzubringen, wohin weiter fen Schaf 
vieh kommt; desgleichen find Die Krippen und Naufen mit fcharfer 
Lauge abzuwaſchen, noch fiherer aber zu verbrennen und durch neue 
zu erſetzen. — 

— Beſitzer von Schafen, ſo wie jeder Schäfer, hat im 
Uebertretungsfalle, und wenn, dadurch Andern Schaden erwächit, Die 
am Schlujfe ded $. 296 ged. Strafe zu gewaͤrtigen. — Von jedem 
Ausbruche der Krankheit ift fogleich Anzeige zu machen ; deögleichen 
über jede Schafleerde, in welcher die Kranfheit ausbricht eine bes 
fondere Nachweiſung der betreffeuden Negierung, fo lange die Krank— 
beit dauert, von 8 zu 8 Tagen einzufenden. Publ. der Reg. zu Marien 
werder vom 3. Septemb. 1827. (Auguftin Bd, 4, ©. 703.) 

Sobald die Poren in einer Schafheerde ansgebrochen find, muß 
affer Verkauf oder Tauſch aus 'derfelben fo Tange unterbleiben, bis die 
Krankheit völlig aufgehört hat, und felbft der Verkauf der anfcheis 
neud gefunden Häupter kann im diefer Zeit nicht Statt finden, bei 
Strafe von 5 er für jeded Stück. NMegulativ vom 27. Augı 1806. 
und vorged. Publ. 

Da duch den Haufterhandel mit Schaffellen die Seuche unter 
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den Schafen noch mehr verbreitet wird, ſo haben die Landräthe und 
Poltzeioffizianten auf die Verhindererung defjelben zu halten. Publ. der 
Reg. zu Pofen vom 24. Sept. 1816. F 

8. Maul⸗ und Klauenſeuche der Schafe. 


303. Die Vorkehrungen gegen den Ausbruch der Maul⸗ und 
Klauenſeuche der Schafe ſind die nämlichen, wie ſie in Auſehung 
des Rindviehes beſchrieben worden. Publ. der Neyı zu Frankfurt vom 14. 
Juli 1820. Siehe $. 274, *ẽæ 

304. Wo die Klauenſeuche unter den veredelten Schafheerden 
ſich zeigt, ohne Daß Die gewöhnliche gutartige Klauenſeuche in der 
Umgegend als Epizootie ſchon geherrſcht har, und fortdauernd als 
ſolche von Sachverſtaͤndigen erkannt worden iſt, ſoll die Vermuthuug 
ſo lauge gelten, daß es das auſteckende Klauenübel ſei, bis durch 
Sachverſtaͤndige das Gegentheil erklaͤrt und erwieſen iſt. — Die Bes 
Sa jolcher Hrerden und DBieSchäfer müffen den Ausbruch der Kraußs 

eit fogleich Dem Laudrathe und den Grenzuachbaren anzeigen, bei eis 
ner Strafe für den Schäferfuecht von 5 Thlr., für deu Echäfer 10, 
uud für der Eigenthümer von 20 Thalern. — Die Negulirung der 
Eutfernung, im welcher eine folche Heerde von der Grenze der Rache 
baren, und diefe mit ihren Schafen von der Grenze der betreffenden 
Ortſchaft zurücbleiben muß, bat der Landrath gu beforgen. Sn der 
Hegel ift dieſe Eutfernung überhaupt 400 Schritte. — Koppelwei—⸗ 
den müjjen von ſolchem erkrankten Schafvich entweder ganz vermies 
den werden, oder wenn folhes nicht angeben kaun, hat der Laudrath 
die Hütungsgrenzen zwifchen deu Iuterefjenten zu reguliten. M. R. 
vom 16. April 1825 und 6, März 1826. — 


9. Bräune, auch Brand der Schweine e 

305. Die Bräune, auch der Brand, oder das wilde Feuer) 
Kropf, Kehlſucht, Kribbelkrankheit genannt, ift bei den Schweinen 
eine Entzündung des Dalfed uud des Schlunds und Kehlkopfs. Yubt. 
der Reg. zu Merjeburg vom 3. September 1816. | 


(Polizeiliche 306. Zu den polizeilichen Maßregeln gehört ‚die 
Massregeln,) genaueſte Separation gefunder und Franfer Thiere, for 
dann das firenge Verbot der Benugung ded Fleifcyes und Speckes 
ven Franken Thieren. Huude und das Handgrflügel, find vou den⸗ 
felben, ihren Abfällen und Aeſern immer entfernt zu halten; die letz⸗ 
teren fammt der Haut am abgelegenen Orten tief ‚einzufcharren. Dies 
jenigen, welche fih der Behaudlung der Franken Thiere unterzichen, 
oder nur mit ihnen umgehen, feßen fich großer Gefahr aus, müſſen 
daher behutfam fein, da die Krankheit fi) Durch Berührung auf dem 
Menſchen fortpflanzt, und diefe ſelbſt toͤdtet. Veith's Lehrbuch der Ve— 

terinairkunde, Publ. der Reg. zu Minden vom 8. Oktober 1825. J 


10. Tollwuth. 


(Tollheit der 307. Die Tollheit oder Wuth bei den Hunden 
Munde] laͤßt fich füglih in drei Grade eintheilen, ‚uud nad 


4 
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biefen drei verfchiedenen Graden find and die Merkmale und Kenns 
zeichen, welche der Wuth vorangehen oder fie begleiten, verſchieden. 

Diefe Grade und die Kennzeichen derfelben find jedem Arzte bes 
kanut, und au im $. 1. des 9. Edikts v. 20. Febr. 1797 (Siebe 
Edikt.⸗S., uud in den neuen Provinzen auch die Reg>Ablttr. von 
1817.) publizirt, 


[Verminderung 308. Es ift durch geeignete Maßregeln die Zahl 
nl der der Hunde fo viel als möglih zu vermindern und auf 

a die genaue Befolgung der das Halten der Hunde bes 
treffenden Polizeigejege, bei Vermeidung der dariu beftimmten Geld: 
oder Leibesitrafen, nachdrüdlichft zu halten. Regul. v. 8. Aug. 1835. $. 92. 


[Polizeiliche 309. (Siebe auh ©. 97. $. 42.) Da aus den im 
— ————— vorgedachten Edikte beſchriebenen Merkmalen der Wuth 
der Tollwuth,) des Hundes ein jeder wiſſen kaun, warn die Wuth aus 
] füngt für Menfchen uud Vieh gefährlich zu werden, 
und diefe Gefahr durch Toͤdtung des Huudes leicht abgewandt wers 
den kann, fo ſoll jeder Eiyenthümer eines ſolcheu Huudes oder ders 
jenige, der ihn unter Aufficht bat, es fei zur Fütterung oder Abrich⸗ 
- tung, oder zu einer auderu Abficht, denfelben bei Eintretung des ers 
ſten Grades der Wuth tödten. Uuterläßt er diefed und der Hund 
entläuft bei dem zweiten Grade der Wuth, fo foll der ausgemirtelte 
Eigeuthümer ded Hundes, oder derjenige der ihn unter Aufficht ges 
habt, wenn der entlaufene Hund auch feinen Schaden anrichtet, bios 
für den Unterlaffungsfall des Toͤdteus, in 20 Thaler Strafe genoms 
men, oder im Kalle er ſolche nicht bezahlen kaun, mit vierwöcbents 
licher Feſtungs⸗ oder Zuchrbausftrafe bejtraft werden, und follen 
egen das unterlaffene Todtſchlagen des Hundes gar feine Entſchul⸗ 
——— wie fie Namen haben mögen, gelten, oder eine Minderuug 
der vorerwähnten Strafe bewirken. Edikt vom 20. Febr. 1797, $. 2. 


310. Zugleich muß der Polizeibehörde bei Vermeidung einer Gelds 
ſtrafe von 5 Thaler oder Stägiger Freiheitsftrafe ungeſäumt von dem 
Statt gefundenen Ansbruche der Wuth und dem, was hinfichtlich des 
Hundes gefchehen iſt, Anzeige gemacht werden. Regul. vom 8.-Auguft 
1835. $, 94. 

[Verfahren,wenn 311. Hat aber ein toller, oder auch nur vers 
— — > dächtig fcheinender Hund, bereits Meuſchen gebiffen, 
gebissen hat] 10 hat der nächte Angehörige oder Bekannte, oder 

wer zuerft davon unterrichtet ift, bei Vermeidung einer 
Geldftrafe von 10 Thalern oder 14tägiger Freiheitsſtrafe, den näch⸗ 
ſten Arzt oder Chirurg davon fofort in Kenntuiß zu feßen, der Hund 
felb aber muß, wenn ed möglidy ift ihm ohne Gefahr einzufangen, 
zur Aufklärung der Sache und zur Beruhigung der gebiffenen Pers 
fonen, nach Anordnung der davon in Kenutniß zu fegenden Polizeis 
Behörde ($. 310.) und unter Aufficht von Medizinalperfonen in einem 
fihern Behaͤltniß eingefperrt werden, bis er entweder ganz gefund 
wird oder ftirbt. Regul. vom 8. Auguft 1835. $ 95. 


* — 
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(Gesetzliche 812. Iſt durch den Biß eines tollen Hundes 
Strafbestim- Schaden angerichtet worden, fo kommen die allgemeinen 

ne gefeslichen Beftimmungen wegen Befchädigung uud Fahr⸗ 

Schaden.) Läffigkeit, A. L. R. Il, 20, $. 777. seg. zur Auwen⸗ 

dung. Daſ. $. 96. 


(Vergraben der 313. Sobald ein toller Hund getöbtet worden 
tollen Hunde.) oder von felbit Prepirt ift, muß das Kadaver, uns 
ter Vermeidung affer Berührung mit bloßen Händen, mit Haut und 
— au einem abgelegenen Orte in eine wenigſtens 6 Fuß tiefe 
rube geworfen, eine Hand hoch mit Kalk überſchüttet und ſodann 
mit Erde und Steinen bedeckt werden. (Siehe $. 314.) Daſ. $. 97.) 


(Reinigung und 314. Die Werkzeuge, mit denen man das Kadar 
resp. Vernich- ver berührt hat, fo wie alled andere, was mit dem 
re tollen Hunde in Berührung gefommen, oder mit Geifer, 
de in Berüh- Blut u. f. w. von demfelben befudelt worden it, wie 
rung : gekom- 3. B. feine Lagerjtätte, Freß- und Saufnäpfe, Ketten, 
menen Gegen- Stride, Holz, an welchem er genagt bat, die Iujtrus 
slände ‘ mente mit denen er getödtet worden ift, müflen nad 
Vorſchrift der Desiufektions⸗Juſtruktion behandelt werden. — Daffelbe 
muß geichehen mit dem Stalle, in welchem fib der Hund befunden hat, 
und darf in den vorfhriftsmäßig gereinigten Stall vor Ablauf von 12 
Wochen Fein anderer Hund gebracht werden. Wer gegen diefe Bor 
fchriften ($. 313, 814.) handelt oder deren Befolgung unterläßt, hat 
eine Geldſtrafe von 5⸗ bis 10 Thalern oder 8= biß 14tägige Gefaͤng⸗ 
nißftrafe verwirft, Sollte dadurch ein Schaden für Meifchen ents 
ftanden fein, fo kommen die allgemeinen Bann Strafbeſtimmun⸗ 


gen dev 65. 777. seq. des U. L. R. Th. II. Tit. 20. in Anwendung. 
Daſ. 8, 9. 


(Tödtung der 315. Hunde, von denen man weiß, oder bei denen 
—— tol- man auch nur die gegründete Beſorgniß hat, daß fie 
Sssenen Hug. von einem tollen Hunde gebiffen find, müffen fofort ges 
bissenen Hunde. ” * : s g ; 
getödfet und mit der nöthigen Vorſicht verfcharrt wer⸗ 


nn —— verfallen in die F. 309. gedachte Strafe. 
af. $. 99. 


(Verbot des Ku- 316. Bei Vermeidung derſelben Strafe if 
ig — Kuriren ſowohl der tollen, als auch der von ho 


bissener Hunde Hriffenen Hunde, jedem Nichtarzte fireng uuterfagt. 
— Nicht- Daſ. $. 100. 
erzie, 


317. Kurverfuche von —— oder approbirten 
Thieraͤrzten dürfen nur in beſondern Faͤllen mit Erlaubniß und unter 
Aufficht der Polizeibehoͤrde, bei Beobachtung der noͤthigen Sicherheits⸗ 
maßregeln, unternommen werden. Daf. 
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(Tödteng wuth-: 318. Wem an einer Kaße, an einem. Fuchſe 
2* — oder. Wolfe Spuren der Wuthkrankheit wahrzunehmen 
Wälte)  Nud, fo iſt wicht uur ein ſolches Thier anf die für 
Weauſcheu ——— Weiſe ſogleich zu tödten, ſonderu 
es muͤſſen auch die von ibm gebiffenen Hunde ohue Verzug getödter 
werden, Hatte jedoch eine der Wuth verdachtige Kate einen Menfchen 
bereits gebiffen, und iſt fie mum im einem völlig ficher verwahrten 
Behaͤltniſſe eingeiperrt, fo kanu nach $. 311 verfahren werden. — 
Dinfichtlich der Strafen wird auf .$. 314 vertiefen. 
Wegen des Vergrabens folher Thiere und des Neinigend der 
betreffenden Gegenjtäude, müfjen die SS. 313. und 314. gegebenen 
Vorſchriften geuau befolgt werden. Daſ. $ 101, 


(Verfahren bei 319, Sind Pferde, Nindvich, Schafe, Ziegen 
gebissenen Dussiober Schweine von einem tollen Hunde oder einem 
— nn. ander wuthkranken Thiere gebiffen worden, fo muß, um 
Wausthieren. DAS Entjtehen der Wuth zu verhüten, bei Vermeidung 
| einer Geldftrafe von 5 Thaler oder Btägiger reis 
Keitöftrafe, eme thierärzliche Behandlung fobald als möglich nachges 
ischt, amd dieſelbe nuter genaner Beobachtung der erforderlichen Bors 
chtsmaßregeln, und namentlich in einem abgefouderten Raume, eins 


geleitet werden. Daf. $. 102. 


(Verbot des‘ ; 320. Dergleichen. gebiffened Rindvieh darf während 
Schlochtensete, 4 Monate, und Das andere Schlachtvieh während einer 
solcher Thiere.) Jeit von 3 Monaten nach dem Biffe, weder verfauft 
noch gefchlachtet, auch die Milch während diefer Zeit weder für Mens 
fchen noch Thiere benupt werden. — Eine. Uebertretung diefer Vor⸗ 
fehrift foll mit einer Geldſtrafe von 10 bis 20 Thalern oder einer 
Freiheitsſtrafe vom 8 bis 14 Tagen geahndet werden. Daf. $. 103. 


- (Tödtung dersel- 321. Sit die Wuthfranfheit bei einem Pferde, 
„ben bei ausge- Ninde, Schafe, bei einer Ziege oder bei einem. Schweine 
‚ brochener Wuth. pirkuch ausgebrochen, fo muß das Franke Thier, bei 

Bermeidung der gefeglichen Strafe ſogleich getödtet, der Polizcibebörde 
Davon Anzeige gemacht ($. 310.) und das Kadaver nach Vorſchrift 
des $. 322. vergraben werden. Daſ. $. 104. ’ 


(Vergrabendes- 322. Beim Fortfchaffen der Prepirten oder getödtes 
selben.) ten tollen Thiere muß die Zeit vermieden werden, wo 
‚großer Verkehr auf den Straßen Satt findet, oder wo dad Vieh auds 
und eingetrieben wird, dabei auch verhütet werden, daß Fein Geifer, 
Blut und dergleichen von. den Kadavern auf die Straßen falle. — 
Kaben und Hunde müflen von dem Stalle, in welchem ein tolles 
Thler oder deffen Kadaver fih befindet, auf eine zuverläffige Weife 
‚abgehalten, werden; weshalb derjenige, welcher dad Ehier fortichafft, 
Leinen. Hund mitbringen darf. — Die Kadaver dürfen weder abgez0s 
gen noch geöffnet werden, wenn leßtered nicht etwa von einem Arzte 
oder approbirten Thierarzte mit der uöthigen Vorficht geſchieht. Auch 
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darf derjenige, welcher das Vergraben beſorgt, nichts von dem Kada⸗ 
ver mitnehmen, und muß nach $. 313. verfahren. Daſ. $. 10o85. 


(Reinigung der 323. Das Neinigen der Ställe und das Reinigen 
Ställe andson- oder Verbrennen der mit tollen Thieren in Berührung 
— TR gekommenen Geraͤthſchaften, des‘ Lagerſtrohs u. ſ. w. 

| geſchieht, wie-in dem $. 314. gedachten Kalle, nach Vor⸗ 
fehrift der Desinfektions⸗Juſtruktion. — Vom Lage der. gefchehenen 
Neinignng an darf erft nach 14-Zagen „anderes Vieh wieder in dem 
Stall gebracht werden. — Ueber die nach $. 322 u. 323. zu treffeus 
den Vorſichtsmaßregeln hat die Polizeibehörde in jedem einzelnen 
Falle die Betheiligten zu unterrichten, und durch die $. 147. anges 
en Mittel die pünftlihe und genaue Befolguug zu ſichern. Darf. 
. 106s 


(Bestimmnngen 324. Kommt bei einem von einem wuthfranfen 

or — Thiere gebiſſenen Menſchen die Waſſerſcheu zum Aus 

der Wasser, Bruch, fo iſt davon durch dem Arzt, bei Vermeidun 

scheu bei Men- einer Geldftrafe von 5 Thalern ungefäumt der Polizei 

schen.) Behörde Anzeige zu machen. Bleibt der Kranke in 
feiner Wohnung, fo findet eine Bezeichnung derfelben 
mittelit einer Tafel oder eine Sfolirung des Kranken 
von Polizeiwegen nicht Statt. Daf. $. 107. 


(Reinigung der 225. Nah beendigter Krankheit ift, nach Maf- 
id — gabe der am Schluß des $. 323. ertheilten Beſtimmung, 
ee auf eine forgfältige Reinigung und resp. Vernichtun 
nen Sachen der mit dem Kranken in Berührung gefommenen Effek⸗ 
u Menschen.) ten nach Borfchrift der Desinfeftions- Zuftruftion zu 
halten, und den bei den Kranken —— geweſenen 
Perſonen zu empfehlen, ſich ſelbſt und ihre Kleidungsftücde 
einer forgfältigen Reinigung zu unterwerfen. Daf.$.108; 


(Verfahren im 326. Sobald ein toller . wahrgenommen wird, 
Allgemeinen  müfen an dem Orte und in der Gegend alle Hunde 
mengeinestol. Ohne Ausnahme, bei Vermeidung Geld oder Förper- 
len Hundes.) ficher Strafe, eingefperrt werden. — Wie lange dieſe 
Einjperrung dauern foll, hat die Ortspolizeibehörde zu 

beftimmen. — Unangebunden umberlaufende Hunde, felbft wenn fie 
mit Maulförben und Knüppeln verfeben worden, werden dann erfchlas 
gen. — Alle Thiere, ſelbſt das Federvieh, welches von tollen Hun⸗ 
den gebiffen worden, ift fofort zu tödten, und finden deshalb die SS. 
313 5eq. gedachten Vorfchriften Anwendung. Wer dieſes unterläft, 
hat die nämliche Beſtrafuug zu gewärtigen, welche im $. 309 seq. aus 
eführt worden... Alle Kleidungsftücde, Bettten, Lagerflätte und ans 
ere Gerätbfchaften, deren fi ein von einem tollen Huude gebiffener 
uud mit der Wuth wirflich befallener Kraufer während feiner Krank⸗ 
. beit bedient hat, desgleichen die Kleidungsſtücke, die ein wütbender 
Hund, indem er die Perfon angefallen bat, berührt haben mixhte, 
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ſelbſt wenn auch dieſer Letztere nicht wirklich gebifien worden, müffen 
verbrammt, oder tief in die Erde verſcharrt und mit Kalk überfchüttet 
werden. Publ. der Reg. zu Stralfund vom 5. Auguſt 1818. | 


327. Sobald. Jemand Kenutuiß vom Borbandenfein eined tollen 
Hundes erhalten hat, iſt er bei eigeuer Berantwortlichkeit für den 
durch denfelben veranlaßten Schaden verpflichtet, der Ortöbehörde Ans 
zeige zu machen. Diefe bietet fogleich einige geeignete Judividuen, wo 
möglich Jaͤger oder Jagdberechtigte, mit Schießgewehren, zur Verfolgung 
und Eödtung des Huudes auf. Dieſe find verbunden, falls ihnen 
die Tödtung nicht eher gelingen follte, mwenigftend eine Stunde nachs 
zufeßen, wo fie dann dem naͤchſten Banerrichter, Polizeibeamten oder _ 
der dortigen Ortsbehoͤrde Kenutniß geben, um ein gleiches Nachſetzen 
zu veranlaffen. Jeder ift bei der angeführten Verantwortlichkeit vers 
pflichtet; dem Ortsbürgermeifter gewifjenhaft anzuzeigen, welche Thiere 
von dem tollen gebiffen worden. Ferner iſt ſtrenge darauf zu hal⸗ 
ten, daß jeder Hund mit dem vorgejchriebenen Halsband verjehen ift, 
damit gegen den Eigenthümer eines to gewordenen Hundes das Ges 
feßliche verfügt werden koͤnne. Publ. der Reg. au Münfter v. 21. Auguft 
1832. (Siehe auch Seite 95 — 97.) 


Abſchnitt & 

_ (Desiufektions- 328. Ueber das Debinfeftionsserfahren, oder über 
Verfahren) Die Art und Weife der Anwendung derjenigen Mittel, 
wodurch Anftekungsftoffe (Sontagien) fortgeſchafft, verftört oder ſo 

verändert werden, daß fie wicht mehr fchädlich find, iſt eine ſpezielle 

Anweifun 8 erlaffen; eben fo eine Belehrung über anftedende Kran 

beiten, die in der Beilage A. und resp. B. zum Regulativ vom 8. 

Auguft 1835, Geſetzſ. ©. 241., abgedruckt ift, und worauf hier der 

Kürze wegen zurüdgerwiefen wird. | 


Endlich berücfichtigt die Geſundheitspolizei 
II, die Gefundheit der Staatsbürger im Befouderen, in 
fofern fie den Öffentlichen Gefundheitsanftalten u. f. w. ihre 
ftete Aufmerkſamkeit widmen. 
Abfhn. 9. Gefundpeitsanftalten. 
Wegen poligeificher Auffiht auf Wahn⸗ und Bloͤdſinnige 
ſiehe ©. 62 seq. 
(Privat - Kran- 329. Privat » Kranken» uud Irrenhäufer dürfen 
— lad nur mit minifterieller —— angelegt werden. 
* Gewerbepolizei⸗Edikt v. 7. Sept. 1811 8. 9. 
(Aufnahme Ge- 330. Gemüthöfranfe Finnen ohne vorbergegangene 
mn gerichtliche Grörterung ihres Zuſtaudes und ergangene 
inÄrrenhäuser Frkenutniß darüber in die Srrenanftalten prosiforiih 
aufgenommen werden; jedoch foll nach der Aufnahme des Unglüds 
lichen fofort dem betreffenden Gerichte Anzeige erſtattet werden, und 


N 
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iſt Diefes gehalten, von Amtswegen nach Worfchrift der Gefehe zu 
verfahren. Es gilt gleich, ob der Kranke unter cheliher oder vis 
terlicher Gewalt fteht, in eine öffentliche oder Privat » Srrenanftalt 


aufgenommen if. A. 8. D. dv. 5. April 1804, Juſt. M. R. v. 25. Novbr. 
1825. und Reif. ded Min. der Mediz.⸗ ıc. Angel. vom 5, Januar 1826, 


(Aufnahme und 331. In Hinfiht der Benußung der Heilanftalt 
unsre Das für beilbare, und der Pflegeanftalt zu Mardberg 
liche — (Weſtfalen) für die unheilbaren geiftegeftörten Eins 
stalten.) wohner in der Provinz Weftfalen ift vorläufig vers 
ordnet: 1) die Aufnahme ter Kranfen ift durch den 
Landrat bei der Königl. Regierung unter Berfügung des volftändig 
beantworteten allgemein verteilten Vernehmungsbogens nachzuſuchen; 
die Abfendung darf nie vor Behändigung einer Annahme Auweifung 
erfolgen; 2) von der Aufnahme in die Heil Anftalt find von Kinds 
heit an, oder aus Altersfchwäche Bloͤd⸗und Schwarhfinnige, auch au 
andern chronifchen Webeln Leidende, zunächſt auch die bereits länger 
als ein Jahr feelengeftörte Kranke, ausgefchloffen; haben die Heilvers 
fuche binnen Jahresfriſt Feinen Erfolg gehabt, fo wird der. Kranke 
wieder feinen Angehörigen oder der Megeanffalt überiviefen; 3) in 
die Pflege-Anftalt Fönnen zunächſt nur folche Kranken aufgenoms 
men werden, welche gemeingeführlich, ihren Familien oder Gemeinden 
befonders befchwerlich zu deren Verwahrung und Pflege eine fichere 
Gelegenheit an ihrem Wohnſitze nicht zu ermitteln iſt; auch darf Feine 
Aufnahme in die Pflege-Anftalt Statt finden, ohne vorgängige 
Bloͤdſinnigkeits⸗Erklaͤrung und deren Abgabe; 4) für heimathlofe, der 
Provinz nicht gehörige, zufällig in derſelben Erfranfende, imgleichen 
für zahlungsfähige Ausländer, deren Aufnahme unter gewiſſen Bedin⸗ 
gungen in die Heilanftalt Statt finden Bann, wird die Aufnahme durch 
vorgängige Genehmigung des DOberpräfidenten bedingt; 5) die Vers 
pflegungsfoften betragen a, für ganz vermögenslofe Kranke bei denen 
die — aus Armens, Gemeindes oder andern öffentlichen Kaſſen 
erfolgt, 25 Thaler; b. für zahlungsfähige Kranfe 50 Thaler; c. 
für Kranke deren mehr ald normalmäßige Beköſtigung gewuͤnſcht 
wird, 150 Thaler halbjährli im Voraus. ad b. und c. wird die 
Kleidung, ad c. etwa gewünfchte befondere Bedienung, nach mit dem 
Direktor der Anftalt zu treffenden Abrede, befouderd vergütet; 6) die 
Direktion der. Anftalt ift dem erften Arzt Dr. Auer, unter oberer 
Leitung des Ober Präfidenten übertragen. Yubl. des K. Ober-Präf. v. 
Weitfalen vom 16. Juni 1835. 


332. Aufgegriffene heimathloſe Irren müffen der Irrenauſtalt 
übertwiefen und der Antrag zur Aufnahme bei der Regierung ges 
macht werden, Bei Abfendung von Irren zur Auftalt muß dem Bes 
gleiter ein National und Sigualement mitgegeben werden. R. d. Reg. 
zu Münſter vom 10. Juli 1835. 


333. Für die Heilanftalt dürfen Feine Kandidaten mit Blödfins 
nigkeits⸗ Erfläruugen eingebracht werden; fie werden zuruͤckgewieſen, 


« 
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wenn nicht gugleich machgewiefen, daß fie gemeingefährfich ſiud, und 
als folche für die. Pflegeanftalt gehören. R. derſ. vom 2. Novbr 1835% 


334. Gerichtlih für blödfinnig erflärte: Irre werden in der 
Irren⸗Heil sAuftalt zu Marsberg (Weſtfalen) aufgenommen, Das 
ber ſoll nicht voreilig auf ſolche Erklärung angetragen werden. (Siche 
$. 331 Nr. 3.) R. des Oberpräfi von Beftfalen vom 28. Novbr. 1858. 


Ueberhaupt fol für baldige Unterbringung der Gemüths—⸗ 
krauken in die Irren »HeilsAnftalten geforgt werden, damit durch 
Nichtanwendnng der Heilverſuche zur gehörigen. Zeit die Unheilbar⸗ 
keit der Kraufheit verhütet werde. M. R. vom 25, Oftob. 1824. 


335. Den zur Irrenanftalt in Marsberg beftimmten Kranfen 
iſt une allein ein ordentlicher Anzug mitzugeben. Daffelde Reffr. 


336. Speziell ift vorgefehrieben, daß dem Gefuche um Aufnahme 
eines Geiftesfranfen in die Provinzial- Irrenanftalt zu Marsberg die 
Eriedigung nachfolgender Punkte Seitens der Polizeibehörde und eis 
ned Arztes beigefügt fein muß: Ä 

1. Aeußere BVerhältniffe des Kranken. 


4) Vor» uud Zunamen, 2) Tag und Ort der Geburt, 3) bür⸗ 
gerlihes Domizil, 4) Konfeffion, 5) Eltern und deren Verhäaͤltuiſſe, 
6) verheirathet? Kinder, 7) Stand und Gewerbe, 8) Vermögenss 
verhältniffe, jetzt oder fünftig, 9) zur Unterhaltung vecptlich verpflichs 
tete und dazu vermögende Verwandte, 10) im Fall der. Beſtimmung 
für die Aufbewahrungss Pflege) Anftalt, die Tage der gerichtlichen 
Blödfinnigkeitserflärung. | 

| 1. Krankheitszuſtand. 


4) Körperliche Konftitution, Temperament, Neigungen? — 
Finden Yutipatbien, Idio⸗ Syneraſien Statt und welche? 2). Euts 
wickelung des Körpers, der phoflfchen —— erlitteue Krankheit 
und Todesart der Eltern. — Waren fie dem Trunke ergebeu? 3) 
Erziehung, Grad der Geiftesbildung, womit überhaupt und vorzugss 
weife befchäftigt? Frühere Lebensweife, 4) Etwa vorherrſchende Krank⸗ 
beiten des Wohnorts in der vericiedenen Jahreszeit und in den vers 
fchiedenen Lebensperioden. 5) Findet erbliche Anlage des Uebels Statt? 
6) Anfang ded Uebels, waun und unter welchen Umftänden? ploͤtz⸗ 
ich? oder nach Vorgang der Hyfterie, Hypochondrie ꝛe. 7) Welche 
Art des Benehmens der Nede, der Handlungen wurden bisher bes 
merkt, nachdem der Kranke für feelengeftört gehalten? Welche Vers 
änderung im bisherigen Verlauf der Kranfheit, befonderd in verfchies 
dener Jahres» Tages- und Nachtzeit? Haben äußere kosmiſche und 
teffurifhe Einflüſſe bemerfbaren Einfluß, und wie verhält fich das 
frübere Benehmen, die früheren Neigungen und Gewohnheiten gegen 
die jegigeu? 8) Fand früher und wann, eine ähiniche Krankheit, 
im einzeln vorübergehenden Anfall Statt? Erſchien fie periodiſch? 


% 
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Wie lange dauerten die Zwiſchenraͤume, wie lange der periodiſche 
Mad te Krankheit? War in den freien Zwifhenräumen gar Feine 
Abweichung im, Benehmen und Förperlichen Befihden von dem in ges 
funden Tagen zu bemerfen? Wie befand fi der Kranke vor dem 
Ausbruche? Bingen andere Pörperlihe Leiden unmittelbar voraus 
und welche? Wodurch wurden die Ruͤckfaͤlle bewirft? 9) IR die 
Seefenftörung mit andern Pörperlichen Leiden verbunden, ald Kalls 
fucht u. d. m.? Wie gehen die Förperlichen Verrichtungen von Stat 
ten in den verfihiedenen Perioden? 10) Durch welches Zuſammen⸗ 
treffen innerer Anlagen und aͤußerer Verhaͤltniſſe und Veranlaſſun⸗ 
gen hat ſich .anfcheinend die Krankheit erzeugt und entwickelt? Sind 
Förperliche Veranlaffungen vorhanden und welche? 


a, Su der Jugend. Entividelungsfranfheiten, Schläge, ein Fall - 

oder Stoß auf den Kopf, Krämpfe, Kopfausfchlag und andere 

Ausſchlagskraukheiten, Würmer, ſchlechte Ernährung, imgefuns 
der Aufenthalt, Serophelen, Rhachitis und dergleichen? 

b. Im fpätern Arter. Klimaterifche Vorgänge, Krämpfe, Hö- 
morrhoiden, Gicht, Luftfeuche, ſchuell geheilte Geſchwuͤre, unters 
brüfter Fuß⸗ oder anderer Schweiß, unterdrüdter Hautauss 
ſchlag, Blutverluſt, Menſtrualbeſchwerden, Schwangerfchaft, 
Kindbett, Milchverſetzungen, Ausſchweifungen im Trunke und 
anderer Art, Gebrauch von betäubeuden Mitteln, 
kuren, Onanie ꝛc. 

11) Sind geiſtige Anlagen und phyſiſche Veraulaſſungen gu den Kranuk⸗ 

heiten vorhauden und welche? | 

a. In der Jugend, Erzlehungsfehler, gu frübe Pörperliche uud 
geiftige Anftrengung, Berlauf der Kindheit ruͤckſichtlich der Ges 
muͤths⸗ und Willensfeite, Eigenſinn, Anlagen, gutes Gedaͤcht⸗ 
niß, oder vergeßlich⸗leichtſiunige Unaufmerkſamkeit, Wildheit u. 
ſ. w. vorherrſchend ? Schulunterricht? 

b. Im reifern Alter, Geiſtige Ausbildung, heftige Gemuͤthsͤbe⸗ 
weguungen und unter welchen Umftänden? Einwirkung heftigen 
Zorns; Kummers; hoffnungslofer Liebe; Rahrungsforgen; Chr 
venfränfung; des Vermögens Berlufted durch verfehlte Spefus 
lation; getäufchte Hoffnung; Verluſt geliebter Perfonen; heftis 
gen Schrecks, Augft, Furcht, Aberglaubens, teligiöfer Schwaͤr⸗ 
merei, religioͤſer Zweifel und unter welchen Umſtaͤnden? Etwa 
er, Fe anhaltende geiftige Auftren * oder langge⸗ 
wohnter Müffiggang? Moraliſcher Lebenswandel in den verſchie⸗ 
— Lebensperloden, als Juͤngling, Gatte, Vater, Beamte 
u. ſ. w. 


12) Welche Mittel, ſowohl pharmaceutiſche als pſychiſche, find gleich 
beim Ausbruche und fpäterhin im Verlaufe der Kraukheit und in 
welcher Reihenfolge, in welchen Gaben und in welhen Zwiſchen⸗ 
räumen angewendet worden? Wie lange und unter welchen Bedins 
gungen ift eine beftimmte Heilmethode fortgefeßt — welchem Er⸗ 
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folge 43): Behandlung ‘des Kranken von Verwandten uund Waͤch⸗ 
tern? Sind Zwangss und Bändigungsmittel angewendet, welche, 
und mit welchen Erfolge? 

(Siehe auch wegen der Srrenanftalt in Neuruppin die General» Saftruftion 
vom 29. Januar 1804 und das Reglement vom 16. April 1802; — wegen 
der in Siegburg, für die Nheinprovinzen, das Publ. des K. Obervräf, v. 24. 
Sertb. 1824; — megen der in Pofen, die Berordn, vom 29. Geptb. 1805.) 
(Lazareth-Ein- 337. Befondere Lazaretheinrichtungen für die Lands 

— wehrſtaͤbe bedarf es nicht — Su Garniſonen, wo ſich 
Mean Bold, eingerichtete Friedenslazarethe befinden, werden die 
ten.) Kraufen derfelben in diefer verpflegt, eutgegengejebten 

Falls aber in den Quartieren behandelt, oder gegen 
Bezahlung In vorhandenen Bürgerfpitälern untergebracht, — Ber den 
Jahresũbungen der Landwehr find mit Zuziehung der Ortsbehörde 
zur Aufnahme der vorfonmmenden Kranfen paffende Lokale einzurichs 
ten und nothdürftig mit dem zur Krankenpflege Erforderlichen zu 
verfehen. Wo eingerichtete Friedenslazarethe vorhanden find, werden 
diefe benußt. Im Nothfall findet auch ihr Trausport nach einem 
benachbarten Garnifonlazareth Statt. 

Es bedarf ferner Feiner befonderen Lazarether a. für die gewöhns 
lichere Uebungen der Linientruppeu; b. für marfchirende Truppen; 
c für Heine Detafchements, welche unter 90 Köpfe ſtark find. 

In der Negel wird ein jeder Kranfe, vom Feldwebel und Wacht 
meifter abwärts, in dem Lazarethe ärztlich behandelt und verpflegt. 
Bei Feinern unbedeutenderen — kann nach dem Ermeſſen 
der Militairärzte eine Behandlung in dem Quartiere Statt finden. 
In dem Falle, daß die Kranken fich in dem Maße vermehren follten, 
u man fie and Mangel au Raum im dem eingerichteten Lazarethe 
nicht unterbringen Fönute, findet ebenfalls eine Ärztliche Behandlung 
‚in den Quartieren Statt, wenn nicht die Natur der Krankheit oder 
polizeiliche Nürkfichten die Amegung eines Hülfsfazaretid, entweder 
in den Kafernen oder in einem andern dazu ſich eignenden Lokale, 
dringend fordern. Der Fal der Anlegung eines Huͤlfslazareths kann 
4. B. bei der kontagioͤſen Augenentzuͤndung und bei andern anſtecken⸗ 
den Krankheiten eintreten, Lazarı-MRegl., von des Königs, Majeftät gench- 
migt 4825, 5. 8 — v. 

(Für Rechnung 338. Kür Rechnung des Lazarethfonds erhalten 
u ee nach —— unbemittelte Subaltern⸗Of⸗ 
abreichende fistere bis zum Premierſieutenant einſchließlich die im 
Arzneien.) Dienft oder durch einen ſonſt unvermeidlichen Zufall ers 
krankt find; b. unbemittelte Kompagties und Eska⸗ 
dronschirurgen, unter vorſteheuden Bedingungen; c. die Schirrmei⸗ 
fter der Trainverwaltungen ; d. Refervemannfchaften auf dem Marfche 
in die Heimat; e. Erſatzmaunſchaften, die zum Militairverbande bes 
reits gehöven, und ſich auf dem Marſche zu ihrem Truppentheife bes 
finden; .f. Beurlaubte and Linientruppen, die wicht zur effektiven 
Stärke gehören und für welche das Medisinged in den Truppruver— 
pflegurgöberechumugen erfpart nachgewiefen wird; g. Die wegen Fons 
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tagtäfer Uebel aufgenommenen Indloſduen; bh. die unbemittelten Fe⸗ 
ftungsftubengefangenen ir und 2 Klaſſe und zwar alle diefe Indi⸗ 
viduen, ihre Behandlung in Garuiſon⸗Lazarethen borausgefeßt, die 
noͤthigen Arzneien nach der Pharmacopoea castrensis aus den Stadts 
apotheken verſchrieben. Daf. $. 7% — 


(Sonstige Be- 339. es wie Bruchbänder, Krüden und 
därfalsse, wel ſ. —* deren Er — * ni fer der die —* 
ziugelder empfaͤngt, nicht zur Laſt fallt, gewährt eben 
— * falls der Lazarethfonds. Namentlich — Bruch⸗ 

bauder für alle zur koſtenfreien Lazarethverpfle ung be⸗ 
rechtigte aftive Militairs augeſchafft, ohne Ruͤckſicht, ob dieſelben beim 

Eintritt des Bedarfs in oder außer dem Lazarethe ſich befinden. Auch 

werden fie au fümmtliche Individuen verabreicht, welche nach den. 

vorfiehenden Beftimmungen, außer den Soldaten des ſtehenden Hee⸗ 
res, in Kraukheitsfällen auf freie Lazarethverpflegung Auſpruch has 

ben, und ſolche wirklich erhalten. Daf. $: 75: 


(Beerdigungs- 340. Die Beerdigungsfo * welche mit Ruͤckſicht 
kosten) auf die beſteheuden Ortsverhaͤituiſſe und Sitten auf das 
Nothwendige und Unvermeidliche befhränft werden muͤſſen, gewährt 
der Lazarethfonds in demfelben Umfange, wie die Koften für Bruch⸗ 
bänder; doch trägt er fie noch für unvermögende Kompagnies und 
Estadrons⸗Chirurgen, fofern fle im Lazareth geftorben find, Daf. $ 7m 


(Pflichten dee 841. Die zur freien Lazarethverpflegung berechtig⸗ 
Aerzte zur us ten Individuen werden, wenn die Atztliche Behan 
b —— fung an dem Orte ihres augenblicklichen Aufenthalts 
tairs,) notwendig, bei &rmangelung eines Militairarztes durch 
| einen Zivilarzt in Kur und Behandlung gegen geſetzliche 
Vergütung genommen. Vom Staate befoldete Phyfifer und Wunds 
ärzte en jedoch nur im Orte ihres Aufenthalts, fich der Arztlis 
hen Behandlung unentgeldlich unterziehen. Lazareth ⸗Regl. F. BL. M. 

R. vom 24. Mai 4816, . Auguftin Bd. 2. ©. 261. 

Die Aerzte ze. müfjen ſich aber nach der Militair⸗Pharmakopoe 
richten. M. R. vom 24. Mal 1829, 

Syphilitiſche Militairkrauke mäfjen jedoch, dabei jedenfalls dem 
Kommandeur oder MilitairsOberarzte fofort angezeigt werden, m. R. 
vom 418. Novemb. 185% | 

SKreisphofifer und Wundaͤrzte, die außerhalb ihres Wohnorts zu 
einem Franken Soldaten gerufen werden, bedienen fich zu ihrer Webers 
kuuft an denjenigen Orten, wo Poftftationen find, der regulativmaͤ⸗ 
Pigen aus dem Militairfonds zw vergütenden Ertrapoft. | 

Dagegen ift ihnen an Orten, wo weder Grtrapofipferde noch 
Eohnfuhren zu erhalten find, zu dem Behuf eine zweifpännige Vor⸗ 
ſpannfuhre, gegen die vorfchriffsmäßige und ebenfalls aus dem Mis 
 Itaiefonds zu leiftende Vergütung, von der betreffenden Kommäne zu 
fielen. M. R. vom 28; Yuguft 1824. gg* 
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[Merkösten in Die Roften werden nad ber Tare liquidirt, von 
diesenFüllen.) der Regierung feftgefegt und auf die Lazarethfaffe durch 
die Jutendantur angewiefen. - Laz.+Reglı 5. 81. M. R. 

vom 21. Mai 1816. (Auguftin Bd. 2:6. 264.) 


[Aufnahme er 342. Jeder Soldat des effeftiven Standes, wel⸗ 
krankter beur- her höchftend auf 8 Wochen beurlaubt wird, bat beim 
laubter Solda- Grfranken während des Urlaubs das Recht, feine Aufs 
nächste Mil. nahme in das nächte Militair⸗Lazareth zu verlangen, 
tair-Lazureth,] Ar.» MR, M. vom 24, Dejbr, 1824, (Auguftin TIL ©. 115.) 


8343. Die nicht in Folge K. Befehl! zum Vortheile der Kaſſen, 
fondern zu ihrem Privatnugen auf ihr Anfuchen beurlaubten Solda⸗ 
ten müffen im alle des Erkrankens ſelbſt für ihren Transport nach 
dem Lazarethe aus eigenen oder ihrer Augebörigen Mitteln forgen. 
Bei erweislih gemachter Mittellofigkeit trägt der Militairfonds Die 
Trausportkoſten, infofern die — nicht, zu ihrer Erleichterung 
fü der Armens und Kranfenpflege, felbft auf den Transport antras 
gen. Kr.⸗Min. Meffr. vom 27. Novbr. 1832, 
(Desgleichen dee 344. Die Ortöbehörden haben, da wo Fein Mili« 
on tair⸗Lazareth iſt, die auf dem Marfche nach ihrer 
— — beſindlichen zur Reſerve entlaffenen Soldaten, 
wenn fie erkranken und der Transport bis zum nächſten Lazareth nicht 
ohne Gefahr geſchehen kann, für die Heilung und Verpflegung auf 
.. des Militairfonds zu ſorgen. Publ. der Reg. gu Reichenbach vom. 
8 Mai 1819. 


Abſchn. IR Bon den Medizfnalperfonen, deren 
Rechte und Pflichten, 


A. Aerzte und 345. Die Polizeibehörden haben darauf zu achten, 
Wundärzte daß nur gehörig approbirte und vereidete Medisinalpers 
fonen die Praris ausüben, 


(Von der Werei- 346. die Aerzte und Wundärste müffen einen Eid 
dung d. Ärzte.) feiften und es muß ihnen eine Abfchrift des Yon ihnen 
zu beihwödrenden Eides mitgetheilt, und darunter jedesmal von dem 
dazu beauftragten Kommiffarius bemerft werden, wie und wo die Vers 
eidung gefchehen iſt. M. R. vom 27, März, Publ. der Reg. zu Potsdam 
vom 28. April 1820, | | 

(Rechte nnd 347. Es ſteht zwar den Werzten, welche den chis 
— = rurchiſchen Kurfus zurücdgelegt haben, und fi an 
Quacksaibereien, ſolchen Orten befinden, in denen gleichzeitig Wund⸗ 
ärzte niederer Kathegorie anfäffig find, die Ausübung 

der höheren operativen Chirurgie zu; der dem mechanifchen Gewerbe 
mehr ähnliche niedere Theil dergelben, oder die Ausübung der foger 
nannten Pleinen Chirurgie, fol — den approbirten Wundärzs 
ten um fo mehr verbleiben, als die älteren fih hierauf beziehenden 
Vorſchriften des Medizinal-Ediftd vom 25. Sept. 1725 keineswegs 

- aufgehoben find, M. R. vom 40. Januar 14822 und 44. Auguft 1827. 
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In der Megel ſind diejenigen chirurchiſchen Verrichtungen, web , 
He unter Umftänden auch nicht geprüften Perfogen ausnahmsweife 
nachgejehen werden, als folche zu betrachten, mit welchen nur die 
Wundärzte zweiter Klaſſe, aber nicht die höher geftellten Medizinal⸗ 
perſonen fich befaffen dürfen. M. R. vom 28. Jan, und Publ, der Reg. 
zu Münſter vom 20. Febr, 1856. 

- 348. Zahns und Augenärzte, Bruch und GSteinfchneider, Quads 
falber, Hebammen, Hirten, und alle andere, die aus innerm oder 
Außeren Kuren ohne Griaubniß der Obrigkeit, und ohne Zuziehun 
und Genehmigung eines’approbirten Arztes, ein Gewerbe machen, fo 
Ien, nach Berwandniß der Umftände, und nach der mehreren oder 
minderen Gefährlichfeit der gebrauchten Mittel, mit Gefängniß auf 
14 Tage bis 7 Wochen beftraft werden. — Haben fie dergleichen 
unerlaubte Gewerbe ans Gewinnſucht betrieben, fo find fie ald Ber 
trüger mit Zuchthausftrafe zu belegen. — Wenn folche Winfelärzte 
Ausländer find, fo follen fie nach ausgeftandener Strafe über: die 
Grenze gebracht, und wenn fie gleichwohl zur Treibung ihres verbo⸗ 
tenen Handwerfs zurückehren, ohne weitere Umftände ald Landftrei 
cher behandelt werdem — Gegen Inländer ift, im Wiederholungss 
falle, die Strafe zu verdoppeln, und fie ſodann, nach Bewandniß 
der Umftände, aus dem Orte oder Provinz, wo fie ihre verbotenes 
Handwerk ausgeübt haben, zu — en. A. L. R. Io. $. 706-709. 


349. Aerztliche Pfuſcherei iſt jede, von den dazu nicht autoſirten 
Perſouen unternommene Kur. Wer ohne Genehmigung der Obrig⸗ 
Feit eine Innere oder äußere Kur unternimmt, begeht eine unerlaubte 
Handlung, —— kein Recht auf —* eine Belohnung und 
ift, außer der verwirften Strafe, für jeden daraus entftandenen Schas 
den verhaftet. 4. L. R. J. 3. 38 - B. L 16. IL. 20. $. 709. 

350. Es koͤmmt nicht blos darauf an, die Thatfache der Pfus 
fcherei feitzuftellen, fondern e8 ift auch der durch diefelbe angerichtete 
Schaden ein weit wichtigerer Gegenftand der Unterfuchung. Es ift 
hierbei nach der Vorſchrift des A. L. R. II. 20. S. 691 nicht blos 
auf den aus den unternommenen Handlungen entftandenen direkten 
Nachteil, fondern auch auf den durch Unterlafjungen verurfachten 
Schaden zu fehen, alfo in wiefern durch zwechnäßige Behandlung das 
Leben oder die Gefundheit zu erhalten geweſen wäre, und in wieweit 
die Unterlaffung diefer Behandlung und die anderweitigen Unterneh— 
mungen als Kırfache des Verluſtes des Lebens und der Gefundheit 
hen werden müffen. Auf die Feſtſtellung des desfallfigen That⸗ 
beſtaudes muß daher vorzügliche Aufmerkſamkeit verwendet und dabei 
Feine ‚Zeit verloren werden, damit nicht durch die Veränderungen der 
Zeit felbit der Thatbeftand verdunkelt werde. Es ift in dieſem Bes 
tracht daher unumgänglich notwendig, daß die unterfuchenden Ges 
richte und Polizeibehörden bei der Einleitung folcher Unterfuchungen 
fih mit den Phyfifern vernehmen und deffen technifches Gutachten 
darüber, worauf ed bei der Sache ankommt, zu Natbe ziehen. Ein 
ſolches vorläufige Gutachten darf in der Negel nicht fehriftlich abger 
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eben werden ‚ fondery es kommt gewoͤhulich darauf an, daß es zu 
——*—* genommen uud von den Phyſikern genehmigt und unters 
zeichnet werde. 


Das Vorftehende gilt nicht blos bei Pfufchereten, fondern auch 
bei Uuterfuchungen über augeblich ungefchiefte und gefährliche Bes 
handlung von angeftellten Medizinalperfonen. Publ. der Reg. zu Merie 
burg vom 9. Febr. 4818. (Auguftin Med. Berf. Bd. 3. ©. 490.) 

351. Das Treiben eines Gewerbes muß ſchon durch einen einzigen 
Fall als vorhanden angenommen werden, fobald nur aus den Umftänden 
erhellet, daß der Augefchuldigte bereit gewefen ift, einem Jeden auf 
fein Verlangen Dienfte gegen Bezahlung zu Ielften, und daß die Be⸗ 
lohnung gefordert oder in Empfang genommen worden, um auf dieſe 
Weiſe dem Lebensunterhalt zu gewinuen. — Auf den im $. 266 Tit. 
20. Th. J. des A. L. R. in einer ganz andern Beziehung und zu 
einem gang andern Zwecke aufgeftellten Begriff eines Gewerbes kanu 
bei der — der Frage, ob ein im Strafrecht verpontes Ge⸗ 
werbe, uud namentlich dad unerlaubte Gewerbe der Kur der Wun⸗ 
den und innerlichen Krankheiten getrieben worden, nicht zurücgegans 
gen werben. Es Fönnten ſelbſt, wider die Abficht des Geſetzes, ders 
— Pfuſcher Jahre lang ihr ſchaͤdliches Gewerbe fortſetzen, weuu 
olches nur nicht dreimal im Jahre geſchieht. Neffrs des Fuft.⸗Min. 
vom 28. San. 1825, 


352. Das Collegium medicum et sanitatis hat auf mehrere 
Anfragen eutſchieden, Gap einem volftäudig qualifizirten Arzte des 
Auslanded die Behandlung eines Kranken im Julande 3. B. in den 
Grenzorten zu gejtatten fel, Bel größerer Praris im Julande Haben 
ſich auslaͤndiſche Aerzte den Gber die Gewerbepofizei bejtcheudeu Ges 
fegen zu unterwerfen, Auguſtin Bd. I. Seite 441. 


353. Die Aerzte folen unter ſich friedlich und einträchtig mit 
einander umgehen, ihr Amt bei den Krauken und Gefunden, wenn 
fie gerufen werden, freu und fleißig verrichten, mit Anordnung der 
Diät und Verfchreibung der Medikamente vorfichtig verfahren, genauen 
Unterricht von dem Zuftaude und der Koufitution ihrer Kranken eins 
ziehen, die ihnen entdeckten Mängel uud Gebrehen Niemand ofenbas 
ren, Feine übermäßige Belohnung fordern, Den Armen fowohl ald den 
Reichen mit Rath und Hülfe beifteben, und fich die Erhaltung und 
Wiedererlangung der Gefundheit ihrer Kranken angelegentlih fein 
lafien. — 68 fol Fein Arzt dem audern feine Kranken abfpenftig 
zu machen und au fich zu bringen fuchen, daher Feiner ſich in des aus 
dern Kur mengen, und folhe tadeln darf. — Wenn eiu Kraufer 
mehr als einen Arzt zu haben wuͤnſcht, fo ſollen fie willfährig ihn 
beſuchen; der vorhergebrauchte Arzt fol dem andern nicht zuwider 
fein, ſondern ſich freundſchaftlich uͤber die vorhandene Krankheit und 
über Die vorordueten Mittel befprechen, Medizin. Edift vom 12. Nopbr. 


1685. $. 1 bis 9. (Mylius Ediften: Sanimlung Th. 5. Abfhn. 4. Kap. 1. ©, 
11.) Med. Edift vom 25. Septbr. 1725. a ©. 219.) 
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354. erste, Wundärzte and Hebammen follen die ihnen befannt 
wordenen Gebrechen und Familien⸗Geheimuiſſe, infofern es nicht 
gerbrechen find, bei Vermeidung einer Geldftrafe von 5 bis 20 Ihr. 
Niemanden offenbaren. — Verſchweigen fie aber ein noch zu begehens 
des Verbrechen, welches fie ohne Beihülfe der Obrigkeit nicht verhins 
dern Fönnen, fo find fie als Theilnehmer daran verantwortlich. A. 2. 


R. II. 20. $. 505, 506. | 
355. Da junge Leute, wenn fie Im Duell verwundet, aus Furcht 


por der Denunziafion es bis zu dem letzten Augenblick verfchieben, 
einen Arzt zu Hülfe rufen zu laſſen; ſo daß Verwundungen bei Grr 
wmangelung zeitiger Hülfe tödlich werden Fönnen, und da die Obrigkeit 
außerdem Mittel genug in Händen hat die Duelle zu entdeden, fo if 
den Aerzten die Pflicht auferlegt, in folchen — ein gewiſſenhaftes 
—— zu beobachten, bis Die Obrigkeit, wenn fie durch aus 
dere Mittel die That entdet, deren Vernehmung darüber veranfaßt. 
A. 8. D. v. 28. April 1803. (Auguftin Bd. I. S. 276.) 

356. Daß Aerzte nicht befugt find, eigenmächtig einen neuen bes 
benflihen Verfuch mit ihren Kraufen, felöft mit ihrer Einwilligung, 
und ohne Anfrage bei der oberen Medisinal-Behörde und deren Auto 
eifation vorzunehmen, iſt durch ein Erkenutniß in der Unterfuchungss 
Sache en. den — Dr, Horn entſchieden. Auguſtin Mediz. 
Verfaſſun . J. ©. 111: 

357. Nur approbirte praftiiche Aerzte, von denen vorauszuſetzen 
ift, Daß fie mit der medizinifchen Anwendung des Magnetismus bes 
kannt find, und vorher forgfältig erwägen werden, ob er wicht der 

geiſtigen und Förperlihen Gefundbeit ded zu Behandelnden gefährlich 
werden Fönnte, follen die Erlauhniß haben, denjelben als Beim 
in Gebrauch zu nehmen. — Approbirte praftifche Aerzte, die verhins 
dert find, die Manipulation felbjt zu verrichten, dürfen nur mit Ges , 
nehmigung des Orts⸗ oder Kreisphpſikus dazu Qemand fubftituiren, 
der dann, fo wie fie, der respektiven MedisinalsBehörde für die Pers 
fonen denen fie diefes Gefchäft anvertrauen, verantwortlich iſt. — 
Die Aerzte find gehalten, von jeder mit diefem Mittel zu überneh- 
menden Kur dem Phyfifus des. Orts oder Gegend fogleich Die noͤ⸗ 
thige Anzeige zu machen, und ihn in den Stand zw fegen, fich in 
polizeilicher und wiſſenſchaftlicher Hinſicht daruͤber möthigen Falls 
alle die Notizen zu verſchaffen, die die Umftände erheiſchen koͤnuten. 
Es ift indeffen hierbei Feinesweges die Abfiht, dem Piwfitus ein will 
Führlihes Eingreifen in die Behandlungsweiſe der praftifchen Aerzte 
zu verjtatten, fondern dieſe Maßregel fol nur dienen, die Phyſiker in 
vorkommenden verdächtig feheinenden Fällen zu verpflichten, von der 
Sache Notiz zu nehmen und fie zugleich zur Keuntniß der vorgeſetz⸗ 
ten Behörde zu bringen, — Die Aerzte, weldhe den Magnetismus 
als iftel anwenden, haben in den viertefjährigen Medizinatberich- 
ten ihre damit angeftellten Verſuche forgfältig anzuführen, damit die 
geſammelten Grfahruugen durch einen Verein fachfuudiger Männer 
geprüft werden können. Publ, des Derart. der Allg. Polizei vom 25. Mai 
1812. A. 8. D. vom 7, 8* 1817. (Auguftin Bd. 2. & 185, 186.) M. R. 
vom 30, Auguft 1823. (Daß Bd. 4. ©. 531.) | 
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358, Die ausäbenden Aerzte follen Felnen Apotheker dor dem 
andern hinfichtlih der Medifamente in Vorſchlag bringen, Nur bei 
feltenen, oder mit vorzäglicher Geſchicklichkeit verarbeiteten Arzueimit⸗ 
ten, welche bei ihrer Zubereitung eine mehr al8 gemeine Geſchicklich⸗ 
feit dee Pharmazie erfordern, kann der Arzt, wenn er nach feiner 
Sachkenutniß glaubt, daß ſolche in diefer oder jener Apotheke des 
Orts nicht gleich gut gefertigt werde, dem Patienten die Apotheke 
nachweiſen, worin das verfchriebene Arzneimittel zubereitet werden 


kann. Med. Edikt vom 27. Geptbr. 1725, Berordn. vom 47. Novbr. 1798. 
(Nena Ediftenfamml. Bd, 10. ©, 189.) ’ 


359. Weun approbitte — Aerzte wider die Praͤparation 
der einen oder andern Arznei etwas einzuwenden haben und ſolches 
uachweiſen koͤnnen; ſo muͤſſen fie es dem Medizinal⸗Kollegium zur ges 
hoͤrigen Unterſuchung und Remedur anzeigen. Med. Ed. wie vor. 


360. Da oft wngeitige Gefuche aller Art vou den Bittftellern 
auf eingereichte oaͤrztliche Atteſte begründet worden, uud mit folchen 
Atteften ein Mißbrauch getrieben wirds; fo iR cd ton approbirten 
Medisinafperfonen zur bejondern Pflicht gemacht, Gefundheitd » und 
Krankheissattefte allen Art Äberhaupt nicht ohne hiuläugliche und drin⸗ 

ende Veraulaffung, und in Diefen Faͤllen nur der firengften Wahr, 
Brit und Selbftäberzeugung getreu auszuftellen, M. R. v. 13, Sept. 1828, 


861. Deu — iſt empfohlen bei Privataufforderungen über 
den "ger militärpflichtiger Perſonen Attejte auszuftellen, in der 
Negel auf die Angabe der efwa vorgefundenen Gebrechen und des 
ihnen befanusen Körperzuftandes fich zu befchräufen, ein Urtheil über 
vermeinte Dienftuntauglichfeit aber nicht auszufprechen, fondern fols 
ches allein deu Militaͤraͤrzten zu Äberlafen. Yubl. des Min. der Med. 
Angel v. 10. Novbr. 1822, | 


862. Aerzten ift empfohlen, die Königlichen Beamte, wenn zuv 
Wiederherftellung deren Gefundheit der Gebrauch eined Bades noth⸗ 
‚wendig wird, mehr auf die infändifchen Bäder ald auf die Bäder des 
Auslandes hinzuweifen; dabei die bedeuteuden Koften einer Badereiſe, 
die Familien⸗ und foufligen Verhältuiffe des Kranken forgfältig zu ers 
wägen, und nur bei der dringenden Notbwendigkeit zur Badereiſe 
rathen; denn es hat gewöhnlich die vachtheiligſte Wirkung auf den 
Kranken, wenn ihm als einziges Nettungsmittel die Reife dargeſtellt, 
uud er fich außer Stande befindet, ein Bad zu gebrauchen. Es if 
dabei empfohlen, bei Austellung der Attefte eine genaue Prüfung des 
Krankheitszuftandes und der Verhältniffe ſolcher Zudividuen, die eine 


Erholungs > oder Badereife anzutzeten wüufchen, vorausgehen zu laſſen. 
Mi R. vom 21. Febr. 1828, 


Wegen Stempelfreiheit ärztlicher Attefte, fiehe Eh. IT. Tit. VIIL 
5. 34. Attefe. —— 


363. Aerzte und Wundaͤrzte müffen ſich der eigenen Zubereitung 
der den Kranfen zu reichenden Arzueien an Orten, wo Apotheker 
find, der Regel nach enthalten. 4. 2. ®. IL. 8. $. 460. | 


” 
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Nah dem Edifte Aber die Einführung einer allgemeinen Gewer⸗ 


befteuer dürfen fie Feine Arzeneien dispenſiren. Edikt vom 28. Dftbr- 
1810. $. 20. 


Homoͤopatiſche Aerzte dürfen nicht felbft dispenfiren, müffen viel 
mehr gleich andern Aerzten die Arzueien aus deu Apotheken verfchreis 
ben, M. R, vom 31. März, 1832. 


364. Aerzte und Wundärzte dürfen Peine Gehälfen halten, die 
nicht zur Ausübung der Praris befugt find, m, R. u 24. April 1834, 


Wegen Behandlung armer Kranfen fiche Kap. 11, Armenpolizei. 


(Militärärzte no ° 365. Nach der Alferhöchiten Beſtimmung vom 25. 
Bezug auf de- Juni 1825, Die neue Klaſſifikation des Heilperfonals 
ron Zivilpraxis. Im Staate betreffend, und des auf den Grund deffelben 

erlafjenen neuen Prüfungs »Reglement3 vom 1. Des. defielben Jahrs 

hat jeder Unterfchied zwiſchen Zivils uud Militäraͤrzten aufgehört, ins 
dem darnach beide Medizinalperſonen gleiche Studien ablegen müffen, 
und gleichen Prüfungen unterworfen werden. Die Mititirärzte bils 
den demnach Feine eigene Klaffe des Heilperfonald im Staate mehr, 

Alle obere Militaͤraͤrzte, welche Zivilpraris ausüben wollen, haben fich 

bei den Behörden durch ihre Approbationen zu Iegitimiren. Alle früs 
heren Verfügungen wegen der Befugniß zur —— oder des 
Verbots derſelben in Bezug auf diejenigen Militaͤraͤrzte, welche bisher 

noch mit Feiner Approbation verfehen waren u. f. w., find in Folge 
der getroffenen Einrichtungen als aufgehoben zu betrachten, da nuns 
mehr jeder militärärztlihe Beamte die Vefuguiß zur Arztlichen und 
wundäaͤrztlichen Zivilpraris —— auf den Grund der ihm ertheilten 
Approbation und nad der Allerhoͤchſteu Beftimmurfg vom 25. Juni 
1825 befigt, aber eben fo auch allen Verpflichtungen der Zivilärzte 
nachzutommen bat, Es verftcht fi Abrigens von —* daß diejeni⸗ 
gen Militärärzte, bie auch jotzt keine Approbation erhalten konuten, 
denen jedoch durch frühere Miniſterial⸗Beſtimmungen die befchraͤnkte 
oder unbefchränfte Praris ausdruͤcklich nachgegeben, uud die fi biers 
über zu legitimiren im Stande find, die ihnen ertpeilte Befugniß auch 
ferner behalten. hubl. des M. der Medth. Angel. d. 25. Juli 1829. 


366. Aktive oder penfionirte Militärärzte, welche ald promovirte 
Aerzte den Staatöprüfungen unterworfen geweien, find zur Zivilpras 
sis berechtigt. Andere promovirte Militaͤraͤrzte desgleichen, wenn fle 
- den Rang eined Negimentsarztes haben, eben fo Bataillond + und Gars 
nifonds Staabsärzte, Penfionär Chirurgen und Oberärste, — auf die 
Dauer ihrer Funktion als obere Mifitärärzte im wirklichen Militärs 
 Dienfte, — an dem Orte ihres Aufenthalt und deffen nächfter Um⸗ 

gebung, fobald fie das Zeugniß der beftandenen Staatsprüfung haben, 
Militär -MedizinalsPerfonen, welche blos als Wundärzte höherer oder 
‚niederer Klaſſe die Prüfung beftanden, haben die Berechtigung zur 


wundärztlichen Praris nur dann, wenn fie die Approbation befigen. 
M. R. vom 24. Dezbr. 1824. 
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367. Nicht promovirte Dilitärärzte, welche in den Staatspruͤfuu⸗ 

en gut beftanden haben, Fönnen, wenn an ihrem Aufenthaltsorte 
A ein approbirter promosirter Arzt befindet, die innere und Außere 
Praris ausüben, weil ihr augenblicklicher Wohnort nicht von ihrer 
Wahl, fondern von ihrer Dienfiftelung abhängt. Mit ihrem Auds 
fehjeiden aus dem Militär hört diefe Befügniß auf, mit Ausnahme der 
im Nuheftande verfegten wirklichen Negimentsärzte, denen die ihnen 
bisher zugeſtandene freie Ausübung der Zivilpraris aller Orten vers 
Weibt. A. 8. O. som 14. Auguft 1824, M. R. vom 24, Auguft 19%. 


368. Allen Militär MedizinakPerfonen, welche nicht die Staatds 
Prüfung beftanden haben, ſteht die Befuguiß zur Zivilprarid nicht zu, 
ihnen ijt uur erlaubt, au folhen Orten, wo feine approbirte Medizi⸗ 
nafperfonen fich befinden, die Zivilpraris unter Aufficht und Vers 
autwortung eines zur Ausübung der Prarid berechtigten Militärs oder 
Zivilarzted vorzunehmen. Sie Dürfen nur unter Mitunterfchrift des 
die Aufficht führenden Arztes die Säße für Gehülfen nach der Dies 
dizinal⸗Tare liquidiren. M. R. v. 8 Febr. 1518. 

369. Es iſt keinem Bedenken unterworfen, daß die Militärärzte 
bei ihrer Zivilpraxis ſich den allgemeinen Polizeivorſchriften zu fügen, 
und daher auch den Polizeibehoͤrden die Auzeige von den mit der 
Krätze und der Luſtſeuche behafteten Perſonen zu machen verbunden 
find. M. R. vom 13. Juni 1326. 


370. Landwehr⸗Bataillons-Aerzte find außer den Uebungen deu 
ihrem Aufenthaltdorte nahe wohnenden beurlaubten Landwehrmännern 
uneutgeldlich Hüffe zu Teiften verpflichtet} Safe. für die Landw.⸗Inſpekt. 
vom 10. Dei 1816. A, $. 9. 

Dürfen aber — falls fle nicht zur Zivilpraris berechtigte — 
nicht die Angehörigen derfelben ärztlich (d. h. ohne Aufficht) behandeln. 
eff. ded Kriegs: Minift. v. 6. Febr, 1820. | 

371. Militärärzte, die nicht zur Zivilpraris befugt find, gehören 
zur Kathegorie derjenigen Perfunen, von welchen die Apotheker Ords 
uung von 1801. Sit. II. $. 2. K. handelt, infofern fie die, ihuen 
durch Das übertragene Ant zufteheuden Gerechtfame überfchreiten, und 
ſich mit der Behandlung von Zivilperfonen unbefugterweife befaffen. 
Die R. v. 28. Dezbr. 1827, 


372. Was die Mittel anlangt, durch welche die Zivflärzte bei 
etwa gegründeten Beeinträchtigungen durch die Militärärzte ihre Ges 
rechtſame wahrnehmen Fönuen, fo haben die Negierungen diefelben in 
erjter Juſtanz an die betreffenden Negimentd-Berichte, und in zweiter 
und fegterer, an dad Generafauditoriat, welche nach Anleitung der 
‚von dem Chef ded Militär» Medizinahvefens erfaffenen Anweijungen 
entjcheiden werden, zu verweilen. M. R. v. 8, Febr. 1818, 


(Taxen der 873. Die Gebühren und Neifefoften der Werzte 
erste) find im Wflgemeinen durch die Tare für die praftifchen 
Merzte — Gdift vom 21. Juni 1815 (Geſetzſ. S. 199.) — feſtgefeßzt. 


‘ 
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Diefe Tare ift jedoch dahin erkäutert, reſp. ergänzt, daß der Arzt 
für die bloße Befichtigung der Leibe, 1 bis 2 Thaler, und für die 
Sektion derjelben, wenn Privarperfonen folche verlangen, 2 bis 4 Shlr, 
anrechuen kaun. M. R. vom 17. Auguft 1825. ENTE: 

Bon den Süßen, welche die. Tare dem Arzte für die Befuche in 
den Wohnungen der Kranken ausfeßt, follen demſelben zwei Brittheile 
paffiren, wenn der Kranke unter gleichen Zeitverhältniffen in der 


Wohnung ded Arztes fih Rath erholt. A. K. O. vom 10. Febr. 1824. 
Publ, des Min. der Med, ıc. Angel. vom 16. Febr, 1824. 


Beſuche außerhalb der Stadt find alle diejenigen, welche bis zur 
Entfernung von einer Meile abgeftattet werden, — Neifen über Land 
find diejenigen, wenn die Eutfernung mehr beträgt, — 

Dem Arzte müffen, wenn ibm Peine freie Fuhre geftellt wird, 
die dafür gemachten Auslagen evitattet werden, und er muß fich mit 
dem Krauken darüber einigen, wenn er den Nachweis nicht darüber 
führen kann oder will. Im allen gerichtlichen Angelegenheiten muß 
er aber die baaren Auslagen befcheinigen. — Uebrigens brauchen die 
Negierungen fich mit der Feſtſetzung Ärztlicher oder wundärstlicher 
Liquidationen nur in fo weit zn befaffen, ald die Medisinaftare für 
einzelne Pofttionen fefte Sätze enthält, und da dies wegen Entfcbädis 

ung für die freie Fuhre nicht der Fall it, fo kaun bei der Feſt⸗ 
* dieſer Paſſus übergangsun und nur geſagt werden, was ihm 
auf Beſcheinigung der diesfalls gemachten Auslagen, oder nach der 
mit den Intereſſenten getroffenen Einigung zukommt. M. R. vom 18. 
YAuguft 1824 (Nuguftin Bd. 4. ©. 76.) 

Wenn für Fälle ‚ tu welchen Privatperfonen Neifefoftenentfchädts 
gungen leiften mufjen, befondere Taren und Verordnungen nicht vors 
handen oder anwendbar find, fo kann bei der Berechnung das durch 
die Geſetzſammlung publizirte Negulativ vom 28. Juni 1825 zum 
Grunde gelegt werden. M. R. vom 22. Dez. 1825. 


374. Die promovirten Nerzte Fönnen für ihre Bemühungen zur 
Wiederbelebung fcbeintodter Perſonen mit Ausſchluß der nach der 
Wiederbelebung fortzufegenden ärztlichen Behandlung 2 bis 4 Thaler 
liquidiren. A. 8. D. vom 2. Novbr. 1820: M. R. vom 11. Nov. 1820. 

Aerzte und Wundärzte Fönnen zwar auf eine Prämie für vers 
fuchte Wiederbelebung verunglüdter Menfchen keinen Anfpruch machen, 
ed gebührt ihnen aber das oben beftimmte Soſtrum, welches bei Ars 
men die Ortögemeinden zur bezahlen haben, weil ſolche Ausgaben zu 
den Koſten der Ortöpolizei gehören. M. R. vom 21. Mai 1829. 

375. Praftiihe Aerzte, welche zur Zeit ihrer Approbation nicht 
promovirte Doktoren gewefen find, können für ärztliche Semühungen 
nach der Tare für Aerzte, für wundärztliche und geburtshülfliche Be— 
mühungen aber une nach der Tare für Wundärzte und Geburtöhels 
fer liquidiren. M. R. vom 18. Febr. 1820, 


376. Die Poſition 2. des Abfchwitts I1.. der Medizinaltare vom 
21. Juni 1815, wonach Wundärzte, die fich zugleich als Aerzte qua 
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Ufizirt haben, auch für ihre wundaͤrztlichen Befuche das Soſtrum der 
Aerzte erhalten follen , kann für die heutigen nicht promosirten peaftifchen 
Aerzte oder Wundärzte erſter Klaſſe nicht zur Anwendung fommen, 
da die damalige Qualifikation der Wundärzte durch die Promotion 
erfolgte, und ihre Stellung dann ganz die der jeßigen promosirten 
Medifochirurgen war; nicht promovirte praftifche Aerzte vor dem Er 
aß der Allerhöchiten Beſtimmungen vom 28. Juni 1825 als eine 
befondere Klaffe des Heilperfonals nicht anerkannt gewefen, fondern 
unter praftiihen Aerzten in der Negel promovirte Doktoren verftans 
Den worden find, für welche letztere daher auch eigentlich nur der Abs 
ſchnitt I, (Tare für praftifhe Aerzte) abgefaßt if. Es tritt vielmehr 
das M. NR, vom 21. Septb. 1818 (nicht vom 22. Sept, Auguſtin 
Bd. 3. ©. 75.) in Anwendung, in fo fern dort von Wimdärzteu Die 
Rede it, Deren innere Kuren nur da verftaftet worden find, wo es 
an ihrem Wohnorte an einem praftifchen Arzte fehlte, wie died ganz 
Der Kal mit den jegigen. Wundärzten I. Klaſſe ift, die unter denfels 
ben Bedingungen nur die innere Heilkunde ausüben dürfen. Wo 
Diefe fich mit der innern Praxis befaffen können, find ihren desfallſi⸗ 


> gen Liquidationen eben fo die Saͤtze 72, 73, 76 uud 77. des Abſchuitts 


31. er Tare für Wundärzte zum Grunde zu legen, nämlich: für einen 
Beſuch bei Nachtzeit 15 bis 20 Sgr.; für den erften Befuch 10 bis 
20 Sgr.; für die Beiwohnung eines Konſilii 15 Sgr. bis 1. Thlr. 
für Aſſiſtenz bei einer Operation 1 bis 3 Thlr. In der Medizinaßs 
tare ift nur auf die Qualififarion des Arztes Rüdficht genommen wors 
den, Wenn biernach die Befuche der promovirten Chirurgen in dem 
einen oder anderen Kalle gemacht worden, find folche immer nur nad) 
ber — für Wundärzte in Rechnung und feſt zu ſtellen. M. R. v. 
21. Mai 1829. 


| 377. In ſolchen Orten wo weder Militärärzte noch befondere 
Zivilaͤrzte vorhanden find,-müffen die Magifträte die Kur der erkrank⸗ 
ten Gendarmen dem im Orte befindlichen Arzte übertragen. Im 
einem folhen Falle müffen die erforderlichen Arzneimittel auf das 
Nezept Diefed Arztes im eben der Art, wie bei den Militärlazaretben 
aus der Ortsapotheke verabfolgt, und mit Beifügung der Rezepte, 
nach Abzug eines Nabattd von 25 Prozent nach der Arzueitare, bei 
dem Brigadier liquidirt werden, bei welchem auch jeder Arzt feine 
Gebühren uud Auslagen nad möglich billigen Sägen zu liquidiren 
haben wird, M. Rı vom 10. Zuni 1813. Publ, der Reg. zu Potsdam vom 
46. Zebr. 1813. (Amtsbſ. ©. 79.) 


378. Die Aerzte erhalten für ihre Neifen im Dienftgefchäften 
täglich zwei Thaler Diäten. 4, K. O. vom 25. Juni 1825. 

Kann das Gefchäft in einem und demfelben Tage abgemacht 
werden, fo erhalten die Werzte die’ für das Gefchäft in der Medizinals 
tare beftimmten Gebühren, nicht aber außerdem Diäten, Reſtr. des 
"uf.: Min. vom 10. Januar 1828. 

Die obige Kabinets⸗Ordre ſtellt nur das Deſervit feit, welches 
derfelbe von Brivatperfonen zu fordern hat. — Es verſteht ſich daher 


Abſchn. 10. Nerzte und Wundärzte. 461 


von felbft, daß dieſelbe von diefen, in fo fern deshalb durch befondere 
Provinzial⸗Geſetze nicht ein Anderes beſtimmt ift, ferner ein Mehreres 
nicht fordern koͤnnen, daß aber dadurch die ihnen zugeſicherten Praͤ⸗ 
mien aus Staatskaſſen nicht ausgeſchloſſen werden; doch könuen in 
dem alle, wenn die verpflichteten Privatperſonen dem Arzte oder 
Wundarzte die Gebühren nicht zu geben vermögen, folche nicht noch 
außer der Prämie gegen die Staatskaſſe liquidirt werden, vielmehr 
müfjen fich diefelben in diefem Galle mit der Prämie begnügen. m, 
R. vom 10. Febr. 1821. 


379. Ein Arzt kann, fobald nicht von Gefchäften im Auftrage 
des Staats die Rede ift, als auf welche allein das Diäten: und Fuhr⸗ 
koſteu⸗Reglement anwendbar ift, nicht unbedingt Ertrapoft liquidiren. 
— Die Zare vom 21. Juni 1825 hat Feineswegs den Aerzten nach⸗ 
laſſen wollen, in der Liquidation der Fuhrkoſten eine, die wirklichen 
Auslagen zu überfteigende Renumeration zu fuchen. 


Die Aerzte müfen alfo, wenn fie in ihrer gewöhnlichen Praris 
Fuhrkoſten liquidiren, die wirklich gefchehenen Auslagen nachweifen. 
Wo ein folder Nachweis, weil der Arzt fih eigenen Gefpaung bedient 
hat, nicht geführt werden kann, wird die Gebührentare für die Ges 
richtöhöfe unter der Rubrik: „Reiſekoſten der Parteien und Zeugen,‘ 
eine brauchbare Analogie an die Hand geben. — Eventuell wird es 
zweckmaͤßig fein, die Kommünen zu veranlaffen, Fontraftmäßig beſol⸗ 
dete Kommünalärzte anzunehmen. Diäten Fönnen, wie fit) aus der 
Vergleihung der Nro, 23. mit Nro. 3 und 4. der Tare ergibt, nur 
liquidiet werden, wenn die Entfernung eine Meile beträgt, und es 
fallen dann die Säge für den Beſuch weg. M. R. vom 3. Jan. 1922, 


A Das vorft. Neff. bindet aber feinen von beiden Eheilen, vielmehr 
Fönnen, wenn zwiichen dem Arzte, Wundarzte u. ſ.w. und dem Krau⸗ 
Ten Streit entiteht, dieſelben immer nur an den Richter verwieſen 
werden. M. R. vom 18. Auguft 1827. (Auguftin Bd 4. ©. 76.) 


(Festsetzung der 380. Rechnungen der Medizinalbeamte bedürfes 
Rechnungen u. der eſtſetzung Seitens der Regierung, fobald ſolche 
— — an Öffentliche Fonds gerichtet find. — Rechnungen an 
u, Privatperfonen werden aber nicht anders feftgefeßt als 

auf Nequifition der betreffenden Gerichte, oder aufßerz 
dem in Fallen, wo eine offenbare und ftraffällige Weberfchreitung der 
Tarordnung zur Kenntniß der Regierung gelangt. M. MR. vom 21. 
YAuguft 1832. 

Su den Kurs und ArzneisRechnungen der Medizinal-Perfonen, 
welche der Regierung zur Prüfung, Fefiſetzung und Zahlungsanweis 
fung auf eine öffentliche Kaffe eingereicht werden, muß, wie folgt, ſpe⸗ 
zifizirt fein: a. Betrifft das Geſchaͤft die Behandlung kranker Perfonen, 
fo foll der Arzt die Veranfaffung, die Zeit, den Ort, die Entfernung 
defielben von feinem Wohnorte, det ‚ganzen Namen ded behandelten _ 
Kranken, die Krankheitsform, die Dauer der Kur, die einzelnen tägs 
lichen oder nächtlichen Befuche, die befouders verrichteten Hülfsleiftuns 


462 1. Tit. vL. Ram 10 Gefundheitsrolizei, 


gen und bie Tarbeftimmungen, nach welchen er liquidirt hat, in der 
Nechmung, Ort, Zeit, Namen ımd Dienftkarafter aber ımter derfel- 
ben genan angeben. b. Ber wichtigen Fallen und Kuren von unge⸗ 
wöhnlich langer Dauer ift eine kurze Krankhertögefchichte aus dem 
über die Kranken zu führenden Tagebuche der Nechnung beizufügen. 
c. Wenn die Beſuche mit Reifen über Land verbunden waren, müſſen 
die Daraus erwachjenen Trausportkoſten darch amtliche Beſcheinigung 
über die Ortsentfernung beglanbigt ſein. 

Die Kreisbebörden find angewiefen, alle an fie eingehende Nech⸗ 
nungen, welche den Medizinalperfonen verorduungsmäßig aus öffente 
lichen Kaffen bezahlt werden, wenn fie nicht wach den hier gegebeneiz 
Borfchriften eingerichtet find, zur Vermeidung von Weitläufrgfeiten 
fofort re auch haben diefelben darauf ihre Aufmerkſamkeit 
zu richten, Daß durch fie Feine uuvollſtäudige Rechuuugen an Die Res 
gierungen eingehen. Publ. der Reg. zu Arnsberg ovm 7, März A828. 


381. Kreisphyſiker müſſen alle in. das Gebiet der Medizinal⸗ 
und Sanitaätspolizei vorkommenden Gefchäfte an- ihrem Wohnorte uns 
entgeldlich verichten, bei damit verknüpften Nerfen, gegen die regles 
mentsmaͤßige Vergütung, . Wegen Furativer Behandlung ſind fie den 
übrigen Aerzten gleich. A. K. DO. v. 14. April, M. R. v.' 36. Iuni 1832 
(Wegen Einziehung der Forderungen der Medisinalperfonen an Private fiche 
auch die Th. I. Tit. XII. $. 83. alleg. A. K. O.) 

(Anstellung der 382. Die Wundärzte find in zwei Klaſſen ein: 

Wundärzte. getheilt. Laſſen ſich Wundärzte erfter Klaſſe an einem 
Rechte u. Puiek- Orte nieder, wo bereits ein promovirter Arzt etablirt 

teu derselben.) it, jo dürfen fie nur die- chirurgiſche Praris treiben; 

anderufalls fteht ihnen bis zu ihrer etwaigen Wohns 
ortöveränderung die Befugniß zur Ausübung der inner und Außer 

Praxis zu, und fie bleibt ihuen auch dann, wenn ſich fpäter ein ap⸗ 
probirter, promovirter Arzt an ihren Wohnort oder in defien Nähe 
etablirt. Ob fie die Befugniß zur operativen Praris in ihrem ganzen 
Umfange, und fomit da8 Prädikat ald Operateur erhalten, hängt vom 
Ausfalle des chirargifch und chirurgifch-Plinifchen Kurfus, fo wie von 
der mündlichen 2 ab, Wegen der obern nicht promosirten Mills 
tärärjte fiehe $. 565 u. folg. ' Ri 

Die Wundärzte erfter Kaffe haben fich, wen ein approbirter 
promopirter Arzt zu einem ihrer Kranken berufen wird, deſſen Ans 
foruch und Anordnung zu unterwerfen; fie find mit Ausſchluß der 

Wundärzte zweiter Kiaſſe zur Bewerbung um die Kreischirurgenftellen 
zu verftatten, fo wie fie dann auch, die nöthige Dienft- un wiſſen⸗ 
ſchaftliche Keuntniß vorausgeſetzt, zu chirurgiſchen Medizinalaſſeſſoreu⸗ 
Stellen befördert werden koͤnnen. 

Die Chirurgen und Wundärzte zweiter Klaſſe find vorzugsweiſe 
ur Ausübung der ſogeuannten Meinen Chirurgie, fo wie zur Ver— 
richtung der verfchtedenen hirurgifchen Hülfsteiftungen, wie z. B. zum 
Aderlafen, Blutegelfeßen, Verbändemachen u. ſ. w. beſtimmt; fie 
werden hiernach auf Anordnung eines Arztes berufen, und find in 
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diefer Beziehung mehr Huͤlfs⸗ als ſelbſtſtäudige Wundaͤrzte. Die 
Ausübung der innern Praris bleibt diefen Wundäarzten unbedingt uns 
terfagt, und auch die Verrichtung größerer chirurgifcher Operationen 
(diejenigen Fälle, wo Gefahr im Berzuge oder die Hülfe eined Wunds 
arztes erjter Klaſſe oder promovirter Medifochirurgen nicht zu erhals 
ten ift, ausgenommen) iſt ihnen in der Negel nicht geftattet, Dagegen 
Fonnen fie fih an allen Orten und auch in großen Städten nicders 
lafen. 

e Bei ber Ausführung der vorgedachten Klaſſifikation wird: a, das 
bisherige Verhältuiß der bereitd approbirten promovirten und nicht 
promovirten Aerzte nicht berührt, fondern eines jeden Berechtigung 
bfeibt geuau diefelbe, wie fie bereits fejtgefeßt % b. den für große 
Städte bereitd approbirten Wundärzten kann die Erlaubniß, ſich in 
einem Orte, wo fein approbirter, promovirter Arzt vorhanden ift, 
niederzulaffen, mit der Befugniß der Wundärzte erfter Klaſſe zur 
Ausübung der innern Praris nur in fo weit zugeitanden werden, 
als fie durch ihre bisherige Praris oder ihre bereits zurückgelegten 
Prüfungen dieferhalb zu erfordernde Qualififation an den Tag ges 
legt haben. c. Den für das plafte Land und die Fleinen Städten 
approbirten Chirnrgen fteht ed frei, fich als Wundärzte zweiter Klaffe 


nunmehr anch im großen Städten zu etabliren, fo weit nicht etwa 


hin und twieder befondere Privilegien der Stadtchirurgen dies nicht 
verbieten. 

Bei jenen Chirurgen biöher hin und wieder durch befondere Ver: 
fügung zugeftandene Befugniß zur Verrichtung leichter innerer Kuren 


* 


ſoll dagegen aufhören, ſobald ſie ihren Wohnort verändern, oder ein 


zur innern Praris qualifizietee Arzt oder Wundarzt fich dafelbft und 
in ihrer nächiten Umgegend niederläßt. A, 8. D. vom 28. Suni, Min.- 
Reffr. vom 24. Aug. 1825. 

- 383. Die Wundärzte find verpflichtet, nach einer vorgeſchriebe⸗ 
nen Eidesformel ſich vereiden zu laffen, in welcher, wenn der Wunds 
arzt die Approbation als Operatenr" erlaugt hat, diefer Zuſatz aufges 
nommen wird. Auch ald Geburtähelfer müfjen Diejelben den Eid 
nach der vorgeſchriebenen Formel ableiſten. M. R. v. 12. April 4823. 


384. Niemand foll ohne vorhergegangene Grlaubniß des Staats 
aus der Kur der Winden bei willführlicher Strafe ein Gewerbe mans 
hen. 8. R. IT. 20. 8. 702. 

Den Winndärzten erfter Klaſſe, welche fih in einem Orte nies 
derfaffen, wo fihon promoyirte approbirte praftifhe Aerzte anſaͤſſig 
find, iſt die Behaudlung innerer Krankheiten, weder im Orte ihres 
Aufenthalts noch außer demfelben, zu geftatten, im entgegengefeßten 
Falle aber aller Orten zu erlauben. M. NR, vom 20, April 1828. 


- 386. Zwiſchen den nicht promovirten Verzten, Operateurs und 
Geburtshelfern findet der Unterſchied Statt, daß die Erftern unter 
den Gerichten ihres Wohnorts, fo lange fie nicht auch als gerichtliche 
Aerzte geprüft und anerkannt find, nicht an Statt eines Phyſikers 
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gerichtliche Sektionen vornehmen därfen, und bei türen chirurgiſchen 
Verrichtungen und Afouchementd nur nach den Tarfügen für Wund⸗ 
ärzte und Geburtshelfer Nemuneration verlangen Fönnen. M. R. vom 

Keine Ortöbehörde Fann die Niederlaffung eines approbirten Chi⸗ 
rurgen gewähren oder verweigern. Im Gegentheil hat jeder mit eis 
ner Approbation verjehene Chirurg das Necht, fit) an jedem Orte 
ders Monarchie, infofern die Approbation felbit diesfalls Feine Bes 
fhränfung ausdrücklich ihm auferlegt, niederzulaffen und ferne Kunft 
auszuüben. Es bedarf daher weder vor noch nach der Prüfung eis 
ned folchen Niederlaſſungsſcheins, und es ift hinreichend, wenn der 
Approbirte von dent gewählten Aufenthaltdorte wie auch vor der je 
desmaligen Veränderung defielben die dabei intereffirten Phofifer un⸗ 
ter Vorzeigung der Approbation gehörig unterrichtet. M. R. vom 24. 
Oktober 1824. | 


387. Auf den Grund der $. 382 ged. A. K. O. vom 28. Juni 
1825 find von dem Minifterinm der Medizinal- Angel, folgende Bes 
ffimmungen’ erlafen: 

1) Was den Uuterfchied der Wundärzte Ir und 2r Klaſſe, der ches 
maligen approbirten Chirurgen großer Städte und. der früheren 
Landchirurgen und ihre verfchiedene Berechtigung zur Niederlaf 
fung und Praris betrifft, worüber von den Regierungen häufig 
Zweifel geäußert worden find, fo ift zuerft zu bemerken, daß die 
heutigen Wundärzte erfter Klaſſe fih von den ehemaligen Chirur⸗ 
gen großer Städte und den heutigen Wundärzten zweiter Klaffe 
bauptjächlid dadurch umnterfcheiden, daß letztere beide bloß Wunds 
ärzte, die erftern aber zugleich wirklich praftiihe Aerzte find, 
denen bedingungsweife die Ausübung der innern Praris, d. h. die 
Behandlung der innerlichen Krankheiten zufteht. Sie find daher 
auch ihrer Approbation nach den ehemaligen nicht promovirten 
praftifchen Aerzten, Lizentiaten, Armenkurfiften gleich zu fteflen. 
Die ehemaligen Kurfiften oder approbirten Chirurgen großer 
Städte Fünnen Tediglich nur zu den Wundärzten zweiter Klaffe 

ezählt werden. ie wirflih approbirten Wundärzte weiter 
laſſe find daher ganz au die Stelle der ehemaligen Chirurgen 
großer Städte getreten und legtere haben vor jenen lediglich noch 
den Vorzug, daß fie, den ehemals ihnen zugeftandenen echtſa⸗ 
men zufolge, die operative Heillunde unumfchräuft ausüben, und. 
ſich auch, wenn ihnen die fonft erforderlichen Qualififationen 
nicht abgehen, um Kreischirurgenftellen fo gut wie die heutigen 

Wundärzte erfter Klaffe bewerben und als folche angeitellt wers >» 

den Fönnen (ohne daß ihnen jedoch hieraus die fonftigen Gerecht- 

fame der Wundärzte erfter Klafje erwachfer), was indeffen alles 
bei den heutigen Wundärzten zweiter Klaffe nicht der Fall ift. 

Der Unterfchied zwifchen dieſen Iegtern und den nach der frürs 

beren Berfaffung approbirten Wundärzten Meinerer Städte oder 

Landehirurgen, welche viel weniger ausgebildet waren und ein 
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weit feichtered und wenig umfaffendes Eramen zu befteben hatten, 
leuchtet biernach von felbit em. Die Wundärzte erfter Kaffe 
Fönnen fich behufd der Ausübung der chirurgifchen Praris aller 
Orten niederlaffen, dürfen aber, falls fie nicht etwa als Kreis⸗ 
hirurgen, Bezirks⸗ und andere Medizinalärzte angeftellt find, 
von der ihnen als geprüfte praßtifche Aerzte zuftchenden Befugs 
niß zur Ausübung der innern Praris nur da Gebrauch mas 
chen, wo vor ihrer Niederlaffung nicht bereits ein promovirter 
Arzt anfäjfig gewefen if. Eben fo koͤnnen fi die approbirten 
Wundärzte zweiter Klaſſe aller Orten und alfo auch in großen 
Städten, wie die ehemaligen Chirurgen großer Städte, nieders 
laffen, und es ſtehen ihnen auch gleiche Befugniffe in Bezug 
auf die Ausübung der chirurgifchen Praris au, infofern diefe 
ſich nicht auf ſolche wichtige Operationen beziehen, die das Les 
beu leicht in Gefahr fegen, und alfo eine ausgezeichnete operas 
tive Kunftfertigfeit erfordern. Dieſe follen in der Regel den hör 
ber approbirten Wundärzten, namentlih den als Operateur 
Approbirteir überlaffen, den. Wundärzten zweiter Klaſſe aber 
unterfagt bleiben; wenigftens Fönnen diefe in Fällen, wo fie, 
ohne daß Gefahr im Verzuge ift und an allen Orten, wo es 
an mehr rationeller operativer Hülfe nicht mangelt, folche Oper 
rationen vornehmen, darüber zur Verantwortung gesogen werden, 
In der ihnen hierdurch angewiefenen ——— re ſind die 
Wundäaͤrzte zweiter Klaſſe eben fo gut wie die Wundaͤrzte erſter 
Klafje ſelbſtſtändige Wundärzte und nur infofern ald Hülfswunds 
ärzte zu betrachten, ald fie auch bei inneren Krankheiten von 
Aerzten zugezogen werden, um bei denfelben die Fleinen chirur⸗ 
ischen Handverrichtungen zu leiften, wie ſolches bereit8 in der 
I lerhöchften Beitimmung vom 28. Inui 1825 sub III, erflärt 
it. Wenn dort zugleih bemerkt worden, daß die Wundärzte 
weiter Klaſſe bereits vorzugsweife zur Ausübung der Peiner 
Ense fo wie zur Verrichtung von verfchiedenen chirurgifchen 
Hülfsteiftungen berufen find, fo ift dies hauptſächlich deshalb 
Br um dem eingefchlichenen Unfuge der Wundärzte, fich dies 
en Kleinen chirurgiſchen Hüffsleiftungen zu entziehen und dieſel⸗ 
ben den ungeprüften Barbierern zu uberlaffen, zu fteuern. Die 
Behandlung innerer Krankheiten ift den Wundärzten zweiter - 
Klaffe in jener Allerhöchiten gg unbedingt unterfagt; 
Doch ift diefed auch hauptfächlich mit im genfage zu den wirks 
lichen Wundärzten erfter Klaſſe, die zugleich praktiſche Aerzte 
find und denen bedingungsweife die innere Praris zufteht, fo 
bemerft worden und es folgt darans nicht, daß die Wundärzte 
zweiter Klaſſe, in reinschirurgifchen Krankheitsfällen nicht die 
nöthigen inneren, Mittel verordnen und daß fie felbft bei innern 
Krankheiten, wenn fie entfernt vom Aerzten find, md wo ſchnelle 
Hülfe erforderlich ift, folche im erften Augenblide nach ihrem 
beften Wiffen nicht Teiften- dürfen. Sie find vielmehr berechtigt, 
und fogar gegwungen, in Fällen der Noth - — 
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bei jedem Kranken zu verorduen, weshalb auch in der Prüfung 
der heutigen Wundaͤrzte zweiter Kaffe ihre Fähigkeit in der 
Erkenutniß innerlicher Krankheiten, befonders derer, welche 
ſchuelle Hülfe erfordern, mit erforfcht wird. Sie find aber auch 
in folchen Fällen ſtets gehalten, die weitere Behandlung einem 
au berufenden Arzte zu überlaffen. Den ehemaligen approbirteu 
Wundärzten Peiner Städte oder Landehirurgen ift zwar Durch 
die neuere Verfaſſung wachgegeben worden, FA wie die Chirur⸗ 
gen zweiter Kaffe ebenfalls in großen Städten zu etabliren, wos 
zu fie nach ihrer frühern Approbation Fein unbedingtes Necht, 
wie jene Wundärzte, befigen; das Minifterium hat fich jedoch, 
um den hierauf hier und da erfolgten zu häufigen Andrange 
diefer Chirurgen in die großen Städte Einhalt zu thun, verans 
laßt gefunden, diefe Begünftigung ausdrücklich dahin zu befehräns 
fen, daß diefen Chirurgen die Niederlaffung in großen Erädten 
von den Negierungen nur dam, wenn ihr Etabliſſement dafeldft, 
behufs der, Ausübung der Fleineren chirnrgifchen Praris, wüns 
fehenswerth ericheint, uud alleufalls auch nur unter der Bedins 

ung nachgegeben werden Fan, daß fie fich mit der kleineren 
Shirur ie befchäftigen und fediglich als Hülfsärzte fungiren Dürfen. 
Die Wumndärzte erſter Klaſſe find auch zugleich wirfliche praftis 
fche Aerzte nnd befigen die Befugniß zur Verordnung innerer 
Arzeneien, an welchen Orte es auch ſei. — Cie find lediglich, 
wenn fie nicht zugleih aungeftellte Staatsbeamte find, ber Brs 
ſchraͤnkung unterworfen, in großen Städten und an jenen Ors 
ten, wo ſchon vor ihrer Gtablirung daſelbſt promovirte Aerzte 
anfäffig waren, nicht rein innere Krankheiten aͤrztlich behandeln 
zu dürfen. Aber auch den Chirurgen zweiter Klaſſe kann, wie 
bereits oben erwähnt worden, ed nicht verboten werden, in rein 
hirurgifchen Kranfheitsfällen, der Kranke may ſich Befinden wo 
er will, die nöthigen inneren Mittel zu verordnen, und eben 


ſo ift den approbirten Geburtöhelfern, welche nicht Aerzte find, 


jedenfalls die Verordnung immerer'Arzneten zur Beförderung des 
Geburtsgeſchäfts erlanbt, denn diefe Diedisinafperfonen find be 
rufen, reinechiturgifche Krankheitsfälle nud refp. Geburtsfälle 
ſelbſtſfändig zu behandeln — Es gibt wenig chirurgifche 
Krankheiten, die durch bios änßere Mittel behandelt, noch wes 
niger aber geheilt werden können, fo wie ebenfalld® häufig bei 
Geburtsfälen die Anwendung innerer Mittel nothwendig wird. 
Daß die Behandlung der aus dem Geburtsafte hervorgehenden 
Krankheiten der Wöchnerinnen und neugeborner Kinder nicht 
hierher gehört und diefen Medizinalperſonen nicht zu geftatten, 
ift ſelbſtredend. 

Uebrigens leuchtet aus dem bier sub 1 Geſagten wohl von 


ſelbſt ein, daß die, Seite 28 des Medizinal-Edifts von 1725 


befindliche Borfchrift, wodurch den Apothekern ausdrädtih vers 
boten wird, innere Medikamente, welche nicht von approbirten 
Aerzteu verfhrieben worden, verfertigen und verabfolgen zu Lafe 


3) 
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rn hinfichts der heutigen Ghirurgen Feine Auwendung mehr 


Ds! Prädikat „Operateur⸗/ wird mach dee cu eingeführten 
ae an nur denjenigen zuerkannt, welche in den 
Staatsprüfungen außer einem ausgezeichneten chirurgifchen Wifs 


‚fer auch eine ſeltene Kunftfertigfeit in allen chirurgiſchen Hauds 
lungeu wachgewiefen haben, und es bezeichnet alio im heutigen 
Sinue des Worts blos einen höherw Grad der praftiiden Neife, 
“welche der Prüfungsfandidat bei den Staatöpräfungen in ope⸗ 


4) 


tativer Hinficht nachgewieſen hat. Keinesweges folgt aber daraus, 
daß derjenige, welcher die höchfte Zenſur nicht erhalten, zur 


Ausübung der operativen Chirurgie für unfähig erflärt worden 


it. — 68 fann daher auch nur auf einem Mißverftand beru⸗ 
hen, wenn einige Regierungen der Meinung geweſen find, daß 
lebensgefäbrliche d. i. wichtige, tief in den Organismus eingreis 
fende Operationen nur bon den als „Operateur“ betitelten 
Medizinatperfonen nicht aber von den Wundärzten erfter Klaſſe 
verrichtet werden dürfen, da ja ſelbſt von den Wundärsten weis 
ter Klaffe die Verrichtung folcher Operationen in oben gedachten 
Fällen zuftcht, und fie fogar wegen Unterlaffung derfelben vers 
antwortlich gemacht werden koͤnnen. Hieraus erhellet, daß der 
Staat durch die Klaſſifikation der Wundärzte und fomit durch 
ausnahmsweiſe Ertbeilung des Titels „Operateur“ blos die hör - 
bere oder niedere Befähigung, das operative Meſſer führen zu 
Tonnen, andeuten wolle, um einerfeits dem Publikum einen ges 
eigneten Maßſtab zu geben, an wen e8 fich in ſchwierigen opes 
rativen Fällen vorzugsweiſe mit Vertrauen wenden kann ‚ ande 
rer Eeitö aber auch den berufenen blutigen Eingriffen der Land- 
chirurgen, deren operative Fähigfeit bei der frühern Prüfungs- 
norm unerforfcht blieb, Einhalt zu thun, und fo das Publikum 
vor Schaden und Nachtheil mehr zu ſchuͤtzen. 

Endlich hat auch die Ausübung der fogenannten kleinen Chirur—⸗ 
gie zu mehrfachen Anfragen Veranlaffung gegeben. Die promos 
virten Medikschirurgen, wenn fie fih an Orten befinden, in des 
nen gleichzeitig Wundärzte niederer Kathegorie anfäffig find, muß 
zwar die Ausübung der höheren operativen Chirurgie allerdings 
unbenommen bleiben; Dagegen ift ihnen daſelbſt nicht zu geftat- 
ten, fich mit dem, dem mechamfchen Gewerbe mehr ähnlichen, 
niederen Theil derfelben oder mit der Ausübung der Meinen Chir 
rurgie zn befchäftigen. Diefe muß vielmehr den approbirten 
Wundaͤrzten allein verbleiben, da nicht nur Billigkeitsgründe 
dafür fprechen, weil außerdem die Subfiftenz der Chirurgen das 
durch gefährdet werden würde, fondern auch die darauf ſich bes 
ziehenden älteren Borfchriften des Medizinal⸗Edikts vom 27, 
April 1725 Feineswegs aufgehoben find, Noch — aber 
iſt es zu geſtatten, daß da, wo es nicht durchaus au Chirurgen 
noch gänzlich fehlt, die kleinen chirurgiſchen Verrichtungen durch 
ungeprüfte und hierzw unbefugte Perfonen u. werden. 
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SHauptfächlic um diefem Webelftand beſonders in großen Städten 
aͤbzuhelfen, ift in Gemäßheit der Allerhöchiten Fabinets-Ordre 
vom 28. Juni 1825 beitimmt worden, daß die a in 
großen Städten den Wundärzten zweiter Klaſſe erlaubt fein ſoll, 
und auch den bisherigen Landchirurgen bedingungsweife nachge⸗ 
geben werden kann. Den legteren iſt v —* die Ausübung 
- diefer Meinen Operationen zum. praftifchen Wirfungsfreife übers 
wieſen, und fie dürfen ſich diefer Verrichtungen, wenn fie hier⸗ 
zu auf Anforderung von Aerzten berufen werden, unter Teinem 
Vorwande entziehen. Letzteres darf aber überhaupt von Teinem 
Wundarzte geichehen, vielmehr ift jeder promovirte praßtifche 
Wundarzt, der die Chirurgie ald Gewerbe ausübt, gehalten und 
verbunden, fich jeder auch der Heinften chirurgifchen Handfeis 
ſtungen und Verrichtungen, wenn er von Aerzten hierzu berus 
fen wird, zu unterziehen, Wundärzte, welche aus einem unzeis 
tigen Vornehmthun fih diefen Hülfsleiftungen zu entziehen ſu⸗ 
hen, find zur Erfüllung ihrer Verufspflihten anzuhalten und 
im Wiederholungsfalle unter Androhung dee Juhibirung ihrer 
Praris wit Ordnungsſtrafe zu belegen. Die Aerzte aber find 
verpflichtet, ſich zur Vollziehung folcher Operationen, zu wel⸗ 
chen eben fo wenig Barbiere ald andere, nicht approbirte Pers 
fonen berufen find, nur der geprüften Chirurgen zu bedienen, 
und diejenigen, welche hierzu nicht konzeſſionirte Perfonen ges 
brauchen, handeln gegen die gejeglichen Vorſchriften, und koͤn⸗ 
nen nur dam ald entſchuldigt uud ald nicht ftraffällig ans 
efehben werdeu, wenn cd wirflih an anderweitiger Hülfe 
ehlt, in welchem — fie jedoch immer für den Erfolg uud 
den Patienten etwa daraus eutjtehenden Nachtheil verantwortlich 
bleiben. Nur deu Hebammen kann ausnalımdweife das Blut—⸗ 
egelſetzen⸗ uud Klyſtiere feßen, wozu fie ohnehin bei Wöchnerius 
nen berufen fund, auch bei andern Kranken in Zeiten der Roth, 
‚und in Fällen ded befouderen Vertrauens, oder da, wo das 
allgemeine Schaungefühl die Hülfsleiftung einer weiblichen Pers 
fon in Anfpruch nimmt, geftattet werden, aber feineswegs das 
Aderlaffen oder die Verrichtung anderer chirurgiſchen Operas 
fionen, die ſtrenge in das Gebiet der operativen Chirurgie ges 
hören, Sollte es inzwiſchen in einigen Orten noch gänzlich an 
Chirurgen mangeln, welche diefe Hiülfsleiftuugen übernehmen 
koͤnnen; fo mag bis zur Etablirung eined Wundarztes daſelbſt 
es andern geſchickten und erfahrenen Perſonen aus Nachficht 
‚nachgegeben werden, fih mit diefen Meinen chirurgiſchen Operas 
fionen auf Anordnung eined approbirten Arzted zu befaflen, doch 
ift ihnen in Feinem Galle eine befondere Autorifation oder einen 
Erlaubuißſchein zu ertheilen. M. R. vom 20. März 1828. 


388, Kreischirurgen, wenn fie Wundärzte erfter Klaſſe ud, ift 
die innere Praris überall und unbedingt geſtattet. (Siehe auch $. 42%.) 
MR. v. 28, April 4826. Publ..der Reg. zu Münfter v. 45. Zuli 1855. 
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(Gebühren) - 389. Die Gebühren der Wundaͤrzte ud in der 
‚__ are für Wundärzte (Geſetzſ. 1815 ©. 109) feftgefeßt. 

Der Wundarzt erhält hiernach bei Beſuchen außerhalb feined _ 
Wohnorts: a. für den erften Befuch 15 Sgr. bis 1 Thlr., b. für 
den folgenden 10 bis 15 Sgr., e. für Neifen über Laud, d. h. über 
eine Meile Entfernung, 1 Thlr. bis 15 Sgr., d. für Reifen bei einer 
Eutfernung über eine Meile für jede Meile 15 Sgr., außerdem in 
allen diejen Fällen, wenn die Eutfernung über eine viertel Meile be 
2 ‚, eben fo wie der Arzt freie Fuhre 2. die fich nicht zur 
Hi fie — läßt. M. R. vom 28. Aug, 1027. (Auguſtin Bd. 4. 
In Anſehung der Erlaͤuterung der Tare, betreffend die Sätze 
No. 1. uud 74, welche fie dem Wundarzte für Verbände in der ‘Bobs 
nung ded Kranken ausfegt, fichen demfelben 2, nach Analogie der 
Zirfulars Verfügung vom 16. Febr. 1824 (Breslauer Amtsb 1824 
©. 11 u. 83.) zu, wenn er diefe Manualhülfe in feiner W.ymung 
vornimmt — Für die Nepofition eines gebrochenen Ober, oder Ins 
terarıns aber 2 bid 4 Thaler. M. R. vom 17. Aug 1823. 


390. Da die Medizinaltare von 1815 überall nur auf die Omas 
lifikation des Arztes Rückſicht nimmt, fo könuen auh Wundärzte, 
denen nur bis zur Anfegung qualifizirtee Aerzte die Innere Praris 
—— iſt, nur nach der Tare für Wundaͤrzte liquidiren. M. R. v. 
20. Mai 1820 


391. Die bei auerkannt kontagiöſen Krankheiten in der Tare 
nachgelaſſene Erhöhung kanu bei der Behandlung von einem tollen 
Huude gebiffeuer Denen nicht in gg RN werden, ba 
bei dem Ausfchneiden der Wunden eine ſolche Gefährlichkeit nicht aus 
erfaunt werden kann, wie bei Fontagiöfen Krankheiten Statt findet. 
Si die ganze vorerwähnte Operation des Ausfchneidend und die 
onftige gleichzeitige Behandlung der Bißwunde, kanu nur eben fo 
viel figuidirt werden, ald fub Ro. 60 u. 61 der Tare für die Auss 
rottung von Sfirrhen ꝛc. feftgefegt worden, ald womit das Ausſchnei⸗ 
den der Bißwunde am pafjeudften in einer Kategorie zu bringen. — 
Wem jede Wunde einen eigenen Verbaud erfordert hat, Faun auch 
für jeden befonders Liquidirt werden, wogegen, wenn fie alle uus 
ter einen Verband gelegt find? — matürlih auch nur ein Verband 
in Aufag kommen kann. | 

Diefer Grundfag fat aus, ſobald Dihten liqwidirt werden. M. 
A, vom 26. Januar 1822. 


392. Bon den Säpen, welche die Tare für die Medizinalperſo⸗ 
nen vom 21. Juni 1815 den Wundärzten als NRemuneration für Die 
Befuche in den Wohnungen der Kranken ausſetzt, erhalten fie zwei 
- Drittheile, wenn der Kranke unter gleichen Zeitverhältniffen in der 
Wohnung des Wundarztes fi Raths erholt. A. K. DO. vom 10. Bebr. 
1824. M. Reftr, vom 45. Gebr. 1894. (Auguftin Bd. 4. ©. 70.) 


470 1. Tit. VI. Rap. 10, Gefundheitspolizeis 


393. Der Sa von 15 Ser. kann für die. kunſtmaͤßige Ans 
wendung der Thedenſchen Ginwidelung beider Füße, Unter und 
Oberſchenkel für billig gelten. Vom Min. der Medizinal Angelegenheiten 
aenehmigteb Gutachten der willenfhaftlihen Mediz. Deputation vom 2. Aug. 
815. 


394. Die in der Medizinaltare enthaltene Beſtimmung (Edikt v. 21. 
Juni 1815 No. 5.), daß der Arzt, wenn er mehrere zu einer Kamis 
lie u. ſ. w. gehörende Kranke zu befuchen bat, für den zweiten ꝛc. 
Beſuch nur die Hälfte des beftimmten Satzes fordern darf, kann nur 
lediglich für die Aerzte und nicht auf das Softrum der Wundärzte 
ausgedehnt werden. M. R. vom 28. Mai 1824. | 


395. Der Wundarzt muß für jeden auf den erften Verband füls 
genden Befuch, ohne Unterfchied, ob dabei ein Verbaud aufgelegt üft, 
nah No. 72 der Tare remunerirt werden, wie eine Vergleichung 
der Neo, 1 und 72 derfelben ergiebt. M. R. vom 28. Mai 1824. 


| 396. Die Wundärzte find, wenn fie bei Fontagiöfen Krankheiten, 
wozu jedoch das Scharlachfieber nicht zu rechnen ift, chirurgifche Hülfe 
geleitet haben, (nach der Aumerfung Nr. 1. Edift v. 21. Juni 1815, 
wo in derfelben Pofition eine Wahl zwifchen mehreren Sätzen gelafjen 
ift,) nicht befugt, dem höchiten Sab zum Grunde zu legen und defs 
fen Erhöhung um die Hälfte zu verlangen. M. R. vom 3. April 1824. 


397. Da der Wundarzt für die Beiwohnung eines Konſiliums 
den dritten Theil desjenigen erhält, was bei der erften Konfultation 
mehrerer Aerzte ein jeder. derielben zu fordern hat; fo kann dem 
Wundarzte auch für ein ſchriſtliches, eine vollſtaͤndige Kraukheitsge⸗ 
ſchichte enthaltendes Gutachten (verglichen No. 77 mit No. 16 der 
Tare) nur ein Drittheil der dem Arzte für einen folchen Fall zus 
kommenden Gebühren bewilligt werden, nämlich 1 bis 2 Thaler. 
M. R. vom 28. Mai 1824. 


Was hinfichtlich der —— ($. 373 379 seq. vorſt.) bewil⸗ 
ligt iſt, gilt auch in Auſehung der Chirurgen. M. R. v. 5. Jan. 1822. 


398. Der Wundarzt hat keinebwegs die Verbindlichkeit zu ſeinem 
Fortkommen zu oder von dem Kranken ſelbſt Sorge zu tragen, wie 
folches daraus hervorgeht, daß die Tare für die Wundärste auf die 
der Aerzte Bezug nimmt, und den legtern freie Fuhr geſtellt werden 
fol. Daffelbe Reffr, 


399. 68 werden die Rechnungen der Chirurgen und Wumndärzte 
eben fo eingerichtet, geprüft und feftgeftellt, al8 bei den Aerzten vors 
gefchrieben. (Vergl. $. 380.) Publ. der Reg. zu Arnsberg v. 7. März. 1828, 
ierbei ift befonders zu beobachten, daß die Verbaudftüde fo 
wie die Inſtrumente, welche entweder nur einen einmaligen Gebrauch 
erlauben, oder welche dem Kranken zum ferneren Gebrauch belaffen 
werden müßen, behufs der Beurtheilung ihres Werths genau auges 
neben werden müflen. Publ. der Reg. zu Magdeburg v. 17. Aug. 1826. 
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[Augen-, Zahn- ” 400. Augen» und Zahnärzte, Steins und Bruch 
ärzte etc] ſchneider, welche fich unterfangen ihr Gewerbe zn treis 
ben, bevor fie nach vorbergegangener Prüfung ihrer Gefchiclichfeit 
und ihres Verfahrens von der Behörde angeftellt find, haben blos 
dadurch 5 bis 10 Thlr. Geld» oder 8 bis 14tägige Gefaͤnguißſtrafe 
verwirft. 4. 8. R. II. 20. $. 708. 


[Gebühren ete.] 401. Die Zare der Augenärzte ift in der Taxe 
für Wundärzte, Geſetzſ. 1815 S. 109., beftimmt, 

Die von den Zahnmärzten zu liquidirenden Gebühren find in ber 
Tare für Zahnärzte (Geſetzſ. 1815. ©. 109.) feftgefeßt. 

Wenn in derfelben fub Nro. 22 u. 23. beftimmt ift, daß für 
die Einfegung eines Zahns 2 bis 3 Thaler, und mehrerer Zähne zus 
gleih nur 2 Thaler gezahlt werden ſollen; fo find hierunter fowohl 
wirkliche Menfchenzähne ald Zähne von Wallroß verfianden. 

Wenn nicht ein, ganzed Gebiß von 28 Zähnen verfertigt wird 
uud nur mehrere eingelegt werden, fo iſt nicht nach No. 24, fondern 
nach No. 23. der Tare zu Tiquidiren. 

Da nur bei No. 24. erwähnt wird, daß das erforderliche Gold 
mit begriffen ift, fo wird folches bei No, 22 u. 23. noch befonders 
liquidirt werden Fönnen, Ä 
. Wem die No. 2. für eine Operation in der Wohnung des Pas - 
tienten außer dem gewöhnlichen Softrum noch 10 Sgr. zu liquidiren 
geftattet, bei No. 28. aber feſtgeſetzt if, daß der mit einer Operation 
verfuupfte Beſuch eines Arztes nicht befonderd bezahlt wird, fo iſt 
diefer Widerfpruch nur fcheinbar, denn unter No.2. werden einzelne 
Befuche und Operationen, und unter No. 28. diefelben bei Zahnkrauk⸗ 
heiten veritauden, die im einer gewiſſen Zeitfölge erfolgen müffen, wo 
alsdann für die, bei diefen Befuchen vorgenommene Operation nur der 
für letztere feitgefeßte Satz liquidirt werden fol. 

Bei Unterfuhung und Berathung einer Zahnkrankheit in der 
Wohnung ded Patienten wird nach No, 16 und 17., und im Haufe 
des Zahmarztes, nach No. 18. liquidirt, und für die Befuche, die etwa 
demnächft bei dem Patienten erfolgen, nah No. 17. 

Bei Einjeßung’Fünftliher Zähne wird nach No. 24. der höchfte 
Sat angenommen, wenn der Patient vormals noch Fein Tünftliches 
Gebiß getragen, anderen Falls kann nur der geringfte Sa liquidirt 
werden, wobei es gleichgültig ift, ob derſelbe oder ein anderer Zahu⸗ 
arzt das zweite Gebiß auferfigt, der das erfte angefertigt hat; denn 
die Zurichtung des Mundes fordert in der Regel bedeutende Mühe 
und Zeitz iſt die Zurichtung aber einmal getroffen, fo findet nur eine 
Erneuerung der Zähne Statt. 

Verlaugt der Patient natürliche Menfchenzähne, die vieleicht für 
den tarmäßigen Preis nicht befchafft werden koͤnnen; fo ſteht es dem 
Zahnarzt frei, darüber eine fchriftliche oder Fontraftmäßige Einigung 
zu treffen. M.R.v. 22. Sept, 1821. 

Es ſteht den Zahnärzten frei, ihre Zahnpulper, Zahnlatwergen, 
Zabutinfturen oder fogenannte Mundwaſſer, zur Konſervation der 
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Zaͤhne und des Zahufleiſches, da dies mehr Gegenſtaͤnde des Lurus 
ud, nicht nur zu dispenſiren, foudern auch ſelbſt zu bereiten, find 
aber verbunden, dem Phofifus auf Verlangen und unter der Verbinds 
lichfeit der Verſchwiegenheit die Ingredienzen dazu bekanut zu machen. 
Alle übrigen wirklichen Arzneimittel, welche niemals innerlich ange 
wendet werden dürfen, müffen nach Nezepten aus den Apotheken vers 
orönef, und es kaun mur in dringenden fchleunigen Fällen dru 
Zahndrzten nachgelaffen werden, Eleine aus einer Apotheke entnom—⸗ 
mene Borräthe bei fich zu führen. Auch der Apotheker muß auf 
Berlangen dem Phyſikus die Zufammenfeßung, der unumgänglich 
nöthigen Kontrolle wegen, nachweiſen. M. R. v. 11. Febr; 1812. 


Nur den Zahnärzten in Berlin iſt e8 erlaubt Niederlagen von 
ahnmitteln zu halten, daher Peine andere den ausländiichen Zahıs 
rzten zu geftatten find, M. R. v. 20. Juni 1821. 


B. Geburtshel 402. Niemand foll ohne ————— Prũfung 
fer und Heb- des Staats die Geburtshuͤlfe als ein Gewerbe zu trei⸗ 
— ben fich auiteefomgen , und die folched dennoch thun, 
(Rechte und mit achttägiger bis vierwöchentlicher Gefängnißftrafe 
Pflichten der belegt, und wenn fie fib dadurch nicht ‚warnen 
Geburtshelfer.) faffen, aus ihrem NAufenthaltsorte vertiefen werden. 

4.8. R. II 20. & 710, 711. 


403. Aerzte und Wundaͤrzte welche die Praris ald Geburtähels 
fer- betreiben wollen, müffen dieſerhalb befonderd geprüft fverden, 
M. R. vom 10. Juni, Publ. der Reg. zu Magdeburg v. 25. Juni 4817. 

Die Prüfung gefchieht vor dem Medizinal s Kollegium in den 
Provinzen. DM. MR. v. 1. De. 1828. 


[Gebühren der- 404. Die Gebühren der Geburtshelfer find beftimmt 
selben.) . der Tare füs Geburtshelfer. (Geſetzſamml. 1815. 
. 109.) 


405. Die Geburtöhelfer haben den Kreisphyſikern zu dem von 
diefen einzufendenden Berichte Anzeige über die von ihnen bewirkte 
oder unter ihrer Leitung vorgefalenen Geburten Anzeige zu machen, 
Publ. der Reg. zu Arnsberg vom 4. Mat 1818, 


(Verbesserung 406. 1) &8 fol von jeder Trauung und Kinds 
=. der taufe resp. 3 Sgr. 9, und 1 Sgr. 10 Pf. (vid. ums 
Hebammenah, tenftehend) durch die Geiftlichen erhoben, und dieſe Yes 
gaben bei Ge- träge zur Unterftügung der Landhebammen verwendet 
trauten u. Ge- werden. — 2) Jede von der Behörde approbirte Heb⸗ 
bornen.) amme, fo lange fie ihrer Stelle nicht verluftig wird, 
fo von Aalen Perfonalleiftungen und perfönlichen direkten, ſowohl 
Kommunals ald grundherrlichen und Staard-Abgaben befreit werden; 
jedoch, wenn fie eıwa ein Grundſtück befikt, die darauf haftenden Abs 
en zu leiften —** fein. — 3) Jeder Landhebamme an ſolchen 

va nur eine noͤthig ift, fol ein Bezirk augewieſen werden, in 

.. ’ 
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welchen ihr auch von Geburten, zu denen nicht fie, fondern etwa eine 
benachbarte Hebamme berufen wird, von den Eltern des Kindes der 
in der Medizinaltare beſtimmte niedrige Gebübrenfag bezahlt wird, 
u K. D. v. 16. Januar 1817. 

Zur Ausführung, diefes Allerhöchften Befehls iſt feftgefeßt: 1) 
die Ortderheber (Steuerempfänger) fiud mit der Erhebung der oben 
angeortueten Abgabe, welche auf 4 Sgr. für jede Trauung, uud 2 
Sar für jede Taufe (Publ. der Reg. zu Münfter vom 22. Mär 1824) 
feitgefegt it, beauftragt. Die Pfarrer haben bafbjährig dem mit den 
Stolgebühren zugleich erhobenen Vetrag an die Orts ſieuerkaſſe mit 
einem namentlichen Verzeichuiſſe der Getrauten und Gebornen einzu⸗ 
ſeuden. Die Steuerempfänger liefern die Gelder an die Kreis- reep. 
Haupt⸗Kaſſen ab, und ſenden die Hauptuachweiſe mit Belegen den 

andräthen ein. — 2) Alle Königl. Kaffen, alle Kommunen und 
Grundherrſchaften find augewieſen, von den Hebammen in den Städs 
ten und auf dein Lande weder Perfonalleiftungen noch Abgaben zu 
fordern. — Siehe auch Klaffenfteuerfreiheit Th. IL. Tit. 3. — M. R. v. 
28. Januar 1817. Publ. der Reg. zu Münfter vom 19. Juni 1817. 3) Das 
fub 3. der Alert. Kab.»Ordre vom 16. Januar 1817 den Landheb⸗ 
ammen beigelegte Recht, die Zahlung des niedrigften Gebuͤhrenſatzes 
auch bei Entbindung durch andere Hebammen von den betr. Eltern 
zu fordert, it aufgehoben, und kann nur mit minifterieller Geneh⸗ 
inigung ‚ da wo Lokalverhältniſſe folches rathſam machen, fortbeftchen: 
bleiben. Bei der Bezirks⸗Eintheilung ſoll e8 dagegen verbleiben, und 
follen die Bezirfshebammen, da wo das Erkluſivrecht fortfällt, vors 
zugäweife Anfpruch auf Unterftügung aus dem obengedachten Fonds 
erhalten. A. 8, O. vom 21. Mai 1877. 

Unter den Landhebammen find nicht 6108 die zu verſtehen, welche 
wirklich in einem Dorfe wohnen, fondern auch diejenigen, welche zwar 
in einer Stadt wohnen, aber ihre Praxis vornehmlich auf dem Lande 
ausüben. Publ. ber Reg. zu Liegnis vom 29. März 1817. 


(Beiträge der 407. Da die Juden an der Verbefferung des Heb⸗ 

Juden deshalb. ammenwefens fo gut wie die Chriften Theil nehmen ; 
fo find fie verbiumden, zu jener Leiftung die in der Allerboͤchſten Kab.s 
Drdre vom 16. Jauuar 1817 angeordnete Abgabe von Geburten und 
Trauungen zu enfrichfen. M. MR. v. 2. Juni 1817. 

Die Beiträge der Juden find von den Buͤrgermeiſſern bei Eins 
zeichnung der vorfommenden Geburts s und Heiratböfälle in die jüs 
diſchen Zivilſtaudsregiſter zu erheben, und in Dem Verzeichniß dh 
ſämmtlichen aufgekommenen Beiträge beſonders aufzuführen, M. R. 
v. 3. Auguft, und Publ, der Reg. zu Minden v. 13. Sept. 1826. 


[Grundsätze, 408. Nicht die bloſſe Armuth qualifiziert die Heb⸗ 


——— ammen zu der bewilligten Unterftügung, fondern fie iſt 


dem des. Mr für ſolche Frauen beſtimmt, welche mit Kenntuifs 

| falsigen! Fonds fen and) Fleiß und Wohlverhaften verbinden, und fich 
unterstützt wer-durch äußere Veranlaffung, als durch Armut der Ein: 

den.] wohner, noch nicht fangen Aufenthalt an ihrem Eta⸗ 
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blifjementsort oder Behinderung in ihrem Gewerbe durch ältere Heb⸗ 
ammen, in fo drüdender Lage befinden, daß fie ohne Unterſtüßung 
ſich den zur gluͤcklichen Ausübung ihrer Kunft unfähig machenden 
Verrichtungen anftrengender Handarbeiten unterziehen müffen. Der 
Zwed der Unterftügung bringt es daher mit fi), daß fie deu Hebs 
ammen fo lange zugejtanden werde, ald die vorbemerften Gründe ob» 
walten; jedoch die wirkliche Bewilligung kann nur von Jahr zu 
Jahr Statt finden, um den Hebammen einen Antrieb zu geben, 
fich durch beifallswürdiged Benehmen einen Anfpruch auf die Forts 
dauer der Unterftügung zu erwerben, ift jedoch nicht länger zu zah—⸗ 
Ien, als die Hebamme derfelben bedarf, — Die Landrätte uud Phyſi⸗ 
Fer haben die Vorfihläge zur Unterftügung alle Jahr zu machen umd 
it die Vertheilung fo einzurichten, daß noch eine Peine Summe zur 
Verwendung an verdienten oder new hinzugefommenen Hebammen, 
die der Unterftügungen bedürfen, verbleibt. — Um ſich gehörige Kennts 
niß von der Unterſtuͤtzungswürdigkeit und dem Fleiß der Hebammen 
zu verfchaffen, müjjen die Phyſiker Zufammenfünfte und Graminatos 
rien mit den Hebammen anftellen, die Prüfungen der Letztern wenigs 
ftend alle drei Jahr ein Mal mit jeder vornehmen, und zur Unter⸗ 
ftügung nur folche Perfonen vorfchlagen, die auf den Grund der Prüs 
fung fofche verdienen. Hebammen aber, welche das Gelernte wieder 
vergeſſen haben, müffen zu einem zweiten Lehrkurfus nach Umſtänden 
auf eigene Koften verwiefen, und die, welche fi ganz vernachläffigen 
oder ald Förperlih und technifch völlig unfähig geworden find, hat die 
Negierung nach vorgängiger Anterfuchung den Hebammenbezirk zu 
nehmen, und bei gröberen Verſehen die Klage darüber den Gerichten 
zu übergeben. M. R. vom 18. Febr. 1820. 


[Leitung des 409. Bei der Leitung des Hebammenweſens find 
Hebammenwe- fofgende allgemeine Regen zur Nichtſchnur miniftericht 


sens, Wahl us. . R 
Anstellungder vorgefchrieben ‘ 


Hebammen.) 1) Hebammen bilden -Feine gefchloffene Zunft und eine 

beftimmte Zahl derfelben Faun nirgends firirt wer⸗ 

den, über welche hinaus der Betrieb ded Gewerbes einer quali 

fiiirten Hebamme an Diefem oder jenem Orte nicht zu geſtat⸗ 
fen wäre. 


2) Daher ſteht e8 jeder approbirten Hebamme, im fo weit fie ibre 
weiter vorgefchriebenen Verpflichtungen (No. 12, 15, 20.) Ge 
nüge geleiftet hat, frei, einen jeden Ort in den Königl. Staaten 
zum Gewerböbetriche zu wählen. — 


3) Die Eintbeilung des platten Landes in Hebammenbezirfe hat das 
ber auch Feineswegs den Zweck und die Wirfung, jeder audern 
approbirten Hebamme, außer der für’ den Bezirk bereits anges 
jtellten, die Niederlaffung in demfelben Bezirfe unmöglich zu mas 
chen, fondern foll vielmele nur für die Königlichen Negierungen 
das Mittel werden, dafür forgen und fich die Ueberzeugung 
verichaffen zu Fönuen, daß fo viel wie möglich überall in ihren 
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Departement3 die Hülfe einer gehörig umnterrichteten Hebamme 
in nicht zu weiter Entfernung zu erlangen fei, 

4) Es find daber die Hebammeubezirke auch keineswegs ald unvers 
Anderlich, und die für diefelben angefepten Hebammen nicht als 
förmlich angeftellte Beamte zu betrachten, vielmehr haben die 
Regierungen bei der Anfekung von Bezirkshebammen denfelben 
jedesmal ausdrücklich zu eröffnen, daß eine audere Begrenzung, 
und ind B-ſondere eine Verfleinerung des Bezirks, Ted glich von 
dem Ermejjen der Behörden abbangend bleibe, Damit die Negies 
rungen bei vermebrter Popufation, oder wo fi fonft das Bes 
dürfniß Der Vermehrung der Hebammenbezirke offenbart, demſel⸗ 
ben abzuhelfen ohne Weitered im Stande fe. Auf gleiche Weife 
it den Bezirfsbebammen bei ibrer Anſetzung befonders zu eröffe 
nen, daß, falls die Könige. Regierungen durch das Benelunen 
der Hebammen fi genöthigt fehen follten, derfelben den Bezirk 

anz zu nehmen und fie Lediglich als approbirte Hebammen zu 
etrachten, gegen eine folche Beſtimmung allenfalld der Rekurs 
an dad Minifterimm, keineswegs aber die Provofation auf ein 
förmfiches gerichtliches — — Statt finde. 

5) In den Staͤdten tft in der Regel, und wo nicht befondere Lokal⸗ 

verbältniffe eine Abänderung nothwendig machen, auf 2000 Res 

bende eine Hebamme für nöthig, aber auch hinlänglich zu eradız 
ten. Es wird aber dadurch, wie ſchon aus den Beſtimmungen 

1) und 2) folgt, nicht ausgefchloffen, daß das Verhältuiß in den 

Städten nach der Konvenienz der Hebanmmen fich ftelle; ſondern 

ed foll une zur Norm dafür dienen, ob Geitend der Behörden 

dahin zu wirken fei, daß in dieſer oder jener Stadt fich mehrere 

a. als bisher niederlafien. 

iejenigen Hebammen, welche nah dem vörftehenden Verbältniß 
für die Stadt erforderlich find, müſſen befonders als Stadtheb⸗ 
ammen bezeichnet werden, fteben als ſolche in dem nämlichen 
Terbältmiß wie bei den Bezirfshebammen fub No. 4 fejigefeßt 
worden ift. Es Fann ihnen daber auch, fo lange fie Etadthebs 
ammen bleiben, vorgefchrieben werden, in welchem Viertel der 
Stadt fie wohnen follen. 

7) Die Auswahl der Stadthebammen fol den ftädtifchen Behörden 

zuſtehen, im fo fer fie die Koften für den Unterricht derfelben 
in den Unterrichtdanftalten tragen, und den Stadthebammen 
firirte VBefoldungen oder andere, Nemumerationen zufichern, die 
nach den Ermeſſen der Negierungen ald eine angemeffene Vers 
gütung für Die Verpflichtung anerkannt werden können, armen 
Kreifenden unentgeldlich Beiſtand zu gewähren. 

8) Da in Ro. 2. der Allerb. Kab.-DOrdre vom 16. Sanuar 1817 
den Hebammen eine Befreiung von affen Perfonalleitungen und 
Abgaben zugefichert ift, fo lange fie ihrer Stelle nicht verluftig 
werden, jo ift diefe Befreiung um fo mehr nur auf die Bezirkes 
und Stadthebammen Coben No.6.) beſchraͤnkt, als auderen Falls 
zu beforgen ficht, daß nad) dem größeren Städten eine übergroße 


6 
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Menge von Hebammen ſich zufammendrängen und zum doppelten 
Nachtheil der Stadt ihre Eremtion in Aufpruch nehmen würden. 


9) Damit der fub No. 3) ausgefprochene Zweck der Bezirfseintheis 
lung um fo ficherer erreicht und den Bezirfähebammen Veran⸗ 
lafjung gegeben werde, den ihnen zugewiefenen Bezirk nicht ohue 
Noth zu verlaffen, fo follen die von Tranungen und Kindtaufen 
zu erbebeuden Beiträge nur zur Unterftügung der Bezirfshebuns 
men verwendet werden. 


10) Zum Unterricht in die Hebammenlehranftalten Fönnen zumächit 
nur Diejenigen zugelaffen werden, welche Mich verpflichten, noch 
unbefegte Bezirks⸗ oder Stadthebammenftellen zu übernehmen. 


11) Ruͤckſichtlich der dazu durch die Kommünen felbft ausgewählten 
Perſonen und der Prüfung ihrer Quatififation find die beftehens 
deu Beltimmungen forgfültig zu beachten. 

12) Sede Hebammenfchülerin, welche eine folhe Wahl angenommen 
bat, und auf den Grund derfelben in das Hebammenlehrinititut 
aufgenommen worden ift, übernimmt dadurch die Verpflichtung 
au dem Ort, für welchen fie in dem Unterricht angenommen ift, 
wenigftens die auf ihre Approbation nächftfolgenden fünf Jahre 
zu bleiben, | 

13) Nach wohtlbeftandener Prüfung erhält eine folhe Schülerin doch 
nur eine Approbation fpeziell für den Ort, für welchen fie in 
den Unterricht aufgenommen worden, und diefe Approbation wird 
ihr ohne Weitered abgenommen, und die fernere Ausübung der 
Geburtshuͤlfe bei Vermeidung der —— angedrohten Strafe, 
welche auf dem unbefugten Betrieb des Hebammengewerbes haf⸗ 

tet, unterfagt, wenn fie ohne Zuftimmung der Einwohner des 
Bezirks vor dem Ablaufe der 5 Jahre, obme zureichende Grunde, 
über deren Hinlänglichkeit allein die Regierungen enticheiden, 
deu Bezirk verläßt oder die Ausübung der Geburtshülfe . ufgibt. 


14) Nach dem Ablaufe der 5 Jahre fteht e8 einer folchen Hebamme, 
die lediglich mit Ruͤckſicht auf ihre Niederlaffung in einem bes 
ffimmten Bezirfe in den Unterricht aufgenommen worden war, 
völlig frei, ihre Hebammenftelle aufzufündigen, und das Gewerbe 
an einem audern ihr beliebigen Orte in den Königlichen Staus 
ten zu treiben. Die Aufkündigungsfrift ift darnach zu beſtim⸗ 
men, daß dem Bezirke die gehörige Zeit verbleibt, eine andere 
Schülerin zu wählen und unterrichten zu laſſen. 

15) Von der Verpflichtung der fub No. 12. beftimmten 5jährigen 
Frift audzudauern, wird die Hebamme frei, wenn fie durch 
dad Zeugniß der Ortsbehörde und des Kreisphyſikus nachmweifen 
kaun, daß eine zweite gehörig qualifizierte Hebamme fit) im Bes 
zirfe ihrer Niederlaffung geſeßt und das Zutranen der Gimwohner 
befigt und daß fie ſelbſt in. ihrem Gewerbe ſich Feiner Fehler uud 
Vernachlaͤſſiguugen fchuldig gemacht habe. 
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46) Ueber die Verpflichtungen und Beftimmungen unter No. 12 bis 
15 inel. ift jede im dem bezeichneten Kalle ſich befiudende Heb⸗ 
ammenfchülerin noch vor ihrer Aufnahme in die Auſtalt ausführs 
fich in einem von ihr zu unterfchreibenden Protokolle zu belehren. 


47) Erſt, wenn alle Stellen desjenigen Yaudestheild, für welchen Die 

bammenlehranftalt beitimmt ift, bereit befegt find, koͤnnen auch 

olche Perfonen in die Anftalt zum Nuterricht aufgenommen wers 

den, welche fich zur Niederlaffung in einem beftimmten Bezirke 
nicht verpflichten. 

18) Für die Bezirks⸗ und Stadthebammen, welche nach No. 14 und 
15) den Ort ihrer erften Niederlafjung verlaffeu wollen, fo wie 
für die nach Nr. 17) unterrichteten Hebammen, find Approbatie 
onen ohne Benennung eines beftimmten Orts auszufertigen, durch 
weldhe fie von dem Genuße der den Bezirks » und Stadthebam⸗ 
men bewilligten Borrechte außgefchloffen, ſich niederzulaffen bes 
rechtigt werden, mit Ausnahme j 

19) jedoch der Städte, welche eine, die Seelenzahl von 20,000 über: 
fleigende Bevoͤlkerung in ſich fchließen. | 


20) Um den Andrang nach den Städten von mehr ald 20,000 Eins, 


wohnern in Schranken zu halten, anderntheild aber auch diefen 
Städten gegen die Vortheile, welche die Hebammen in denfelben 
zu erwarten haben, den Vorzug zu fihern, daß nur völlig bes 
währte und ausgezeichnete Hebammen in ihnen aufgenommen 
werden, follen diejenigen, welche nicht vom Anfange an, als 
Stadthebammen für diefe Städte defignirt, zu dem Unterrichte 


zugelaffen worden find, nur danı im denfelben fich niederlaffen ' 


dürfen, wenn fie nachgewielen, daß fie bereits 5 Jahre die Ges 
burtshülfe, ohne daß jeme!s Klage gegen ihre Kunftfertigkeit er⸗ 
hoben worden, ausgeübt haben, demnächſt in einer von dem Dies 
dizinalpolizeibeamten der Stadt unter Zuziehung anderer Aerzte 


angeftellten Prüfung gezeigt, daß diefelbe fich Durch fleifiges Stu⸗ 


diren ded Hebammenlehrbuchs fi die in demfelben gegebenen 
Auweiſungen ſtets gegenwärfig erhalten haben, 


21. Zu befonderen Fällen auf deu Antrag der Regierungen von dem 
Nachweis der verlangten 5 jährigen Gravis zu dipenfiren, bat 
das Diinifterium fich vorbehalten. M. MR. vom 1. Novbr. 1823. 
Diefe Verordnung ift dahin erläutert: Daß es ein Mißverſtänd⸗ 
niß der $. 6 und 8 tft, wenn angenommen werde, daß auch den 
Stadthebammen einen Bezirf mit dem in der Allerhoͤchſten Kabinets- 
Ordre vom 16. Januar 1817 fub Nro. 3) beftimmten Rechte ange⸗ 
wiefen werden fol. — Wenn in No. 6) auf No. 4) Bezug genoms 
men iſt; fo bezieht fich diefes offenbar nur auf Amovibilität auch der 
Stadthebammen, und auf die den Behörden vorbehaltene Befuguiß, 
die Stadthebammen ‚nach Dem’ fich ändernden Bedürfniß auch zu einer 
Aenderung ihrer Wohnung auzuweiſen. In Anfehung der No. 14 


liegt e8 in der Natur der Sache, daß die Hebamme, welche von der ' 


\ 
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‚ihr eingeräumten Befugniß Gebrauch machen will, ſich au den von ihr 
gewählten Niederlaſſungsorte zugleich darüber ausweiſen muß, wie fie 
ihr Gewerbe fo betrieben habe, daß etwas Erhebliched nicht Dagegen 
zu erinnern ſei. M. R. v. 17. Mai 1824. 


(Aufnahme der 410. Die Hebammenfandidatinnen müͤſſen nach den 
Hebammrnschä-jg den Amtsblättern der betreffenden Negierungen euts 
lerianen) haltenen Beſtimmungen vor Anfang des Unterrichts in 
den Hebam veuſchulen ſich bei Dem Lehrer melden, und ein vom Pfar⸗ 
ver ausgeftellted Zeugniß ihres chriſtlichen unbeſcholteuen Lebens, wos 
rin dad Alter, welches in der Negel nicht über 30 Jahre fein darf, 
bemerft ift, ein Atteſt des Kreisphyſikus, Daß fie fäbig zum Uuters 
terrichte find, und ein Zeuguiß der Ortsbehörde, daß fie nach erfolg⸗ 
ter Approbation als Hebamme augeſtellt und geſchützt werden folle, 
demfelben vorlegen. 

411. Die Attefte zur Aufnahme in ein Hebammenlehrinſtitut 
find im Falle des wirftichen Unvermögend jiempelfre, In anderen 
Fällen Tonnen die Atteſte nur Daun wirklich als vorbereitende und 
ftempelfreie Zengniffe angejeben werden, wenn auf deren Grund ein 
beſonderes Atteſt über die Qualifikation der betreffenden Perfon zur 
Aufnahme ald Hebammenfchülerin auf Stempelpapier ausgeferrigt 
wird. Gefchieht das letztere jedoch nicht, fo koͤnuen jene Atteſte auch 
nicht als ftempelfrei betrachtet werden, weil fie daun nicht blos vor— 
bereitend find, fondern unmittelbar Darauf die Aufnahme in dad Zur 
ſtitut gegründet wird. M. R. vom 1. Gert. 1824. 


(Allgemeine 412. Die Hebammen follen fich eines ehrbaren und 
Pflichten und hriftlichen Lebenswandels, infonderheit, da fie faſt nies 
—— maͤls ſicher find, daß 3: nicht ſowohl Tag als Nacht 

Ausübung ib- ſollten gefordert werden, der Näͤchternheit befleißigen. 
res Amts) Unter einander ſollen fie gutes Verſtändniß und Vers 
traulichfeit begen, eine die andere nicht beneiden, fons 
dern vielmehr im vorfallenden fchweren Fällen einander mit gutem 
Nath und Thar auf Begehren beiftehen; ihre Pflicht follen fie bei 
vorfallender Gelegenheit treufich wahrnehmen, den in Noͤthen befinds 
lichen Frauen mit aller Sauftmuth und Befcheidenheit an die Hand 
eben, diefelben nimmer ohne genugfame Anzeigungen zur Arbeit ans 
——— In der Geburt ſollen ſie auf alle Beſchaffenheiten genau 
Acht, haben, und wo ſich beſondere bedenkliche Vorfälle finden ſollten, 
bei Zeiten es mit einer oder audern verſtäändigen Hebamme überlegen, 
auch nach Befchaffenbeit der Noth einen Medifus oder Chirurgus fors 
dern, deren Rath und Vorſchläge annehmen und befolgen. Ferner 
fol den Hebammen gänzlich unterfagt fein, das innere und Außerliche 
Kuriren jowohl an verehelichten und ledigen Perfonen, ald auch au 
Schwangern, Sechödwöchnerinnen und Kindern. Wenn ihnen vers 
Dächtige Perfonen vorkommen, die bei ihnen ungeziemenden Nath und 
SHülfe fuchen, haben fie, befundenen Umſtänden nach, folches fofort 

‚ der Obrigkeit anzuzeigen, damit dem zu beforgenden Unbeil vorge, 


x 
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beugt werden könne. Auch müfjen die Hebammen aus befouderen 
Nebenabſichten keinen Medikus, Chirurgen uud Apotheker vor dem 
andern vorſchlagen und empfehlen, ſondern den Leuten darin freie 


Wahl und Willen laffen. Med. Edikt v. 27. Septb. 1725. (Mylius Edik— 
tenfamml. Th. 5, Abth. 4. ©. 219.) 


413. Wenn bei den Geburten fihwere oder ungewöhnliche Um— 
fände fich ereiguen: fo ift die Hebamme fihuldig, einen approbirten 
Arzt, in fofern ein folcher erlangt werden kann, berbeirufen zu Taf 
fen. Ein Gfeiched muß gefchehen, wenn in der Geburt die Mutter 
oder das Kind das Leben einbüßen — Qu folchen Fällen 
müffen die Prediger und Küfter, wenn fie von dem flräflichen Bes 
fragen der Hebammen Nachricht erhalten, der Obrigkeit davon Anz 
zeige machen. — Die bloße Unterlafinng der Anzeige in vorftes 
henden Ballen fol mit willführlicher Geld oder Gefängnißftrafe ges 
ahndet werden. 4. 2. R. IL. 20. $. 712 — 715. 


Wenn Leibesfrüchte, die gar Peine menfchliche Geftalt zu haben 
fcheinen, lebendig zur Welt kommen, fo follen weder die Eltern noch 
die Hebammen dergleichen Geburten eigenmächtig fortfchaffen, viel 
mehr muß legtere den Vorfall ſofort der Obrigkeit auzeigen, welche 
dieſelben mit ——— ſachverſtaͤndiger Perſonen genau unterſuchen 
und an die obere Inſtanz zur weitern Verfügung berichten muß. 
Eltern und Hebammen, welche dieſem zuwiderhaudeln, ſollen nach 
Beſchaffenheit der Umftände mit Gefängniß⸗ oder Zuchthausſtrafe von 
14 Tagen bis zu 3 Monaten belegt werden, — Wer eine Leibess 
frucht vorfäglich tödtet, hat, wenn es eine offenbare Mißgeburt war, 
Gefaͤngniß⸗ oder Zuchthansftrafe von 14 Tagen bis 3 Monaten, 
fonft aber die Strafe der Mörder verwirft. Daf. $. 716 — 719. 

Jede menfchliche Mifgeburt muß von den Hebammen dem Phys 
ſikus angezeigt und wenn fie todt ift, ungeſaumt überfandt ters 
den. Hebammen, welche diefes zu thun unterlafien, werden in eine 
angemefjene Geld⸗ oder Gefänguißftrafe genommen. M. R. vom 27. 
‘Febr. 1811. (Auguftin B. 2. ©. 270.) 


. 414. Eine Hebamme, die ohne dringende Abhaltung Jemanden 
ißre Hülfe verfagt, fol, auch wenn Fein Schaden erfolgt it, wills 
Führlihe Geld⸗ oder Gefängnißftrafe leider, Hat fie ſich dergleichen 
Undienftfertigfeit zur Gewohnheit gemacht; fo, fol ihr die Treibung 
ihres Gewerbes gänzlich unterfagt umd eine andere an ihre Stelle 
gefett werden. A. 2. R. II. 20. $. 720. 721. ’ 


415. Den Hebammen ift geftattet, bei weiblichen Perfonen, bes 
ſouders bei Schwangeren nud Wöchnerinnen Klyſtiere und Blutegel 
zu appliziren; letzteres jedoch mit Zuzichung des Arztes. M. R. vom 
25: Juni 1814 [Augufin Bd. 1. ©. 5t1.] Siehe $. 419. 


416. Jede ausuͤbende Hebamme, wenn ſie zu einer Kreiſenden 


Berufen wird, muß folgende Gegenftände in einem Behälter mit ſich 
führen: 1) eine zinnerne Klyſtierſpritze mit zwei Röhren, um als Afs 
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ter: und Mutterſpritze zu dienenz 9 einen. fildernen weiblichen Ras 
theter; 3) eine abgeſtumpfte Nabelſchnurſcheere; 4) zwei gewirfte 
Wendungsſchlingen; 5) zwei Bruſtſaugegläſer; 6) eine Bürfte zur 
Wirderbelebung der fcheintodt geboruen Kinder; 7) einen Badeſchwamm; 
8) zwei Unzen Zimmettinftur im einem Glaſe mit eingeriebenen Stöp- 
fel; 8) eine halbe Unze Salmiakgeiſt in einem ähulichen Glaſe; 10) 
ein viertel Pfund Kamillen; 11) ein viertel Pfund Fliederblumen uud 
12) das Lehrbuch der Geburtshülfe für die Hebammen in. den Kgl. 
Preuß. Etaaten. 

| Die Kreisphyfifer haben dafür zu forgen, daß fammliche Heb⸗ 
sammen fi) die befagten Gegeuftäude auf ihre Koften auſchaffen, fich 
diefelben bei den jährlichen Prüfungen jedesmal vorzeigen laffen und 
den Befund in dem abzuhaltenden Protofollen zu bemerken. publ. der 
Reg. zu Köln vom 3, Mai 1821. | 


(Instruktion für 417. Die Hebammen müffen alles, was ihnen der 
dielcbammen.) Hebammenichrer gelehrt hat, wohl behalten und fich 
durch fortwährendes Wiederholen und fleißiges Lefen des Lehrbuchs 
die ihnen vorgetragenen Lebren immer tiefer einprägen, folche gewifs 
ſeuhaft und punftlich befolgen, den Schwangern guten Rath ertbeis 
len, den Gebährenden ohne Unterſchied des Standes und Vermögens 
in natürlich leichten und natürlich fchweren Geburten zu jeder Stunde 
und ohne Zeitverluſt den nöthigen möglichen Beiſtand leiften; Feine 
Kreifende in der Hoffnung eines größern Gewinns bei Reichern vers 
laſſen — bei der erſten Erkenntniß der Källe, welche regelwidri 

oder widernatürlich werden, oder da, wo fie wicht helfen fönuen, bet 
dem Vater ded Kindes, oder den wächiten Verwandten oder Umſte—⸗ 
benden, auf fchleunige Herbeiholung eines verpflichteten Geburtshel⸗ 
fers dringen; in dem alle, wenn jene die Herbeifübrung eines Ges 
burtöhelferd verzögern, oder gar verweigern, Der Ortsobrigfeit, das 
mit diefe auf Koften der Machläffigen, oder im Falle ihres Unvermös 
gens,. aus der Gemeinheitsfafje die noͤthige Hülfe berbeifchaffen. koͤnne, 
unverzüglich anzeigen. Auch diefes bei Gebäbrenden, die unentbuns 
den fterben, um wo möglich die Frucht zu retten, ſolches forgfältig 
beachten. Zur Nettung der fcheintodten Kinder und Gebährerins 
nen die Verfuche zur Wiederbelebung unter Zuziehung des nächſten 
Geburtöhelfers, Arztes oder Wundarztes, fo lange bis Feine Hoffs 
nung mehr übrig ift, fortfeßen; für Ertbeilung der Notbtaufe bei 
Katholiken nach Vorfchrift der Kirchengebräuche forgen, bei Evange⸗ 
liſchen aber diefe Handlung nie, für fih und ohne Einwilligung der 
Eltern verrichten. Kindbetterinnen und Neugeborne fergfältig vers 
pflegen; den Erftgebährenden über die zweckmaͤßigſte Verpflegung der 
Kinder den nöthigen Unterricht ertheilen. — Alled was die allgemeine 
Berbreitung der Schupblatterns Impfung befördern kann, thun, und 
alles, was diefer Abficht entgegenfteht, unterlaffen, ohne fich jedoch 
mit der Impfung ſelbſt abzugeben. — Verdächtige Echwangerfchaften 
und Geburten überhaupt. nicht verbehlen, fondern folche den nächften 
‚ Verwandten uud der Obrigkeit anzuzeigen. — Weder Mutter noch 
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Kindern, noch fonft Jemand Arzneimittel zum Außerlichen oder inner 
lichen Gebrauche ald die ihnen nach Vorſchrift des Lehrbuchd der 
Geburtsbülfe zum Unterricht für die Hebammen in den Königlich 
Preuß. Landen, Berlin 1815, zu geben erlaubt. find, verabteichen, 
Bei medizinisch gerichtlichen Fällen und Unterfuchungen, wo ihre 
Ausfage verlangt wird, nach beſtem Wiffen und Gewiffen ihr Urtheil 
abgeben, und den ganzen Inhalt der bereitd vorhandenen Medizinals 
geiege und Hebammengrdnung, fo weit fie Hebammen angeht, aufs 
genaueſte befolgen. , 


(Eid derselben) 418. Die Hebammen müffen einen Eid dahin lei⸗ 
ften, den betreffenden Geſetzen und der Juſtruktion ges 
mäß zu handeln. | 


(Gebühren ) 419. In Anfehung der Belohnung der Hebammen 

| bei der Entbindung und nachheriger Behandlung der 
Mutter und des Kindes, fo weit folches ihres Amtes ift, bat es bei 
der Verfaſſung eines den Ortes fein Bewenden. Sollte aber über 
dad Honorar ein Streit entftehen, welches weder aus Lokalobſervanz 
noch aus einer andern Lofalnorm entfchieden werden kann, fo giebt 
die Tare für Geburtähelfer (Gefepf. 1815. S. 109) in fo fern fie 
auf die den Hebammen zufommende Verrichtung paßt, den Mafftab 
für fie, jedoch in der Art, ab, daß ihnen nur ein Viertel des Satzes 
für den Geburtöhelfer gebührt, und Diefer nur, wenn es die Vers 
mögensumftande der Entbundenen erlauben, bis auf ein Drittheil ers 
hoͤht werden kann. Bei chirurgifchen Verrichtungen, die von Hebams 
men zuweilen verrichtet werden, als Blutegel», Schropfföpfe » und 
Klyſtiere⸗Setzen, erhalten fie den vierten Theil bis die Hälfte von den 
den Wundarzten zugebilligten Sätzen. (Siehe Medizinaltare, Gefehf. 
1815, ©. 109.) Edift vom 21. Juni 1815. 

Die Hebammen Fönnen auch dann unbedenklich ihre tarmäßige 
Nemuneration verlangen, wenn geh die Geburt duch einen, auf ihr 
Verlangen berbei gerufenen Geburtshelfer beendigt worden iſt. M. AR, 
vom 15. März; 1824, 


| * die Entbindung armer Frauen koͤnnen die Hebammen den 
mindeſten Gebuͤhrenſatz, zu 15 Egr-, fordern, und iſt dieſer von den 
——— einzufordern. Publikand. der Reg. zu Münfter, vom 8: ' 
April 1829, 


(Verriehtung der 420. Zeder Hausvater und Geburtshelfer hat 
Nebengeschäfte das Necht zur Verrichtung der Nebengefchäfte bei Ent 
a bindungen fich folcher Perfonen zu bedienen, zu wels 
— chen fie Vertrauen haben, wenn dieſe auch nicht Heb⸗ 

ammen find. Die Polizeibehoͤrden muͤſſen aber auf Letztere ihr beſou⸗ 

deres Augenmerk richten, dap-fie ſich nicht unterfangen ſebſt Ent⸗ 
bindungen zu beſorgen; im ſolchem Falle find ſelbige geſetzlich zu bes 

ſtrafen. M. R. vom 14 Sept 1820. (Magdeb. ——— 1820. ©, 157.) 
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—— 421. So wie das Koͤnigl. Juſtizminiſterium ſaͤmmt⸗ 
retirter „Heb- liche Landesjuftigbehörden angewiefen bat, die bei den 
—— Gerichten etwa vorfallende Arretirung einer Heb⸗ 
amme den betreffenden Polizeibehörden anzuzeigen; fo haben die Res 
gierungen auch ihrerfeits fofort zu veraulaſſen, daß die Stelle der 
rreſtatinn während ihrer Haft durch eine qualifizierte Perfon ver 
treten werde. M. R. vom 28. Mai 1822. 


(Rücknahme der 422. Die Frage „ob die adminiſtrativen Gehör: 
Konzession ei den die Kompetenz zur Zurücnahme der von dem 
wer Hebamme.) Staate ertheilten Erlaubuiß zum Betriebe der durch 
bejondere Qualifikation bedingten Gewerbe zuftehe?” it auch in Bes 
ziehung auf Hebammen vom hohen Minifterium der. Mediz. ꝛc, Ange 
legenheiten dahin entfchieden, daß allerdings über die Abnahme der 
Gewerbs-Konzeffion durch ein Nefolut der Regierung, unter Vorbehalt 
des Nekurfed an das Königl. Minifterium innerhalb 4 wöchentlicher 
Friſt nach der Publikation, entfchieden werden koͤnne. Reſt. der Reg: 
zu Münfter vom 5. Sauuar 1835. Ze 


C. Von Anstel- 423. Bei dem Befchneidungsgefchäfte fol ein ap⸗ 
nung und Prö- probirter Wundarzt zugezogen, und diefe religiöfe Vers 
scheeiders bez richtung einem anerkannt fittlichen Manne übertragen 
den Juden und Werden, der zugleich von dem Wundarzte über die dar 

polizeiliche bei zuweilen sorfommenden Anfälle, fo wie über das 
— des- zu deren Verhütung angemeſſene Verfahren gehörig 


inſtruirt worden iſt. M. R. vom 27. März 1819. 
Die Königl, Regierung zu Münfter verordnet: 

4) daß ein jeder Beichneider über die Operation der Beſchneidung 
und über die Vorfichtd-Mafregeln vor, bei und nach derfelben 
fi) von dem betreffenden Kreisphofifus gründlich prüfen und 
über den Ausfall diefer Prüfung ſich ein Arteft ausftellen laſſe; 

2) daß Befchneider, welche diefe Prüfung entweder nicht beifäflig 
beſtehen, oder welche fich derfelben nicht umterzichen wollen, die 
Dperation der Befchneidung nur im Beifein eined approbirten 
Wundarztes verrichten dürfen, und den Weifungen deſſelben in 
technifcher Hinſicht fih unweigerlich fügen müffen, und 

3) daß zu dem Amte eincd Befchweiders nur anerkannt fittliche und 
unbefcholtene Individuen gewählt werden. 

Die Polizeibehörden find augewiefen, Koutraventionen nach Bes 
finden der Umſtaͤnde, und unter Vorbebalt weiterer Ahndung, mit 
verhältuißmäßiger Geld + oder Gefängnißftrafe zu ahnden. Publ. der 
Reg. zu Münfter vom 11. Sept. 1835. | 
D. Gebührender 424. Die Gebühren der Kreisphyſiker find im der 
Kreisphysiker. Tare für diefelben (Geſetzſ. 1815. ©. 109.) feitgefegt. 

Die Diäten eines Kreisphyſikus ſind 2 Thaler täglich, Berordn. 
vom 28. Zuni 1825 
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Die Kreismedizinalbeamten dürfen nicht nach ihrem freien Bes 
Tieben und ohne zu rechtfertigende Veranfaffung im Sreife auf Kos 
ften des Staats herumreiſen, ſoudern es darf Died in der Negel nur 
in Folge eined Auftrags der Regierung oder des Landraths, oder bei 
berrichenden Menfchen » und Thierfranfheiten, Unglüdsfällen und. 
dergl. auf Anzeige der Ortsobrigkeit gefchehen. M. R. v. 1. Juni 12% 


Wenn befondere Veranlaffung zu polizeilichen Unterfuchungen des 
Eſſigs, (Siehe S. 54 ff.) des Kochgeſchirrs und dergl. entweder durch 
Beſchwerden gegeben werden, oder weit fonft Umftände, welche Bes 
forgnijfe erregen, vorhanden find, fo muͤſſen 13 die Phyſiker die Res 
viftonen in ihrem Wohnorte ohne Vergütung vornehmen ; 2) an ans 
deren Orten die Polizeibehörden bei Verdächtigen Erſcheinungen ſich 
der Apothefer zu dergleichen Unterfuchungen bedienen, welchen eine 
Vergütung dafür gebührt; 3) im Kalle der Verſchuldung feitend der 
Fabrifanten, dieſe die Koften der Unterfuchung tragen. 

Die unvermeidlihen Koften find aus dem Fonds zu polizeilichen 
Zwecken zu entuchmen. PM. R. vom 20. Auguft 1820. (Auguftin Band 4. 
Seite 342.) 

Des Königs Majeftät haben die Frage wegen des Umfauges 
der amtlihen Verpflichfungen der Kreisphyſiler mittelft A. 8. O. 
vom 14. April d. J. dahin zu entfcheiden geruhet, daß von denfelben, 
als folchen, Feine unentgeldliche Leiftung begehrt werden darf, die ihs 
nen nicht ald Organen der Medizinals und Sanitaͤtspolizei obliegt, 
daß fie Dagegen in ihrer Eigenfchaft al8 praftifche Aerzte, auch in 
Beziehung auf die Armen-Kuren, denfelben Verbindlichkeiten unterwors 
fen find, die jeder Arzt nach dem bei feiner Promotion und Approbas 
tion zu leitenden Eide mit feinem Berufe übernimmt, — Demgemäß 
find die Phyſiker als foldhe zu allen ihnen übertragenen, zu dem Ges - 
biete dev Medizinals und Sanitätöpplizei gehörenden Gefchäften von 
Amtöwegen verpflichtet, und haben daher folche ohne Ausnahme an 
ihrem Wohnorte unentgeldlich, bei damit verfnüpften Neifen aber ges 
gen die ihnen dafür bewilligte veglementsmäßige Vergütigung zu vers 
richten. Was dagegen’ die Furative Behandlung armer Kranken bes 
“trifft, fo find die Kreisphyſiker in diefer Beziehung der obengedachten 
Allerhöchiten Beſtimmung gemäß allen übrigen praftifchen Aerzten 

emeinfam hierunter obliegenden Verpflichtung nicht entbunden, eben . 
5 wenig aber auch zur umentgeldlichen Behandlung armer Kranken 
von Amtswegen verpflibtet. Es finden vielmehr die in Bezug 
hierauf durch die Zirfularverfügung der Könige. Minifterien der geift- 
lichen zc. Angelegenheiten und ded Junern und der Polizei vom 10. 
April 1820 erlaffenen Beftimmungen auf die Kreisphufifer, fo wie 
auf alle übrige praftifche Aerzte, eine gleiche Anwendung. Diefer 
Grundfaß ift allgemein gültig, und erſtreckt ſich mithin auch auf die 
furative Behandlung — Kranken bei anſteckenden Krankheiten, 
fo wie auf die Kur der in gefänglicher Haft befindlichen Derfonen. — 
In Betreff der den Kreisphyfifern zu übertragenden gerichtlich medis 
zinifchen Verrichtungen verbleibt es bei dem —n des Geſetzes 


494 I. Tit. VI: Kap. 105 Gefundheitsyolizei 


und der Tare vom 31. Juni 1815. M. R. vom 30: Juni 1832. (Reg. 
Amtsblätter.) 
, 425. Den Altern Kreischirurgen, welche nicht bes 
E: Befugniss der fonders für die innere Praris geprüft worden, und 
zur inner pen welchen in dieſer Beziehung eine beſchraͤnkte Befugniß 
xis, zur Behandlung innerer Krankheiten nicht geftatter 
worden, fteht die Behandlung innerer Krankheiten nicht 
gu M. R. v. 29, Juli 1826. (Auguſtin Bd. 4. ©, 485.) 
Siehe auch $ 387 fi» 
(Gebühren der- 426. Der Kreiswundarzt erhält für Obduktionen 
selben.) und andere gerichtlihe Geichäfte die Hälfte der dem 
Kreisphyſikus zugebilligten Gebühren, mit Ausnahme derfelben für den 
Bericht. Erift vom 21. Juni 1815. 

Diefelben Finnen 1 Rthlr. täglicher Diäten, und bei gerichtlichen 
Geſchaͤften, wovon die Koften aus Pripats oder Juftizfonds getragen 
werden, 1 Thlr. 10 Sgr. liquidiven. M. R. vom 21. Mai 1826. 

Wenn das Gefchäft an einem und demfelben Tage abgemacht 
wird, erhält der Kreischirurgus ſtatt Diäten Die in der Medizinals 
tare beftiimmten Gebühren. R. des Zuft. Min. v. 10. Jan. 1828. 

Der Kreischirurgus kann an Fuhrkoſten für die Meile 20 Ser. 
liquidiren, wenn der ordinaire Poſtkurs nicht benußt werden kaun, 
derfelbe nicht mit dem Kreisphyſikus reifen, und ihm nicht ein feinem 
Stande angemeffener Wagen geftellt wird, auch für Wagenmiethe 
dann 10 Sgr. täglich rechnen. M. R. vom 12. Jan. u. 13. Of. 1825 
und 28. Suni 1828. Publ. der Meg. zu Köln vom 24. Febr. 1827. 


F. Thierärzte. 427. Es foll ein Jeder, welcher fi ‚gegen Bezah⸗ 
en lung oder fonftige Vergeltung mit Kuren des Viehes 
[Qnalifikation.] abgiebt, ohne über feine Kenutniffe der Thierarzneifunde 
geprüft und als Thierarzt approbirt zu. fein, geſetzmäßig beſtraft wers 
der. M. R. vom 17. Juni 1810, vom 6. Auguft 1817. (9. d. Heide Repert. 

1: ©. 314, 315.) 

(Rechte und 428. Wenn fib Semand gegen Bezahlung mit 
Pflichten der- Viehkuren abgibt, muß die Strafe ded unbefugt getries 
selben.) beten Gewerbes eintreten, und es find auch unter ums 

befugtenf Perfonen folche zu verftehen, welche einen einzelnen Nath ers 

theifen oder zugezogen werden, ohne jedoch ein Gewerbe daraus zu . 

machen. M. R. vom 2. Mai und 6, Auguft 1817. 

Die Attefte auswärtiger Thierarzneiſchulen find zur Ausübung 
der Thierheilkunde nicht hinreichend, fondern e8 muß wegen der Vers 
fchiedenheit ded Plans und ded Umfangs defjelben nothwendig der 
Unterricht in der Tchierarzneifchule zu Berlin genommen werden. M. 
NR, vom 21. März 1823. . 


429. Die Verpflihtung der Aerzte zur Hülfeleiftung in Krank⸗ 
beiten der Menfchen ift nicht auf die von ihrer Praris lebenden Thier⸗ 
ärzte anzuwenden, da es bier nicht anf ein unfhäßbares Gut, wie 
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da8 Leben und die Gefundheit des Menfchen ankömmt, und daher 
die Dienftleiftungen entweder verweigert oder gewährt werden Fönnen, 
ohne daß ein Zwang dabei Statt findet. M. R. vom 20. Novbr, 1825. 


(Gebühren,) 430. Die Gebühren der Shierärzte find in der 
* für dieſelben (Geſetzſammlung 1815. ©. 109.) 
immt. 


431. Den Thierärzten zweiter Klaſſe oder den Kreisthierärzten 
ftchen für Abwartung eines gerichtlichen Termins, für das Verfchreis 
ben eined Rezepts in eigener Wohnung Ddiefelben Sätze zu, wie die 
Wundärzte nach der Medizinaltare in gleichen Verhältniſſen liquidiren 
können. M. R. vom 17. Auguft 1825. 


Die Kreisthierärzte erhalten täglich an Diäten 1 Thlr., in den, 
jenigen Fällen auch, wo fie zur Liquidation ihrer Neifefoften nach 
dem Diätenreglement vom 28 Febr. 1825, Behufs der Grftattung 
aus der Kommunalkaffe berechtigt find, und es wird ihmen derfelbe 
Cap wie den heise Sl namlich 1 Rthlr. per Tag, gewährt. 
Verordn. v. 28. Zuni 1825. M. R. vom 28. März 1824. 

432. Nüdfichtlih der Diäten und Neifekoften der Thierärzte ift zu 
unterfcheiden, ob diefelben im Auftrage der Staatöbehörden fungiren 
oder nicht. Im eriten Falle leidet das Reglement vom 28, —* 
1825 Anwendung, im letzten die Tare vom 21. Juni 1815. — Er⸗ 
fteres macht zwifchen den Klaſſen der Thierärzte einen Unterſchied. 
Wegen der Diäten ift dafjelbe Mar. In Abfiht der Fuhrfoften gift 
der Koftenfag für Perfonen auf der ord. Poft, oder bei Ermangelun 
derfelben der Koftenbetrag einer Miethsfuhre, wenn folche billiger it 
als die Ertrapoft; die Auslagen müflen immer befcheinigt werden. 
In fo fern aber der Thierarzt ſich eigener Pferden bedient, Tann 
der Sat dafür, was die ordinaire Poft Foftet, zugebilligt werden. — 
Bei Privatperfonen aber gilt die Tare von 21. Juni 1815, ebenfalls 
für Shierärzte aller Klafien, wonach eine Miethsfuhre mit 2 Pferden 
oder Ertrapoft Liquidirt werden darf. Bei hierüber entftandenem 
Streite kann folcher nicht von den Regierungen entfchieden werden; 
ed find die Parteien vielmehr an dem Richter zu verweilen. M. R. v. 
27. Sert. 1828. (Nuguftin Bd. 5. ©. 897.) 

Außer den Diäten it es mit Bezug auf das Negulativ vom 28, 
Juni 1825 minifteriel feftgefegt, daß die Kreisthierärzte bei ihren 
Dienftreifen in polizeilichen Aufträgen an Fuhrkoſten 20 Sgr. für 
die Meile mit Einfhluß des Chauffeegeldes und anderer Auslagen, 
fordern, Hins und Herreifen aber beſonders gerechnet werden Fönnen. 
Publ. der Reg. zu Köln vom 24, Febr. 1827. 

G. Viehschneider. 433. Auſſer Thierärzten darf nur folchen Pers 

fonen das Viehfchneiden geftattet werden, welche fich 
über ihre Gefchicflichfeit darin ausgewiefen und die Erlaubniß dazu 
erbelten haben. Die Konzeffionen, welche für den ganzen Negierungss 
bezirk gültig find, müflen von 3 zu 3 Jahren erneuert werden. Publ. 
der Reg. zu Münfter vom 25. Auguft 1830 
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H. Apotheker. 434. Apotheker ſind zur Zubereitung der Arznei⸗ 
(Ausschliessliche mittel, imgleihen zum Verkaufe derfelben und der 


schen) Gifte ausichlicplich berechtigt. 9. 8, M, IL. 8. $. 456. 


(Kleinhandel 435. Naturerzeugniffe, welche außer der Medizin 

derselben.) auch gu andern Fabriken, Haus und Küchenbedürfuifs 
fen gebraucht werden, müffen Apotheker zwar ebenfalls führen, jedoch) 
nur in kleinen Quantitäten verfaufen. Daf. $. 457. 


Die Beſtimmung, in wie fern mit den Npothefen der Fleinen 
Städte Gewürzfram oder Materialhandel verbunden fein darf, gebührt 
allemal der Polizeis and Medizinalabtheilung der Negierung. Verord. 
v. 24. Oft. 1811. (Neue Ediftenf. v. 1811. ©. 359.) 


(Provisoren,) 436. Ein Provifor, welcher einer Apotheke vor⸗ 
fteht, hat die Nechte und Pflichten eines Handelsfak⸗ 
ford. MER M. 8. 9. 463. 
Derſelbe iſt für feine unerlaubte Handlungen oder für ein von 
Ihm begangened Verbrechen verautwortlih, und den durch fein Vers 
fhulden VBeihädigten zum Schadenerfage verpflichtet. Daf. $. 515. 
Er iſt an alle, den Betrieb der Apotheferfunft betreffende Ges 
feße und Verordnungen gebunden, und befonders dafür verantwort⸗ 
lich, daß in der Apotheke, welcher er voriteht, das Kunſtgewerbe im 
ganzen Umfange vorfchriftsmäßig ausgeübt werde, zu welchen Ende 
er approbirt und vereidet werden muß. Revid. Apothek. Ordn. vom 11. 
Dt. 1801. $. 23. | 


(Eid der Apo: 437. Es fol bei der Vereidung der Apotbefer ein 

theker.) Eremplar des zu fchwörenden Eided ihnen mitgerheilt 
werden, wobei vom Kommiſſar zu bemerfen, wie uud wo die Vereis 
dung gefchehen ift. 

Der Apotheker hat unter andern zu ſchwoͤren, daß er feure Pflicht 
in. vechtmäßiger Fürforge und genauer Aufficht feiner Apotheke treus 
lich wahrnehmen, der Medizinalordnung, revidirter Apotheferordnung 
uud Arzneitare, fo wie auch allen audern die Ausübung feiner Kunſt 
betreffenden Verordnungen uud Gefeßen jedesmal’überall genau nach⸗ 
fommen, die -verordneten Arzneien und Rezepte weder im Namen, 
Gewicht und Maaß, noch fonft anf irgend eine Art abändern, kein 
Arzneimittel für das andere fubftituiren, oder feinen Gebülfen vder 
Lehrlingen ſolches zu thun geftatten, fondern vielmehr die Verordnung 
der Aerzte genau und forgfältig erfüllen und durch feine Leute ers 
füllen laſſen wolle; daß er fi) alles eigenen Dispenfirens ſtreuge 


enthalten, ohne Vorfchriften des Arztes Leine Brechmittel, draftige 


Purganzen, Opiate oder andere heftig wirkende oder fogenannte treis 
bende Arzneien aus feiner Offisin verkaufen „der verkaufen laffen 


and Feine Gifte auders, ald auf die in der Verordnung: „wege forg« 


fältiger ——— und vorſichtiger Verabfolgung der Giftwaas 
ren“ vorgefchriebenen Art verabfolgen Laffen wolle. M. NR. v. 27. März, 
Publ. der Reg. zu Potsdam vom 28, April 1820. . 


— 
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(Verkauf geist 438. Den Apothefern ift das Ausfchenfen geiftiger 
ger Getränke] Getränfe gejtattet unter folgenden Vrdingungen: 1) 
daß fie daß Verſcheuklen und die Aufbewahrung der Geträufevorrärhe 
in einem von der Offizin und dem Laboratorium getrenuten Lokale 
befreiben. 2) Daß fie nur folche Perfonen bei dem Verſchenken bes 
fhäftigen, welche mit dem Apothefergefchäfte niemals zu thun haben, 


Kontraventionen gegen diefe Beltimmungen werden mit einer 
Polizeiftrafe von einem Thaler und im Wiederholungsfalle von zwei 


bis 4 Thaleru belegt. M. R. vom 44. Juli 4818, u. 44. Nobbr. 1820. 
(Auguftin Bd. 5.6. 55.) 


[Realrechte der 439. Wenn gleich in der revidirten Apothefers 


gro Ordnung vom 11. Oftober 1801. Tit. 1. $. 2. bes 


no immt iſt: FE 
Gm) P Die Apotheken, welche einmal an einem Orte fun⸗ 
dirt find, find fowohl erblich als veräußerlich, e8 wäre dann, daß fie 
nur dem Befiger für feine Perfon verliehen worden; fo haben doch 
das Edikt über die Einführung der allgemeinen Gewerbefteuer vom 
28. Oftbr. 1810, $. 2, 17, 21 u. 31. und das Geſetz über die poli⸗ 
. — Gewerbeverhaͤltuiſſe vom 7. Septbr. 1811, $. 32, 33, vers 

prönet: 


„Zu Gewerben, bei deren ungefchidtem Betrieb gemeine Gefahr 
„Obwaltet, oder welche eine öffentliche Beglaubigung oder Unbeſchol⸗ 
„teuheit erfordern, kann nur dann ein Gewerbefchein ertbeilt werden, 
„weun die Nachjuchenden zuvor den Befig der erforderfichen Eigen; 
„ſchaften auf die vorgefchriebene Weife nachſucheu.“ | 

Zu diefen gehören Apotheker. 


- Der Gewerbeſchein gibt demjenigen, auf deſſen Namen er ausges 
ſtellt ift, die Befugniß ein Gewerbe fortzufeßen und ein neues anzu⸗ 
fangen, — An denjenigen Orten, wo Gewerbegerechtigkeiten noch Statt 
«finden, welche nicht auf einem Grundftüf haften, und damit in Feiner 
ungertreunlichen Verbindung ftehen, die aber dennoch in den Hypothe⸗ 
kenbüchern eingetragen ſtehen, ſoll eine billige Eutſchädigung für den 
bisher Berechtigten von den Regierungen tegulict werden. — Gegen 
die Beftimmungen der Entfchädigung von Geiten der Negierung findet 
der Weg Nechtens nicht Statt. Die angeführten Geſetze. 


Die Nealqualität der Apotheferprivilegien Tann nicht als aufges 
hoben erklärt werden. Dieß würde mit dem werke welches die Nas 
tur erworbener Rechte nicht ändern kann, in Widerfpruch ftehen. 
Die vorhandenen auf Grundgüter haftenden Apothekerprivilegien find 
daher nach wie vor wirkliche Nealberechtigungen, uud ihrem wefent 
lichen Inhalte nach, nämlich in Betreff der Ausfchließlichkeit des Nechts 
zum Betriebe der Apotheferfunft, nur durch die Beftimmungen dei 
Geſetzes vom 15. Oktbr. 1811 eingefchräuft. Diefe Beſtimmungen 
treten jedoch nur in Wirkfümkeit, wenn das allgemeine Bedürfnif 
die Anlage einer neuen Apothefe notwendig macht, uud der Wider 


rn 
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fpruch der bereitd vorhandenen Apothefer dagegen, als gefeklich uns 

egründet, nicht beachtet werden kann. Nur in diefem Kalle findet - 
Die u. der Entſchädigung der privilegirten Apotheker nach den 
Grundfägen des Edikts vom 13. Sept. 1811. Statt, M. R. v. 24. 
Zuli 1821, 


| Die revidirte Apothekerordnung vom 11. Oktbr. 1801 erfordert 

Fit. 1. $. 1.: a. ein laudesherrliches Privilegium und b, zugleich ein 
Approbationsdefret. — Das — nämlich, daß der Inhaber die 
nöthigen Keuntuiſſe und Fertigkeiten beſitze, die von dem Eigenthümer 
einer Apotheke gefordert werden müffen, iſt als Ausweis nach wie 
vor von Jedem, der ſich ald Apotheker etabliren will, zu fordern, 
Anders verhält ed ſich nach den neuern Gefegen mit dem ad a. ers 
forderlichen Privilegium. Wenu gleich alle früher beftandenen Apo- 
theferprivilegien durch diefe neuern Gewerbegeſetze ihre Exkluſivität 
verloren haben, fo find doch diefelben in den Altern Königl. Provinzen, 
wo dad Gefeß vom 7, März 1811 mit feinen fpäteren Deflarationen 
und Abänderungen zur Anwendung gefommen ift, Realprivilegien ge⸗ 
blieben, in fo weit fie ſolche früher geweſen find, Für denjenigen 
perfönlich qualifizirten Apotheker, der ein folches Nealprivilegium ers 
wirbt, bejteht alfo Die von der Regierung ibm auszufertigeude Kous 
zeffion nur in der .auf den geführten Nachweis feiner perfönlichen 
Dualififation und des Erwerbes des Nealprivilegiumsd ihm auszu⸗ 
fertigenden Genehmigung zur —— des Apothekergewerbes. 
Wo die Apothekerprivilegien etwa niemals Nealprivilegien geweſen 
find, fo wie da, wo durch die fremdherrſchaftlichen Gelege Die Ger 
werbeprivilegien aufgehoben find, kann von dem Erwerb eined nod) 
beftehenden Apotheferprivilegiums nicht die Rede fein, vielmehr ift die 
Konzeffion, die der Apotheker außer der Approbation bedarf, nur, wie 
die Erlaubniß zum Betriebe eines jeden anderen Gewerbes, eine blos 
perſoͤnliche Berechtigung, die nach den medizinal-polizeilichen Vor—⸗ 
fohriften nur da ertheilt werden kann, wo entweder bisher eine Apos 
thefe beftanden, oder wo die Eröffnung einer neuen für zuläffig ers 
achtet it. Es entitcht demnach Fein vererbliched oder veräußerliches 
Privilegium überall da, wo die Erlaubniß zur Eröffnung einer bids 
ber nicht vorhandenen Apothefe ertheilt wird, fondern nur eine pers 
fönliche Gewerbsberechtigung, deren Ausfertigung der Regierung übers 
laſſen bleibt. M. R. vom 27. Dez. 1823. 


(Fortsetzangei 440. Die Fortfeßung einer ſchon beftehenden Apo⸗ 
ner Apotheke theke kann nach dem Tode des Beſitzers nur in fols 
un genden Fällen Statt haben: 1) wenn fie auf ein Nes 

alprivilegium berubt; 2) wenn die Wittwe des nicht 
privifegirten Apotbefers das Gewerbe fortfeßen will bis zu ihrem Tode 
oder ihrer Verheirathung; 3) wenn der Sohn ein qualifizirter Apo⸗ 
thefer ift, oder im Fall die Minderjährigkeit ed bis zur Erreichung 
der Majorennität noch wird; 4) Wenn die Tochter noch minderjährig 
ift und bis zur erlangten Majpremnität fi am einen qualifizirten 
Apotheker verheirathet, 


a, 
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Sobald dagegen ein Apotheter, der keine Realberechtigkeit Gefitt, 
oder deſſen vorftehbend 2, 3 und 4 gedacdhten Erben dad Gewerbe 
anfgeben; fo hängt es von den betreffenden Regierungen ab, Feinen 
andern Apothefer für den Ort die Konzeffion zu ertheilen und fomit 
die Apotheke eingehen zu laſſen; eben fo ſteht es ihr ganz frei, wem 
fie eventualiter die Konzeffion ertheilen will, fo daß alfo der Konzefa 
fionirte ganz freie Wahl hat, von dem vorigen Vefiger der Apotheke 
das Haus, das vorhandene Iuventarium u. ſ. w. zu kaufen, oder 
deffen anderweitigen Verkauf ihm zu überlaffen, und fit) das Bes 
nöthigte felbft anzufchaffen. M. R. vom 31. Zuli und 18. Septemb. 1824. 

Durch minifterielled Neffript vom 8. Zuli 1834 it beitimmt, 
daß bei der auderweiten Verleihung einer zur Erledigung Fommens 
den Apotheker» Konzeflion auf eine etwa erfolgte Afquifition der ale 
lein verfäuflichen materiellen Einrihtungsgegenftände von den bisheris 

en Konzefionsinhabern an nnd für fich gar feine Rücficht zu nehmen; 
Ken die neue Konzeffion nach adminiftrativen Gründen dem Ges 
eigneteften unter den Bewerbern zuzuwenden fei und daß dieſem fos 
dann die Uebernahme des von feinem Vorgänger eingerichteten mas 
teriellen Etabliſſements, als zur befondern Privatverbandlung gebörig, 
überlaffen bleibe, bei denen das öffentlihe Iutereſſe wahrzuuchmen, 
die Staatöbehörde fi vorbehaltee — Bei dem Abyange eines kon⸗ 
zeffionirten Apothekers ift daher Behufs der anderweiten Verfügung 
über die erledigte Konzeffion der Regierung Anzeige zu macheu. 
Reife. der Reg. zu Breslau vom 30. Juli 1834, (6. K. 4. ©. 1121.) 


(Anlegung neuer 441. Das Necht zur Anlegung neuer Apothefen 
Apotheken) Erlaubniß zu geben, kommt allein dem Staate zu. 
HER. IL 8. $. 462. 

Die früheren Geſetze darüber, unter welchen Umſtaͤnden die Ans 
legung neuer Apotheken zu geftatten oder zu verfagen fei, find auf 
gehoben und es it folgendes verordnet; 1) Wer eine neue Apotheke 
anlegen will, muß nach den Gefegen dazu qualifizirt fein und allen 
desfaflfigen Forderungen gemigen. 2) Die Anlage neuer Apotheken 
findet wie in Städten fo in Flecken und Dörfern nur Statt, wenn 
das Bedürfniß einer Vermehrnng derfelben evwiefen if. 3) Wenn 
der Kreisphyſikus im Einverſtändniß mit der Polizeibehörde Cin den 
Städten find es die Magifträte, oder Polizeipräfidenten) reſp. dem 
Laudrath die Anlegung einer neuen Apotheke aus Gründen nötbig 
finden, fo ſuchen fie von der Regierung die Erlaubniß dazu nach. — 
Für zureichende Gründe werden angenommen: 


a. eine bedeutende Vermehrung der Volksmeuge; 
b. eine bedeutende Erhöhung des Wohlftaudes. 

Findet die Medizimaldeputation die angegebenen Gründe hinreis 
chend und Far, fo ertheift fie die Erlaubniß zur Auflage einer neuen 
Apotheke, wenn j 

entweder noch gar Feine Apothe?e an dem Orte vorhanden, 
oder die ſchon vorhandenen Apotheker nach vorhergegangener 
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Aufforderung der Aufegung einer neuen nicht wideriprochen 
haben, oder ihren Widerſpruch nicht begründen wer 


Iſt die Medizinaldeputation der Meinung, daß ein Widerſpruchs⸗ 
recht begründet fei, fo überläßt fie nach der genaueften Ermittelung 
aller Unftinde die Sache dem allgemeinen Polizeidepartement zur 
Eutſcheidung. Königl. Verordn. vom 24. Oft. 1811. 


(Vorrath nöthi- 442. Der Apotheker ift bei Verluſt feines Rechts 

ger Arzueimit- ſchuldig dafür zu forgen, daß die nöthigen — 

el) tel bei ihm im gehöriger Güte und zu allen Zeiten zu 
haben find. 1.8. R. IL. 8. $. 470, 


Er muß auch ſtets Blutegel vorräthig halten. Reſkr. der Regier 
zu Münfter vom 13. Septemb. 1831. Dedgleichen die Maiwurmlatwerge. 
Verordn. des Oberkoll. Medic. vom 10. Novbr. 1780, 


(Aufsicht der 443. Die Apotheker find rüdfichtlich der Giftwaaren 
re der Polizei unterworfen. M. R. vom 30. April. 1812. 


a rg 444. Es ift den Apothekern der Verkauf der Schwe⸗ 
Eerhaupt An. fl und Kräpfalbe ohme Ärztliche Verordnung bei 5 


neimittel ohne Thaler Strafe verboten. M. R. vom 19. April 1819 
ärztliche Ver- (Auguftin Bd. 3. ©. 40.) und vom 24. Juli 1827. 


ordnung.) Eie follen Feine Arzneimittel (den in der Medizis 
nalordnung benannten Arten ausgenommen) ohne Vor⸗ 
_ ‚Schrift eines vom Staate genehmigten Arztes zubereiten 


oder verabfolgen. 4. 2. R. LI. 20. $. 696. 


(Rezepte von un- 445. Zur Verhütung von Pfufchereien dürfen fie 
" befugten Perso- feine Rezepte von ten Derfonen annehmen und 
nen) 5 die nicht mit dem Namen eined zur Ausübung der 
Heilkunſt berechtigten Arztes oder Wundarztes bezeichnet ſind. — 
Sie müſſen vielmehr ſolche Rezepte an den betreffenden Phyſikus ab⸗ 
geben. — Dieſem liegt es ob, ſowohl bei den Apothekerreviſiouen 
als auch zu jeder andern Zeit ſich die Nezepte in den Apotheken 
vorweiſen zu laſſen, ſolche genau zu prüfen und die Kontravenienten 
zur eruftlichen Beitrafuug anzuzeigen. Publ. der Reg. zu Pofen vom 8. 
Sanur 1820. 


(Sehleunige B- 446. Die Apotheker müfjen ſolche Veranftaltungen 
reitung d. Arz- treffen, daß das Publifum und die Kranken mit der 
neicn. Zubereitung der Arzueien, es fei bei Tage oder bei 

Nacht, fchleunig befördert werden. A. L. R. IL. 8. $. 470. 


(Vorsichtdabei) 447. Bei der Zubereitung und dem Verkauf der 
Arzueien folk mit Sorgfalt und Vorſicht zu Werke ges 
gangen werden. Daf. $. 695. 

C rrtium in den 448. Wenn den Apothefern in dem. vorgefchriebes 

Rezepten.) ven Rezepten einen zu einem beforglichen Nachtheil für 

den Patieuten denflihen Irrthum oder Verſtoß bemerflich werden 


Abſchn. 10, Apotheker. 491 


ſollte; fo hat er fogfeich dem Arzte, welcher das Rezept gefchrieben, 
feine Bedenflichketten und Zweifel beſcheiden zu eröffnen. Beſteht 
bieranf der Arzt auf die Anfertigung des Nezeptd nach feiner Vor⸗ 
ſchrift, fo kann zwar auf deſſen Verantwortung daſſelbe angefertigt 
werdeu; doch hat der Apotbefer zu feiner eigenen Rechtfertigun den 
Bar fogleichh dem Phyfifus, und, weun diefer das verdächtige Nezept 
Verfehrieben, dem Kollegiummedifum anzeigen, Revid. Apoth. Ordn. v. 
11. Oftob. 1801. Tit. 3. ©. 569 — 574 


(Rezepte Nie- 449. Die Apothefer, deren Gehülfen und dazu 
manden einse- tuͤchtige Lehrlinge find verbunden, die Arzneimittel auf 
hen zu lassen.) einem mit Gittern verfebenen Nezepturtifche mit aller 
Borficht zu bereiten und, nachdem folched gefchehen if, die präparirs 
ten Medifamente in dieſem Fleinen Kabinette zu verwahren, folche 
und die Rezepte fo wenig während der Aufertiguug ald nachher Je⸗ 
mand einfehen, Abfchrift davon geben oder nehmen laſſen; wie deun 
auch Niemand, wer ed andy fei, außer dem in die Offizin gehörenden 
Derfonen, in dieſes Kabinet und hinter dem Nezepturtifche, welcher 
mit einer Klappe verſehen ift, gelafien werden darf, damit derjenige, 
welcher die Medikamente in — Kabinette zuſammen miſcht, weder 
geſtoͤrt, noch die Ingredienzien vom Rezepte nachgeſehen werden koͤn⸗ 
nen. Auf gleiche Weiſe ſoll es mit den Nezepten von äußern Mits 
ten, welche von approbirten Wundärzten gefchriebeu find, gehalten 
werden. Verordn. vom 29. April 1769. Revid. Apotheferordn. vom 11. Dft. 
1801. Tit 3. $. 2. 
450. Damit man wife, wer einen Fehler bei der Nezeptur bes 
angen; fo ſoll derjenige, welcher die Medilamente verfertigt, auf 
gl Rezept feinen Namen ſchreiben. Dief.Berordn. Revid. Apoth. Ordn. 


(Aeussere Be- 451. Das Königl Minifterium des Iunern hat 
zeichnung der verorduet, daß alle f. — Mittel mit weißem 


a — oder uuſchädlich buntem Papiere eingefaßt, verbunden 


tel.) uud deren Auwenduugsart gleichfalls auf weißem Pas 
pier gefchriebeun; Slüffigkeiten aber nur in Gfäfern vers 
abreicht werden füllen. — Dagegen fol zu den Einfafjungen, Pas 


pierbeuteln, Düten, Verbänden, fogenannten Tefruren und Eignas 
furen der auferen Mittel ein blaues Papier genommen, und wo es 
nöthig, dieſe Mittel in Feinem Glaſe oder weißem Porzellan, fonderu 
in grauen oder braunen ordinairen irdenen Gefäßen verabreicht wers 
den. Hölzerne Schachteln und Büchſen find bei den erſten (inner 
Mitteln) mit weißem oder buntem, bei legtern mit blauem Papiere 
zu überziehen. — In den Apotheken felbit follen für die verſchiede— 
nen Papiere, Gefäße uud Schachteln befoudere Schubladen in deu 
Nezepturtifchen beftimmt werden. Ä 

Die Polizeibehörden, insbefondere die öffentlichen Aerzte baben 
auf die Befolgung diefer Vorfchrift zu wachen und zu halteu. Yupf, 
der Reg. zu Königsberg vom 18. Maui, Danzig v. 22. Suli 1817, zu Pofen 
vom 10. Dftober 1818, zu Köslin vom 25. März, Breslau vom 7. Quni u. 
Bromberg vom 28. Zuni 1824, Potsdam vom 3. Juli 1825 u. f. w. 
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Auf die Unterlaffung obiger Borfchrift ift ein Thaler Strafe ge⸗ 
ſetzt. Publ des Oberpräf. in Weftfalen vom 14. Aug. 1816. 

Auch foll jedesmal der Name des Patienten, welcher auf dem 
Rezepte steht, ‚imgleichen der Name des Apotbefers, * — das 
Rezept verfertigt, nebſt dem Datum auf der Siguatur bemerkt wer⸗ 
den. — Die beſtimmte Gabe und Zeit des Einnehmens muß jedes— 


nal mit Buchſtaben deutlich und leferlich ‚darauf geſchri 
Revid. Apotheferordn, vom 44. Oktober 1801 Tit. en REN 


(Handverkauf 452. Der Handverfauf der Schwefelleber ift bei 
nenn 5 Thaler Strafe für. jeden Kontraveutionsfall unters 
ſagt. M. R. v. 49. April 4818. (Auguftin Bd. 3. ©. 40.) 


(Empfehlung ei- 453. Kein Apothefer darf einen Arzt vor dem aus 
eg dern empfehlen. Mevizinaledift v. 27. Sept, 1723 $. 6, 
(Strafen gegen 454. Apotheker und alle diejenigen, denen die Zus 
Apotheker.) hereitung und der Verkauf der Gifte oder Arzueien ers 
laubt tft, und nicht Dabei mit gehöriger Vorficht und 
——— zu Werke geben, gefaͤhrliche Arzneien und Gifte andern 
als denjenigen Perfonen, welche zu deren Gmpfang, durch den 
Schein eines Arztes, die Befugniß erhalten haben und an nicht bins 
Yänglich bekannte und unverdächtige Perfonen verabfolgt oder wer 
nach den Vorſchaiften des Medizinafediftd vom 11. Oftober 1801 $. 
4 — 18, 20 — 22 handelt, foll nad) Maßgabe ded Grades der 
Fahrläffigkeit und der darans entitandenen Gefahr mit Geldftrafe von 
10 bis 50 Thalern belegt und nach Bewandniß der Umftände, befons 
derd im Wiederholungsfalle des Privilegiums verluftig erflärt werden. 
A. 8, R: 1 Tit. 20. g. 605 — 701: 
Die in der Apotheferordnung feftgefeßten Geldftrafen wegen Vers 
wechfelung der Signatur verfchriebener Medifamente find bloße Pos 
lizeiſtrafen, welche durch die Uebertretung der Pottzeigoehe gefetzt 
auch, daß dadurch fein Schaden entſtanden, bereits verwirkt worden, 
Sit aber wirklich ein Schaden entjtanden, fo muß gegen denjenigen, 
der denielben veranlaßt hat, mit der gerichtlichen Unterfuchung,, die in 
folchen Fällen zu veranlaffen ift, verfahren und er nad den aflges 
meinen Geſetzen über Beichädigung aus Vorfaß oder aus Fabrläffige 
keit beitraft werden. Der Prinzipal kanu bei dem Verfehen feiner 
Lehrlinge oder Gehülfen zwar ſchuldlos fein, allein, da in der Apo⸗ 
theferordnung in folhen Fällen von einer Wahl unter den Schuldis 
gen nirgends Rede ift, fo muß auch die Schuld au den Apotheker 
geahndet werden und der Negreß deſſelben an den Gehülfen findet 
überall nur da Statt, wo der Erfte nicht für eigene, fondern für 
fremde Fabrläffigkeit verantwortlich gemacht worden. M. R. vom 2. 
Mai 1818. (Augufiin Bd 5. ©. 58.) 
Die Apotheker müffen fich bei 25 Thaler Strafe nach der Mes 
diziualtare richten, worauf die Polizeibeamten zu wachen haben. M. R. 
vom 4. Oktober 1825. 
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Obgleich die Apothefer nicht als Offizianten betrachtet werden 
Fönnen, fo macht es doch ihre Stellung zum Publikum notwendig, 
daß ihre etwaige Arretirung von Seiten der gerichtlichen Behörden 
der betreffenden Polizeibehörde, gleich als wenn fie Beamte wären, 
angezeigt werde, damit diefe die nöthigen Anttalten jur Sicherung des 
Publikums treffen koͤnne. So wie daher fümmtliche Landesjuitiitchörs 
den angewiefen find, die bei den Gerichten etwa vorfallenden Arretis 
rungen folcher Perfonen entweder vorber oder Doch gleichzeitig der bes 
treffenden Polizeibehörde anzuzeigen; fo ift auf ſolche Anzeige jedes: 
mal das Nötbige fchleunigft zu verfügen, damit die Offizin des arre— 
tirten Apothefers dem Sublifum mit gehöriger Sicherheit geöffuet 
bleiben Fan. M. R. vom 28 Mai 1822. 


[Taxe der Medi- 455. Der Apothefer muß die Tare der Medikfas 
— * mente auf den Rezepten, wenn fie bei empfangener Zah⸗ 
4. Einziehung Mg zurücgegeben werden, mit dentlihen Zahlen bes 
der Forderun- merfen, Rev. Apotheferordn. v. 14. Oft, 1801 Th. 3. $. 2. 
gen.) (Degen Einziehung ter Forderungen der Medizinalperſonen 
fiehe die Th. I. Tit. XII. $. 85. angeführte A. K. O.) ‘ 
(Verkauf der- 456. Dad hohe Minifterium bat beftimmt, daß 1) 
selben unter von alfen denjenigen Apothefern, welche fi) erflärt has 
der Taxe) en ‚ von der Ertheilung eines Nabattd von 25 Prozent 
unter dem Tarpreife feinen Gebrauch machen zu wollen, Diefer Nas 
batt fünftig ohne fpezielle, bierzu nachgefuchte und. erhaltene Konzeſ—⸗ 
fion nicht ertheilt werden darf, und daß folche ferner fo wenig un⸗ 
ter ald über der Tare die auf Rezepten verordueten Arzneien verfaus 
fen dürfen. 2) Dagegen foll denjenigen Apothekern, welche ſich uus 
bedingt für die Beibehaltung des Nabattd von 25 Prozent unter Dem 
Zarpreife erklärt haben, folches, im Fall fie bereitd Davon Gebraud) 
emacht haben, bis auf Weitered unter der Bedingung geftattet blei⸗ 
en, daß fie von allen debitirten Arzneien, ohne Ausnahme wud 
nicht blos bei einzelnen Verfäufen, diefen Nabatt geben. Endlich 3) 
fol für den Fall, daß einer oder der andere Apotheker durch bejons 
dere obwaltende Lofalverhältniffe zur Bewilligung eines Nabatts fich 
fünftig veranlaßt finden dürfte, ſolches demfelben verftattet werden, 
wenn er die befonderen Eofalverhältniffe, welche ihn dazu veranlaffeit, 
gehörig nachweift und ſich bereit erffärt, bei allen von ihm zu debis 
firenden Arzneien ohne Ausnahme einen, die Höhe von 25 Prozent 
nicht überfchreitenden beftimmten Rabatt bewi igen zu wollen. &3 
wird demfelben zu dem Ende von der betreffenden Königlichen Negies 
rung auf den Grund eined von ihm einzureichenden wohl motivirten 
Antrages, nach forgfältiger Prüfung des Sachverhältniſſes und ers 
folgter Feſtſtellung: daß Fein Rachtheil des Publikums und Fein ans 
derweiter Mißbrauch dabei zu beforgen ift, bierzu Die befondere Er⸗ 
Yaubniß ertheilt werden. 
Die Lieferung von Arzneien an öffentliche Krankenverpflegungs⸗ 
Anſtalten it nach ganz andern Grundfägen zu behandeln. — Jeder 
Apotheker ift bei allen Lieferungen von Arzueien an Kranfe, für 
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welche die Kurkoſten ans Staatöfonds oder aus Kommunal: oder 
fonftigen Korporationsmitteln nach der dieſerhalb beſtehenden Berfaf 
fung beſtritten werden, zu einem angemeſſenen Nabatt verpflichtet, 
Es wird ſolcher vorerſt in der Zuverſicht, daß eine gütliche Vereini⸗ 
gung der Behörden mit den Apotbekern Statt finden wird, nicht in 
Prozenten ausgeworfen and nur bemerkt, daß die Bewilligung auch 
eined höhere Rabatts als 25 Prozent auf den Grund eines dieſer⸗ 
balb getroffenen oder noch zu treffenden Uebereinkommens im diefem 
Falle unbenommen bleibt. (Siehe auch $. 438.) Publ. der Reg. zu Mun— 
fter vom 5. April 1835. 

Ausgenommen von diefer Vorſchrift find alle diejenigen Arznei 
mittel im Handverkauf, mir welcher nach den beſtehenden Geſet—⸗ 
gen auf Droguiſten und Materialiſten en detail handeln dürfen. 
M. R. vom 4. Aug. 19822. 


[Rückgabe der 457. Nach gefchehener Bezahlung der Arzneien 
Rezepte statt müſſen die Apotheker Die Negepte, welche fonft als Bes 
Qaittung.] fege wicht gefchebener Zahlung gelten, zurücgeben. 

Publ, der Reg zu Münfter vom 14. Novbr. 1826, 


(Aczneilieferung 458. Bei Lieferungen der Arzneien an öffentliche 
gerne an — * ** den vierten Theil der 

— are und darüber nachlaſſen. M. R. Juli 
der Taxe.) —— 5 de chlaffı R. vom 8. Zuli 

Kann mit dem Apotbefer Feine Einigung wegen des Nabattd ges 
troffen werden, dann fegt die Regierung ſolchen nach Maaßgabe der 
durch Lokalverhaältniſſe bedingte Verfchiedenheit dev Unkoften des Apos 
thefergefchäfts, fowie der Quantität der Lieferung, der mehr oder 
minder vorbaudenen Zuverläffigkeit mit der auf einen beftimmten Abs 
fat gerechnet werden Fan, und des von andern Apothefern der Ums 
gegend in Ähnlichen Fällen bewilligten Rabatts feſt. M. R. an d. Reg. 
au zen vom 24, Novbr. und R. des K. Oberpräf, v. Weſtfalen vom 7. 

ezbr. 5. 


(Kreditgeben 459. Es ift nach den beftchenden Gefegen ganz 
der Apotheker.) unbedenklich, daß die Apotheker Kredit zu geben fo 
wenig genöthigt werden koͤnnen twie jeder andere Haudeltreibende, und 
dag fie feine größere Verpflichtung haben, Unvermögenden unentgelts 
lich Arznei verabfolgen zu laſſen, als jeder Dritte den Unvermögenden 
das, zur Bezahlung möthige Geld vorzufchießen, Auch in Diefer Bes 
ztehung kann die Fürſorge für die Unvermögenden nicht einzelnen Ins 
dDividuen aufgebürdet werden, bleibt vielmehr Gegenftand der Armens 


pflege. M. R. vom 18. Mai 1821. 


(Giftwaaren der 460. Kabrifanten, Handwerker, und Künftler 
— koͤnnen ſich auch ihren Bedarf an Giftwaaren, jedoch 
undKänstler.) „Me weniger als 4 Unzen auf einmal, direkt aus den 

Hütten, Die wegen der Verpadung und Behandlung 
dieſer Waaren ſchon inſtruirt find, Fommen laſſen. Ju Abficht der 
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Aufbewahrung der Gifte find fie auch gleiden Vorſchriften wie die 


Apotheker, mithin den Vifitationen der fer u. ſ. w, fen, 
M. R. vom 30. Auguft 1812. Phyſi ſ unterworfen 


461. Den Materialiſten iſt aller Arzueiwaaren⸗Handel im Klei— 


nen bei Strafe unterſagt. M. R. vom 22. Dezbr. 1812. Verf. der Reg⸗ 
zu Köln vom 24. März 1819. 


(Nicht zu den 462. Der Hufelandiſche Augentabaf iſt nicht zu 
nn den Arzneien zu rechnen und ed kann der Verkauf dei 


Waaren.) jelben nicht bejtraft werden... M. R. vom 25. Auguft 1825. 


Auch der Verkauf von Zahnpulver und Hühneraugenpflafter 
durch Handelöleute ift nicht verboten. M. R. vom 8. Okt. 1826. 


Der Verkauf des Eau de Cologne, fo wie aller an fich nicht 
ſchaͤdlichen Parfümerien ift auch andern ald Apothefern zu verftatten; 
es ift aber den Verkäufern verboten, folche Ankündigungen beizufügen, 
wodurch Diefelben als Heilmittel empfohlen werden, bei Vermeidung 
einer Polizeiitrafe, die aus dem 9. ER Th 2. Tit. 20. $. 693. 
694 abzumeffen iſt. M. R. vom 17. Auguft 1820. 


(Handel ete. mit 463. Der Auffauf und die Ausfuhr der Blutegel 
Blutegelu) fol nicht befchränft, der Detailhandel durdy audere 
Derfonen ald Apothefer aber den für jeden Arzneimittel-Verfauf über; 
haupt gefeglich beftehenden Ginfchränfungen unterworfen fein, Dem 
gemäß ift Der Detailbandel mit Blutegeln außer den Apothefern nur 
ſolchen Perfonen zu geſtatten, welche ſich durch Atteſte der Kreisphyv⸗ 
ſiker gehoͤrig ausgewieſen haben, daß ſie den offizinellen Blutegel von 
den fchädlichen Arten deſſelben zu unterſcheiden verſteheu. — Die Er⸗ 
laubniß zu diefem Handel muß fofort zurüdgenommen werden, wenn 
bei der Nevifion unter den Vorrätben Sorten gefunden werden, die 
nicht zu den offizinellen gehören. — Der Handverfauf ift ihnen aber 
änzlich zu unterfagen, indem ihnen nur gejtattet werden Faun, auf 
chriftliche Verordnung der approbirten Aerzte und Wundätzte, die 
fie ſtets bei fich führen müſſen, Blutegel zu verabfolgen, widrigenfalls 
ihnen die bierzu ertheilte Erlaubniß zurüdgenommen werden muß, 
M. R. vom 17. Sept. 1827. 


In den Königfichen Forſten darf. ohne Erlaubniß des Oberför- 
ſters bei 3 Thaler Strafe Bein Bluregel eingefangen werden. Apos 
thefer erbaften aber die Erfaubniß hierzu auf ein Atteit des Kreis⸗ 
** für ihren Bedarf. Publ. der Reg. zu Bromberg vom 23. Dezem⸗ 
ber 1 


(Erhalten und 464. Um Blutegel zu erhalten und bedeutend zu 
Vermehren der- germehren hat der Apotheker Göedefe zu Warburg 
selben.) folgende Methode als fehr gelungen empfohlen: Gin 

fteinerner, * end 4 Fuß langer, 3 Fuß breiter, und 2% Fuß 

tiefer Trog wird fo tief in die Erde gegraben, daß noch 17. 5 
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hoher Nafen aufgeſetzt werden kann, %, de8 Eteined werden mit 
Schilf oder Augerrafen, zu welchen man einige Schilfgräfer, am bes 
fien Kalmus fegt, auch etwas gejtoßene thieriſche Koble mifcht, gefüllt, 
auf welchem Boden man fodanıı bis zum Nande des Steined Flußwaſ—⸗ 
fer gießt, und nach einigen Tagen mit einer binreichenden Zabl gefuns 
der Blutegel — Herr Goedeke nahm 2000 Stück — beſetzt. Dad 
Waſſer muß durch Nachgießen von frifben Waffer an jedem Morgen 
bis an den Nand des Steins erhalten werden. Wiewohl das Nejers 
voir beftändig Die zu benutzenden Egel hat abgeben müjfen, fo haben 
ſich befouders nach Anbringung eines zweiten Steinkumps, welcher um 
mittelbar an dem erften ftößt, in welchem die Egel — befonders in 
den Monaten Juni uud Juli — häufig binüberfteigen, diefelben fo 
ſehr vermehrt, daß nach dem Auswachfen der jungen Brut ein bedeus 
tender Vortheil zu erwarten ſteht. Auch hat Herr Gordefe die Ers 
führung gemacht, das die käuflichen, vorzüglich Die aus Ungarn Toms 
menden Blutegel, fehr oft ınit Schleim überzogen find uud dann hans 
fig ſterben; daß aber diefelben, wenn man fie in erwärmtes Waſſer 
thut, Sich alsbald reinigen, fehr. munter werden, und am Reben bleiben, 
Publ. der Königl. Reg. zu Minden vom 12. Oft. 1834. 


(Olitätenkrämer 465. Den Dlitätenfrämern iſt kei Strafe der 
— m. Konfisfation ihrer Waaren und bei harter Yeibesftrafe 
kun) kamen der Durchgang durch die preußiſchen Staaten unters 

fagt. Die Obrigkeiten follen ihnen und Medizinhänds 
lern ihre Dfitäteu, Elirire und audere Medikamente abnehmen und 
an das Kollegium Medium ſchicken. Edikt vom 1. Febr. 1726. (Mylius 
Ediftenf. Th. 5. Abıh. 4. Kap. 1. ©. 256, 


Vergleichen Krämer ze. follen die zoflamtliche Abfertigung nicht cher 
erhalten, bis ein polizeificher Erlaubnißſchein dazu beigebracht ift, zu 
welchen Zwede fie ſelbſt au die Polizeibehörde verwieſen werden fol 
fen. Dieſe find angewiefen, daß fie nicht allein den au fie gewieſenen 
DOlitätentrimern und Hauſirern mit Medikamenten den Erlaubniß— 
fehein zum Gingange in die diesfeitigen Staaten mit ihren Waaren 
unter Feiner Bedingung ertheilen, fondern auch diefelbe über die Fol⸗ 
gen eines diefer Zurückweiſung ‚ungeachtet verfuchten Gindringens mit 
hren Waaren in die diesſeitigen Lande belehren und demnächſt für 
die Zurückſchaffung der von den Zolämtern zurücdbehaltenen und au 
fie abgelieferten Medisinalwaaren über die Grenze der Ddiesfeitigen 
Staaten ſorgen. M. R. vom 19. San. 1822. 


Der Verkauf des holländiſchen, fogenannten Geſundheitsbitters 
oder Magenelirirs ift auf gleihe Weile in den Könige, preußiſchen 
Staaten verboten. Publ. der Reg. zu Arnsberg, vom 12. Sept. 1823. 


(Aufsicht, auf 466. Die Apotheker find der unmittelbaren Auf 

. Apotheken.) ficht des Staats und den von ihm angeordneten Me 
Dizinalbehörden unterworfen. 9. 8. IT. 8. 6. 464. 

Die Frage, ob eine Apotheke zu ſchließen fei, gehört nicht zur 

richterlichen Kognition, wohl aber die Eutſcheidung über Entſchaͤdi⸗ 
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Aungsforderungen des Beſi Iben. i F 

v. © J. Bd. E ©. 219 ae UN EIN 
[Visitation der- 467. Bei der Rifitation einer Apotheke muß von 
selben] den ernannten Kommiffarien ein Deputirter des Magis 
ſtrats ‘oder der. Polizeibehörde ded3 Orts dazu requirirt, auch wenn 
der Kreis- oder Stadtphyſikus nicht Mitglied der Kommiffion if, 
dieſer ebenfalls dazu eingeläden werden. — Es ift über die ganze 
Verhandlung ein Protokoll von den Kommiffarien nach Wahrheit, 
Pflicht und Gewiffen aufzunehmen. M. R. vom 13. März 1820. 


- [Feusergefährli- 468. Wenn die Apothefervifitationd- Kommifflonen 
cheEinrichtung bei der Nevifion einer Apothefe finden, daß das Labo⸗ 
—— ei ratorium nicht nur dem Befiger, ſondern auch dem Pu⸗ 

j biifum eine Feuergefahr drohende Gintichtung: hat; fo 
haben fie nicht nur dem Befiper daranf aufmerffam zu machen und 
ihn zu warnen, fondern aud den. Magiftrat oder die Polizeibehörde 
des Orts davon zu benachrichtigen, damit diefe durch ihre Feuerkom⸗ 
miſſion der Gefahr auf dem gewöhnlichen Wege vorbeugen laſſen 
Tonne. M. R. vom 6. Febr. 1819. (Auguſtin Bd 3. ©, 32.) 


[Gewichteinden 469. &8 ift bei den Vifitatiouen darauf zu fehen, 
Apotheken.) ob die in der Apotheke vorhandenen Gewichte ajuftirt 

und geftempelt find. Auguſtin Med. Verf. Bd. 2. ©. 97. 
I. Aufsicht nf 470. Die Waarenlager der mit Arzeneien hans 
Waarenlager deluden Materialiften und Drogniften, und der Kabris 
der Materali Pen chemifch pharmazeutiicher Präparate, find binficht- 
guisten. fich der Aufficht und der Vifitationen denfelben Vor⸗ 

fchriften wie die Apotheker unterworfen; fie müffen das 
ber unter Zuziehung eined Depuzirten aus der Mitte des Magiſtrats 
oder der Polizeibehörde vifitirt werden. Verordn. vom 19. Janr. 1802. 
M. R. vom 13. März 1820. 


K. Aufsicht uf 474. Diejenigen, welche Bandagen und Bruchbaͤu⸗ 
den Ir ber — per * — — —— wol⸗ 
ancagen WARE Loy, muͤſſen ſich einer Pruͤ ver Kenntniffe von 
—— der zweckmaͤßigen Einrichtung ea den berfeledenen 
Sorten diefer Geräthe und von deren Anwendung nach Berichiedens 
beit der Fälle unterwerfen, weil die zweckmaͤßige Anfertigung der 
Bruchbänder und Bandagen von um fo größerer Wichtigkeit ift, als 
die chirurgifchen Hülfsmittel in der Regel, vorräthig gehalten, oft 
ohne Zurichtung eines Sachverftändigen, gefauft und. bengt_ werden, 
uud daher, wenn fle fehlerhaft und zwedwidrig gearbeitet find, für 
die, welche fich ihrer bedienen, von den nachtheiligften Folgen fein 
koͤnuen. M. R. vom 4. Mai 1828. | 


Kap. 11. Armenpoligel 


Bepil) 1. Dis Armenpolizei ift der — aller der Arts 
* „ Ralten im Gtaate, durch melde he¶ dis, Army 
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nad) den verfchiedenen Graden ihrer Armuth zwedmuͤßig unterſtüͤtzt, 
theils die Urfachen und Quellen der Armuth möglichit aufgehoben, 
theils die Folgen der Armuth wirkfam befeitigt und für den Staat 
"am wegen —— emacht werden. — Unter Armuth vers 
ſtehen denjenigen Zuſtand, wo es den Menſchen an den Mitteln 
zur hinveichenden Befriedigung der nothwendigſten Bedürfniffe des Le⸗ 
bens fehlt, wo fie alfo ihren umentbehrlichen Unterhalt nicht durch 
ihr Einfommen zu deden, geſchweige einen reinen Ertrag für die 
Abgaben an den Staat und für die Bildung eines neuen” Kapitals 
auszumitteln vermögen. = Die Armuth hat verfhiedene Grade 
und Abftufungen von dem Armen an, der ſich redlich nährt, der 
aber bei aller Anftrengung feiner Kräfte nicht den notwendigen Les 
bensbedarf erwerben kann, bis zu dem Landftreicher, der durchaus 
nicht arbeiten will; von dem Armen, der noch in Wohnung und Haus⸗ 
getäthen ein kleines Eigenthum befigt, bis zu dem, ber in Höhlen, 
Sröhütten, auf Straßen und offenen Plägen übernachtet. 
(Ursachen und 2. Die Urfaden und Quellen der Armuth 
Quellen, und Fönnen ehr vielfach und namentlich bald felbftvers 
—— fhuldete,bald unverſchuldete fein. Zu den felbft- 
verſchuldeten Urfachen der Armuth gehören die ins 
dividuelle Erhgheii, Faulheit und Neigung zum Müffiggange, Der 
Haug zur Unordnung und Verfchwendung, zum Spielen, zum Trunke 
u. f. w. Diele Urſachen müjjen durch Zwang von den Polizeibehoͤr⸗ 
‚den gehoben: werden, wozu ihnen die Geſetze zureichende Mittel an 
bie Hand geben. 

3. Jeder, der noch phyſiſche Kräfte hat, fich zw ernähren, kann 
in der Regel noch nicht für ‚arım gehalten werden. Min.Reifr. vom 
5. Mai 1831. 

4. Diejenigen, die mır aus Traͤgheit, Liebe zum Müffiggange 
oder aus andern unordentlichen Neigungen die Mittel, ſich ihren Unters 
halt felbit gu verdienen, nicht anwenden wollen, follen durch Zwang 
und Strafen zu nüßlichen Arbeiten unter gehöriger Auffiht angehal 
ten werden. Landr. II. 10. $. 5. 

Wer fich ohne rechtlichen Grund beharrlich weigert, die ihm ans 
gewiefenen ſchicklichen, feinen Kräften angemeffenen, Arbeiten zu vers 
— ih J ein ei sr Bettler behandelt, und eventualiter 
8 Landarmenhaus eingeiperrt. Patent vom 8. 

Ediktenſ. 1804 ©. 2689) I R. om: 7. — — — 
Auf das Alter kommt es hierbei nicht an. M. R. v. A. Aug. 182. 


5. Veranlaffungen, wodurch ein. fhädlicher Müffiggang, beſon⸗ 
derd unter der tiederen - Volföklaffe, -geuährt, und der Trieb zur 
Arbeitfamfeit gefhwächt wird, follen im Staate nicht geduldet werden, 
Sandr. II. 19. g 7, 

6. — welche Müffiggänger bilden, iſt der Staat auf—⸗ 
zuheben, ud bie Einkünfte derfelben zum Beften der Armen zu vers 
wenden, berechtigt. a. a. ©. $. 8. 


Vorbeugung der Armuths 400 | 


7. Der Staat iſt berechtigt und verpflichtet, Anftalten zu ‚treffen, 
wodurch der Nabrungslofigkeit feiner Bürger vorgebeugt, und der 
übertricbenen Verſchwendung gefeuert werde. a. a. D. $. 6. 


8. Gefinde, welches fi au angefepten elertn en, in Schenken . 
gecbend, oder in fonntäglicher Kleidung betreffen laſſen, follen zur 
Haft gebracht, und Tanz uud Muſik an diefen Tagen ohne befondere 
Beranlafung und Erlaubniß in einem Wirthshaufe geftattet werden, 
Reſtr. der Reg. zu Münfter vom 29, Zuli 1899. 


‘9. Müffiggänger, Trunkenbolde, Tiederlihe Wirte und Tauge—⸗ 
nichtfe werden nach ausdrüdlicher Genehmigung des hohen Miniftes 
riums des Innern in das Landarmenhaus gefandt, ohne daß ruͤck⸗ 
fichtfih folcher ‚Perfonen die für unverbeflerliche Bettler vorgefchries 
bene Korrektionsmittel angewandt zu werden brauchen, wenn ihnen 
vorher vergeblich dieſe Abfendung angedroht if. Meffr. der Meg. zu 
Münfter vom 30. Mai 1825. conf. übrigens Landarmenanftalten : 


10. Polizeisehörden Können ohne alles Bedenken den Gerichten 
Behufs Einleitung des Prodigafitäts- Prozeffes mit Hinfiht auf Th. 
l. Sit. 38. $. 9. der er Ser. Drdn. Anzeige machen, welchen es 
demuaͤchſt zu überlaffen iſt, auf Ginfperrung in die Korreftionsans 
ftalt anzutragen. Allein died Mittel wird wahrfcheiulich von keinem 
fonderlichen Shert fein, weil es dahin fteht, ob der zu beftellende Kus 
rator geneigt fein wird, auf Ginjperrung anzutragen. — Dem Uebel 
koͤnnte daher auf andere Art begegnet werden, wenn 3. B. die Polis 

eibehörde faftifch ausmittelte, daß der Verfchwender ein Bettler Cfiebe 

en Artikel) oder ein Müffiggänger, Trunkenbold ie. Cconf. $$.'4 u. 9.) 
ſei, dies feßiteht und zugleich unzweifelhaft ift, daß die phyſſſche 
Kraft zur Arbeit ihm nicht ab eht, baum leidet es Fein Bedenken, 
ihn ohne Weitered in dad Korrektioushaus zu fenden. M. R. vom q, 
‚Sanuar 4821. 


11. Auch der Hang zum Spiele kann die Beranlaffung. zur Ars 
muth geben, und was wegen der verbotenen Spiele verordnet, if 
Kap. 4. bemerft.. 


12. Zu den unverſchuldeten Quellen dee Armuth gehört 
Mangel am Verdienſte. Das A. L. R. IT. 19, $. 2 beſtimmt: „Den, 
jenigen, welchen e8 nur an Mitteln und Gelegenheit, ihren und der 
Ihrigen Unterhalt felbit zu verdienen, ermangelt, folleu Arbeiten, 
die ihren Kräften und Fähigfeiten gemäß find, angewiefen werden,“ 

Der Arme ift —— die ihm angewieſene, ſchickliche und ſei⸗ 


nen Kräften angemeſſene Arbeit unverweigerlich zu verrichten. Patent 
vom 8. Septbr. 1804. $. 3. [Reue Ediftenf.] 


Die Polizeibehörde, in Veteinigung mit dem Armenvorftande, 
muß, folche Arbeiten ermitteln, und nicht allein, wie e8 fo häufig ges 
ſchieht, wirklichen Armen, die bereitd umterftügt werden müffen, fons 
dern auch andern geringen Gingefeffenen, denen A „en Gelegenheit 
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zur Beſchaͤftigung fehlt, folchen zuweiſen; jenen theilweiſe als Unter 
Fügung und zur Verminderung der Almoſen, diefen um fie vor Ars 
muth zu bewahren. Darum fpricht der Gefeßgeber im angeführten 
$. 2. Th. 11. Tit. 19. des A. L. N. nicht von Armen allein, fons 
dern allgemein von denen, welchen es an Gelegenheit zum Ars 
beitöverdienfte gebricht. Auch der $. 30 der Allerh. Verordn. vom 
15. Dezember 1820 wegen Einrichtung des Landarmenhaufes für die 
Provinz Weftfalen leg den Armenvorftänden die befondere Pflicht 
anf: „nicht blos der Linderung gegenwärtiger Armut), fondern ins⸗ 
befondere der Vorbeugung Fünftiger Verarmung die vors 
züglichfte Aufmerffamkfeit zn widmen.” — 4 rbeitfamfeit muß bei 
ber geringen Volksklaſſe möglichit befördert. werden, und Kinder for 
gar muͤſſen frühzeitig dazu auf zwechnäßige Weife durch Juduſtrie⸗ 
unterricht, Spinnfehulen oder auf fonftige den Lokalverhaͤltniſſen ans 
gemeffene Art zur ge angehalten werden. (Siehe auch „fittlich 
verwahrlofte Kinder” ımter Rubrif Randarmenanftalten.) 

Das Steigen der erften Lebensbedürfniffe führt auch zur Ars 
muth. Es muß darauf Vedacht genommen werden, diefe zu wohl 
feileren Preifen für die geringere Volksklaſſe, wem auch vermittelft 
Zufchüffe aus Öffentlichen Fonds, zu beſchaffen. — Befondere Uns 

lüdsfälle, welche Individuen und Familien treffen, Tangwierige 
anfheiten u. f. w. find Quellen der Armuth, die auf jede nur 
mögliche Weife zu verftopfen find, und wobei ftetd zu beachten iſt, 
daß einzelne Ausgaben zu dieſem Zwecke aus öffentlichen Fonds dieſe 
nicht fo ſehr in Anſpruch nehmen oder erfchöpfen werden, als bei 
wirklich eingetretener Armuth die nachhaltige Unterftügung. — Selbſt 
bie zn greße Mildthaͤtigkeit gegen Bettler, der Mangel an polizeilicher 
Aufficht auf Bettler und Landftreicher, die fehlerhafte und nicht los 
Falgemäße Einrichtung der Armenverforgungsanftalten Fönnen die Ur⸗ 
der Armuth vermehren. Endlich verordnet noch das A. L. R. 
It. 19. $. 14.: „Die Obrigfeit muß bei Zeiten die Urfachen des Vers 
falls der Gemeindeglieder abzuhelfen ſuchen.“ Ä 


[Wem die Ver- 13. Privllegirte Korporationen, welche einen bes 
en —— ſonderen —* haben, oder dergleichen, ihrer 
sätzlich Verfaſſung gemäß, unter ſich aufbringen, find ihre uns 
liegt,] bermögende Mitglieder zu ernähren vorzüglich verbuns 

Sandr. IL. 49. 6. 9. j 
14. Auch Stadt» und Dorfgemeinen müffen für die Ernaͤhruu 
ihrer verarmten Mitglieder und Einwohner * Su a. a. D.$. 10. ; 
Juden bilden Peine politifhe Gemeinde, fie find vielmehr Mit 
glieder der Kommäne ihres Wohnorts, M. R. vom 7. März; 1851. 


15. In Anſehung der ausdruͤcklich aufgenommenen Mitglieder | 


t die Verbindlichkeit i iſt. 
—— = 5 eit, ſobald die Aufnahme wirklich geſchehen iſt 


Als Einwohner eines Dorfes find ale Individuen zu betrachten, 
welche in einem Dorfe oder innerhalb der Begrenzung der (and) alle 
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darin belegenen Dominialgrunditäce mit umfaſſeuden) Dorf⸗Feldmark 
wohnhaft find, ohne Unterfchied, ob die Gruudftüde, auf denen fie 
wohnen, vuftifale oder dem Dominio zugehörig ſiud. Diefe find zu 
den Kommunallaften verhäftnißmäßig heranzuziehen, und der Gemeinde 
überfommt dagegen die Verpflichtung, fich ihrer im Falle der Vers 
armung anzunehmen. — Liegen dagegen die vom Dominials Yundo- 
dismembrirte Parzellen, auf denen fi der Verarmte angebaut und 
‚gewohnte hat, wicht in einen Dorfe oder deſſen Feldmark, was bei 

vilrten zu Peiner Gemeinde gehörigen Rittergütern der Fall fein kann, 
fo muß das Dominium als Polizeiobrigkeit, nah A. & NR. II. 15. 
$. 19. die Verforgung der Armen übernehmen. Gleiche Berpflich 
tung liegt unter allen Unftänden den Dominten hinfichtlich ihrer Ans 
gehörigen und derjenigen Perfouen ob, welche unmittelbar zu den 
Guts- und Vorwerkdwirthfchaften, als Verwalter, Pächter, Brauer, 
Brenner, Dienfiboten, Einlieger und Miether in berrfchaftliden Ger 
baͤuden gehören. 

ANe diefen entgenftehende frühere Beftimmungen find aufgehoben. 
M, R. an fämmtlihe Regierungen, ausfhließfih der Weftfälifhen und Rhei⸗ 
niihen vom 25. Mai 1825, 

Einzelne mit Feiner Kommuͤne verbundene Gtabliffements werden 
ruͤckſichtlich der Armenpflege den Kommnünen gleich geachtet. M. R. 
von 20. Mai 1820, | 

Anh dem nenen Erwerber eines folchen In gerichtlicher Subha⸗ 
ftation verkauften Gtabliffements oder Guts liegt die Verpflichtung 
ob, den früheren völlig verarmten und arbeitönnfätigen Beſitzer des 
Guts ꝛc. als Ortsarmen zu verpflegen. M. R. vom 18. Janr. 1830 


Die Pflicht der Armenpflege folgt wicht ans der Polizeigerichts⸗ 
barfeit, fondern aus dem Werhältniß der Eimvohnerſchaft; daher müfs 
fen arme Einwohner der ftandesherrlichen wicht zu einer Kommüne 
gehörigen Grundftüde aus den bereiteften Einkuͤnften der letztern uus 
terhalten werden. M. R. vom 29. Dezember 1854. 

16. In Anfehung anderer Calfo nicht ausdrüdtich ausgenommes 
ner) Einwohner hingegen ift nur diejenige Stadts oder Dorfgemeinde 
zur Ernährung eined VBerarmten verpflichtet, bei welcher derſelbe zus 
legt zu den — Laſten beigetragen hat; Landr. IL. 19 $ 12. 
oder wenn gleich er nicht dazu beigetragen, doch vorfommendenfalld 
gefeglih zu den Kommunallaften hätte angezogen werben koͤnnen, 
MR. vom 28. Novbr. 1828. weil fi ſouſt jede Kommüne durch Bes 
freiung eined Subjekts von den Beiträgen der Armenpflege entzichen 
Fönnte, auch nicht au allen Orten beſondere Abgaben zu den Kom⸗ 
munallaften erhoben werden. Daf. und vom 28. Aug. 1897 — conf. $. 
17 u, 68.— 

[Domizil.] 17.. Die vorftehend angeführte Geſetzesſtelle F 
übrigens immer das Domizil voraus. — Daſſe 

eht nach dreijahriger (freiwilliger) Abwefenheit eines geoßjährigen 

enfchen nach $. 23, Tit. 2, Th. 1. der Allg. Ger.⸗Ordn. verloren, 

weshalb nad Ablauf diefer drei Jahre auf die betreffende Gemeinde 
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nicht mede rekurrirt werden kann, M..R. v. 26. Zuni 4820. mach ofts 
und weſtpreußiſchen Provinzialgefegen ſtatt 3, eine einjührige Abwe⸗ 
- fenheit M. R. vom 43, Dezbr. 10929. 2 
18. Zu Konftitwirung eines Domizild gehört: 
a. perfönliche Gegenwart und . 
b. die Abficht zu Bleiben. 


ze: Komment. zur Krim. D. $. 77, Hellfeld jurisprud. forensis $. 512, 
R. vom 7. Febr. 1831. 

Das Miethen einer Wohnung im Orte und der Aufenthalt das 
rin iſt 3. B. ſchon an fih ein Beweis für das Domizil. M. R. v. 
20. Febr, und 64 Zuli 1829. da die Abficht, feinen beitändigen Wohnfig 
an einem Drte nehmen zu wollen, fowohl ausdrüdtich als durch 
Handlungen oder Thatſachen geänßert werden kaun: glg. Ger. Ord. 
1. 120. $. 10. fo liefert die Anwefenheit md ſelbſtſtaͤndige Grnährnug 
um Orte denfelben Beweis. M. R. vont 20. Febr. 1829. 

Das Miethen einer eigenen Wohnung ift übrigens zur Kons 
ſtituirung des Domizils nicht noͤthig; eben fo wenig felbftftändige 
Ernährung, fobald nach den Umftinden, die Abficht zu bleiben, 
zu vermuthen und Diefem von der Obrigkeit nicht mit Grund widers 
fprochen ift, z, DB. wenn. Jemaud bei einem Verwandten gewohnt, 
oder bei Andern in einer Schlafftelle gelegen hat, oder wenn Jemand 
es feiner Konvenienz angemeſſen findet, beftindig im Wirthshauſe zu 
leben, wie befonders im großen Städten der Fall wohl vorkommt. 
M. R. vom 6. Zuli 1829, (Wegen Befchränfung neuer Anfiedelungen auf dem 
Sande fiehe Th. J. Tit. VI. Kay. 9. Abſchn. 1. ß 4.) - 

19. Perfonen, welche unter Eltern und Vormuͤnder fichen, Föus 


— ſich Fein neues Domizil Fonftitwiren. Allg. Ger. Ordn. I. Tit, 
2. 


20. Koͤnigliche Zivilbeamte konſtituireu an den Orten, wo fie 
angeftellt find, ein Domizil, .M, R. vom 44. Zuni 1897... 


Shauffeegelds Einnehmer und Chauſſeewaͤrter gehören in Bezies 
hung auf Armenpflege derjenigen Gemeinde an, in der fie wohnen; 
ob fie aber hinſichtlich der Beiträge zu den. Armenfonds als Staats⸗ 
Diener oder Pächter oder bloße Tageloͤhuer zu betrachten flud, muß 
von den jededmal obwaltenden Verhäftuiffen abgemefjen werden. M. R. 
vom 418. Mai, R. der Reg. zu Münſter vom 8. Juni 1836, 

21. Jede inläudifche Perfon, die arbeitsfühig ift, kann nicht als 
arm angefehen werden, Sobald fie Feine Anſpruͤche auf Almoien 
macht, bat fie die Freiheit ihr Domizil an jedem ihe beliebigen Orte 
zu wählen. M. R. vom 28. Zuni 1819, 7. Febr. und 4. Auguft 1826. 

Die bloße Beforguiß, daß Jemand Fünftig auf Almofen Anfpruch 
machen Fönnte, reicht nicht. bin, den Aufenthalt zu verweigern, 
IR NR. vom 22; Auguft 4825. | 
Selbſt die aus Strafanftalten entlaffene Verbrecher — conf. 
„Aufficht auf VWrrdächtige” Kap. 5. Abfchn. 1. — haben diefe Frei⸗ 
beit, wenn fie arbeitsfählg find. MM. R. vom 20. Februar 1854. 
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Auch dem Bagabuuden if es geftattet, wenn er die Fähigfeit 
befigt, fich zu ernähren, eben darum, damit er. eimmal anfangen 
Kann, zum Befferen überzugeben, überall, wo er zu feiner Niederlaf 
fung Gelegenheit findet, ein Domizil zu kouſtituiren. — Siehe auch 
‚„Bagabungen“ $. 15. Kap 6. — M. R. vom 7, Mai 1898, und A. 
Geptember 1829. ; | 


22. Jeder wird für fähig erachtet, ſich und die Seinigen unters 
balten zu Fönnen; dad Gegentbeil muß erwiefen werde, MBorallegirte 
Keftripte und vom 22. Aug., 10. Movbr. 1825 und 7. Febr. 1826. 


23. Geſinde und Hirten kouſtituiren ein Domizil, fobald fie fi 
für eigene Rechuung verpflegen, oder eigene Defonomie haben, eder 
ihre Abfiht an dem Orte zu bleiben Far if. M. R. vom 22. Auguft 
1925, 10. März 1827 und 22 Dezember 1831. 


; l 

24. Wenn jedoch Jemand, fein Domizil: verändert hat, und e8 
rann fpäter. durch ärztliche Atteſte oder fouft nachgewiefen werden, daß 
derfelbe ſchon an feinem vorherigen Wohnorte arbeitsunfählg und verarmt 
geweſen, danu fan dieſer Ort innerhalb Jahresfriſt die Zurücknahme 
nicht weigern. (eonf. $. 35 und 36.) Patent vom s. Septbr. 1804. (Meue 
Eriftenf,) M. R. vom 2. Quli 1832. (Siehe aud wegen Kinder der Ausge⸗ 
tretenen und Nusgewanderten Th, J. Tit, VL Kap. 2%) 

25. Ein Ausländer, der im preuß. Staate ein Domizil konſtituirt 
fat, wird der Regel nach ſchon dadurch an ſich ſelbſt ein Juländer. 
M. Rı vom 5. Juli, 4. und 31. Aug» 1820. - Siehe Niederlaffungen Tit, 
VII. Rap. 1, — 

26. Fremden Unterthanen Tann auch, mac beigebrachten Aus⸗ 
wanderungsfonfenfen ihrer vaterländifchen Behörde, die Aufnahme ver 
fagt werden, wegen Armuth, Bettelei oder fon erheblichen und ge⸗ 
feglichen Urſachen. — Auch das Heirathen eined Ausläuderd mit eis 
ner Inlanderin gibt, allein für fi), Grfteren Fein Recht zum Vers 
fangen hier aufgenommen zu werben. Deutſche Bundedakte Art. 18. 8.2, 
lit: a. und M. R. vom 5. Zul 1826. . 


97. Die nicht gefihiedenen Frauen, went fie auch augenblicklich 
von dem Manue abwejend find, theilen doch den Wohnſiß de elben 
im rechtlichen Siune ded Worts. — Eoldaten erwerben aber in ih⸗ 
tem Sarnifonorte feinen Wohuflg in dieſem Sinne, deren rauen 
daber, fie mögen ins oder außer alb der Garnifonftadt leben, Fons 
ftituiren da wo fie leben fo wenig, als in dem Garnifonorte, ein 
Domizil, und auf den Landarınenonds maß daher erforderlichenfalld 
aurüdgegaugen werden. — Auf den Gerichtsſtand kommt e3 iu folchen 
Fällen nicht am, da auch jeder Heimathioſe der Gerichtsbarkeit un 
tertvorfen ift, Änter welcher er ſich eben aufhält. M. R. vom 29. De- 
zember 1830. 


Stirbt ein Soldat oder Invalide, der in einer Lage var, die 
ihm keine Wahl des Domizild verftattete, fo find die im 
Augenblide feines Todes arm zuruͤckbleibende Wirtwe und Kinder 
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nicht Orts⸗ fondern Landarme. Desgleichen, wenn er aus Militairdienſten 
entlaffen und nirgends einheimiſch geworden iſt. — Erfolgt aber die 
Verarmung der Bintechliebenen nach dem‘ Tode, dann werden fie 
nad) ihren eigenen Domizilverhältniffen beurtheilt. M, R. vom 30 Mai 
1812: [v. Kamp Annalen 1821. S. 922.} 


28. Das Domizil eined aus aftiven Milttatrverhäftniffen entlafs 
fenen Soldaten aber tft nicht die Garnifonftadt, fondern der Ort, wo 
se vor feinem Gintritte, in den Militairdienft fein Domizil hatte. 
M. MR, vom 16, Septembet 1823. 
29, Hat Semand Fein Domtzil konſtituirt, dann gilt dafür dere 
Drt feiner Herkunft. (forum originis) Allg, Ger. Ordn. Th. 1. Tit. II. 
$. 23. und M. R, vom 5. Auguft 1828. 
Hat er aber als ein Großjähriger den Ort feiner Herfunft 
länger als drei Jahre (iu Oſt⸗ und Weftpreußen ein Jahr) freiwils 
verlaffen, daun geht er auch diefen, rücfichtlih der Verpflegung, 
chts mehr au. Matent vom 8. Septemb. 1804 $. 14. M. R. vom 13. und 
22: Zuni 1826, 18. Febr. 1828 und 13. Dezbr. 1829. 
30. Der Fein Domizil hat, ift ein —— im rechtlichen 
Sinne Des Worts. Allg. Gen Ord. L 2. 8. 22, M. R. v. 21. Juni 1828. 


31, Bel unehellchen Kindern iſt der Gerichtsſtand der Mutter 
bad Forum originis;*) bei Kindern der Bagabunden, wo fie getauft 
oder beſchuitten find; bei Findelfindern, der Ort wo fle gefunden find. 
Grollmanns Orundfäge der Krou. NRechtswiſſenſchaft. S. 390. 

- Hinfichtlih dev Verpflegung kommt es indes in allen Faͤllen 
vicht auf deu Gerichtsſtaud au. Coonf. $. 27.) ° 


32. Nach den vorfiehenden Grundfäßen ($. 13 — 31) müffen 
auch die Ehefrauen, Wittwen und unverforgte Kinder ded Verarmten 
von den Korporationen und Gemeinen ernährt werden. Cconf. $$. 33 
— 36.) Lande, IL 10. 6. 13. 


33. Dangelte dem Vater ‚bei feinem Ableben alfo ein Domizif, 
dann haben die minderjährigen Kinder auch Feines, und es ift dem⸗ 
nach Fein Ort vorhanden, dem fle zugefchoben werden koͤnnten. Cconf. 
die Note zu $. 31.) — Wem fie aber Feine Almofen verlangen, viel 
mehr fich ihren Unterhalt felbik erwerben, dann dürfen fle aus ihrem 
Aufenthaltsorte nicht weggewiefen werden. M. IR. v. 4. Sept. 1820. 


*) Wenn 5. B. eine Dienftmagd, während fie für fi noch Fein Domizil 
Fonftituirt bat, an einem andern Orte Kinder geboren hat, und fie bei 
ihrer erſten Niederfunft minderjährig, bei ihrer zweiten großjährig gewes 
fen; fo fällt die Verpflegung des erftgedachten Kindes dem Drte zu, mo 
der ehelihe Nater der Dienfimagd fein Domizil hat, das zweite Kind 
aber, in fo fern fie bei deffen Geburt feit drei Jahren majorenn und 
daher ald Bagabundin im furiftifhen Sinne des Worts anzufehen, (conf. 
88. 47, 19 u. 30), und diefer Zuftand auf ihr uneheliches- . 
gegangen if, muß aus dem Landarmenfonds verpflegt werden, Pk. 

v. 45. Dezbr. 1829. (Siehe übrigens Schluß des $, 58.) 
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34. Hat der Vater dagegen ein Domizil bei feinem Ableben ges 
babt, daun kann Die betreffende Gemeinde fich eventuell der Unterhaß . 
tungspflicht der Kinder nicht entziehen, Cconf. $. 32.) M. R. v. 28 
Nov, 1825, und 11. San. 1826. | 


35. Da aber, wo eine Wittwe die arbeitsfähig, alſo nicht als 
arım angejehen werden kann, doch aber nicht im Staude ift, ihre 
Kinder Cebelicher Geburt) zu ernähren, -darf zwar die Konftituirung 
des neuen Domizils nicht verwehrt werden, es muß aber derjenige. ' 
Ort für die Kinder Dülfe geben, in welchem ihr Vater zur Zeit des 
Ablebend fein Domizil gehabt hat. Die Obrigkeit des neuen Domi⸗ 
zils hat in Diefem Kalle fich der armen Kinder zwar anzunehmen, 
Fan dagegen ihren Negreß an die verlaffene Gemeinde nehmen. M. 
R. vom 25. Juni 1829, und 22. Dejbr. 1831. (conf. $. 23.) | 

Perionen , welche zu der Zeit, wo fie in dürftige Umftände geratben, 
feinen feiten Wohnfig im rechtlichen Sinne haben, wohin auch folche 
Diinderjährige gehören, welche Fein eigenes Domizit konſtituiren Füns 
nen, müſſen von der Gemeinde des Orts unterhalten werden, wo 
fle fich feit drei Jahren befunden. — Haben letztere ſich noch nicht 
fo Lange an diefem Orte aufgehalten, fo liegt ihre Verpflegung der 
Gemeinde des Orts 06, wo der Vater (bei Unehelichen die Mutter) 
ihren Wohnfig haben oder zur Zeit ihres Ablebensd gehabt haben. — 
Sollte hiernach Feine andere Gemeinde zur Verpflegung angehalten 
werden fönnen, fo muß ſolche die Gemeinde, worin der Arme ſich 
- befindet, übernehmen. Allerh. Reſkr. vom 2. Zuli 1810, (Ediftenf. ©. 317) 

M. R. vom 29, September 1835. 

36. Verheirathen ſich zwei arme hülfsbedürftige Perfonen aus 
verſchiedenen Orten, fo kann zwar die Heirath nicht unterfagt, die 
Ruͤcknahme der den Wohnfig ändernden Perfon von der betreffenden 


— aber gefordert werden. M. R. nom 28. Septbr. 1849. (conf. 
23.) 


37. Aller Armen und Unvermögenden, denen der Unterhalt auf 
andere Art nicht verfhafft werden Fann, muß die Polizeiobrigkeit eines 
jeden Orts, ohue Unterfchied des Nanges und fonftigen Gerichtöftans 
des derfelben, fich annehmen, Landr. IL. 19. 8. 15. 

Der Polizeibehörde, als ſolcher, kann es gleichgültig fein, welche 
Kommüne die Verpflegung eined Armen zu übernehmen hat, wenn 
nur der Arme überhaupt verpflegt, und wenn er ar nicht während 
eines Prozeſſes über die Verpflibtung zu feiner Unterftüßung ein 
nur feiner Armut und der mangelnden Hülfe wird, M. R. b. 14. 
Mai 1833, — 

Bei Streitigkeiten desfalls zwiſchen verſchiedenen Kommünen oder 
moraliſchen —— entſcheiden die Regierungen. Den ſtreitenden 
Parteien ſteht gegen dieſe Eutſcheidungen zwar der Nechtöweg frei, 
dann ſetzt die Regierung aber ein Interimiftifum feft, welches beob⸗ 
achtet und nach vorallegirtem Geſetze erefutirt werden fol. Entwurf 
zu einem neuen Armenverpflegungsgefese, voraley. M. NR. dom 31. Aug. 1833. 


! 
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38. Die Kommuͤne muß ſich nach dem ($. 37.) allegirteu Ge: 
fiße eine8 jeden Armen, der fi in ihrem Bezirke vorfindet, anmeb⸗ 
wien, ohne Nücficht, ob oder wo derfelbe fein Domizil, oder wer Die 
U uterhaltungspflicht hat; und wenn alddanı niemand vorhanden fein 
ſo llte, an den fie Deshalb Regreß nehmen koͤnnte, fo ift Died cin zus 
falliger Schaden, wofür Fein dritter Erſatz zu leiften verpflichtet iſt. 
M. R. vom 22. Dejbr. 1831. — confı $. 68, 


‚39. Glaubt die-Gemelnde, die vorläufig, jedenfalls vorbehaltlich 
der Erſtattuug, zu leiftende Verpflegungsfoften in Folge etwaiger vers 
waudtſchaftlicher Verhältniffe von einem Dritten zurüdfordern zu Föus 
nen, und wird die Verbindlichkeit dazu beftritten, dann fteht ihr (nicht 
der Polizeibehörde, die fich ftetd3 an die Kommuͤne halten muß) mit 
Berüdfichtigung der beftehenden Gemeindeverfafjung der Weg Rech⸗ 
teus frei. M.R. v. 10. Mai 1827, 21. Januar 1828, 27. Oftbr. 1829, 31 
Auguft 1833, und Entwurf zu einem neuen Armenverpfleg. Geſetze. conf. $. 69” 


(Unterbringung 40. Arme, deren Verforgung nach obigen Grund» 
in Landarmen- fügen einzelnen Privatperfonen, Korporationen oder 
Bea Kommiünen nicht obliegt, oder von denfelben nicht bes 
findet.) ftritten werden kaun, follen durch Vermittelung des 
Staatd in Landarmenhäufer untergebradht werden. — 
Landr. IL. 19. 8. 16. Ä 

Wo alfo die Ortdarmenqualitit nicht auszumitteft oder nicht 
vorhauden ift, da tritt allemal die Kandarmenqualität ein. M. R. v. 
30. Mai 1812. v. Kampg Ann. 1821. ©. 922. (Siehe $. 61.) 


[Welche Ver- 41. Wenn gleich nun den Gemeinden ($. 13 — 

wandte d. Ver- 38.) uud nach Unterfihied der Provinz ($$. 27, 29, 30 

pflegung“ 0° md 40.) die Verforgung der Armen gruubfüglich 

münen erstat- Obliegt, fo koͤnnen diefe in verfchiedenen Fällen vermö⸗ 

ten müssen.) gende Verwandte deshalb in Anfpruch nehmen ($.39.), 
die einander wechfelfeitig zu unterflügen verpflichtet find: 
(Siehe aber auch $. 69.) 


a. Bei ehelichr 42. Auch nah aufgehobener väterlicher Gewalt 
Geburt. find Kinder und Eltern werhfelfeitig zu ünterftügen, 
und eind das andere, wenn ed fich ſelbſt nicht ernähren kann, mit 
Unterhalt zu verjehen fhuldig. a. L. R. IL. 2.8. 251. 


43, Dies gift überhaupt für Verwandte in aufs und abfteigender 
Liuie. a. a. O. Tit. 3. $. 14. 


44. Auch Geſchwiſter erften Grades müffen ihren Gefchwiftern, 
die ſich ſelbſt zu ernähren ganz unfähig find, den nothdürftigen Uns 
terhalt reihen. a, a. O. $. 15 


45. Es macht dabei Feinen Unterfchied: ob fie mit ſolchen Ges 
ſchwiſtern durch volle oder halbe Geburt, aus einer Ehe zur rechten 
oder zur Tinten Hand verwandt find. Daf. $. 16. 


x 


7 
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46. Doch richtet ſich überhaupt die Verbiudlichfeit der Verwand⸗ 
ten, hüfflsfe Bamilienmitglieder zu ernähren, nach den Regeln der ges 
feglichen Erbfolge. Daf. $ı 17. | | 
47. Derjewige alfo, welcher der ‚nächte Erbe des zu ernährenden 
Verwandten fein würde, hat auch die nächſte Verbindlichheit für ſei⸗ 
nen Unterhalt zu forgen. Daſ. $. 18. 


48. Wenn jedoch der zunächit Verpflichfete ſelbſt unvermoͤgend 
iſt: fo muß der auf ihu Folgende an feine Stelle treten. Daſ. 8. 19 


49. Mehrere gleich nabe Verwandte müſſen den Unterhalt des 
dürftigen Familienmitgliedes gemeinfchaftlich, jedoch nach Verhältuiß 
ihres Vermögens bejtreiten. Daf. $. 20. . 

50. Andere Seitenvertwandte, außer den Gefchwiftern eriten Gras 
des, koͤnnen zur Ernährung unvermögender Familieumitglieder nicht 
gezwungen werden. Dafı $. 22. — 


b. Bei uncheli- 51. Die Verbindfichfeit der Eltern zur Verpfles 
chen Kindern. gung uneheficher ‚Kinder dauert nur bis nach zuruͤck⸗ 
gelegtem vierzehnten Jahre. AL.R.IL.2.$. 633. | 


52%. Nach diefem Zeitpunfte müffen die Kinder fich ihren unter⸗ 
halt ſelbſt erwerben. 1. c. $. 634. 


53. Sind jedoch unchelich geborne Soͤhue zu einem Handwerke 
oder Profeſſion gegeben worden: fo muß der Vater auch, das feruere 
Lehr⸗, imgleichen das Losfprechegeld berichtigen. 1. c. $. 635. 


54. Hat auch außerdem der Vater das Kind zu einem Gewerbe 
ersiehen laffen, mit welchem es fidy nach zurücgelegtem viersehnten 
Jahre feinen Unterhalt noch nicht verdienen fanı, fo muß der Vater 
die Verpflegung fo lange fortfegen, bis das Kind mit diefem von ihm 
gewählten Gewerbe ſich ſelbſt zu ernähren vermögend iſt. 1. c. $. 639. 


Ä 55. Werden unebeliche Kinder durch Kraufheit oder font fehler 

bafte Leibed » oder Gemuͤths-Beſchaffenheit außer Stand geſetzt fich 
ihren Unterbalt zu erwerben, fo koͤnnen fie von den Giteru oder 
Großeltern die nothwendige Verpflegung auch ferner fordern 1 c. 
$. 637, Ä 


56. Dagegen müfen aber auch uncheliche Kinder die nothleidens 
den Elteru und Großeltern, in Ermangelung anderer dazu nicht ver⸗ 
pflichteten Perſouen, nach ihrem Vermögen unterſtützeu. 1. e. $. 638. 


57. Ueberhaupt aber ift die Mutter eined umehelichen Kindes 
ſchuldig, daſſelbe, auch nach aufgehobener väterfiher Gewalt, wein 
es fich felbh nicht ernähren Fan, mit Uuterhalt zu verjehen A. L. N. 
18. 3. $. 17, und 2. $..659. 


58. Seitenverwandte find nicht verpflichtet, Sitz⸗ und Verpflegungss 


Foften für ihre in Arreſt fi Gefindende Kollateraͤlen zu Bezahlen, — 
A K. D, vom 20. Dftbr. 1822. und M. R. rom 21. Oftbr. 1823. 
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(Heilungskosten 59. Die Heilnngöfoften armer Kranfen, Deren 
armer ken. Wiederherſtellung man ohne Arztlihe Hülfe nicht bofs 
Wer zur Tra. feun darf, gehören zu den Verpflegungsfoften der Ars 
gung derselben Men, welche den Gemeinden zur Laſt fallen. — Dies 
verbunden und ift in einzelnen Fällen, namentlich in $. 354. Tit. 8. 
Sorge überneh- ($, 64.) und $. 348. Tit. 18. Shl. II. des A. L. R.,*) 
ae verbunden mit $. 308 bis 310. a.a. O.) ausdrüd- 
lich beftimmt, imgfeichen nach $. 179. lit. c. der Etädteordunug von 
1808 die Krankenpflege der Armen allgemein zu den Obliegenbeiten 
der Stadtgemeinden gerechnet. — Es ijt daher die Obliegenbeit der 
Polizeiobrigkeiten fi) der Hülflofen anzunehmen, foweit nämlich, als 
ed auf das Nothdürftige zur Erhaltung ihres Lebens und ihrer Ges 
fundheit anfommt. M. R. vom 10. Dejbb. 1819. 


Es ſteht aber den Polizeibehörden nicht frei, in den Faͤllen, wo 
eine Ärztliche Behandlung und befondere Pflege armer Kranfen nös 
thig, deren Augehörigkeitsverhäftuiß nicht unbedingt feititeht, den Arzts 
lichen Zutritt und die befondere Pflege fofort ohne gehörige Berück⸗ 
ſichtigung des Koſtenpunkts und ohne vorherige Ruͤckfrage an den 
verpflichteten Sheil anzuordnen, indem dadurch Reklamationen der zum 
Erſatz folher Koften verpflichteten Individuen und Kommünen euts 
ſtehen, deren Beſeitigung füt die Adminiftration mit Schwierigkeiten 
verknüpft iſt, und nicht felten Prozeſſe der Betheiligten zur Folge 
at, — 
’ Su allen ring 109 

a, nicht Gefahr im Verzuge vorhanden, oder 

b, — anſteckende veneriſche Uebel komplizirter Natur in medio 

ud, oder 

c. die oͤffentliche Sicherheit night etwa bedroht iſt, 
ift ed nothwendig, den Zutritt der Polizeibehörde nur dann von Amtds 
wegen Statt haben zu laffen, wenn 1) die Angehoͤrigkeitsverhaͤltniſſe 
der Erfrauften vollfommen feftgeftellt, und 2) die verpflichteten Jus 
dividuen und Kommünen auf vorherige Frage: ob diefelben mit dem 
Verfahren der auordnenden PBolizeibehörde einverftanden feien? fich 
Bejahend, und namentlih zur Erftattung der Koften bereit erflärt 
haben, 


n allen Faͤllen, wo undermögende Perfonen von einem bebeus 
tenden Kraufheitsübel befallen fein möchten, und von Feiner Seite 





*) N 348. Die Heilungsfoften haben mit den Erziehungsfoften gleiche 


echte. 

*) 8, 308 — 310. Die Vormünder find vorzüglich für dem Unterhalt und 
die Erziehung ihter Pflegebefohlenen verpflichtet. — Sf das Vermögen 
oder der eigene Berdienft der Pflegebefohlenen nicht hinreichend: fo müf: 
fen die, vermöge der Zamilienverbindung gefeglih dazu verpflichtete Ver 
wandten zutreten. — Giehe $. 43. seq. — Ermangelt aud deren Beis 
ftand: fo haben dergleichen unvermögende Pflegebefohlene auf die Unter: 
ftüßung des Staats durd ——— Beihülfe, oder aus den vorhan- 
denen irmenanftalten, vorzüglich Anſpruch. 
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Anftalten zur Arztfichen Behandlung gemacht werden, (namentlich auch 
bei Verlegung durch von der Tollwuth ergriffene Thiere — publ. 
ber Reg. zu Marienwerder vom 6. April 1824. —) müflen die Polizeibebörs 
den unbedingt und bei Vertretung aller aus der Unterlaffung ent» 
ftehenden Folgen zur weiteren Ginfchreitung Anzeige machen. — (68 
ift Gefahr im Verzuge überall anzunehmen, wo auf die desfallfige 
Aufforderung der Kreisbehörde zur Verpflegung und ärztlichen Bes 
handlung der alfo erfrankten Judividuen dennoch Feine Anftalten ges 
macht werden. — Ju allen folhen Fällen fchreitet daher die Polizeis 
behörde gleichmäßig von Amtswegen ein, M. R. vom 29. Suni 1831. 
und bemerkt dabei ausdrücklich, daß die Behandlung für Rechnung 
derjenigen eintreten müffe, die für jene Koften aufzufommen geſetzlich 
verpflichtet find. Publ. der Reg. zu Marienwerder vom 6. April 1824. 


60. Wenn der Sandarmenfonds überhaupt zur Grnährung eines 
Individuums. verpflichtet ift, fo muß derfelbe auch die Koften tragen, 
welche zur Heilung defjelben von einer Krankheit erfordert werden. 
M. R. vom 27. Zuli 1831. : 

61. Die Verpflegungs + und Kurkoften einer heimatlofen Perfon 
falfen der Armenkaſſe des Orts zur Laſt, wo diefelbe erkrankt it, 
N. K. D. vom 10. November 1833. 

62. Die Herrihaft des erfrankten armen Gefindes muß deffen 
etwaige Verpflegungs » und Kurkoſten vorfchießen. Gef. Ordn. $, 88. 
M. R. vom 19. März 1830, 

63. Die Kurs und Verpflegungsfoften eines eingewanderten und 
kraukgewordenen Gefellen, er ftehe bereitd in Arbeit oder nicht, muß 
wenn er felbft unvermögend ift, aus der Gefelleufade, und in deren 
Ermangelung aus der Gewerkskaſſe beftritten werden, Sandr. IL. 8. 
$. 353, 

Es macht Feinen Unterfchied, ob der Gefelle zünftig ift oder nicht, 
bei einem zünftigen Meifter gearbeitet hat oder nicht; M. R. vom 23, 
Dejbr. 1825. 
oder ob er krank eingewandert, oder fpäter erfranft if. M. R. vom 
214 Dftbr. 1825, 

64. Iſt diefe nicht hinreichend, fo muß die Armenfaffe des Orts, 
und bei deren Unzulänglichkeit, die Stadt» oder Kaͤmmereikaſſe zutres 
ten. Landr. II. 8. $. 354. 

Unter Armenkaſſe des Orts wird derjenige Ort innerhalb Lanz 
des verftanden, dem’ der Kranke angehört. Es kann daher wegen 
Erftattung der Koften nach $. 13 seq. Negreß an die Verwandten 
oder au die Armen s oder Gemeindefaffe des Domizils genommen wer⸗ 
den. M. R. v. 30. Mai 1812. (v. Kampg Ann. 1823 ©. 664.) ©. aud) die 
$$. 61; 68 und 69. 

65. Der Magiftrat muß alfo bei eigener Vertretung dafür fors 
gen, daß ein Frank gewordener unvermoͤgender Geſelle nicht hülflos 

elaffen, oder vor erfolgter hinlänglicher Wiederherfielung fortger 
Haft werde. Landrecht II. 8. $. 355. 


- 


sid I. Tit. VI. Rap.'ni. Armenpolizei. 


iernach Liegt der Ortöbehörde nur die Sorge für Kur und 
Berpflegung ob. (Wegen der Koften conf. $. 63 und 64.) M.R. 
vom 30. Mai 1812. [v. Kamptz Ann. 1823 ©. 664.) 


66. Hat ein Ort Feine eigene Kranfenanftalten und Aerzte, dann 
raun die Obrigkeit wegen Aufuahme des Erkrankten in einer benach⸗ 
karten Stadt, mit derſelben ein freiwilliges Abkommen treffen, ſich 
ſelbſt aber eventuell an den Angehörigfeitsort halten. M. R. vom 29: 
Sanuar 1832. 

Im Allgemeinen aber. ift fein Ort verpflichtet, arme Kraufe in 
auswärtige Heilanftaften heilen oder auswärts Furiren zu laſſen. — 
M. R. vom 6. Novemver 1828, und 26. Januar 1835. 


67. Die Kurfofen für Fräßige Handwerfsgefellen follen von der 


 Gemeindefaffe getragen werden, wo die Heilung Statt gehabt hat.— 
M. R. vom 28. September 1827. 


Die Heilung muß da Statt finden, wo die ‚Krankheit eutdeckt 
wird, wenn nicht die Rückweiſung über die Greuze gefchehen muß. — 
Siehe S. 267. $ 66. — M. N. vom 28. Dftober 1828. 

- 68. In den Rheinprosinzen wird pon Feiner andern Kommüne 
Erſatz für die Verpflegung eined Kranken, gefordert. Gefeb vom 24 
Bendemiaire II: Zahres der Republif, und M. N. vom 2. März 1825. 

Daher werden ich Forderungen anderer Kommünen von Rheis 
nifchen Gemeinden zurücgewiefen, und weun gegen Niemauden ein 
Negreß Statt findet, ſo ift Died ein zufälliger Schaden. conf. $. 38. 
Gleiches ift der Fall rückfichtlich der Almofen-und Kranfenverpflegung 
fremder Neifenden, in Beziehung auf Gemeinden Fremder Staaten, 
in fo fern Feine befondere Konventionen entgegenftehen. Namentlich 
tritt ein fofcher Fall ein, in Beziehung auf Sachen, Kurhefien, Braun 
fhweig, Krakau, Hamburg ꝛc. Ueberall aber nur in fo fern der 
Unterfrüßste oder deſſen Angehörige nicht privatrechtlic in Anfpruch 
genommen werden koͤunen. M. R. vom 20. April 1827, und vom 22. 
April 1828. 


69. Grftattung von Kurs und BVerpflegungsfoften für arme 
Kranken dürfen von ihren Familien, wenn ihr Nahrungsftand dadurch 
zerftört werden würde, nicht gefordert werden. conf. $, 41. et seq. 
und 64.) M. R. vom 8. Dejbr. 1824. | 


70. Schulden der Armen brauchen die Kommünen nicht zu zah⸗ 
len, alfo auch Feine Kur⸗ und Arzueifoften, wenn ‚die betreffenden 
Behörden nicht, fondern die Armen oder ihre Angehörigen folche ver» 
a. — M. RM. vom 24. Juni 1828, 23. September 1829 und & 

ober 1831. 


71. Zeder Arzt hat das Recht die umentgeldliche Behandlung 
armer Kranfen an den befoldeten Armenarzt feines Orts zu verwei⸗ 
fen; dringende Gefahr und Nothwendigkeit fchleuniger Hülfe audges 
nommen. In diefem, Galle, und wenn Fein befoldeter Armenarzt vors 


J # 


Kurs, Beerdigungsd-, Transports ⁊xc. Koſten. su 


handen, dann muß jeder Arzt nach feinem Doftoreide dem Krcmfen 
Sülfe ohue Auſtaud gewähren; wenn er demuächſt auf Nenumeras 
tion Auſpruch macht, muß er der Ortöpolizeibehörde Anzeige machen, 
und ihr die weitere Sorge überlaffen. Nur in den Fällen, wenn 
som Arzte die Fortſetzung der Kur verlangt, oder, in, gefährlichen 
Fällen Feine anderweitigen Anftalten getroffen find, der Arzt aljo in 
die Nothwendigkeit gefept ift, zur Nettung des Lebens und der Ges 
fundbeit des armen Kranken, mit feinen Suffteifungen fortzufabren, 
ift er zur Forderung des farmäßigen Honorar von der betreffenden 
Gemeinde berechtigt. — Wo die Verträge zwifchen den Kommünen 
und befoldeten Armenärzten nicht enticheiden, müflen dieſe alle dieje— 
nigen armen Kranken obne befondere Vergütung in Behandlung übers 
nehmen, welche die betreffenden Gemeinden geſetzlich, anzunehmen ver 
pflichtet find, obgleich fie zw ihr nicht gehören. Reſkr. der betr, Min. 
vom 10. April 1821, 

72. Armenärzte find als ftädtiiche Beamten zu betrachten. M. R. 
vom 16. Mai 1823, - 


(Kosten der Be- 73. Aus Öffentlichen Armen » oder Staats = ir, 
erdigeng frem- Kaſſen wird für Beerdigung eined fremden Armen 
der Armen.) nicht mehr als Ein Thaler vergütet oder erftattet, weil 
die öffentliche Armenpflege nur auf das Allernothwendigſte befebränft 
werden muß. Jura stolae werden nicht aus Armenkaſſen bezahlt. — 
M. R. vom 24. Juni 1828, und 29. Juli 1851. 

Die Koften der Beerdigung werden bon denjenigen getragen, 
denen die Verpflegung des Verftorbenen zuletzt oblag. Juſt. M. X. v. 


7. Zauuar 18235. (v. Kamptz Zahrb. Bdr 25. ©. 145.) M. des Innern vom 
25. Dezember 1829. 


„74. Kur + und Arzneifoften » Rechnungen müffen der Regi 

mit den⸗Rezepten zur Feſtſetzung vorgelegt werden, bevor die Anw 
fung auf eine öffentlich Kaffe erfolgt. Beide Rechnungen find zu glei⸗ 
her Zeit, der nothwendigen Vergleichung wegen, vorzulegen. Raſtr. 
der Reg. zu Müufter vom 10. Gert. 1834. s 

Geſchieht die Vorlegung der Rechnung jährlich für mehrere 
Krauke, dann ift das namentliche Verzeichniß der behandelten Kraus 
keu beizufügen.  - 

75. Wegen der Geiftesfranfen fiche Gefundheitspolizei, Kap. 10. 
Abſchn. 9. und auch Tit. ıı. Kap. 1. — 


(Transport ar- 76. &8 ift nicht erlaubt, arme kranke Neifende 
merKranken.) vor deren Heilung auf den Transport zn geben. Gen. 
Transp. Inftr. vom 16. Septbr. 1816, Erläuter. vom 25. Suli 4817. $. 4. 


77. D. Keine Polizeibehörde darf einem Verarmten, welcher: feinen 
Wohnort freiwillig oder zwangsweife verläßt, und nicht zu Fuß reis 
fen Faun, eine Reguifition auf Bittfuhren (Krüppelfuhren) ertheilen ; 
2) die Gemeinde, in welcher fih ein folcher Armer aufhält, muß da 
ber die Mittel zur Fortſchaffuug deffelben, fo gut es fich thun laͤßt, 
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bis zum Orte feiner Beſtimmung ſelbſt beſchaffen; 3) einer felchen Ne⸗ 
quiſition braucht nicht genüget, ſonderu jeder auf dieſe Weiſe zuge⸗ 
ſchickte Trausport kann zuruͤckgewieſen werden; 4) diejenige Behörde, 
welche dergleichen Requifitiouen erläßt, träge die Koſten des Rüds 
transports. 5) Ueberbaupt Dürfen arme. fraufe Neifende nicht weiter 
transportirt, fie müffen vielmehr auf Koften der Gemeinde, in wels 
cher fie erfranft find, erſt geheilt werden, und nur arıne Derfonen, 
welche ohne eigentlich Frank zu fein, durch Schwäche oder Gebrecben 
am Gehen verhindert werden, fih auch durch ihren Paß gehörig les 
gitimiren, dürfen — and Nückfichten der Menſchlichkeit geſtellt 
werden; jedoch muß am jedem Orte, two die Fuhren gewechfelt wer⸗ 
den, der Ortöbenmte oder defien Stellvertreter unterfuchen, ob die 
Neifenden ferner uhren bedürfen, oder ohne Gefahr für ihre Ge 
fundheit weiter reiſen köunen. Meroren. des Oberpr. der Proy. Weſtfalen 
vom 26. Juni 1825, und 13. Mai 1827, Publ. der Neg. zu Düffeldorf vom 10. 
Auguft 1825. Publ, wegen Transport und Verpflegung der Kranken im Mag: 
deburgifhen vom 25. Zuli 1793, il. m. a. Reg. 


(Grundsätze über 78. Der Grundfaß gilt überall, daß der Arme 
ee = nur mit dem unterftüßt werden fol, was ihm zur 
— — er Befriedigung der driuge u dſt eu Lebensbeduͤrfuiſſe fehlt, 

und was er durch feine Arbeit nicht zu erwerben vers 
mag. Deshalb werden Arme, die noch etwas, oder den größten Theil 
ihres Bedarfs erwerben Fönnen, nicht ganz aus Armenmitteln ernährt, 
auch müffen zur Erfeuntuiß der Bebürftigkeit Die unterhaltungspflichtigen 

Eltern, Kinder, Geſchwiſter, infofern fie theilweiſe Huͤlfe leiſten koͤn⸗ 

nen und leiſten, mit beruͤckſichtigt werden. (Siehe $. 30. der Al. Brd- 

wegen Einridt. des Sandarmenhaufes für Weitfalen vom 15. Dezember 1820. 

Haben Gemeinden Arbeitöhäufer ze. Induftries, Spinn⸗ ꝛc. Schu⸗ 

Ien für Arme errichtet, fo müfjen diefe von Zwangsarbeitshänfere 

wohl unterfchieden werden. Im die erden begibt fi der Arme freis 

willig, und findet darin Beſchaͤftigung und Arbeit, die er unter Aufs 
ficht vollendet, einen Lohn dafür und event. Wohnung und Bekoͤſti⸗ 
ung erhaͤlt. Die Aufnahme in ein ſolches Haus beeinträchtigt die 

Pürgetliche Ehre des Armen nicht; auch werden nur die Bedürftigs 

ften, und nie auf Lebenszeit, aufgenommen, fondern bis neue Erwerbs⸗ 

zweige für fie fich finden, Dagegen werden in die Zwangsars 
beitsbäufer alle aufgegriffene muthwillige Bettler, Landſtreicher ır. 
abgeliefert. — Siehe Landarmenanſtalten — 

Bürgern, die ohne ihre Schuld in Gefahr find zu verarmen, 
kann oft am zweckmaͤßigſten durch geleiftete Vorſchüſſe im Aus 
eublicke der Noth geholfen werden. conf. $..12. Die Pflicht der 

Gemeinden ift, ihre Armen fo zu unterftügen, daß fie gegen den drüs 

Aendften Mangel geihügt, und nicht genöthigt find, ſich durch Betteln 

das Nothdürftigfte zu verfchaffen. M. R. vom 9. April 1825. 

Die Verpflegung eines Armen muß der Regel nach geringer 
fein, als die des geringft begüterten Kontribuenten. Der frühere Stand 
eined Armen ift dabei nicht zu berückfichtigen, wenn man nicht auf 
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das Syſtem einer Penfion hinauskommen will. Der Tagelöhner, wel 
cher 5, 6 Sgr. tüglich verdient, muß noch zu den Kommunalfaften 
beitragen, und es würde ungerecht. fein, uud einen Neiz zur Armuth 
involsiren, wenn auf die zu Verpflegenden eine Summe verwendet 
wird, die jenen Arbeitöverdienft überjteigt. Cine ſtrenge Prüfung dies 
jerhalb it daher erforderlih, M. R. vom 23. Zuli, 6. Oktbr. 1829, und 
28. Dftbr. 1830. 

Die unmittelbare Unterftüßung der Armen muß biernach nach 
ihren Verbältniffen und Beduͤrfniſſen fich richten, und dieſe müffen 
von dem Armenvorftande genau für jeden fpeziellen Fall berüdfichtigt 
werden, fo daß manchen Armen Brod, Kartoffeln, oder andere Nah⸗ 
rungsmittel, manchen Koft, manchen Kleidungsftüde — und nur in 
ſelteuen Kira Unterftügungen in baarem Gelde gereicht werden. 

» Auf die beiten Aluterftügungsweifen, auf Beſchäftigung, Uns 
terricht, Krankenpflege, Benerungsvorrätbe ꝛc. ſoll möglichit Bedacht 

enommen werden‘ beftimmt die Allerhöchte Verordnung vom 15. 

ezbr. 1820. $. 30. wegen Ginrichtung des Landarmenhaufes für 
Weſtfalen; denn der Zwed ift, den Armen durch Zufchüffe das zu 
ergänzen, was fie durch eigene Arbeit für den nothiwendigen Bes 
darf nicht aufbringen koͤnnen. — | h | 

Weigert der Armenvorftand, und wenn die Armenmittel nicht 
zureichen, der Gemeindevorftand, einen Einwohner der. Gemeinde nach 
$. 14. zu ermähren, dann iſt derfelbe unter Vorhaltung diefer geſetz⸗ 
lihen Vorfchrift darüber zu vernehmen: ob die Armuth und Arbeitds 
unfähigfeit des Ginwohnerd, oder der Mangel an Gelegenheit zut 
Arbeit anerkannt wird oder nicht. — Wird im erfteren alle dennoch 
die nothwendigite Unterftügung geweigert, dann ift der Landrath ers 
mächtige, folche fo lange auf die verpflichtete Kaffe anzuweifen, als 
ed die Umjtimde erfordern. Im zweiten Falle ift der betreffende 
Vorſtand zum Nachweis aufzufordern, daß und wovon fich der bes 
treffende Einwohner Unterhalt verfhaffen Tann, und wenn Ddiefer 
Nachweis nicht geführt wird, ift der Landrath zu gleicher Anweifung 
ermaͤchtigt. Neffe, der K. Reg. zu Münfter vom 11. April 1835. 

Wenn die Stadtverordneten duch unzureichende Unterſtützung 
eined Armen ihre Pflicht nicht erfüllen, fo ift Die Regierung beredhs 
tigt, fie durch Feſtſetzung einer höher Unterftüguug dazu anzuhal⸗ 
ten. M. R. vom 9, April 1825. 

Perfonen aber, die eine Armenunterftüßung ungebührlich ertros 
en wollen, koͤnnen wie muthwillige Bettler behandelt werden, Bes 
gehen fie zugleich Injurien gegen fädtifche Beamte, fo kann nur ges 


rg Verfahren eintreten. Yubl. der Reg. zu Potsdam vom 28, Mai 
1834. 


(Unterbringnng Wohnungsmiethen müffen nicht an Arme, fondern 
der Wohnungs- an deffen Hauswirth gezahlt werden, überhaupt muß 
losen.) dem Arme nicht überlaffen werden, ſich felbit auf öf. 
fentliche Koften Wohnung zu verfchaffen, diefe muß on vielmehr von 
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der Armendireftion angetwiefen werden, und darf der Arme ohne der 
sen Erlaubniß folche nicht aufgeben. — | 


(Gefunde, arbeitsfähige Subjefte aber, denen es an Obdach 
mangelt, haben die Vermuthung gegen fih, daß fie Unterftügung 
erzwingen wollen, fie müffen daher eventuell zur Korreftion gezos 
gen werden. Dergleichen Perfonen koͤnnen auf dem Lande einfts 
weilen, unter Öfterem fortdauernden Wechfel, der Reihe nuch eis 
quartiert werden; und damit dies Verfahren weiter Teinen Anreiz 
zur Armuth erzeugt, muß die Gewährung des Obdachs auf die wies 
nigſt augenehme Weile green Es genügt daher, wenn dafjelbe 
nur nothbürftig gegen die Einwirkung der Witterung ſchuͤtzt, wie 
. B. zur Sommerszeit in wwirthfchaftlichen Räumen, Scheunen ır. — 

enn Obdachslofe Bei ſolchem Verfahren innerhalb Sechs Monate 
ſich Feine Wohnung ſelbſt verfchaffen, dann follen fie in das Landar⸗ 
menhand gebracht werden. M. R. vom 7. Febr., 1. Aug. 1826, 16. Dib- 
1830, 3. Mai 1831 und 18. Juni 1832.) 

In Städten wird ed Öffentliche Lofale geben, wo ſolche Sub⸗ 
jefte einftweilen untergebracht werden Fönnen. 


Befonders darf ferner die Ortöpolizeibehörde und dad Armeundi⸗ 
reftorium die verfhämten Armen nicht vernachläffigen, welche, 
des dringenden Bedarfd ungeachtet, doch, aus richtigem oder fehlers 
haften Ehrgefühle, ihre Noth nicht befanut werden laffen. 


(Verlassene : Kür verlaffene verwaiſete Kinder würde, 
Waisenkinder.) nach vielfachen Erfahrungen in Hinficht der fehlerhafs 
ten Einrichtung der meiften Waifenhänfer, beffer geforgt werden, wenn 
fie gegen ein Zahresgeld, an gewiffenhafte und ordentliche Fandleute 
oder Handwerfer Cbejonders au Finderlofe) gegeben, als in Waifens 
haͤuſer gefperrt würden. Denn theils koſtet Die Auferziehung eines 
verwaiſten Kindes innerhalb einer Familie nur halb fo viel, als 
im Waifenhaufe, wenn der ganze Koftenbetrag einer ſolchen Anftalt 
auf die darin enthaltenen Seglinge vertheilt wird; theils wird in den 
Familien zweckmaͤßiger für ihre Geſundheit, Aufficht umd Angewöhs 
nung zur Arbeit geforgt. Derſelbe Fall ift e8 mit den Fiudelkiuderu. 
Allg. Orundfäge einer Armenorduung. 


(Schulgeld.) In Grmangelung befonderer Stiftungen müffen 
| für Kinder unvermögender Elteru nicht allein die Kos 
ften des nothwendigen gewöhnlichen Elementar⸗ Schul⸗ und ded Re⸗ 
Vigiondunterricht8 (Schulgeld) fondern auch die der nöthigen Bücher 
und anderer Lehrmittel von den Gemeinden, ald ein Theil der Ars 
menpflege, aus ihren desfallfigen Fonds gededt werden. Ueber die 
Nothdurft hinaus geht die Verpflichtung nicht. M. R. vom 4. Zuni 
1834. (0. 8. 4. A. 1835 ©. 398.) | 
Für arme Kinder wird nach Vorſchrift der münfteriihen Schuß 
ordnung nur die Hälfte des Schulgelds erel. der fonftigen Nebenfos 
fien aus Armens oder Gemeindefouds vergütet, 
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(Armenspenden.) Die Austheilung von Armenfpenden, d. h. Almos 
+ .fenvertheilung ohne vorgängige forgfältige Erörterung 

der Wirrdigfeit und VBedürftigkeit des Gmpfangenden, find den Ars 
meunvorſtänden gänzlich unterſagt. Allerh, Verordn. wegen Einrichtung des 
Landarmenhauſes in Wefifalen vom 15. Dejbr. 1820 $. 30, und Befanntm. des 
Königl. Oberpräf. v. 21. Febr. 1899. Wegen der Krankenpflege ſ. 3. 59 seg- 
(Mittel zur Un- °* 79. Die Mittel zur Unterhaftung der Armen fol 
en der len ſo viel als möglih ans den Zinfen der dazu bes 
men) peits vorhandenen Kapitalien und Stiftungen genoms 

men „werden. Sandr..II. 19. 3. 25. 

80. Auch hat es bei dem zu ſolchem Ende theild ſchon ange 
ordueten, rheils nach Bewandniß der Umftände, unter Erlaubniß 
des Staats, beſonders zu veranſtaltenden Kirchen> und Hausfollekten _ 
fein Bewenden. 1. e, $ 26. 


In allen Gafthöfen, Reſſourgen, Speifes und Kaffeehäufern, 
auch Billards und Kegelbahnen -follen verichloffene Armenbüchien 
ausgejtellt werden, Edikt. vom 29. Dezbr. 1789, 


81. Bei der Unzulänglichkeit diefer Beiträge find die Kommuͤnen, 
unter Genehmigung ded Staats, den Lurus, die Oftentation und die 
Öffentlichen Beluftigungen ihrer wohlhabenden Einwohner mit gemäs 
figten Taren zu belegen berechtigt. Landr. II. 19% 8. 27. 

Das frauzöfifche Geſetz vom 7. Srimaire VII. verordnet, daß 
zum Beften der Armen eine Dezime vom Frauk (10 Prozent) über 
den Preid der Eingaugsbillets in den Schaufpielhäufeen erhoben wer⸗ 
den follz ein andere vom 8. Thermidor VII. befiehlt, daß zu dems 
felben Zwecke der vierte Theil der rohen Einnahme bei Bällen, 
Seuerwerfen, Konzerten, Pferderennen und andern Ergoͤtzungen, zu 
denen man gegen Zahlung zugelaffen wird, bezahlt werden fol; das 
Kaiferl, Dekret vom 9. Dezember 1809 endlich beftimmt, daß dieſe 
Geſetze kuͤnftig ohne weitere Erneuerung vollzogen werden follen, 
und verordnet weiter im Art. 4, daß die unentgeldlichen, fo wie die 
Benefizvorftellungen diefen Verfügungen nicht unterworfen fein follen, 

Diefe in den franzöfifch geweienen Landestheilen gültigen Gefe 
find der vorftehenden Sandrechtlichen Beftimmung nicht. widerfprechend, 
und nach Beſchluß ded Königl. Staatdminifteriumd vom 21. Auguft 
1822 (v. Kamptz Ann. S 714.) find diefe Abgaben auch mit der Vors 
fehrift des Geſetzes vom 30. Mai 1820 wegen Einrichtung ded Abs 
gabewefens $. 9, C. b. vereinbar. 

In der Regel aber, und wo folches nicht it ſollen oͤf⸗ 
fentliche Tanzluſtbarkeiten, die nur bis zur Polizeiſtunde dauern, fer⸗ 
ner Bälle g chloffener Gefellfichaften — d. h. die ein eigened oder 
geimietheted Lokal haben, und durch Statuten vereinigt find — nicht 
mit Taren belegt werden. M. R. vom 27. San. 1826, 25. Oftober 1828. 
Yubl. der Reg. zu Merfeburg vom 22. Januar 1828. (Siehe auch 3. 85.) 

Nach diefem Publifandum betragen im Regierungsbezirk Merfes 
burg die Zaren: a. in Städten von 4500 und ar a ae 
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son Tanzluſtbarkeiten über die Poltzeiftunde hinaus, nicht über 1'4 
Thaler; von anderen Vergnügungen und Ausftelungen 3. B. Thea⸗ 
ter, Deklamatorien, Konzerten, Zafchenfpieler und equilibriſtiſchen 
Künften, fremden Thieren u. ſ. w. nicht über 10 Sgr. bi8 2 Thlr.; 
b. in Städten unter 3500 Einwohnern nicht über dieſer Sätze, 
und c. in Dörfern nicht über die Hälfte derfelben. a. a. O. 

Im Negierungsbezirte Breslau beträgt die Tare für ‚öffentliche 
Tanzluſtbarkeiten bis zur Polizeiftunde 20 Sgr, beilängerer Dauer 
1 Thlr. 10 Sgr. M. R. vom 25. Mai 182. 


82. Alle Strafgelder, welchen nicht in den ergangenen Strafges 
F— ſelbſt beſondere Beſtimmungen angewieſen ſind, len zur Vers 
pflegung der Armen angewendet werden, Landr. II. 19. $. 28, Siehe 
übrigens ©. 31. $. 73. 


Namentlich fallen unter andern, außer den von den Gerichtd- 
behörden den Armenkaſſen zuzuerkenneuden fisfalifhen Strafen, ges 
fundenen Sachen u. f. w., in Folge der Beitimmungen des U. L. R. 
denfelben noch folgende Polizeigefpitrafen zu: 

Die von den Ortöbchörden in Allgemeinen, oder auch in Ges 
werbepolizeifontraventionsfälfen, feitgefeßten Strafen, nach Abs 
zug des Denunziantenantheild. M. R. vom 5. Januar 1824. 
Die gegen Innungen, wegen unbefugter Anfegung von Meis 
ſtern auf dem platten Lande, erkanuten Strafen. M, R. vom 
7. Mai 1822. 

Die, wegen unterlaſſener Abs und Anmeldung eines nicht 
fteuerpflichtigen Gewerbes, und nach $. 30. ded Haufirregus 
lativs zu erfennenden Strafen. Gef. vom 30. Mai 1820. $. 19. 


und 39, Haufierregulativ vom 28. April 1824 $. 30. Min. Reifr. v. 
28. Sunt 1825. 


Die nach der Gefindeorduung von 1810 feitzufegenden Polis 
zeiftrafen. Geſ. O. 8. 12. u. ff. -- (Gefehf. ©. 102.) 

Die der Stadtverordueten wegen zu fpäten Grfcheinens in 
ihren Verfammlungen ꝛc. Siehe Th. IV. Tit. 12. $. 39. 


Die wegen UWebertretung der Beſtimmnugen in der Verord⸗ 
mung wegen Errichtung ded Landarmenhaufes für Weſtfalen 
som 15. Dezember 1820. 
Die der Kaufleute, wegen Uebertretung des Reglements für 
die Materialiften und BDroguiften, vom 19. Januar 1802. 
M. R. v. 17. Mai 1825, 

Die Strafen in Beziehung auf die Hundefteuer, Allh. Kab. O. 

vom 29. April 1829 $. 7. u. f. w. 

"83. Reichen alle diefe Mittel nicht aus, die Zwecke der Armens 
verſorgung zu erfüllen, und müßte demnach auf den Gemeindefonds 
zurückgegriffen werden ($. 14 seqq.), dann ift es weit zweckmaͤßiger, 
noch Beiträge zur Unterftügung, fie mögen nun in Gelde oder 
Naturalien beſtehen, auf freiwillige Art, ald duch Armentaren, 
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aufzubringen. Diefe, oder Armenfteuern follen auch nicht, in fo fern 
es nicht hergebracht, weiter ausgefchrieben oder erhoben werden. 
A. Kab.O. vom 22. Janr. 1826. (9. Kamptz Anm. ©. 1111). 

Auch köunen für die Zwede diefer Verſorgung Beiträge bei 
Feſtlichkeiten, öffentlichen ke gie u. ſ. w. geſammelt werden. 
Dann dürften uur in feltenen Fällen noch Zufchüfle aus Gemeinde 
Kaſſen (M. R. vom 7. April 1826) erforderlich fein. 


84. Da, wo die Kommünen bedürftig find und folches nachges 
wieſen wird, ift das Koͤn. Min. des Innern berechtigt, aus feinem 
Fonds zu Wohfthätigfeitsansgaben, diefe bei den Lafteır. der Armens 
pflege zu unterftügen. M. R. vom 28. Aug. 1827. 


85. Da übrigens, wo der Staat die Koften der Polizeivertwal- 
tung übernommen bat, kam von Erhebung der bon umberzichenden 
Künftlern, Shierführern ze. früher geforderten Armentaren nicht 
mehr Rede fein. M. R. vom 26. Sept. 1821. Ä | 


(Schenkungen us 86, Leber Schenkungen und letztwillige Zuwen⸗ 
——— Di dungen au Kirchen und geiftliche Gefellfichaften, im- 
"vohlthätige gleihen an Lehr⸗, Erziehungss und Armenauftalten 
Stiftungen und uud Hofpitäler, überhaupt an alle Korporationen gilt 
Armenanstal- in allen Provinzen des Staats nur das Gefek vom 
ten.) 13. Mai 1833. (Geſ.S. ©. 49.) Dieſes verordnet 

im $. 1.: Schenfungen und Tegtwillige Zuwendungen an iuländis 

ſche öffentliche Anftalten und Korporationen, ſollen von deren Bor: 

ftehern der vorgejeßten Behörde angezeigt werden. [Siehe Schluß des 

8. 86.] $. 2. Betragen folche über 1000 Thaler, fo iſt zur Gültige 

Feit landesherrlihe Genehmigung erforderlich. F. 3. Beſtehen folche 

in fofort wiederkehrenden Präftationen fo werden fie mit 4 vom 

100 zu Kapital berechnet. $. 4. Erft mit dem Tage, an welchem 

die Iandesherrliche Genehmigung dem Geſchenkgeber oder Erben be: 

Fannt gemacht worden, nimmt die Verbindlichkeit zur Entrichtung des 

Gefchenfs oder Vermächtniffes, fo wie zur Uebergabe der Erbſchaft 

ihren Anfang. Mit der zugewendeten Sache müfjen zugleich die das 

son in dem Zeitraume vom Tage der Schenkung, oder vom Todes⸗ 
tage des Erblaſſers au, wirklich erhobenen Nutzungen verabfolgt wer⸗ 
den. $. 5. Ohne Unterfchied des Betrages ift Iandesherrliche Geneh⸗ 
migung erforderlich, wenn dadurch eine neue Öffentlihe Anſtalt ges 
ftiftet, oder eine vorhandene Anftalt etwas zu einem andern, als dem 
bereit genehmigten Zwecke gewidmet werden fol. $. 6. Zumwenduns 
en, die zwar einer öffentlichen Anftalt oder einer Korporation bes 
cbieden, aber zur Bertheilung an Einzelne beftimmt find, ed mag 
dieſe Vertheilung von dem Geber felbit feitgefeßt, oder der: bedachten 
moralifchen Perfon übertragen werden, find unter den Beſtimmungen 
diefed Geſetzes nicht begriffen. Dahin gehört auch dasjenige, was 
für Seelmefjen, die gleich nach dem Tode zu leſen find, den Fatholis 
fhen Prieftern entrichtet wird. $. 7. Die Tandesherrliche Genehmt- 
gung erfolgt unbeſchadet der Nechte jedes Dritten und ändert daher 
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an fi in den gefeblichen Vorſchriften nichts ab, aus denen Schens 
Fungen und legtwilige Dispofitionen angefochten werden koͤnuen. 
$. 8. Würden durch irgend ein Vermächtniß an eine Auſtalt oder 
Korporation Perfonen, welchen der Erblaſſer während feines Lebens 
Alimente zu geben nach den Gefegen verpflichtet- war, wegen Unzu—⸗ 
länglichfeit des Nachlaffes daran Abbruch erleiden, fo follen die Ein— 
Fünfte des Vermächtuiffes, fo weit dieſelben dazu erforderlicdy ſind, zur 
Ergänzung des folchen Perfonen zufommenden Unterbalts verwendet 
werden. $. 9. Was vorſtehend ($ 8) von Vermächtniffen vorgeſchrie— 
ben ift, gilt auch von Schenfungen uuter Febendigeu oder von Todes— 
wegen, infofern überbaupt wegen verkürzten Pflichttheils, oder ge⸗ 
fhmälerter Alimente, Schenfungen widerrufen werden fönnen. $. 10. 
Vorfteher und Verwalter der F. 1. gedachten Anftalten und Korpos 
rationen, welche, den Worfchriften dieſes Geſetzes zuwider, Gefchenfe, 
Erbfhaften oder VBermächtuiffe annehmen, ohne forort bei der ihnen 
vorgefegten Behörde auf die Einholung der erforderlichen landesberr⸗ 
lichen enehmigung anzutragen ($ 2), haben fiöfatifche Strafe vers 
wirft, welche jedoch die Hälfte des angenommenen Betrages nicht 
überfteigen darf. $. 11. Au ausländische öffentliche Auſtalten und 
Korporationen dürfen Schenkungen, Erbihaften und Vermächtniſſe, 
ohne Unterſchied des Betrages, nur mit Königlichee ummittelbaren 
Erlaubniß verabfolgt werden, bei Vermeidung einer nach Den Ums 
ſtaͤnden zu beftimmenden Geldftrafe, welche jedoch den doppelten Bes 
trag der Zuwendung nicht überfteigen darf. Geſetz vom 13. Mai 1833. 

Bei einer reinen Scheufung oder letztwilligen Zuwendung von 
1000 Thlr. oder weniger an eine öffentliche Anftalt oder Korpora⸗ 
tion, ohne alle Gegenleiftung, find die Vorfteher und Verwalter ders 
elben, bei Kommünen daher die DOrtöbehörde, auch ohne Konfens der 
huen vorgelegten oberoormundichaftlichen Behörde befugt, das Aners 
bieten zu afzeptiren, und die Schenfung ze. wird dadurch gültig. — 
Die $. 1. im vorftehenden Gefege gedachte Anzeige muß jedoch ges 
ſchehen. M. R. vom 9, März 1835. [Siehe auch $. 87.] 


87. Vermächtniſſe und Schenfungen zu milden Zwecen diürs 
fen, nad Verfügung des hohen Minifterium des Junern, Peine 
Beſtimmung enthalten dahin, „daß feine Behörde über die Bir 
wendung der Zinfen folle Recbenfchaft fordern Fönnen,” indem durch 
die Aufficht der Staatsbehörde die Weberzengung verfchafft werden 
muß, das die Stiftung gehörig verwaltet, und folche nicht etwa zum 
Schaden ded gemeinen Wohls gemißbraucht werde. Zicrk. R. der Reg. 
zu Münfter vom 9. Febr. 1833. 

Wenn nad $. 2. des vorftchenden Geſetzes landesherrliche Ges 
nehmigung machgefucht wird, dann find im Berichte nachfolgende fünf 
Punkte ganz fpeziel zu erörtern: 1) ob micht dad Vermögen des 
betreffenden Juſtituts 20. 20. durch die Zuwendung zum Nachtheife 
des Öffentlichen Verkehrs im. Allgemeinen übermäßig vermehrt werde; 
2) 05 nicht die betreffende Anftalt Mittel anhäufe, welche deren durch) 
ihre Beſtimmung begrenztes Bedürfuiß überfchreite, 5) ob Feine ges 


— 
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meinfchAdfiche Auorduung an die Zuwendung gefuäpft ſei; 4) ob 
dabei Feine Verlegung einer Pflicht gegen hüffsbedürftige Angehörige, 
oder 5) eine Weberredung zur Kränfung der Rechte dritter Perſonen 
Statt gefunden? AK. O. vom 1. Febr., und Miniſt. Reffripts vom 18. 
März 1834, 

Das vorgedachte Geſetz ändert über das Neffortverhältuiß in Bes 
treff der Erterna in Kirchenfachen nichts, daher nach $. 1 defjelben 
Die Anzeige jeder Schenfung oder Zuwendung unter 1000 Thaler 

an eine Kirche oder fonftige geiftliche Stelle, oder dergleichen Juſtitut, 
- bei der betreffenden Negierung gefcheben muß. In Betreff der Memos 
rien-Stiftungen ift zu umnterfcheiden, ob eine felbitftändige Stiftung 
neu kreirt, oder einer ſchon beftebenden geiftlichen Stelle oder Kirche 
das Etiftungsfapital uuter der Verbindlichkeit, die gottesdienftlichen 
Berrichtungen, welche im denen vom Staate bereits — 
Zwecken liegen, dagegen zu verrichten, zugewendet werde? Im ers 
fern Falle it die landesherrfiche Vertätigung nach $. 5 des Geſetzes 
erforderlich, im zweiten Falle dagegen nicht. Geiftl. Minift. vom 9 
Dftbr. 1834. * 


Auch in den Beſtimmungen über die Fähigkeit der wohlthäs 
figen Stiftungen und Anftaiten, ‚„Berträge abzufchließen, durch welche 
Verbindlichkeiten für fie erwachſen,“ bat das vn nichtd geäudert; 
indem der Zweck deffelben nur dahin gebt, feſtzuſtellen, in welchen 
Fällen die landesherrfiche Erlaubniß zur Annahme folher Zus 
wendungen einzuholen ift. Es iſt daher, ohne Rückſicht auf den Bes 
tray dev denſelben zugewendeten Summen, die Ertheilung der ober, 
vormumdichaftlichen Genehmigung der — Regierung, reſp. der 
in katholich⸗kirchlichen Fällen dem Herrn B ichofe zuftehenden Genely 
migung, zur Annahme von bedingten, mit irgend einer Gegenlei⸗ 
fung verbundenen Scheukungen und leßztwilligen Zuſendungen nach 


wie vor erforderlich. Yubl. d 8 Möndertow & Kebr. 1835. (Siehe 
auch Schluß des $ 864) Yublı der Reg. zu Mönf ge (Sieh 


(Erhrechtinden + 88. Auf den eigenthümlichen freien Nachlaß fol 
en cher Perfonen, die in eine Öffentliche Anftalt zur un⸗ 
etalten aufge, entgeldfichen Verpflegung aufgenommen worden, und 
nommienen Per. it diefer Verpflegung geſtorben find, hat die Anftalt 
sonen.) ein geſetzliches Erbrecht. Por. n. 19. $. 80. 

Dies Erbrecht erſtreckt ſich auf den ganzen Nachlaß, wenn die 
aufgenommene Perſon nur Verwandten im aufſteigender, oder in der 
Eeitenlinie, oder einen Ehemann verläßt, Le 8. 51. 

* fie aber eheliche Nachkommen oder eine Ehefrau: fo verbleibt 
denenfelben ihr Pflichttheil. 1. c. $ 52 

Auch geht die Ehefrau in Anfehung Desjenigen, was fie nach 
ihren Ehepaften zu fordern hat, der Armenanftalt vor. Le. $. 53. 

Auch die $. 52. benammten Perfonen verlieren den Pflicht⸗ oder 
vertragsmäßigen Erbtheil zum Beten der Auſtalt, wenn fie bei bins 
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laͤnglichem Bermögen, ihren hälflofen Eltern, oder dem Ehemann, die 
verſuchte Unterftügung verfagt haben. 1. c. $. 54. 


Hat die —— Perſon die Auſtalt vor ihrem Tode frei⸗ 

willig wieder verlaſſen, ſo kann dieſe die auf ſie verwendete Koſten, 

— Vermoͤgen oder Nachlaſſe, als eine Schuld zuruͤckfordern. 
c. + 55. 

Wenn aber Kinder, die in einem Waifenhaufe erzogen worden, 
nachdem fie aus demfelben herausgekommen find, und entweder auf 
‚ein Handwerf gethan, oder ihmen andere Gelegenheit zu ihrem weis 
teren Sortfommen angewiefen worden, dor zurücgelegtem Bier und 
gwanzigften Jahre veritorben find: fo verbleibt dem Waifenhaufe, Des 
erfolgten Austritt ungeachtet, fein Erbrecht. 1. e. 8. 56. 


Doc erſtreckt fib in diefem Falle das Erbrecht nur auf dasjes 
nige Vermögen, welches ein folches Kind mit in das Waiſenhaus ges 
bracht hat, oder welches ihm, während feiner Verpflegung durch dafs 
felbe, noch vor feinem Austritte zugefallen if. 1. ec. $. 57. 

Hat eine im Waifenhanfe erzogene Frauensperſon ſich verheiras 
thet: fo fällt, wern auch Diefelbe vor erlaugter Volljährigkeit verftors 
ben wäre, das Erbrecht ded Waifenhaufes ganz hinweg. 1. e. $. 58. 


In keinem Falle darf die Armenkaſſe, wenn ihr auch nach obi⸗ 
en Vorfchriften ($. 50. seg.) ein wirffiches Erbrecht zufommt, fich 
en Nachlaß eigenmächtig anmaßen; fondern fie muß vielmehr im eins 
tretenden Falle dies ihr Erbrecht dem Nichter gehörig anzeigen, und 

von diefem den Sufätag der Bernachlaffenfchaft erwarten. 1. c. 6. 5% 
(Siehe M. R. vom 2. Zuli 1801, nachſtehend.) 

Das einer Anftalt nach diefen Vorſchriften zuftehende Erbrecht, 
muß Sedem, welcher dariu aufgenommen werden fol, befannt ges 
macht; und daß diefed gefchehen, in einem von ihm mit zu unterzeiche 
senden Protokolle bemerkt werden. 1. c. $. 60. 

Iſt der Aufzunehmende feined Verjtandes nicht mächtig, oder in 
der Befugniß über fein Vermögen eingefchränft: fo muß die Befannts 
machung den Eltern, oder wenn er Feine Eltern mehr hat, den näch⸗ 
ſten Verwandten und den VBormündern gefchehen; auch im letzten Falle 
die obervormundfchaftliche Genehmigung beigebracht werden. 1... $. 61. 

Erflärt auf diefe Bekanntmachung Jemand unter den Verwand⸗ 
ten daß er für die Verpflegung ded Aufzunehmenden felbit forgen 
wolle: fo muß ihm diefes geftaftet werden, und er erhält fi Dadurch 


e das ihm zufommende gefeßlihe Erbrecht. 1. e. $. 62. 


Doch muß er alddam dem Hülfäbedürftigen wenigftens eine 
« gleich gute Verpflegung, als derfelbe in der öffentlichen Anftalt gefuns 
den hätte, gewähren. 1. c. $. 63. 

Iſt der Aufzunehmende feinen Willen zu erklären fähig, und er 
zieht die Verforgung in der Anftalt derjenigen, welche ihm von feinen 
Verwandten angeboten wird, vor, fo bat es Dabei lediglich fein Ber 
wenden. 1.c.$ 6% | | 
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Sit die Bekanntmachuug nicht gehörig erfolgt, fo kann die. Anz 
ftalt 6108 die Vergütung der für den Aufgenommenen verwendeten 
Koften ald eine Schuld aus deſſen Rachlaffe fordern. 1. c. $. 65. 


Die Auſtalt kann jedoch nur die für den Aufgenommenen zu Kleis 
Dung, Medizin uud fonft 2. baaren Auslagen, und für den 
genofjenen Unterhalt ein Koftgeld, welches allenfalls nach pflichtmäßi⸗ 
gem Ermefjen der Sachverſtaͤndigen richterlich zu. beftimmen ift, fors 
dern. 4. c. $. 66. 


Wenn Jemand nicht in die Anftalt ſelbſt zur Verpflegung anf 
genommen, fondern ihm nur Beiträge daraus zu feinem Unterhalte 
bis zu feinem Ableben gereicht worden: fo kann nur der Erfat diefer 
Beiträge aus feinem Nachlafje, fo weit derfelbe dazu hinveicht, gefors 
dert werden. 1. c. $. 67. 


De Jemaud aus mehreren Anftalten nach $. 67. Unterftüßung 
genofien, uud it fein Nachlaß zu ihrer aller Befriedigung nicht bins 
reichend, fo theilen fich die mehreren Anjtalten in das Vorhandene 
nach Verhäftuiß ihrer Forderungen. 1. ec. $. 68. 


Hat ſich Jemand in die Anftalt eingefauft: fo gebührt diefer auf 
feinen Nachlaß fein weiterer Anſpruch. 1. e. $. 69. 


Die bloße Erlegung eines Giutrittögefdes, welches mit der zu 
verwendenden Verpflegung in feinem Verhaͤltniß fteht, fchließt das Erb⸗ 
recht der Anftalt nicht aus, 1. e. $: 70. | ü 


Hat der Aufgenommene fi mit der Anftalt, wegen des derfels 
ben auf feinen Nachlaß zufommenden Erbrechts, auf eine gewiffe Summe 
verglichen: fo hat es lediglich dabei fein Bewenden ; felbit in dein Falle 
wenn dad Vermögen des Aufgenommenen erft in der Kolge einen 
Zuwachs erhält. .c.$ 7ı. 


Werk s und Arbeitähäufer, in welchen die Aufgenommenen mur 
in fo fern Unterhalt genießen, als fie ſich denſelben durch ihre Ars 
beit verdienen, haben auf den Nachlaß derfelben Fein Erbrecht. 1.e $.72, 


Hingegen wird durch Arbeiten, wozu ein Aufgenommener übers 
haupt iu jeder Armenanftalt nach $. 87, 88. fehuldig ift, oder wofür 
er befondere Vergütung erhalten hat, das Erbredit der Anftalt nicht 
ausgeichloffen. 1. e. $. 73. — (Siehe $. 89. nachſtehend.) 


Anftalten, die blos zur Heilung der Kranken beftimmt find, has 
ben, wenn gleih der Aufgenommene dafelbit verftorben ift, deunoch 
auf feinen Nachlaß Fein Erbrecht; fondern Fönnen blos den Erfag der 
auf ihn verwendeten Koften nach 1. c. $. 66. fordern. 1. c. $. 74. 


In allen Faͤllen, wo den Armens und andern Verforgungsans 
ftalten auf einen Nachlaß ein gefegliches Erbrecht beigelegt iſt, kaun 
ihnen dafjelbe durch Verfügung auf, den Todesfall weder eutjogen 
noch gefchmälert werden. 1. ec. $. 75. 


. Sind Bing: Miterben vorhanden, fo ift das Armendireftorium 
befugt, auf den Grund des von einem beſonders dazu verpflichtenden 
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Dffizianten deffelken aufzunehmenden Inventarium des Nachlaſſes Die 
Jutereſſeuten auffergerichtlich abzufinden. Sollten fih Streitigkeiten 
erciguen, welche eine ſolche gätliche Grbregulirung binderten: fo ges 
buͤhrt deren Entfcheidung den fompetenten Gerichten. Zuf.-Min. R. v. 
2. Juli 1801. (Neue Ed. ©. Bd. 11. ©. 317.) nr 

Wenn dem Armendireftorium der Nachlaß eines Verftorbenen 
entweder gauz oder in Konkurrenz mit Deszendenten und Ehefrauen 
zufäßt: fo ſoll es des Th. 1. 19. $. 59. des A. L. N. vorüchend 
vorgeſchriebenen Zuſchlags durch die Gerichte nicht bedürfen. Daſſ. R. 


(Almosen, (wann Den Armendireftorien ift e8 übrigens unbenommen, 
————— ihre Geldunterſtützungen (Almoſen) ausdrücklich nur 
köonen,  aals Vorſchüſſe zu verabreichen, und dies ſowohl öffent⸗ 

lich, als auch ſpeziell allen Deuen, die dergleichen ers 
langen, bekannt zu machen. Mehr als dieſe Bekanntmachung iſt wicht 
unumgänglich nothwendig, da jeder Privatmann das Recht bat, Vors 
ſchuſſe zurüczufordern, auch wenn Fein Schuldfchein darüber gegeben 

worden. M. R. vom 13. Ofthr. 1820. 


[Aufgenommene 89. Perſouen, welche in Armens und andere öffent, 
m. fiche Verpflegungsanftaften aufgenommen worden, koͤn⸗ 
und Rrechte,) "eu ſich der darin ‚eingeführten Zucht. und Ordnuug 
unter Feinerlei Vorwaude entziehen. A.L,R. IL. 19. $. 8% 
Unruhige und Wideripenftige müffen von den Aufſehern, noͤthi⸗ 
geufalls durch dienliche Zwangsmittel, in Ordnung gehalten, oder bis 
waudten Umftinden nad aus der Auſtalt fortgefchafft werden. 1. e. $. 85. 
Die Strafen müfen aber Die Grenzen einer bloßen Züchkiguug 
nicht überfibreiten, und die Fortichaffung darf niemald ohue Vorwiſ—⸗ 
fen uud Genehmigung der Obrigkeit geſchehen. 1. e. 8. #6. 


Unenrgefdlich Aufgenommene find der Anſtalt zu häuslichen Diens 
ften, fo weit e3 ihre Kräfte und Geſundheitsumſtände zulaffen, ver 
pflichtet. 1. c. $. 87. 

In gleihem Maaße Fönuen auch andere Arbeiten, die blos zum 
Verbrauche in der Anſtalt beſtimmt find, fo weit fie Fähigkeiten und 
Kräfte dazu beftsen, von ihnen gefordert werden. 1. c. $. 88. 

Ucberbaupt werden die den Aufgenemmenen, vermöge ihres 
Staudes oder ſonſtigen Verhältniſſes, zufommende Rechte und Pflich— 
ten durch die Aufnahme in dergleichen Anftalt nicht veräudert. 1.c. 8.89. 


(Verwaltungdes 90. In jeder Gemeinde fol die Obrigkeit fib mit 
Armenwesens.) dem Pfarrer vereinigen, um befiändig darin eine Ars 
menfaffe zu erhalten. Edikt vom 28. April 1748. (Milius Ediftenf. Art. 
IV. ©. 4t.] 

Zu den Städten fol das Armenwefen von einer Deputation ges 
feitet werden, die den Namen Armendireftorium führt. Unter 
diefer Peitungsbehörde wird die Verwaltung ded Armenweend lediglich 
durch Komnuſſionen aus der Buͤrgerſchaft beſorgt. Die Dispoſition 
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des Stifters bei den Stiftungen dürfen fie jedoch nicht ändern. Das 
ganze Armenweſen und deren Anjtalten und Stiftungen find den Häns 
den Der Bürgerfihaft, ihrem Gemeinſiun und der Wohlthätigfeit der 
Stadteinwehner anvertraut, Der Magiftrat bleibt aber als Dolls 
ftrecfer der Polizeianordnungen verpflichtet, Darüber zu wachen, Daß 
die Straßeubettelei abgefchafft werde. Städteordn. vom 19. Nor. 1808. 
$. 55, 479. lit. e. | 

Die Stadtverordueten Pontrofliren die ganze Verwaltung des 
ſtaͤdtiſchen Gemeindewefens in allen Zweigen, prüfen die Adminiſtra⸗ 
tion des Armenweſens, und beforgen die Nechnungsabnahme. Daſ. $. 
183. rev, St. O. vom 17. Wär) 1851. $. 1128. 

Nach der rev. Städteordnung $. 108. hat der Vorfikende im 
Magiſtrat die Aufſicht und Leitung des ganzen Gefidäftsganges, auch 
im Armenweſen. — Der Mägiftrat, die Stadtverordneten und die 
Arınenfommifiionen verhalten ſich bei der Verwaltung der Hospital⸗ 
und anderer milden Stiftungsfachen gegen einander, wie bei alen 
andern Gegenftänden der Kommanalyerwaltung. Yublif, der Reg. zu 
Potsdam vom 5. Juni 1820. | 

Ueberhanpt wird das Vermögen der ftädtifchen milden Skiftun⸗ 

en, und insbejondere was die Subſtanz und die Nutzbarmachung defs 
— betrifft, im gleicher Art wie das übrige ſtädtiſche Vermögen 
— weshalb hier auf Th. IV. im Allgemeinen Bezug gengins 
men wird. 


In allen Fällen ift, wenn die Stiftungsurkunde nicht ausdriick⸗ 
lich etwas Anderes beftimmt, die ſtädtiſche Verwaltungsbehörde als 
Aufſichtsbehörde über die fpezielle Verwaltung ver Stiftung anerfanuf, 
und derfelben die erforderliche Eiuwirkung zugeitanden, damit dem 
Willen ded Etifters und dem Statute der Stiftung Genüge gefchehe. 
M. R. vom 16. Juli 1827. 

Ueberhaupt iſt bei affen Stiftungen, die Den Städten nicht ans 
gehören, durch die Städteordnung auch in ihrer Verwaltung nichts 
geinderf. Meffr. der Meg. zu Yotsdam vom 20. März 1812 auf den Grund 
eines Miniſt. Ref!r. 

In der Provinz Weftfalen folfen die Gemeinde- und Polizeibe⸗ 
hörden bei eigener perfönficher Verantwortung dafür Sorge fragen, 
daß überall, wo es noch micht oder nur mangelbaft Statt finder, die 
Ortsarmenauſtalten zweckmäßig geordnet werden, 

Die Armenmittel und Etiftungen follen möglichſt vereinigt, jeden 
Orts einem befonderen Armenvorftande aus gemeinſinnigen werftändts 
gen Einwohnern übertragen werden. — Diefem Armenvorftande In 
‚die Vorfteher nicht vereinbarter Stiftungen fich über ihre zweckmäßige 
Verwendung und Verwaltung auszuweiſen verpflichtet. 

Unter Leitung des Armenvorjtandes find Armenpfleger anzıtords 
nen nnd diefen die Armen zur näheren Aufiicht und Verwendung Der 
Unterſtuͤtzungen zu überweifen; es muß überall auf Erforichung der 
Berarmungsurfachen und der beften Unterftügungsweifen Bedacht ges 
nommen und auf Linderuug und Vorbeugung der Armuth die vor⸗ 
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sügliche Aufmerkſamkeit gerichtet werden. Allerh. Verordn. wegen Gin: 
ae 2 ded Tandarmenhaufes für Weftfalen vom 15. Dejbr. 1820. $. 50. 

er Armenvorftand trifft die nöthigen Beftimmungen, enticheis 
det alle vorfommende Fälle; er fucht und erfüllt feine Beltimmung 
im Handeln, ohne fh viel mit Schreibereien zu befaffen. Verortnung 


des Königl. Zivil-Gouverneurs zwifchen Wefer und Rhein vom 48. Febr. 18135. 
(Amtsbl. 1816.) . ER bein 5 


Die Verwaltung des Armenwefens überhaupt ift eine rein bürs 
erliche Angelegenbeit. Reſkr. des K. Min. der geiftlihen ıc. Angelegenheis 
en vom 44. Mai 1827. Heifr. der Königl. Negier. zu Münfter vom 26. 
Yuguft 1827. 

Die Verwaltung des Armenwefend der evangelifhen Kirchens 
emeinen in der Nheinprovinz und "Weftfalen fteht dem Orts: Press 

terium, unter Aufficht der Kreisſynode, des Superintendenten ze. zu. 
Kirhenordnung für die epang. Gemeinen in der Mheinprovinz und Weſtfalen 
vom 5. Mär; 1855. $. 14, 17, 57, 146 und 447. 

Das Vermögen der Armen s und anderer Verforgungsanftalten 
hat die Rechte der Kirchengüter. A. L. R. IT. 19. $. 43. 

Was wegen Verwaltung ded Vermögens in Städten, wo die 
Städteordnung eingeführt ift, gift, ift oben gefagt. Aber auch in den 
übrigen Gemeinden find die Vorfchriften, welche wegen der Gemeindes 
güter erlaffen find — Siehe Gerfeindeverwaltung — auch bei den Ars 
mengütern zu befolgen, namentlich bei Kapitalanlagen, Berpachtuns 
gen, Verfäufen, Bauten u. f. w. | | 

91. Den Verwaltern oder Vorftehern der Armenanftalten iſt wes 
gen unausbleiblicher Kolifion der Pflichten nicht zu geftatten, Pächter 
von Armengüter zu werden. M. R. vom 24. März 1818. 


92. Für die Unterhaltung der den wohlthätigen Stiftungen zus 
gehörigen Gebäuden müffen die Vorfteher derfelben forgen. a. L. R. 
Ir. 41. $. 699. | 


: (Oberaufsicht 93. Die Verwalter der milden Stiftungen Fönnen 

des Staats.) nach A. L. R. II. 19. $. 43. und Tit. 11. $. 701. Heine 
Reparaturen, welche 10 Thaler nicht überfteigen, mit Zugichung der 
Vorſteher ohne weitere Nücfrage veranftalten. — Bauten und Res 
paraturen über fünf Thaler, ohne Unterfchied, dürfen ohne Genehmi⸗ 
gung der Regierung nicht auders als an den Mindeſtbieteuden auf 
den Grund der Aufchläge- öͤffentlich verdungen werden. Publ. der Reg. 
zu Münfter vom 9, Febr. 1818. 

‚Im Allgemeinen bat der Staat die Oberauffiht auf das Ar- 
menwefen, und fteht folches unter Verwaltung der Regierungen. — 
Verordn. vom ar Dft. 4810. (Dee. — Se ker — — a 

ı D&D. .) Inſtr. 9 I t. . 1. 2 Ro. ©. . 
EL) Aiate. at Gemeinen in Weftfalen x. vom 5. Mär 
1836. $. 148. 

Dagegen gebührt die Oberauffiht und die Verwaltung von Ras 
miltenftiftungen (mit Ginfchluß der der Juden) d. h. ſolcher bie feine 
Öffentliche Zwecke haben, umd ihre Beftimmungen in den Familienglie⸗ 
dern oder beftimmt genannter Perfonen begrenzen, deu Juſtiz- und 
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sormundfihaftfihen Behörden, in fo fern bei felbigen überhaupt eine 
Öffentliche Behörde koukurrirt. Hefkr. vom 26. Auguft 1809. (Mathis Bd. 
8. ©. 321.) v. 16. Nov. 1826. (v. Kamptz Zahrb. Bd. 8. ©. 240.) 

Die Verwaltung der milden Stiftungen, weldye vor der. Saͤku⸗ 
larifation den Kollegiatsftiftern oblag, ift in gleicher Art, wie es mit 
den früher von den Domftiftern verwalteten milden Etiftungen ges 
haften worden, mit Vorbehalt der Oberaufiicht des Staats, unter die 
biſchoͤfliche Behörde gejtellt und diefer überlaffen, folche unter ihrer 
Aufficht den ie oder Stadtpfarreru zu übertragen. A. K.O. 
vom 26. Augnit 1818. [v. Kamptz Ann. ©. 718.) 

Sn einer Könige. Kabinetögrdre iſt beftimmt: daß den Landräs 
then die Aufficht auf die Städte und das Vermögen derfelben, insbe 
fondere auch auf dad Armenwefen, und auf die Verwaltung der im 
Kreife vorhandenen Armen» und Wohlthätigkfeitsauftalten, Krankeu⸗ 
häufer und dergleichen gebührt. Publ. der Reg. zu Gumbinnen von 6 
Novbr. 1818. $. 15. v. K. A. S. 962. — Siehe aud) $. 90. | 

Das Vermögen der Dorfgemeinden, mithin auch deren Armens 
enftalten, wird zwar von den Echulzenämtern, da, wo Gutsherrſchaf⸗ 
ten find, unter deren Aufficht verwaltet; den Landräthen gebührt aber 
auch hier die Oberaufficht. Daffelde Publ. $. 14 und 16. 

Die Etädteordining bat in Dinficht der Aufjeren Rechte der mils 
den Anftalten nichts geandert; ed fteht daher nicht in der Willführ 
der Stadtgemeinden, das Vermoͤgen der Stiftungen zu veräußern, 
wenn gleih aus dem Ertrage ihre Schulden bezahlt, oder fonftige 
Dedürfniffe gedeckt werden. M. R. vom 16. April 1831. 

Wegen unzureichend bewilligte Unterftügung fiehe $. 78. 

94. Wegen neu zu errichtender Armens 20. Anftalten in Folge 
von Zumendungen fiche $. 86. 

Das Vorhaben zur neuen Errichtung derfelßen muß aber dem 
Staate zur Prüfung der Grundfäge ihrer Verfaffung angezeigt wers 
den. 4.8, R. II. 19. $. 33. 

ZJeder Stifter kann die innere Einrichtung ſolcher Anftalten, die 
Aufficht über diefelben, die Beftellung der Verwalter, die Nevifion 
und Abnahme der Rechnungen, nach Gutbefinden anordnen. 1 c.$.35. 


So weit der Stifter nichts verordnet hat, gebühren alle dieſe 
Befugniffe dem Staate. 1. ce. $. 36. 


Auch folche Anftalten, denen in der Stiftungsurfunde, oder fonft, 
eigene Auffeher vorgefegt find, bleiben dennoch der Oberaufficht des 
Staats unterworfen. 1. c. $. 37. 

Diefe Oberaufficht ſchräukt fih nur darauf ein, daß nach den 
vom Staate ausdrücdlich oder fillfchtweigend genehmigten Berordnuns 
gen des Stifters verfahren werde, und nichts einfchleiche, was dem 
allgemeinen Endzwecke folcher Stiftungen zuwider fei. 1. e. $. 38. 

. Der Etaat it alſo berechtigt, Viſitationen bei dergleichen Anftals 
ten zu veranlaffen, und die vorgefundenen Mifbräuche und Mängel, 
obigen Grundfägen ($. 38.) gemäß, zu verbeffern. 1. c. $. 39 
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tleberhaupt muß der Staat darauf ſehen, daß die Güter und 
Einkimfte der Armens und anderer VBerforgungsanftalten, zweck⸗ und 
vorfchriftsmäßig verwendet werden. 1. c. 6. 40. 


Wird wegen veränderter Umſtände die in der Etiftungsurfunde 
sorgefbriebene Verwendungsart unmöglich, oder gar ſchadlich, fo muß 
der Etaat die Güter und Einfünfte einer folhen Auftakt zu einem 
andern, der wahrſcheinlichen Abficht des Stifters fo viel als möglich 
gemäßen, Gebrauche widmen. 1. ce. $. 41. 


95. Die Vorfteher und Verwalter folcher Anftalten find als Dies 
ner des Staats anzuſehen. Landr. II. 19. $. 80. 

Bei Verwaltung der der Anjtalt zugehörenden Gelder und Ges 
fälle finden eben die Vorſchriften wie bei den Könige. Kaſſen Etatt. 
lc. $. 81. 


Dergleichen Vorſteher und Adminiftratoren müſſen bei Führung 
ihres Amts, hauptſächlich nad der Stiftungsurkunde, und ihrer bes 
fonderen Juſtruktionen, demnächſt aber nach den deu Vormündern ers 
theilten gefeglichen VBorfchriften (A. & R. Il. 18, $. 231. sqg.) fig 
achten. Landr. $. 83. 1. c. 


(Rendanten.) 96. Die Tandräthlichen Behörden find ermächtigt, 

bei eintretenden Grledigungen die „Nendanten der Ars 
menvorftände felbft verantwortlich anzuordnen, wobei es der Beſtäti⸗ 
gung der Regierung nicht bedarf; am Ende eines jeden Jahres aber 
find Die eingetretenen Veränderungen bei den Armenvorftänden und 
Nendanten derjelben anzuzeigen. [Siehe auch Städteordn. Th. IV.) Publ. 


der Reg zu Münfter vom 11. Mai 1819. 

Zu einer Dispenfation von Kautionsfeiftung find fie aber nicht 
befugt. Wenn der Armenvorftand fich jedoch für den Rendanten pros 
tofollarifch verbürgt, dann Fanın die Genehmigung zur Diöpenfation 
nachgejucht werden. Nefkr. derfelden vom 6. Juni 1834. 


(Stempelfreiheit.) 97. Der $. 4. der Deflaration vom 27. Juni 
1311 ift in den news» und wiedereriworbenen Provins 
zen gültig. Die Stempelfreiheit der Kirchen, Armenanftalten, Wais 
fenhaufer, milden Stiftungen, Schulen, Univerfitäten, Straf» und 
Befferungsanftalten, erſtreckt ſich auch auf denfelben anfallende Zus 
wendungen durch Schenkungen oder Vermächtniffe. — Stempelftener 
von Vermächtniffen zur Austheilung an Arme ift nicht zu erheben. 
Defr. vom 27. Suni 1811, Stemvelgef, vom 7. März 1822, 8. 3. litt. e. 4. 
K. D. vom 16. Januar 1827. (v. K. Ann. 1830. ©. 751.) 
(Der Atteste.] 98. Der Vermerk auf Atteften ‚eWoegen Armuth 
ſtempelfrei“ ſoll um den Mißbrauch des Abſchneidens 
und demmächftiger Stempelſtrafe zu verhüten, neben dem Siegel oder 
der Unterſchrift angebracht werden. Publ. der K. Prov.: Steuer: Direft. 
zu Breslau vom 28, Auguft 1829, 
[Armuthszeug- 99. Abfaffung von Vettelbriefen ift bei 10 bis 50 
nisse.) Thlr. Strafe verboten. A. Verordn. wegen Einr. ded Land⸗ 
armenh. für Weffalen vom 15. Dei. 1820. $. 10. 
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Damit aber Armuthdattefte ihres öfterd zu allgemeinen Juhalts 
wegen nicht zum Betteln mißbraucht werden Föunen, it beſtimmt: daß 
Arınenattefte nur von den Arınenfommifjionen, uud wo diefe nicht 
vorhanden, von dem Pfarrer und Bürgermeifter gememfchaftlich, ſonſt 
aber von Feiner andern Perfon, nach folgendem Formular wört!ich 
abgefaßt werden follen: „Dem AN. wohnhaft in N. wird pflichtmaͤßig 
beſcheinigt, daß (uun folgt die Urſache und der Zuſtaud feiner Hülfs⸗ 
beduͤrftigkeit.)“ 

„Dieſes Zeugniß ſoll blos dazu dienen, um bei (Benennung des 

Zwecks) davon Gebrauch zu machen. Sollte es zu einem audern 
Zwecke, oder gar zum Betteln benutzt werden, ſo wird ein Jeder, dem 
es zu Geſicht kommt, gebeten, es zurückzubehalten, und au den Orts⸗ 
bürgermeiſter gelangen zu laſſen.“ Publ. der Reg. zu Münfter vom 23. 
April 1824. Amtsblatt ©. 158. 
(Besondere Ge- 100. Endlich ift noch zu bemerken, daß die Grund⸗ 
meinde-Armen- füge, welche in örtlicher Beziehung, nach Anleitung der 
ordnungen.) fr den ganzen Staat oder einzelne Yandestheile hege⸗ 
benen, im Hinficht ded3 Armenweſens befolgt werden müſſen, zweckmä⸗ 
fig in befonderen Stadts oder Gemeindearmenorduungen von deu 
Ortöpolizeibehörden Öffentlich befannt gemacht, und daß ftetd firenge 
felche gehandhabt werden. Ohne died würde jede noch fo-wohltbäs 
tige Anorduung, fobald die Verwirklichung bei der Ausführung ftoct, 
ganz ohne Erfolg fein, und völlig überflüffig erfcheinen, | 


Kap. 12. Polizei des Hauswefens, 
Abſchn. 1. Hausrecht. 


(Einleitung.) 1. Zur Polizei des Hausweſens gehört erfilich 
das Hausrecht, wornac weder eine öffentliche Bes 
hörde, noch ein Dritter in die inmern Angelegenheiten eines Hauds 
weſeus fich mifchen darf, fobald nicht Durch entjchiedene Thatfachen die 
Rechte Anderer oder felbit die Nechte und die Wohlfahrt der einzel 
nen Familien bedroht oder verlegt werden. Das A. L. R. verords 
net dieferhalb im II. Th. 20. Tit.: 


[Hausrecht.] Niemand darf in eines Andern Haus, Wohnung 
oder fonftigen Aufenthaltsort, wider defien Willen, ohne 
befondere Befugniß eindringen. a. a. O. $. 328. 
2, Wer diefes thut, oder wider Willen des Beſitzers innerhalb 
feined Bezirks Handlungen vornimmt, zu denen er nicht berechtigt 
ift, der verlegt das Hausrecht. Daf. $. 526. 


3. Der Einwohner ift befugt, deu, welcher das Hausrecht ver 
legt, nach vorgängiger Warnung zu nöthigen, daß er von dergleis 
chen zudringlichem oder eigenmächtigem Verfahren, abitehe. Daf. $. 397. 
Doch muß hierbei Leib nnd Ehre des Gindringenden möglichit 

geſchont werden. Daf. $. 828. 
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Sedenfalld wird derfelbe, wenn er e8 anf den Gebrauch der 
Gewalt hat anfommen laffen, zur gerichtlichen Unterfuchung und Bes 
| ftrafung gezogen. Daf. $. 329 und 330. 


4. Vorftehende Beſtimmungen gelten auch, wenn dergleichen 
Handlungen innerhalb der Grenze eined mit Mauern, Planken 
oder Zäunen umgebenden Platzes vorgefallen find. — ben dies 
findet auch auf freiem Felde Statt, fo weit der Eigenthümer, durch 
Anbau oder befondere Merkmale, Audere davou ausgefchloffen bat. 


AL R. J. 22. 8. 04) Daf. $. 551 und 352. Giehe auch $. 27 der 
Dienftinftruftion für Gendarmen Th. I. Tit. IL. 


[Gesindepolizei] Zur Polizei des Hausweſens gehört ferner die 
Gefindepolizei, welche die gegenfeitigen Rechte und 
Pflichten der Herrfchaft und des Gefindes feftftellt. 


Abſchn. 2. Von Herrfhaften und Geſinde. 


— — — Miniſterium des Innern und 
nisse in Gresin- uſtiz find Die Reffortverhältniffe in Gefindefachen 
desschen.) folgendermaßen beitimmt: ß 
1) Die Polizeibehörde hat die vorläufigen Beſtimmungen zu er 
laffen und zu vollftreden, wenn die Rede ift: ' 
a. don der vertweigerten Annahme ded Gefindes in den Dienft von 
Seiten der Herrichaft, ($. 47 nachitehend.) 
b. von dem verweigerten Sintreten in den Dienft von Seiten des 
Gefindes, ($. 51.) 
c. von dem verweigerten Behalten des Gefinded im Dienfte von 
Seiten der Herrfchaft, (F. 160.) 
d. — dem verweigerten Bleiben des Geſindes im Dienſte ($- 167.) 
um 
e. von dem berweigerten Abziehen und Entlaſſen des Geſindes. 
(Siche auch nachftehend. $.) 

Die erfte Entfcheidung und die Vollſtreckung derfelben in 
obigen Fäffen fteht unbedingt der Polizeibebörde zu, und nur 
dann, wenn eine Parthei fich hierbei nicht beruhigt, ift der Weg 
Nechtens verftattet. Bis zur Entjcheidung des Nichterd find die 
Parteien verbunden, der polizeilichen Feſtſetzung Folge zu leiſten. 

2) Die Feftfegung der Strafe in den Fällen der $$.12., 17., 20. 
und 31. gehört ſtets, felbft wenn ſolche über 5 Thaler beträgt, 
vor die Polizeibehörde, fo daß dagegen Feine Berufung auf den 
Weg Nechtens, fondern nur Beſchwerde dagegen bei der Negies 
ruug Statt findet. 


3) die in den SS. 51. und 168. feftgefegten Strafen find — 
ßig, ohne daß eine Berufung den Weg Rechtens Statt fin⸗ 
det, von den Polizeibehorden feſtzuſetzen und zu vollſtrecken. 

4) Wenn von Erfüllung vertragsmaͤßiger Verbindlichkeiten der Herr 
fchaft oder des Gefindes, während des Dienftes, die Nee 


« 
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| iſt, fo mäffen die Polizeibehörden ſich der vorläufigen Gittfcheis 
dung unterziehen, ſolche vollſtrecken, bis im Wege Hechtend eine 
andere Entjcheidung erfolgt ift. 


Vergehungen des Gefindes gegen die Herrichaft Fönnen die 

. Bolizeibehörden bid zu 14 Tage Gefängnißs oder 5 Thlr. Geld⸗ 

firafe abnden, ohne daß dagegen auf gerichtliche Unterfuchuug 
und Eutſcheidung angetragen werden kanu. 

4) Die in den 66. 33, 37 und 38 gedachten Eutfcheidungen wes 

gen der Livree⸗ und Koftgebühren ſtehen lediglich den Polizeis 
behörden zu, ohne daß darüber auf rechtliches Gehör augetras 
gen werden kanu. 

6. Shen fo gebührt in den Fällen der SS. 10, 13, 173 und 176 
den Polizeibehörden die Koguition ausfchließlih. M. R. vom 17. 
April 1812. (v. 8. A. 1821. ©. 105.) Publ. der Meg. zu Münfter vom 
5: Dezember 1820. 
Die Abficht des polizeilichen Einfchreitend in die Vertrags, 

verhäftuife beim Geſindedieuſte ift nur die, durch eine vorläufige 

Beſtimmung augenblidlichen Störungen vorzubeugen. M. R. vom 11. 

Febr. 1855. 


2. Wem eine Herrſchaft ihr Gefinde aus andern ald gefekmäs 
Bigen Urſachen entläßt, fo fucht die Polizeibehörde fie zur Wies 
deraufnahme zu bewegen. ($. 160.) — Weigert fie fich aber deſſen, 
fo entfcheidet die Polizeibehörde, ob die Entlafjung gegründet ift oder 
nicht; 
2 über die Forderung des Gefindes wegen Lohn und Koft ($. 161 
und 162) entfcheiden aber lediglich die Zuftizbehörden, bei welchen 
aber die Eutſchaͤdigungsklage durch den Nachweis des Gefindes zu bes 
gründen iſt, daß es fich wegen feiner Wiederannahme au die Polis 
zeibehörde gewandt habe. | 

Wenn das Gefinde den Dienft ohne rechtmäßige Urfache vers 
laͤßt, fo hält ed die Polizeibehörde zur Nüdkehr an, und entjcheidet 
. eventwaliter, ob die Weigerung ded Gefindes zur Rüuͤckkehr begrüns 
det ift oder nicht. Ä 


Weigert die Herrfchaft aber die Wiederannahme, fo daß. beide 
Theile über Aufhebung des — einig find, fo gebührt die Ent⸗ 


fcheidung wegen Lohn und Koft den Gerichten. M. R. vom 13. 
September 1833. Publ. der Reg. zu Münfter vom 22. Januar 1834 


Bon Rechten und Pflichten der Herrſchaft und des 
Geſindes. 


(Vom gemeinen 1. Das Verhaͤltniß zwiſchen — und Ge⸗ 

Gesinde.) finde gründet ſich auf einem Vertrage, wodurch der 
eine Theil zur Leiftung gewiffer häuslicher oder wirthſchaftlicher Dienfte 
auf eine beftimmte Zeit, fo wie der andere zu einer dafür zu gebens 
den Belohnung fich verpflichtet, Geſindeordn. vom 8. Rousn 1810 $. 1. 
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(Welche Arber Die auf Stromfahrzeugen dienenden gemeinen Ar⸗ 

ter u. Kncchte beiter oder Schifferkuechte find eben fowohl ald die Ber 
dazuzurechnen. hufs des Ackerbaues, der Viehzucht, Brauereien, des 
Fuhrwerks uud ähnlicher Gewerbe den Beitimmungen der Gefindes 
ordnung unterworfen. publ. der Reg. zu Münfter vom 19. April 1829. 


(Henimerkepe- Bei Streitigkeiten zwiſchen Handwerkern und ihren 
geilen u-Lehr- Gefelten und Eehrlingen entfcheidet aber nicht die Gef. 
nicht üherall OTd., es treten hierbei vielmehr die Beftimmungen des 
nach der Ges. A. &R. II. 8. Abſchn. 3. ein. MR. vom 15. Mär 
©. beurtheilt.) 182% Giehe deshalb Gewerbspolizei, Handwerker. 


- (Wer Gesinde 2. In der ehelichen Geſellſchaft kommt es dem 

miethen kann.) — in, das nöthige Gefiude zu miethen. Alleg. Gef. 
ron. 3 24 j 

3. Weibliche Dienftboten Fann die Frau annehmen, ohne Eiu⸗ 

willigung des Mannes. Daf. 5. 3, 


4. Doc Fann der Mann, wenn ihm das angenommene Gefinde 
nicht anftändig iſt, defjen Wegfchaffung nach verfloffener gefegmäßiger 
Dienfizeit, ohne Nüdficht auf die vertragsmäßig bejtimmte, nad) vors 
gängiger Auffündigung verfügen. Daſ. 5. 4, 


(Wer sich ‘als 5. Wer fih als Gefinde vermiethen will, muß 
— frei über feine Perſon verfügen koͤnuen. Daſ. $. 5. 

6. Daher Minderjährige nicht ohne Einwilligung des Vaters oder 
Vormundes. Daf: $. 6. 


7. Auch verheirathete Perfonen nur mit Einwilligung ihrer 
Männer. Da. 7. 


8. Nur wenn die Eimvilligung in den Faͤllen der SS. 6 und 7 
auf eine gewiffe Zeit, oder zu einer beitimmten Dienftherrichaft, aus⸗ 
druͤcklich eingefchränft worden, ift die Erneuerung derfelben zur Vers 
längerung der Zeit, oder bei einer Veränderung der Herrſchaft ers 
forderlih. Daf. $. 8. 


(Dienstentlas 9. Dienfiboten, welche fchon bermietset geweſen, 
sungsscheine miüfjen bei dem Antritte eines nenen Dienfted die rechts 


—— nr Verlaffung der vorigen Herrſchaft nachweifen. 
d * 9. 


Sm Falle des $. 9. vorſtehend, iſt ein Dienſtſchein nicht durch⸗ 
ans nothwendig, indem unter Umſtäuden auch eine blos mündliche 
‚ Erffärung der vorigen Herrfchaft genügen Fan. M. R. v. 19. Sep 
tember 1834. (0. 8. A. ©, 784.) 


10. Leute, die bisher noch nicht gedient zu haben angeben, müfs 
fen durch ein Zeugniß ihrer Obrigkeit darthun, daß bei ihrer Aumel⸗ 
dung als Gefinde Fein Bedenken obwalte. Daf. 5. 10, 
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Bu diefem obrigkeitlichen Attöfte muß ein 15 Sgr. Stempel ges 
nommen werden, wenn nicht wegen Unvermögehheit des Gefindes 
und deffen Eltern völlige Etempelfreiheit eintritt. M. R. vom 18. Des 
jember 1822. (v. 8. 9. 1823. S. 256.) und M. R. vom 20, Sept. 1826. 


Dienfibsten, die bereit8 vermiethet gewefen find, müſſen, nicht 
6108 beim Antritt ihred anderweitigen Dienſtes, fondern ſchon bei der 
neuen Vermiethung derjenigen Herrſchaft, bet welcher fie ſich Yon 
neuem vermiethet, nachweifen, daß die Verhältniffe zu der bisherigen 
Dienftherrfchaft jener anderweitigen Vermietung nicht entgegen ftes 
ben. M. R. vom 12. Auguſt und 3. Sept. und Publ, der Meg. zu Münfter 
bom 13. September 1816. 

Es verfteht ſich von ſelbſt, daß Dienftboten, welche eine Zeitlang 
dienſtlos geweſen, uud dann wieder in Dienft treten, fich mit Zeugs 
niffen ihrer frübern und zwar letzteru Dienſtherrſchaft oder ihrer 
Obrigkeit zum Dienen ausweifen müffen, widrigenfalls die Herrfchaft 


> $. 12. ftrafbar if. Reſkr. der Reg, zu Münfter vom 20. Januar 


Bei jungen Perfonen, welche Gefindedienfte fuchen, iſt zur Vers 
hütung yon Mifbräuchen erforderlich, daß die obrigfeitlichen Attefte 
das betreffende Eignalement und den Ort enthalten, wo der Dienft 
gefucht wird, 

Wollen Perfonen Gefindedienfte an verfchiedenen Orten willkuͤhr⸗ 
lich fuchen, dann müffen fie fih mit Pärfen verfehen. hubl. der Reg 
zu Münfter vom 2. Mai 1828. 

Kinder unter 14 Jahren bedürfen Feiner Dienftentlaffungsfcheine, 
M. R. vom 20. März 1826. 


41. Hat Jemand mit Verabfäumung der Vorfchriften $. 9 und 
40. Gefinde angenommen: fo muß, wem ein anderer, dem ein Recht 
über die Perfon oder auf die Dienfte des Angenommenen zufteht, fich 
meldet, der Miethskontrakt als ungültig wieder aufgehoben werden, 
Gef. Ordn. $. 11. 

42. Außerdem hat der Annehmende durch Uebertretung dieſer 
Borfchriften eine Geldbuße von 1 bis 10 Thaler an die Ortsarmen⸗ 
kaſſe verwirft. Daf. $. 12. 

Die Polizeibehoͤrden haben fich die viſirten Gefinpefcheine bei Au, 
meldung des anziehenden Geſindes vorlegen zu laſſen. M. R. vom 17. 
Dftober 18244 


[Verpflichtung Gefellen, welche von einen Meifter zum andern 
der Meister u. übergehen, müffen ein Ntteft des vorigen Meifters 

Gesellen] dder der Ortsobrigfeit beibringen, daß fie unverdäch⸗ 
tig und ſich als Gefellen zu verdingen befugt find. Der Meifter, 
welcher einen Gefelen ohne dieſes Atteft nimmt, zahlt nah $. 12, 
der G. O. 1 bis 10 Thlr. Strafe, Publ. der Reg. zu Münfter vom 28. 
Suni 1825. | 35 * 


532 1. VI Kap. 12 Abſchn. 2. Herrſchaften m Geſinde« 


Gesindemäkler) 13. Niemand darf · mit Gefindemäfeln- ſich abge 
nn —* dazu von der Ortsobrigkeit beſtellt und 

verpflichtet Gef: Orb. $. 13. , 
14. Sie müfjen fi nach den Perfonen, die in Dienfte durd) 
ihre Vermittelung kommen wollen, forgfältig erfundigen. Daf. $. 14. 


415. Iufonderheit müfjen fie nachforfihen, ob diefelben geſetzlich 
ſich zu vermicthen berechtigt find. Daf. $. 15 


16. Gefinde, welches ſchon im Dienfte fteht, dürfen fle nicht zur 
Verlaſſung derfelben 20, aureizen. Daf. $. 16. 

17. Thun fie diefes, fo werden fie mit 5 bis 10 Thlr. Gel» 
oder verhältnißmäßiger Gefängnißftrafe beftraft, im Wiederholungss 
falle mit Verluft des Gewerbes. Daf. F. 17. 

48. Sie müfjen den Herrfchaften die Eigenfchaften der vorges 
fchlagenen Perſouen getveulih und nah beitem Willen anzeigen. 
Daf. $. 18. 


19. Thun fie diefed nicht, dann müffen fie den Durch dergleichen 
Gefinde verurfachten Schaden felbit tragen. Daf. $. 19. 


20. Außerdem verwirken fie, e8 mag Schaden eutftanden fein 
oder nicht, Die F. 17 bemerkte Strafe. Der Verluft des Gewerbes 
findet felbjt zum erftenmale Statt, weun fie den Schaden nicht eries 
gen koͤnnen. Daf. $. 20. 

21. Polizeibehörden follen das Maͤklerlohn nach den Ortsverhält 
niffen beftimmen und befannt machen. Daf. $. 21. 

Nach diefen Beſtimmungen ($. 13 — 21.) und nach fonftigen 
lokalpolizeilichen Verhäftniffen muß die Ortöbehörde dem Maͤkler eine 
Iufteuftion ertheifen und darin die Einfchreibegebübren der fid) Mel 
denden, welche nicht über 5 Sgr. für jede Vartei, desgleichen die 
Gebühren bei wirflid darauf Statt findenden Miethsvertr gen, welche 
bei ftädtifchem Geflude nicht über 10 Sgr., bei laͤndlichem nicht 
über 5 Sgr. betragen dürfen, beftimmen, und Liefe, fo wie die Aus 
ftellung des Maͤklers, durch Das Jutelligenzblatt befannt machen. 
en. müfjen vom Mäfter Regifter über die Dieufts refp. Gefindes 

uchenden nach folgenden Nubrifen »geführt werden: 1) Tanfende 
Nummer; 2) Datum; 3) in welcher Eigenfchaft das Gefinde gefucht 
wird; 4) des Dienftboten a. Namen und Qualität, b. Geburtsort, 
c. Alter ‚ d. frühere Dienftherrichaften mit Angabe der Dienftjeit, e. 
lebte Dienftherrichaft mit Angabe der Dienftzeit, f. Termin, want 
er den Dieuft antreten Faun; 5) Bemerkungen über etwaige fchlechte 
aus den Geſindeſcheinen ſich ergebende Seuguife,; 6) durch den Mäls 
ler vermittelte Vermiethuugen, a. Dauer, b. Dienftherr (Namen und 
Wohnort) c. in welcher Eigenſchaft (4.8. ald Schäfer, Weber, Knecht, 
Spinnmagd ꝛc.), d. vom welcher Zeit, e. auf wie lange, f. mit wel⸗ 
her Kündigung, g. gegen welden Cohn, h. fonftige Bedingungen 
G. B. die Spinumagd hat Yerfprochen, täglich 2 Stuͤck guten Garıs 
su liefern 26), 7) Bemerkungen; und es follen diefe Negifter von 


Miethben des Gefindes. 533 


eit zu Zeit durch die Lokalpolizeibehoͤrde revidiert werden. — Zu 
findemaffern dürfen Übrigens nur ganz zuverläffige Perfonen ges 
nommen werden, welches lediglich dem Ermeſſen der Polizeibehörden 
überfaffen bleibt. Endlich muß jeder Gefindemäfter unter ftrenger 
Aufficht der Polizeibehörde gehalten und vorzüglich bei ihnen darauf 
ge“ werden, daß fie ihres Vortheils wegen nicht das Gefinde zum 
fteren Wechfel verleiten oder wohl gar Zufammenfünfte defjelben 
veranlaffen. Reſkr. der Reg. zu Münfter vom 24. Januar 1828. 
(Schliessung des 22. Zur Annehmung des gemeinen Gefinded bes 
Micthskontrakts, darf es Feines fohriftlihen Vertrages. Gef. D. $. 22. 
23. Die Gebung und Annahme des Mietbgelded vertritt deſſen 
Stelle. Daf. $. 233. 


24. Der Betrag ded Miethgeldes hängt von freier Uebereinkunft. 
ab. Daf. $. 24 

25. Dad Miethgeld wird auf den Lohn abgerechnet, wenn nicht 
ein anderes bedungen worden. Daf. $. 25. 

26. Jedenfalls kann es gefchehen, wenn das Gefinde aus eigener 
Schuld die Dienftzeit nicht aushält. Daf. $. 26. 

(Vermiethung 27. Der Herricbaft gebührt bei dee Vermiethung 
derart = Torzug ‚ welche das Miethsgeld zuerſt gegeben hat. 
zugleich.) . ® 

- 28. Die Herrſchaft, welche nachftehen muß, oder fich ihres Nechts 
begiebt, kann das Miethgeld und Mäklerlohn vom Dienfiboten zurüͤck⸗ 
fordern. Daf. $. 28. 

29. Auch muß ihr, wenn fie die frühere Vermietung nicht ges 
wußt hat, der Dienftbote den Schaden erfegen, der daraus entficht, 
daß fie ein anderes Gefinde für höhern Lohn miethen muß. Daf. $. 29. 

30. Die Herrfchaft, bei welcher der Dienftbote bleibt, muß auf 
Verlangen diefen Betrag ($. 28 und 29.) von feinem Lohne abziehen 
und der andern Herrſchaft zuftellen. Daf. $. 30. 
| 31. Außerdem muß der Dienftbote, der fich bei mehreren Herr» 
(haften zugleich vermiethet hat, den einfachen Betrag ded von der 


zweiten und folgenden erhaltenen Miethögeldes als Strafe zur Orts⸗ 
Armenkaſſe eutrichten. Daf. 8. 31. 


(Lohn undKost.) 32. Der Lohr, Kojigelb nnd die Bekoͤſtigung des 
j Geſindes hängt von freier Uebereinfunft ab. Daf. $. 32, 
33. Inſofern darüber nichts beftimmt worden, gilt deshalb der 
Ortögebrauch, und was in diefer Ruͤckſicht Regel, befti die Orts⸗ 
polizeibehoͤrde. Daſ. 8. 33. 
34. Weihnachts⸗, Neujahrs⸗ und andere dergleichen Geſchenke 
kann das Geſinde niemals gerichtlich einflagen. Daf. 5. 34. 


er m Ale frühere Obfervanzen ze. dieſerhalb find unverbindlich, 
daſ. $. 35. 
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36. In allen Fällen, wo Weihuachts⸗ oder Neujahrsgeſchenke 
während des Dienftjiahres gegeben worden, kann die Herrichaft dies 
felben auf den Lohn anrechnen, wenn der Dienftvertrag im Laufe des 
Sahres durch Schuld des Gefiudes wieder aufgehoben wird. Daf. $. 36. 


37. Bei mäunlichen Bedienten ift die Livree ein Theil ded Lohn, 
und füllt nad Ablauf der vertragsmäßig beftimmten Zeit denfelben 
eigenthümlich zu, Im Grmangelung einer ſolchen Beſtimmung ent 
ſcheidet die Polizeiobrigfeit wie $. 33 über die Zeit,‘ binnen welcher 
die Livree verdient iſt. Daſ. F. 37. 


38. Auf beſondere Staatslivree hat der Bediente keinen Anfpruch. 
.. $. 38, 


Daſ. $. 


39. Mäntel, Kutſcherpelze u. dergl. gehoͤren nicht zur gewoͤhn⸗ 
lichen Livree. Daſ. 5. 30. 


(Dauerd.Dienst- 40. Die Dauer der Dienſtzeit hängt von gegen⸗ 
zeit.) feitiger freier Uebereinfunft bei der Vermiethung ab, 
doch Faun Niemand fich zu einer Dienftzeit verpflichten, die nicht ents 
weder durch eine beftimmte Zeit ausgedrücdt, oder doch fo beſtimmt 
ift, daß jedem Theile freifteht, nach vorgäugiger Kündigung von dem 
Vertrage abzugeben. Wo Died dennody geichehen follte, muß der 
Dienende nach vorgängiger einjähriger Kündigung jeder Zeit entlafs 
fen werden. BDienftfontrafte, welche Eltern oder Vormünder für 
Kinder oder Pflegebefohlnen abfchließfen, Fünnen von denfelben nach 
— Volljaͤhrigkeit unbedingt nach $. 112 aufgekündigt werden, 
Daſ. 8. 40. 


41. If nichts beſonderes verabredet worden, fo wird die Miethe 
bei ſtaͤdtiſchem Gefinde auf Y, Zahr, bei Landgefinde aber auf ein 
ganzes Zahr ald gefchloflen angenommen. Daf. $. a1. 


(Antritt d. Dien- 42. Die Antrittszeit it der 2. Jannar, April, 
stes.) Juli und Dftober jedes Jahrs, iufofern nicht ein Ans 
beres bei der Vermiethung ausdrüdlich ausbedungen if. Fällt biers 
nach die Antrittszeit auf einen Sonn» oder Fefttag, fo zieht das Ges 
finde den uächit vorhergehenden Werktag au. Daf. $. 42. 


43. Bel Candgefinde iſt die Antrittögeit der 2. April. Wegen 
der Sonus a. Tage gilt dad Vorhergehende. Daſ. $. 43. 


44. Die vorbemerften Antrittötage find zugleich die Abzugstage 
für das alte Gefiude. Daf. $. 44. ee. 
45. Nach einmal gegebenen und — Miethgelde iſt die 


Herrſchaft und das Geſinde ſchuldig, den Dienſt anzunehmen reſp. 
anzutreten. Daſ. $. as. 


46. Kein Theil kann ſich durch Ueberlaſſung oder Ruͤckgabe des 
Miethsgeldes davon — Daſ. $. 46. * * 
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(Weigerung der 47. Weigert fl die Herrichaft das Gefinde anzu⸗ 
Herrschaft zur nehmen, fo verliert fie Dad Miethgeld, uud muß das 
—— Geſinde eben ſo ſchadlos halten, wie auf den Fall, 

wenu dad Geſinde unter der Zeit ohne rechtlichen 
Grund entlaffen worden, unten verordnet iſt. ($. 160. 
segq). Öej. Ord. $. 47. 
48. Do kann die Herrfchaft von dem Vertrage vor Antritt 
des Dienfted aus eben den Gründen abgehen, aus welchen fie berech⸗ 
tigt fein würde, das Gefinde vor Ablauf der Dienjlzeit wieder zu 
eutlaffen. [$. 117 seq J Geſ. Orb. $. 48. 
49. Auch ift fie dazu berechtigt, wenn das Gefinde zuerſt den 
Dienft anzutreten fich geweigert hat. Daf. z. 49. 
50. In beiterlei Fällen kaun die Herrichaft das gegebene Miet» 
geld zuruͤckforderu. Daf. $. 50. 


(Weigerung des 51. Weigert fich das Gefinde, den Dienſt anzus 
—— den treten, fo muß es dazu von der Obrigkeit durch Zwang 

a) mittel angehalten werden, bleiben dieſe fruchtios uud 
ift die Herrſchaft deshalb genöthigt einen andern Dienſt⸗ 
boten zu micthen, fo muß das Geflude micht allein den Schaden, 
welcher der Herrichaft hierdurch erwächft, erfeßen, und das Miethsgeld 
zurücdgeben, fondern verfällt noch überdies in eine Strafe von 2 bis 
40 Thaler oder verhäftuigmäßiges Gefängmiß. Dar. $. 51. 

52. Kann jedoch das Gefinde nachtweifen, daß die Herrfchaft im 
letztverfloſſenen Dienftjabre fich ſolche Handlungen habe zu Schulden 
kommen laſſen, wodurch e8 nach $. 136 — 140. zur Verlaffung des - 
Dienjted ohne Auffündignug berechtigt. werden würde; fo Faun dafs 
felbe zum Antritt des Dienſtes nicht gezwungen werden, fondern ift 
nur gehalten, das Miethsgeld zurückzuzahlen. Dafı $. 52. 

53. Wird dad Gefinde durch Zufall ohne feine-Schuld den Dienft 
anzutreten verhindert, fo muß die Herrſchaft fi mit Zurückgabe bed 
Miethögeldes begnügen. Daf. $. 53. — 

54. Erhaͤlt weibliches Geſinde vor dem Antritte der Dienſtzeit 
Gelegenheit zu heirathen: ſo ſteht demſelben frei eine andere taugliche 
Perſon zur Verſehung des Dienſtes an feiner Statt zu fielen. 
Daſ. $. 54. 

55. Iſt e8 dazu nicht im Stande, fo muß auch dergl. Geſinde 
den Dienft in Städten auf Y,, und bei Laudwirthſchafteu auf %, 
Jahr antseten. Daf. $. 55: 


(Pflichten des 56. Nur zu erlaubten Geſchaͤften Tonnen Dienſt⸗ 


ra ee ‚boten gemiethet werdeu. Daf. $. 56. | 

57. Gemeined Gefinde, welches nicht ausfchließend zu gewiſſen 
beftimmten Gefchäften gemiethet worden, muß fi allen häuslichen 
Berrichtungen nach dem Willen dee Herrfchaft unterziehen. Dafı 5.57. 
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“58. Allen, zur berrfchaftlihen Familie gehörenden, oder dariu 
in beftimmten Verhäftniffen, oder blos gaftweife aufgenommenen Pers 
fonen ift es diefe Dienfte zu leiſten ſchuldig. Daf. $. sa. 

-59. Dem Haupte der Familie kommt e8 zu, diefes näher zu bes 
fimmen. Daf. $. 50. | 

60. Auch Gefinde, welches zu gewiffen Arbeiten oder Dienftenr 
angenommen iſt, muß dennoch auf Verlangen der Herrichaft audece 
häusfiche Verrichtungen mit übernehmen, wenn das dazu beſtimumte 
Nebengefinde auf eine Zeitlang daran verhindert wird. Daf. $. 60. 

61. Wenn unter den Dienftboten Etreit entiteht, welcher von 
ihnen diefe oder jene Arbeit nach feiner Beitimmung zu verrichten 
ſchuldig feiz fo entfcheidet allein der Wille der Herrichaft. Daf. $. 61. 


62. Das Gefinde darf ohne Erlaubniß der Herrfchaft fich in den 
aufgetragenen Gefchäften nicht von andern vertreten laſſen. Daf. 
ı 62. 


63. Hat das Geſinde der Herrfchaft eine untaugliche oder vers 
bächtige Perſon zu feiner Vertretung wiſſentlich vorgefchlagen, fo 
muß es für den durch felbige verurfachten Schaden Ba. Daf. $. 63. 


64. Dad Gefinde muß feine. Dienfte treu, fleißig und aufmerf 
fam verrichten. Dal. $. 6% _ 

An Werktagen Die im Kalender nicht als Feiertage bezeichnet 
find, ift es nicht zu dulden, das das Gefiude fich der Arbeit entzieht 
und in Wirthöhäufern umhertreibt. Auf Klage der Dienſtherrſchaft 


iſt folches Gefinde nachdrüͤcklichſt zu beitrafen. Reſtr. der Reg. zu Müns 
fier vom 24. Sept, 1827. 


(Wann es zum 65. Fuͤgt e8 der Herrſchaft vorfüglich oder aus 
— roben F maͤßigen Verſehen Schaden zu: ſo muß es 
verpflichtet.) Denfelben erſehen. Gef. D. 8. 66. 


66. Wegen geringer Verfehen aber nur dann, wenn es wider 
den ausdrüdlichen Berehf der Herrſchaft gehandelt hat. Daf. 6. 66. 


67. Dagegen ift es zum Erfaße verpflichtet, wenn es fich zu folchen 
Arten der Gefchäfte hat anuchmen laffen, die einen vorzüglichen Grad 
von Aufmerkfamkeit oder Geſchicklichkeit vorausfegen. Daf. $. 67. 


68. Wegen folher Entſchaͤdigungen kann die Herrichaft fih au 

den Lohn halten, Dafı $. 68. 

69. Kann der Schaden davon oder aus andern Habfeligfeiten 

des Dienftboten nicht erfegt werden: fo muß er deufelben durch uns 

kr Dienftleiftung auf eine verhältuißmäßige Zeit vergüten. 
af. 3. 69 


(Pflichten des 70. Auch außer feinen Dienften iſt das Geſinde 

Gesindes aus- ſchuldig der Herrichaft Beſtes zu befördern, Schaden 

re in achtheil aber, fo viel am ihm ift, abzuwenden. 
. $. 70. 
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71. Bemerkte Untreue des Nebengefindes muß es ber Herrichaft 
anzeigen. Daf. & 71. —J— 
72. Verſchweigt es dieſelbe: fo muß es für allen Schaden, wel⸗ 
her durch die Anzeige hätte verhütet werden Fönnen, bei dem Unver⸗ 
mögen des Hauptſchuldners felbit haften. Dafı 8. 72. 
73. Allen häuslichen Einrichtungen und Anordnungen der Herr⸗ 
ſchaft muß das Geſinde ſich unterwerfen, Daf $. 73. | 


74. Ohne Vorwiffen und Genehmigung derfelben ſich auch in 
eigenen Angelegenheiten nicht vom Haufe enffernen. Daf. $. 7. 


75. Solche Erlaubniß darf nicht überfchritten werden. Daſ. z. 785. 


(Zächtignngs- 76. Die Befehle und Verweiſe der Herrfchaft muß 
— ed mit Ehrerbietung und Beſcheidenheit annehmen. — 
schaft.) Daf. $. 76. | 


77. Reizt das Gefinde die Herrichaft durch ungebührliches Bes - 


fragen zum Zorn, und wird im felbigem von ihr mit Scheltworten 
oder geringen Thätlichfeiten behandelt, fo kann ed dafür Feine gericht 
lihe Geuugthuung fordern. Daf. $. 77. | 


Gegen die in der 1. Klaſſe des Soldatenftandes fich befindenden bes 
urlaubten Soldaten der Kriegsreferve und Landwehr, oder beurlaubten 
Rekruten des ftehenden Heeres dürfen aber thätliche Beleidigungen 
nicht Statt finden. Kr. M. R. vom 26. April 1819. und 28. Oft. 1822. 


Gegen beurlaubte Landiwehrmänner, — ei und Trains 
foldaten, wenn fie fich im Gefindes oder Hofedienfte, faul, unordents 
lich oder widerfpenftig bezeigen, fteht der Herrſchaft das Necht zu, fie 
mit 24jtündiger bis 3tägiger Arreftitrafe, jedoch in Peinem für ent 
ehrende Verbrecher beftimmten Verhaftsbehältniffe zu belegen. Inſtr. 
für maus vom 410. Dezbr. 1816. A. $. 35. und B. $. 18. 
Mo. 6. Sufiz: Min. Reſk. vom 6. Mai 1817. — 

78. Solche Ausdrücke oder Handlungen, die zwiſchen andern 
Perſonen als Zeichen der Geringfchägung anerfaunt find, begründen 
gegen die Herrfchaft noch nicht die Vermuthung, daß fie die Ehre 
des Gefindes dadurch habe kraͤnken wollen. Gef. 9. $. 78. 


79. Außer dem Kalle, wo das Leben oder die Gefündheit des 
Dienfiboten durch Mißhandlungen der Herrfchaft in gegenwärtige und 
unvermeidlihe Gefahr geräth, darf er fich der Herrſchaft nicht thaͤtig 
widerfegen. Daf. $. 79 
(Strafen wegen 80. 8 R 

——— . Vergehungen des Geſindes gegen die Herr⸗ 
F Gesindes ſchaft werden durch Gefängniß x. Feiminaftechti, ger 
gegen die ahndet. Daſ. 5.80. 

errschaft,) 

81. In ſolchem Falle ift die Herrfchaft befugt, die Gefiuder 
Bienfte burch dindere auf beffen Kofen Verrigten zu. loffen. Dur. 


’ 
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(Püichten der 82. Die derrſchaft iſt ſchuldig, dem Geflnde Lohn 
Merrschaft.) und Kleidung zu den — ———— ungeſaͤumt zu 
entrichten. Daſ. $, 82. 

83. Koſt muß event. bis Velen gegeben werden. Ofs 
fenbar der Gefundheit nachtheilige und ekelhafte Speifen braucht das 
Geiinde nicht anzunehmen. Ju Ermangelung beſtimmter Verabredung 
har die Polizeiobrigkeit, wie $. 33., über die Menge und Befchaffenheit 
zu entſcheiden. Daf. $. 83. | 

84. Die Herrſchaft mn dem Gefinde die nötige Zeit zu Als 
wartung des Öffentlichen Goktesdienftes laſſen, und daffelbe dazu fleis 
fig anhalten. Daf. $. 84. | 

85. Sie muß ihn nicht mehrere oder ſchwerere Dienfte zumutben, 


ald das Gefinde nach feiner Leibesbeſchaffenheit und feinen Kräften 


ohne Verluſt feiner Geſundheit beftreiten fann. Daf, $. 88. 

86. Zieht ein Dieuſtbote fich durch den Dienft oder bei Gelegen⸗ 
beit deſſelben eine Krankheit zu, fo hat die Herrfchaft für feine Kur 
und Verpflegung zu forgen. Daf. $. 86, 

87. Dafür darf dem Gefinde an feinem Lohne nichts abgezogen 
werden. Daf. $. 87. 

88. Außerdem ift die Herrfchaft zur Vorforge für Franke Dienjts 
boten nur alddanı verpflichtet, wenn Diefelben Feine Verwandten in 
der Nähe haben, die ſich ihrer auzuuchmen vermögend und nad) den 
Gefegen fehuldig find. Daf. $. 88. Siehe Kap. 11. $. 62. 

89. Weigern fi die Verwandten diefer Pflicht; fo muß die 
Herrichaft Diefelbe einftweilen, und bi8 zum Austrage der, Sache, mit 
Vorbehalt ihred Rechts übernehmen. Daf. $. 89. 

90. Sind öffeurfiche Anftalten vorhanden, wo dergleichen Kranke 
aufgenommen werden: fo muß das Gefinde die Unterbringung darin 
fich gefallen laſſen. Daſ. $. 90. 

91. Im alle des SG. 88. kanu die Herrſchaft die Kurkoſten 
von dem auf diefen Zeitraum fallenden Lohne des kranken Dienjtbos 
ten abziehen. Daf. $. 91. - 

92. Dauert eine folche Krankheit über die Dienftzeit binans, fo 
hört mit dieſer die äußere Verbindlichkeit der Herrſchaft. ($. 86. 
segg.) auf. Daf. $. 92. 

93. Doch muß davon der Ortöobrigfeit zur weitern Vorſorge 
Anzeige gemacht werden. Daf. $. 93. 

94. Unter den Ir.nftänden, worin Machtgeber einen dem Bevoll⸗ 
maãchtigteu bei Ausrichtung der Gefchäfte durch Zufall zugeftoßenen 
Schaden vergüten muß, ift auch Die Herrfchaft fchuldig für das in 
ihrem Dienfte ꝛc. ($. 86,) zu Schaden gefommene Geſinde auch über 
— hinaus zu forgen [a. L. R. 1. 13. $. 80. 81.) Daſ. 


* 


- 
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95. Diefe Pflicht erſtreckt fich jedoch nur auf die Kurkoften uud 
den nothdürftigen Unterhalt des Gefindes, bis es ſich ſelbſt fein Brod 
wieder erwerben kann. Daf. $. 98. 


96. IR deſſen Gefundheit aber durch Mifhandlungen der Here 
ſchaft ohne fein grobes Verſchulden befchädigt, fo hat es vollſtaͤndige 
Schadleshaltung zu fordern, Daf. 8.96. . 

97. Auch für ſolche Befhimpfungen und üble Nachreden, wodurch 
dem Gefinde fein Fünftiged Fortkommen erjchwert wird, gebührt dem⸗ 
felben gerichtliche Genugthuung. Daf. $. 97' | 
[ Verantwortlich- 98. Wann die Herrichaft für Handlungen bed 

keit für Haud- Gefindes verantwortlich iſt, beſtiumt das A. L. N. J. 
—— Ge 6, 8. 60. 5qq. (Siehe auch Tit. I. $. 20.) Daſ. $. 98. 

Für den von Dienftboten zugefügten Schaden ift die Herrfchaft 
in der Regel nicht verantwortlich. A.ER.L & 6. 60. 

Wer aber wifjentlich gefiheben läßt, daß fein Gefinde einem Au⸗ 
dern Schaden zufügt, der wird ald Theilnehmer au der unerlaubten 
Handlung des Gefindes angefehen. Daf. $. 61. . 

Wer Gefinde, das durch einen überwiegenden Hang zu groben 
Lafteru, durch einen hoben Grad vou Blödfinn oder Schwermuth, 
oder durch anftedende Krankheiten, andern gefährlich werden kann, 
wiffentlih in Dienfte nimmt, oder darin behält, der haftet für alle 
Gefahr. Daf, — 68. 

Für den durch Dienſtboten angerichteten Feuerſchaden haftet die 
Herrſchaft auch alsdaun, wenn ihr die Unvorſichtigkeit des Geſindes 
bei dem Gebrauche von Feuer und Licht bekauut geweſen iſt, und fie 
daſſelbe dennoch beibehalten hat. Daſ. 6. 63. 

Wenn Jemand zu einem Geſchaͤfte ein dazu untüchtiges Geſiude 
wifjentlich beitellt, fo haftet er für deu Schaden, welcher einem Drits 
ten bei der Ausrichtung des Gefchäfts durch die Untüchtigkeit des 
Gefiudes zugefügt worden. Daf. N 64. 

In Anjehung der Dandwerkögefellen und Lehrjungen haben die 
Meifter die obengedachten Pflichten. Daf. $. 68. 


(Aufhebung des 99. Etirbt ein Dienſtbote; fo fönnen feine Erben 
‚ Vertragesdurch Lohn und Koftgeld nur fo weit fordern, als felbiges 
den Tod) nach Verhältniß der Zeit bis zum Kraufenkager rüds 
ftändig if. Gef. O. 3. 99. 

100. Begräbuißfoften braucht Die Herrſchaft nicht zu zahlen, 
Daf. $. 100. 

101. Stirbt das Haupt der Familie, fo brauchen die Erben das 
Gefinde jedenfalls nur bis zur nachſten gefeßlichen Ziehzeit $. 32 — 
34 zu behalten. Daf. 3. 101. 

102. Erfolgt der Todesfall jedoch nach der Kündigungsfrift: fo 
muß Gefinde, welches blos zu häuslichen Verrichtungen beitimmt iſt, 
das baare Lohn ohne Koſtgeld für das naͤchſtfolgende Vierteljahr noch 
uͤberdies erhalten; Geſinde aber, das zur Laudwirthſchaft gebraucht 
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ar noch für das naͤchſtfolgende Jahr beibehalten werden. Daß 
. 109. 

103. Auf Dienftboten zur befonderen Bedienung einzelner Fami⸗ 
Lienglieder findet bei dem Abfterben vorftehende Beſſimmuug Anwen⸗ 
dung. Daf. $. 103. | 

104. Männliche Dienftboten behalten ihre ganze gewöhnliche ‚eis 
vree, wenu fle der verftorbenen Herrſchaft bereits Y, Jahr gedient 
haben. Daf. $. 104. 

105. Andernfalls müffen fie Rod, Wefte und Hut zurüdlafen. 
Daf. $. 108. 

106. War der Bediente nur monatweife gemiethet, fo erhält er 
Lohn und Koftgeld, wenn die Herrfchaft vor dem 15. ded Monats 
— uur auf den laufenden, fonf für den folgenden Momat. Daf. 


107. Beim Konfurs über dad Vermögen der Herrſchaft finden 
die SS. 101 — 106 Anwendung. Daf. $. F 


108. Der Tag des eröffneten Konkurſes wird dem Todestage 
gleich geachtet. Daf. $. 108, | 

109. Wegen rükftindigen Geſindelohns entfcheidet die Konfurds 
ordnung. Daf, $. 109. 


(Nach vorherge- 110. Außer diefen Fällen kann der Miethsver⸗ 


— * trag einſeitig nicht aufgehoben werden. Daf. $. 110. 


4111. Welcher Theil Ldenfelben nach Ablauf der Dienftzeit micht 
fortfeßen will, muß innerhalb der —— Friſt aufkündigen. Daf. 
8. 411. u. M. R. vom 11. Febr. 1855. (v. K. A. ©. 179.) 

112. Die Aufkuͤndigungsfriſt iſt bei ſtädtiſchem Geſinde 6 Wo⸗ 
chen, bei Landgeſinde 3 Monate vor dem Ablaufe der Dieuſtzeit, wen 
nicht anders verordnet iſt. Daf. $. 112. 


113. Bei Monatsweife gemietheteten Dienftboten findet die Aufs 
Fündigung noch am 15. jeden -Monats Statt. Daf. 8. 113. 


114. Ohne Auffündigung ift der Vertrag ſtillſchweigend verlän- 
gert, Daf. 8. 1A, j 

115. und zwar bei ſtädtiſchem Gefinde auf Y% und bei Laudge⸗ 
finde auf ein ganzes Jahr, Daf. $. 119. 


116. und bei Monatöweife gemietheteten Gefinde auf 1 Monat. 
Daf. $. 116. 


"(Ohne Aufkün- 117. Ohne Auffündigung kann die Herrfchaft ein 
Zen Gefinde fofort entlaffen: * — 
haft.) 1) Wenn dafjelbe die Herrſchaft oder deren Fa⸗ 

j mifie durch Thaͤtlichkeiten, Schimpfs oder Schmaͤhworte 
oder ehrenrührige Rachreden beleidigt, oder durch boshafte Verhetzuu⸗ 

gen Zwiftigkeiten in der Familie anzurichten ſucht. Daf. $. 117. 
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118 D Wenn 8 ſich beharrlichen TE oder Wider, 
fpenftigfeit gegen Die Befehle der Herrſchaft zu Schulden Fommen 
läßt. Daf. $. 118. 

| 119. 3) Wenn ed ſich den zur Aufficht über dad gemeine Ges 
finde beitellten Hausoffizianten mit Shätlicykeiten oder groben Schimpfs 
und Schmähreden in ihrem Amte widerfeht. Daf. $. 119. 


120. 4) Wenn ed die Kinder der Herrfchaft zum Böfen verleitet 
oder verdächtigen Umgang mit ihnen pflegt. Daf. $. 120. 
124. 5) Wenn es fi des Diebitahld oder der Veruntreuung 
gegen die Herrichaft ſchuldig macht. Daf $. 121. 

Eine Herrichaft, welche Verdacht gegen ihr Gefinde hegt, kann 
die Vifitation der Koffer und Behältniffe deffelben von der Polizei 
verlangen. — Sollte aber die Ertrahirung der polizeilichen Rachfus 
hung, wegen Gefahr im Verzuge oder andern Gründen nicht zuläfs 
fig fein, oder den Zweck vereiteln, dann leidet es feinen Zweifel, 
daß die Dienftherrfchaft berechtigt ift, die Nachfuchung der in ihrer 
Wohnung befindlichen Koffer und übrigen Behältuiffe des Dieuſtbo⸗ 
ten vorzunehmen. M. R. vom 2. Dezember 1824. 
— Feruer kaun die Herrſchaft ein Geſiude ohne Aufkündigung ents 
en: 

122. 6) Wenn es fein Nebengeſiude zu dergleichen Laſtern 
($. 121) verleitet, Geſ. O. 122. 


1233. 7) Wenn ed auf der Herrichaft Namen ohne deren Bors 
willen Geld oder Waaren auf Borg nimmt. Daf. $. 128. 

124, 8) Wenn e8 die noch nicht verdiente Livree ganz oder zum 
Theil verfauft oder verfeßt. Daf. $. 124. 

125. 9) Wenn e8 wiederholentlidy ohne Vorwiſſen und Erlaub⸗ 
* der Herrſchaft über Nacht aus dem Haufe geblieben iſt. Daſelbſt 
. 125. 


1236. 10) Wenn e8 mit Feuer umd Licht gegen vorhergegans 
gene Warnung unvorfihtig umgeht. Daf. $. 126. 


127. 11) Wenn auch ohne vorhergegangene Warnung aus ders 
gleichen unvorfichtigen Betragen wirklich fchon Feuer ———— iſt. 
Daf. $. 127. 
128, 12) Wenn das Gefinde fih durch liederliche Aufführung 
anftefende oder edelhafte Krankheiten zugezogen hat. Daf. 6. 128. 
129. 13) Wenn dad Gefinde ohne Erlaubniß der Herrichaft 
feines Vergnügend wegen ausläuft oder ohne Noth über die erlaubte 
oder zu dem Gefchäfte erforderliche Zeit ausbleibt oder fonft den Dienft 
muthwillig vernachlaͤſſigt, und von allen diefen Fehlern auf wicders 
holte Verwarnung nicht abftcht. Daf. 8. 129. 
430. 14) Wenn der Dienftbote dem Trunke oder Epiele erges 
ben ift, oder durch Zänkereien mit feinem Nebengefinde den Haud- 
frieden ftört, und von ſolchem Betragen auf gefchehene Verwarnung 
nicht abläßt. Daf. $. 130, _ 


— 
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131. 15) Wenn dem Dienfiboten Ne. Geſchicklichkeit ganze 
fich ermangelt, die er auf Befragen bei der Vermiethung zu befigen 
ausdrücklich angegeben hat. Daf. $. 131. 

132. 16) Wenn ein Dienftbote von der Obrigfeit auf längere 
Zeit ald acht Tage gefänglich eingezogen wird. Daf. $. 132. 

133. 17) Wenn ein Gefinde weiblichen Geſchlechts ſchwanger 
wird, in welchem Falle jedoch der Obrigkeit —— geſchehen und 
die wirkliche Eutlaſſung nicht eher, als bis von dieſer gefeßmäßige 
Anftalten zur Verhuütung alles Unglücks getroffen, erfolgen muß. 
Daf. 3. 133. Siehe auh Kap. 10. 9 15. ff. 

134. 18) Wenn die Herrfchaft von dem Gefiude durch Vor⸗ 
zeigung falfcher Zeugniffe hintergangen worden. Daf. $. 134. 

135. 19) Wenn das Gefinde in feinem nächftvorhergehenden 
Dienite fih eines ſolchen Betragens, weshalb daſſelbe nach $. 117 
bis 128. hätte entlaffen werden Fönnen, fchuldig gemacht und die vos 
tige Herrſchaft diefed in. dem ausgeitellten Zeugniffe verfichwiegen, auch 
das Gefinde felbjt es der neuen Herrfchaft bei der Annahme nicht 
offenherzig befaunt hat. Daſ. $. 135. 

[Von Seiten des 136. Das Gefinde Fann den Dienjt ohne vorher 
Gesindes.} gehende Auffündigung verlaffen: Ä 

1) Wenn es durch Mißhandlungen von der Herrfchaft in "Ges 
fahr ded Lebens verjegt worden. Daſ. $. 136. 

137. 2) Wenu die Herrfbaft dafjelbe auch ohne folche Gefahr 
jedoch mit ausfchweifender und ungewöhnlicher Härte behandelt. 
Daſ. $& 137. 

138. 3) Wenn die Herrfhaft daffelke zu Handlungen, welche 
wider die Gefege oder wider die guten Sitten laufen, hat verleiten 
wollen. Daf. $. 138. 

139. 4) Wenn diefelße das Gefinde vor dergleichen unerlaubten 
Zumutbungen gegen Perfonen, die zur Familie gehören oder fonft 
im Haufe auss nud eingehen, nicht hat fhügen wollen. Daf. $. 139. 

1409. 5) Wenn die Herrfhaft dem Gefinde das Koſtgeld gänzs 
> voreuthaält oder ihm felbft die nothdürftige Koft verweigert. Daf, 
. 140. 


141. 6) Wem die Herrfchaft auf eine Zeit, welche die Tanfende 
Dienftzeit überfteigt und in eine Entfernung, die mehr ald 6 Meilen 
beträgt , eine Reife vornimmt oder überhaupt in Diefer Gutfernung 
ihren bisher gewöhnlichen Wohnfig verlegt und es nicht übernehmen 
will, den Dienftboten beim Ablaufe der Dienftzeit Foftenfrei zurüdzus 
fenden. Hat die Herrichaft mehrere Wobnfige, fo wird die Entfers 
nung von 6 Meilen nach demjenigen berechnet, den fie zuletzt wirk⸗ 
lich bewohnt hat. Daf. $. 141. 

142. 7) Wenn der Dienftbote durch fehwere Krankheit zur 
Fortfegung ded Dienfted unvermögend wird. Daf. $. 142. 


“x 
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[Entlassung un- 143. Bor Ablauf der Dienfizeit, aber doch mach 
ter der Zeit, sorhergegangener Auffündigung, Faun die Herrſchaft 


jedoch nach n 
vochergegange- Cie Dienftboten entlaffen: 


ner Aufkündi- 1) Wenn demfelben die nöthige Geſchicklichkeit zu 
gung: von Seh Ye nach feiner Beftimmung ihm obliegenden Gefchäften 
schaft, ermangelt. Daf. $. 133. 


144. 2) Wenn nad) gefchloffenem Miethsvertrage die Vermögens: 
umftände der Herrſchaft dergeftalt in Abnahme geratben, daß fie fich 
entweder ganz ohne Gefinde behelfen, oder doch deffen Zahl einfchräns 
fen muß. Daf. $. 144. 


(Von Seiten des 145. Dienfiboten Fönnen vor Ablauf der Dienfts 
Gesindes.) zeit jedoch nad vorhergegangener Auffündigung den 
Dienft verlaffen: 


1) Wenn die Herrichaft den bedungenen Cohn in den feftgefekten 
Termiuen nicht richtig bezahlt. Daf. $. 145: 


146. 2) Wenn die Herrfhaft das Gefinde einer öffentlichen 
Beſchimpfung eigenmächtig ausfeßt. Daf. $. 146. 


. 147. 3) Wenn der Dienftbote durch Heirath oder auf andere 
Art zur Anftelung einer eigenen Wirthfchaft vortheilhafte Gelegenheit 
erhält, die er duch Ausdauerung dev Miethzeit verfüumen müßte, 
Daf. $. 147. 

148. In allen Fällen, wo der Miethsvertrag innerhalb der Dienſt⸗ 
zeit, jedoch nur nach vorhergegangener Aufkuͤndigung, aufgehoben 
werden kann, muß dennoch das laufende Vierteljahr und bei Dionats 
weife gemiethetem Gefinde der laufende Monat ausgehalten werden. 
Daf, $. 148. ; 


149. Wenn die Eltern des Dienftboten, wegen einer erft nad) 
der Vermietbung vorgefalfenen Veränderung ihrer Umftände, ihn in 
ihrer Wirthfchaft nicht entbehren Fönnen, oder der Dienfibote in eiges 
nen Angelegenheiten eine Neife zu unternehmen genötbiget wird, fo 
kaun er zwar ebenfalls feine Entlaffung fordern, er mußaber alsdann 
einen andern tanglichen Dienfiboten Statt feiner ftellen, und fich mit 
demielben wegen Kohn, Koft und Livree ohne Schaden der Herrichaft 
abfinden, Daf. $. 149. | 


(Was alsdann 150. In allen Fällen wo die Herrfchaft ben Dienfts 
— —— boten während der Dienſtzeit mit oder ohne Auffündis 
gung zu eutlaſſen berechtigt ift, ($. 117 — 135, 143. 
— 144.) kann der Dienftbote Lohn und Koftgeld nur 
nach Verhältniß der Zeit fordern, wo er wirklich gedient 

hat. Daf. $ 150. : 
151. Ein gleiches gilt von denjenigen Fällen, wo der Dienfibote 


zwar vor Ablauf der Dienftzeit aber Doch nach vorhergegangener Aufs 
Fündigung den Dienft verlafen kanu. Daf. $. 151. 
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152. An "ger wo der Dienfibote fofort und ohne Aufkuͤudi⸗ 
— den Dienſt zu verlaſſen berechtigt iſt (F. 135 — 142), muß 

m Lohu und Koſt auf das laufende Vierteljahr, und wenn er los 
natweiſe gemiethet worden, auf den laufenden Monat vergütet wers 
deu. Daf. $. 152. 

153. Hat die Urfache zum gefemäßigen Austritte erft nach Abs 
lauf der Auffündigungsfrift fich ereignet: jo muß die Herrſchaft dieſe 
Vergütung auch für das folgende Vierteljahr oder für den folgenden 
Monat leiften. Daf. $. 153. 

154. In der Negel behält der Dienftbote die als einen Theil des 
Lohus anzufehende Livree voljtändig, wenn er aus dem $. 136 — 
142. beftimmten Urfachen den Dienjt verläßt. Daſ. $. 154. 


155. Gefchicht der Austritt nur aus den in $. 143 und 144. 
enthaltenen Gründen, und hat der Bediente noch Fein halbes Jahr 
gedient, fo muß er Rod und Huth zurücdlaffen. Daf. $. 155. 


156. In den Fällen; wo das Gefinde nach $. 117— 135, 143 u. 
144 von der Herrſchaft entlaffen wird, kann letztere der Regel nach 
die ganze Livree zurücbehalten. Daf. $. 156. - 

157. Doch gebühren dem Bedienten die Fleinen Montirungsitüce, 
weun er fohon ein halbes Jahr gedient hat, und nur aus dem $. 
143 und 144. angeführten Gründen eutlaſſen wird. Daf. $. 157. 


158. Wenn das Geſinde aus den $. 145 und 146 angeführten 
Gründen nach vorbergegangener Auffüudigung feinen Abfcyied nimmt, 
fo finden die Borhrirten $. 154 und 155 Anwendung. Daf. 8, 158. 


4159. Erfolgt aber der Austritt nur aus der $. 147. beitimmten 
Urfacbe, fo muß der Dienftbote mit den Pleinen Montivungsftücden 
fi) begnügen. Dafı $. 159. - 

[Rechtliche Fol- 160. Eine Herrichaft die aus andern ald gen 
gen einer one mäßigen Urſachen das Gefinde vor Ablauf der Dien 
rund zeit entfäßt, muß von der Obrigkeit, daſſelbe wieder 
sung.) anzunehmen und den Dienftvertrag fortjufeßen, ange 

halten werden. Daf. $. 160. 

161. Weigert fie fich deffen beharrlih: fo muß fie dem Dienſt⸗ 
en und Livree auf die noch rüsjtändige Dienftzeit entrichten, 
Daf. $. 161. 

162. Auch für die Koft muß die Herrſchaft bis dahin forgen. 
Daf. $. 162. A 

163. Kann aber das Gefinde noch vor Ablauf der Dienftzeit ein 
anderweites Unterfommen erhalten, fo erſtreckt fih die Vergütungss 
vetbindlichfeit der Herrſchaft nur bis zu dieſem Zeitpunfte und weis 
ter hinaus nur infofern, ald das Gefinde fi in dem neuen Dienfte 
mit einem*geringern Cohn hat begnügen muͤſſen. Daf. $. 163. 


- 
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164. If die Dem das entlaffene Geflnde wieder anzuneh⸗ 

men bereit, dad Gefiude hingegen weigert fich, den Dienft wieder ans 

— ‚ fo kann letzteres in der Regel gar Feine Vergütung fordern. 
al. 8. 16% : 

165. Weift aber das Geſinde einen folchen Grund feiner Weige 
tung uach, weswegen es feines Orts den Dienſt zu verlaffen berech⸗ 
tigt fein würde, fo gebührt demfelben die 5. 152, seq. beftimmte 
Vergütung. Daf. 5. 165. 

166. Kann das Gefinde den vorigen Dienft wegen eines inzwi⸗ 
ſchen erhaltenen anderweitigen Unterfommens nicht wieder antreten, 
fo finder die Vorſchriſt $. 163 Anwendung. Daf. $. 166. 


(Verlassung des 167. Gefinde, welches vor Ablauf der Dienftzeit 

„ Dienstes. ohne gejegmäßige Urfache dem Dienft verläßt, muß 
duch Zwangsmittel zu deffen Fortfegung angehalten 
werden. Daf. $. 167. 

Berläßt das Gefinde den Dienft vor dem Ablaufe der beſtimm⸗ 
ten Zeit ohne Vorwiſſen der Herrſchaft; fo meldet diefe ſolches — 
wenn auch die Herrfchaft die Anwendung der SS. 167 — 170 der 
Gef. Ord. micht verlaugt — der Polizeibehörde, welche fofort, went 
Anzeigen eined Verbrechens des Gefindes da find, dieſe dem Ortsge⸗ 
richte anzeigt, fonft der Polizeibehörde des Orts, wohin das Gefinde 
fi) begeben hat, von diefem Austreten ohne Pages ee Nach⸗ 
richt — ‚ damit die $. 171. gedachte Strafe von 20 Sgr. gegen 
dad Gefinde vollzogen werde. M. R: vom 12. Auguft und 3. September, 
Publ. der Reg. zu Münfter vom 13. September 1816. 

168. Will aber die Herrfchaft eim folches Gefinde nicht wieder 
annehmen, fo ift fie berechtigt, ein anderes am feine Stelle zu mie⸗ 
then, und der audgetretene Dienftbote ift nicht allein ſchuldig die das 
durch dverurfachten mehreren Koften zu erftatten, fondern verfällt 
überdieß in eine Strafe, die nach Maßgabe des Grades der Ber 
fhuldung auf 2 bis 10 Thaler oder bei Unvermögenden auf verhält 
nißmaäßiges Gefängniß feftzufegen iſt. Gef. Ordn. $. 168, 

169. Das abziehende Gefinde-ift fchuldig, alles, was ihm zum 
Gebrauche in feinen Gefchäften oder font zu feiner Aufbewahrung 
anvertraut worden, der Herrſchaft richtig zurüczuliefern. Daf. $. 169. 

170. Den daran durch feine Schuld entitandenen Schaden muß 
es der Herrichaft erfegen. ($. 66 — 69.) Dal. . 17. ° - 

j ‚4171. Bei dem Abznge iſt die Herrichaft dem Ges 
(Abschied.) finde einen fchriftlichen — und ein der Wahrheit 
gemaͤßes Zeuguiß uͤber ſeine geleiſteten Dieuſte zu er⸗ 

theilen ſchuldig. Daf. $. 471. — 

Die Herrſchaft iſt zur Griheilung des Scheins auf 5 Sgr. Stem⸗ 
gel in jedem Falle verpflichtet Cder Schein u werden oder 
nicht), bei Vermeidung einer Strafe von 1 5i8 2 Thaler. — Nur 
dann, wenn das Gefinde in das elterlihe Haus zurückkehrt, oder 
einen felbftftändigen Haushalt antritt, braucht der — nicht er⸗ 
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theilt gu werben. — Die Stempelfoften find zu Laften des Gefiudes, 
die Herrfchaft hat den Schein aber anzufchaffen und kann die Koften 
vom Lohne einbehalten. — Das entlaffene Gefinde hat den Entlafs 
- fungsfchein der Ortspolizeibehoͤrde, wo es den Dienft verläßt, zur 
unentgeldlichen Viſirung, bei 20 —* Strafe, ſofort vorzulegen. — 
Weigert ſich das Gefinde den Abfchied anzunehmen, fo übergiebt die 
errfchaft denfelben der Ortöpoligeibehörde vor dem Abgange. Diele 
ält daffelbe zur Annehmung an, und unterzieht ſich im alle des 
5. 172 der Gefindeordnung der dafelbft verordneten Unterfuchung. 
M. R. vom 12. Auguft und 3. September und Publ. der Reg. zu Münfter 
vom 13. September 1816. M. R. vom 20. Oftober 1826. . j 
Entlafjungsfcheine der beurlaubten Meilitairperfonen dürfen nicht 
eher vifirt werden, bis ng ig von der geichehenen Meldung 
beim Bezirföfeldwebel vorhanden tft. publ. der Reg, zu Dünfter vom 10 
Movember 1820, und 12. Novbr, 1824. ‘ 


172. Werden dem Gefinde im diefem Abſchiede Beſchuldigungen 
ur Laſt gelegt, die fein weiteres Fortkommen hindern würden, fo 
kann es auf polizeiliche Unterfuchung anfragen. Gef. Ordn. $. 172. 

Diefe Unterfuchung ift eine fummarifche, und darf, damit nicht 
das Gefinde in Müfiggang und Verlegenheit gefeßt werde, nicht von 
den etwa Label in Betracht Fommenden Thatſachen, welche auch bei 
den aus deufelben Verhältniffen herrührenden Eutſchaͤdiguugs⸗Forde⸗ 
rungen zur Sprache gebracht und Gegenſtaud gerichtlicher Grörtes 
rungen geworden find, abhängig gemacht werden, M. R. vom 25. 
Suni 1835. 

173. Wird dabei die Beſchuldigung ungegründet befunden, fo 
muß die Obrigkeit dem Gefinde den Abichied auf Koften der Herr 
fchaft ausfertigen laſſen und letzterer fernere üble Nachreden bei nams 
hafter Geldſtrafe unterfagen. Gef. Ordn. 8. 173. 

174. Hat hingegen die Herrfchaft ein Gefinde, welches fich grober 
Lafter und Veruntreunngen fchuldig gemacht hat, das Gegentheil wis 
der befferes Wiſſen bezeugt, fo muß fie für allen ‚einem Dritten das 
raus enrftehenden Schaden haften. Daf. $. 174. 


175. Die folgende Herrfchaft kann ſich alfo auch an ihr wegen 
des derfelben durch folche Laſter oder Veruntreuungen des Dienſibo⸗ 
ten verurfachten Nachtheils halten. Daf. 6. 175. 

‚ 176. Auch ſoll eine ſolche Herrichaft mit einer Geldftrafe von 
Einem bis Fünf Thalern zum Beften der Armenkaſſe des Orts bis 
legt werden. Daf. $. 176. 


Abſchn. 3. u rt Löhnung und des Umzugs der 
häfer und Schäferfnedte. 

.. D Das Gefeß vom 1. Juni 1820. (Geſetzſ. S. 109) wegen ber 
Föhnung und Umzugszeit der Schäfer und Schäferfnechte im Großs 
herzogthum Pofen und den mit Weftpreußen vereinigten Diftriften des 
ehemaligen Herzogthums Warfchau, imgleichen in Neuvorpommeru 
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und Nägen, findet auch mit den nachfolgenden Modifikationen auf 
die Provinzen Sachen und Weftfalen, auf den Kottbuffer Kreis und 
die zu den Negierungsbezirken Potsdam, Frankfurt und .. ges 
fehlagenen, vormals fächfiichen Landestheife, fo wie auch in der Pros 
binz Schlefien Anwendung. Geſetz vom 13: Mai 1822: (Gefekf. Si 147.) 

2. Dienende Schäfer und Schäferfnechte dürfen in den ihnen ans 
vertrauten Heerden Feine befondere, von der Stammbeerde unterfchie> 
dene Schafe, weder als Eigentum noch als Nußung, halten. 
Gef. vom 1. Juni 1820. $. 1. 

3. Diefed Verbot wegen des Vorviehes derſelben fchließt nicht 

aus, daß ihnen an Lohnes Statt ein im Verhältniß zum Ganzen 
beſtimmter Antheil der ihnen anvertrauten Deerde überlaffen werden 
kanu. Daſ. $. 3. 
4.. Den Scäfern dürfen bei ihrem Abzuge Feine Schafe und 
Schäfereigeräthfchaften aus deu Schäfereien der Dieuſtherrſchaft vers 
abfolgt, ſolche auch von der neuen Dienfiherrfchaft nicht angenommen 
werden. Daf. 8. 4 | 

5. Steht den Schäfern ein Eigenthum daran aber zu, fo muß 
ihnen von der Herrſchaft der Werth nach aufzunehmender Tare ers 
fest werden, und in Ermangelung bereiten Mittel findet die Grefus 
tion in der Heerde Statt. Daf. $. 54 

6. Diefe Beftimmungen ($. 4, u. 5.) finden auf dienende. Schä> 
fer, denen die ganze Heerde oder der größte Theil zugehört, Feine 
Anwendung, auch nicht auf Schäfereipachtungen. Daf. $. 7. 

7. Bei zufammengebrachten Heerden der ' Mitglieder ſtädtiſcher 
oder ländlicher Gemeinden, wo die Theilnehmer felbft die häusliche 
Wartung des Viches beforgen, und blos der Hütung wegen Schäfer 
20. halten, koͤnnen die Intereffenten fich mit leßteren wegen Hal 
tung befonderen Viehes einigen, auch koͤnnen diefe einige Schafe und 
Geräthfchaften einbringen. Daf. 8. 6. 

8. In der Provinz Weftfalen findet diefer $. auch auf Schäfer 
und Schäferfuechte bei folhen Schafherden Auwendung, welche zwar 
einem Eigentümer gehören, jedoch weniger als Hundert Häupter, 
— und Vorvieh nicht mitgerechnet, zaͤhlen. Geſetz vom 13. Mai 
1822 $ 4. 


9. Der Umgugstermin ift in Reuvorpommern und Nügen den 
25. Mai, im Seofdergogtäum Pofen und dem vorged. mit Weftpreus 
Ben vereinigten Diftrikten der 24. Zuni. Keine andere Verabredungen 
ieferhalb gelten. Geſetz vom 1. Juni 1820 8. 8 

10. Ausnahmen von diefer Regel finden nur Statt, wegen des 
Anzuges der außer der gewöhnlichen Dienftzeit, imgleichen wegen des 
Abzuges der auf Fürzere Zeit ald Jahresfriſt angenommenen Schäfer 
u. f. wi Auch behält es bei den allgemeinen geſetzlichen Beltimmuns 
gen wegen Aufhebung des Dienftvertragd vor Ablauf der Fontrafts 
mäßigen Dienftzeit Bewenden. Dafı 59: ga | 
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44. Dienftlündigungen muͤſſen vom 1. bis 15. Februar erfolgen. 

12. Die Umzugszeit dienender Schäfer und Schäferfnechte in der 
Provinz Sachen und in den übrigen vormals fächfifchen Landestheilen 
ift der 25. Mai, in den Provinzen Schlefien und Weftfalen aber, fo 
wie in dem Theile der Oberlaufig, welcher zum Regierungsbezirk 
eieguip — der 24. Juni. | . 

üdfichtlich der Umzugszeit der $. 8. vorfiehend gedachten Schä- 
fer und Schäferfnechte bei Heerden von weniger ald 100 Häupter, 
in der Provinz Weftfalen, finden die Vorfchriften in der Gefindes 
ordnung Anwendung. Gefeg vom 13. Mai 1822. $. 2 und 4, 

13. Herrihaften, welche den Schäfern und Schäferfuechten ges 
feßtwidrig geftatten, Vorvieh zu balten, Schafe und Schäfereigeräth- 
fhaften bei ihrem Abzuge mitzunehmen, sder dergl. bei ihrem Anzuge 
mitzubringen, follen mit einer Geldftrafe von 50 bis 200 Thalern 
belegt werden. Geſetz vom 1. Juli 1820 $. 11. 

14. Bei geringen Schäfereien von nur 300 Haͤuptern oder tes 
niger, in der Provinz Weſtfalen, Fönnen die Regierungen diefe Strafe 
nach Umftänden anf 10 bis 15 Thaler ermäßigen. Landtagsabfchied 
vom 13. Juli 1827. | 

Kap. 13. Hauswirthfchaftspolizet. 
(Einleitung.) 1, Se auswirthfchaftspolizei betrifft die 

beobachtende Dberauffiht der Polizei über das Verhält- 
niß, in welchem der häusliche Aufwand mit dem wahrfebeinlichen Eins 
kommen fteht, Damit nicht theils der Betrug fein Spiel im Gehei⸗ 
men treibe, theils die verarmte Familie der Gemeinde nicht zur 
Laft falle. Die Polizei behält daher die ea im Auge, fucht 
die Faulen und Brägen für Arbeit und Shätigfeit zu gewinnen, 
fücht die Verfchwendung bei Hochzeiten, Kindtaufen, Keicheneffeu ar. 
duch Belehrung und Vereinigung der Eingefeffenen vorzubeugen. 


Abſchu. 1. 
(Aufsicht auf in Die Landarmen⸗ und Arbeitanftalt zu Ben 
— ninghauſen in Weſtfalen hat ſich für Trunkeubolde, lies 
Verschwender derlihe Wirthe und Taugenichtſe heilſam bewährt, und 
usw) die Ausdehnung ihrer Verwendung für dergleichen Sub⸗ 
jefte iit vom hohen Minifterium des Junern ausdrüds 
lich genehmigt, dabei auch rückſichtlich folcher Perfonen, die für uns 
verbefjerlihe Bettler vorgefchriebene Anwendung der Korreftionsmittel 
($. 4. der Landarmenhausordn.) nicht für erforderlich erachtet. Die 
den Kreifen zur Dispofition geftellten Freimonate find insbeſondere 
für diefen Beſſerungszweck Refkr. des K. Oberpräf. von Welt 
falen vom 23. Mai 1825. 
| 3. Wegen —— von Verſchwendern, Bettlern ꝛc in Kor⸗ 
rektionsanſtalten hat das K. Miniſterium des Innern Folgendes an 
die Koͤnigl. Regierung in Marienwerder erlaſſen: 
Die Polizeibehörden koͤnnen ohne alles Bedenken den Gerichten 
Behufs Einleitung des Prodigalitätsprozeſſes mit Hinficht auf die A. 
©. 9,1. 38. 5 9. Anzeige machen, welchen demnächft zu überlafen 


u” 


— 
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iſt, auf Einſperrung in die Korrektionshaͤuſer anzutragen. — Allein 
diefes Mittel wird wahrfcheinlich von Feinem fonderlichen Effeft fein, 
weil e8 dahin ficht, ob ‘der zu beftellende Kurator geneigt fein wird, 
auf Ginfperrung des Kuranden anzutragen, es auch der Polizeibes 
börde ſchwierig ıft, auf dieſen ihr nicht untergebenen Kurator einzus 
wirken. Es fcheint vielmehr dem Webel auf andere Art begegnet wer⸗ 
den zu müfjen. — Die von der Königl. Regierung bezeichneten Perfos 
nen, welche dermalen ohne Vermögen find und micht arbeiten, fchels 
nen gar nicht anders ald durch Bettelei leben zu koͤnnen. Der Bes 
griff der Bettelei ift nicht darauf befchränft, daß Jemand gerade auf 
der Straße und an Öffentlichen Orten um Allmofen anfpricht; noch 
it dev Beweis der Bettelei gerade auf das Ertappen bei einem fols 
chen Anfprechen beſchräukt. Es fcheint daher, daß der N. N. durch 
eine forgfältige Unterfuchung wird fehr füglich überführt werden koͤn⸗ 
nen, Allmofen, fei e8 auf direkte oder indirefte Weife, gefucht zu 
haben. Sobald dies feftfteht, und zugleich unzweifelhaft if, daß die 
phyfiiche Kraft zur Arbeit ihm nicht abgeht, fo wird es auch Fein 
Bedenken leiden, ihm ohme Weiteres, wie jeden andern Bettler, in 
das Korrektionshaus zu fenden. Hiernach fcheint die in diefen und 
in ähnlichen —— ſich gezeigte Schwierigkeit blos in dem Mangel. 
der faktiſchen Ausmittelungen zu liegen. M. R. vom 2. Jan. 1821. 


- Siehe au „Armenpolizei” Kap. 14. vorftehend $. 1. sqg. 


Abſchn. 2% 


(Gebehochzeiten 4) Zu der Provinz Weftfalen find 1) die Gehe 
— — hochzeiten und aile bei Kindtaufen, Hausbauten und 
0 andern Veranlaſſungen gewöhnliche Schmauſereien und 
Seftlichfeiten, zu welchen nahe und entfernte Bekannte eingeladen und 
bei welchen von den Eingeladenen Geſchenke dargebracht, auch wohl 
bin umd wieder aufgezeichnet oder von den Gäften befannt gemacht 
zu werden pflegen, überall verboten. 2) Bei Koutraventionen gegen 
dieſes Verbot iſt 
a. derjenige, welcher die Gebehochzeit oder Schmauſerei verauſtal⸗ 
tet hat, mit 25 Thalern, 
welcher die Säfte dazu eingeladen, mit 10 Thalern, 
jeder Saft, welcher fich eiufindet, mit 3 Thalern, 
. der die Gefchenfe aufjchreibt .oder vorlieft, mit 10 Thalern, 
der Gaſtwirth des Wirthshauſes, worin die Schmauſerei gehal⸗ 
ten wird, mit 25 Thaleru Geldſtrafe zur Armenkaſſe des Ders, 
im Unvermögensfalle mit verhältmigmäßiger Geldftrafe zu belegen. 
3) Innerhalb feines Haufes, oder eines dazu gemietheten Cofals, ann 
Jeder nach Belicben Verwandte und Freunde in beliebiger Zahl bes 
wirthen, wenn gegen das Verbot unter 1) nicht gehandelt wird, 
4) Wenn bei diefen unter 3) bemerften Feierlichkeiten ein Unfug, 
als Schießen auf Straßen und in den Höfen, Niederreißen der Zäune‘ 
üud Heden ꝛc. oder fonftige Störung der Öffentlichen Ruhe vorfält, 
fo follen Wirth, Gäfte nud andere Iutereffenten, wie zu 1 uud 2 
bemerkt, beftvaft werden, vorbehaltlich gejeglicher höherer Strafen. 


Pe ne m 


550 L IV. Rap. 14 Drtöpolizei. 


5) Ob eine veranftaltete Feſtlichkeit hieruach zu den verbotenen oder 
erlaubten gehört, darüber entfcheiden die Landräthe mit Vorbehalt des 
Nekurfes oder der Berufung auf rechtliche Gehör, uuter Rüdficht 
auf die Lofalgebräuce, fie fegen die Strafen feft, oder requiriren 
die Gerichtsbehörde zur Unterfuchung und Eutſcheidung nach dieſen 
Grundfügen. 6) Ortsborftände, Polizeibehörden und Gendarmen 
find verbunden, vorher zu ermitteln, ob die in Erfahrung gebrach⸗ 
ten zu veranftaltenden Schmaufereien ꝛc. zu dem verbotenen gehören 
und dann folche zu verbieten. Wird Died Verbot nicht beachtet, dann 
follen zwar die Gäfte nicht entferut oder das Feſt geitört, ſonderu 
dem Landrat Anzeige davon gemacht werden. Wer dieſe Pflichten 
vernachlaͤſſigt, iſt mit 10 Thaler Ordnungsſtrafe zu belegen. Die 
unter 2 gedachten . Kontravenienten find aber deshalb von Strafe 
nicht frei. allerh. Verordn. vom 3. Mai 1829. (in den Reg. Amtsbl. der 
Provinz Weſtfalen, und von 8. Ann. ©. 577.) 

Obige Verordu. hat auch Geſetzeskraft in den Kreifen Duisburg, 
Cennep, Gummersbah, Wipperfürth) uud Altenkirchen Rheinprov.). 
A. K. D. vom 14. Januar 1835. (v. K. Ann. ©. 181.) 

[Todtenbiere.] 5. Wenn bei Sodtenbieren Geſchenke dargebracht 
werden, dann gehören fie zu dem verbotenen Schmaw 
fereien. R. der Reg. zu Münfter vom 15. Juni 1832. 
Kap. 14. Polizei in örtliher Hinficht- COrtspolizen). 
[Einleitung.) 1) Da alle Verfügungen und Anftalten der Pos 
lizei in —— auf die urfprünglichen und erworbenen 
Nechte der einzelnen Staatsbürger überhaupt, fo wie in Beziehung 
auf alle öffentliche und Privatverhaͤltniſſe im innern Staatsleben, im 
Allgemeinen gelten und Pandespolizeis Verfügungen find, fo 
befchränft fi die befondere Ortspolizei blos auf die örtlichen 
Berhältniffe der einzelnen Stadtund des einzelnen Dor⸗ 
fe8. Diefe haben aber, bei der großen Manuigfaltigkeit und Verichiedens 
heit der örtlichen Verhältniffe, nicht im Allgemeinen feſtgeſetzt wers 
den Fönnen. Alle Vorſchriften, die in diefem Theile verhandelt find, 
namentlich auch was über Neinigkeit der Luft, über zwechmäßige 
Bauart der Wohnungen, über die zum Verkehr gebrachten Lebens 
mittel, über Reinlichhaltung der Straßen, über Feueranftalten, über 
Paͤſſe der Sremben „ über Gafthöfe u. f. w. gefagt ift, gehört der 
Landespolizel an, infofern allgemeine Beftimmungen darüber erlaffen 
find, obgleich die ſptzielle Ausführung zum Gefchäftöfreife der Orts⸗ 
poliget gehört; dagegen ift es Sache der Ortspolizei, dieſe allgemeis 
nen Borfchriften nach den befondern Ortöverhältniffen mit Genehmi⸗ 
gung der Negierung oder durch genehmigte Statute Cfiehe Städte 
orönung Th, IV.) zu ergänzen, z. B. durch Di der Polizei⸗ 
taren auf Brod und Fleiſch, durch Beſtimmung der Zeit, wann Vieh⸗ 
fälle, Abtritte ze. zw veinigen und tie und auf welche Art der Uns 
rath wegzuſchaffen it; wie die Theilnahme der Eingefefienen bei den 
enerlöfhungsanftalten getroffen werden; wie die Eintheilung des 
rts in Armenbezirke u, f. w. gefchehen fol; die nächtliche Beleuch⸗ 
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tung der Straßen, die ſpezielle Anweiſung ‚dev Nachtwaͤchter ꝛc. ges 
hört der Ortspolizei au. | 
Durch dieſe Andeutungen ergiebt fich feicht der Unterfchied zwi⸗ 
fchen Landes» und Ortspofizei, und ed wird nach dem Minift. Reſtr. 
vom 6. Zuni 1833, — v. 8. U. ©. 425, — für zweckmaßig erach⸗ 
tet, daß in dem ftädtifchen Statuten ($. 2 der revid. Städteordnung) 
alle diejenigen bleibenden örtlichen Vorfchriften mit aufgenommen 
werden, welche ſämmtliche Einwohner der Stadt beobachten müfjen, 
und durch welche ihre Pflichten gegen das Gemeindewefen näber bes 
ſtimmt werden; wenigftens, wenn befondere Neglementd depfalld vor⸗ 
handen, den Hauptzügen nach unter Beziehung auf diefelben. 
[Wohnungs- 2. Ueber die Termine bei Wohnungs⸗Mieths⸗ 
miethsverträge.] Vertraͤgen enthält dad Geſetz vom 30. Juni 1834 
Geſetzſ. S. 92) fpezielle Beftimmungen;z wo ed aber nöthig gefunden 
werden follte, bei größeren Wohnungen die gefegliche Raͤumungsfriſt 
gu verlängern, kann folched, unter Berudfichtigung der beftchenden 
etlichen Gewohnheiten, durch eine von der Ortöpolizeibehörde zu er⸗ 
laſſende Verordnung mit verbindlicher Kraft für alle Einwohner des 
betreffenden Orts angeordnet werden, unter Beftätigung der vorge 
fegten Regierung. Geſetz vom 30. Zuni 1834 $. 2. 
Dbiger Beltimmung liegt die Abficht zum Grunde, im Wege 
ortöpolizeiliber Verordnungen den Uebelftänden: vorzubeugen, welche 
beim Wechfel größerer Miethswohnungen oft dadurch enfitehen, daß 
Näumung und Einzug nicht in einem Tage bewirkt werden koͤnnen. 
Nach dem Bedürfniß ift alfo zu erwägen, welche Verlängerung der 
Umzugss und Näumungsfriften erheifcht wird. M. R. vom 30. Sept, 
1834. (v. K. 9, 1835. ©. 785.)» 


- Kap. 15. Ueber die für die Zwede der Zwang 
polizei vorhandenen Anuftalten. 
(Einleitung) „ 41. Für die unmittelbare Zwangs » und Strafpolis 
zei find Gefängniffe, Befferungshäufer ze. vorhanden. 
Des Zufammenhanges wegen find die Srrenanftalten, Waiſenhaͤuſer ze 
— bei der Geſundheitspolizei, theils bei der Armenpolizei aufs 
eführt. — 
Su wie weit den Ortöbehörden das- polizeiliche Strafrecht ges 
bührt, ift gehörigen Orts (unter Polizeigerichtsbarfeit) gefagt. — 
Die Polizeibehörde hat darauf zu fehen, daß Fein in ihrem Bereiche 
Verhafteter oder Beftrafter fich felbit in Freiheit fee, dadurch etwa 
die Sicherheit ded Staats geführde und den Zwed der zuerfannten 
Strafe vereitle. Dann aber muß fie auch darüber wachen, daß Fein 
Berhafteter oder Beftrafter mehr befchränft werde, ald es der 
polizeiliche oder richterlihe Ausfpruch verlangt. Jede Willkühr der 
untergeordneten Aufſeher im diefer — verlangt die ſtrengſte Ahn⸗ 
dung. — Wie die Polizeigefaͤngniſſe für die Gefundheit unnachtheilig 
einzurichten, darüber enthalten die nachfolgenden Beſtimmungen das 
Nähere. — Die aeg befonderer Staatdgefangenanftalten gehört 
nicht zum Zwecke dieſes Werkes. 
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(Polizeigefäng- 2. Alle Aemter uud Peine Städte, denen es au 
nisse.) Gefängniffen fehlt, müffen ſich zu Kreisgefaͤuguiſſen vers 
binden. Mr. O. $. 25. 

Bon jedem Juhaber der Gerihtöbarfeit kann gefeklich gefordert 
werden, daß er die erforderlichen Gefängniffe erbaue und erhalte. — 
Diefe Verpflichtung befchränft fi) aber nur auf den Gerichtsbezirk. 
Der Gerichtsherr kann daher nicht angehalten werden, zur Erbauung 
eined Kreisgefängniffes beizutragen. Auch kann nicht verlangt wers 
den, daß an jedem Orte ein Gefängniß erbaut werde, fondern nur, 
daß nach der Bevölferung, der Lage der Orte und ihrer Entfernung 
von einander, für dad Beduͤrfuiß geforgt werde. Es ift jedoch bins 
fichtlich eines jeden Kreifes zu prüfen und zu erwägen, ob fchon bes 
ſtehende Gefängniffe fo eingerichtet werden koͤnnen, daß fie zugleich 
als Kreiögefängniffe zu benugen find, und ob und welche Vereinigun⸗ 

en wegen der Mehrfoften fich werden treffen laſſen. Wo aber eine 
olche Bereinigung nicht zu vermitteln fein möchte, wird der Lands 
rath die Gefangenen, für welche die Sitgebühren und Verpflegungds 
Foften Feinem einzelnen Gerichtöbezirfe zur Laſt fallen, gegen Eritats 
tung derfelben in dem Gefängniffe des einen oder andern Gerichtöbes 
zirks feines Kreifes unterbringen laſſen muͤſſen. M. R. v. 30. April 1835. 


er 3. Die Polizeigefängniffe müfjen, unbeichadet der 

a a ohn-nöthigen Sicherheit, ſtets in reiner und gefunder Luft 

7 erhalten werden; was durch Oeffuung der Feuſter bei 

Tage, unter gehöriger Aufſicht, bewirft werden Tann. 

- die gehörige Neinlichfeit derfelben ift zu forgen; zu den Dies 

ferhalb nöthigen Handarbeiten Fönnen die Gefangenen, vorzugsweiſe 
die weiblichen, benußt werden. 


Zu den nothwendigen Utenſilien find zu rechnen: 

a) die nöthigen Bettftellen oder Pritſchen, allenfalls zum Aufs und 
Niederflappen einzurichten; 

b) zureichende Strohmatragen und —— Von Zeit zu Zeit 
iſt das Stroh zu lüften und neu zu erſetzen; 

©) für jeden Gefangenen eine gute wollene Dede, die ſtets rein zu 
— von Zeit zu Zeit zu waſchen, und noͤthigenfalls zu wal⸗ 


ken iſt; | 

d) Schemel nnd Tiſche nach dem Bedürfniffe; j 

e) Wafferfrüge, Trink⸗ und Eßgeſchirre nad) Beduͤrfniß; 

f) für jedes Gefaängniß eine Lampe; | 

g) zureichende Wafchgefchirre und Handtücher; 

h) für die Nachtzeit verdeckte Kübel oder fonft paſſeude verdeckte 
Gefäße, worauf die Gefangenen ihre Nothdurft verrichten koͤu⸗ 
nen, und die nach gemachtem Gebrauche wieder gereinigt wer 
deu müflen, 

Shen fo it für die Heizung der Gefängniffe während der ſechs 
Falten Monate zu forgen. 
Wenu Gefangene krauk werden, ift ärztliche Hülfe zu gewähren; 
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weshalb Glockenzuͤge nach der Wohnung des Gefangenwärters hin 
als zwedmäßig empfohlen wird. 

Die Kleidungsftüde der Gefangenen müflen gereinigt werden, 
Damit die Gefängmifje nicht durch Ungeziefer angejtedt werden, haupt⸗ 
ſaͤchlich auf Transportftationen; auch Förperliche Reinigung ift erfors 
derlich. M. R. vom 14. Norbr. 1833. 

ür die Reiulichkeit der Gefäugniſſe und der Lagerutenſilien muß 
beftändig geſorgt werden; es muß daher der Dirigent der Polizei 
den ie unter firenger Aufficht Halten, und dabin fes 
ben, daß die Gefängniffe, fobald Arreftaten folche verlaffen, fogleich 
gereinigt, uud wenn ed die Jahreszeit erlaubt, der Fußboden geicheus 
ert oder wenigftend naß aufgenommen, die Lagerutenfilien ausgeklopft 
und diefe und die Zimmer gelüftet werden. Kr. O. 8. 29. u. Publ. der 
Meg. zu Münfter vom 19. Juli 1828. 


(Unterbringung 4. Den landräthlichen Behörden fteht e8 frei, 
der Gefangenen in einzelnen Fällen auf dem platten Lande aufgegrifs 
.n — fene Vagabunden oder verdächtige Perſonen, welche 
nisses.) eigentlich einer benachbarten ländlichen Obrigkeit auges 

hören, beim Mangel eined Gefängniffes auf dem Lande, 
in einer Stadt unterzubringen; alsdann foll aber die Etadt von dem 
Dominio eine volitändige Vergütigung der Koften erhalten. M. R. 
vom 7. Juni 1825. Siehe auch $. 2. 


(Versicherung 5. Zur Verfiherung des Gefangenen gehört: 
und Beschäfti- 4) Dftmalige Viſitation, und wo der —* der De⸗ 
— tention es nothwendig macht, Verhütung des Zutritts 

— fremder Perſonen. Briefe können die Gefangenen nur 
durch den Gefangenwärter, mit jedesmaliger Genehmigung des Polizeis 
Dirigenten, erhalten und abfenden. 2) Die Gefangenen müfjen fich 
jeden Abend völlig entkleiden, und der Gefangenwärter muß ihre 
Kleidungsſtücke au einem dazu bejtimmten Orte außerhalb des Ges 
fängniffes aufbewahren. Daß die Gefängniffe gehörig geheit werden 
koͤunen, und im Winter auch wirklich geheigt werden, verftcht fich 
von ſelbſt. 3) Die Gefängniffe müſſen jeden Morgen unterfitcht wers 
den, ob Spuren des verfuchten Durchbruchs fichtbar find. In rein 
geweißten, mit einem ebenen Fußboden verfehenen Gefängniffen werden 
dergleichen Spuren bald zu entdeden fein, wenn auch die Pritjchen 
hoch geuug find und fo frei flehen, daß unter ihnen nichts verborgen 
bleiben kann. 

Kann der Gefangene fich ſelbſt unterhalten, fo hat der Polizei⸗ 
Dirigent nur dafür zu forgen, daß er feinem Wunfche gemäß, doch 
unter polizeilicher Controlle, fein Eſſen erhalte. Ob der Gefangene 
ſich in diefem Falle auch feiner eigenen Betten bedienen darf, bleibt 
dem Polizeidirigenten zu beurtheilen überlaffen. Kaun er fidy nicht 
ſelbſt verpflegen, fo muß der Dirigent zweckmäßige Mittel anwenden, 
für feinen Unterhalt zu forgen, ohne ihn dem Privatintereffe der Ges 
faugenwärter Preis zu geben. Auf Feinen Fall aber darf dem Ger 
füngenen erlaubt werden fein Eſſen fich felbft zu bereiten. Wird der 
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Gefangene Franf, fo muß der Polizeidirigent mit dem Arzte ſich einis 
gen, ob er in oder außer dem Gefängniffe ärztlich zu behandlen ift. 

Unterhält ſich der Gefangene felbit, fo bleibt ihm überlafjen, 
womit er fich befchäftigen will, wenn nur die Befchäftigung nicht Bes 
förderungsmittel der Flucht werden kanu. Wird er unterhalten, fo 
kann der Polizeidirigent ihm eine feinem Kräften und feinem Zuftande 
angemefjene Arbeit auweifen. Publ. der Neumärk. Reg. vom 20. Septbrs 
1815. (0, d. Heyde Repert. III. ©. 647.) - 


(Anlegung von 6. Gefangenen, die wegen ſchwerer Verbrechen 

Fesseln.) verhaftet, oder von welchen die Entweihung zu befors 
gen iſt, muͤſſen die Ketten oder Feſſeln fo angelegt werden, daß fie 
der Gefundheit nicht nachtheilig find. Krim. D. 3. 27: 


(Trennung der 7. Iſt ein Gefängniß zugleich für Zivils und Pos 
Gefangenen.) fizeisGefangenen beftimmt; fo müfjen die Kriminalgefans 
genen von denfelben abgejondert werden. Daf. $. 26. 

Wenn die Polizeibehörde mehrere fchwere Verbrecher verhaftet, 
dann darf fie die Komplicen nicht anders bei einander bringen, als 
wenn fein anderes Mittel fie zu verwahren übrig iſt; daun muß aber 
eine beftändige Wache im Gefängnifje fein, um zu verhüten, daß fie 
nicht mit einander vom Verbrechen reden, oder fich Durch Zeichen ets 
was zu verjichen geben. Paalzow's Kom. zur K. O. Lad $ı 25 — 29. 
(Visitation der- 8. Ein jeder Verbrecher, der zum Gefängniß ges 
selben.) bracht wird, muß genau vifitirt, und alles, was bei 
ihm gefunden wird, genau fpesifigirt werden. Ju der Regel darf der 
Gefangene nichts weiter als feine Kleidungsftüde, mit welchen er ums 
geben tft, behalten. Paalzow a. a. O. $. 27. r 

Bei bloßen Polizeigefangenen erleidet dies felbftredend eine Aus⸗ 
nahme. Siehe auch $. 5 | 


(Selbstbefreiung 9. Daß ein Gefangener ſich in Freiheit ſetzt, iſt 
der Gefange- an und für fich nicht ftrafbar. Veruͤbt er dabei aber 
nen.) Gewalt an Perfonen oder Sachen, fo wird et für dieſe 
unbefugte Privatgewalt, nach Maaßgabe ihrer Art und des dadurch 
verurſachten Schadens, nach den Gefegen beſtraft. Macht er mit 
mehreren ein Kompfott zum Ausbruche, fo will er nicht blos ſich 
ſelbſt, fondern auch zugleich Andere aus dem Oefängnifie mit Gewalt 
befreien, und alddann finden die im A. L. R. II. 20. $. 160 — 165. 
verorduete Strafen ihre Anwendung, indem es keinen Unterſchied 
macht, ob der, welcher Gefangene befreit, felbft ein Gefangener if, 
oder nicht. R. vom 23. Mai 1796: (N. E. ©. 1796.) 


(Mitaufnahme 10. Die Mitaufnahme von Kindern und deren 
yon Kindern Ginfperrung in die Gefängniffe ift in der Regel ganz 
u unzuläffig, uud es liegt den betreffenden Behörden viel⸗ 

mehr ob, fofort für deren Unterbringung und Erzies 
bung, entweder bei Verwandten, in öffentlichen Juſtituten oder fonft 
auf Augemeffene Art Sorge zu tragen. Wenn aber mit den Müts 
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tern zugleih Kinder, die noch an der Bruft liegen, in die Gefangs 
niffe eingebracht werden, dann find nad) dem eintretenden Umftänden 
Beſtimmungen zu fajfen, ob foldye ohne zu erwartenden Nachtheil von 
der Mutter getrennt werden koͤnnen, oder ob es zweckmaͤßiger fei, 
folche in der mütterlichen Diege noch fo fange zu laflen, als ihnen 
die Bruſt gereicht wird; wober darauf mit zu fehen ift, daß derglei 
chen Perſonen Gefüngnißituben, die einen gefunden Aufenthalt ges 
währen, angewiefen erhalten, auch bei ihrer übrigen Behandlung alle 
thunliche Rucdficht auf ihren Zuftaud genommen werde. M.R. v. 27, 
Gert, 1816. (v. d. Heyde Repert. IL. ©. 656.) 

Keine Kranfheirswegen zur Arbeit unfähige Perſonen, Schwans 
gere und Kinder der Gefangenen dürfen an den Strafort mitabges 
liefert werden. Ar. O. $. 566. 


Mütter mit faugenden Kindern dürfen nicht in die Strafanftalt 
abgeliefert, fordern müffen, fo lange fie dem Säugling die Brujt zu 
reichen haben, auf freiem Fuß oder in den Ortögefängniffeu gelaffen 
werden. 

Ohne ausdrückliche Nequifition der Gerichte darf eine foldhe Abs 
fendung oder Ablieferung feitens der Polizeibehörde nicht geſcheheun, 
und die Gerichte haben eventuell für die Unterbringung folcher Kin⸗ 


der nach den Gefegen zu forgen. Reſkr. der Reg. zu Potsdam v. 2. Zuli 
und M. R. vom 6. Auguft 1835. 


(Kosten der Ar- 11. Jede Kommuͤne ift verpflichtet, die Koften 
restation u. der welche die Arreitation eines in ibrem Bezirke vorbans 
Gefängnisse.) denen Verdächtigen und der Ermittelung der Umftäns 
de, ob er wieder frei zu laffen oder dem Gerichte zur Unterſuchung 

zu übergeben ift, zu tragen. M. R. vom 3. Oft. 1825. 

Mit der Polizeigerichtöbarfeit ift die Verpflichtung ungertrennlich 
verbunden, für den Unterhalt und die Bewachung der Gefangenen 
während der Haft im Polizeigefängnifje zu forgen, und im Kalle Des 
Unvermögend die Koften zu fragen. M. R. vom 2. Zuni 1824, 


Kosten der U- 12. Wer die Verbindlichkeit bat das Gefängniß 
(tensilien) zu unterhalten, bat auch nach Miniſterial⸗Entſcheidung 
für die darin nöthigen Utenfilien zu forgen. Es hat demnach für 
die Kriminalgefangenen der Kriminalfonds, für die Polizeigefangenen 
der Kommunalfonds dergleichen Ausgaben zw. tragen. Reſkr. der Reg. 
zu Münfter vom 11. Januar 1833. Siehe auch $. 14. 
(MHeizungs- und 13. Auch für Dem und Beleuchtung der den 
ee a Kommünen gehörenden Po igeigefängnifle müffen die 
Gemeinden forgen, und es werden desfallfige Koften 
bei transportirten Militärarreftaten nach Kriegsminifterieller Beſtim⸗ 
‚mung nicht aus dem Gervisfonds gezahlt, Neffe. derf. v. 24 April 1828. 
Damit in Hinficht der ———— und Erleuchtungskoſten mehr 
Gleichheit Statt finde, fo iſt dabei nach den Grundſaͤtzen zu verfah⸗ 
ren, welche für Pleite Wachen gegeben worden. Es koͤnnen nemlich 


556 . I Tit. VL Rap. 15. Zwangspolizei⸗Anſtalten. 


vom 1. bis 31. Oftbr, . 
„ 1 „» 15. Novbr.. 
” a ” Er Der J 
— 16. . 31 — i Kloben pro Tag und Nacht. 

1; 73 15. Jau. J 

„168. Jau.bis 29. Febr.. 

„» 1. bis 31. März . 


120 Kloten auf 1_M after weiches Holz, diefe zu 106 Kubiffuß, für 
er Gefängniffe, und den dabei befindlichen Wachtmaunfchaften 
t 


an 
für Jan., Febr., Novbr. und Dezbr. . 4 Stüd, 
177 März und Oktbr. . + * . * 3 „ 
„» April, Mai, Auguft und Septbr.. 2 ,„ 
und „ Juni und Juli J s — 1 „ 
14 Stud auf ein Pfund gerechnet, 
verabreicht werden. Publ. derf. vom 30. Auguft 1819. 
14. Bon allen Fombinirten Jurisdiftionarien müffen die Koſten 
pro rata gefragen werden. M. R. vom 2. Januar 1818. 


(Unterhaltung 15. Derjenige, der die Verwaltung der Gefängs 
der Gefangen- yiffe auf feine Koften zu beforgen hat, muß auch deu 
— Gefangenwärter unterhalten. M. R. vom 13 Febr. 1823: 


(Vollziehumg 16. Die Gefangenwärter bei den Lands und Stadt⸗ 
körperlicher ' gerichten, imgleichen die zufolge einer Gouyernements- 
Zen Rerorduung in der Provinz Weſtfalen mit der Gefans 
ben,) geuwartung beauftragten Polizeidiener in den Städten, 

wo folche ihren Sig haben, find zur Vollziehung der von 
den Gerichten erkaunten Förperlichen Züchtigungen gegen die in der 
Krininal-Sporteltare dafür ausgeworfene Gebühr verpflichtet. Reſtr. 
der Reg. zu Münfter vom 25. Zuli 1817. 


(Sitz- und Ver- 17. Wenn die Polizei einen, entweder bon der 
Ex ungsko- Juſtiz verfolgten, oder fonft fehon bei der polizeilichen 
— Verhaftung notoriſchen Verbrecher anhält und der Zur 

ſtiz überliefert, die Polizei mithin lediglich als Kapturbehörde handelt: 

fo find die Aufgreifungss, Arreſt- und Eransportfoften incl. Vers 
pflegung von der Juſtiz zu tragen. Dagegen aber, wenn die Polizei 
entweder einen Menfchen wegen Verdacht eined Verbrechens anhält, 
und Durch die polizeiliche Unterfuchung diefes Verbrechen eutweder 
soltäudig oder mindeftens zu einem, die gerichtliche Unterfuchung 
begründenden Grade ermittelt, oder aber aus einer polizeilichen Uns 
terſuchung wegen eines in der erftern zum Vorfchein gefommenen Vers 
brechend geeignet if, alddann hat die Polizeibehörde diejenigen Koften, 
welche bis dahin, daß die Eriftenz einer causa eriminalis ermittelt 
worden, aufgelaufen find, zu tragen; die fpätern fallen aber der Juſtiz 
zur Laſt. Neffe. ber Reg au Münfter vom 4 April 1826. 


N OoO Wr 


—31.— 


Gefängniffe x., Landarmenhäufer. 557 


Die Königl. Oberlaudesgerichte follen aus den. ihnen uͤberwieſe⸗ 
nen Kriminalkoftenfonds alle bis zum Schluffe der Statt findenden 
Unterfuchungen und bis zur Ablieferung der Verbrecher an die Straf: 
auftalten vorkommenden Koften und Auslagen in unvermögenden Uns 
teriuchungsfachen, fo weit die Koften von dem Fiskus zu tragen find, 
bejtreiten laſſen, alfo nicht 6108 die Gerichtöfoften, fonderu auch dies 
jenigen, welche die Inhaftirung des Verbrechers, der Transport, def 
fen Alimentation, Bekleidung, Reinigung, Siggebühren ꝛc. die Voll: 
ſtreckung ded Urtheils mit Einſchluß der Transportfoften bis zur 
Strafanftalt veranlaffen. R. des Fin.:Minift. vom 27. März 1819. 


Desfallfige Liquidationen find von den betreffenden Gerichten, 
vorschriftsmäßig befeheinigt, dem betreffenden Oberlandesgerichte einzu: 


reichen. Publ. der Reg. F Münfter vom 18. Mai 1819, und des Oberland, 
Gerichts dafelbft vom 30. Mai 1820. | 


18. Bei Militärarreftaten werden nur 2%, Sur. während des 
Transports für Verpflegung vergütet. Das Geld ift dem Arreftaten 
einzuhändigen, der die Beföftigung felbft beforgen muß. Es fteht ihm 
frei, an Orten wo fi Magazine befinden, ein Brod zu 6 Pfund 
auf 5 Tage für baar zu zahlende 2%, Sgr. zu Faufen. 

Transports und Sitzkoſten werden nicht bezahlt. M. R. vom 4. 
Septbr. 1818. u 

Siehe au Th. II. Militärguartier und Verpflegung. J 


19. Die Unternehmer der Zivil-Gefangen-Verpflegung koͤnnen 
die nach den genehmigten Sätzen zu liquidirende Koften monatlich 
vorſchußweiſe aus der betreffenden Gemeindekaſſe erhalten. Publ. der 
Reg. zu Münfter vom 3. Dezember 1817. 


 (Landarmenhäu- 20. Die andarmenhänfer find hauptfächlich dazu bes 
ser, deren Be- ſtimmt, muthwillige Bettler und Vagabunden durch Ge- 
— woͤhuung und Unterricht geneigt und fühig zu machen, ſich 
durch produktive Arbeit ſelbſtſtändig zu unterhalten. Sie find daher eine 
Polizeianftalt, die nicht als eigentliche Strafs fondern als eine Sicher: 
heitdanftalt zu betrachten iſt; nicht aflein für Verbrecher, fondern 
für folche Perfonen beftimmt, die eine der öffentlichen Sicherheit Ge: 
fahr drohende Lebensart führen. Die in diefelben Detinirten follen 
nicht zur Strafe arbeiten, fondern die Arbeit foll nur dazu dienen, 
daß fie fich felbft ihren Unterhalt erwerben, fodann aber auch Mittel 
fein, fie zur Arbeirfamkeit zu gewöhnen und das Vedürfniß in ihnen 
zu erwecken, ſich durch zweckmaͤßige Anwendung ihrer Kräfte zu uns 
terhalten. Ihre Entlafjungsfähigkfeit 2 allein von, der Ueberzeu⸗ 
gung der Adminiftration ab, daß der bea fichtigte Zwed der Anftalt 
bei ihnen erreicht iſt. Die verichiedenen provinziellen Landarmenreglements. 


21. Ju Ermangelung eines Candarmenhaufes müffen Diejenigen, 
welchen Die Freiheit nicht geftattet werden kann, im die gewöhnlichen 
Sefängniffe untergebracht werden. M. R. vom 2, Zanr. und 2. Dejbr. 
1825. 
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(Aufnahme von 22. Iu der Provinz, worin die Bettler und Va⸗ 
— — gabunden aufgegriffen werden, ſollen ſie in die Land⸗ 
— armenhaͤuſer aufgenommen werden, ohne jede Nachrech⸗ 
tigen Regie nung der Koſten. Blos in Beziehung auf die Kurz 
rungs -Depar- mar? im Verhältniffe zu den übrigen Provinzen findet 
tements) gegenſeitige Erftattung der Koften Statt. M. R. vom 

44. Auguft 1817. \ 


(Detentions-Zeit 23. Die Detentionszeit wird nicht von den Lokal⸗ 
und Kosten.) polizeibehörden feftgefeßt. Die verſchiedenen Land-Armen- 
Reglements. 


Detentionsfoiten werden nach Feſtſetzung der Verwaltungsbe⸗ 
hörde polizeilich, nicht im Rechtswege, beigetrieben. R. des Juſt. Min 
vom 16. Sept. 1855 (. K. A. ©. 813.) 


N 
(Verfahren hei 24. Weber das Verfahren bei Abfendung von. 
—— von Bettlern ꝛc. nach dem Landarmenhauſe ſiehe Seite 
etllern ete) 908 sag. u. 219 $. 12. 


Mit jedem unverbefferlihen Bettler und arbeitäfchenen Müffig- 
gänger, oder fonft ein nichtstwürdiges Leben führenden Individuum muß 
ie Ortsbehörde dem Oberinfpeftor der Anftalt eine ganz umſtänd⸗ 
liche Nachricht von deren Gharafter, von deren Lebensweife und den 
zur Aenderung diefer gebrauchten Vorfehrungen geben. Bei Bettlern 
muß die vorgebliche Anwendung der verfcbiedenen Stade der, der 
Ortsbehoͤrde zuftebenden Belferungsmittel nachgewiefen werden. Bei 
beimathlofen Landftreichern aus der Provinz haf die Behörde, melche 
folche zuerſt hat aufgreifen Taffen, vie Geburts⸗ und Aufenthaltd-Vers 
hältniſſe ganz umftändlich zu ermitteln und zu regiſtriren. Publ. des 
K. Ober:Präf. von Weftfalen vom 24. Suli 1825. - 


25. Auch Fönnen nur für heimathlofe Landftreicher, nicht aber 
für arbeitäfchene Ortsarme, die früheren Arreftationds und Berpfles 
gungsfoften Liquidirt werden, da für Legtere bi8 zum Tage der Abs 
fendung diefe von den Drtsarmenfaffen getragen werden müfjen. R. der 
Reg. zu Münfter vom 10. Janr. 1824. 

rämien für solche Si .I. Tit. VI. . 6. S. 30. 

ei — 26. Siehe Th. I. Tit. VI. Kap. 6. $. 30 
( Untersuchung 27. Die Unterfuchung des Gefundheitsguftandes bei 
—— Landſtreichern, in fo fern fie nicht an anſteckenden 
der Abzusen, Krankheiten, 3. B. Kräge ꝛc, leiden und deßhalb nicht 
denden.) auf deu Zransport (ſiehe Th. I. Tit. VI. Kap. 6. 
$. 31) gegeben werden dürfen, ift nicht nöthig, da 
eben diefer Lebensart wegen fie dem Landarmenhaufe ſchon von 
ſelbſt anheimfallen. — Kreisärzte nnd Kreischirurgen müſſen übris 
are an ihrem Wohnorte die nach Korreftionsanftalten zu fendende 
rege unentgeldlich unterfüchen. R. der Reg. zu Münfter vom 29% 
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(Gestellung von 28. Transportmittel dürfen auf -jeder Station 

ee nur nach neuerdings — Uurerfuchung 

ä und Ausfpruch der Nothwendigkeit geftelt werden. 
Publ. des Ober⸗Pr. von Weitfalen vom B. Gent. 1835. 


(Absendung 29. Schwangere Perfonen dürfen, bei Vermeidung ' 
schwangerer des Rücktransports auf Koften der Abfender, nicht in 
Personen.) das Sandarmens und Beſſerungshaus überhaupt nad) 

keinen Strafort gefandt werden. Mr. Drdn. $ 366, MR. vom 15. 
Oktbr. und Publ, des Oberpr. von Weſifalen vom 8. Dejbr. 1826. 


(Absendung der 30. In gerichtlicher Unferfuchung befindende 
in — Perſonen dürfen nicht in ein Landarmendaus gefandt 
en werden. Publ. deifelben vom 19. Febr. 1839. 

d . der Straf: ’ ” 2 
ten heben 31. Uunverbeſſerliche Müffigganger, Bettler und 
der Personen.) Trunkenbolde werden, wenn fie auch früher Zucht: 

haus⸗ oder Feitungs-Arreft erlitten haben, nicht von der Aufnahme 

in die Landarmenanjtalt ausgefchloffen. Ar Landtagsabſchied für die 

Stände der Prov. Weftfalen vom 50. Dezbr. 1854, 


(Personal-Akten 32, Wenn auch Bürgermeiftereis oder Kreis⸗Ak⸗ 
etc. der Abzu- fen über einen im die Anftalt Aufzunehmenden dem 
sendenden.) Oberinfpektor zugeftellt werden, dann darf dennoch 
nicht die —— des beſonders vorgeſchriebeuen Vernehmungss 
Protokolls unterbleiben. Publ. d. K. Oberpräf. v. Weſtf. v. 19. Nov. 1850. 


33. Das Geld, was fi) bei Arreftaten zuweilen borfindet, darf 
nicht zu deren —— verwandt, ſondern muß verſiegeit der 
Oberinſpektion der Anſtalt zugeſandt und im Veruehmungs⸗Protokoll 


und Transportzettel der Betrag bemerkt werden. publ. des Dber-Pr, 
von Weltfalen vom 6. Suni 1828, 


[Verfahren bei 34. In Anfehung der wegen Liederlicher Auffüh⸗ 
— rung oder fonft zur Unterftüguug der elterlichen Zucht 
ar nad) einer Sandarmen» und Korreftionsauftait zu 
bringenden uugerathenen Kinder follen die Borfchriften 
des A. L. R. II. Tit. 2. $. 86. segg. (Siehe Tit. XII. Kap. 8. 
„Elterliche Zucht‘) beachtet werden und iſt dabei vorzüglich die vors 


mundfchaftliche Konkurrenz nicht außer Augen zu laſſen. M. R. vom 
18. Septbr. 1821. 


35. Wenn Seitens der Eltern oder Verwandten die Abführumn 
eines ungerathenen Minorennen getwünfcht wird, jo ift dieſe unter fol 
genden Bedingungen zuläffig: 1) Die Beibringung der Genehmis 
gung des vormundfchaftlihen Gerichts; 2) Die Sefehränfung auf 
längitend 2 Jahre und Beding der Rücknahme, fobald es von der 
Anftalt verlangt wird; 3) Die Zahlung des doppelten Koft eldes, 
wenn vorzugsweife Behandlung gefordert wird, die einfachen (25 tr, 


bei — Behandlung. Hefkr. des K. Oberpr. von Weftfalen vom 
25. ı 1825, 
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(Erziehungsan- 36. Bei dem Land» Armenhaufe zu Benninghaufen 
— Kür in Weſtfalen iſt, unter Genehmigung des Inneru Er⸗ 
losete Kinder eellenz, auch zur Aufuahme ſittlich verwahrlofes 
ter, oder verderbter Kinder, eine Lehr- und 
Erziehung-Auſtalt eröffnet worden. | 

1) Diefe nimmt überhaupt folche Kinder auf, welche, wenn aud) 
noch nicht gerade ald Verbrecher geftraft, doch mit oder ohne Schul 
ihrer Eltern oder Angehörigen ſchon früh böfen Neigungen folgten, 
und einen Grad von UnflttlichPeit zeigten, der bei der Art der Ers 
ziehung, die ihnen nur zu Theil werden Fan, nicht auszurotten 
fcheintz namentlich alſo folche Kinder, welche bereits von richterlichen 
oder polizeilihen Behörden zur Strafe gezogen find, folche, deren 
Vergehen nicht blos im Leichtfiun und jugendlicher Unbefonnenheit, 
ſondern in wirklich böfer Neigung ihren Grund haben — folche, an 
denen Eltern, Bormünder, oder Angehörige die Beſſerung vergeblich 
verfucht haben, — folche, die durch Ausfpruch der richterlichen, oder 
vormundichaftlihen Behörden ihren Eltern oder Angehörigen entzogen 
find, weil diefe fich wicht in der Lage befinden, für ihre Beſſerung 
forgen zu Fönnen, oder, weil fie felbit ein fo unfittliche8 Betragen ges 
zeigt haben, daß ihnen die Kinder nicht länger belaffen werden dürs 
fen. 2) In der Regel werden nur Kinder von 8 bis 16 ZJahren 
aufgenommen; fie müffen Unterthanen unfers Staatd in der Provinz 
Weitfalen fein. Uebrigens macht weder Stand, noch Herkunft, noch 
die Religion, zu der ke oder ihre Eltern ſtch befennen, einen Unters 
ſchied. 3) Ueber den phyſiſchen Zuftand der Kinder ift ein Zeugniß 
ded Kreis⸗Arztes einzureichen, imgleichen den Zauffchein derfelben. 
4) Diejenigen Kinder, welche felbft, oder deren Angehörige, welchen 
ihre Verpflegung und Erziehung obliegen würde, durchaus Fein Vers 
mögen befigen, und für deren Verpflegung umd Erziehung zu forgen 
auch Feiner Gemeinde geſetzlich obläge, werden unentgeldlich verpflegt 
und erzogen. Beſitzen aber die Kinder felbft, oder ihre Eltern oder diejes 
nigen, denen ihre Erziehung gefeßlich anheim fallen würde, hinlängliche 
Mittel, fo gefchieht die Aufnahme nur gegen Bezahlung, die in jedem eins 
zelnen Falle befonders beftimmt wird. 5) Weder Behörden, noch Gemeins 
den, noch Eltern, Vormünder und Angebörige haben jemals ein Necht, 
auf die Anfnahme eines Kindes in die Auftalt zu beſtehen. 6) Die Anſtalt 
tritt, fobald fie die Sorge für ein Kind übernommen hat, und für 
die ganze Dauer derfelben in die elterlichen Rechte, außer in Anfes 
hung des Vermögens, welched die Kinder etwa fchon befiken, oder 
welches ihnen zufält, 7) Wie lange ein Kind in der Obforge der 
Anftalt bleiben fol, hängt in der Negel und, foweit darüber nicht 
bei der Aufnahme ein andered verabredet worden ift, von der Beftims 
mung der Anftalt felbit ab, und die Eltern, Angehörigen, Vormüns 
der und Behörden, welche ihr ein Kind anvertrauet haben, müflen, 
nachdem ihnen angezeigt worden, daß die Auftalt das Kind nicht län⸗ 
ger behalten werde, drei Monate nachher ſolches unverweigerlich zus 
rücknehmen. 8) Dagegen Fönnen Kinder, deren die Anftalt fich ein» 
mal angenommen hat, wären fie auch von den Eltern ſelbſt ihr übers 
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ben, ode Genehmigung der sormmmdichaftlichen Behörde, ihrer 

ufficht nicht willführlich wieder entzogen werden, es wäre denn, 
dag bei der Aufnahme derfelben Pontraftlih etwas anderes feſtge— 
fegt wäre. 9) Den Eltern, Vormündern, oder Angehörigen der 
Kinder, welche diefe in der Anftalt zu befuchen wünfchen, wird fols 
ches in der Negel geftattet. Greundigungen über diefelben einzuzie⸗ 
ben, ſteht ihnen höchftens alle drei Monate frei. Denjenigen, welche 
ein Kind der Anftalt anvertraut haben, ſoll wenigftens jahrlich eins 
‚ mal über das Befinden und dad Verhalten ded Kindes durch dem 
Landrath des Kreiſes Nachricht mitgetheilt werden. 10) Die Sorge der 
Auftalt wird vornehmlich dahin gehen, die aufgenommenen Pfleglinge 
durch forgfältige Aufficht und Aufmerkfamkeit auf ihr Betragen, von 
ihren böfen Gewohnheiten und Nei ungen wieder zu entwöhnten, und: 
diefe durch ſtrenges Auhalten zur rg end Ordnung und Puͤnkt⸗ 
lichkeit moͤglichſt auszurotten, — die Mängel ihrer ſittlichen und. 
eiftigen Bildung zu heben; das Ehrgefühl im ihnen zu weden, und 
ben Achtung die Eitte und Necht und einen wahrhaft frommen 
Sinn einzupräagen, — und fie in den nöthigften Elementarſchulkennt⸗ 
niſſen zu unterrichten und außerdem in technifchen Fertigkeiten zw: 
üben. 11) Iſt die Befferung der Kinder fo weit fortgefchritten, daß 
. man ohne Gefahr für die bürgerliche Gefellfchaft fie aus der unmit⸗ 
telbaren Anfficht des Lehrers und Erziehers eutlaffen zu Fönnen glaubt, 
fo wird die Anftalt bemüht ſein, fo weit es thunlich iſt, fle bei rechts 
lichen und ordnungsliebenden — auf dem Laude oder in klei⸗ 
nen Städten unterzubringen, bei denen fie Gelegenheit haben, den 
Schul: insbefondere den Religionsunterricht fortzufeßen, und fi in 
förperlichen, ihrem Körper angemefjenen Arbeiten zu üben. 12) Ueber 
Die Bedingungen, unter welchen ſolche Familien die Kinder aufneh⸗ 
men, foll mit ihnen jedesmal ein fchriftlicher Kontrakt gefchloffen, 
und, bei der Ueberlieferung an fie, fol ihnen über die früheren Ver: 
haͤltniſſe, Fehler "und Neigungen der Kinder die nöthige Nachricht 
mitgetheilt werden. 13) Die Pflegeeltern haben das Recht, ſich 
der ihnen anvertrauten Kinder zu häuslichen und ihren Kräften 
angemefjene Gewerbarbeiten zu bedienen, jedoch nur fo, daß der 
etwa noch erforderlihe Schuls und Religionsunterricht nicht ge 
fährdet werde. 14) Auch wird die Anftalt, fo weit fie ed ver 
mag, in Anfehung derjenigen Kinder, welche, fie für hinlänglich 
gebeffert und mit den nöthigen VBorfenntniffen verfehen hält, gern bes 
hüfflich fein, dafür zu forgen, daß ihr Eintritt in das bürgerliche Les 
ben und ihr Fortkommen in demfelben ihnen erleichtert werde, und 
deshalb dazu einwirken, fie bei Handwerfsmeiftern zur Erlernung eis 
ned Handwerks, oder in dem Dienfte ordentlicher Herrfchaften unter 
zubringen. 15) Grlangt ein von der Anftalt unentgeldlich übernoms 
mened Kind durch Erbfchaft oder durch Glücksfälle fpäterhin Vermös 
gen, fo ift Die Anftalt betechtigt: die Erftattung der auf daffelbe vers 
wandten Koften zu verlangen. Hat ein folcher Pflegling aber durd) 
eigenen Fleiß etwas erworben, fo fol er Feine Verpflidtung haben, 
die auf ihn verwendeten Koſten zuruͤckzuzahlen; es Ra viel⸗ 
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mehr feinem Gewiſſen Aberlaffen Bleiben, ob und was er in Auer⸗ 
Fennung der ihm gewordenen Wohlthaten der Anftalt gurüdgewäbren 
will, um diefelbe in den Stand zu fegen, gleiche Wohlthaten auch 
fünftig um fo eher andern angedeiben zu laffen. Eltern, Vormün⸗ 
der, Angehörige oder Behörden, welche nach dem Vorftehenden ges 
eignete Knaben in dieſe Anftalt aufgenommen wünfdben, baben die 
unter 1, 2, 3, &, bemerkten Erfordernifje zur Aufnabme Dem Lands 
rath des Kreiſes vollftändig nachzuweifen, Diefer fodann feinen Aus 
trag, mit den erforderlichen Befcheinigungen der fitrlihen VBerderbts 
heit, der Gefundheit, der gefchehenen Impfung, des Alters, Vaters 
landes und der Vermögensumftände dem Oberinfpeftor des Landars 
menhaufes zu überfenden. Der Leptere iit angewiefen, gemeinfam 
mit. dem Lehrer die Aufnahmegefuche mit Gutachten über die zeitige 
Gewährung dem Königlichen Oberpräfidenten zur — — vorzu⸗ 
legen, und wird hierauf die Zeit der Aufnahme der Behörde eroͤff⸗ 
net werden. Yubl. des K. Oberpräf. von Wefifalen v. 16. Nov. 1825 und 
26. Dezember 1835. 

37. Fuͤr fittfich verwahrlofte Mädchen ift auch dafelbft die Lehr⸗ 
und Erziehungsanftalt eröffıret und find Anmeldungen dem Oberins 
fpeftor zuzufenden. Publ. deffelden vom 20. April 1834 u. 10. Febr. 1835. 
(Transportkos- 38. Die Koften, welche der Transport eines euts 
ten Entlassener.) faffenen Bettferd an den Ort ded Fünftigen Aufents 
halts verurſacht, trägt die für ihn zu forgen verpflichtete Gemeinde, 
Nur alddanı, wenn. die Mittellofigkeit derfelben nachgewiefen, Tann 
der allgemeine polizeiliche Dispofitionsfonds den desfalligen Betrag 
übernehmen. M. R. vom 18. Zuni 1824. 

(Aufsicht auf 39. Siehe auh Sit. VI. Kap. 5. Nbfchnitt 1. 
Entlassene.) „Aufſicht auf Verdächtige.’ Zu 

Es fol mit aller Sorgfalt darauf gehalten werden, daß die 
Knaben gleich nady Benachrichtigung des Oberinſpektors vou der Eut⸗ 
laſſung als Lehrlinge bei Handwerkern oder Landwirthen untergebracht, 
dabei ihre Wünfche für das eine oder andere Gewerbe möglichft bes 
rücfichtigt, und im alle ihrer Unterbringung bei Aderbautreibens 
den vor allen bedungen wird, daß fie nicht zum Vichhüten gebraucht 
und dadurch der Aufficht eutzögen werden. Au den benöthigten Klei⸗ 
dungsftücen ze, darf ed den Kuaben übrigens nie fehlen. Publ. des 
K. DOberpräf. von Wefifalen vom 5. September 1834. 

Sobald ein Häusling ald gebefiert nach ausgeftaudener Deten⸗ 
fion entlaffen wird, oh der Gemeindevorftand bei folchen, welche 
die Armenfaffe intereffiren, in Gemeinfchaft mit dem Ortsarmenvors 
ftande für feine Unterkunft, gweckmäßige Beſchäftigung und. Beaufs 
- fibtigung forgen; den Entlaffenen ſtets, fo viel thunlich unvermerkt, 
unter Aufficht haften, jeden Pleinen Fehler wenigſtens durch Ermah—⸗ 
nungen, Warnungen, wiederholte oder größere durch angemefjene 
Etrafen ruͤgen. Haͤufen ſich dieſe bis zu Vergehen, welche felbft dem 
Gemeindewohl läftig oder fchädlich werden, oder find ſolche mit Des 
tention im Landarmenhaufe verpönt, fo bleibt. nichts übrig als der⸗ 
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gleichen Subjefte abermals dahin zu fenden, Die aufzunehmenden 
Akten müſſen aber dann vollfommen über das zu deren Beſſerung 


angewandte Verfahren fprechen. Publ. des K. Dberpräf. von Weſtfalen 
vom 1%. Februar 1828. 


1. Abtheiliung. 
‚ultur= und Wohlfahrtspolizei. 


(Einleitung.) Die Kultur» und Wohlfahrtöpofizei fchreibt die 
Gruudſaͤtze vor, nach welchen theils die Fortſchritte des 
gefaimmten Volkes in allen Zweigen der Kultur, theils die indivi— 
Duelle und allgemeine Wohlfabrt im innern Staatöleben, als wefents 
liche Bedingungen für die Verwirflihung des Staatszwecks, unmittels 
bar durch gewiſſe Anftalten und Einrichtungen befördert und erleich- 
tert werden fol. j 
Dirſer zweite Gefchaftsfreis der Polizei zerfaͤllt in folgende Theile: 
1) in die Vevölferungspofizet; 
2) in die Landwirthſchafts⸗, Gewerbes und Handelöpolizei; 
3) in die Wegepolizei; 
4) in die Sittenpolizei; u 
5) in die Sorge der Polizei für die Vergnügungen, Bequemlich⸗ 
feiten und für den Genuß des Lebens; 
6) in die Neligionss und Kirchenpolizei; und 
7) in die Erziehungspolizei. 


Tit. VII 
DBevölkerungspolizei, 


(Einleitung.) 1. Ein dem Flaͤchenraume eines Landes und der 
Geſammtthaͤtigkeit feiner Bewohner entfprechende Bez 
völferung iſt für die Begründung und Erhaltung und Vermehrung 
des Bolfswohlftandes erforderlich. Peer Bevölferungszahl iſt dem 
Ganzen vorzüglich müglich, welche fo gebildet ift: um zwedinäßig ar 
beitfam zu fein, um, über den täglichen Bedarf, einen reinen Ertrag 
in gewinnen. — Doc ift auch der Theil der Bevölkerung, der me 
den täglichen Bedarf erwirbt, ohue einen reinen Ertrag zu gewinnen, 
dem Ganzen nicht nachtheilig, weil er den Umlauf der Güter und 
den Verfehr befördert. — Allein derjenige Theil der Bevölkerung, 
welcher zu unthaͤtig und faul iſt, um durch Arbeit feinen täglichen 
Bedarf zu verdienen, oder der völlig verarmt und von der übrigen 
Geſellſchaft unterhalten werden muß; — dieſer Theil der Bevölke⸗ 
rung ift-eine Laſt der Gefellfchaft. | 
Diejenige Bevölkerung ift hiernach dem Fortfchreiten des innern 
Staatslebens angemefjen, welche zwedlmäßig erzogen wird und ſich 
redlich und anftändig ernähren Fan. Seit länger als einem Jahr⸗ 


hundert iſt e8 in den preußifchen a a immer Prime 


pe} 
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zip geweſen, die Ginwanbderungen im Allgemeinen Cuorbehaltlich, daß * 
man offenbare Bettler und Liederliched, herumftreichendes Gefindel 
dennoch, nachdem man e8 als ſolches zur rechter Zeit erfanut hat, 
wieder wegweiſet) für ein vortheilhaftes Ergebniß zu halten, und. 
iſt jeder pre: ald neuer Arbeiter und ald neuer Konfument 
im Staate gleich willfommen gewefen. Und dabei hat fich der preus 
ßiſche Staat fihtbar ganz wohl befunden; er ift gediehen und hat da⸗ 
von nicht wenig den Einwanderungen zu verdanken | 


Rap 1. Ginwanderung. 


2. Der preußifche Staat fteht jedem Fremden, der nicht wirkli⸗ 
eher Armer, d. h. fich zu ermähren unfähig, und nicht Verbrecher oder 
eined Verbrechens verdächtig ift, zur Einwanderung offen; nur Zus 
den zur Zeit noch theilweile ausgenommen, und wo nicht eine eins 
zelne Kommüne Grund zur rar. eined Enbjeftd haben 
würde, ohne daß dabei die Qualität ded Eins oder Ausläuders tn 
Betracht Fommt, da muß fih auch der Staat rücfichtlich ded Aus⸗ 
länder derjelben enthalten. M, R. vom 24. Aug. 1821. 

Es ift aber genau daranf zw halten, daß nur füchtige, mit 
glaubhaften Wohlverhaltungsatteften verfehene Ausländer fi nieder, 
laffen; denen als Eimwanderern dad Untertbanenrecht zu Theil wers 
den Fann. In allen zweifelhaften Fällen ift zuvor höhere Eutfcheis 
dung einzuholen. — Ordentlichen Ausländern, wenn fie ſich über ihr 
Wohtverhalten ausgewiefen haben und zu ernähren im Stande find, 
follen Feine Hinderniffe zur Niederlafung in deu Weg gelegt werden. 
Meffr. der Regier. zu Münfter vom 23, Novemb. 1824. 

Es ift auch erwünfcht, daß brauchbare Gewerbtreibende aus dem 
Auslande einmwandern. M. R. vom 4. Oktober 1826. (0. K. A. ©. 1123 
Pro. 130. Siehe auch Tit. XIL Kap. 8. „Mennoniten, Quäfer, Zuden, 
und Fremden: und Paßpolizei.” 

3. 68 fteht jedoch dem Staate frei, jedem Ausländer den Ein⸗ 
fritt und die Aufnahme zu verweigern. Der Art. 18 der deutjchen 
Bundesakte sub 2 lit. a. reſervirt den Bundesftaaten auch ausdruͤcklich 
diefe Befuguiß. Neffrı derfelden vom 16. Zuli 1828. 


4. Die Koͤnigl. franzöfiihe Regierung hat die Erklärung abges 
geben, daß franzoͤſiſche Unterthanen, wenn fie in den Dieffeitigen Gtaas 
ten ihren bleibenden Aufenthalt nehmen wollen, im Verarinungsfalle 
oder wenn polizeiliche oder politifche Nuͤckſichten ihre Zurüdweifung 
nöthig machen follten, felbß wenn fie fich im Ddieffeitigen Staate vers 
heirathen, mit ihren Frauen und Kindern wieder aufgenommen wer; 
den. M. R. vom 26. Dftober 1833. 
elausiisrnerg: 5. Eiche Kap. 2. $. 18 u. 26. 

(Niederlassung _ 6, Die Niederlaffung im preußifchen Staate dar 
— —— den noch im —— * F * vom 17. bis * 
a ) reichten 25. Jahre) Alter befindlichen männlichen In⸗ 
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ftehen Cfiche Militate) nur auf den Grund yon Auswanderungskon⸗ 
fenjen oder glaubhaften Befcheinigungen der ausländifchen Behörde 
wegen erfolgter Grfüllung der Militairpfliht nachgegeben werden. 
Der vorläufige Anfenthalt zur Nachbringung diefer Kegitimation ins 
nerhalb einer billigen Frift iſt zu geflatten. M. R. vom 22. Dezember 
1830, und 21. Geptember 1832, 

(Deren Auslie- 7. O5 die hier eingewanderten militairpflichtigen 
ferung-) Untertanen auderer Staaten aber, welche noch Feinem 
beſtimmten Eruppentheile überwieien gewefen, nur auf Nequifis 
‚tion auszuliefern find? darüber entfcheiden die Kartelkonventio⸗ 
nen, Wegen Sachen ift dies bereits bejahend entjchieden. 


(Niederlassung 8. In allen Fällen, wo polnische Flüchtlinge oder 
— ) Theilnehmer des polnischen Aufftandes fi im Staate 
BE niederlaſſen wollen, ift davon höhern Orts Anzeige zu 
machen, reſp. Genebmigung dazu wachzufuchen. M. R. vom 17. und 
Keifr. der Reg. zu Münſter vom 30. Aug. 1832. 
(Niederlassung 9. Die Heirat) eines Auslaͤnders mit einer In⸗ 
— —— laͤnderin begrundet für Erſtern noch Fein Staatsbuͤr⸗ 
zur Ka yo — ee die Aufnahme zu verlangen. 

10. Wer aber ein Domizil an einem Orte bereit Tonftitwirt 
hat, wird der Negel nach ſchon durch died Greigniß an ſich felbit 
ein Iuläuder. — Nirgends it in den Gefeßen eine ausdrückliche 
Erklaͤrung des Staatd (ein Eimwanderungsfonfens) reſervirt; viel 
mehr kann auch dad Domizil ſtillſchweigend durch Handlungen Fous 
fliruirt werden. Daffelde Reffr, . 

11. Im Allgemeinen ift die Ginwanderung folher Ausländer, 
bon denen der Staat gerechter uud begründeter Weife Beläftigungen 
zu bejorgeu hat, abzuwehren; zu einer folchen Beſorgniß muß aber 
ein poſitiver Grund vorliegen und Mangel an erheblichem Kapitalver⸗ 
mögen iſt allein zu einer folchen VBeforgniß nicht genügend, 

Wer das Bürgerrecht zu erwerben und fi) als Haudwerker zu 
etabliven im Stande, auch fonft von: guter Führung iſt, hat die Vers 
murhung für fi, ein mügliches Staatsmitglied zu werden, und die 
bloße Behauptung: au dem Orte fei das Handwerk ſchon hinreichend 
befegt, giebt Feinen Grund zur Zurücweifung ab. Ausländer, die 
fih über ihre fittliche Führung nicht ausweifen Fönmen, find unbes 
dingt zurücdzuweifen. M. R. vom 1. Auguft 1835. 

(Niederlassung _ 12. Keinem in das Neferves oder Landwehrverhaͤlt⸗ 

der Inländer.) niß übergegangenem Arzt oder Wundarzt oder anderm 
Invividuum, das zum Wiedereintritte zum Militairdienfte verpflichtet 
it, fol die Niederlaffung vor geführtem Nachweife der gefchehenen 
Meldung beim Laudwehr⸗Bezirksafeldwebel geftattet werden, wenn dem⸗ 
nn auch die Erlaubniß zur Praris ertheift fein möchte. M. R. v. 
26. Mai 1831. 


Siehe auch wegen Niederlaffungen Tit, VI. Kap. 11. Domizilverhäftniffe 
und Kap. 9. daſ. Baugeſuche x. Ferner Bürgergewinn und Ginkaufsgelver 
Th: 44 Bemeindeverfaffung. 
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Rap. 2. Auswanderungen. 


(Allgemeine 13. Ale Auswanderungen find unter nachſtehen⸗ 
Grundsätze.) den Bedingungen frei gegeben, und werden Auswan⸗ 
derungsfälle nur nach den Grundſätzen des A. ER. in allen Pro 
vinzen der Monarchie behandelt. A. Verordn. vom 15. Sept. 1818 $. 1. 
\ Diefe und die nachftehenden Beſtimmungen gelten auch in deu 
Rheinprovinzen. M. R. vom 24. Febr. und 30. März 1819. 
14. Kein Untertban des Staats darf fih ohne Vorwiſſen def 
felben feiner oberſten Gerichtöbarkeit entziehen. A. L. R. IL. 17. $. 127. 


15. In Anfehung der nad dem Gefeke vom 3. Septemb. 1814 
zum Dienft im ſteheuden Heere Verpflichteten bat es bei den Bors 
fchriften des 10. Tit. $. 48. sqq. (uachſtehend) fein Bewenden. Daf. 
$. 128. und alleg. A. Verordnung. $. 2. i | 

16. Militairpflichtige, die poch nicht zum Militairdienfte ausge⸗ 
hoben find, dürfen fih ohne Vorwiſſen ded Laudraths oder Magi— 
ftratd des Orts nicht aus ihrer Heimat, und ohne Vorwiſſen der 
Segierung nicht aus der Provinz entfernen, Haben fie ed dennoch gethan 
uud koͤnnen fie erforderlichenfalld auch von ihren Eltern und Vers 
wandten nicht geftellt oder nachgewiefen werden, fo eutiteht die rechts 
lihe Vermuthung wider fie, daß fie, um dem SKriegsdienfte ſich zu 
entziehen, aus dem Lande gegangen find. A. &, R. IL 10.548 — 50. 
Siehe auch Th. II. Tit. VIII. 

17. Iſt der Auswandernde noch militairpflichtig (von 17 bis 25 
Sahren), fo hat er ein Zeugniß der Kreis⸗Erſatzkommiſſion dahin 
beizubringen: daß er 

nicht blos in der Abficht ausmwandere, um fih der Milis 
tairpflicht im ftehenden Heere zu entziehen. 

Die im Dienfte des ftehenden Heeres oder in der Neſerve bes 
— Perſonen muͤſſen die Eutlaſſung ihrer Dienſtbehoͤrde bei⸗ 
ringen. 

"Disgeigen auch aftive Zivilbeamten. Alleg. Edift vom 13. Septbr. 
1818 9. 5 

Dffistere auf Inaktivitaͤts⸗Gehalt bedürfen vor Nachſuchung des 
Auswanderungsfonfenfes der gänzlihen Eutlaſſung aus dem Mitis 
tairdienſte. A. 8. D. vom 11. März 1820 und 11. Juli 1822 
Desgleichen beurlaubte Landwehroffiziere und überhaupt Perſo⸗ 
nen, welche in einem fpeziellen Dieuftverhäftuiffe ſtehen. Reſtr. des 
Staatsminift. vom 24. Febr. 1819. | 

Nicht aber beurlaubte Landwehrmänner. Bon gefchehener Ers 
theilung des Auswanderungsfonfenfes ift der. Fompetenten Militairhes 
börde von den Laudräthen reſp. Ortöobrigfeiten Nachricht zu geben. 
Edift vom 15. September 1818 $ı 5. 

Ein auf Wartegeld ſtehender Militairs oder Zivilbeamter ift fo 
— luge als aktiv zu betrachten, bis er definitiv ausgefchieden iſt. M. R. 
vom 1. März 1822. (0: K. Jahrb. Bd. 19. ©. 306.) 
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18. Einlaͤuder, welche nad erhaltener Erlaubuiß ansgervandert 


find, werden bei ihrer Ruͤckkehr ald Ausländer behandelt. M. R. v, 
419. Januar 41819. 


19. Vaterloſe Waifen dürfen, ohne befondere Einwilligung des 


— in auswärtige Lande nicht gebracht werden. A, L. R. IL 17. 


20. Fremde, die fich hier zwar aufhalten, aber weder ein Amt 
übernommen, noch Grundftüde augefauft, noch bürgerliche Gewerbe 
betrieben haben, koͤnuen das Land zu allen Zeiten nach eigener Will 
Führe wieder verlaffen. Daſ. $. 131. 


\ 1. Auch ſolchen Ausländern, die ſich im Lande wirklich nieder, 
gelaffen haben, ſteht folhes innerhalb 10 Jahren nach ihrer Aukuuft 
— frei, wem fie dieſen Entjchluß dem Staate anzeigen. Daſelbſt 
139. ; 

22. In allen Fällen, wo dem Haupte der Familie dad Aus—⸗ 
wandern freifteht, oder erlaubt wird, ann er feine Frau, die noch) 
unter feiner Gewalt befindtichen Kinder, uud Das vom ihm mit ius 

Laud gebrachte ausländifche noch wirklich in feinem Dieuſte jtehende 

Gefinde mituehmen. Daf. $. 136, 137. 


23. Ausländerinnen, die an hieſige Einwohner verheirathet ges 
weſen fiud, koͤunen nach der Männer Abfterben, allemal und ohne 
Unterfchied Der File, in ihr Vaterland zurückkehren. Daf. $. 158. 


24 Wer odne die vorgefchriebene Anzeige und die erforderliche 
Erlaubniß des Staatd auszuwandern unternimmt, hat willführliche 
Geld» oder Leibesftrafe verwirft. Darf. $. 139. 

Für den Fall, daß bei vorkommenden Auswanderungen nicht 
vollſtaͤndig mach den gefeglichen Vorfihriften verfahren wird, hat die 
K. Negierung zu Muͤuſter es für nöthig gefunden, auf die Beftims 
mung: Anhang $. 12. zum A. & R. 1. 11. $ 19 zu verweilen *). . 
Reife, der ged. Reg. vom 14. September 1856. J 

25. Wer Unterthanen zum Auswaudern verleitet, wird zu einer 
Gefängnißftrafe von 1 Monat bis zu 2 Jahren verurtbeilt. Verordn. 
vom 20, Januar 1820. Publ. der Reg. zu Münfter vom 3. Juni 1833. 


26. Den Auswandernden dürfen Peine Heimathöfcheine ertbeilt 
werden; M. R. vom 18. Febr. 1834. und derjenige, welcher fein diejjeis 
tiged Domizil verläßt und fich ind Ausland begiebt, ſteht überall weis 


*) Wenn Jemand, der militairpflichtige —* hat, oder deren Einrangirung 
erwarten kann, alle ſeine Beſitzungen verkauft, und dem Gerichte nicht eine 
anderweitige Anlegung des Kaufpreiſes zur bleibenden Fortſetzung des Do- 
mizils im Lande ſicher befannt iſt, oder derſelbe ſolche nicht glaubhaft nach 
weifet; fo foll das Gericht dergleihen Verauferung der Kreis: Erfakfom: 
miſſion anzeigen, und wenigſtens einen beträchtlihen Theil des Preifes fo 

- fange zurüdhalten, oder ſich deilen verfihern, bis daffelbe zu einem andern 
Etabliffement des Verfäufers angelegt, oder auf, die davon geſchehene 
Anzeige Verfügung ergangen fein wird. — A. L. R. um D. — 
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ter in Peinem dieffeitigen Rechtsverhäftniffe, felbf wenn ev auswärts 
Fein Domizil erworben hat; M. R. vom 6 Janr. und 30. Auguſt 1834- 
auch daun nicht, wenn er bier fein Domizilverhältwiß aufgegeben, 
ohne Ruͤckſicht, ob er einen Auswanderungsfonfensd erhalten hat ober 
nicht, und ob er wegen feines Austrittä eine willführliche Strafe oder 
Konfiskation erwirft hat. M. R. vom 5. Juli 1838. 

Gr muß aber mit feiner Familie wieder aufgenommen werden, 
wenn er aus einem Gefängniffe entwichen, feine Entfermung alfo je⸗ 
denfalld Feine freiwillige, fondern mit Verletzung einer fpeziellen 
Pliht und wider den Willen der dieſſeitigen Behörde erfolgt iſt. 
M. R. vom 12. März 1835. 


27. Bei Auswanderung elues Familienvater folgen demfelben 
feine unter väterlihen Gewalt ftehende Söhne, auch wenn fie bereits 
das militairpflichtige Alter erreicht haben. Die Negierungen find aber 
befugt im Auswanderungslonſens die Erfüllung der Militairpflicht 
folder Söhne von 17 Zahren und darüber vorzubehalten, nach Um⸗ 
fönden fogar den Muswanderungsfonfens ganz zu verfügen. M. R. 
vom 19. Febr, 1826. 


28. Es folgt von felbft, daß die im Auslande erzeugten Kinder 
des jeuigen, deffen Unterthansverhältniffe bier nach vorſtehenden Beſtim⸗ 
mungen aufgelößt find, bier Fein Domizil haben. M. R. vom 6. Sep- 
tember. 1834. 

* .. übrigens wegen Domtzilverhältniffe „Armenpoligei Th. I. Tit. VI. 


(Nachsuchung 29. Bel er der Auswanderungskouſeuſe 
—— find die Koſten gleich einzuziehen und bis zur Ents 
sense) ſcheidung deponiert zu halten, Publ. der Reg. zu Müniter 
z vom 26. Sept. 1829. | 
Jedesmal ift das Alter des Auswandernden genau (mit dem 


Datum der Geburt) anzugeben. Noffr. derſ. vom 30. Aprif 1832. 


Denjenigen, die einen Auswanderungsfonfend nachfuchen, tft 
ad protocollum befanmt zu machen: 
„Daß fie durch die wirffihe Auswanderung aus dem preuf, 
Staate das Necht verlieren, ihre Wiederaufnahme in demfelben, 
wenn folche aus irgend einem Grunde bedenklich gefunden wird, 
zu berlangen, und daß daher namentlich diejenigen, welche im 
verarmten Zuftaude zuräczufehren verfuchen follten, au der 
Grenze unnachfichtlih zurücgewiefen, und wenn fie fich dennoch 
einfchleichen als fremde Landftreicher behandelt werden würden.“ 

M. R. vom 8. Auguft und 10. Oft. 1833. 
Bei Gefuchen um Ertheilung von Auswanderungsfonfenfen 
a) nach andern Bundesftaten, müßte zwar nach Art. 18. der Buns 
desafte vom 8. Juni 1815 der Nachweis geführt werden, daß der 
betr. Staat den Auswandernden ald Unterthan annehmen will; Yupt, 
der Reg. zu Münfter vom 2, Rovbra 1833. Im Geſetze vom 15. Septbr. 
1818 und im A, EN. iſt dieſes jedoch nicht vorgefchrieben, uud das 


.% 


Kap 2. u. 3. Auswanber., Abfahrtögeld. 569 


rum kann ohne ein neues Geſetz die Beibringung eines ſolchen Nach⸗ 
weiſes dem Auswanderuden nicht zur. Pflicht gemacht werden. M.R, 
nom 28, Febr. 1835. 

b) nah Amerifa, müffen die erforderlichen Neifemittel Cüber 
Bremen 6%, FSriedrich3d’or für jeden Grwachfenen, uud die Hälfte 
für jedes Kind zwifchen 6 und 12 Jahren) nacdgewichen werden, und 
daß ſolches gefihehen, ift anzuzeigen, widrigenfalls der Paß zu vers 
weigern. In den Päfjen der durch Frankreich reifenden Auswans 
dernden muß der Befig diefes Neifegeldes ausdrücklich vermerkt wers 
den. M, R. vom 16. Auguſt 1834. Publ, des Oberpr. von Weftfalen vom 
4. Juni 1836. . 

Außerdem iſt bei der Durchreife durch Frankreich erforderlich: 
4) ein von der vaterländiſchen Negierung ertbeilter und von einer 
frauz. Geſandſchaft vifieter Paß; 2) der Nachweis von 400 Flor. 
baar für jede Perſon der Familie von 18 Jahren alt und darüber, 
uud bon 200 Flor. für jede unter 18 Jahren alt; 3) die Vorlegung 
des Vertrags mit dem Schiffer oder der Nachweis der Deponiruug 
der Ueberfahrtögelder. Berner muß die Erlaubniß aber, über das 
Meer auszuwandern, in den Reiſepäſſen enthalten fein, wenn die betr, 
Perſonen nur allein mit Päffen verfehen find. Publ. des Oberpr. von 
Wejifalen vom 1. Sept. 1836. 

Auch iſt zu ermitteln, ob der Auswanderungsluftige durch Kon⸗ 
trahirung von Schulden und Hintergebung feiner Glänbiger die ihm 
zu ertheilende Erlaubniß zum Auswandern nach Amerifa mißbrauchen 
werde, und ift in diefem Falle, bis daß die Gläubiger durch Arrefts 
ſchlag oder fonft ihre Nechte wahrzunehmen im Stande find, ihm der 
Kouſens und Paß vorzuentbalten, 

Anderweitige nachtheilige Folgen der Auswanderungen find fonft 
noch anzuzeigen. Reſkr. der Reg. zu Münfter vom 7. Oft. 1834. 


(Erlöschen der- 30. Auswanderungskonfenfe find nad höherer Vers 
a. Sus- fügung als erlofhen anzufehen, wenn nicht innerhalb 
Pr einer, wach Umftänden auf 4 Wochen bis 3 Monate 
laubniss,) zu beftimmenden ze die Auswanderung bewirft ift. 
Publ. der Reg. zu Münfter vom 4. Febr. 1834. 

Uebrigens ift die Grtheilung der Auswanderungsfonfenfe au bes 
urlanbte Militärperſonen, Landwehrmäuner und Militärpflichtige, bei 
eintretender Mobilmachung oder Aufftelung eines Truppenforps zum 


Echuge bedrohter Provinzen, ſuspendirt. M. R. vom 9. San. 1835. 


Kap. 3. Abfahrtsgeld. 


31. Wer dem Staate das demfelben zufommende Abfahrtögeld 
zu entziehen fucht, muß den 4fachen Betrag deffelben zur Strafe cut 
richten. A. L. R. I. 17. $. 180. 


32. Wer von feiner Freiheit ober erhaltenen Erlaubniß zum 
Auswandern Gebrauch machen will, muß von feinem inländifchen 
Bermögen dem Staate in der Regel 10 vom 100 ald ein Abfahrts⸗ 
geld entrichten.  Daf. $. 141. 
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33. Die Gerichte müffen den Regierungen von Grportationsfüls 
Ien Nachricht geben; die Obergericbte unmittelbar, und die Unterge⸗ 
richte Durch die Magifträte oder Laudräthe. M. R. vom 8. Juli 1809. 
(Mathis. Bd. 8. ©. 310.) 


34. Bei den Verträgen und Obfersangen mit auswärtigen Staa⸗ 
ten behält es fein Bewenden. 4.2. R. II. 17. $. 132. 


(Konventionen 35. Nachfteuers und Abzugsfreiheit von dem Bers 
— —— moͤgen, welches aus dem Lande gebracht wird, findet 

* Statt, zwiſchen ſaͤmmtlichen Provinzen des Staats, 
welche zum deutſchen Bunde gehören, und allen andern deutſcheu 
Yundesftaaten. A. Verord. vom 11. Mal 1819. $. 1. 


Desgleichen ift Abichoßs und Abfahrtögeld aufgehoben mit: 
Frankreich — Geſetzſ. 1810, ©. 247. 1812, ©. 178. 1817, ©. 297. 
der Schweis — Geſetzſ. 1812, ©. 163. 1818. ©. 1. 
den Niederlanden und Belgien — Gefepf. 1817, ©. 149. uud M. 

N. vom 10. Januar 1835. 

Sardinien — Geſetzſ. 1820, ©. 73. 

Sizilien — Gefegf. 1818, ©. 157. 

Dauiſchen Staaten — Gefebf. 1822, ©. 181. I 
Nordamerikauiſchen Freiftaaten — Geſetzſ. 1822, ©. 181 

Nupland und Polen — 1824, ©. 165. 

Schweden und Norwegen — Gefchf. 1826, ©. 78. 

dem Venetiauiſch⸗Lombardiſchen Königreih — Gefekf. 1812, ©. 93,, 

130, und Publ, der Reg. zu Münfter vom 16. Dezbr. 1819. 
Deögleichen mit der freien Stadt Krakau — M. R. vom 30. Oktbr. 

1825 


mit den Lindern der Spanifchen Monarchie — M. R. vom 25. 
März 1826. 
mit dem Großherzogtum Toskana — M. R. vom 9. Deibr. 1825. 
mit den ſämmtlichen Defterreichiihen Staaten die fich unter Dem 
kaiſ. Szepter befinden, erel. der Landestheile, welche dermalen Un⸗ 
garu und Siebenbürgen bilden — Geſetzſ. 1835, No. 1639. M. 
N. vom 21. Geptbr. 1835. 


(Nachsteuer und 36,-Xede Art von Vermögen, welches in einen 
Abzugsfreiheit.) andern Staat übergeht, ed fer auf welche Weiſe es 
Grundsätze des. Wolle, ift unter Abzugsfreiheit begriffen. A. Verordn. 
halb.) vom 11. Mai 1819. $. 2. 

37. Iede Abgabe, welche die Ausfuhr des Vermögens oder den 
Uebergaug des Eigenthums auf Angehörige eines andern Bundesſtaa⸗ 
tes beſchraͤnkt, ift aufgehoben; dagegen ift unter der Freizuͤgigkeit 
nicht beyriffen, jede Abgabe, welche mit einem Erbichaftsanfall, Legat, 
Verfauf u.f.w. verbunden ift, namentlich Erbfchaftöfteuer, Stempel, 
Zollabgaben u. f. w. Daſ. $. 3. 

Ueberhaupt wird gegen Staaten, bei welchen dad jus detractus 
nicht mehr in Anwendung Fommt, weder Abſchoß⸗ noch Abfahrtsge® 
genommen. A. K. DO. vom 11. April 1822. 


— 
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38. Eoflten in einzelnen Gemeinen wegen der Kommunalſchul⸗ 
den Abzüge vom auswandernden Vermögen eingeführt gewefen fein, fo 
it folches aufgehoben. Edikt vom 11. Mai 1819. $. 4. 


39. Die Nachfteuer und Abzugöfreibeit findet ohne Unterfchied 
und obne Entfhädigung Statt, ob die Erhebung diefer Abgabe Biss 
ber dem Fisfus, den Staudesserru, Kommünen u. f. w. oder einem 
Privatberechfigten zuftand. Daf. $ 5. 


40. Den Etandesherren fteht auffer dem Kalle der erwiejenen 


Verleihung ein Abzugs⸗ oder Abſchoßrecht nicht zu. M. R. vom 11. 
Mai 1829. 


Kap. 4. Bevölkerungs⸗, Statiſtiſche- und fonfige 
Nebentabellen, 


41. Die Lokalbehoͤrde muß durch fidere Zählungen und 
forgfältige Bevölkerungsliſten und ſtatiſtiſche Tabellen dem Staate die 
enauefte Weberjicht über die Gefammtbevölferung, über Die Zus umd 
bnahme derfelben, über ihre Vertbeilung der verſchiedeuen Hauptbes 
ſchaäftigungen des bürgerlichen Lebens u. ſ. w. geben, damit die Etaatds 
Verwaltung von ihrem hoben Standpunkte aus am ficherften beſtim⸗ 
men Fönne, wo Durch Beſchränkung befteheuder drückender Verbältniffe 
der freien Eutwidelung der phyſiſchen und geiftigen Kräfte machges 
an und wo und wie zur allgemeinen Wohlfahrt gewirkt werden 
müſſe. 

42. Nach Ablauf eines jeden Jahres werden Bevoͤlkerungstabel⸗ 
len den höheren Behörden eingereicht, welche von denjenigen Geiftlis 
den und Beamten aufgeftellt werden, die mit Führung der. Geburts⸗ 
Heiraths⸗ und Sterberegifter beauftragt find. 

Die ſtatiſtiſchen Tabellen werden alle drei Jahre (zuletzt pro 
1834 bis zum Echluffe des Jahres) eingereicht. — Als Städte find 
darin nur diejenigen Ortichafien anzuführen, die beim Prob. Landtage 
im Stande ter Städte vertreten werden. Die Feldmarken dieſer 
Drtichaften werden als zu denfelben gehörend betrachtet. — Einzelne 
Unterabtheilungen (Bauerſchaften) einer Gemeinde gehören nicht im 
Suneru der Tabelle, werden vielmehr auf der Zitelfeite derſelben mit 
den Aufnahmerefultaten in gedrängter Kürze nachgewieſen. — Die 
unter Mititärgerichtsbarkeit (fiebe Polizeigerichtöbarfeit) fie 
benden Perſonen gehören nicht in die von den Ortsbehörden aufzu⸗ 
nehmende Tabellen, weil darüber von den Mititärbehörden befondere 
Tabellen mitgetheilt werden. — Die Zählung des Viehſtandes muß 
allgemein im Septbr. ded betreffenden Jahres gefchehen, und dies auf 
den Liften bemerkt werden. — Beim Pferdefrande werden zu Füllen 
diejenigen gerechnet, die das dritte Jahr im Septbr. des betreffenden 
Jahres noch wicht vollendet habenz nach vollendetem dritten Jahre 
werden fie als Pferde eingetragen. — Pferde werden iu zwei Unter 
abtbeifungen: „bis zu 10 Jahren, und über 10 Jahre“ eingetragen. 


Reſkr. der Reg. zu Münfter vom 4., 22. Dftbr, 22. Dezbr. 1831. und vom 7. 
Dfter. 1834. 
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Es werden gedruckte Formulare zu dieſen und allen übrigen 
Nebens Tabellen, ald der Gewerbes, Kirchen» und Schuls, Sanitaͤts 
Tabelle ze. geliefert, und die Nubriken derfelben geben weitere Anleis 
tung zur Ausfüllung. | 


Tit. VIIL 
Landwirthschafts-, Gewerbs- und Handelspolizei. 
[Einleitung.) 1. Landwirthſchafts⸗,, Gewerbs- uud Handelspolizei 


bezieht ſich zunächft auf die Beförderung des individuel⸗ 

len Wohlftandes auf die Vermehrung ded Volksvermoͤgens. — Es 

giebt nur zwei Quellen alles Wohlſtaudes der Judividuen und afles 

Vermögens der Völker: 

1) die Natur mit ihren Gütern, urfprünglichen Neichthümern uud 
Erzeugniffen, und = 

2) den menfchliden Geift, mit feiner Thätigfeit bei der Her 

vorbringung, Bearbeitung, Vervielfältigung und Veredelung der 

Naturerzeugniffe, fo wie mit feiner Wirkſamkeit in dem Gebiete 

des Gewerbefleißes, des Dandeld, der Kunft und der Wiſſen⸗ 


fchaft. 

Die beiden Quellen des Erwerbes und Wohlftaudes find jedem 
Wefen unferer Art eröffnet, denn die Natur ift für alle vorhanden, 
und in allen entwicelt fih, mehr oder minder, die urfprüngliche 
Kraft ded Geiftes. Allein welche von beiden Quellen der Grund 
des Wohlſtandes eines beffimmten Individuums werden kann und 
foll, das ug > theil s ſchon von den Verhäftniffen ab, unter welchen 
der einzelne Menfch ind Leben tritt, (in wiefern ihm nämlich ererbs 
te8 Grundeigenthum gehört oder nicht,) theils von der Erziehung 
die er erhält, theild von der unverkennbaren Nichtung welche feine 
Thätigfeit bereits bei ihrer erfien Aufündigung nimmt, theils Yon 
der Stellung die er im Laufe feines Lebens gegen die ganze Geſell— 
fhaft, entweder von außen ber erhält, oder von innen nach der ihm 
einwohnenden Kraft erringt und behauptet. 

Die Bedingungen, unter welchen die- beiden genannten Quel 
len die individuelle und allgemeine Wohlfahrt begründen, find 

1) in Dinficht auf die Individuen: Arbeit, uud namentlih Theis 
lung der Arbeit; und 

2) in Hinficht auf die Gemeinfhaft und Wechfelwirfung aller Ins 
dividuen eines ganzen Volkes: gegenfeitiger Kredit und die hoͤchſt 
möglichite Freiheit des Verkehrs, 

Unter Arbeit wird jede menfchliche Thätigfeit verftanden, ſowohl 
die phyſiſche, wenn zur Grreichung des Yorgefeßten Zwecks zuuächſt 
uur Förperliche Kräfte erfordert werden, als die geiftige, wenn der 
vorgehaltene Zweck auf einer Idee der Vernunft beruht, und zu feis 
‚ner Verwirklichung die Vermögen und Kräfte des menfchlichen Ger 
fies in Thaͤtigkeit — werden müfjen, 

In Beziehung auf bie Freiheit des Verkehrs geht der preuß. 
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Staat allen andern Staaten mufterhaft vor, dies zeigt ſchon das rege Bes 
"Streben, deu Zollverein fo viel ald möglich zu erweitern und überhaupt 
Handelöverbindungen mit andern Staaten anzufnüpfen, 


Kap. 1. Landwirthfchaftspolizei, 


(Einleitung.) 2. Die Grundlage alles fihern uud feſtbegruͤu⸗ 

deten Volkswohlſtandes ift die. Laudwirthſchaft; deun 
theils ift die Natur mit den ihr einwohnenden produftiven Kräften 
unerſchoͤpflich; theils find die der Natur abgewonnenen Erzeugniſſe 
für die dringendften Lebensbedürfniffe unentbehrlich; theils iſt die 
Landarbeit der Gefundheit des Menſchen im Allgemeinen zuträglicher, 
als die in andern Berufsarten; theils führt alles, was zum Land» 
baue gehört, zur Bewahrung einer größern Einfachheit und Neinheit 
der Eitten, ald died namentlich beim Gewerbswefen der Fall ift; 
theils giebt im Allgemeinen der Landbau den ficherften (wenu 
gleich nicht immer den vorübergehend größten) reinen Ertrag, 
ohne defien Ueberſchuß diejenigen Kapitale fehlen würden, durch des 
ren Zirkulation im Gewerbsweien und im Handel erſt die höhere 
Blüthe nnd Erweiterung beider möglich werden. — Es fpricht die 
Geſchichte dafür, daß bei allen Völfern, deren Wohlftand fiber be 
gründet it, die Blüthe des Landbaues die Unterlage deſſelben ge: 
bifdet hat. Indeß enthält ſich eine weife Regierung in der Regel 
alles unmittelbaren Einfluffed auf die ſpezielle Tandwirtbfchaftliche 
Betriebfamkeit, weil das eigene Intereſſe den Landwirth auf die Ver: 
—— und Vervollkommnung feines Gefchäfts hinführt; fie ſucht 
jedoch Vorurtheile in Hinficht der Tandwirthfchaftlichen Kultur, Hinz 
derniſſe welche denfelben entgegenftehen, zu befeitigen, und die Vieh— 
zucht durch Veredelung u. f. w. zu vervofffommnen. 


(Ablöse-und Ge- Die zweckmaͤßigen gefeßlihen Beftimmungen we⸗ 
er abe en Negulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen 
ge) Rerhäftniffe und wegen der Gemeinheitstheilungen 

2. find hier zu erwähnen; fie können aber — obs 

Veich die Gemeinden, Korporationen, Kirchen, Schulen und andere äfs 

—* Inſtitute weſentlich dadurch betroffen werden — weil faſt 

in jedem Landestheile eine verſchiedenartige Geſetzgebung deßhalb bes 

ſteht, faſt in jedem Kreiſe verſchiedenartige Preisbeftimmungen ꝛc., faſt 
in jeder Gemeinde verſchiedenartige Verhältniffe obwalten, nach dem 

Plane dieſes Werkes darin feinen Mag finden, eignen ſich vielmehr 

zu einer feparaten Behandlung. . 


Abfhn 1. Schädliche Pflanzen und Thiere. 

Die eigentlihe Feldpolizei ift bereitd unter „Polizei in Bes 
ziehung auf dad Eigenthum,“ Zit. II, Kap. 2. Abſchn. 2 abgehans 
* eben fo die Jagd-, Fiſcherei- und Forſtpolizei Abſchnit 11. und 

rner. 
[Schädliche 2. Die Wucherbfume, ein Sommergewächd, deſſen 
Pflauzen)] Wurzeln im Winter, abfterben, fich durch Saamen 
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fortpflanzt, der fih im unglaublicher Menge erzeugt, oft 70 bis 80 
Blumeukoͤpfe treibt, deren jeder gegen 300 Eaamenföruer enthält, 
muß überall ausgerottet werden. Die zur Aufiicht darauf aus der 
Mitte der Gemeinden gewählten Männer haben, vom Mat an bis 
zum Oftober, alle 14 Tage die Feldmark zu befichtigen; die Felder, 
auf welchen ſich diefe Blume finder und in welchem Maaße fie fich 
auf denjelben verbreitet hat, zu bemerken, und biernach die Eigeuthů⸗ 
mer auzuweiſen, daß ſie, wenn noch Durch Ausjäten zu helfen iſt, Dies 
ſes fofort vornehmen, damit bei der nächften Beſchauung das Feld 
gereinigt ift, oder wenn auf Hülfe durch Ausjäten nicht mehr gerech⸗ 
net werden kaun, dieſe Felder befonders zu bemerken, um nach der 
Erudte und für den Fünftigiährigen Bau mit möglicfter Beruͤckſich⸗ 
tigung der Wirthfchaftsverhäftnife des Eigenthümers die Mittel ans 
zuorduen, welche zur Verminderung des Saamens im Boden und 
zur Verbinderung der Verbreitung von nenem Saamen in den Aecckern 
in den betreffenden Amtöblättern angegeben find. Im November jes 
den Jahres ift das Nefultat den Landrathen einzuberichten. Publ. des 
ſt. Ober: Präf. von Weftfalen vom 8. Sept. 1822, der Reg. zu Köslin vom 
19. Oktbr. 18241, zu Trier vom.29. Mär; 1822. 

(Verhot des Tau- 3. Wenn die Mebrheit der betreffenden Aderbes 
ben-Fluges zur fißer umd die Repräfentanten der Gemeinde darüber 


Baatzcit.) einverftanden find, fo ift die Polizeibehörde nach den 


Beſchlüſſen des K. Staatdminifteriums für befugt zu erachten, dem 
freien Taubenflug während der Saatzeit, fo wie während der erften 
acht Tage der Erndte, nah Th. I. Sit 6. $. 73. ff. des J. 8 R. 
und weil die Aderbefiger fih gegen Schaden dieſerhalb nicht felbit 
fhügen Fönnen, zu verbieten, und bekanut zn machen, „daß Tauben, 
welche zur verbotenen Zeit auf den Aedern den Gemeinde betroffen 
werden, nah A. L. R. 1.9. F. 111. Gegenſtand des Thierfanges 
find,“ was auch Eicherftelung gegen das Andringen fremder  Zaus 
beuflüge gewährt, — Sihwierigkeiten wegen des Feſthaltens der an 
offenen Orten gebaltenen Tauben kommen nicht in Betracht. — 
Diesfällige Beſchlüſſe der Gemeinden werden Billigung finden, und 
es kaun allenfalld weiter dafür geforgt werden, daß nicht das Zus 
rüfbleiben einzelner Gemeinden die verftändige Mehrheit beeinträchtige, 
M. R. a. die Neg. zu Magdeburg vom 5, a 10H, . 

= — — Deren der Feldfrühte bei Dianöverd fiehe Th. I. Tit, 


[Verminderung 4. Wegen Bertilgung der Wander» oder Pros 

—— zeſſions-Raupe iſt den Landräthen eine Schrift des 

re] Kreiarztes Dr. Nicolai — Berlin 1833. — mitges 
theilt, was bier nachrichtlich Gemerkt wird. 

5. Da wo die Landräthe nah Ruͤckſprache mit verftändigen 
Landwirthen eine Sperlings⸗-Lieferung auf den ganzen Kreis oder 
einen Theil deſſelben nöthig Tide, fönnen diefe eine folche ausfchreis 
ben und die Lieferungstermine beftimmen. Das Marimum der 
Lieferung wird von einem Gute 1. Klaffe auf 12, 2. Klaſſe auf 6, 


Shädlide Thiere, Obſtdaumzucht. | 0675 


3. Klaſſe incl, für Henerlinge auf 3 Köpfe feftgefegt. Etrafe für 
Nichtlieferung beträgt 2 Sgr. pro Städ zum Rortheile der Ortdars 
menkaffe. Publ. der Reg. zu Münfter vom 20. Zanr. und Reſkr. derfelben 
vom 7. Mat 1852. 

Es ift nicht von den Befchlüffen der Gemeinderäthe abbangig zu 
machen, ob Sperlingsföpfe zu liefern find oder nicht, da es fich bier 
von einem Gegenftande der Tandwirthfchafrlichen Polizeigefekgebung 
handelt, die außer. der Kompetenz der Gemeinderäthe liegt. M. R. 
vom 9. Aug. 1818. (v. 8. N. ©, 682,) * 


Abſchn. 2. Obſtbaumzucht. | Tue 
(Abraupen der 6. Wer das Abraupen der Bäume vernachläffigt, 
Bäume.) foll in Polizeiftrafe genommen und das Verfäumte auf 


feine Koften möglichft nachgeholt werden. Publ. der Reg. zu Königsberg 
vom 3, März 1821. Im Reg. Bez. Münfter beträgt die Strafe 1 bis 2 
Thaler. Publ’ der Reg. vom 45. März 1817, und oom 7. Febr. 1828. 

7. Wegen Bepflanzung der Kunſtſtraßen mit Objibäumen, fiche 
„Wegepolizei.“ 


(Obstbaumschn- 8. Zur Anlegung der Obftbaumfihulen, worin 
len.) Lehrer und Schüler der Glementarfchulen alle gewöhns 
liche Arbeiten verrichten follen, find ſchickliche Pläße zu ermitteln 
reſp. zu erwerben, die ganz oder zum Theil ald ein Annexum mit 
der Schule zu verbinden find, und wo ſolches Schwierigkeiten findet, 
Die Aufficht über die GemeindesBaumfchule dem Schullehrer gegen 
eine Quote der Nußung zu überlafeı.. Die erfte Arbeit darin ver- 
richten Die Gemeindeglieder und das Umzaͤumungsholz kann, wo Kom⸗ 
munalholzungen fehlen, aud König. Forſten gegen die Tare verabs 
reicht werden, " 

Der Lehrer giebt der Schuljugend Anleitung in allen nöthigen 
Handgriffen bei Erziehung uud Veredelung der Obftbänme; ald Er⸗ 
bofung und Belohnung führt er fie in den Garten und unterrichtet 
fie im Behandlung der Bäume; dem Aufmerkſamen kann zuweilen 
ein Baum ald Prämie gefchenft werden, den fie Fünftig als ihr Eis 
genthum herausnehmen. M. R. vom 31. Dez. 1818, Publ, der Reg. zu 
Münfter vom 24, Febr. 1819, zu Oppeln vom 27. Sept. 1825. 

Den Schuflehrern ift nachgelaflen, die Hälfte der von ihnen in 
den Gemeinde» Obitbaumfchulen veredelten und verfegbaren Stämme 
alljährlich zu ihrem Vortheile zu verkaufen, mit Verbindlichfeit jedoch 
daß für die Anzucht neuer Etämme fofort geforgt, werde; die andere 
Hälfte verbleibt der Gemeinde, um nach und nach die Wege damit 
zu bepflauzen. Publ. der Reg. zu Münfter vom 94. Febr 1890, und Neff, 
derf. vom 414. Aug. 1850. 

Diefer Nießbrauch gift aber nur während der Amtszeit des 
Schullehrers und hört beim Todesfalle oder kei Verfeßungen auf, das 
her Erben: feinen Anfpruc auf die Hälfte der Bäume haben. Publ. 
derf. vom 10. Aug. 4829. 
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Abſchu. 3. Pferdezudt. 
9, Den f. g. Hengfireutern iſt das Herumsichen Im Lande nicht 


ohne Vorwiffen und Genehmigung der Polizeibehörden geftattet. Publ. 
per Neg. zu Breslau vom 47. Janr, 1817, 


(Köhr-Ordnung Zur Verbejferung der Pferdezucht in der Provinz 
wegen der Pri Weſtfalen it wegen der von Privatperfonen gebaltes 
vat-Beschäler.) neu Beſchaͤler verordnet: 1) als Beſchäler dürfen nur 
ſolche Hengfte augeföhrt (genehmigt) werden, weldye ſelbſt zu braudy 
baren Reit- oder Zugpferden geeignet, gute Fohlen erwarten Taffen. 
Sie müffen zwifchen 3 und 20 Jahre alt und nicht unter 5 Fuß 
groß fein. Unzuläffig find folcbe, welche mit Äußeren Erbfehlern 
als Epatt, Hafenhaden, den Schanlen und Augenfehlern; oder der; 
leihen innerlichen Fehlern, ald Koller, Dämpfigkeit, Krib⸗ 
Denfepen und Fallfucht, oder fonftigen bedeutenden Mängeln- 
behaftet fund: ald große Senfung oder Krümmung des Rückens, zu 
lange Feſſeln, hervorragende Hüften, Gebogenheit der Kniee. — ges 
wöhnlich Das „in die Suiehangen‘‘ genanut — nicht zureichende 
Stärke der Vorderfchenfel ꝛc. ꝛc. 29) Ueber jeden genehmigten Bes 
febäler wird eine Beſcheinigung auf 1 Jabr gültig ertbeilt. 3. Eins 
mal angeföhrte Hengfte müfjen im jedem’ folgenden Jahre wieder von 
Neuem unterfucht werden; einmal abgeföhrte (verworfene) dürfen wie 
wieder vorgeführt werden. 4) Wer einen nicht angeföhrten Hengit 
zur Deckung fremder Stuten, ob gegen Zahlung oder unentgeldfich, 
bergiebt, verfällt in 10 — 20 Thaler, der Eigenthümer der Stute 
in 5 — 10 Thaler Strafe zur Ortsarmenkaſſe. Jene Strafe trifft 
auch event. fremde Hengftreiter. 6) Der Betrag des Sprunggeldes 
bleibt dem freien Webereinfommen überlaffen. 6) Für die Köhrung 
werden von jedem vorgeführten Hengfte 10 Sgr. gezahlt und folche 
zur Belohuung der Sachverftändigen verwendet, M.Perordn. vom 20. 
April 41827, Publ. des K. Oberpräf. von Weitfalen vom 15. Mai 1897. 
Außerordentliche, oder nachträgliche Köhrungen fallen fort. 
Publ. der Reg. zu Münfter vom 29. Dftbr, 4855, und 44. Jan. 1856, 


Kap. 2. Gewerbs- und Handelspolizei. 


(Einleitung.) 10. Iſt gleich die Landwirthfchaft die erfte und 

ſicherſte Grundlage des Volkswohlſtandes; fo gehört 
doch dem Gewerböwefen die nächte Stelle. Denn durch daffelbe 
wird nicht nur der Werth der Naturerzeugniffe für den Ge 
nuß und Verkehr vergrößert und erhöht, fondern auch eine Maffe 
von Erzenaniffen geliefert, deren Abfag rüdwärts den höhern Er⸗ 
trag der ländlichen Produktion fichert und fleigert, und aufwärts 
den Gejchäfrsfreis der Handeltreibenden, begründet, vermehrt und er 
mweitert. Alles, was durch Arbeit in der Landwirtbichaft und im 
Gewerböwefen erzeugt wird, iſt beftimmt für den Ges und Vers 
brauch für menfchliche Zwede, mithin für die Konfumtion, umd 
für den Genuß des Lebens. — Sollen aber die durch die Landwirte 
fchaft und den Gewerbefleiß hervorgebrachten Güter Fonfumirt were 


= 
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den; fo muhjfen fie in den Verkehr Fommen, und dies gefchieht zur 
nächft durch den Handel, — Mefjen, Zahrs und Wochenmärfte; 
erftere für den Umſatz im Großen, legtere für den Umtaufch und 
Abſatz im Einzelnen und Kleinen, behaupten einen wohlthätigen Eins 
fluß auf den Handel, 


Abſchu. 1. Gewerbebetrieb im Allgemeinen. 


[Polizeiliche Er- 41. Der Gewerbetreibende muß fi bei Ausüs 
fordernisse == bung feined Gewerbes Befchränfungen, welche die‘ 
er ” Aufrechthaftung einer guten Polizei und ale andern 


allgemeinen Gefege erfordern, gefallen laſſen. Edikt 
vom 2. Nov. 1810 $. 18.*) 


Siehe Th. IV. $. 44. Städteortn, von 1808. $. 1A, 18. 

Deu Bewohnern des platten Landes, Die als Beſitzer einzelner 
zur ſtaͤdtiſchen Feldmark gehörigen Gruudſtücke das Bürgerrecht und 
alfo die Befugniß ſtädtiſche Gewerbe zu treiben nach der Et. Ordn. 
von 1808 erworben haben, find bei dem Verfaufe ihrer Gewirbes . 
produfte in der Stadt gleiche Rechte nicht zuzugefteben, wem fie nicht 
nach $. 26 der ©, O. vollftändig am dem ſtädtiſcheu Laften Theil 
nehmen. M. R. vom 48. Auguft 1838. | 


12. Wer ein Gewerbe betreiben will, es mag fleuerfrei oder 
pflichtig fein, muß der Kommunalbehörde ded Orts Anzeige davon 
machen. Sie Anzeige an Diefe Behörde ift auch derjenige verbunden, 
der fein bisheriged Gewerbe im Orte zu betreiben aufhört. Geſetz 
vom 50. Mai 1820. $. 19. [Geſ. ©: ©. 447.) , 

Wer diefe Anmeldung unterläßt, verfällt in einen Thaler Strafe, 
wenn das Gewerbe nicht fteuerpflichtig iſt. Daf. 5. 39. 

Wegen der fteuerpflichtigen Gewerbe und den Strafen beim 
Umberziebbandel ſiehe Gewerbefteuerftrafen. 

Diefe allgemeine Orduungsftrafe ($. 39. des vorged. Geſetzes) 
befhränft fich aber Lediglich auf die unterlaffene Anmeldung, wodurch 
die notwendige amtliche Keuntnifnahme von jedem Gewerbe und die 
Aufſicht Darauf umgangen wird, und fehließt Feinedwegs eine anders 
weitige Beſtrafuug derjenigen aus, welche ſich einer gewerbepoligeilis 
chen Kontravention außerdem dadurch, daß fie ein Gewerbe anges 
fangen haben, zu welchem ein beſonderes Qualififationd-Atreft, in 
Nückſicht auf die durch ungefchikte Ausführung zu befürchtende 
Gemeine Gefahr oder Gefährdung der öffentlichen Sicherheit, erfor 
derlich if. Hiernach fol ein Zeder, welcher ein Gewerbe, zu deffen Aus⸗ 
übung die vorgängige Rachweifung der Fähigfeiten dazu und die dar 
von abhängige obrigkeitliche Erlaubniß gefeglic; erforderlich ift, felbit- 
ftändig entweder new anfängt, oder in einer anderen Gemeinde zu bes 
treiben unternimmt, ohne fich zuvor bei der Ortsbehoͤrde über feine 


*) Das Gefeh vom 2. Nov. 1810, und vom 7. Geptbr. 1814 über bie po⸗ 
lizeilihen Berhältniffe der Gewerbe : gelten, in ſo weit bei einigen Beftim- 
mungen deflelben nicht das Segentbeil befonder& angeführt ift,. nur in den 
älteren preuß. Provinzen. | —— 
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Qualifikation gültig ausgewieſen und bie Erlaubniß berfelben dazu 
erhalten zu haben, außer der oben erwähnten allgemeinen Ordnungs⸗ 
ſtrafe noch befonders für die begangene gewerböpolizeilihe Kontravens 
tion, und zwar nach Maßgabe der, von der Ausübung des Gewers 
bes zu befürchtenden mehreren oder minderen Gefahr, im erjten Kalle 
mit einer Geldftrafe von 1 — 5 Thlr., im erftien Wiederholungsfalle 
von 5 — 10 Thlr. und im zweiten Wiederholungsfalle von 10 — 50 
Thlr. oder bei Zahlungsunfähigfeit mit verhaͤltnißmaͤßiger gefänglicher 
Haft. belegt werben. 

In jedem zur Unterfüchung gefommenen Webertretungsfalle ift 

ber Verurtheilte bei Eröffnung des Strafbefcheides von des gefchärfs 
ten Strafe des wiederholten Vergehens ausdrücklich zu waruen. 
Min. R. vom 9. Aug., Publ. der Reg. zu Gumbinnen vom 30. Geptbr. 1821, 
zu Münfter vom 15. Aug. 1822. Giehe auch $. 67. 
Zur Vermeidung von Weitläufigfeiten kann ſich jeder gewerbe 
ſteuerfreie Gewerbetreibende von feiner Stadt» oder Kreispolizeibe⸗ 
hörde eine Befcheinigung geben lafjen, daß er fih zum Gewerbsbe⸗ 
triebe vorfchriftsmäßig gemeldet habe, al8 gewerbeſteuerfrei erkannt 
worden und hiernach zum Befuche von Sahrmärkten berechtigt ſei. 
Publ, der Reg. zu Liegnig vom 16. Dejbr. 1822. 


13. Im Allgemeinen zwar muß der Grundſatz feftgehalten wers 
den, daß die Polizeifontraventionen nur an Denjenigen, welche die: 
jelben begangen, oder fich Dabei betheifigt haben, zu ahnden find; Hins 
fichtö der Gewerbetreibenden und der auf ihrem Gewerbebetrieb fich 
besiehenden Kontraventionen läßt fi aber dieſer Grundſatz ohne 
wefentliche Gefährdung der Polizeiverwaltung nicht unbedingt durch 
führen. Es unterliegt vielmehr feinem Bedenfen, daß wegen folcher 
Kontraventionen, in jo fern fie von Ehefrauen, Kindern oder Dienſt⸗ 
boten der Gewerbetreibeuden begangen worden, den Umftänden nach 
auf die Ehemänner, Väter oder Dienſtherru zurücgegangen werden 
koͤnne. Indeſſen find erhebliche Eutfchufdigungen zu berüdiichtigen 
und es ift nach Lage der Sache der Gewerbetreibende nicht mit Dem 
Berluft feines Gewerbes zu beftrafen, fondern er ift in eine angemef- 
fene Gelditrafe zu nehmen und ausdrüdlich für die Gewerbefontra- 
veutionen feiner Angehörigen für die Zufunft verantwortlich zu ma⸗ 
hen. M. R. vom 26. April 1829 

14. Da die vorhin gedachten Strafen wegen unterlaffener Ans 
meldung aber lediglich den Steuerfchut bezweden, und Zweifel obwal⸗ 
ten Tonnen, ob das Gewerbe ftenerfrei oder pflichtig ijt, fo wird 
dieſelbe jedenfalls von der Gewerbejtenerbehörde feftgefeßt, und Nes 
— — een = die Steuerverwaltung, die Strafen jedoch wers 

en: ald Polizeiftrafen verrechnet. M. R. vom 28. Kebr. . Si 
übrigens Gewerbeſteuer und Anmeldung des a — — 

15. Es ſoll im Allgemeinen neben der Strafe der Gewerbes 
fteuerdefraudation nicht noch eine Beftrafung der mit folcher Defraus 
dation «verbundenen. gewerbepoligeilichen KRontravention Statt finden. 
(Siehe jedoch F:12 und 67.) Reife, des Min. der Hand. und der Finanz. v. 


7. Nov, 182% (9. 8. A. Bd. 11.9 4. ©. 1018.) Ri 
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16. Im Allgemeinen darf Niemanden der Gewerbebetrieb ver 
fagt werden, welcher ein Atteſt der Polizeibehörde über feinen rechts 
lichen Lebenswandel beibringt. Edikt som 2. Nov. 1810. $. 19. 


17. Was die moralifhe Qualififation zum Gewerbebetriebe uns 
langt; fo hat die Theilnahme an den ftädtifchen Ehrenrechten, welche 
die Etädteordnung verlichen, allerdings von gänzlicher Unbefcholtens 
heit abhängig gemacht werden und bleiben müffen. Dagegen hat es 
ſich als unzuläffig dargeftelt, Jeden, welchem wegen eines Pleinen 
Vergehens in — jenes Grundſatzes die bürgerlichen Ehrenrechte 
haben verſagt oder eutzogen werden koͤnnen, deßhalb auch vom Ge⸗ 
werbebetriebe auszuſchließen und ibn mit den Seinigen außer Nah—⸗ 
rungsftand, und vielleicht in die Nothwendigkeit zur Begehung audes 
rer Verbrechen zu fegen. Landtagsabfchied für die preuß. Provinzialftände 
vom 17. März 1828. $. 18. (v. 8. U ©. 17.) Siehe Städteordn. zb IV. 

18. Zu Gewerben, bei deren ungefchieten Betriebe gemeine Ges 
fahr obwaltet, oder welche eine Öffentliche —— oder Unbe⸗ 
ſcholtenheit erfordern, kanu nur daun die polizeiliche Erlaubniß ertheilt 
werden, wenn die Nachſuchenden zuvor den Beſitz der erforderlichen 
Eigenſchaften nachweifen. Edikt vom 2. Nov. 1810. $. 21 


Wegen Aerzte, Apotheker, Materialiften, überhaupt Mepdizinaldeamten, fiehe 
Gefunpheitspolizet. 


Aus dem Befige von Landgütern folgt auch die Befugniß (ſelbſt 
bei Beamten), die mit dem Betriebe der Landwirthfchaft gewöhnlich 
verbundenen Gewerbe zu betreiben. Daf. $. 19. und vom 7. Sept. 1811, 
8. 81. Publ. der Reg. zu Minden vom 15. April 1835+ 
(Gewerbetrieb 19. Iunerhalb des Grenzbezirks koͤnnen früher bes 
innerhalb des „fandene Gewerbe mit verbrauchsftenerpflichtigen frems 
Grenzbezirks.( den oder gleichnamigen inläudifchen Gegenfränden, fo 
wie Brennereigewerbe nur fortgefegt und neue nur augefangen und 
betrieben werden, mit Negierungds Konzeffionen und uuter Beobachs 
tung der Vorfchriften welche ertheilt werden um das Gewerbs⸗ und 
-Abgabeinterefje zu fihern. Zollordn. v. 26. Mai 1818. $. 17. und Gefeg 
vom 8. Febr. 1819. $. 16. Siehe $. 22. 

20. Krämer im Grenzzollbezirke, auf dem platten Lande und in 
Städten von unter 1500 Einwohnern, auch andere Gewerbtreibende 
(welche nicht von den Königl. Minifterien des Innern und der is 
nanzen, als Kaufleute fih in folchen niederzulafen, Erlaubniß erhaß 
ten haben und Faufmännifhe Bücher führen, — Siehe $. 21. —) 
müfjen Materials und Spezereis, auch Stuhlwaaren nur vor inläu⸗ 
difchen, —— buchführenden Handlungen und — be⸗ 
ziehen, ſolche — n ihren Läden abſetzen und Feine Verſendungen 
davon machen. Durch die Ueberfretung wird eine willführliche Geld- 
firafe, außerdem im ale der Wiederholung, die Gewerbebefugniß 


verwirft. Zollordnungsergänzung v. 19. Nov. 1824. Geſetzſamml. von 1824 
Seite 183. 


Diefe Maßregel erſtreckt ſich jedoch mur auf Kaufleute und 
Krämer, welche dergleichen Gefchäfte mit —“— Waaren 
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erſt von neuem betreiben wollen. Den erften find auch die Fabrikan⸗ 
ten, welche mit ihren Fabrikaten handeln, — Handwerker 
bleiben aber von dieſer Beſchränkung frei, wenn fie auch ihr Mate⸗ 
rial unmittelbar vom Auslande beziehen oder ihre Arbeit verfenden, 
fie müßten denn mit ihrem Handwerke und deſſen Gegenfläuden zus 
gleich, Kraͤmerei oder Kaufınanufchaft im Bezug auf andere Artikel 
verbinden. Bon den ſchon einmal beftehenden Kaufleuten mit kauf⸗ 
männifchen Rechten, wird die Nachſuchung einer folhen Konzeffion 
nicht mehr gefordert; doch muß auf Faufmännifche Buchführung bei 
ihnen beftanden und diefe von ihnen der Steuerbehörde —— 
werden. Was insbeſondere Garn und Leinwand betrifft, fo iſt obige 
Vorſchrift auf den Handel mit Leinengaru gar nicht zu beziehen, und 
auch der Leinweber wird als Handwerker, fo lange er nicht in aus 
derer Beziehung zugleich Krämer oder Kaufınann ift, davon nicht bes 
troffen. Diejenigen, welche bios, ohne andere Handeldgefchäfte zu 
betreiben, fi mit dem Auffaufe oder Verkaufe von Leinwand befafs 
fen, koͤnnen ebenfalls ohne Konzeffionertheilung ferner ſich anfegen, 
auch find diefelben von einer kaufmänniſchen Buchführung befreit. 
Doc gilt Died nur von Perfonen, die Feiner Defraude überfäher find 
oder werden. M. R. vom 23. Juni 1825. 

Ausgenommen von obigen Beſtimmungen ift der Verkehr im 
Grenzzollbezirke gegen die Oſtſee, wenn mit folchen Gegenftänden gehans 
Delt wird, bei denen Feine Steuerdefraudationen von der Seeſeite zu bes 
forgen find. Diefe Befuguiß ſoll in den betreffenden Konzeffionen und 
Gerwerbefheinausdehnungen diefer Urt gleich vermerkt werden. M. R. 


vom 2. April 1824. ’ 
21. Diejenigen, welde im Grenzbezirke ein nened Gewerke aus 


fangen wollen, wozu nad dem Zufage zu $. 17. der Zollordnung 
Cosm 19. Novbr. 1824.) — $. 20. vorſtehend, — Miuiſterialkonzeſ⸗ 
fion erforderlich if, müffen davon zu ihrer Beſcheidung, welchen näs 
bern Vorfchriften fie fich zu unterwerfen haben, der Orts» oder Kreis⸗ 
poligeibehörde Anzeige machen, welche zunächit das Geſuch dem betr, 
DOberzoflinfpeftor mittheilt, der fih dann über die Vorſchriften aͤuſ⸗ 
fern wird. Dem Gewerbetreibenden, wenn er ſich bei der Beſtim⸗ 
mung der Steuerbehörde dieſerhalb nicht berubigen zu Dürfen glaubt, 
fteht e3 frei, fich entweder an die Provinzialftenterdireftion zu wen⸗ 
den oder die Verwendung der Regierung in Anfpruch zu nehmen, 
Lepteres bleibt and der Orts⸗ oder Kreispoligeibehörde frei, falls dieſe 
im allgemeinen Intereffe der Orts» oder Kreißeingefeflenen 
eine Modififation der Eutfcheidung der Steuerbehörde in Antrag brins 
gen zu müffen glaubt. Reſkr. der Reg. zu Münfter vom 14. Gebr. 1833. 


22%. Wird ein fichendes Gewerke mit ftenerpflichtigen Gegenftäns 

den für einen Ort im Grenzzollbezirfe angemeldet; fo darf die $. 17. 

der Zollorduung ($. 19. vorſt.) gedachte Erlaubniß dazu nach vor⸗ 

ängiger Aeufferung der Ortöbehörde und Kommunifaton mit der 

Eteuszbehörde (Oberzollinfpeftor) von dem Landrathe ertheilt wer⸗ 

beit. Meffr. der Reg. zu Münfter vom 17. Mai 1820. Publif. ber Meg. zu 
Minden vom 21. Mai 1827, zu Liegnig dom 19. Januar 1828. 
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23. Iufofern nicht von Handeldetabliffiements im Grenzbezirke 
die Nede iſt, bedarf Feiner einer befondern Grlaubniß um die Zahl 
und Art der bisher geführten Handelsartifel durch neue zu vermehren. 
M. R. vom 25. März 1829. 

Die Frage: ob foldhe Handeldtreibende sub A. oder B. gemwerbfteuerpflich- 
tig find, iſt unter „Gewerbeſteuer“ bemerkt. | 
(Waaren-Etike- 24. Der eigenmächtige Gebrauch und die Abbil- 

* —— dung des Koͤnigl. Wappens zur Bezeichnung von Waa⸗ 
etc im Allge- ren auf Aushängefchildern oder Etiketten, wird mit 5 
meinen). — 10 Thlr. Geld⸗, oder Gefängnißftrafe von 8 Tagen 
„bis 6 Wochen beitraft. A. K. O. vom 16. Oft. 1831. 

Bei Führung eined fremden Staatdwappens auf Aushängefchils 
dern ift in fo fern nichts zu errinmern, ald nur allein die Wahl eines 
Zeichens beabfichtigt wird, und nicht dadurch ein beſonderes Verhaͤlt⸗ 
niß des Gewerbtreibenden zu einem auswärtigen Staate, oder ein vors 
güglicher Werth der gewerblichen Erzeugniſſe angedeutet werden ſoll. 
— Zur Führung eines folhen Wappens Fan die Ortöpolizeibehörde 
die Erlaubuiß ertheilen oder nad) Umftänden verweigern. — Dat Je⸗ 
mand aus befonderer Veranlaffung Genehmigung einer auswärtigen 
Regierung zur Führung eines folhen Wappensd erlangt, und die Pos 
figeibebörde will fi von der urfundlichen Aechtheit der desfallfigen 
Schrift vergewiffern, fo bat fie darüber an die vorgefeßte Regierung 
zu berichten. Reſtr. der Reg. zu Münfter vom 29. April 1836; in Folge 
—— — Siehe u « 78, und fremde Kamiliennamen u. Wappen 


Abſchnu. . Märkte 


(Anordnung und 25. Meffens, Jahr⸗ Wochens, Woll⸗ und Vichs 
Mereeung er märfte follen der Regel nach nur in Städten gehalten 
Senchtgrarseich- werden. 4.2. N. II. 8. $. 103. 
nisse und Irr- 
thümer dieser- 26. In Anfchung der in Flecken und auf dem 
halbimKalen- platten ande anzulegenden Jahrmaͤrkte ift die befous 
der. dere Nüglichfeit zu prüfen und auszumitteln, ob und 

Jahrmarktsver- welche Jahrmärkte in einem Umkreiſe von etwa drei 
kehr.) Meilen von dem Orte, wo der Zahrs und Viehmarf 

angelegt werden fol, abgehalten werden, inden nur 
beſonders dringende Gründe Die nicht gefegliche Anlegung von folchen 

Märkten auf dem platten Lande rechtfertigen könuen. M. R. vom 16, 

Dftober 1820. 

27. Tranfitorifche Verlegung der Märkte kann die Regierung 

auf Antrag der Kommünen verfügen. M. R. vom 24. Janı 1821. 

Fragen einzelne Gewerbtreibende darauf an, dann ift das Ges 
ſuch dem Königl. Diinift. des Innern zur Entſcheidung vorzutragen. 
Auch die Juden find dieferhalb zu berücfichtigen and in den 

— wo deren Eins oder Verkauf Seitens derſelben auf den Vers 
er der Zahrmärfte weſentlichen Einfluß hat, der Beſuch diefer 

Märkte, durch Nichtbeachtung ihrer religiöfen Anfichten über die firens 
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ere Feier einzelner Fefttage, ihnen nicht unmöglich zu machen. — 

ie Königl, Regierungen haben daher da, wo Juden, mit Berufung 
auf ihre Fefttage, die Verlegung eines Jahrmarktes nechfuchen, die 
Drtöbebörde diefem Antrage aber nicht beiftimmt, zu erwägen, ob die 
Anwefenbeit der Juden auf dem Jahrmarkte für den Verkehr deffels 
ben überhaupt von Wichtigkeit ift, und in dieſem alle die Geneh⸗ 
migung der Verlegung des Jahrmarkis rechtzeitig nachzufuchen. — 
Diefe Erwägung ift um fo noͤthiger, ald die Kommunalbehörden nur 
zu geneigt rg im Qutereffe der Verfäufer ihres Orts, auswärtige 
— jeder Art bei den Märkten zu beläſtigen. M. R. vom 8. 

ni 1831. 


28. Die benachbarten Kommünen, und wenn die Grenze nahe 
tft, die. benachbarten Regierungen, ſollen mit ihren Einwendungen 
darüber gehört werden, wenn von. einer bleibenden Terminveränderung 
die Nede iſt. M. R. vom 26. Züni 1825. 


Bei Anträgen auf Verlegung der Jahr» oder Wochenmärfte 
find die Wocheutage mit denen die Monate anfangen, die beweglichen 
Feſttage der Sörilen und die Feiertage der Juden auch mit in Ber 
tracht zu ziehen, ‘ 


29, Bel Irrthümern in den Kalendern binfichtlich der Jahr⸗ 
marftötermine find die berichtigenden öffentlichen Anzeigen allgemein, 
ohne Bezeichnung eined beftimmten Kalenderd zu erlaffen, da den 
Sealenderverleger deshalb oft Feine Schuld trifft, und er dann nicht 


in ein nachtheiliges Licht geftellt werden darf. Reſkr. der Reg. zu Mün- 
ſter vom 18. April 1829. 


30. Jahrmaͤrkte dürfen an einem Sonntage nicht abgehalten, 


ſondern mäfjen auf den nächften Montag verlegt werden. M. R. vom 
3. Sept. 1821. 


31. Den Handwerkern ift auf den Marktpläßen dad Feilbieten 
ihrer Waaren auf Tifchen auch an Sonn- und Fefttagen, mit Aus 
ſchluß des erften Ofter +, Pfingft s und Weihnachtsfefttages und des 
Sharfreitags, unter der Bedingung nachgelafien, daß der Verkehr nur 
während des vor s und nachmittägigen Gottesdienſtes, nnd zwar eine 
Stunde vor Anfang deffelben ftrenge gefchloffen bleibe. Jede Uebers 
fchreitung dieſer Vorfchrift wird mit einer Geldbuße von 2 Shalern 
geahndet. Daff. vom 21. Nov. 1823. 


32. Das Negulativ vom 28. Aprit 1824 über den Handel im 
Umberzieben enthält Feine Befchränfung der Marktfreiheit, welche es 
sechtfertigt, auswärtige Gewerbtreibende von dem Befuche der Märkte 
auszufchließen. Es ift daher die Belchränfung der Marktfreiheit zu 
Gunſten der Handelsleute desjenigen Orts, in welchem Märkte gehals 
ten werden, unzulaͤſſig. Daff. vom 13. April 1831, u. v. 20. März 1832. 

Siehe auch weaen des Marktbefuchs Auswärtiger: „Vor⸗ und Auffauf, 
unerlaubte Spiele, Gewerbefteuer.” 


33. Hinfichtlih der Zeit, während welcher der Marktplag zum 
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Verkaufe oder zum Aufftellen der Waaren zu Benupen fit, darf Fein 
Unterfchied zwifchen Ginheimifhen, Fremden und Ausländern gemacht 
werden. Daff. vom 7. Juni 1831. 


34, Keiner Klaffe der Gewerbtreibenden, fei diefe nun durch den 
Wohnort, durch die Art des Gewerbes oder durch den Umſtand, daß 
fie noch einer Junung angehört, bezeichnet, darf in der Art ein Vor⸗ 
zugsrecht eingeräumt werden, daß fie eine Befugniß vorzugsweiler 
Auswahl der Budenftände ausübt, vielmehr dürfen bei Beltimmung 
der Reihenfolge nur Nüdfichten polizeilicher Ordnung obwalten. — 
Deun der $.4. des Gefeges vom 20. Nov. 1810 verordnet, mit Aufs 
bebung aller zeitherigen Vorfaufsrechte, einen völlig freien Marktvers 
ehr uud im dem Vorfchriften des Hanfirregulativd vom 28. April 
1824 $. 1. fo wie in dem ganzen Geifte der neueren Geſetzgebung 
liegt ed, daß ſaͤmmtlichen Gewerbetreibenden eine völlig gleiche Bes 
nugung des Zahrmarktrechts zuſteht. — Die Ausuͤbung diefes Nechts 
Faun allerdings an ortöpofizeiliche Maßregeln gebunden, dieſe dürfen 
aber nicht dazu beuugt werden, um ohne polizeiliche Rothwendigkeit 
einer Klaffe von Gewerbtreibenden vor den ‚andern einen Vorzug zu 
geben. — Es darf daher den Bewohnern der Marktſtadt fein Vorrecht 
ertheilt werden, ſich ihre Budenftände auswählen zu dürfen, fo daß 
den andern Gewerbtreibenden des Ins und Auslandes ur die übris 
gen verbleiben. Daſſ. vom 7. uni 1831. 


35. Es dürfen Feine Kontrafte wegen Weberlaffung von Buben 
ſtaͤnden gefchloffen werden, welche die Polizeiverwaltung daran verhins 
dern würden, eine nach veränderten Zeitumftänden erforderlich wers 
deude anderweitige Orduung einzuleiten. Daſſ. R. 

‚Die Verhandlung der Marktbudenpläge auf Lebenszeit darf nicht 
gebilligt werden. Daff. vom 29. uni 1825. | 


36. Es ift zwar erlaubt, auf Jahrmaͤrkten Wein in Gebinden 
und Flaſchen zu verkaufen, aber nicht erlaubt, ſolchen Gtäferweife auss 
zufchenfen. Daft. vom 19. März 1824. 

— des Klein » Berfaufs geiſtiger Getränke auf Jahrmärkten ıc. ſiehe 

37. Wochenmaͤrkte kann die ſtaͤdtiſche Obrigkeit unter Genehmi⸗ 
gung der Landespolizeibehörde anorduen. I. 2. R. IL. 8. $. 104. 


Der Unterfchied zwifchen Jahr- und Wochenmärften befteht 
nicht in der Freiheit des Beſuches für answärtige Verfäufer, welche 
vielmehr für alle Märkte gleihmäßig vorhanden ift, fondern in den 
Gegenftänden des Verkehrs, welche auf dem Marfte zugelaffen wer 
den. Das nämliche Prinzip muß auch Anwendung finden, wo zwi⸗ 
ſchen Jahr⸗- und Wochenmärften noch eine gewiſſe Mittelgattung, 
Chriſt⸗, Pfingſt⸗, Schügemmärkte u. dergl. mehr Statt finden, auf 
denen, nach örtliher Obſervanz, Igewiſſe Waaren, 4. 9. feinere Eß⸗ 
waaren, Spielzeug, Glaswaaren u. f. w. öffentlich feil geboten wer⸗ 
den, welche Feine Gegenftände des gewöhnlichen Marktverfehrs find, 
— Der Verkauf aller Waaren, deren Ausſtellung auf den Chriſt⸗, 
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Schůtzen⸗, Pfiugſt⸗ u. ſ. w. Märkten erlaubtfiwird, Tann auch den 
fi einfindenden auswärtigen, Verfäufern nicht verboten werden. 
M. R. vom 13, April 1831. 


38. Höbern Orts iſt beftimmt: daß ein Viehmarkt, wen er 
nicht mit einem Krams und Wochenmarfre verkunden ift, auch 
nur zum Viehhandel benugt werden darf, Inter den auf Wo— 
henmärften zum Verkauf zu ſtellenden Lebensmitteln ift dasjenige 
zu verftehen, was tm frifchen Zuflande Die hauptſächliche Nahrung der 
Mehrzahl der Meifchen ausmacht, ald Brod, Fleiich, Eier, Butter, 

ifche, Obſt, Kartoffeln, Gartengewächfe zr., auch Mehl und trodeue 
orkoft, nicht aber Getränfe und Kuchen oder Konditoreiwaaren, letz⸗ 


tere koͤnnen aber auf Krammaͤrkten feilgeboten werden. Publ. der Reg. 
zu Münfter vom 18. Gebr. 1835. 


Abſchn. 3. Wängen, Feldmeffer, Auftionsfommiffarien, 
Buchhändler u. f. w. 


(Stadtwaagen 39. Wo ——— beſtehen, die nicht vorzuͤg⸗ 
und Wäger.) lich für den Großhandel beſtimmt find, da ſetzt der Mas 
giftrat den Wäger an. Doc darf der Stadt von ihm fein Wäger 
aufgedrungen werden, gegen den die Stadtverordneten » Verfammmlung 
proteſtirt. Edikt vom 7. Septb. 1811 $$. 116. 117. | 


(Felämesser nd 40. Feldmeſſer und Nivelliver Fönnen ihr Gewerbe 
Nivellirer.) nur auf ein Zeugniß der Regierung treiben, daß fie 
geſetzlich als folche angeftelt find. Gefeg vom 7. Sertor. 

1811. $. 118 A. K. D. vom 28. Febr. 1829. 

Die vorſtehende Verordnung ift auch auf die eroberten und wies 
dererwworbenen Provinzen ausgedehnt. Dief. A. 8. O. und M. R. v. 26.. 
Mär; 1829. 

41. Juden Fönnen, weil Feldmeffer angeftellt fein muͤſſen, alfo 
Beamte find, nach $. 9, des Edikts vom 11. März 1812, nicht als 
ſolche angeftellt werden. M. R. vom 31. Januar und 26. Oktbr. 1320. 

* (Auktionskom- 42. Auftiondfommiffarien werden von den Negies 

missariem) gungen angeftellt. Edikt vom 7. Septbr. 1811. $ 121. 

43. Zur —— der Ertrakte aus den Auktionsverhaud⸗ 
Aungen, zu Atteſten und m. muß auch dem Auktionskommiſſarius 
der Gebrauch eines Geſchaftsſiegels geſtattet fein, doch ſoll daſſelbe 
nicht den Königlichen. Wappenadler, ſondern nur den Vor⸗ und Zus 
namen des Auftionsfommiffarius mit Bezeichnung des Orts (als A. N. 
Auktionskommiſſarius zu Elbing) enthalten. M. R. vom 1. Juli 18314 
44. Es kann den Auftionatoren nicht unterfagt werden, neue 
oder, alte Waaren überhaupt für Perfonen zu verjteigern, die entwe⸗ 
der am Orte felbit die Steuer yon dem ftehenden Haudel entrichten 
oder wenn es Auswärtige find, durch einen Gewerbefchein nachweis 
fen, daß fie zum umberziehenden Handel mit den genannten Waaren 
am Orte, wo die Auftion gefcheben fol, berechtigt find. Es darf 
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auch die den Auswärtigen und ſelbſt Ausländern auf Meffen und 
Jahrmaͤrkten zuftehende Handelsfreiheit (Geſetz vom 30. Mai 1820 
über die Gewerbeftener $. 7. u. Negulativ v. 28. April 1824 $. 1.) 
hierdurch wicht befchränft werten, fondern es ift während der Dauer 
derfelben Jedem, der auf ihnen Handel treiben darf, auch vergönnt, 
feine Waaren zu verfteigern oder durch einen Auftionator verfteigern 
zu laffen. M. R. vom 31. Aug. 1830. 


45. Wenn dem Auktionator verbotene Bücher zu Häuden Toms 
men follten, fo hat er folche aus der Auktion wegzulaffen und abzu⸗ 
liefern. Regl. vom 12. April 1756. $. 9. Meue Ediftenf. 1756 ©. 57.) 

46. Damit die Befugniß zu Öffentlichen Waarenverfteigerungen 
unter Peinerlei Vorwand überfchritten, und unter der Firma Peine 
andere Geichäfte betrieben werden, bat die Negierung zu Münſter 
die wefentlihen Bedingungen diefes Geſchäfts wie folgt in Grinues 
rung gebracht: 

1) Auftionator nicht für eigene Rechnung Handel treiben 
darf; 

2) daß er die Wauren in derfelben Gejtalt verfaufen muß, in wel 
cher fie ihm zur Verfügung übergeben worden find. Er darf 
folche daher weder felbft Faufen, noch für andere kaufen, oder . 
durch den Ausrufer Paufen laſſen. 

3) Weine dürfen nicht eher verfteigevt werden, bevor die Polizeibes 
börde folche durch Sachverftändige hat prüfen laffen, ob fie von 
der angegebenen Gattung und unverfälſcht find, 

4) Stlenwaaren dürfen nicht ausgefchnitten, fondern müflen in Stüs 
den und Reften, in welchen fie fich vorfinden, veräußert wers 
den; obfchon dieſes ein Gebot auf die Elle, und bei 3 auf die 

fafche nicht ausſchließt. 

5) Endlich dürfen nach $. 2. des Negulativs vom 28. April 1824 . 
Aufträge, welche zu Waarenverfteigerungen von auswärts eins 
gehen, nur dann angenommen werden, wenn der Kommitent 
fih als Befiger eines für den Regierungsbezirk gültigen Ges 
werbefcheind ausgewieſen hat. Yubl. der Reg. zu Münfter vom 19. 
Suli 1831, 

(Kommissionairs.) 47. Kommiſſionairs, die nicht bloß kaufmaͤnuiſche 
Gefchäfte beforgen, fondern aus der Uebernahme ans 
derer Aufträge ein Gewerbe machen, Pönnen nur auf ausdrückliche 


Genehmigung der örtlichen Polizeibehörde ihr Gewerbe treiben. Ed. 
vom 7. September 1811. $. 122. 


Diefer $. macht die Genehmigung nicht von dem Bedürfniffe am 
Drte der Niederlaffung abhängig. M. R. vom 24. Juni 1835. 

Derſelbe findet auch auf die neuen Provinzen, mit Ausnahme 
ber Rheinprovinzen, Anwendung. al. K. O vom 22. Dezbr. 1833. 

‚Ueber die Anwendung dieſer U. K. DO. in den neuen Provinzen 
find höherer Beſtimmung zufolge von deu Koͤnigl. Regierungen nach 
ftehende Vorſchriften t: | 
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Es {ft nicht die Abſicht, denjenigen Perſonen, welche das Ges 
werte bisher vorwurföfrei betrieben haben, dafjelbe jegt und fo lange 
fie Feine Veranfaffung gu gegründeten Befchwerden geben, in Zufunft 
zu entziehen. Demnächtt it ed in Bezug auf neue Kongeffiontrungen 
Feineswegs Sache der Ortöpolizeibehörde, die Zulänglicheit. oder Uns 
zulänglichfeit einer bereitd vorhandenen Anzahl von Kommiffionairen 
zu prüfen; diefe Prüfung hat fi vielmehr Lediglich auf die Rechtliche 
feit und Zuverläffigkeit ded Nachfuchenden zu befchränfen, uud dabei 
die Begründimg der Weberzengung von der zureichenden Bildung deis 
felben aus feinen frühern bürgerlichen Berhältniffen, fo wie von feiner 
Sittlichkeit und Nechtlichkeit, aus der Notorietät oder durch unverdäch⸗ 
tige Zeugniſſe zum Ziele zu nehmen. Innerhalb diefer Schranfen aber 
muß jede Polizeibehörde mit ſtreuger Gewiffenhaftigfeit verfahren. 
R. der Reg. zu Münfter vom 19. Febr. 1834. 

49. Zu diefen Kommiſſionairs gehören auch namentlich die Agens 
ten von Verfiberungsgefellihaften, wofür nach einer befondern Be⸗ 
ftimmung der Regierung zu Münfter die Erlaubniß zum Betriebe ih⸗ 
res Gewerbes erjt nach Nüdfrage bei derfelben von dem betreffenden 
Drtsbehörden zu ertheilen iſt. Neffe. derf. vom 16. Gebr. 1834. 


50. Die Anfertigung außergerichtlicher fchriftlicher —— für 
Andere ift in gewerblicer Dinficht von obrigfeitlicher Erlaubniß nach 
A. ER. 11. 20. $. 176 abhängig und die Konzipienten gebören uns 
zweifelhaft zu den Perfonen, auf welche der S. 122 ded Gewerbe⸗ 
polizei⸗Edikts (ſiehe oben) Anwendung findet. M. R. v. 9. Aug. 1834. 


Dieſelben verfallen in eine Strafe von 5 bis 50 Thalern oder 
verhältnißmäßigem Gefängniffe, wenn fie die polizeiliche Genehmigung 
nicht vorher nachgefucht haben. Vor Grtheilung derjelben iſt Negies 
rungsentjcheidung nachzufuchen. Publ. der Reg. zu Frankfurt a. d. D. v. 
25. Mär; 1835. 2 

Die Regierung zu Erfurt ift autorifirt worden, eine gleiche Vers 
orduung wie die vorftchende zu erlaffen. - M. R. vom 27. Inni 1835. 


51. Da der $. 121 des Gewerbepolizei: Geſetzes vom 7. Septb. 
4811 in den neuen Provinzen Peine Gültigkeit hat, fo werden in dens 
felben Feine Auftionsfommiffarien oder Auftionatoren, welche 
überdied nur von den Regierungen angeftellt werden Fönnten, ernannt, 
Bei Vermeidung einer Ordnungsftrafe fol die polizeiliche Erlaubniß 
der Ortöbehörden für Kommiffionaire daher in nachftehender Art abs 
gefaßt werden: | 

„Dem N. N. wird die nachgeſuchte Erlaubniß ertheilt, in den Gemeinden 
N. N. das Gewerbe eines Kommiflionairs, jedoh mit Ausſchluß der Befugs 
niß, öffentlihe Verkäufe über unbeweglihe Sachen abzuhalten, nah vorhes 
riger Anmeldung zur Gemerbefteuer, betreiben zu dürfen, wobei demfelben bes 
deutet wird, da feinen Verhandlungen Fein öffentlicher Glaube beigelegt wer« 
den kann, und daß diefe Konzeſſion zurücdgenommen werden fol, wenn gegrün« 
dete Beſchwerden über fein Verfahren eingefehen werden.” 

Refkr. der Reg. zu Münfter v. 25. Märd, @. Juni 1835 u. 26. März 1836, 
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52. Notarien und Auftionsfommiffarien dürfen bei Verfteigerung 


von Mobilien Peine f. g. Unrathsgelder erheben. Publ. des Oberl. Ger 
zu Münfter vom 12. März 1836. ee 


53. Wenn Kommiſſionaire fih Ordnungswidrigkeiten zu Schuß 
den kommen laffen, fo ſteht ed dem Polizeibehörden frei, die Legitis 
mationen derjelben zurüdzunehmen. M. N. vom 8. September 1827 u. 
16. Mai 1850. | 

Es kaun auch die Erlaubniß entweder zu Kommiffionsgefchäften 
überhaupt, oder auch bloß zur Anfertigung anfergerichtlicher Anfs 
füge, Bittſchriften u. |. w. für Andere gegen Bezahlung ertheilt wers 
den, wobei das Amt der Juſtizkommiſſarien wicht in Betracht kom⸗ 
men fann, weil ſich daſſelbe nur auf gerichtliche Angelegenheiten bes 
zieht. M. R. vom 97. April 4827, und 7. Novbr. 1828. 

Bei der polizeilichen Erlaubniß eined Nachweilungs-Bürcan if 
dad Publifum darauf aufıneriam zu machen, daß die vorgefchrichene - 
Anzeige eines Fundes bei der Behörde in jedem * erfolgen muͤſſe, 
wenn nicht die geſetzlich angedrohten Nachtheile eintreten ſollen. 
MR. vom 6. Juli 1852. (Siehe auch Tit. V. Kap. 2 Abſchn. 2.) 


54. Waarenverfteigerungen für Auswärtige abzuhalten iſt nicht 
verboten, infofern der Eigenthümer nah $. 2. ded Hauſir⸗ Negu⸗ 
lativs vom 28. April 1824 mit einem Gewerbefcheine binfichtlich 
ſolcher Waaren perſehen ift, und folder vorgezeigt wird, M. R. vom 
05. Mai 1825. (0. K. Ann. ©, 458.) 

Megen der Zumelierer, Gold- und Silberprobirer fiehe die 88. 125 — 
49% des Eödikis vom 7. September 1814. Geſetzſ. S. 278.) 


(Petschierstecher.) 55. Petfchierftecher bedürfen der polizeilichen Ges 
| nehmigung nicht, muͤſſen aber das Gewerbe bei der 

Drtsbehörde anmelden, M. R. vom 50. Mai 41829. (Siehe au Tit. V. 

= Kar. 2. Abſchn. 8. x 

Wegen Schaufpieler, Seiltänger x. fiehe Tit, XL 


(Buch- und 56. Im ganzen Umfange der preußiſchen Etaas 
Kunsthändler, fen darf Niemund ſich als Buch: und Kunfthändler, 
— Bibliothekar, Antiquar, Buchdrucker oder Lithograph 
Er ot ohne vorgängige Genehmigung der Regierung bei einer 
und Lithogra- Polizeiftrafe von 50 Thaler oder bis fechdwöchentlichem 


phen.) Gefängniß etabliven. 4, K. O. vom 23. Oktober 1835. 


(Umfang der 57. Ein Buchhändler hat nicht das Necht, feine 
‚ Buchhändler- Handlung an jeden beliebigen Ort ohne Genehmigung 
‚ Konzessionen.) der Megierung eigenmächtig zu verlegen. — Hat er 
Faufmännifche Rechte, dann Fan er Kommanditen nad den Grund⸗ 
fügen utd Vorfchriften des Handelsrechts, jedoch mit Beibehaltung 
der Firma der Haupthandlung, ohne polizeiliche Erlaubniß anlegen. 
M. R. vom 7. Sanuar 18353. 


Wegen der Auffiht auf den Buchhandel, Leihbibliotheken x. fiehe „Zenfur 
Tit. III. Kay. 2." | 
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Abſchnitt 4 Kleinhandel mit Getränken, Gaſt⸗ und 
Schenkwirthe. 


(Kleinhandel mit 58. Der Kleinbandel mit Getränken auf dem 

— — Lande iſt ohne polizeiliche Erlaubniß im Umfange der 

und Schenk. ganzen Monarchie verboten. Derſelbe Handel in 

wirthschaften,) Städten, ohne dieſe Erlaubniß, ift nicht verboten. 
N. Kab. O. vom 7. Febr. 1835. $. 1. 

59. Unter. „Städte find a) in den Provinzen, two eine der beiden 
Städteorduungen von 1808 oder 1831 Geſetzeskraft hat, diejenigen 
Orte bier zu verſtehen, im welchen die Städfeordnung eingeführt iſt; 
b) in den übrigen Provinzen diejenigen Ortfchaften, welche bei dem 
Mrovinziallandtage im Stande der Etüdte vertreten werden; M. R, 
vom 13. Aug. 1835: (v. K. A. ©. 251.) uud nur in ſolchen Städten darf 
der Verkauf von Getränfen.über die Straße in Meinen Quantitäten 
ohne polizeiliche Grliaubuiß Statt finden. Kleinhändler Ddiefer Art 
fiud zwar nach $. 10 des Geſetzes vom 30. Mai 1820 als Schenk 
wirtbe gewerbeiteuerpflichtig, in polizeificher Beziehung werden fie aber 
als ſolche nicht betrachtet. : 

Nach dem vorgedachten M. R. ift unter Kleinhandel mit Geträns 
fen der Handel (Kauf zum Wiederverfauf) mit Wein, Brammtwein 
oder anderen ee Getränken anzufehen, fobald letztere auderd als 
in hölzernen Gebinden verkauft werden. 


60. Der Betrieb der Gaſt⸗ oder Schenfwirthfchaft, oder übers 
haupt zubereitete Speifen oder Geträufe zum Genuß auf der Stelle 
gegen Bezahlung zu serabreichen, darf überall im Staate obne polis 
geiliche Erlaubuiß wicht gefcheben. Alleg. A. K. D. $. 1 und 2. 

Es gehören in diefer Kategorie auch Epeifewirtbe, Kuffetiers, 
Reftaurateurs und Konditoren. 

Bei der polizeilihen Grlaubniß zum Betriebe ded Ausſchanks 
fol Fein Unterfihied unter verſchiedenartige Getränfe gemacht werden. 
M. R. vom 24. Dftbr. 1834. . F 

61. Zur Verlegung dieſer Gewerbe in ein anderes Lokal, oder 
zum Beginn derſelben iſt die polizeiliche Erlaubniß erforderlich. A. K. 
O. v. 7. Febr. 1835. $. 8. 


62. Bor Anfang eined jeden Jahres müflen die bisherigen Ges 
werbetreibenden vorgedachter Art fi in den ad des vorgeſchriebe⸗ 
nen polizeilichen Grlaubnißfiheins ſetzen, der nur für das betreffende 
Kalenderjahr, nur für ihre Perfon und nur für das im Scheine bes 
zeichnete Lokal gültig iſt. Daf. F. 1, 2bu.8 

Die ertbeilte Erlaubniß hört hiernach zwar eigentlich mit dem. 
Tode der betreffenden Perfon fofort auf, in der Regel ift aber den 
Erben die Fortjeßung der Wirthfchaft bis zum Schluffe des laufen⸗ 
den. Jahres zu geftatten, ohme weiter von dem Todesfalle Notiz zu 
uehmen, Dem Grmefien der $. 63 gedachten Behörden bfeibt es je 
doch überlaffen, nach den Umftänden die frühere oder auch die fofors 
tige Schließung der Wirthfchaft anzuorduen, oder auch deren Fort⸗ 
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ſetzung noch auf einige Monate über den Jahresſchluß hinaus zu ers 
fauben.  Diefelben Grundfäge find auch dann zur Anwendung zus 
bringen, wenn der Inhaber des Erlaubnißfcheins in Wahns oder 
Bloͤbſinn verfällt, auf. längere Zeit feiner Freiheit beraubt, oder fonft 
außer Staud gefegt wird, das Gewerbe wenigftens perfönlich zu bes 
auffichtigen. M. R. vom 13. Aug. 1835. 

at eine Wittwe die ‚polizeiliche Erlaubniß erhalten, fo faun 
ſolche ihr blos deßhalb, weil fie fi) anderweit verheirathet, wicht wies 
der genommen werden, M. R. v. 16. April 1828. und 29, April 1831. 


63. Der Erlaubnißſchein für Gewerbetreibende vorgedachter Art 
wird in Städten (ſiehe $. 59) von der Ortöpolizeibehörde, außerhalb 
der Städte und ihres Polizeibezirf3 von dem Landrathe ftempels und 
fportelfrei für ein Kalenderjahr, nad) angebörtem Gutachten der Kom⸗ 
mmalbehörde und vefp. der Ortöpolizeibehörde ertbeilt, Der Erlaub⸗ 
nißſchein kaun von Jahr zu Jahr durch einen darauf zu feßenden 
Berlängerungsvermerk erneuert werden. A. K. D. v. 7. Geb. 1835. $. 2. 

Unter Kommunalbehörde ift in allen Fällen diejenige Behörde 
zu verfichen, welche die Kommunalangelegenheiten verwaltet, und 
eine Konkurrenz der Stadtverordneten, Gemeinderäthe, u. f. w. findet 
nicht Statt. M. R. vom 13. Aug. 1835. 

Hiernach gehört die Begutachtung in Städten, worin die St. O. 
gilt, zur Kompetenz des Magiftrats, und der Bürgermeifter ertheilt 
den Erlaubnißſchein. IR in andern Orten, die nah $. 59 als 
Städte zu betrachten, die Polizeis und Kommunalbehörde in einer 
Perſon vereinigt, fo ertheilt dieſe die Erlaubniß nach eigenem Gutach⸗ 
ten; ift diefes auch auf dem Lande der Fall, dann wird auch nur 
das Gutachten diefer Perfon erfordert. R. der Reg. zu Münfter vom 5. 


Febr. 1836. 

64. Der Beginn des Gewerbes fol in allen Fällen verfagt 
werden wenn a) die Verfönlichkeit, die Fuͤhrung und die Vermoͤ⸗ 
gensyerhältniffe des Nachfuchenden nach dem Urtheile der Ortspolis 
zeibehörde nicht die genügeude Bürgfchaft eines orduungsmäßigen Ges 
werbetriebes gewähren, oder b) wenn dad zum Betriebe des Gewers 
bed beftimmte Lofal, wegen feiner Befhaffenheit und Lage, dazu nicht 
geeignet erjcheint. A. K. O. vom 7. Gebr. 1838. $. 3. | 

Zu a. muß die Polizeitehörde ih nähere Ueberzeugung davon 
verfchaffen, daß der Nachfuchende die vorgefchriebenen Gigenfchaften 
befigt, daß namentlich auch fein Vermögen mit feinem Unternehmen 
in angemefjenem Verhältniſſe ftebt. — Hat derfelbe in feinem früs 
beren Leben ſich grober, namentlich folcher Verbrechen fchuldig ges 
macht, welche nach $. 19 der rev. Et. DO. die Verfagung und den 
Berluft des VBürgerrechts nach ſich ziehen, fo ift ihm die Grlaubniß 
immer zu verfügen, auch wenn ihm die Nationalkofarde nicht abges 
fprochen oder wieder verlichen iſt. Geringere Verbrechen find nicht 
als ein unbedingted Hiuderuiß zu betrachten, wenn feit Abbüßun 
der Strafe mindeftend 5 Jahre verfirichen, und während diefer Zeit 
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überzeugende Proben der Beſſerung gegeben find. Bor erlangter 
Großjährigkeit ift, in der Negel, Niemand zuzulaſſen, auch wenn er 
Veniam aetatis erlangt hat, und ganz befondere Vorſicht ift bei der 
Prüfung der Anträge unverheiratheter Frauenzimmer anzuwenden, 

Zu b. find im jedem einzelnen Falle die befonderen Umftände zu 
beurtheilen. Im Allgemeinen ift jedoch ald Regel anzunehmen, daß 
der Betrieb der Schenfwirthfchaft in der unmittelbaren Nähe von 
Kirchen, Schulen und ähnlichen Auftalten, oder im ifolirten, ſchwer 
zu beauffichtigenden Lofalen eben fo wenig zu geitatten ift, als eine 
zu große Anhaͤufung folder Wirthſchaſten in einer und derfelben Ges 
gend des Ortd. Ob die Befchaffenheit und Einrichtung des Lokals 
dem angegebenen Zwede entfpricht, ift bei Anleguug folder Wirth⸗ 
ſchaften, deren angeblicher Hauptzwed die Beherbergung von Frem⸗ 
den iſt, befonders forgfältig zu prüfen, damit diefer Zweck nicht blos 
vorgelhüßt werde, um der Grörterung der Bedürfniſſe zu umgehen; 
die Dabei zu machenden Anforderungen find zwar nad) Maßgabe der 
Kaffe von Neifenden, für welche die Anlage beftimmt ift, verfchies 
den, jedenfalls find jedoch außer dem allgeineinen Gajtzimmer noch 
mehrere, gehörig eingerichtete, mit Möbeln und Betten verfehene Los 
girzimmer erforderlich. M. R. vom 13. Auguft 1855. 

Abſchlaͤgigen Beſcheiden brauchen die Gründe der Verfagung zwar 
- nicht zugelegt werden, fofern jedoch gegen deren Mittheilung Fein bes 
fonderes Bedenfen obwaltet, find folche Furz anzugeben, damit auf 
etwanige Beſchwerden ohne vorgängige Einforderung eines Berichts 
entjchieden werden kann. a. a. O. | 


65. Die Erlaubniß zum Beginn diefer Gewerbe, infofern die Bes 
herbergung von Fremden damit nicht verbunden ift, fol nur in fol 
chen Fällen geftattet werden, im denen fi) die Behörde von der 
Nützlichkeit und dem Bedürfniffe der Anlage überzeugt hat. Stimme 
die Auſicht der begutachtenden nicht mit der der enticheidenden Bes 
börden dieferhalb überein, dann hat die K. Regierung definitiv dar⸗ 
über zu entfcheiden. A, K.O. vom 7. Febr. 1858. $. 4. 

Die vorgedachte Prüfung der Nüglichfeit und des Bedürfuiffes 
fällt Lediglich bei folchen Anlagen weg, bei denen entweder die Bes 
herbergung von Neifenden Hauptzweck ift, Cfiehe Befchaffenheit des Eos 
kals ſolcher Wirthfchaften $. 64.) oder in Denen nur andere Gegens 
fände, mit gänzficheın Ausſchluß geiftiger Getränfe irgend einer Art 
zum Genuß auf der Stelle feilgeboten werden; bei allen übrigen 

Anlagen dagegen ift jene Prüfung erforderlich, ohne Ruͤckſicht auf 
die Benennung des Grabliffements und ob der Ausfchanf geiftiger Ges 
tränfe Haupt- oder Nebenzwed fein fol : 

Die un oder das Bedürfniß der Anlage für das Pus 
blikum läßt ſich nur für jeden Fall nach den einzeln obwaltenden 
befonderen Umftänden beurtheifen; bei der Prüfung ift jedoch, außer 
der Zahl und den Verhältniffen der Bewohner des Orts, hauptſäch⸗ 
lich die Lage des legteren umd deren Einfluß auf dem Verkehr und 
den Befuch von Neifenden: dr. zu berücfichtigen; Daher eine verhälts 
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nißmaͤßig größere Zahl von Gtabliffements diefer Art an ſolchen Or⸗ 
ten zu —— iſt, in denen ſich fortwährend oder periodiſch wieder⸗ 
kehrend viele Perſonen aufhalten, die Feine eigene Wirthſchaft führen, 
in denen häufige nnd befuchte Märfte Statt finden, die am frequens 
ten Lands oder Wafferftraßen vder in der Nähe großer Städte lie 
gen, deögleichen an Badeorten ꝛc. — 

Wenn bei der Beduͤrfnißfrage unter mehreren gleichzeitig Rach⸗ 
fuchenden nur Ginem die Konzeffion ertheilt werden Tann, . fo ift 
vorzugsweife die Beichaffenheit und Lage des Lofals und die davon 
abhangende Bequemlichkeit des Publitums zu berüdfichtigen. Gin 
Gleiches muß gefchehen, wenn ein ſolcher Kolliſionsfall dadurch eins 
tritt, daß Jemand das Lokal, worin bisher das Gewerbe betrieben 
worden, wechfelt, ein Anderer aber die Erlaubuiß zum Betriebe 
in dem erfteren Lokale nachfucht, M. R. vom 13. Aug. 1855, 

Erlaubnißfcheine werden in folgender Art ausgeſtellt: 

„Dem (Bors und Zungmen) — Jahr alt, wird die Erlaubnif 

„zum Betriebe der — wirthſchaſt in dem, in der (Stadt N.) 

„belegenen Haufe, No. — , für das Gintaufend achthundert — 

„ertheilt. 

„Ort, Datnm, Karakter, Unterſchrift und Siegel.) 

Refr. der Reg, zu Münfter vom 12. Mär; 1855. 

Bei neuen Anlagen wird folgender Zufag gemacht: 

„Dieſe Erlaubniß verliert ihre Kraft, wenn die Anlage nicht 

„innerhalb (nad Ermeflen der entfheidenden Behörde: von 3 — 6) — 

„Monate dem Publifum geöffnet iſt; eventuell muß fpäterhin 

„anderweitige Erlaubniß nachgefucht werden.‘ . 

M. R. vom 13. Aug. 1855. Giehe wegen der Realberechtigten $. 68. 

66. Gewerben diefer Art, welche bisher vorwurfsfrei rechtimä- 
fig betrieben worden, wird der Grlaubnißfchein reſp. die Verläuge: 
rung für das folgende Jahr nicht verfagt, Hat die Kommunalbe- 
hörde Befchwerden erhoben, welche die betreffende Polizeibehörde nicht 
begründer haft, fo ijt Die Sache zur Entſcheidung der Regierung zu 
befördern. A. 8. DO, vom 7. Febr. 4835. $. 2 und 3, 

. Unter den Erlaubuißſchein ift der Verlängerungsvermerk folgen; 
dergeftalt zu feßen. 

„Vorſtehend ertheilte Erlaubniß wird auf das Jahr Eintaufend 

„achthundert — ausgedehnt. | 

„Dt, Datum ꝛc. wie $. 65.) | 

Reffr, der Reg. zu Münfter vom 12. Mär; 41855. Giehe auch megen 
der Realberechtigten $. 68. 

Zu den in der vorſtehenden Allerhöchften Beftimmung gedachten 
Beihwerden gehören befonders diejenigen, welche ſich auf einen wirk⸗ 
lien Mißbrauch des Gewerbes zu unerlaubten Zwecken, oder zur 
Beförderung der unerlaubten Handlungen Anderer, zum Beilpiel 
anf die Duldung verbotener Zufammenfünfte, verbotener Epiele 
und anderer Erzeffe;s Beförderung der Wufittlichfeit uud WBölleret, 
Aufnahme verdächtiger Perfonen ie. besichen. - Auch geringere 
Vergehungen gegen die das Gewerbe betreffeuden polizeifiyen Be⸗ 
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fimmungen, 3. B. wegen des Meldens der renden, der Zeit des 
Schluſſes, des Haltens von Tanzmuſik se., (ſiehe die betr. SS. diefers 
halb) find bei öfterer Wiederholung genügend, um’ die Vers 
fängerung zu verfagen. Dafjelbe gilt von Verbrechen und groben 
Bergehungen, aud wenn fie mit dem Gewerbebetrieb in Feiner uns 
mittelbaren Beziehung ftehen, namentlich von ſolchen, welche nach $. 
19 der rev. St. O. den Verlnſt ded Bürgerrechts nach fich ziehen. — 
Bei notorifch gänzlichem Verfall des Vermögens, namentlich bei Aus 
bruch eines förmlichen Konkurſes, ift ebenfal die Verlängerung zu 
verfügen. M. NR. vom 15, Auguft 1855. _ 

67. Wer ein Gewerbe, zu welchem ein polizeilicher Erlaubniß⸗ 
fchein erforderlich ift, ohne einen ſolchen Schein oder vor drin An⸗ 
fange des Jahrs, auf welches derſelbe Tautet, oder in einem auderu, 
ald dem darin bezeichneten Lokale beginnt, oder nach dem Ablaufe 
des Kalenderjahrd fortfegt, ohne einen ueuen Grlaubuißfchein oder 
den Verlängerungsvermert auf dem früher ertbeilten erwirft zu has 
ben, verfällt in eine Geldbnße von 5 bis 50 Thalern oder in verhält, 
nißmäßige Gefängnißftrafe. A. 8. O. vom 7. Febr. 1888 6. 8. 

Dieſe Strafe ift auch für diejenigen Fälle nicht aufgehoben, in 
denen gleichzeitig auch gegen das Gewerbefteuergefeg gefehlt und nach 
diefem zu erkennen iſt. R. der Gen. St. Dir. vom 46. Auguft, der Reg. 
. zu Münfter vom 16 September 1856. Siehe auch $. 12. 


68. In denjenigen Landestheilen, im welchen noch ausſchließliche 
Berehtigungen vorkommen, oder Nealberechtigungen zu berücichtigen 
find, bleiben die deshalb beſteheuden Geſetze nur in fo weit in Guül—⸗ 
tigfeit, als ihre Anwendung mit den vorftchenden Beitimmungen nicht 
im Widerfpruche fteht, insbefondere darf zu Gunften einer Nealbe⸗ 
rechtigung niemals eine Ausnahme von den Beltimmungen ad 64 
vorft. gemacht werde. a. a. O. 8. 0. 

Diejenigen, welche hiernach die Gaſt⸗ oder Schenkwirthſchaft 
vermöge einer noch gültigen Realberechtigung entweder perfönlich oder 
unter ihrer perfönlichen Aufficht und Verantwortlichfeit durch Hauss 
offizianten oder Dienfiboten betreiben, Tönnen von der jährlichen 
Grueuerung der Erlaubnißſcheine entbunden werden, und fogleich 
bei dem Beginn des Gewerbed einen für die Dauer ihrer Beſitzzeit 

üftigen Grlaubnißfchein erhalten, in welchem jedoch die Zurücknahme 
fir den Fall vorbehalten werden muß, daß gegen den Iubaber ges 
gründete Beſchwerden erhoben werden, die bei andern die Verfagung 
der Erneuerung ihre8 Erlaubnißfcheins rechtfertigen. ($. 66.) ol⸗ 
len oder koͤnnen aber die Realberechtigten das Gewerbe weder ſelbſt 
betreiben, noch für ihre Nechnung und zugleich unter ihrer perſoͤnli⸗ 
chen Aufiicht durch Andere betreiben laſſen, fo find diejenigen, denen 
fie ihre Nechte übertragen, mögen fie Pächter oder Adminiftratoren 
fein, auch in Beziehung auf die jährliche Erneuerung der Erlaub⸗ 
nißfeheine den allgemeinen Vorfihriften. uuterworfen. M. R. vom 15. 
Auguft 1038, | 
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Erhält in ſolchen Landestheilen ein Nicht-Realberechtigter, auf 
den die Beſtimmungen dieſes $. nicht anwendbar find, Erlanb⸗ 
niß zum Gewerböbetriebe, Daun muß folhe nur mit dem Vor⸗ 
behalt ertheilt werden: „daß von Seiten der Berechtigten Fein Eins 
fpruch erhoben werden dürfe.’ M. R. vom 29. Oktbr. 1850. 

Grundbefiger, Dominien oder Gemeinden Fönuen ihre Schau 
ſtaͤtten zwar verpachten oder verwalten laſſen; der Pächter oder Vers 
walter muß aber nach $. 64 dazu qualifizirt fein und jährlich Er⸗ 
laubniß nachiuchen, widrigenfalls er zur Strafe zu ziehen, wenn er 
ohne dieſe Erlaubniß das Gewerbe ererzirt; er hat aber in Selge 
ſolcher Erlaubniß Fein Necht zur Anlegung einer neuen Schanfjtätte 
in einem andern Lokale. — Wenn Jemand im Beſitze ift, einen 
Schank außerhalb feiner Wohnung durch einen Lobufchänfer betreiben 
zu laſſen, fo muß auch diefer die polizeiliche Qualififation haben, wis 
drigeufalls diefer zur Strafe zu ziehen. 


Aus der Uebertragung polizeilicher Erlaubniß zum Betriebe der 

Schenkwirthſchaften folgt noch nicht, daß damit der Verluft der Kons 
zeſſion fofort als Strafe verbunden ſei. M. R. vom 11. Febr. 1817, 12. 
Suni 1822, 30. Dezember 1823, 9 Dezember 1824 und vom 6. Septbr. 1835. 
(legtged. Reſkr. fiehe v. 8. A. ©. 259.) Siehe auch Abſchn. 6. Realberech- 
tigungen. 
(Schankanlagen 69. Rah Miniſt. Beſtimmung ſoll den Ghauffees 
seitens derBe- geld» Ginnehmern die Erlaubniß zu Schanfanlagen ges 
— weigert werden. Desgleichen ſollen weder Koͤnigliche 
Beamte, Buͤrgermeiſter, Dorfſchulzen noch deren Ehefrauen ohne 
Befondere Erlaubniß den Schanf betreiben. Zirk. Reſtr. der K. Reg. zu 
Breslau, Trier, Aachen, Stettin x. refp. vom 2. Aug., 3. Mai, 8. Geptbr. 
18. Zuli 1833. 

Steuer⸗ oder Polizeidiener dürfen nach höherer Verfügung we⸗ 
der ſelbſt noch durch Andere Gaſt- oder Schenkwirthſchaft betreiben. 
Publ. der Reg. zu Minden vom 15. April 1835. 

Staatödiener bedürfen zur Treibung eined Gewerbed überhaupt 


die Einwilligung ihrer Dienftvorgefegten. M. R. vom 19. Juli 1821. 


(Sonstige Ein- 70. Zeder , der in einer Stadt den Verkauf zus 

schränkungen.) Gereiteter Speiſen oder Getränfe ald ein Bürgerliches 
Gewerbe treibt, iſt ſchuldig, die Diefem Gewerbe nach den Statuten 
und Polizeiordnungen des Orts vorgefchriebenen Grenzen genau zu 
beobachten. A. 8. R. IT. 8. $. 424- 


71. Neue bisher nicht vorgefchriebene Einfchränfungen ift Fein 
Stadtmagiitrat, ohne ausdrüdliche Genehmigung der Landespolizeis 
inftanz, feitzufegen befugt. Daſ. $. 425: 

Die $. 133. des Gewerbepoligeis@dift8 vom 7. Septemb. 1811 
bemerften Attefte (jetzt förmliche polizeiliche Grlaubnißfcheine) find im 
der Regel allen folchen Perfonen zu verfügen, die den Schauf nur 
als Nebengewerbe betreiben wollen. M. R. vom 23. September 1835. 
(v, 8 A ©. 257.) z 29 , 
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(Rechte d.Gast-_ 72. Gaſtwirthe haben, mit Ausfchliefung ber 
wirthe; .— Garföhe, Bier⸗, Weins und Kaffeefchenfen, das 
bergen fremder Recht, Fremde für Geld zu beherbergen. 4, 2. R. IL. 


Personen seitens 


436. 

a. der Schenk- s Schenkwirthe bedürfen daher, um dieſes Recht 
‚wirthe; Pu — “ zu erhalten, dazu beſonderer Er⸗ 
laubniß. 

B. anderer Ein- 73. An Orten, wo Gaſthoͤfe vorhanden find, ſol⸗ 
wohner.) fen auch ander, Einwohner, fremde Neifende, die im 

Gaſthofe unterfommen Fönnen, nicht für Geld aufs 
nehmen. a. a. D. $. 437. 
(Ausschank sei- 74. Rad) angenommenem allgemeinen Berwaltungss 
tens der Gast- grundſatze find Gaftwirthe berechtigt, ihre Geträufe 
wirthe.), auch an folche Perfonen, die nicht bei ihnen Iogiren, 
auszufchenfen. M. R. vom 8. Dezember 1822. 
(Pflichten der 75. Wenn den Gaſtwirthen (nah S. 72 u. 73.), 
ri heran das Necht, „Fremde für Geld ausſchließlich aufs 
hören sunehmen,“ zugebilligt ift: fo haben fie auch die Ver⸗ 
dieserhalb) Pflichtung, einen Seden, welcher aufgenommen fein 
will, aufzunehmen. Der $. 404.8 R. IL 8 ver 
pflichtet fie: 

„ur Befolgung aller von der Polizei zur Grhaltung der örs 

„fentlichen —— und Sicherheit nöthig gefundenen 
„Beranftaltungen ohne Widerrede, 

Der $. 15. Tit. 19. 1. c. (ſiehe ©. 505 $. 37) macht e8 den Pos 
figeibehörden zur Pflicht, für Menfchen, ohne Unterſchied des 
Ranges, wofür Fein Anderer aufzukommen verpflichtet ift, zu fors 
gen. Wohnung ift ein eben fo dringendes Bedürfniß ald Brod. Wo 
alfo die Unterkunft verweigert wird, muß fie von der Polijeibehörde 

efchafftz und da die Gaftwirthe nach Obigem den Anordnungen der 

Holle ohne Widerrede folgen müffen, fo yı ed auch Flar, daß weis 
gernde Gaſtwirthe durch polizeiliche Ordnungsftrafen dazu angehalten 
werden Fönnen und müſſen. Es bedarf Feiner Auseinaderfegung, 
daß nad) dem Stande und Verhältuiffe der Neifenden auch die Uns 
terbringung im die verfchiedenen Wirthshäufer der erftern oder lebe 
ter Klaſſe geſchehen müffe. Einzelne Wirthshäuſer für alle Klaffen 
müfen biernah auch Bedürftige aufnehmen. Kräßige z. B. aber 
müffen in abgefonderten Räumen‘, öffentlichen Anftalten, und, wenn 
auch diefe fehlen, in gefunden Gefängnifjen (offen) untergebracht werden, 
(Siehe A. NR. I. 20. 96. 238 — 241, 691, 692, 776 — 781 
und Tit 17. $. 10.) Reſkr. der Reg. zu Münfter vom 8. Januar 1833; 
(Taxe der Gast- 76. Wegen der von den Polizeibehörden zu vifis 
wirthe.) renden Taren und wegen Etreitigkeit dieſerhalb zwis 

ſchen Reifenden und Gaſtwirthen ſ. Th. 1. Tit. V. $. 61. 

(Reinlichkeit in 77. Für Nemlid seit, vorzüglich der Betten, Betts 
Pasthöfen und waͤſchen, Lagerſtroh, Krippen, Raufen ze. haben Gaſt⸗ 
wirthe zu forgen, namentlich auch auf anftedeude Krauk⸗ 


Abſchn. 4. Kleinhandel mit Getränken, Gaft- x. wirthe. 595 


beiten, 3. B. Kräbe bei Menfchen oder Rob bei Pferden, Acht zu 
haben, damit deren Weiterverbreitung moͤglichſt vorgebeugt werde. 
Desfalls Verdächtige find den Medizinalperfonen anzuzeigen. Vers 
beimlichung zieht eine Gelditrafe von Einem bis Fünf Thalern oder 
angemefjene Gefängnißftrafe nach ſich. Publ. der Reg. zu Gumbinnen 
vom 1. Mai 1818. | 

(Aeussere Be- 78. Jedes Gafts oder Schanfhaus foll mit einem 
— * Schilde oder dem fonft hergebrachten Zeichen bei anges 
min. meilener Gelditrafe verfehen fein. p. der Meg. zu Arnd: 
schaften.) berg vom 30. März 1817. ’ 


Die Gipfel des jungen Nadelholzes follen zu ſolchen Zeichen in 
den Rheiuprovinzen nicht beuugt werden. v. 8. A. 1830. ©. 796. Siehe 
auch $. 24. 


(Reinlichkeitauft 79. Bor Gafthäufern und Krügen müffen die 
den Strassen > Straßen ſtets rein gehalten werden, befonderd da wo 
Gasthäusern) Fuhrleute ſtille halten. Publ. der Reg. zu Reichenbach 
vom 29. März 1817. $. 25. und 26: 

(Verbot, den Po- 80. Gaſtwirthe, welhe Poſtillons für das Zus 
stillonen etc. hringen bon Neifenden Srinfgelder verabreichen, wer⸗ 
En "den mit dem fünffachen Betrag des gegebenen Dous 
be ceurd und im Wiederholuugsfalle empfindlicher beſtraft. 
Verordn. des K. Gen. Direftorii vom 9. November 1780 u. 

Reſkr. ded K. Pol. Min. vom 40. November 1817. 
(Verbotener B- 81. Gymnaſiaſten nud Schüler follen — außer in 
sach d. Schank- Geſellſchaft ihrer Eltern, Lehrer oder VBormünder — 
—— nicht in Schankſtaͤtten geduldet und das ſ. g. Schnap⸗ 
ee ſen derfelben möglichft verbütet werben. PM. NR. vom 
8 Movbr. 1830. Publ. des Oberbürgermeifterd zu Elberfeld 

vom 12. März 1822. | 
(Tanzlustbarkei-_ 82. Die Erlaubuiß zum Betriebe der Gaft- und 
ten u. Gelagen, Schanfwirthfchaft fchließt noch nicht die Erlaubniß zur 
s en. der Neranftaltung von Zanzluftbarkeiten in fi), wozu 
Ben jedesmal befondere polizeiliche Erlaubniß gegen Zah⸗ 
Jung der feſtgeſetzteu Gebühren zur Armenkaſſe erfor 
derlich ift. Publ. d. Reg. zu Oppeln vom 10, April 1823. 

83. Ohne ausdrückliche Erlaubniß der Polizeiobrigkeit follen Feine 
Nedonten, öffentliche Maskeraden, oder andere dergleichen öffentliche 
Eujtbarkeiten angejtellt werden. A. L. MR. IT. 20 $. 186. 

Wenu die Obrigkeit die Erlaubuiß ertheiltz fo muß fie zugleich 
die noͤthige — zur Verhütung aller Unordnungen bei eigener 
Vertretung veranftalten. Daf. $. 187. 

Hat —* der Unternehmer die Erlaubniß und den Schutz nicht 
erbeten: ſo wird bei ae Unorduungen oder. Verbrechen als thaͤ⸗ 
iaer Theilnehmer beſtraft. Daſ. $. 188. | , 

— re findet Statt, wenn er im Yale des vorſt. $. 178 die 
nöthige Hülfe nicht in Zeiten erfordert hat. Daf. $. % 
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A . Wegen Tanzluftbarkeiten und Polizeitunde ſiehe auch Kap. 
Tit. Xl. 

Das Tragen der Waffen beim Befuche des Tanzbodens ift ver 
boten. M. R. vom 4. Dftbr. 1815 (v. d. Heyde Repert. Bd. 2. ©. 564.) 

85. Bei Gelagen in den Wirthöhäufern und andern Verſamm⸗ 
Iungspläßen ded gemeinen Volks muß die Polizei darauf Acht haben, 
daß Feine Unordnungen vorfallen, und nicht zugeben, daß folche Zus 
fammenfünfte über die in der Poligeisrdnung beftimmte Zeit forte 
dauern. 9. L. R. II. 20. $. 190. 

86. Zu den Tanzluftbarfeiten der Perfonen geringen Standes 
ift eine befoudere polizeiliche Erlaubniß erforderlich. M. R. vom 77. 
Sanuar 1826. 
. 87. Alle oͤffentliche Zanzluftbarkeiten, welche über die Polizei⸗ 
ſtunde hinausgehen, ohne Unterfchied, ob fie die höhere oder niedere 
Klaſſe der Einwohner betreffen, follen, erel. Reffourcens Bälle und 
Privatvergnügungen, einer Abgabe von 1 bi8 2 Thlr. zur Armen 
Faffe. unterworfen fein. M. R. vom 14. Janr. 1828. (v. 8. 9. ©. 144.) 
und 15. Dftober 1828. (Daf. ©. 1046.) | 


| 88. An den Vorabenden großer Feite, ald Weihnachten, Oftern, 

Mingften, Sharfreitag, fo wie an Bußs und Bettagen und des es 
ſtes zum Audenfen an die Verftorbenen follen Feine Bälle und ähn⸗ 
liche Luſtbarkeiten gehalten werden. 4. 8. O. vom 13. September 1817- 
vom 14. März 1818 umd vom 26. März 1826. M. R. v. 10. März 1825. 
4. März 1826 und 27. Quni 1827. 

Was die eriten Feiertage des Weihnachtss, Ofters und Pfingfts 
feſtes ſelbſt betrifft: fo joll ed nur am den Orten, wo e8 bisher übs 
lich gewefen, Bälle und ähnliche Luftbarkeiten nicht Statt finden zu 
laſſen, and ferner bei diefer Ordnung und Gewohnheit verbleiben. 
7. 8. D. vom 26. März 1826. M. R. vom 7, April 1826. 

89. Während des fonns und fefttägigen Gottesdienfted dürfen 
Feine Tanz⸗ und Feine öffentlihe Enftbarkeiten geduldet werben. 
M. R. vom 20. Mär; 1817. 

Siehe auch $. 34 sqq. Tit. XII. und Tit. XL. $. 16. — 20. | 

90. Wegen der Sorge der Gaſt⸗ und Schenfwirthe für Ber 
trunkene fiehe Sit. II. 

94. Wegen der Aufficht der Gaftwirthe auf Fremde und Krems 
denanmeldung, fiehe Tit. VII. Kap. 8. Abſchn. 6. 


(Kleinverkauf 91. Der gläferweife Ausfchanf geiftiger Getränfe 
geistiger > auf Zahrmärften und bei Volksfeſten außerbalb der 
Jahrmärkten,) Fonzeffionirten Schankftätte ift verboten. M. R. vom a1. 
ir 1828. und Publ, der Reg. zu Münfter vom 16. Januar 

Sm einzelnen Fällen jedoch, namentlich auf Biehmärkten. vor 
ben Thoren in Buden, bei Scheibenfchießen und andern Volksbeluſti⸗ 
gungen, überhaupt wenn befondere Beluftigungen dies rechtfertigen, 
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Fann folches ausnahmsweiſs geftattet werden. M. R. vom 74 April 
1824, und vom 3. Juni 1829, 


(Marketenderei.) 93. Den Soldaten und deren Ehefrauen Tann e8 

nicht verwehrt werden, Marfeteuderei oder Viktualien⸗ 
handel zu treiben. Sie müffen jedoch, gleichviel, ob fie innerhalb oder 
außerhalb der Kafernen wohnen, nach dem Bye vom 30. Mai 1820 
ſowohl zur Gewerbefteuer als zu denjenigen Kommunalabgaben kon⸗ 
kurriren, die aus dem Verhältniffe des Gewerbeberriebs folgen. 
M. R. vom 28. Juli 1822 und 29. Febr. 1832. 


Abſchn. 5. AUnderweitige Gewerbetreibende, 
Pfandl eiher, Ge- 94. Pfandleiher, Gefindemäffer, Lohulafaien, Pers 
sindemäkler ’C.) ſonen, die ein Gewerbe daraus machen, Leichen zu 
reinigen und anzuziehen ꝛe., müſſen 4 Wochen vor Ablauf des Jah⸗ 
red das Zeugniß der Polizeibehörde beibringen, daß ihnen das Ger 
en für das nächite Jahr geftattet fei. Gef. vom 7. Septemb. 1811. 
131. | 


Wegen Gefindemäffer fiehe: Gefindeordnung Tit. VI. Kapı 12, wegen 
Pfandleiher und Trödler: Tit. V. Kap. 2. Abfchn. 2. 


(Umherziehende 95. Was in Beziehung auf diejenigen Perfonen, 
Gewerbetrei- · welche umherziehende in Gewerbe treiben und der auss 
bende.) ländifchen Handwerker binfichtlich der polizeilichen Les 

gitimation ze. verordnet, ift bei „Gewerbeſteuer“ anges 
führt, 

(Selbstverferti- 96. Das Selbfiverfertigen folcher Gegenftände, mit 
gen von Ge- deren ungeſchickter Behandlung für das Publifum oder 
— den Handelnden ſelbſt Gefahr für das Leben oder die 

ee rer Gefundheit verbunden, fol bei Vermeidung der Hälfte 

den.) der für die betreffenden Haudwerker fonft feſtgeſetzten 

Polizeiftrafen, nicht anders, ald nach vorherigem Nach⸗ 

weis der erforderlichen Kenntuiſſe polizeilicher Qualifikation Statt 

finden. M. R. vom 9. Auguſt 1821. Publ. der Reg. zu Gumbinnen v. 30. 
Septbr. 1821. [v. K. A. ©. 887.) 


(Gewerbebetrieb 97. Wo der Gewerbebetrieb Tediglih von pers 
der Wittwen.) fönficher Qualififation und befonderer polizeilichen 
Erlaubnig abhängig ift, haben Wittwen und Erben, als folche, Feinen 
Anfpruch auf diefe Erlaubniß. 

Wenn eine Wittwe, die folbe Erlaubniß hat, ſich wieder ver 
heirathet, fo kann ihe die Erlaubuiß aus diefem Grunde nicht wieder 
enfzogen werden. M. R.-vom 16. April 1828, 


(Der Militair- 98. Die polizeiliche Erlaubniß zum Gewerbeber 
pflichtigen.) triebe gibt einem Militairpflichtigen das Recht, Aus 
fpruch auf Befreinug von der Einſtellung zu erlangen. M. R. vom 
3. Juni 4817. Siehe auch Th. II. Wilitair-Berfafjung. 
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(der Minderjäh- 99. Minderjährige müffen zum Gewerbebetriebe 


rigen;) die Einwilligung ihrer Eltern oder Vormuͤnder beis 
bringen. Edikt vom 8. Novbr. 1810. $. 19. 
(Frauensperso- 100, Frauensperfonen in den älteren Provinzen 


nenalsSchnei- find, mit polizeificber Konzefion verfeben, für ibre 
derinnen ) Perſon und obne Gehülfen zur weiblichen Schneiders 
arbeit -zusulaffen; U. 8. DO. vom 94. Gent. 1822. auch Fönnen -folche 
Fonzeffionirte Srauensperfonen bei Schneidern als Gebülftiunen im 
Arbeit treten. Publ, der Reg. zu Stralfund vom 24. Janr. 1825. 


(Gewerbebefug- 101. Wer zu Werfen gewiffer Art befugt ift, 
er er kaun auch alle zur Vollendung diefer Werke erforders 
Vollendung der NHen Arbeiten beforgen. Ein Wagenfabrifant z. B. 
Werke.) kann in feiner Werkjtätte alle die Stellmacher-, Nas 

demacher⸗, Tiichler-, Drechſsler⸗, Schmiede⸗-, Schloß 
fer, Gürtler-, Riemer-, Sattler⸗-, Lafirers, Malers und andere 

Arbeit beforgen laſſen, die zur Verfertigung feiner Wagen gebört, 


oder zur Ausbefferung ähnlicher Wagen uöthig ift. Edikt vom 7. Sept. 
1811. $. 64. | 


Jeder kaun auch ſelbſt die Materialien und Werkzeuge, deren 
er zu feinem Gewerbe bedarf, jedoch nur zu feinem eigenen Gebrauche 
verfertigen. Daf. $. 63. j 
ea reger 102. Während des Gotteddienfte8 an Soms und 
an onn- : ’ 

— un — darf kein Öffentlicher Verkehr Statt finden. 


er ruhige und häusliche Gewerböbetrieb iſt erlaubt. 
M. R. vom 96. Zuni 1826. 


Abſchn. 6. Realberehtigungen. 


103. Die Zwangsgerechtigkeit in gig Wo Gewerbe ift die 
Befugniß, den ihr unterworfenen Perfonen die Aufbaffung oder Zus 
bereitung gewiſſer Bedürfniffe bei jedem Andern, ald dem Berechtige 
ten, zu unterfagen. A. 2. R. J. 25. 8. 2. 

104. Dergleichen Zivangsgerechtigkeit kann ſowohl gewiſſen phy⸗ 
fiſchen oder moraliſchen Perſonen zukommen, ald mit dem Beſitze eis 
ned gewiſſen Grundſtücks verbunden fein. Daſelbſt $. 3. 

105. Inſofern dieſe Befugniß den Berechtigten gegen alle Ein⸗ 
wohner eines gewiſſen Bezirks oder gegen gewiſſe Klaſſen derſelben 
zuſteht, heißt — ein Bannrecht. Daf. 5. 4. 

106. Kann der Zwangdberechtigte den Bebürfniffen des Verpflich⸗ 
teten Fein Genüge leiſten; fo muß er fich gefallen laſſen daß letzterer 
fi feine Nothdurft auf andere Weife verichaffe. Doch muß der Vers 
pflichtete, ebe er ſich dieſer Befugniß bedient, dem Berechtigten die 
u feines, Beduͤrfniſſes gehörig anzeigen. Daſ. $. 18. 
und 46. | | 


107. Der Mühlenzwang, der Biers und Branutweinzwang, oder 
das mit dem Beſitze einer Muͤhle, einer Brauerei oder eines Schau 
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Tes verbundene Necht: Andere zu zwingen, daß fle dafelbit ihren Bes 
darf entweder mahlen und fchroten oder das Geträuf ausſchließlich 
beziehen müffen, iſt ſowohl in den Städten als auf dem platten Lande 
obue Unterjchled der Qualität der Befigrechte aufgehoben. Edikt vom 
28. Dftbr. 4810. $. 4., Gef. vom 7. Sept. 1811, 5. 51. 

108. Es bleiben Zwangs⸗ und Bannrechte aller Art, mit In⸗ 
begriff der perfönlichen Abgaben, welche erwa für die Befreiung von 
der Zwangspflicht übernommen fein möchten, ohne Eutſchaͤdiguug aufs 
gehoben. ‚Gef. vom 4. April 1828. $. 60. 

109. In den vormals zum Königreiche Sachfen gehörigen Preus 
fifchen Landestheilen ift bei Einführung des allgemeinen Laudrechts 
die Verordnung vom 28. Oft. 1810 nicht mit eingeführt. Reſkr. d. 
Juſtizm. vom 20. Oktbr. 1892. Es gelten dort und in Weitfalen die Beitim. 
mungen des A. L. R. IL 15. $. 256 sqq. und 35. $. 24-29, 

110. Die Gerechtigfeiten der Häufer, z. B. zum Bier und 
Branntweinfchant, find wicht durch die neuere Gewerbegefeggebuug 
gänzlich aufgehoben, fondern nur die ausfchließliche Nealgewerbeberechs 
tigung. Der Betrieb derjenigen Gewerbe, welche eine befondere Qua⸗ 
kihfation erfordern, iſt jedoch auch in Anfehung der Beſitzer von 
Nealgewerbeberechtigungen von der Führung des Nachweiſes der 
Qualififation abhängig, fo daß die Berechtigung fo lange ruht, ald 
der Beſitzer ſich nicht zum Gewerböbetriebe qualiſizirt. M. R. vom 9: 
Dei. 1822. Siehe dieferhalb auch den $. 68. vorſtehend. | 


111. Die Nealgewerbeberechtigung ift in den wiedereroberten und 
neu akquirirten Landestheilen durch die fremdherrliche Geſetzgebung 
bereits aufgehoben. M. R. vom 5. Dez. 1832. | 
112. Städtifche Kommünen Fönnen wegen der fonft in Anfehung 
des Getränfezwangs ftattgefundenen ftädtifhen Bannmeile Feine Ents 
ſchaͤdigung verlangen. M. R. vom 7. Febr. 1824. 


113. Ueber die Eutfhädigungsverbindlichleit des Staats ift Fein 
Prozeß zuläffig. Reſkr. des Zuftigminift, vom 50, Aug. 4817. 


414. Ob eine neue Apothefe an einem Orte zu errichten fei, das 
rüber finder Fein Prozeß Etatt, wohl aber über die wegen des Banu⸗ 
rechts der ältern Apotheke zu leiftende Entfchädigung. Reſtr. vom 4. 
Nov. 1817. 


115. Auch darüber nicht, wie die Eutfhädigungen wegen ber 
Aufhebung des Mühlen-, Bier⸗ und Brauntweinzwangs vom Staate 
feitgeftellt werden follen. Gefeg vom 13. Gert. 4848. Deklar, vom 44, 
Sulı 1822. ! Ä 

116. Die Uebertragung eines erfauften Nealfchanfrecht von eis 
nem Älteren Grundftüe auf ein anderes iſt von den Königlichen 
Negierungen wicht zu genehmigen; überhaupt der Verkauf eines Real 
rechts in dem Umfange, daß der Aukäufer ſolches beliebig auf ein 
andered Grundſtuͤck überträgt, if von Polizeiwegen nicht anzuerkens 
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nen. Wenn aber der zweite Beſitzer des mit dem Realrechte verfes 
benen Grundſtücks auf diefe Berechtigung auf eine Techtögültige 
Weiſe verzichtet, und den diesfülligen Vermerk in das Hypotbefens 
buch eintragen läßt, fo kann die perfönliche Erlaubniß zum Betriebe 
des Schaufgewerbed in einem andern Haufe ertheilt werden. M. R: 
som 22. Juni 1828. und 50. Ang. 1850. 


117. Wenn nicht die ganzen Grundftüce, fondern nur ein Theil 
bed einen gegen einen Theil ded andern vertaufcht wird; fo ift es 
nicht erforderlich, das Schanfrecht von dem einen Grundftücke auf 
das andere zu trandferiren, fondern nur die Vertaufchung der gedach⸗ 
ten Gutstheile bei dem einen und dem andern im Hypothefenbuche 
zu vermerken. Beide taufchende Perfonen bleiben im Befige des grös 
feren Theils der Grundftüde, welche einem jeden von ihnen zugehört 
haben, und e8 wird daher bei dem größeren Theile des Grundſtücks 
das Nealfchaufrecht verbleiben, welches auch nicht aufgehört haben 
würde, wenn der NRealberechtigte ein Stud Land von feinem Gute 
verkauft hätte. Es kann daher bei folcher theilweifen Austaufchung 
von Grundftücden der ‚polizeiliche Konfens zur Uebertragung der 
Realſchankgerechtigkeit nicht verfagt werden, und died kann um fo 
weniger gejchehen, wenn von folhen Realvechten ein Zins entrichtet 
wird, M. R. vom A. Juli 1830. 


118. Die Städte, welche einen Getränfeswang gegen ländliche 
Krüge auszuüben berechtigt find, dürfen, felbit nicht mit Einwilligung 
der Zwangspflichtigen, ihre Rechte an Andere als an die Zwaͤugs⸗ 
pflichtigen veräußern oder verpachten. M. R. vom 44. April 1818. 


119. Bon dem Verlagsberechtigten auch von Domainenbeamten 
in ihrer Eigenſchaft ald Polizeibehörde kaun die einftweilige Beſchlag⸗ 
nahme ded in ziwangspflichtigen Krügen vorgefundenen auswärtigen 
Getränfs veranfaßt und vollzogen werden, über die Konfisfation 
ſelbſt aber ift durch förmliche, den Ortögerichten zu überweifende Ents 
fcheidung nah A. L. R. 1. 23. $. 82. abzufprechen und jeder Vers 
lagsberechtigte ſchuldig, fich hiernach zu achten, indem er wegen feis 
nes bei der Sache habenden Intereſſe nicht zugleich fein eigener Nichs 


ter fein Fann. M R. vom 49. März und Publ. der Reg: zu Potsdam vom 
40, Aug. 1819. . 


120. Realichanfberechtigungen find nur binfichts der Erkluſivbe⸗ 
rechtigungen, ald folche, ben. Die Vorfchriften wegen neuer 
Schaufanlagen Fönnen denfelben eben fo wenig eutgegengefteft wer⸗ 
den, als der Umſtand, daß ſeither kein Gebrauch von dem Priviles 
gium gemacht worden if. Es Fommt daher hierbei lediglich auf 
die perfönlihe Xefähigung an. M. R. vom 9 Dei. 1822. und 43. 
Sanuar 1827, 

121. Auch diejenigen ausfchließlichen, vererblichen und veräußers 
lihen Gewerböberechtigungen in den Städten, welche, ed fei gar 
nicht, oder nicht mit allen diefen Eigenfchaften, in den Hypothefenbüs 
chern eingetragen find, follen abgelöft, uud bis dies gefchehen, verzin⸗ 
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ſet werden, inſofern jene Eigenſchaften, inſonderbeit das Necht, die 
Vermehrung der Gerechtigkeiten zum Gewerbe gleicher Art verhindern 
zu können, auf andere rechtliche Weife, es fei Durch Privilegien oder 
durch den Beſitz eines Unterfagangsrechtes dargetban werden. Jedoch 
find überall nur folche Berechtigungen zur Abloͤſuug zugelaffen, welche 
innerhalb des Zeitraums vom 1. Januar 1791 bis zum Tage der 
Bekanutmachung des Gefeged vom 2. Nov. 1810 entweder ausgeübt, 
oder aber für ht allein, außer Verbindung mit Grundſtücken, vers 
Fauft worden ſind. Deklar. des Gef. vom 7. Sept. 1811 die polizeilichen 
rs ber Gewerbe betreffend vom 14. Juli 4822 8. 4 und 2. [Gefegf. 


122. Die Stadtverordneten-Verſammlung ſchätzt den Preis, den 
jede Gewerbsberechtigung am 1. Novbr. 1810 batte. Der Magiftrat 
legt dieſe Tare mit feinem Gutachten der Negierung zur Revifion und 
Beſtaͤtigung vor. Alleg. Dekl. 

Wie die Aufnahme der Tare, die Verzinſung md Ablöfung, 
(welche Letztere in längſtens 30 Jahren vollendet fein muß,) gefcheben 
ſoll, it im Gefege vom 7. September 1811. $. 35,.36 und 37 und 
in der vorged. Dekl. $. 4—10. enthalten. 


123. Die Abgabe von dem Gewerbebetriebe wird mit der Ges 
werbefteuer eingezogen. Der Magiftrar beforgt die dayon zu leiftende 
Verzinfung und Nblöfung. Die Ctadtverordneten Fontrolliven ihm 
hierbei, wie bei der Verwaltung anderer Kommumalgelder. Der Das 
giſtrat iſt perfönfich verantwortlich dafür, daß der Abloͤſungsfonds 
jeded Gewerks zu nichts Anderm, ald zur Ablöfung der dazu gebö— 
rigen Berechtigungen verwandt, auch die Ablöfung auf Feine Weife 
verzögert werde. — Eobald alle zu einem Gewerke gebörigen Berech— 
tigungen abgelöfet find, hört die Abgabe gänzlich auf. Gef. v. 7. Sept. 
4811. $. 48 bis 50 

Die Gewerbeberechtigungen ruhen fo lange, ald der Beſitzer fich 
nicht zum Gewerbebetriebe qualifizirt; M. N. vom 8. Dez. 1822. 


124. Da durch dad Haufir-Regulativ vom 28. April 1824 alle 


ihm entgegenftebende ftatutarifche Vorfchriften aufgehoben find: M. R. 
‚vom 21. De. 1824, 


fo dürfen die Inhaber der Gewerbefcheine in dem, im $. 22 
des Regulativs beſtimmten Maße ihr Gewerbe auch da ausüben, wo 
Erflufivberechtigungen den beftehenden Betrieb der nämlichen Gewerbe 
noch jegt verhindern. M. R. vom 3. Mai 1897; 

125. Wenn die Krage darüber entfleht: 

4)06 Jemand ein Gewerbe auszuüben berechtigt, daher die Ertheis 
lung des dazu erforderlichen Patents cx titulo speciali 44 Vers 
langen befugt fei? | 

2,05 der yon einem Dritten gegen die Gewerbebetreibung des Pas 
tentirten erhobene und auf frühere Verträge fundirte Wider 
fpruch eine Entihädigungsverbindlichfeit des letztern begründe? 


+ 
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3) vb daher auch von Demjenigen, welcher bis dahin bannpflichtig 
war und uunmehr den Vortheil des freien Gewwerbefvftemd ges 
nießen will, abſeiten des Bannberehtigten ein erweislicher Scha⸗ 
deuerfaß gefordert werden Fönne? 


fol es bei dem Vorfchriften der Verordnung vom 26. Dezbr. 1808, 
wonach der Weg Nechtend einem Jeden offen fteht, welcher feis 
nen Aufpruch auf einen fpeziellen Rechtstitel gründet, 

fein Bewenden haben. | 


Ueber die Befugniß auf den Grund eines Patents oder Gewers 
befcheind ein Gewerbe zu treiben und Ausübung und Umfang findet 
aber Fein Prozeß Statt. M. R. vom 10. April und 4. Nov. 1827. 


[Von Patenten.) 126. Patente find Berechtigungen zur ausſchließ⸗ 

| lichen Benutzung einer neuen felbjt erfundenen, bes 
trächtfich verbefferten oder vom Auslande zuerſt eingeführten und zur 
Amvendung gebrachten Sache, in fo fern diefe Berechtigungen auf 
einen beitimmten Zeitraum beſchräukt find. A. K. O. vom 27. Gert. 
418135 und Publif. vom 14. Oft. 1815. (Breölauer Amtsb. ©. 502.) 


4127. Die Freiheit der Gewerbe wird befchränft, wenn fie einem 
durch ein Patent erlangten Rechte entgegenfteht. Diefelden Allegate. 


128. Wer ein Patent zw haben wünfcht, muß das desfallfige 
Geſuch bei der Provinzial-Negierung anbringen, dieſem Geſuche eine 
ganz genaue Befchreibung und Darſtellung der zu patentirenden 
Sache durch Modelle, Zeichnungen oder Schrift und, fo weit es moͤg⸗ 
lich iſt, durch dieſe drei Mittel zugleich, beifügen; auch fih erflären, 
ob er das Patent für die ganze Monarchie oder für einen beſtimmten 
Theil derfelden und für welchen Zeitraum zu haben wänfbt. Wird 
von Seiten ded Patentirten behauptet, daß er von Jemand in feinem 
Steshte beeinträchtigt worden: fo muß er feine Befchwerde bei der Nes 
gierung derjenigen Provinz, in welchem der Beeinträchtigte feinen 
Wobniig bat, anbringen und gebührt der Negierung mit Vorbehalt 
des Nefurfes an das Finanzminifterium die definitive Gntfcheidung 
üser die Beſchwerde. A. 8. O. vom 97. Gert. und Bek. des Fin, Min. 
vom 14. Oft. 1818. Publ, der Reg. zu Trier vom 18. Oft. 1825. 


(Von Konzessi- 128. Generalfonzeffionen folen nur ausnahınd 
onen.) weife und Fönnen nur von den Minifterien des Hans 
del, des Innern und der Polizei und der Finanzen gemeinſchaftlich 
ertheift werden. Haufirregul; vom 28. April 1824. $. 9. 


129. Die früher ertheilten Konzeffionen find in der Regel unter 
Vorbehalt des Widerrufs ertheilt worden und ihre Juhaber daher zu 
einer Entfhädigung von Seiten des Staats nicht berechtigt, wenn fie 
nach dem Gewerbeftenergefeße vom 30. Mai 1820 aufhören. Publ. 
der Reg. zu Liegnig vom 28. Dejbr. 1820. 
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Abfhn 7. Bon Handwerkern. 


‚(Bauhandwer- 130. Die Hauszimmer⸗- Maurer, Nöhrs, Bruns 
— Röhr- u. nenmeiſter, Muͤhlenwerkverfertiger und Steinhauer, 
ster Mühlen. Dürfen nur nach vorher beſtandener Prüfung ihr Ges 
verfertiger u. werbe ausüben. Edikt vom 7. Eeptbr. 1811 $. 98 bis 101. 
teinhauer.) 9, K. D. vom 18, April 1832, wornach dieſe SS. im gans 
sen Umfange der Monarchie gültig. M. Inſtr. vom 14. 

Mov. 1812, 28. Juni 1821 und 14. Auguft 1833. 


(Ausländische 131. Auch auslindifhe Maurer und Zimmerleute 

Maurer- und dürfen ohne folcbe ihr Gewerbe in den preuß. Staaten 
BEER nicht ausüben, und die Polizeibebörden baben hierauf 
um fo mehr zu wacen, ald es febwiertger ift, gegen Diefe die Ges 
feße anzuwenden. M. R. vom 6. Oft. 1815. Publ. der Reg. zu Liegni 
vom 7. Norbr. ı815 und zu Reichenbach v. 14. Juli 1819. Auch felbf 
allein arbeitend müſſen folche Handwerker Gewerbefteuer entrichten. 
M. NR. vom 22. März 1822, 


(Dach-u. Schie- 132. &8 ijt höheren Orts feitgefebt, daß die Dach⸗ 
ferdecker.) und Echieferdefer anf den Grund eines vom Sreids 
baubeamten beizubringenten Qualififationsattt tes zum ſelbſtſtändigen 
Betriebe ihres Gewerbes zugelafen, und der Prüfung durch die Eras 
minationsfommiffionen überhoben werden Fönnen. Publ. der Reg. zu 
Liognig vom 30. Novbr, 1818. Ä Ä 


(Landhandwerker.) 133. Den Landhandwerkern, welche das Meis 
fterrecht bei ſtädtiſchen Zünften gewonnen haben, oder 
noch gewinnen, ift es geftattet, Gefellen und Lehrburſchen, Die jedoch 
bei der Zunft ein und ausgefchrieben ſind, zu halten, und es iſt das 
durch die entgegenitchende Vorfchrift des Negierungspatent3 vom 25. 
Suni 1735 aufgehoben. Verfügung des Min. des Handels vom 2. Zunr, 
1824. Publ. der Reg. zu Gtraljund vom 14. Jan. 1824. 
(Fliekarbeiten.) 134. Der Betrieb der Maurerflidarbeiten auf den 
Grund eines *zrlaubnißfcheins des Kreisbaubeamten ift 
erlaubt. Diefe Flickarbeiter find aber ausdrücklich wur auf Ausweis 
en, Neparaturen an Putz, und Wiedereinzieben einzelner ausgefals 
Iener Steine, Mauers und Dachziegel eingefchränft. Edikt v. 7. Sept. 
1811. $. 101. 

Es werden auch dazu gerechnet, die Reparaturen für die Maus 
vers und Zimmergefellen, der Dachlatten, der Reparaturen der Fuß 
böden, allenfall® auch Legung derfelben, Anfertigung von Thuͤren 
und Fenfterfaden, desgleichen von Treppen vor den Häufern in Fleis 
nen Städten und auf dem platten Laude, Anfertigung und Ausbeffes 
rung von Bretterzännen and Stafeten, die Anfertigung und Ausbefs 
ferung Peiner Ställe und ähnlicher laudwirthſchaftlicher Peiner Bes 
bälter, und die Reparatur ded Belags der Brüden und deren Ges 
länder. Publ. der Reg. zu Reichenbach vom 16. Mai_1817, der Reg. zu 


Münfter vom 21, Dft, 1823. M. R. vom 1. und 3. Mai, 21. Juni 1814 
und 15. April 1825. 
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Auch wird nach den Lofalverhäftniffen das Reinigen der Ofen 
röhren Dazu gerechnet. Publ, derf. vom 28. Juni 1823. 

Dei gehöriger Qualififation der Maurergefellen ift ihnen die 
Erlaubuiß zu Flickarbeiten nicht zu erſchweren. M. R. v. 2. April 1827. 


135. Den Flickarbeitern im Zimmer⸗ und Maurergewerbsbetriebe 
kann die Befugniß, Gefellen zu halten, nicht eingeräumt werden. M. 
R.,vom 31, San. 1827. 


136. Im Allgemeinen erfcheint eine Beſtrafung der Bauherrn, 
welche zur Ausführung eined Baues oder einer Hanptreparatur fich 
feiner qualifizierten Handwerker bedienen, zur Grreihung des vom 
Geſetz ausdrüdtich bezeichneten Zweds (Verhütung von Feuersbrüu⸗ 
Ten) nicht nothwendig, weil die ſchon vorhandenen gefeglichen Beſtim⸗ 
mungen, daß nicht approbivte Baubandiwerfer bei Strafe feinen Bau 
oder Feine Hauptreparatur ſelbſtſtandig ausführen dürfen, und daß 
die Bauunternehmer nicht ohne polizeiliche Erlaubuiß, welche zugleich 
die noͤthigen Sicherheitsvorfchriften enthält und in der Ausführung 
polizeilich Fontroflict wird, einen Bau ausführen laſſen dürfen, voll 
Fonmen genügen. M. R. vom 17. De. 18284 

137. Die Beſitzer baulicher Gegenftände dürfen zur Grleichterung 
der Bauten und Reparaturen und im Sinne der Gewerbefreibeit folde 
Arbeiten, welche gejeglih von Flickarbeitern verrichtet werden dürs 
fen, und daher der Ausführung durch approbirte Bauhandiverfer 
nicht ımterliegen, durch ibre Leute verrichten laſſen, wenn fie dad Ges 
ſchick dazu haben, ohne fich eines Flickarbeiters zu bedienen, da deren 
Befugniſſe mir Rückſicht auf Baupolizei fo feitgeftelt worden, daß 
ae — Gefahr aus ihrer Ungeſchicklichkeit zu beſorgen iſt. 

af. Reifr. | 


138. Zu Mühlenflidarbeiten gehört die Verbefferung fchadhafter 
oder die Erfegung abgängiger Theile der einzelnen Räder des Müh— 
lenwerks, 3. B. Einfegung von Triebſtuͤcken, Zähnen und Kammern, 
fo wie der Schaufeln und NRäderarme @. ſ. w. in feinem Sale aber 
die vollſtändige Fertigung eines einzelnen Rades. Der Flickarbeiter 
muß zuvor durch das Atteft eined geprüften Mühlenwerfineifter nach 
weifen, daß er wenigftens 3 Sabre bei demfelben zur Zufriedenheit 
gearbeitet hat. Publ. der Reg. zu Münfter vom 18. Juni 1824. 

130. Approbirte Zimmer » und Maurermeifter dürfen nicht Ges 
fellen, die fich bei ihnen melden, ein Atteſt, daß fie bei ißnen in Ars 
beit ftehen, und in ihrem Namen einen Bau vollführen wollen, ans 
ders ausftellen, al8 wenn fie den im Attefte zu bezeichnenden Bau 
auch wirklich übernommen, und mit dem Bauherrn deshalb Fontrabirt 
haben, bei 5 Thaler Strafe im Kontraventiond Fall, Wird der 
Bau aufjerhalb dem Wohnorte des Meifterd vorgenommen, fo muß 
er von dem Meifter während des Fortgangs wöchentlich wenigftens 
einmal vevidirt werden, bei 3 Thlr. Strafe im Unterlaſſuugsfall. 
Publ. der Reg. zu Frankfurt vom 4. Juni 1818, zu Münfter und mehrerer an- 
derer Regierungen. J 
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Erſtgedachte Strafe ift im Negierungsbezirk Königsberg auf 2 
Thlr. feftgefeßt. Publ. der Reg. daf. vom 12. Norbr. 1811. 

Lepgedachte Strafe auf 5 Ehlr. Publ. der Reg. zu Stettin vom 25. 
Suni 1823. \ 

Das vorgedachte Atteft muß dahin laufen: „daß er, der Mei, 
ſter, den (genau zu bezeichnenden) Bau übernommen, und den Ges 
fellen N. N. bei felbigem angejtellt habe.’ Diefed Atteft muß auch 
der Bauherr mit unterzeichnen nnd die Polizeibehörde des Wohnorts 
des Meifterd beſcheinigen. Publif, der Regierung in Königsberg vom 12. 
September 1811. 

Dieſes Atteſt iſt nicht ſtempelpflichtig. hubl. der Reg. zu Breslau 
vom 10. Novbr. 1829, 

Der Meifter kann fich im vorgedachten Falle niemals der Auf: 
fiht und der Verantwortlichkeit der den Gefellen ‚übertragenen Ars 
beiten entichlagen. M. R. vom 2. April 1827, und 8. Febr. 1830. 


Der Gefelle, welcher ohne den Meifter bei einem Neubau oder 
einer Reparatur betroffen wird, ohne ein folched Atteft zu befiken, 
ift zur Unterfuchung zu ziehen, und wird mit 1 bis 6 Wochen Ges 
fängnißftrafe belegt. Publ. der Reg. zu Stettin vom 25. Jun. 1823. 

Die Zahlung von f. g. Meiftergrofchen ift bei 5 Thlr. Strafe 
und Nücgabe des empfangenen Geldes verboten. Publ. der Regier. zu 
Stettin vom 25. Juni 1823. 

Den Baumeiftern ift durchaus micht zu geftatten, den Meifters 
rofchen von den Gefellen zu beziehen, ohne fi um die Arbeit ders 
elben zu befümmern. Kontraventionen find genau zu unterfuchen 
and zu beftrafen. M. R. vom 4. Febr. 1829. 


Maners und Zimmerarbeiter müflen, wenn fie nicht öffent 
lich und allgemein als approbirte Meiſter befannt find, bei 2 Thlr. 
Strafe, vor Beginn eined Baues ihre Befugniß dazu bei der Ortspos 
lizeibehoͤrde nachweiſen. 

Ungeeignete Mauer » und Zimmerarbeiter find nicht zuzulaſſen 
und die Fortfegung eined etwa angefangenen Baues fofort zu ums 
terſagen. | 

| Feder Meifter der einen Gehülfen ohne die Coben) vorgeſchrie⸗ 
bene Beglaubigung außerhalb feines Wohnorts abſchickt, oder diefe 
Beglaubigung nicht nach der geordneten Form ausftellt, oder der den 
aufterhafb belegenen Bau nicht wöchentlich wenigftend einmal residirt, 
verfällt in drei bi8 5 Thlr. Geldfirafe. Die wöchentliche Revifion 
muß mit Datum, Ort und Namensunterfchrift auf dem Attefte jedes⸗ 
mal, und zwar für den bloßen Unterlaſſungsfall bei 1 Thlr. Etrafe, 


vermerft werden. Meffr. des Gen.-St.-Dir. vom 18. April 1826, Publ, der 
Reg. zu Frankfurt vom 4. Juni 1818 und m. a. Meg. 


140. Gegen denjenigen, welcher sin Gewerbe anfängt oder fort 
feßt, wozu eine befondere polizeiliche Qualififation erforderlich ift, foll, 
wenn er diefe nicht hat, lediglich nach $. 2. des Ediftd vom 2. Nov. 
1810, welcher den fechöfachen Betrag der Steuer als Geldbuße feſt⸗ 
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fest, verizgren werden, und es kaun nicht noch eine andere Polizeis 
firafe Statt finden. M. R. vom 19. Nov, 1827. Siehe auch $. 12 u. 67. 
(Strafe der Bau- 141. Banmeifter, die bei einem Baue oder einer 
—— Neparatur, oder bei der Auswahl der Materialien 
_ haben) dazu, wider die —— anerfannten Regeln der Baus 

kunſt dergeftalt gehandelt haben, daß daraus eine Ges 
fahr für die Bewohner oder das Publikum entfteht, follen die Fehler 
auf eigene Koften zu verbeffern augehaften werden. A. 2. R. IL. 10. 
$. 768» . 

Verfallen fie zum zweitenmole in dergleichen Fehler, fo ift ihnen 
außerdem die fernere Treibung ded Gewerbes bei 1 bis 2 jähriger 
Gefängnißftrafe zu unterfagen. Daf. $. 769. 

Der Vorwand, daß der Bauberr die fehlerhafte Führung des 
Baues, oder den Gebrauch der untauglichen Materialien felbit ver 
langt oder genehmigt habe, fol dem Baumeiſter niemals zu Etatten 
kommen. Daf. $. 770. ee 
(Pumpen - und 142. Das Erforderniß einer ſachverſtaͤndigen Prüs 

Brunnenma- fung der Pumpen» uud Brunnenmacer ſoll auf die 
eher.) Verfertigung ſolcher Pumpen, welche mit Brunnenans 
lagen, Roͤhrenſtrecken und andern a ; bei deren unzuverläffigen 
Ausführung gemeine Gefahr obwalten kann, in Verbindung fleben, 
befchränft werden; dagegen ift Die Verfertigung lofer Pumpen, Schiffs⸗ 
pumpen und dergl. ohne eine ſolche Prüfung der Geſchicklichkeit nache 
zugeben. A. 8. DO. vom 24. De. 1831, M. N. vom 7. Febr. 1832. 
[Schornsteiufegeri] Wegen der Echornfteinfe er, fie e: Feuerpolizei 
Sit, vi. Rap. g, Abſchu. 1. s iz 
[Befupniss der 143. Jedermaun kann fo vielerlei Gewerbe gleich 
Gewerbbetrei- zeitig neben einander treiben, ald er wil. Ausnahmen 
benden.] hiervon finden in fo fern Statt, als fie in $. 20. ded 
Geſetzes vom 2. Novbr. 1810 feftgefegt find, oder durd die Landes 
polizeibebörde noch befonders angeordnet werden möchten. Gef. vom 7. 
Septbr. 1811. $. 79 und 80. - 

Den Zrödfern kann der Betrieb eined andern Gewerbes, nas 
mentlich der Ankauf und Verfauf neuer Sachen, nicht verwehrt wers 
den. Auch darf ein Trödler, der zugleih Echneider ift, die Erzeugs 
niffe feiner eigenen Arbeit und derjenigen, welche er auf Beſtellung 
aus felbit gelieferten Materialien hat fertigen laffen, verfaufen, ohne 
daß er dadurch im gefeßlichen Einne des Wortd ein Kaufınanı wird 
und deshalb zur Entrichtung des höheren Bürgerrechtögeldes verbuns 
den if. M. R. vom 10. Dejbr. 1821. 

Eutftehen Zweifel über die Grenzen der Gewerböberechtigung: 
-fo Be die Eutſcheiduug den Polizeibehörden. Gef. vom 7. Septbr. 
1811 $. 57, 58. Ä 


Abfchn. 8 Bon Zünften und dem BZunftzwange. 
144. Wer bisher nicht zünftig war, Tann da, wo Zünfte beftes 


* 


- * 
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. ben, unter Beachtung der Vorſchriften 1 bis 5 des Gewerbepolizei⸗ 
gefeßes vom 7. Sepsbr. 1811, und in fo fern er die Vorfchriften der 
Gewerbefteuerverordnungen befolgt, jeded Gewerbe betreiben, ohne 
deshalb genöthigt zu fein, irgend einer Zunft beizutreten. Daf. $. 6. 


145. Die Pflichten der Zünfte gegen Andere, namentlich gegen 
wandernde Gefellen, gehen daher einen folchen nichtzüunftigen Profejjios 
niften nichts am. M. R. vom 10. Juli 1820. Ä 


146. Die Vorſchrift des A. 8. R. IT. 8. $. 18. wornach ein 
Seder, der in der Etadt, wo Züufte beftchen, ein zunftmäßiges Ges 
werbe betreiben will, ich in denfelben aufnehmen laſſen muß, ift das 
ber da wo das angeführte Gefeg publizirt it aufgehoben. 

In den vormals fächfiichen Landestheilen jedoch, wo noch der 
Zunftzwaug bejteht, erſtreckt fich derfelbe nicht auf die mit Gewerbes 
feinen verfehenen Hauſirer nach $. 22, ded Haufirtegulativs vom 28. 
April 1824, 


147. Es find anch die in den Spezialinnungsartifeln mehrerer 
Leinweberinnungen in gedachten Landeötbeilen enthaltenen Beſtimmun⸗ 
gen wegen der Befugmß zum Weben für eigenen Bedarf, oder zum 
Verweben eigenen Garns zum Verkauf, aufgehoben. Publ. der Reg. 
zu Merſeburg vom 1. April 1832, 


148. Die in den Älteren Provinzen beftehenden Zünfte ſelbſt find 
durch das Gefeg vom 7. September 1811 nicht aufgelöfet, vielmehr 
ift deren Aufhebung geſtattet. Es finden daher auf Diefelben, in Bes 
giehung auf die Verhältniffe als Korporation, die desfalliigen geſetzli⸗ 
hen Beſtimmungen überall Anwendung. M. R. vom 8. März 18:0. 


149. Die Bedingungen, unter welchen Gewerke ſich auflöfen, 
und die Befugniß der Landespolizeibehörde, Gewerke zu jeder Zeit 
für aufgelöft erftären zu dürfen, find im Gefeße vom 7. Eeptember 
1811 $. 19 sqg. (Geſetzſ. ©. 263) enthalten. Nur die Abficht liegt 
dieſem Gefege zum Gruude, die Auföfung der Jünfte im Fortgange 
der Zeit von ſelbſt herbeizuführen, und die Auflöfung wird durch die 
vorged. BR Beſtimmung $. 19 sqq. fehr erleichtert. Abgaben 
daher bei Aufnahmen son Lehrliugen u. f. w, an die Kirche ꝛc. hören 
mit der Zunft felbit auf, da Feine Lehrlinge se. dann von der Zunft 
mebr angenommen werden. Bon Entfchädigung dafür kann bei Auf- 
hebung einer Zunft Feine Nede fein. MM. R. vom 10: Juli 1820. 

150. Die in den Zunftartifeln vorgefchriebene Wanderpflicht der 
günftigen Dandwerfögefellen ift aufgehoben, Dagegen Tann die Auf: 
nahme als züunftiger Meifter ohne Genehmigung der Negierung nicht 
vor der Zeit, im welcher früher das Wandern vorgefchrieben, Statt 
finden. 4. 8. O. vom 1. Auguft 1831. [v. K. 9. 1832. Heft. 2. No. 82.1 


151. Bei der Aufficht auf Zünfte ift zu unterfcheiden: 

4) Diejenige Aufficht, welche fich auf die inneren Geſellſchaftsverhält⸗ 
niffe Der Gewerbe bezieht, 3. B. auf die Schlichtung der zwi⸗ 
ſchen Meiftern und Gefellen, oder unter der einen oder andern 
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Klaffe derfelben entftehenden, auf die Verfaffung des Gewerbes 
Bezug babeuden Streitigkeiten, und überhaupt auf alle Angeles 
genheiten, welche auf deu Grund der Zuuftartikel oder in deren 

Ermangelung auf den Grund ftaturarifcher Vorfihriften, oder der 

Verfaſſung des Orts entſchieden werden Pönnen, ſobald fie auf 

die äußeren geſellſchaftlichen VBerßhituiffe der Gewerbe zu dem 

Staat oder dem Publikum feinen Einfluß haben; und 
2) diejenige Aufiicht, welche die Ruͤckſicht auf die allgemeine polis 
zeifiche Orduung und Sicherheit im der Etadt erfordert. 

Die Ansübung der ad 1 erwähnten Beanfiichtigung liegt dem 
Maägifträten in ihrer Etelfung als Kommumalbehörden, der ad 2 
aber den Polizeibebörden 06. Wo beide Behörden in einer Ortste 
börde vereinigt find, bat die legtere in beiden Fällen die Aufficht, 
M. R. vom 11. Dezember 1821. 


152. Wegen Verfaffung der Zünfte, allgemeinen Pflichten der 
felben gegen die Kinder ihrer Zunftgenofen, des Zunftzwanges, des 
Meifterrechts u. ſ. w ſiehe U. L. R. 11. 8. $. 192. sqq. 


153. Ueber Beeinträchtigungsftreitigfeiten der Gewerbe unter 
ſich follen „feine Prozeffe jtatwirt, vielmehr ex aequo et bono von 


den Regierungen eutfihieden werden A. N. O. vom 19, Aug. und Zirf. 
vom 9. September 1806. (Meue Ediktenf. Bd. 12 ©. 749. 


Abſchu. 9. Bon Meittern, Gefellen und Lehrlingen, zünf- 
tige und unzüuftige. Gegenfeitige Rechte und Pflichten 
und polizeiliche Befugniffe nnd Obliegenbeiten. 


a, Meister. 154. Det Obrigkeit eines jeden Orts ift es über— 
laſſen, ſtatt unnüger Meifterftücde andere mehr nuͤtzliche 
u verordnen, und auf ſolche, und nicht auf die den Handwerfern 
—* beliebige und gewiſſe Stücke die Meiſterſchaft zu ertheilen. 14, 
tent wegen Abftellung der Mißbräuche bei den Handwerkern d. d, Wien den 
16. Auguft 1731 und Berlin den 6. Auguft 1732 (Mylius Ediktenſ. Bo, 5, 
Abth. 2. Kap. 10. ©. 765.) | 
155. Wenn Jemand in einer Stadt in⸗ oder außerhalb Landes 
Meifter gewefen ift, und ſich in einer andern Stadt, in welcher ſich 
eine Innung befindet oder unter der Innung begriffen ift, fegen will, 
fol derfelbe gegen Erlegung der Gebühren an die Rathskämmerei 
und am die Kirche wegen des font gewöhnlichen Wachfes ohne weis 
tere Umftände in die Innung aufgenommen werden, wenn er von 
feiner Obrigkeit ein Atteſt beibringt, daß er von dem Gewerke des 
Orts mittelit Verfertigung des üblichen Meiſterſtücks zum Mitmeifter 
aufgenommen fei und das Handwerk darauf betrieben babe. Hand: 
werfsprivilegien der verfchiedenen Gewerbe in der Kur:, Neu: und Altmark, 
Brandenburg ıc. [Mplius Ediktenſ. Bd. 5. 


156. Obrigfeiten ſollen dahin fehen, daß junge Meifter mit den 
Zunfts und Aufnabmekoſten ze. nicht übernommen werden; auch fteht 
ihnen frei, gefchiefte Künftler und Handwerker von den zu großen 


u ! 
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Koſten, nach Belchaffenheit der Umſtaͤnde dispenfiren, auch ſolche 
Perſouen, ſelbſt wider den Willen der Zunft, zur Meiſterſchaft gelans 
gen zu laſſen. Das $. 154. alleg. Patent. 


157. Ausländifche Profeffioniften follen bei ihrer Aufnahme ale 
Mitmeifter der Iunungen in folgenden Fällen geringere Koften ent⸗ 
richten: 


4) Wenn ein Ausländer bereits Meifter geweſen, iſt er von den 
Abgaben an die Gewerbs⸗, Kämınereis, Armens, Kircheukaſſe, 
an die Beifiger und an die Meifter frei. Es fteht ihm frei, 
aus eigenem Willen an die Meifter für ihre zweimalige Zur 

ſammenkunft etwas zu erlegen. Re 

2) War er noch nicht Meifter, desgleichen; er muß aber dem. Mel 
fter, in deſſen Haufe er fein Meiſterſtück verfertigt, für: die ihm 
verurfachte Unbequemlichkeit entjchädigen. Re 

3) Fordert der Ausländer wegen feiner Aufnahme eine außeror⸗ 
dentlihe Zufammenkunft der Junung, fo muß er die gewöhuli- 
chen Fordergebühren mit 15 Sgr. zur Lade, uud 20 Sgr. für 
den Beifißer zahlen. 

4) Die vorftchenden Vorrechte hat der Ausläuder, mern er fich durch 
Bebauung einer wüften Hausftefle etablirt. | | 

5) If der Yuständer ein eingewanderter Gefelle, fo hat er blos 
an die Kirche und Armenfafe das Gewöhnfiche, und im Sale 
ad 3) das dort bemerkte zu entrichten. Grlangt er aber 

6) durch Heirath oder font im Preuß. Staate Vermögen, fo wird 
er wie ein Iuländer behandelt, und hat Feine Begünftigung zu 
erwarten. R. vom 3. Oktbr. 1771. (Mı Eu ©. Bd. B. a. ©. 339.) 


158. Wegen des Rechts, Lehrlinge und Geſellen zu halten, fiche 
A. L. R. 1. 8 $. 268, sqq. 

Auch, derjenige Geiverbetreibende, der nicht zünftig war, iſt be; 
techtigt, Lehrlinge und Gefellen zu halten. Gef.vom7. Septbr. 1811. $.7. 


159. Denjenigen Landhandwerkern, welche das Meifterrecht bei 
ſtaͤdtiſchen Zünften gewonnen haben oder Fünftig noch. gewinnen, ift 
allgemein geftattet Geſellen und Lehrburſche zu halten, die jedoch bei 
der Zunft eins und auszufchreiben find, M. R. vom 2. Zar. 1824 

Der Meifter, welcher fchon zwei Gefellen in der Werfftätte hat, 

fol von den eingewanderten Feine eher befommen, bis feine Mitnels 

er damit ebenfalld verfehen find, oder bis fie Feine mehr verlangen, 

jedoch steht es ihm frei, mit Vorwiffen des Altmeifters fi Gefellen 
zu verfchreiben. 

Die & 155 angefühtren Handwerksprivilegien. 


b. Lehrlinge. 160. Nachweis der ehelichen Geburt zur Aufnahme 
als Lehrling ift nicht erforderlich, Das $. 154 angeführte 


\ Patent, 
Auch nicht in der Provinz Sachſen. 4. 8. O. an 8. Juni 1833: 
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Eine Zunft kann mie die Aufnahme der Lehrlinge vertveigern, 
die koͤrperlich oder offenbar geiftig zur Erleruung des gewählten Hands 
werks untauglich find. A. 2, MR. IT. 8. $. 280. 


461. Wegen der zünftigen Lehrlinge ſiehe A. R. I. 8$ 


278. 8 . 

Kr unzünftigen Gewerbetreibenden wird die Lehrzeit, das etwas 
nige Lehrgeld, Lohn, Koft und Behandlung bios durch freien Vertrag 
bejtimmt. Gef. vom 7. Gert. 1811. $. 8. 

Was davon verragsmäßig nicht beftimmt ift, wird nach ärtlis 
licher Gewohnheit ‚beurtjeilt. Dar. 9. 9. . 

Was diefe fei, entfcheidet in Streitigfeitsfällen die Ortspolizei⸗ 
behö 


rde. Daf. $. 10 
Die Lehrzeit bei dem zünftigen Handwerkergewerben ift auf 3 
Sabre beſtimmt. Die $. 185 angef. Handw.- Privil, 

162. Wegen der gegenfeitigen Pflichten und Nechte des Meifters 
und der Lehrlinge, fihe U. L. R. II. 8. $. 292. sqq. 
So wie dem Meifter nach vorftehenden gefeßlichen Beftimmungen 
dad Necht zur Züchtigung feiner Lehrlinge zufteht, fo auch die Ver⸗ 
pflichtung dazu, daher kann auch nur bei thaͤtlicher Widerfeglichkeit 
der letztern die Polizeibehörde durch Beftrafung derfelben zu Hülfe 

kommen. M. R. vom 28. Septbr. 1835. 

163. Abgehenden Lehrlingen und Gehülfen darf der Lehr» oder 
Lohnherr ein Zeuguiß über ihr Betragen und ihre bewiefene Gefchids 
Jichfeit nicht verfagen. Gef. vom 7. Sept. 1811. $ 11. 

Died Zeuguiß gilt Statt des Lehrbriefes oder der Kundfchaft, 
wenn die Ortöpolizei daranf bezeugt, daß ihr der Ausfteller als ein 
unbefcholtenee Mann bekanut fei, der das darin benannte Gewerke 
ſelbſtſtaͤndig treibe und daß er vor ihr die Nichtigkeit des Inhalts 
anerfannt habe, auch ihr felbit das Gegentheil nicht bekauut ſei. — 
Daf. $. 12. 

Es find daher die Zünfte nur zur Losfprechung folcher Lehr⸗ 
linge berechtigt, welche bei einem der Zunft augehörigen Meifter ges 
Ierut haben, umd es find die Zünfte zu einem die voritchenden geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften abaͤunderuden Beſchluſſe nicht berechtigt, MR, vom 
18. Juni 1831; 

Es kaunn bei denjenigen ————— welche noch beſonders 
einer Prüfung ihrer Geſchicklichkeit unterworfen find, nicht verlangt 
werden, daß fie ihren Lehrbrief vorzeigen. Um ihr Handwerk ſelbſi⸗ 
fündig zu betreiben, kommt es lediglich darauf an, ob fie fich bei der 


Prüfung Hinfänglich theoretiich uud praftiich geübt erweilen. M. |. 
vom 4. Juli 1829. 


165. Die Zöglinge des Mititärfnabeninftituts zu Annaburg, wel⸗ 
che in den Werkftatten dieſer Anftalt aufgenommen, darin ausgelernt, 
und durch ein vom Lehrmeiſter uud vom Direftor des Inſtituts aus: 
geſtelltes Atteſt als qualifiziert auerfannt werden, follen Denjenigen, 
die ein Handwerk zunftmäßig erlernt, und vom Gewerk förmlich Io 
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gefoeochen find, gleich geachtet werden. A. 8. O. vom 3. Deibri 1836 
v.8. 9. ©. 1118. 


€. Gesellen, 166. Siehe A. 8, N. ll, 8 $. 323, sqq. 

Die Wanderpflicht der zünftigen Handwerksgeſel⸗ 
Ien ift aufgehoben. Vor Ablauf der durch die einzelnen Innungsar⸗ 
tikel zum Wandern beftimmten Zeit follen fie aber nicht ohne Geneh⸗ 
migung der betreffenden Regierung, nach Borfchrift des A. L. R. II. 
8. $. 329., zur Erlangung des zunftmäßigen Meifterrechts zugelaſſen 
werden, A K. DO. vom 1. Auguſt 1831. (0. 8. A. ©. 472.) 

Anfprüche, welche reifende Handwerker unter dem Vorwande ber 
Wanderpflicht am ihrer Gewerbögenoffen oder an Gemeinen machen, 
find daher zurückzuweiſen. M. R. vom 12. April 1832. | 

Wegen der Wanderpäffe fiehe Fremden: und Paßpolizei, und wegen Ablei⸗ 
ftung der Militärpflicht wandernder Handwerksgeſellen, fiehe "Aushebung. 

167. Da nur aus den Kuudſchaften der umberziehenden zünftigen 
SHandwerfögefellen zu erfehen ift, ob fie Arbeit gefucht und erhalten 
haben: fo ſolleu die Polizeibehörden ihnen die Kuudſchaft abforderir 
und fie nöthigen, bei einem länger ald dreimonatlichen Aufenthalte in 
einer und derfelben Stadt eine anderweitige Kundfchaft von dem Ges 
werfe zu loͤſen. M. R. vom 6. Dezbr. 1823. 


168. An Geſellenherbergen ift Peiner gebunden. M. R. vom 9; 
Auguſt 1820 

169. Durch ein Reſtr. des Finanzminifteriumg ift in Auſehung 
des fo genannten Gefellenumfchaus verfügt, daß: 

1) jedem Meifter und Gefellen nach feiner Wahl erlaubt iſt, ſich 
Arbeiter oder Arbeit zu ſuchen wie er will; 

2) wenn ed ihm. beliebt, beides im Wege der Umſchau, aber auch 

auf jede andere Art bewirkt werden faun; | 

3) Fein Gefelle verpflichtet ift, auf die Umſchan fich berumführen, 
= Fein Meifter ſich die Gefelen auf diefe Art vorführen zu 
laſſen; un 

4) wenn ein Meifter oder Gefelle 68 verlangt, der Altgefelle den 
feiernden Geſellen umberzuführen verbunden ift, und. 

5) aber dem Altgefellen,. welcher dies nicht will, erlaubt ift, fein 
Altgefellenamt Deshalb miederzulegen. Publ der Reg. gu Potsdam 
vom 29. Febr. 1816. 

Wegen Berpflegung der auf Wanderfchaft erfranfter Handwerkägefelfen, 
fiehe Armenpolizei. 

170. Der fo genannte Blauemontag bringt den Staat um eine 
zweimonatliche Arbeit, reizt die Meifter und Gefellen zur Ueppigfeit, 
und zieht ihnen nothwendig Armuth zu. Deshalb ift verordnet: 

41) Der Meifter, deſſen Gefelle den Blauenmontag feiert, hat folches 
bei der Ortsyolizeibehörde bei 2 Thaler Strafe fofort anzuzets 
gen; der Gefelle wird zum erften Male mit-8 Tage, im zwei⸗ 
ten Falle mit 14tägigem Arreft bei Wafjer uud Brod beitraft; 
das Dritte und folgende Mal aber, als ein boshafter Uebertreter 
der Geſetze mit 4 wöchentlicher Zuchthausſtrafe — 


* 
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2) Iedee Wirth darf bei 2 Ehlr. Strafe zur Armenfaffe Peinen 
in Arbeit ftehenden Gefellen des Montags, vor geendigter Abends 
arbeitzeit ald Gaft dulden oder ihm Getränke verabreichen, Pos 
lizeidiener erhalten von Denunziatiouen den vierten Theil der eins 
gehenden Strafen. Edikt vom 24 März 1783. $. 1 — 3, N. Evil 
tenf. Bd. 7. ©. 2058.) | 

- 474. Streitigfeiten zwifchen Gewerdtreibenden und deren Ges 

huͤlfen und Lehrlingen find von den Polizeibehörden nach den Vor 
fehriften de8 A. ER. 11. 8. 5. 179 — 400 zu entfcheiden, 

Auch in Hinficht der nicht zünftigen Handwerker deren Gefellen 
und Lehrlinge hat die Ortöobrigkeit in Folge der Beltimmungen des 
F. 6 — 10 des Ediftd vom 7. Novbr. 1811 in der nämlichen Art 
pofijeifich einzufchreiten, wie dies im $. 356 sqqg. des A. ER. a. a. 
D. in Betreff der zünftigen Handwerker vorgeſchrieben iſt. M. R. »- 
24. Okt. 4820, und 15. Diärz 1829. 

Die Vorſchriften des afleg. Edikts F. 6 — 13. incl. begründen 
die Kompetenz der Ortspofizeibehörden, in allen, dad Verhältuiß us 
zünftiger Lehrlinge und Gefellen zu ihren Meiftern betreffenden Fils 
fen, welche in Beziehung auf das Recht der Zunft, auf Annabme 
und Entlaffung bei den einer Zunft angehörigen Lehrlingen und Ges 
fellen, den Magifträten zur Kognition überwiefen worden find; daher 
ed auch Fein Bedenken leidet, Lie alleg. Beftimmungen des N. L. R. 
$. 356 1a wie gegen zünftige, fo auch gegen unzünftige Lehrlinge 
und Gefellen durch die Fompetente Polizeibehörde, innerhalb der Greus 
zen des Polizeiveffortd überhaupt, in Anwendung zu bringen. M. R. 
dom 20. Juli 1829, 


172. Wegen rn und Abgang der Gefellen, wegen deren 
Rechte unter fich, ſiehe WEN. 1. 8. $. 378 — 400. 


173. Wegen des durch Handwerfögefellen und Cehrlingen anges 
richteten Schadens haben die Meifter die den Dienfiberrichaften auf 
gelegte Pflichten. (Siehe Tit. VI. Kap. 12. Abſchn. 2.) A. L. R. J. 6. 8. 68. 


Abſchn. 10. Bon Abdeckern. 


174. Wo bereits zureichende. unter Öffentlicher Autorität etablirte 
Abdeckereien vorhanden ſind, ſind keine neue zu geſtatten. — Dieſe 
Einſchraͤnkung iſt jedoch nur als eine landespolizeiliche Maßregel aus 
zuſehen, aus welcher für die Berechtigten ſelbſt Fein Widerſpruchs⸗ 
recht berzuleiten if. — Wo Feine Öffentlichen, ausſchließlich angeord⸗ 
neten Scharfrichterei = oder Abdedereibezirfe vorhanden find, ſteht es 
den Regierungen frei, fo viele Anfegungen von Abdeckereien zu ver 
ftatten, als das Beduͤrfniß der Gegend erfordert, jedoch ohne irgend 
etwas Ausfchließendes dadurch zu Fonftituiren. M. R. vom 26. Febr. 1817, 


145. Bei etwaniger Verpachtung einer Abdederei, fteht es jedem 
Eigenthümer frei, fein gefallenes Vieh felbit abzuledern oder durch 
feine Dieuſtleute abledern zu laſſen. Macht er von diefer Befugniß 
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feinen Gebrauch, fo iſt es die Pflicht der Abdecker, das todte Vieh 
auf gefchebene Auſage fogfeich abholen zu Taten, wofür er die Haut 
umd die üblichen Ausfuhrgelder erhält. Will der Eigenthümer ſich 
im erviten Falle mit dem Verſcharren des Kadavers nicht befaffen, fo 
muß er das todte Vieh mit Haut und Haar nach den gewöhnlichen 
Euderftellen fchaffen und auf denfelben abledern, wegen der Bezahlun 
für die Verfcharrung aber mit dem Scharfrichter fich einigen. Wi 
der Eigentgümer auch das Verfcharren beforgen, fo muß das Ables 
dern ebenfalls auf den Luderjtellen gefchehen und erhält der Scharfe 
richter für die Aufficht aufdas Verfcharren 10 a und der Grund» 
befiger für den Quadrat» Fuß des Raumes der Grube 8 Pfenninge, 
Die Grube iſt mit 3 Fuß Erde zu bededen. Publ. der Reg. zn Pot 
dam vom 26. Septbr. 1817. 


176. Den Unterthanen Täftige Gerechtfame find den Abdedern 
in den Kontraftbedingungen nicht einzuräumen, M R.v. 26. Febr. 1817. 

Wo jedoch Fein Zweifel über die Zuftändigkeit des unbedingten 
BVerbietungsrechtd obwaltet, und die Privilegien deshalb Feinen Vor⸗ 
behalt enthalten, hat die K. Negierung die Abdecfereiberechtigten ges 
gen jede Beeinträchtigung durch Selbſtabledern der Viehbeſitzer zn 
vollen Umfange des Privilegiums zu ſchuͤtzen. M. R. v 25, Febr. 1828. 


Tit. IX. » 
Degepolizei 


(Einleitung.) 1. Zur Unterftügung des Handeld gehört weſent⸗ 

lich die öffentliche Sicherheit auf allen Straßen, Siehe 
Sicherheits: und Ordnungspolizei. Nächft derfelben müffen aber die Lands 
und Wafjerftraßen ſelbſt in gutem Zuftande fein, weil fie den Vers 
Fehr erleichtern und befördern, auch auf deu Marftpreis der Güter 
einen bedeutenden Einfluß behaupten. 


Kap. 1. Von Laudſtraßen und Wegen im Allgemeinen. 


(Begriff.) 2. Wege, die von einer Grenze ded Landes zu 
einer andern, oder von einer Stadt, von einem Poſt—⸗ 
oder Zollamte entweder zu einem andern, oder zu Meeren und Haupt 


rag werden Lands oder Heerſtraßen genannt, A, L. R. 
II. 15. $ 1. 


(Rechte des 3. Ohne befondere Erlaubuiß des Staats darf ſich 
Dtants iu Dezie- Niemand eine Verfügung über ſolche Straßen anınas 
en) pen. Daſ. $. 2. 

Auch alddann nicht, wenn die Verfügung an ſich dem Gebraudhe 
der Straße für die Neifenden unfchädlich wäre, Daf. $. 3. 

4. Der Staat hingegen ift berechtigt, folche Straßen, fo wie er 
es zum gemeinen Velten dienlich findet, zu verändern und zu verle⸗ 
gen. Jedoch muß er alsdaun die Eigenthümer der Grundftüde, über 
welche die verlegte Straße geht, entſchaͤdigen. Daſ. 5 4 und 5. 
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(Befugniss der 5. Wenn ein Kommunikationsweg feit einem zur 

Are _ Verjährung erforderlihen Zeitraum Öffentlich beuutzt 

Erhaltung der Worden: fo ift die Polizei befugt, einen folchen bereits 

Kommunikati- vorhandenen Weg ir Beten des Publifums zu erbais 

'onswege.) fen, und zu verhindern, daß diejenigen, über deren 
Grund und Boden er geht, das Publifum in der Bes 
nutzung deffelben nicht befchränfen. M. R. vom 6. Oft: 
1829. 


WDorfhecken u 6. Dorfbeden und Schlagbäume auf allen öffent, 

Schlaghäume.) lichen Wegen find verboten. M. R. vom 1. Zuli 1833, 

Publ. der Meg. zu Münjter vom 12. Gertember 1816, Arnsberg vom 6. Febr. 

en vom 21. Suli 1819, Gumbinnen vom 6. April 1820, u. m. 

(Ressortrerhält- 7. Von den Königl. Minifterien des Innern und 

—— = — der Juſtiz iſt Folgendes für die Nheinprovinzen bes 
ini) . ſtimmt: . 

er 4) Die Koͤnigl. Regierungen baben das Necht, bins 

ea fichtlih der Staats» und Bezirföftraßen polizeilis 
| m che Verordunngen zu erlaffen, insbefondere and 
über die Entfernung der aufzuführenden Gebände von diefen 
Straßen, fo wie über die Bauliuie. 

2) Gleiche Befugnifjerhaben die Bürgermeifter hinfichtlich der Ges 
meindewege. 

3) Die ad 1 und 2 erlafienen Verordnungen find für die Gerichte 
verbindlich, | 

4) Das Befchränfen oder Beſchaͤdigen eines öffentlichen Weges wird 
mit einer öffentlicher Geldbuße von 1 bid 5 Thalern bejteaft, © 
— der Verpflichtung zur Herſtellung in den vorigen 

ud. 


5) Die Nichtbeachtung der von den Königl. Negierungen gegebenen 
ei zieht ebeufalld eine Gelöftrafe von 1 bis 5 Thalern 
n 


6) Desgleihen der DOrtöpolizeilichen von 10 Sgr. bis 2 Thlen, 


b. auf der rech- Hinfichtlich der Wegepolizei auf der rechten Nhein⸗ 
ten Rheinseites] ſeite im Düffeldorfer Bezirk behält es bei der Weges 
ordnung vom 18. Juni 1805 und bei den Vorfchriften des A. L. R. 
in den Kreifen, wo daffelbe gültig it, fein Bewenden R. des Kön. 
Dberpräf. der Nheinvrovinzen vom 14. Mai und Publ. der Reg, zu Düſſel⸗ 
dorf vom 18. Juli 1829. | 


Kap. 2, Vom Gebrauche der Sandftraßen ꝛc. 


8. Wer das Necht hat, auf einem Wege zu fahren, darf auch 
darauf reiten, mit Karren fahren und Vieh au Stricken darüber führen, 
Aus diefer Befugniß folgt aber nicht das Necht, das Vieh darüber 
zu treiben; und chen fo wenig umgekehrt, aus dem Rechte des Vichs 
treibens die Befugniß zum Fahren. 1.8 R. LS5 66 — 68. 


u 
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(Gleiche Wagen- 9. Zu den Provinzen Kurmark, Neumark, Vors 

geleise.) und Hinterpommern müffen alle Achfen von Kutfchen, 
Shaifen, Poft-, Fracht⸗ uud Bauernwagen von der Mitte der Felge 
des einen bis zur Mitte der Felge des andern Rades 4 Fuß 4 Zoll 
Prenfifch betragen. 

Desgleihen im Königreiche Preußen. Hier follen auch Feine 
andere Echlitten gebraucht werden, ald deren Kapen oder Schleifen 
ohne die Kröpfung eine Länge von 5 Fuß 6 Zoll und ein 2 Fuß 
9 Zoll breites Geleiſe haben, 

Im ganzen Provinzialverbande der Mark Brandenburg und des 
Markgrafthums Niederlaufig, in-den Provinzen Sachen, Pofen 
und Pommern gelten die Vorfchriften wie in der Kurmark und we⸗ 
gen der Schlitten im Großherzogthum Polen die Vorfihrift wie im 
Koͤnigreiche Preußen. In der Provinz Weftfalen follen alle zwei⸗ 
und vierrädrige Wagen, Karren und fonftige Fuhrwerke, von der 
Mitte der Felge des einen bis zur Mitte der Feige des andern Nas 
des 4 Fuß 4 Zoll oder 5 Fuß 9 Zoll Breite haben. Neglem. für die 
Kur: u. Neumarf, Tor: u. Hintervommtern v. 14. März 1805. (Meue Edif- 
tenj. 1805 No. 22.) Allh. K. O. für dag Hönigr. Preußen v. 21. Suli 41897. 
für Weftfalen vom 30. Juni 1829, für Brandenburg vom 23. Auguft 1829 
und 12. Mai 1835, für Sahfen vom 10. Juli 1830, für Pofen vom 21. Aug. 
1830, für Pommern vom 30. DOftober 1831. — Giehe auch $. 13. — 

10. Stellmacher und Schirrmacher dürfen bei drei Thlr. Straff 
Feine andere, ald die vorgefchriebenen Achfen einrichten urd Schmiede 
bei gleicher Strafe Feine andere mit Beſchlag verfehen. Bei wieder 
holten Kontraventionen wird die Strafe verdoppelt. 


Die VBorfchrift, daß in der Kurs und Neumark, Vor⸗ und Hins 
terpommern die Strafe 20 Thaler betragen, und Stellmacher bei 2 
Thlr. Strafe verpflichtet fein follen, deu erften Buchftaben ihres Nas 
mens und Wohnort3 mit der Jahreszahl auf den von ihnen verfer 
eigten Wagen einzubreunen, it aufgehoben. a. a. O. 


11. Wer fich eines Fuhrwerks bedient, welches die vorbes 
ſtimmte Einrichtung nicht bat, der foll durch die Polizeis oder We⸗ 
acbeamten fo wie durch die Gendarmerie angehalten, zur mächften 
Ortögerichtöbarkeit gebracht, und in eine Geldftrafe von Einem bis 
Fünf Thalern für den erften, und von Zwei bis Zehn Shalern fir 
den zweiten und Die folgenden Kontraventionsfälle genommen ters 
den. Diefe Strafe, welche in die Armenkaſſe des Orts fließt, Wwo 
die Koutraveution eutdeckt wird, trifft den Gigenthümer des Fuhr⸗ 
werks, ſoll jedoch von dem Reiſenden und Frachtführer mit Vorbe⸗ 
halt ſeines Negreſſes an den Eigenthümer erlegt werden. — Für 
eine und dieſelbe Neiſe bis zum Beſtimmungsoͤrte ſoll nur einmal 
Strafe Statt finden und der Reiſeude über deren Erleguug mit ei⸗ 
ner Beſcheinigung verſehen werden. a. a. O. 


12. Von dem Gebrauche, obiger Vorſchrift entſprechender Fuhr⸗ 
werke, find allein ausgenommen: a. faämmtliches Mititairfubrwerk, 
jedoch nicht dasjenige, welches Privateigenthum einzelner Militaird 


616 1. Tit. IX. Wegepolizei. 


iſt; b. ſaäͤmmtliche Kutſch- und Luruswagen; c. fremde Fuhrwerke 
oder Fahrwerke aus folchen Provinzen (des preußiſchen Staats), tu 
welchen Feine oder eine andere allgemeine Giurichtung der Wagens 
geleife vorgefchrieben iſt. a. a. O. " 

13. Des Königs Majeftät haben ferner allgemein wachzulafs 
fen geruht, daß ſolche Fuhrwerke, welche ihrer ausfcließlichen Bes 
fimmung nach nur im Bereiche gepflafterter Strafen gebraucht wers 
den Fönnen, ald Biertwagen, Handwagen, Schleifen, Wafferfufen, 
Feuerfprigen, Leichenwagen von obiger VBorfchrift ausgenommen wers 
den koͤunen. Hubl. der Reg. zu Münfter vom 25. Oftober 1834. 


Desgleichen haben des Königs Majeftät auch den unbefchränften 
Gebrauch der Droſchkeu mit ſchmalenn Geleife zu gejtatten geruht. 
Yubl. derf, vom 3. Dezember 1834. | 


(Freier Ge- 14. Den einem Jeden freiftchenden Gebrauch der 
— — Landſtraßen muß ein Jeder fo ausüben, daß der Aus 
| dere an dem gleichmäßigen Gebrauche des Weges 
nicht gehindert, noch zw Zänfereien oder Thätlichfeiten über das 
Ausweichen Anlaß gegeben werde, 1. 8 R. In 18. $ 28. 


(Vorrechte der 15. Alle Neifende und Fuhrleute, ohne Unters 
Posten.) ſchied, müffen den ordinairen und Grtrapoften, wenn 
diefe hinter ihnen Fommen, oder ihnen begegnen, aus dem Wege fahren 
— ohne Schwierigkeit vorbeilaſſen, ſobald der Poſtillon ins Horu 
. Daf. $. 26. 
Der Kontravenient verfällt in eine vom Generalpoftamt einzus 


ziehende Strafe. Poſtordn. vom 26. Novbr. 178%. [Neue Ediktenſ. Br. 
7. ©. 1726,] | 


(RechtemPflich- 16. Die gegenfeitigen Rechte und Pflichten wegen 
ten der Kut- des AYusweichens find im A. L. N. 11. 15. $. 27 — 38 
————— enthalten. Beim Befahren der Brüden muß Jeder 
herrschafteu.) Die Ueberfahrt der ihm entgegenfommenden, vordinais 

ren und Ertrapoften, außerdem aber dad größere und 
fehwerere die Ueberfahrt des Teichtern und fchnellern Fuhrwerks in 
angemeflener Entfernung erwarten. Das Vorbeifahren darf im dies 
fen Fällen nie anders ald im Schritt gefchehen. Bei großer Duns 
Felheit müffen Fuhrleute auf den Brüden und an beiden Seiten ders 
felben durch ein deutliched Zeichen mit der Peitfche oder auf fonftige 


— bemerkbar machen. Publ. der Reg. zn Stralſund vom 16. Nov 
(Fusssteige.) 17. Sebahnter Bußfteige auf offenen Feldiwegen Faun 

ein Seder fich bedienen. Hat aber der Eigenthümer 
den gemeinen Gebrauch folcher Fußſteige dur Graben, Kreuze, 
Schlagbäume,, oder andere dergleichen Merkmale unterfagt, fo kann 
nur derjenige, dem eine befondere Vergünftiguug eingeräumt worden, 
davon Gebrauch machen. A. 2, R. 1.22. $. 63, 64. 


18. Wer das Recht hat, über dad Grundftüc eines andern zu 
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geben, darf ſich defen weder zum Neiten, noch zum Fahren, auch 
‚mit einrädrigen Karren bedienen. Daf. $. 68. 


Kap. 3. Anlegung und Ausbefferung der Wege 
und Brüden. 


19. Zeder Reuanlegung oder Verlegung eines Weges muß zur 
Ueberficht der Gruudſtücke, welche davon durchſchnitten werden, auch zur 
Ermittelung der Grundentſchaädigung, in der Regel eine Vermeſſung vors 
hergeben, Die zur Vermeidung doppelter Koften gleich fo einzurich— 
Ten, daß fie zugleich bei der Katafter- Fortfchreibung für die Schals 
tung der Karafterfarten bei der Gegenwart, dienen Fönnen. Die 
Bermefungen find deshalb auf Auszüge aus den Katafterfarten 
zu bafiven, im welche Die au den Grenzen der Grundſtücke veranlaßs 
ten Acuderungen mit rorhen Linien und rotheu Meffungszahlen einzus 
trageıt find. Neffe. der Neg. zu Münfter vom 10. Aug. 18585. 


[Unterstützung Alle Anträge auf Unterftügung aus Staatsfonds 
aus Staats zur Beförderung gemeinnügiger Weges und Brüdens 
ehe anlagen, fo wie — des Unterhaltungsbedarfs 
stehenden We- für Die dem Fiskus zur Laſt ſtehenden Wegen uud 
gen.) Öffentlichen Bauwerke muͤſſen im Dezember für 
das folgende Jahr, gehörig motivirt, eingereicht fein. 
Reffr. der Reg. zu Münfter vom 49. Aug. 1852. ; 
Koftenanfchläge und Baupläne dürfen von den Baubeamten nicht 
eher angefertigt werden, bis die erforderlich und disponibel zu mas 
chenden. Geldmittel in Erwägung gezogen find, und feftgeftellt iſt, 
auf wie hoch der Plananfcblag höchſtens zu berechnen. Refkr. derfelb. 
vom 10. Mai 1856 nad höherer Vorfchrift, 
[Gefährliche 20. Wo auf öffentlichen Kommunitationswegen 
Stellen.) ſchwache Brüden oder ſouſtige, für ſchweres Fuhrwerf 
gefaͤhrliche Stellen vorhanden ſind, iſt ed angemeſſen, durch Wars 
nungstafeln das Befahren derſelben mit dergleichen Fahrwerk abzu— 
rathen, und fo weit es in den Kräften der Polizeibehörden ſteht, zu 
verhindern, Publ. der Reg. zu Münfter vom 18. Suni i834, 


. [Schutz- oder 21. Schußs oder Prellpfaͤhle, Die fih an den öf— 
Preljpfähle.] fentlichen Wegen abgebrochen vorfinden, müffen durch 
neue erjegt und alle Pfaͤhle wenigfteus zur Höbe von 3 Fuß fehräg 
gefegt werden, damit Unglück, welches im fpeziellen Falle fchon 
vorgekommen, vorgebeugt Werde, Reſkr. der Reg. zu Münfter vom 24. 
März 1855: 
[Seitengräben.] 22. Eine moͤglichſt vollftändige Ableitung des 
,Waſſers ift die erfte Forderung der Wegebefjerung, 
befonder8 im Lehmboden. Hierzu dient die Aufräumnng der vorhaus 
denen oder Die Ausgrabung neuer Seitengräben, welche 2 bis 4 Fuß 
Unterbreite und eben fo viel Tiefe haben muß, je nachdem der Weg 
höher oder Kiefer Liegt. — Die Grabenwände müffen um fo fhräger 
fein, je weniger die Erdart Feſtigkeit hat, in der man eingräht, — Alle 
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Seitengräben muͤſſen mit dem Wege felbft einerlei Gefälle Haben. 
Publ. der Reg: zu Gumbinnen vom 42. April 1817. 

Die Graben müffen dofirt werden, um den Nachfall der Erde 
zu verhüten, und bet Rand derfelben ift am beiden Seiten mit Ro 
ſen zus belegen, Wegeregl. für Weftpreußen vom 4. Mai 1769. 

Die Gräben im feften Boden erfordern nur anderthalb bis weis 
füßige Doffirung. Inſtr. der Reg, zu Bromberg vom 20. Nov 1817. _ 


[Verbesserung 23. Die vorzüglich beim Lehmboden fo ſehr nothivendige 

beim Lehmbo- Trockenheit der Landftraßen wird, neben einer vollitäns 
- digen Abwäflerung, aud Durch eine gegen das angren 
zende Terrain möglichht erhöhte Lage befördert, und «8 gehört hier⸗ 
ber zugleich eine gewölbte Oberfläche der Straße. Br Diefer Erboͤ⸗ 
bung, jo wie zur dauerhaften Ausfüllung Der ausge abrenen Berties 
fungen, ift Kies und Grand das vorzüglihe, auch grober Sand ein 
gutes Material, befonders im zähen ſtreugen Lehmboden. Publ. der 
Peg. zu Gumbinnen vom 12. April 1817. 


(Wegebesserung 24 Um Wege im Sandboden für die dürre Jahr 
un) Sandbo- reszeit weniger läjtig zu machen, bleibt oft nicht8 aus 
- ders übrig ald eine Fremdartige Beimifchung, wozu man 
haufig mit Bortheil Torferde augewandt hat. Daſſ. Publ. 


(Lebendige 25. Der Fürſtlich-Lichtenſteiniſche Kammerburgs 
Strassen.) graf Blumenwig zu Zägerndorf in Oeſtreichiſch⸗Schle⸗ 
fien kam durch die Betrachtung der’ Weidenfafchinen an Ufern, de 
zer Feftigfeit und ſteter Begründung, zuerft auf den Gedanken, in 
niederen, feuchten, fumpfigen Gegenden, Straßen, mittelft Aeften von 
Weiden, auf eine leichte und wohlfeile Art dauerhaft herzuftellen. — 
Gr legie fie wirklich im Jahre 1815 auf der Herrfchaft Zägerndorf 
find zwar da an, wo ihr größter Theil zwiſchen Jägerudorf und 
Froppau die Potitraße bilder, und ziemlich ſtark von Frachtwagen 
befahren wird. Nach 4 Jahren waren fie in dem äußerſt feuchten 
Hinter, in dem regenvollen Monat Auguft und in dem naflen No— 
sennber 1819 — wo man fonft die 2%, Meilen betragende Fänge 
von Zägerndorf nah Troppau mit einem leichten Fuhrwerke nur in⸗ 
nerbalb 6 bis 7 Stunden, mit einem befrachteten, Wagen innerbafb 
2 58 3 Tagen erft zurüczulegen im Stande war, fo gut, troden 
ud fabrbar, daß man felbft von den fchwerften Fuhrwerken Feine 
fonderlich tiefe Eindrüde des Geleifes bemerkte. Der allgemeine Ber 
fall, weichen diefe Straßen erhielten, bewog ihn, das Rähere darüber 
in einer eigenen kleinen Schrift befaunt zu machen. 
Diefe Strafen paffen gerade auf einen Boden, wo wegen deſſen 
übermäßigen Näffe jede andere Bauart viel zu koſtbar kommen, oder 
ar nicht auszuführen fein würde am ällerbeiten, weil Die weidenen 
Zweige, welche das Grundbette der Straße bilden, in einem ſolchen 
durch Ziehung der Seitengraben zwar entwäfferten, aber immer uoch 
ſehr feücht bleibenden Boden, befonderd gut gedeihen, und durch ibs 


G 


von üppigen Wuchs und das veichliche um fi) Wucheru der Wurzel 


J 
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triche den Straßendamm in Kurzem dicht durchwachſen. Man glaubt 
faft nicht, welches dichte Pflanzengewebe, gleich einem Filz, fi) von 
Millionen kriechender Wurzeln ud Wurzelfafern durch einen einzigen 
Sommer hindurch in einem folhen Weidenbett bildet. Nach wenigen 
Jabren verwächt alles zu einer einzigen Maffe, uud das Weidenbette 
wird, wenn die Oberdede nur mir einiger Achtfamfeit gehörig unters 
halten wird, zu einer folchen Grundfeſte, daß die leichten Fuhrwerke 
fanft und leicht darüber hinwegrollen, ſelbſt ſchwere Srachtwagen, 
ohne merfliche Anftrengung der Pferde darüber bingleiten, und wegen 
der Glaftizität der Unterlage nie ein tiefes Geleife einfchneiden, 


Diefe Straßen vereinigen folgende Vorzüge: 
1) find fie woblfeil in der Anlage; 2) werden fie zweckmäßig ans 
gelent, je länger deſto dauerhafter; 3) find fie feicht zu unters 
yalten; 4) haben fie einem Öfongmifchen Augen, und find 5) von 
gefülligem Anſehen. 
Man fehe das Nähere in Blumenwitz, die lebendigen und vegetabilifchen 


Etraßen, Brünn 1820. — Mationalfalender für die deutſchen Bundesftaaten 
auf Das Jahr 1828 von Andrei. 6. Jahrg. ©. 104. 


(Triften und . 26. Die Triften bei den Dörfern und die hohlen 
—— Be Wege follen bei tiefem Schnee ansgeworfen und paffas 
ERS He gemacht werden. Megeortn. für Pommern vom 25. Zum. 


1752, für Preußen von 24. Juni 1764, für Geldern vom 14, 
Gert. 1769. 


(Strassen am 27. Etrafen am Fuße der Berge, die auf der 
Abhange der andern Seite ein abhängiges Thal haben, oder wo ein 
. er Strom an der Seite ſich befindet, müffen an dem Abs 

pelahrilı . 5 ” n 
che Wege.) hange bin mit einem Geländer verfehen, oder es müf 

fgn ſtatt derfefben große Felditeine nahe am einander 
gelegt werden, fo daß nicht über legtere gefahren werden oder fonft 
ein Unglück fich ereignen kann. Wegereglem. für das Herzogthum Gleve 

vom 2. Febr. 1768. 

28. Alle Brüder, befonderd die auf Öffentlichen Wegen über 
Gräben und Bäche führende Fußbrücken find mit haltbaren Gelän- 
der, und zwar die fetteren wenigftend an einer Seite, bei einer zu 
bejtimmenden Geldftrafe, zu verfeben. Publ. der Reg. zu Arnsberg vom 
6. Febr. 1817, Wegereglem. für das Herzogth. Geldern vom 14. Sept. 1764. 


(Vernachlässigte » 29. Wenn Jemand Die ibm obliegende Unterhal⸗ 
angehen tung Öffentlicher Gebäude, Wege, Brüden u. f. w. ver 
Brücken) _ machläßigt, und die an ihn ergangene Anfforderun 

fruchtlos geweſen iſt; fo ſoll die Obrigfeit die nöthis 
gen Reparaturen von Amtswegen veranftaltenz die Koften aber von 
hm durch Exekution beitreiben laffen. A. 2. R, 11, Tit. 20. $. 771. 


(Erhebungsbe- 30. Erhebungsberechtigungen für Straßenanfagen, 
rechligungen dig nicht zuvor vom Miniſterium genehmigt find, wer⸗ 
enaularen) den unbedingt zurückgewieſen. M. 9. vom 29. Aug. 1826. 
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(Grundsätze 31. Da, wo bie franzoͤſiſche Kommunalgeſetzge⸗ 
über die Art bung noch gilt, müffen die Kommunalwege entweder 
Werchesserun, durd) Geldbeiträge nach dem Steuerfuße Caus der 
— Gemeindefafje mithin) Franz. Gef. vom U. Frimaire an 
den, wo die VII. Großherz. Berg. Gef. vom 17. Dejbr. 1811. Urt. 8. 
fremdherrische oder durch Naturalleiftungen gebaut werden. Geſ. vom 


Kommunalver- 4, Thermidor X. und berg. Gef. vom 18. Dezbr. 1808. Art. 
fassung gilt.) 28 und 40. | 


Wo die Gemeinden (Gemeinderat) ſich für die ere Art 
ausiprechen, da kann folches nach Dem Art. 6. des letztged. franz. Ges 
ſetzes nachgelaffen werden, uud ift daun desfalls Antrag bei der Nes 
gierung zu machen. Reſkr. der Reg. zu Münfter som 2. Juni 1835. 

32. Da nach Vorftehendem die Raturalleiftungen nur die Geld 
beiträge vertreten, fo kann unterlaffene Raturalleiftung nicht durch Pos 
lizeiftrafe geahndet werden, viehmebr if nur Schadenserſatz in Ans 
fpruch zu nehmen, der nöthigenfalls erekutiviſch beigetrieben werden 


fol. M.. R. vom 9. Febr, und Reſkr. des Oberpräſ. von Weftfalen vom 5. 
Wär; 1835. 


33. Die vormald Eremten müfjen zu Leiftungen und. Lieferuns 
gen Behuf der Wegereparatur, in den ehemals zum franz. Neich ges 
börenden Landestheilen, (worin das franz. Gefeß vom 6. Oftbr. 1791 
gilt, nach welchem Seet. IV. Art. 2. die Kommunikatiouswege auf 
Koften der Kommüne nach dem Verhältuiß der Grundfteuer in Stand 
gefegt werden folen) von den Landräthen im Auftrage der Negies 
rung durch fchriftich dazu zu beauftrageude Kreisboten oder Polis 
zeidiener aufgefordert werden, um. Prozeffe gegen die Gemeinden zu 
vermeiden. — Nepartitionsliften über Lieferungen müffen von der 
Regierung feſtgeſtellt fein. Reſkr. der Reg. zu Münfter v. 19. Juni 1828. 

34. Hinfichtlich der Fuhrengeſtellungen zu Wegearbeiten ift noch 
zu bemerken. daß das Edift vom 28. Oftbr. 1810 und das Negulas 
tiv vom 29. Mai 1816. (Geſetzſ. S. 201.) wegen der Rurusjtener 
fi) nur allein auf den Vorſpaun bezieht, der früber z. B. bei Mitis 
tärvorjpann als allgemeine Landespflicht geitellt werden mußte, 


nicht aber auf andere Gemeindelaften. Publ. der Reg. zu Münfter vom 
1. Novbr. 1816. . 


[Zeit derWege- 35. Zu der — — welche nicht anders als 
besserung.) durch bloße Erde geſchehen Tann, iſt vorzüglich eine 
trockene Fruͤhjahrswitterung die gumftigfte. Wenn während, oder kurz 
nach einer folchen Wegebefjerun Negen eintritt, fo ift diefe Ausbeſſe⸗ 
rung fchlimmer als Feine. Iſt fie aber bei einer trockeuen — 
witterung geſcheben, fo ift die Ausfuͤllungsmaſſe in wenig Tagen aus⸗ 
getrodnet, und kaun alddann fofort geegget werden, was hierbei 
hauptſächlich nothwendig bleibt. Alsdann wird diefe Ausfüllung fich 
eben und gleihförmig feftfahren, und die Wegebefferung iſt dann, 
auch ſelbſt bei ungünftigem Boden und Material, in der Negel gut 
uud dauerhaft. — Jede Fruͤhjahrbeſſerung der Landſtraßen muß noch 
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Im Juui, zwiſchen der Saatzeit und Heuernte, Er werden, ins 
dem dam jede bedeutende Erdausfüllung fich gefenft hat, folglich eis 
ner Nachfüllung und erneuerten Planirung bedarf, Yubl. der Reg. zu 
Gumbinnen vom 12. April 1817. 


[\Vegebau-Na- 36. Zu den Gemeindearbeiten und andern nachbar⸗ 

türaldienste.] licher Pflichten, zu welchen ein jedes Mitglied der Ges 
meinde Dienfte und Beiträge leiften muß, wird der Negel nach auch 
die Audbefjerung der gemeinen Wege und Brücken gerechnet. A. 8. 
R. U. 7. $. 37. 

In Etädten, two die Städteordnung gift, ift nach Diefer zu vers 
fahren, und darnach müfjen alle Kommunallaſten nach den Kräften 
und dem Vermögen der Einwohner vertheilt, nicht nach der zeitheris 
gen Ginrichtung verfahren werden, Diefe Einrichtung kann aber, 
wenn auch gehörig nach dem Gefege modifiziert, benugt werden, um 
den Einwohnern die baaren Geldbeiträge zn erfparen, oder fie doc 
zu vermindern, wenn zwar die Koften für Wegebauten nach Gelte 
verauſchlagt, und folche auf fanmmtliche Einwohner vertheilt, jedoch 
dabei beitimmt wird, daß jeder Einwohner dieſe feine Beiträge durch 
Fuhren oder Handdienfte, welche nach einem gewißfen Preife im Nor: 
aus anzujchlagen, abtragen kann. — Magifträte mögen das Erfors 
derliche deshalb mit den Stadtverordneten verabreden. M. R. vom 
9. Febr- 1835. 

37. Auch bei Anlegung neuer Wege kanu der Staat von den, 
nach der Landesverfafjung zur Wegearbeit überhaupt verpflichteten 
Einwohnern, welche von dem neuen Wege Vortheil haben, Dand- 
und Spanndienfte fordern. Daf. IL 15. $. 16. 


[Pflichten der 38. Die Einwohner der an der Straße liegenden- 
an den Stras- Gegend find nach gemeinen Rechten zur Arbeit mit Hand» 
— vera Spaundienſten bei Unterhaltung und Befferung der 
halb.] Wege nach der Anordnung des Staatd verbunden. — 

Dieje Verbindlichkeit erftredt fi) auf alle Einwohner, 
durch - deren Diftrift, Kreis oder Kirchfpiel dergleichen Laudſtraßen 
geben, und die nach den Geſetzen oder Landesverfaffungen zur Ges 
meinarbeit verpflichtet find. — Wo durch Provinzialgefege oder bes 
fondere Wegeordnnungen die Verbindlichkeit zur ee der Land» 
ftraßen näher oder anders beſtimmt ift, hat ed dabei auch in Zufunft 
lediglich fein Bewenden. Daf. $. 13 — 15: | 


[Ressortverhält- 39, Die Frage: wer zur Wegebefferung verpflichtet 
— rt fei? ift eine reine Kandespolizeifache. Wie ſchon die Na- 

Wogebesse. ft der Sache ergiebt, findet darüber Fein Prozeß Statt, 

rungspflicht.] da Polizeifachen allein zum adminiftratisen Reſſort ger 
hören. Die N. Verordnung vom 20. Dezbr. 1808. $. 36. beftätigt 
dies, indem darnach Fein Prozeß Statt findet: über die Verbindlich; 
feit zur Errichtung allgemeiner Anlagen und Abgaben, denen fünmt- 
lihe Einwohner eines Staats, oder alle Mitglieder einer gewiſſen 


Klaffe, uach der beficheuden Landesverfaffung unterworfen find. 
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Ueber die polizeil. Verfügungen der Negierungen ſteht der 
Nechtend nach $. 38. daf. nur daun offen, wenn die Klage auf 
nen ſpeziellen Nechtötitel gegründet wird. Reviſions-Erkenntniß in Sa 
chen der Gemeinde Weftfirchen, refp. deren Vorftardes; Verklagten und Nevis 
denten wider die Bohrner Marfen:Interefienten, Kläger und Reviſen; d. d 
Halberfiadt den 25. Febr. 1831, publizirt zu Münfter den 18. April 1831. , 
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[Bepflanzen der 40. Das den öffentlichen Wegen fehr nachtbeilige 
Wälle an den Bepflanzen der Wille an der gegen die Gräben abhäu— 
Wege, * genden Seite, welches häufig, beſouders an neueu Auf 

j walungen in getheilten Marken vorkommt, ift verbo— 
ten, und eventuell ſofortige Wegräumung derartiger Bepflauzung| vers 
ordnet. Publ. der Reg. zu Münfter vom 21. Suni 1825. 


(Bepflanzen der 41. Die Berflanzung der Öffentlichen Landitraßen 
Landstrassen mit Bäumen dient bauprtfächlich zur Sicherung des 
. Publikums bei Nacht ſowohl, ald bei Tage, bei tiefem 

Schnee u. f. w., wo die Wege nicht zu unterfcheiden find, daher es 

als Pliht der Gemeinden anzufehen ift, Daß alle öffentlichen Wege 

zur polizeilichen Sicherheit derfelben mit Bäumen bepflanzt werden, 

Es müſſen daher die Landrätbe fich ſolcher Bepflanzungen Durch die 

Gemeinden oder Privatuntenebmer wmöglichit augelegen fein Laffen, 

Edikt für das ge Preußen vom 7. Juni 1765. Wegereglem. für Weit 

preußen vom A. Mai 1706. Publif, der Reg. zu Münfter vom 26. Juli 1828. 

der Meg. zu Opreln vom 15 Nov. A816. u. m. a. Rt. 

Die Nutzungen der au den Landftraßen gepflanzten Biume Fom- 
men in der Regel demjenigen zu Gute, welcher die Bäume gepflanzt 
bat, Muß ein Anderer, ald der, welcher die Pflanzung zuerſt auges 
lege hat, dieſelbe unterhalten, fo kommt diefem die Nugung der 
Baͤume zu. A. 8 N. IE 18, 8.9. 10. 


(Zweckmässig- 42. Es iſt nöthig, die für den Boden paffende 
steBaumarten, Holzgattung zu pflanzen, um des guten Erfolgs vers 
—— fihert zu fein. Auf fruchtbaren mit Lehm und Damme 
zung us War- erde vermengen Sand pflanze man Obſtbäume, oder 
tang der Bäu- wenn man Died nicht will oder kann, Buchen, Nüftern, 
me.) Ahorn, Linden, Roßkaſtanien. Iſt der Boden ſchlech— 
ter, fo wähle man Birken, Ebereſchen, Pappeln, auch Noßkaſtanien 
und Finden, und auf Boden, der am Untergrunde feucht und naß 
ift, wähle man Weiden, Erlen oder Schwarzpappeln. Hat mar Obik 
baͤume gepflanzt, welches Freilich am einträglichften tft, fo verſäume 
man nicht, felbige von Naupen befreit zu balten, auch den Boden 
4 Fuß um den Stamm herum in dem Herbite aufbaden zu laſſen, 
und die Umbindung mit Strauchwerf fo fange zu unterhalten, als der 
Stamm fo dick und die Ninde fo hart geworden ift, daß Dafen und 
Schafe fie nicht mehr benagen können. Publ. der Reg. zu Oppeln vom 
8. Febr. 1819. VBenefendorfd oeconomia Forensis Bd. 7. ptſick. 1. 55. 254. 
301 — 316 enthäft aud) eine zwectmäßige Anweilung zur Bepflanzing der Wege. 


” 
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43. Die an die Kunftftraßen zu pflauzenden Bäume müffen nach 
Beichaffenheit des Bodens genommen werden. Bäume, welche die 
Aeſte wagerecht über den Weg bintreiben, 3.8. Eichen, Buchen, Ka⸗ 
ftanienbäume, Linden u. f, w. und überhaupt folche, deren Aeſte nicht 
möglichft aufwärts im die Höhe geben, fud zum Bepflanzen der Wege 
nicht fo tauglich, als Pyramiden⸗, Schwarzjs und Zitterpappeh, 
Ahorn u. f. w., Waldbäume aus Didichten verpflanzt, gedeihen nicht; 
nur einzelne oder auf der Nord» und Weftfeite ftehende Bäume kom⸗ 
men im Kreien fort. Vom Minifterium des Handels, der Gewerbe und 
des gefammten Baumefensd genehmigte Anwerfung zur Anlegung, Unterhaltung 
und Inftandfegung der Kunftftraßen vom 24. Dezbr. 1825, $. 92 und 95. 

44. Gegen den Grabeubord wird ein Feiner Wal um die Bänme 
angelegt, damit die von der Straße abfließende,; mit Dünger gemifchte 
Feuchtigkeit das Fortkommen der Bäume befördere. Daf. $. 95, 


45. Zur Beförderung der wilden und der Obftbaunpflanzungen 
an öffentlichen Straßen und Wegen ift vom Königlichen Finanzmi 
nifterium der Preis fowohl der Waldholzpflänzlinge, als auch der 
Baumpfähle heruntergefegt. Es füllen daher die zur Befeßung der 
Kunftftraßen und Wege braucbaren PM länzlinge von Ebereſchen, 
Weißbuchen, Birken, NRoßfaftanien, Linden, Nüftern, Efchen, Ahorn, 
Eichen, u. f. w., wenn fie aus den Dicichten genommen werden, Dad 
Stück zu zwei Pfenninge, wenn fie aber aus Forfibaumfchulen abge⸗ 
geben werden koͤunen, dad Stück zu drei Pfenninge verkauft werden. 


Der Preis der Baumpfähle, welche 9 bis 10 Fuß lang und 2 
bis 2, Zoll im mittlern Durchmeſſer dick find, find zu zwei Pfens 


ninge fürs Stüd beftimmt. Zirfularreffr. des Din. der Finanzen vom 12, 
Dez. 1828. 


Die Königlichen Regierungen find angewieſen, von diefen Preiss 
ermäßigungen nicht nur für die Bepflanzung der Kunftftraßen Ge— 
brauch zu machen, ſondern folche auch zur Beförderung der Bepflau— 
zung der übriger Straßen und öffentlichen Wege zu benutzen. M. R. 
vom 7. Ran, 1829. | 


46. Die Pflanzung zur Herbtzeit und zwar bei nicht zu feuch— 
ter Witterung ift da am vortbeifbafteften, wenn wegen Mangel au . 
Waſſer Fein Anfchlämmen der Plänzlinge ftatt haben kann; fonft bat 
die Frübjahrspflanzung, wegen der fürzeren Dauer des kränkelnden 
Zuftandes des Stammes, den Vorzug. Publ. der Reg zu Stralfund v. 
1A April 1818. | ; 

Die Baumlöcher müffen einige Zeit der freien Luft ausgefeßt, es 
muß darin etwas guter Boden gebracht, die Bäume beim Verpflau— 
zen eingerammt, bis zur Einwurzelung öfters begofjen, und die wilden 


Schoͤßlinge abgebrochen werden. Publ, der Reg. zu Reichenbach von 20, 
Auguft 1818 u.m.a. 


47. Die Bäume müffen ſtets an den inneren Grabenbord nach 
dem Wege bin gelebt ‚werden; Publ. der Reg. zu Gumbinnen v. 42. Avril 
1817. vorlaͤugſt der inneren Seite des Grabens und parallel mit 
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diefem, Inftruftion der Reg. zu Bromberg vom 20. Nov. 1817. und nicht 
außerhalb der Seitengraben, damit fie den nächtlichen Neifenden Nur 
gen gewähren, und ihnen zur Bezeichnung des Weges, um. nicht in 
die Gräben geworfen zu werden, dienen. Publ. der Reg. zu Opveln vom 
8. Febr. 1819. ſtets 2 bis 3 Fuß außerhalb der Gräben. Publ. der 
Peg. zu Stralfund vom 14. April 1818. 


48. Bei der Anlage der Baumpflanzungen ift nothwendig, daß 
fie zu der Straßenbreite, welche im Landſtraßen⸗, und Wegereglement 
vorgefchrieben ift, pafe, und daß dadurch nicht die Wege verengt 
werden. Es iſt daher vor Pflanzung: der Bäume zu verfuchen, ob 
. den zu bepflanzenden Wegen eine mehr geradere Richtung oder grö 
Bere Breite gegeben werden koͤune. Stellen fich diefem nicht unüber⸗ 
windfiche Dinderniffe entgegen, fo ift beides vorher zu verauſtalten. 
Publ. der Reg. zu Reichenbach vom 7, Mai 1817. _ 

Bei Strafen von 2% bis drei Nuthen Breite find die innerhalb 
ber Gräben auf den Rand der Straße, 1', Fuß von demfelben cut 
fernt, in gleichen Eutfernungen son zwei Nuthen zu ſetzen. Bei ei 
ner en Breite der Straße müfen fie auf den äußerſten Rand 
des Grabeus zu ſtehen kommen, welches jedoch möglichit zu vermeis 
den iſt. Publ. der Reg. zu Reichenbach vom 20. Aug. 1818 u. m. a. 

Die Entfernung der Bäume nad der Länge der Kuuſtſträße it 
in der Regel 18 Fuß, wo aber plauzbare nicht häufig zu haben 
find, ift 08 zur Bezeichnung der Straße zureichend, die Bäume au 
fangs bis auf Drei Nutben entfernt zu pflanzen, 
| Wo uber die Bäume dad Abtrofnen der. Straße verhindern 
koͤnnten, muͤſſen diefelben ſehr weitläufig oder nur auf der Nord⸗ oder 
Weitfeite gepflanzt werden. Die $. 43 alleg. Anweif. vom 21. Dezbr. 183 


$. 92. 5 
Ju Königreiche Preußen ift die Entfernung der Pflaͤnzlinge von 
einander innerhalb der Seitengräben auf 12 bis 16 Fuß beftimmt. 
Wegeregim. vom 24. Suni 1764. Publ« der Meg. zu Danzig vom 16. Febr, 


1819. | | 
| In dem Negierungsbezirfe von Bromberg find dergleichen Ent 


fernungen der Baume von einander auf 50 Fuß im Leimboden und 
Wieſeugrunde, von 30 bis 36. Fuß jm Mittelboden, und von 16 bis 
24 Fuß im bloßen Sande angenommen Für den Raum zur Br 
pflanzung kounen der Fahrbahn auf jeder Seite drei Fuß zugefeht 
werden. Inſtr. der Reg. zu Bromberg vom 16. November 1817, 

Ron der — zu Münfter iſt nachgelaſſen, daß die Bäume in 
der Regel zu 5 Ruthen von einander gefegt werden können, infofern 
eine Dichtere Bepflanzung zu viele Koften verurfachen, und vielleicht 
die Beſorguniß einer nachtheiligen Einwirkung auf die Beuutzung der 
anſchießenden Aecker bewirken möchte. 


Wo dagegen die Strafen abhängig Taufen, oder über erhabenes 
Terrain führen, muß, der öffentlichen Sicherheit wegen, unerläßfich 
eine engere Bepflanzung Statt finden, und ed haben die Landrätbe 
die Entfernung dev Bäume mit Nücicht auf die vorhandene Gefahr 
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in jedem einzelnen Falle zu beſtimmen. Publ. der Meg. zu Mönfter vom 


’ 26. Juli 1828. | 
49. Es ift fehr zweckmaͤßig, wenn jedem einzelnen Mitgliede einer . 


Gemeinde‘ beftimmtg Bäume zugetheilt werden, der diefelben nach ges 
gebener Anweifung -zu pflanzen, zu warten und erforderlicheufalls 
auch, wenn fie ausgehen, durdy neue zu erfeßen gehalten ift. 

Die Erfahrung hat gelehrt, daß auf diefe Weife beffer für die 
Konfervation der Alleen geforgt wird, als wenn letztere gemeinfchafts 
liches Eigenthum der Kommünen find, Publ. der Regiernug zu Franke 
furt a. d. O. vom 20. Mai 1820. 

50. Die Pflänslinge, welche zu einer zwechnäßigen Allee dienen 
folfen, e8 mögen Obſtbaͤume oder Waldhoͤlzer fein, müffen 1Y, oder 
2 Zoll im Durchmeffer did und 8 bis 12 Fuß lang fein, oder zu 
diefer Länge abgefchnitten und in einer Entfernung von drei Nuthen 
gelegt werden. Sie Dürfen nicht aus dicht gewachfenen Büfchen ges 
nommen werden, müflen fchön gerade, vollfommen gefund und mit 
hinfänglichen 1', bis 1%, Fuß langen Wurzeln verfehen fein. Yu. 
der Reg. zu Münfter vom 25. Geptember 1821. 

Wegen Ausgraben der Plänzlinge, Befchneiden derfelben, Zu⸗ 
bereitung der Pflanzloͤcher, der Pflanzung felbit, ſiehe die desfallſige 
Belehrung im demjelben Publifandum. 

(Ressortverhält- 51. Die Befchädigung der Bäume an den Lands 
nisse der Poli- ſtraßen foll ald gemeine Polizeivergehung analogifch nach 
nn den $$. 210, 211 und 1490. Thl. 2. Tit. 20 des. A. 
gen und Pri- & NR. mit Einem bie zu Fünf Thalern Geld» oder vers 
mien deshalb.) hältuigmäßiger Gefänguißitrafe durch die örtlichen Polizeis 

behörden behandelt werden. Im Kal jedoch das Vers 
gehen fo bedeutend ift, daß analogifch nach den oben genannten Vor⸗ 
ſchriften eine höhere, als bloß polizeiliche Beſtrafung eintreten muß; 
fo muß die Unterfuchung au den gewöhnlichen Nichter verwiefen werden. 

Mi R. yom 6. April 1811. Publ. der Meg. zu Stargard vom 18. Juli 1811, 

au Stettin vom 22. Aug. 1811 und Eöslin vom 22. Aug. 1811 und des Obere 

landesgerichts vom Pommern von 22. Aug. 1812. 

52. Es follen für gehörig befcheinigte Anzeigen der Baumfrevler 

° Prämien andgefeßt werden. 4. K. D. vom 25. Zuni 1819. Publ. der Reg. 

zu Oppeln vom 28. Febr. 1819. 

53. Die Prämie ift auf 2 bis 10 Thaler nach der Wichtigkeit 
der Anzeigen feßgefegt, deren Auszahlung aus der Negierungshaupts 
Fafje erfolgen Fanı. M. R. vom 23. Dftbr. 1818. | 

54. Die Landräthe und Magifträte find verbunden, Unterfuchuns 
ge gegen die Er zu veranlaffen, diefelben nach dem $. 1490. 

‚ht. 2 Sit. 20. des A. E N. mit einer bis auf 5 Thaler zu bes 
fimmenden Geld» oder verhättnißmäßigen Gefängnißftrafe polizeilich 
zu beſtrafen, und die darüber abzufaffenden und rechtöfräftig gewors 


denen Refolute, in einem Gremplare, der vorgefeßten Regierung zu 


überfenden, auf deren Grund die Prämien fogleih angewiefen ters 
den ſollen. 
al 
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In dem Nefolute muß der Anzeiger bemerkt, und umftäublich 
angeführt werden, daß uud wie feine Anzeige zur Ausmittelung und 
Beltrafung ded Vaumfrevlers geführt bat. 

Da übrigens die Strafe der Baumbeſchädigungen nach Maßgabe 
der Erheblichkeit diefer Befchädigungen auch bis zu einer Gefängniß— 
oder Zuchthausſtrafe von zwei Jahren nah dem $. 1491. Thl. 2. 
Fir. 20 18 A. & N. erhöht werden kaun; fo baben die berreffeuden 
Polizeibehörden in den Fällen, wo die Beſchädigung fo erheblich it, 
das eine höhere, ald von ihnen feſtzuſetzende Etrafe eintreten muß, 
darüber zur weitern Verfügung au die Negierung zu berichten. Publ. 
der Neg. zu Magdeburg v. 29. Septbr. 1819 u. zu Oppeln v. 28. Febr. 1819. 


55. Da nah dem A. EN. I. F. 1490 und 1491, geringe 
Beſchädiguugen, welche aus bloßem Muthwillen verübt find, polizeis 
Lich durch Förperliche Züchtigung, Strafarbeit oder Gefängniß mad 
dem Alter und Stande des Beleidigers, aber wenn durch ſolchen Mutb⸗ 
willen ein erhebliher Schadeu entitauden ift, mit Gefäugniß- oder 
Zuchthausſtrafe von + Wochen bis zu 2 Jahren geahndet werden 
foit, fo finden diefe Strafen auch auf die Beſchädigung der Wegweir 
fer und Ortstafeln Statt, und ed fünmen die gefepfich beitunmten 
Leibesſtrafen nicht in Geldftrafen verwandelt werden. Das Verſpre— 
chen von Denunzianteuantheilen für die Entdecker ſolcher Vergebuns 
gen kann daher von den Polizeibebörden nicht erlaffen werden, «3 
rönnen diefelben aber bei einer eintretenden ungewöhnlichen Zahl fels 
cher Vergebungen bei dem K. Miniſterium des Innern und der Do 
lizei auf Bewilligung einer Prämie für die Grmittelung der Beſchaͤ⸗ 
diger anfragen. M. R. vom 4. Febr. 1830. 


Kap. 5. Wegweiſer. 


56. Auf allen öffentlichen Kreuzs und Scheidewegen, fie mögen 
als Lands oder Heerftrafen, oder als bloße Kommunifationswege, 
die von Dorf zu Dorf oder zu einzelnen Etabliſſements, Fabriken, 
Mühlen ꝛc. führen, zu betrachten fein, müſſen Wegweifer aufgerich⸗ 
tet fein; anch da, wo Naͤher⸗ und Fußwege nach Ortichafren uud 
Fabriken 20. aus den Fahrwegen ausgehen, wenn man von der 

tele aus jene nicht ſehen kann. Publ. der Reg. zu Potsdam vom 12. 
Febr. 1812 u. 44. März 1820, zu Reichenbach v. 20. Aug. 1818, zu Müns 
fter vom 20. Auguft 4852 u. m. a. Regierungen. 

57. Die Laudrätbe uud übrigen Polizeibehörden haben, ver 
Lokalitaͤt gemäß, die Punkte zu bejtimmen, wo fie nothiwendig find. 
Dief. Publ. | 

58. Zwedmäßig find dazu hölzerne, vier⸗ oder achtedige 
Pfaͤhle, unterhalb 12 Zoll im Gevierte Hart und 7 Fuß bo. 
Arme daran müſſen zur Sicherung vor Beſchädigungen von ſtarkem 
Palbholze fein, Durch deu Pfahl geben und von Konfolen getragen 
tverden. Noch einfacher und feſter find etwas über den Eeiteufläcden 
des Pfahls hervorfichende Tafeln aus demjelben Dolze ausgcarbeiter, 
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auf welchen, wenn ſie auch nur einen Fuß im Gevierte enthalten, zu 
der Juſchrift Naum genug da fein wird. Alleg. Publ. d. M. ju Potsdam, 


59. Die Säufe muß ſchwarz umd weiß geflammt, die Tafeln 
weiß angeftrichen, die Juſchriften, der Danerhaftigkeit wegen, einges 
ſchnitten und mit ſchwarzer Farbe ausgefüllt werden. Der Ort, wos 
bin der Weg gebt und die Tafel gerichtet ift oder hinzeigt, und die 
Entferummg deffelben yon dem Orte des Wegweiſers muß mit deutlichen 
Buchſtaben uud Zahlen, unter gehöriger Aufficht, orthographiſch richtig 
—— werden. Daſ. und Publ. der Reg. zu Minden vom 30. Oktbr. 

60. Ten Partikuliers fteht ed frei, ihren Meilenzeigern, Weg» 
weifern und Brüden jede belichige Farbe zw geben. Schlagbäume 
derſelben bingegen dürfen auch in den Fällen, wo fie ein eriaubtes 
Weges oder Brückengeld erheben, Teine andere al8 die ſchwarze ud 
weise Farbe erhalten. M. R. vom 4. April 4820, z 


61. Das Setzen und Unterhalten der Wegwerfer liegt demjeni⸗ 
gen ob, welcher den Weg ſelbſt zu unterhalten bat. M. R. vom 24. 
Febr, 1825. Siehe aud) $. 88, 


Kag. 6. Wege, und Brüdengelder. 


(Begriff) 62. Das Necht, von denjenigen, welche fich der 

Wege und Brücen bedienen, eine gewiffe beſtimmte Abs 
gabe zu fordern, wird Zollgerechtigkeit genannt. Das Weges und 
Brüdengeld wird nicht von Sachen und Waaren, fondern von den 
Perjonen, dem Viehe und deu Fuhrwerken, welche die Brüde und 
den Weg paffiren, entrichtet. 4. R. IL 18. $. 88 u. 89. | 


(Grundsätzehin- 63, Brüden- und Wegegeld darf Niemand erhes 
sichtlich der Gen, als dem das Recht dazu vom Gtaate verlichen 
Sperrung der oder. aufgetragen worden. Daf. $. 90. 
Nee "Erwer- Nur allein der Staat Fanı das Weges und Brüs 
—* —— ckengeld beſtimmen und den Tarif darüber vorſchreiben. 
öhung der Daſ. DA. F 
rege nd Shne einen vom Staate vorgeſchriebenen Tarif 
auch in Bezje, fann Fein Weges. oder Brückengeld gefordert werden, 
hung auf Pri- Daf. 9: 92. 
vatberechtigte.) Diefe Vorfchriften de8 A. & R. II. 15 66. 90 bis 
- 94. haben mit dem Tage der Einführung der preuß. 
Geſetze verbindende Kraft erhalten. Will daher Jemand einen. öfs 
fentliben Weg oder eine darüber führende Brüde fperren und von 
den diefen Weg paffivenden Wagen ꝛc. Weges. oder um für 
ſich erheben, fo muß er fich zuvor die Konzeffion dazu und einen vom 
Staate genehmigten Tarif zu verfchaffen fuchen, auch weun er Beis 
des erhalten hat, die Zolltafel neben dem Schlagbaume aufhangen, 
um das Publifum von den zu entrichtenden Beträgen in Keuntniß 
zu ſetzen. — Behauptet Jemand duch Verjährung Die Zollgerech⸗ 
tigkeit zu beißen uud wird das. Recht von der vo beſtritteu, fo 
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raun er nur auf Auerkennung deſſelben und Ertheilung des Zollta⸗ 
rifs gegen Fiskus klagbar auftreten, nicht gegen eine Gemeinde, 
welche die polizeilichen Verfügungen nicht zu vertreten hat. Rexiſ. 
Erkenntniß? des Geh. Ober: Tribunald in Suchen der Kommünen Dinfer, Na— 
teln u. f. w. und des Bürgermeifters Pilger, Verflagten und Nevidenten, wi« 
der den Erbfämmerer Grafen von Galen zu Münfter, Kläger und Reviſen de 
publ. Hamm den 5. Dezember 1851. 

64. Des Königs Majeftät haben zu beſtimmen geruht, daß die 
betreffenden Behörden nicht nach eigener Willführ den chauſſeemãßi⸗ 
en Ban einer Nebenftraße leiten ſollen, vielmehr daun, wenn der 
Frei den Koftenerfag in Anfpruch nehmen will, die erforderliche 
Geriehmigung auszuwirfen ſei. Es werden daher nachträgliche Ges 
fuche, wegen Bewilligung bon Grhebungsberechtigungen für Straßen 
anlagen, die nicht zuvor von den K. Minifterium genehmigt worden 
find, unbefugt zurücgerwielen werden. M. R. vom 29. Auguft 1826. 


65. Privatberechtigte dürfen in Feinem Falle die vom Staate 
einmal beftimmten. Weges und Brüdengelder erhöhen. A. L. R. IL. 
415, $. 98. seq. 

(Befreiungen :) 66. Alles, was zum eigenen Ruben des Staats 
transportirt wird, genießt in der Regel, wo nicht Pros 
vinzialgefeße und befondere Verfügungen ein Anderes mit ſich brins 
gen, auch die Befreiung von Privatzöllen. a. a, O. 5. 104. 
(Salztransporte,) 67. Hiernach find auch die für Rechnung des 
Staats gehenden Salztransporte den Kommukatious⸗ 
abgaben an Kommunals, Brücdens und Wegegeldern der Privaren 
und felbft der Stadtfämmereien nicht untertvorfen. Die Prätenfion 
eined Uuterthans, feine Negierung befteuern zu wollen, ift jo unnas 
türlich, daß felbft, wenn die Gefege fich nicht fo entjcheidend darüber 
ausfprächen;, die Entfcheidung der Natur der Sache nach feine ans 
dere fein koͤnnte. Meffr. des Min. des Inn. vom 15. Novbr, 1829 mit 
dem voto ded Fin.⸗Min. vom 22. Oktbr. 1829, 
In Sachen des Fiskus, Verklagten und Revidenten, wider die 
Stadt Hamm, Klägerin und Revifin ift eutfchieden: dad — da bie 
fegtere einen von des Königs Majeftät unterm 20. November 1825 
erteilten Weges und Brüdengeld» Tarif, welcher als ein Epesials 
gefeß anzufehen, befige, darin —* beſtimmt ſei, welche Perſonen 
und Sachen von der Entrichtung der Abgabe frei fein ſollen, nicht 
aber, außer den Mititair- und Poftadminiftrationen, andere fiskaliſche 
Stationen darin gedacht feien, — Fiskus verbunden fei, das Weges 
und Brücengeld nach diefem Tarife für die Salztransporte zu zahlen, 
Be emen des Geh. Ober: Tribunald de publ. Hamm den 22, März 

Die vorftehende gerichtliche Entiheidung Fonftituirt aber Tediglich 
nur ein jus inter partes. Die obenftehende Minifterial- Verfügung 
vom 15. November 1829 gilt allgemein, uud die Aufhebung dieſes 
Verbots der Brüdens und — al np ig son Salztranspors 
ten muß daher, wo gleiche Verhaͤltniſſe wie bei der Stadt Hamm obs 
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walten, entweder bei den K. Minifterien der Finanzen und ded In⸗ 

nern und der Polizei erwirft, oder das Erhebungsrecht im Wege des 

Prozeſſes feitgeftellt werden; bis zur definitiven Eutfcheidung aber find 

die durchgehenden Fuhreu zu notiven, um eventwaliter dafür nach 

traͤglich liquidiren zu koͤnuen. Reſkr. der Reg: zu Münfter vom 25. Zufi 

1834. 

(der Posten, Ku- 68. Nach dem Auerkenntniſſe der K. Minifterien 
riere etc.,) des Innern und der Binanzen haben die Poften aller 

Art, die Beiwagen, Kuriere uud Gfafetten, infofern die beiden 

legtern in öffentlichen Angelegenheiten verſandt werden, mit Ausfchluß 

der Srtrapoften, das Necht, alle Eraatds und Privatkommunikations⸗ 
anftalten unentgeldlich zu beuugen. Gen. Zirk. des Gen, Poftamts vom 

25. Oktober 1827. 

(der Standes- 69. Hat ein Standesherr Brücens, Pflafters und 
herren,) Wegegeld oder ähnliche zur Unterhaltung Hffentlicher 

Anitalten bejtimmte Abgaben hergebracht, oder wird er Fünftig dazu 

berechtigt, fo it der Ertrag dieſer Abgaben zunächft zu dem beſtimm⸗ 

ten Zwecke zu verwenden, — Bon Diefen Abgaben iſt der Standess 
herr für ſich und die Mitglieder feiner Familie innerhalb des ſtaudes⸗ 
berrlichen Gebiets befreit, wenn er diefelbe auch nicht bezieht; Allerh. 

Inſtr. wegen Ausführung des am 21 Juni 1815 erlaffenen Geſetzes vom 30, 

-Mai 1820. $. 31. Geſetzſ. ©. 9.) auch für feine Effekten, nah A. L. R. 

l. 2. $. 13., wozu alle beweglichen Sachen (außer Geld» ımd Kapi⸗ 

talvermögen), daher au für Steinfuhren derfelben, jedoch nur in 

fo fern, al8 Aller. Orts desfalls ein een mit ihnen getroffen. 

Reſkr. der Reg. zu Münfter vom 9. Zuli 1830. . 

(der Pferde 70. In den öftlichen Provinzen des Staats bes 
— ſteht vielfach die Einrichtung, daß die Pferdezüchter nur 
echälern vor. 098 erftemal, wenn fie zu den Landbefchälern reiten, 
zuführen Stu- das Pflaftergeld bezahlen, von einer ferneren Entrich— 
ten,) fung defjelben aber gegen Vorzeigung des Sprungzet- 

tels befreit bleiben. — Zur Beförderung des allgemeis 
nen Beſten find ähnliche Einrichtungen empfohlen. 
Publ. der Reg. zu Münfter vom 30. März 1831. 
(der Beamten) 74. Nach Minift. Beftimmung fteht den Beamten 
der indirekten Steuern die Befreiung von ftädtifchen oder 
ander Privatfommunifationsabgaben überall zu, wo ſolche deu Kreiss 

und Polizeibeamten zufteben. Publ. derfeld. vom 7. Juli 1827. 

Deögleichen unbedingt den Geftütinfpeftoren bei ihren Dienftrei- 
fen, eben fo für fümmtliche Köuigl. Geftütpferde und Gefpanne bei - 

Trausporten durch Geſtütknechte. M. R. v. 26. April u. 15. Mai 18254 

— ag ——— ſaͤmmtliche Militairperſo⸗ 

nen und Zivilbeamte bei Dienſtreiſen. Meffr. der ier. i 

vom 1. und Publ. der Reg, zu Minden — ee RU TEN 

(der Offiziere 72. Bon der Entrichtung des Damm-, Brüden- 
ee und Fährgeldes find die Dienftpferde der Offiziere nud 

— der in der Kategorie der Offiziere ſtehenden Militair; 
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beamten an denjenigen Paffıgen ebenfalls befreit, welche dns Mifitatr 

nach den Dafelbft geltenden Tarifs frei zu paffiven berechtigt iſt. Kr. 

Min. Reffr. vom 23. März 1835, 

(der Postland- Desgleichen find frei: Poſtlandreiter, Lobnfubr⸗ 
reiter.) Fontroffeure, wenn fie in Dienftfleidung erfebeinen, oder 

ſich fonft legitimiren; ferner- die Gendarmen. Publ. der Reg. zu Op⸗ 

seln vom 17. Zuli 1826. . 

(Pflichten der 73. Jeder Erbebungsberechtigte muß ſolche Ans 
er falten treffen, wodurd die Grbebungsftärte Sedermann 

ugten) kenutlich gemacht werde, und die von den Neifenden 
nicht leicht überfehen werden Fönnen. Eben fo, daß diefe bei Eutricy 
tung der Gelder nicht ungebübrlich aufgehalten werden. 

Erhebungsbediente, welche ibre Pflicht darunter nicht beobachten, 
follen_ nicht nur nach Juhalt der Zollgefege beitraft, fondern auch 
zum Gefape alles aus der Verfäumuiß durch ihre Schuld entitaudes 
ven Schadens angehalten werden. A, L. R. IL. 15 5 17—119 u. 123. 

74. Brüdens und Pflaftergelder dürfen nicht mitten in deu Orts 
ſchaften, fondern nur an den Eins nud Ausgangsthoren erhoben 
werde. Yubl. der Reg. zu Münfter vom 6. Juli 182t. 

75. Jeder Erhebungsberechtigte ift fchuldig, die Straßen, Wege, 

ihren und Brücken innerhalb des ihm angewiefenen Diftrifts auf 
eigene Koften in ficherem und tauglichem Staude zu erhalten. Kür 
en Schaden, der dem Neifenden aus der Unterlaſſung diefer Pflicht 
entfteht, muß der Berechtigte haften, wenn nicht folcher durch blo— 

* Zufall, oder durch eigene Schuld und Unvorſichtigkeit des Rei⸗ 
enden entflanden iſt. A. 2. R. IL. 15. $. 138 — 1404 

(Kontrolle der 76. Die Landespolizei hat durch zweckmäßige Kons 
— trolle zu bewirken, daß die Damm⸗, Brüdens, Weges 

en deshalb.) Geider auch wirklich zur Unterhaltung der betref⸗ 
fenden Anftalten und nicht etwa zur Erreichung fremdartiger Zwede 

verwendet werden. M. R. vom 9. April 1823. 

(Pflichten der 77. Zeder Neifende iſt fchuldig, fih unaufgefors 
Reitenden und dert au Weges oder Brüctengolitätten zu melden. 
mungen) Zfe im Privilegium des Privatzollberechtigten und 

auch in Provinzialgefepen Feine Strafbeflimmung ent: 

halten: fo ifk der Defraudant den zehufachen Betrag der Abgabe als 
oll zu erlegen ſchuldig; bat er aber, um fi) dem Weges und Brüs 
engelde zu entziehen, unerlaubte Nebenwege gefucht, daun hat er 
die fchuldige Abgabe vierfach nebft Dein etwanigen Pfandgelde zu ent 

richten. A. 8. R. II. 15. $. 123 - 129. 

Ale Obrigkeiten und Gerichte innerhalb des Zolldiſtrikts find 
ſchuldig, den Zollberechtigten die Pfändung der Zolldefrandanten in 
ihrem Gebiete zu verftatten uud ihm gegen etwanige Widerfeßung 
huͤlfreiche Hand zu leiſten. Dafı $. 131. 

Jeder Privatberechtigte ift befugt, die Zolldefraudanten inner 
Halb feines ZoMdiftrifts auzuhalten, zu pfünden und zur gefeßmäßis 
gen Strafe zu ziehen. Daf. $. 150. 

* 
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Sobald ber angebliche Thaͤter die Defrandation leugnet, oder 
ſonſt auf rechtliches Gehör fih beruft, muß die Sache von den ors 
dentlichen Gerichten des Orts, wo der Zoll ſich befindet, geſetzmäßig 
unterfucht und Darüber erkannt werden. Daſ. $. 19% 


Kap. 7. Wegepolizeiftrafen. | 
(Ucherschrei- 78. Bei Ueberfchreitung der Taren, welche ben 


og dr TER Aupaberu von Fährgerechtigfeiten uud andern. dergl. 
rechtigten, und nutzbaren Negalien gefegt find, muß nach Vorſchrift 
Wegepolize- des A. L. R. I. 20. $ 238 gericht. Unterfuchung 
—— über ud Beſtrafung eintreten. M. R. vom 13. Sept. 4831, 
79. Borfägliche Beſchäͤdigungen der Wege und Brücken wird 
nach den Kriminalgefegen beſtraft. A. 2. R. IL. 20. $ 1497 — 1499. 

Siehe auch Die Ötrafbefiimmungen $. 7. 10. 11. 15. 

Wer durch Gräben führt, worüber Brüden führen, oder Brüls 
Fengeländer, an Brüden oder Wegen ſtehende Bäume, Pfähle, eins, 
geſetzte Steine oder Vefriedigungen irgend einer Art beichädigt, ums 
° wirft oder gar entwender, hat dafür, außer dem zu leitenden Scha⸗ 
deuerſatz, eine Strafe von zwei Thalern für jeden befchädigten Ges. 
genjtand zu entrichten. 

Auf Meinen, neben dem Hauptwege, allein für Fußgänger ans 
gelegten Steindimmen und Fußfteigen darf bei 1 Thlr. Strafe wes 
der gefahren noch geritten werden, 


(Hafıharkeitder Wenn Kinder, welche noch nicht dienen, und das 
Eltern für Kin- her keinen eigenen Erwerb haben, fih Beſchädigun⸗ 

er.) gen an den Wegen, Gräben. ꝛc. erlauben, fo haften 
die Eltern derfelben für die Vergütung des Schadens; wogegen ihueu 
die Zuüchtigung der Kinder, um diefe von ähnlicher Ungebuͤhr für die 
Folge atzubalten, überfafjen bleibt. Hubl. der Reg. zu Stralfund vom 
16. Novemb. 1817. — 
(Strafe der Hir- 80. Die Hirten, welche mit ihren Viehheerden die 
ten.) Baͤume und die Gräben befhädigen, follen zu einer 
geringen polizeilichen Strafe gezogen werden. Gift. v. 8. Febr. 1731, 
27. April 4743. Molius Ediftenf, Bd. A. Abthl. 1. Kap. 2. 438 u 


Ent. 5. ©- 7.) Landſtr.⸗ und Wegereglem. für das Fürſtenth. Halberftadt x. 
vom 19. Rovember 3769, 


Siehe wegen geringe VBeichädigungen, die aus bloßem Muthwillen verübt 
find, $. 51 — 56. 
| 81. Die von den Gemeinden oft mit nicht unbeträchtlichen Ko⸗ 
ſten uud Kraftaufwand in Stand gefeßten Wege verdienen Diefelbe 
Berüdfihtigung wie die Kunſtſtraßen. Es laffen fich daher auch dies 
felten Strafgrumdfäaße darauf anwenden, welche auf Beſchädigungen 
der Kuuſtſtraßen feititchen, inſofern Diefe in ähnlicher Art mit Fuß— 
wegen und Abzugsgräben, Brücden ꝛc. verfehen find, und durch Neiz 
ten, Fahren uud Biehtreiben ze. beſchaͤdigt werden; mithin iſt ed auch 
zu rechtfertigen, daß die Hälfte der Etrafen dem Denunzianten der 
Kountrayention zugebilligt wird, R. d. Reg. zu Münfter v. 4. Juni 1808. 
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Kap. 8. Chauſſeen. Ä 


(Ressortverhältnisse.] 82, Hiufichtlich des Neubaues und der Verwal⸗ 
tung der Chauſſeen find Die Regierungen und vie 
übrigen Provinzial s, fo wie die Lofalbebörden verpflichtet, den an 
fie ergebenden Auforderungen des Chefs des Seehandlungs-Juſti⸗ 
tuts zu eutſprechen. Allerh. Inſtruktion zur Verwaltung der Kunſiſtraßen 
$. 1 und 2. 
(Neubau, Mate- 83. Anträge und Vorſchlaͤge der Provinzial⸗Kom⸗ 
rial.Grundent- munal⸗ und anderer Behörden, wegen der fernerweit zu 
gungelc- · jauenden Kunftftraßen find an den Ebef des Sechand⸗ 
lungsinſtituts zu richten, welcher fi), nach vorheriger Prüfung, mit 
den Miniftern des Krieges und der Finanzen darüber zu beratben 
und nad den Nefultaten diefer Berathung den Bauplan des nächften 
Jahres zur Allerh. Königl. Genehmigung vorzulegen bat. Der Bau 
folher neuen Etraßen muß jedoch theild von der Vollendung der bes 
reits angefangenen Chaufjeen, theild von den dazu disponibel zu mas 
chenden Geldmitteln abhängig bleiben. a. a. O. $. 6. 


84. Bei dem Nenbau der Shauffeen it mit möglicher Eparfams 
Feit zu Werke za geben, und jeder unnüge Koſteuaufwand zu vers, 
meiden. a. da. D. 8, 7. 

Es dürfen jedoch die Erſparniſſe nicht in ſchlechter Arbeit ges 
ſucht, vielmehr müſſen die weſentlichen Theile der Chauſſeen durchaus 
tuͤchtig und dauerhaft hergeſtellt werden. Beſonders muß auf eine 
angemefjene Stärke der Steinbahn, auf einen jtandfeften Bau der 
Brüden und Durchläfle und auf die Vermeidung von bedeutender 
Steigung gehalten werden. a. a. O. 8. 8. 

85. Dagegen ift mit Berücdfichtigung der Lofalverbäftnifie umd 
des vorhandenen Bedürfniſſes die zum Theil überflüffige Verbreitung 
des Weges befonderd auf den Verbindungsitraßen zu befebränfen, 
das Zerrain mit möglichiter Vermeidung bedeutender Erdarbeiten ohne 
Nücficht auf ftrenge Beibehaltung gerader Linien forgfältig zu wäbs 
Ien, bei großen Dammfchüttungen und bei den Brüdenanlagen, welche 
eine nngunftige Stelle haben, auf eine Verlegung und die Erfparung 
eined tbeuern Grundbaues Bedacht zu nehmen, bei Errichtung der 
Einuehmer s und Wärterhäufer, bei den Meilenfteinen, beirder Ras 
fens und Grabenarbeit und bei allen Nebenwerfen nicht über das 
dringende Bedürfuiß hinauszugehen. a. a. ©. $. 9. 


86. Es muß ferner auf eine wohlfeile Verdingung, fei e8 des 
— Baues oder einzelner Theile deſſelben, geſehen, und eine Aus— 
ührung auf Nechnung oder Tagelohn nur ausnahmsweiſe nachgeges 
ben werden. a. a. O. F. 11. 

87. Auch die bisher fehr anfehnlich gewefene Ausgabe für die 
Grunds und Nupungsentfchädigung muß ein Gegenftaud befouderer 
Aufmerkffamkeit fein und, mit Hülfe der Tandräthlichen Aemter uud 
Kommumalvorfände, ſchon vor Einleitung des Baues darüber mit 
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den Eigenthuͤmern ein Mbfommen getroffen werben. Voͤllige oder 
tbeilweiſe Verzichtleiftung auf Grundentichädigung fell bei der Ges 
nuehmigung neuer Shaufzeanlagen oder bei der Wahl der Richtung 
derjelben beſonders berücfichtigef werden. a. a. O. 8. 14 


88. Zum Neubau find zunächft die für das laufende Jahr dazu 
auf die Generalſtaatskaſſe angewiefenen Gelder zu verwenden. Kür 
das Jahr 1835 und die folgenden Jahre follen dazu jährlich 500,000 
Thlr. auf das Ordinarium diefer Kaſſe gebracht und in vegelmäßis 
gen Quartalraten au das Seehandluugsinfitut abgeführt werden. 
a. a. O. 3. 17 

89. Es werden dem Chef des Seehandlungsiuſtituts zur Unter⸗ 
haltung der Chauſſeen die erforderlichen Gelder nach dem bisherigen 
jaͤhrlichen Durchſchnittsſatz zur Dispofition geftellt, und nach der fich 
— Vergroͤßeruug der Chauſſeemeileuzahl vermehret. a. a. 

.$ 18. 


90. Chauſſeen dürfen nach Allerh. Befehl nicht über Kirchhoͤfe 
geführt werden. M. R. vom 13. Jan. 1833. | 


91. Felditeine, Sand und Kies zum Chauſſeebau müffen von 
den Grundeigenthümern, außer dem Erſatze des an dem Lande etwa 
verurfachten Schadens, in der Hegel unentgeldlich überlaffen werden, 
und es ſoll ihnen nur dann eine befondere Vergütung zugeftanden 
werden, wenn diefelben glaubhaft nachweisen, daß fie dergleichen Mas 
terialien zu eigenen Bauten felbjt bedürfen, oder daß fie folche vor 
dem beabfichtigten Ban der Chauſſee, während ihrer Beſitzzeit, anders 
weitig fchon an Ort und Stelle verkauft haben, alsdann ihnen der 
nachgewiefene Verkaufspreis, ebenfalls zu vergüten iſt. Die Vers 
abfolgung der "Materialien darf indefjen, den Fall des eigenen Bes 
darf3 zum Ban cusgenommen, wegen Führung dieſes Nachweifes 
niemals verzögert werden. A. K. D. vom 11. Juni 1825. 


92. Alle Gemeinden und Grundbefiter, deren Grundftücde von 
der’ Linie der anzulegenden Chauſſee nicht über 1Y, Meile entfernt 
find, müffen fib die Eutnahme von Felt» und Bruchteinen, Kies, 
Lehm, Saud, Erde, -Nafen und andere Chauffeebaumaterialien, mit 
Ausschluß des Holzes, von ihren Grundftücden und die temporäre Bes: 
nußung der legtern zur Anlegung intermiftifcher Neben, Ans oder Ab» 
fuhrwege und Wafferabfeitungsgräben, und zu Materialien-Ablages 
rungs- Aufitelungss, und Bearbeitungspläßen unweigerlich gefallen 
lafien, ohne wegen der eutzogenen oder gefchmälerten Nugung der 
Grundftücde, deren Verfchlecbterung oder des an Feldfrüchten, Bäus 
men oder in anderer Art entftandenen Schadens irgend eine Ents 
fhädigung verlangen zu Fönnen, wogegen aber auch bei der Entnabs. 
me und Ausfuhr der Materialien mit möglichfter Schonung zu Werke 
gegangen und insbefotdere auch die Einplanirung der entflandenen 
Gruben, oder two diefed wegen zu ftarfer Ausftiche nicht thunlich if, 
eine regelmäßige 6füßige Abböfhung der Ränder derfelben jederzeit 
bewirft werden fol. Allgemeine, vom Chef der Seehandlung feftgefiellte Be. 
dingungen vom 8. Novbr. 1834. 6. 1. s , 
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Die Gemeinden und Grundbeflger, deren Feldmarken und 
Grundſtücke von der anzulegenden Chauſſee durchfchnitten oder berübrt 
werden, haben außer den vorgedachten, noch folgende Verpflihtuugen 
zu übernehmen: 


A. Das erforderliche Terrain 


a. zur Chauſſee, mit Einfihluß der Gräben und Böfhungen und 
eined 2 Fuß breiten Landfreifeus jenfeits derfelben zu Appurs 
nellen und Abfuhrwegen, zu der in der Shauffeelinie und über 
die Seitengräben anzulegenden Brüfen, und zu der durch den 
Chauſſeebau etwa nothivendig gewordenen Verlegung oder Aule 
gung von Bäachen, Gräben u. f. w.; 

b. zu den hin und wieder etwa in Eutfernung von 200 Nutben 
außerbalb ded Straßengebiets zur Ablagerung des Schlicks und 
bedeutender Materialienvorrärhe anzulegenden Yagerplägen von 
10 — 15 Quadratrutben Flaͤcheninhalt; 

e. zu den new auzulegeuden Shauffergelderhebungsbäufern und Deren 
Gärten, (1 Morgen Släche) ; | 

d. zur Anlage von Obſtbaumſchulen, infofern dergleichen noch auf 
fer den Gärten der Wegegeld⸗Einnehmer für erforderlich erach⸗ 
tet werden, fo wie 

B. das in uud au den durch die Shauffee entbehrlich werdeuden 
Wegen befindliche Baumaterial an Plafterfteinen u. ſ. w., jedoch 
mit Ausnahme der Bewährungen, Behuf des Shauffeebaues für 
immer ohne Entfchädigung abtreten. Daf. $. 2 und 3. 


Die Abtreibung der Bäume und Sträucher in den durch Die 
Chauſſeelinie betroffenen Wäldern und Korften haben fie in der durch 
den $. 52. der Anweifung zum $Kunftitraßenbau vom 6. April 1834 
bezeichneten Dimenflon auf eigene Koften zu bewirfen, und find vers 
pflichtet, die abgebolzten Stellen nie, oder nur in der von den We⸗ 
gebaubeamten nachgegebenen Art und Weife wieder zu befücn oder- zu 
bepflauzen, alles ohne Entfchädigung. Grund und Boden und das 
abgetriebene Holz verbleiben dem Gigenthümer. Daſ. 4 .. 

Die Seitenbrücen zu den anftoßenden Grundftücden und die Abfahr⸗ 
ten müffen fie aus eigenen Mitteln anlegen und unterhalten; desgl. diejes 
nigen Brücken und Abfahrten unterhalten, welche für die zur Zeit des 
Shauffeebaues bereitd vorhandenen Kommuuikationswege und Triften 
notbwendig find, und auf Koften des Staats angelegt werden. 
Daſ. $. 6. 

Sie dürfen Feine Entfhädigung in Anfpruch nehmen, wenn Hof 
und Gärten oder andere Bewährungen in Folge der Shauffeeaulas 
gen abgebrochen werden, oder NRöhrleitungen, Brunnen u. ſ. w. eitts 
geben müfjen. Die. Wiederherftelung und Zurücklegung folder Ans 
lagen it ihre alleinige Sache. Dagegen wird die Transfofation vun 
Gebäuden, einfchließlich der Windmühlen und der Badöfen, aus dem 
Cbauſſeebaufonds beftritten over Eutſchädigung dafür geleitet. — 
Duf. $. 6. 
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Mit dem Zeitpunkte, wo die Chauſſeegelderdebung eintritt, faͤllt 
auf den Chaufferzůgen die Erhebung aller andern Kommunikatious⸗ 
abgaben: Pilafters, Damm⸗, Brüdengelder a. ohne Entfchädigung 
tort. Daſ. 9. 7. 

Bevor mit der Anlegung einer Chauſſee begennen wird, muͤſſen 
die betheiligten Kreiſe, Gemeinden oder Gruudbeſitzer in beſonderen 
Verhandlungen, in biudruder Form, ſich den vorſtehenden Bedingun⸗ 
gen unterwerfen und ſich verpflichten, die Chauſſeeverwaltung gegen 
die Anfprüche ſolcher Gemeinden oder Grundbeſitzer zu vertreten, 
die mach $. 82 ff. beim Chauſſeebau berbeitigt, aber bei den Vers 
bandfungen nicht zugezogen ſind. Gegen ſolche von ihnen abzufindens 
den Gemeinden ze. werden ihnen jedoch alle Nechte und Befugniffe 
auftehen und ihnen hiermit ausdrücklich übereiguet, welche dem Fiss 
kus gegen dieſe Iuterefenten bei einer direkten Verhandlung mit den⸗ 
felben, nach allgemeinen und provinziellen Gefegen, zugeitanden haben 
würden. Daf. $. 8. 

Wie die Kreife uud Gemeinden unter einander ſich ausgleichen, 
und welhe Eutſchaͤdigung fie einzelnen Grundbefigern gewähren wols 
fen, bleibt lediglich ibuen ſelbſt überlaſſen. Der auszuführende Bas 
Beamte wird ihuen auf ihr Verlangen Berechnungen abgetretener oder 
benutzter Flächen zuſtellen, kauu ſich aber mit der Ausgleichuug ſelbſt 
uud den desfalſigen Verhaudlungen nicht befaffen. Daſ. 3.9. 


93. Die Banbeamten find angewwiefen, den Angriff folcher Gründe 
($. 91.) nirgend anders, ald nad) vorhergegangener Venachrichtigung 
an die Grundeigenthümer von mindeftens 8 Tagen, zu veraulaſſen, 
damit feßtere die nötbigen Vorkehrungen und Anordnungen auf ihrem 


Eigentbume darnac treffen Fönnen. Publ. der Reg. zu Münfter vom 21. 
Oktbr. 1825. j 


94. Bei Grundabſchürfungen, Eröffnung von Steingruben, Auds 
mittelung neuer Wegelinien, iſt in Erinnerung gebracht, daß die 
VBaubeamten vor Beginu des ihnen aufgetragenen Geſchaͤfts der Drtds 
bebörde davon, Behuf Benachrichtigung der Grundbetheiligten, zeitig 
Anzeige zu machen haben, damit deren beliebige Gegenwart eintreten 
kann; den Ortsbehoͤrden aber obliegt, derartige Anzeige durch ms 
fage in dem betreffenden Gemeinden, da wo nur Ginzelne berührt 
werden, an dieſelbe ungefäumt Folge zu geben uud ſich angelegen 
fein zu laſſen, gemeinſchaftlich mit den Baubeamten gegründete Bes 
ſchwerden der Grundbefiger, fo viel der Zweck geftattet, moͤglichſt zu 
befeitigen. Publ. der Reg. zu Münfter vom 4. April 1833, 


95. Dem Entdecker und Anzeiger eines, Behuf des Chauſſee⸗ 
baues vorzüglich guten Steinbruches im Umkreiſe einer Meile von 
der Shauffee, erhält nach Umftänden 30, 50 bis 100 Thlr. Prämie. 
Publ. derf. vom 18. Oktbr. 1826 und 31. Juli 1827. 


96. Das Bankett neben dem Sommerwege ift zum Fußwege, 
das neben der Steinbahn zur Aufftelung und Kleinſchlagung des 
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Unterhaltungsmaterials zu benutzen. R. der Reg. zu Munſter vom 19. 
Auguſt 1826. 

97. Die Repartition zu den Chauſſeebaufuhren iſt nicht nach 
dem Hufeuſtand, fondern nach dem jedesmaligen wirklichen Zugvieh—⸗ 
ſtaude, wobei 3 Ochſen für 2 Pferde zu rechnen find, anzıılegen. 
Publ, der Reg. zu Magdeburg und Merfeburg vom 4. Febr, 1817. Edift vom 
28. Oftbr. 1810. 

(Bauten u. An- 98. Die Anlegung von Wallheden, welde den 
— an der Chauſſeen durch Herüberhangen oder fonft ſchaden Fön 
ausseelinie.) » r 

nen, wird nicht geſtattet; andere Aulagen, Deden ze. 
aber, welche fchon nach dem A. X. N. nur auf 1%, Fuß vom Gras 
beurande Statt haben Fönnen, müjjen eventuell auf die gefeßliche Eut⸗ 
feruung zurüdgeführt, überdies jo gebalten, resp. Furz gefchoren 
werden, daß weder Laub noch Neifer der Chauſſee, ibrem Raude uud 
ihren Gräben nachtheilig werden, mithin fie 3, höchſteus 4 Fuß Höhe 
erreichen dürfen, 

Auf 2 Fuß vom Grabenrande darf nicht geadert werden; noch 
weniger darf Feuntlih irgend ein Bau, Wall oder fonftige Anlage, 
Icbende Planzung, Brüden ꝛc. ohue Vorwiſſen oder Nüdfrage bei den 
betr. Chauſſeebeamten Statt finden. | 

Die laudraͤthlichen Behörden haben hierbei überall thätig mitzus 
wirken, noͤthigenfalls polizeilich einzuſchreiten. Publ, der Reg. zu Munſter 
vom 19. Novbr. 1828. 

99. Wer die Erbauung eines neuen Gebäudes an einer Chauffee 

beabſichtigt, iſt verpflichtet Dem betreffenden Bürgermeifter und gleich 
zeitig dem Wegebammneijter davon Anzeige zu machen, welcher Ießte 
das Bauprojekt örtlich zu prüfen, und darauf zu halten bat, daß die 
Gebäude parallel mit der Mittellinie der Chauſſee, und für gemöhns 
liche Fälle 10 preuß. Fuß vom äuſſern Grabeurande entfernt aufs 
geführt werden. Für folhe Fälle, wo, wie z. B. bei Gafthöfen, ein 
lebhafter Verkehr eine größere Entfernung erfordert, muß diefe nach 
dem jededmaligen Bedürfniß fo groß angenommen werden, daß von 
anhaltenden Pferden und Fuhrwerken die Shauffee niemals berübrt 
wird, — Wenn ſolche Baugefuche allein bei der Ortspolizeibeboͤrde 
angebracht werden, fo hat Diefe den Wegebaubeamten wegen der Los 
Falprüfung zu requiriren. Kontraventionen biergegen werden unter 
allen Umſtäuden mit 1 Thlr. Polizeiftrafe geahndet; auferdem aber 
hat ein jeder, welcher ohne Konfend und zu nahe an die Gimuffee 
fein Gebäude errichtet, die daraus nach dem A. EN. 11. 8. $. 72 
und 73. für ihn hervorgehenden gefeßlihen Folgen fich felbft zuzus 
fiyreiben. Publ. der Reg. zu Münfter vom 20. San. 1835. | 
(Unterbrechung 100. Lofalpolizeibehörden follen, wenn eine Chauſſee 
der Passage dergeſtalt verfchneiet, daß die Paffage unterbroden 
durcbSchnee,) irn, und fie nicht mit gewöhnlichen Unterbaftungsmits 
telu hergeftellt werden Tann, dafür forgen, daß das eingetretene Hin⸗ 
derniß von den Gingefefienen der Gemeinde, mit vereinten Kräften, 
hiuweggeraͤumt werde. 


— 
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Mehr als achtitändige Arbeit dieferhalb twird aus des Chauſſee⸗ 
baufafje vergütet. 

| Verfchneite Fuhrwerke müffen die Gemeinden unentgeldlic auds 
rabeu. | 
i Der Landrat muß auf die Vertheilung der Arbeiter einwirken, 
wenn es ohne Zeitverinft gefibehen kaun. | 

Das Aufgebot der vorgedachten Hülfsarbeiter darf nicht ohne 
dringende Veranlafjung, und nur bei gänzfichem Mangel an freiwil⸗ 
ligen Arbeitern gegen Bezahlung Statt finden. Allerh. K. O. vom 8. 
März 1832. 

(Benutzung der 101. Siebe die Strafbeftimmungen im Chauſſee⸗ 

Chauscen u. gefdfarif vom 28. April 1828, (Gefegf) und Publit. 

—— des Min. des Inn. und der Finanzen vom 15. Mai 
1828. (Reg. Abtttr.) 

Die Strafbeftimmung, „daß Holz, Pflüge, Eggen und ähnliche 
Gegenftände auf Cbauſſeen nicht gefchleppt werden dürfen’, it nur 
dahin zu verftehen, daß ein folches Schleppen nicht ohne Unterlage 
geſchehen darf, daß aber Plugichleifen und Echlitten für die Eggen 
als hinreichend zu erachten find, daher nicht verlangt werden darf, 
daß Pflüge und Eggen jedesmal auf Wagen geladen und gefahren 
werde. M. R. vom 24 Okt. 1828. 


102. Zu Ruheplaätzen für Fuhrwerke dürfen nur die außer der 
Chauſſee liegeuden Näume vor den Häufern uud Wirthftätten beugt 
werden. | 

Bei Aufuhr der Shauffeefteine ift nachgelaffen, wenn Fein Pla 
neben der Chauſſee zu finden, daß folche Steinwagen auf den Nan 
des Sommerweges dicht hintereinander aufgefahbren werden, 
— Kontraventionen biergegen haben die gefegliche Strafe zur Folge. 
Publ. der Reg. zu Münfter vom 9, April 1832. 

103. Wenn von Defraudationen des Chauffeegeldes Nede ift, 
werden etwaige Beſchwerden bei der Provinzials Steuer» Direktion, 
wegen Koutraventionen gegen die polizeilihen Vorfchriften und des— 
falfige Strafen ſolche aber bei der Regierung angebracht. Publ. derf. 
vom 18. Juli 1828. 


104. Bon allen wegen Ghauffeepolizeivergeben erfannten und 
eingezogenen Gelditrafen erhalten Wegewärter, Wegegeld-Einnebmer, 
Polizeis und Forſtoffiziauten und Gendarmen die Hälfte ald Denuns 
ziantenantheil. 

Die vorſtehenden Strafbeſtimmungen, welche Chauſſeepolizeiver⸗ 
gehen betreffen, ſollen auf allen Öffentlichen chauſſirten Wegen gelten. 
N. K. D. vom 31. Auguft 1832. 5 


105. Die Fuhrleute find verbunden, da, wo fie anhalten, um 
entweder felbit in den Wirths⸗ und Brauntweinshäufern einzufehren 
oder ihren Pferden Heu vorzulegen, Waffer zu geben u. f. w., im⸗ 
mer zur Seite zu fahren, uud den in Gebrauch feienden Steinweg 
oder Sommerweg "ganz offen uud frei zu laſſen. Ihre Karren oder 
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Wagen duͤrfen fie aber auf der Chauſſee gar nicht ausſpannen, fons 
dern fie müſſen alsdaun damit gänzlich ton der Strafe abfahren; 
überbaupr dürfen fie die Chauſſee nicht fperren und an dem freien 
Gebrauch derfelben Andere behindern, widrigeufalls fie nach Vorichrift 
de3 Chauſſeereglemeuts $. 95 uud 97. mis 10 Sgr. bis 1 Thaler 
beſtraft werden. | 

Die Wirthe, bei denen die Fuhrleute anhalten, und ihre Pferde 
füttern, ſiud verpflichtet, die Straße wöcheutlich einmal "vor ihren 
Thüren zu reinigen, und deu gefümmelten Unrath von der Etrafe 
wegzufchaffen. Uuterlaſſen fle dies, dam geichieht es auf ihre Koften 
und fie follen außerdem für jeden Kontraventionsfal noch mit 10 
Sgr. beftraft werden. Publik. der. Reg zu Arusberg v. 2. Febr. ısıg. / 
(Chausscegeld- 106. Der $. 101. gedachte Ehauffergeldtarif ſetzt 
Eimahme u. die Befreiungen vom Shaufergefde feſt. Außerdem ii 
ae no folgendes beſtimmt: 
des — Damit die vom geleiſteten Militärvorſpaun rc, 
geldes.) Tchrenden Anſpäuuer oder Pferdeeigenthümer bei den 

ebejtellen nicht augebalten werden uud fie ſich wegen 
Chauſſeegeldfreiheit Tegitimiven koͤnuen, find ihnen von der Ortsbe— 
hoͤrde Legitimatiousſcheine zu ertheilen, wozu gedruckte Formulare ge— 
liefert find, deren Verwendung nachzuweiſen iſt. M. R. vom 18 
Juli 1833. 

Den Offizieren und den in ber Kategorie der Ofſtziere ſteben⸗ 
den Militaͤrbeamten gebührt die Shauffeefreiheit für Diejenigen Dieuß⸗ 
pferde, welche fie Behufs dienftliher Zwecke bei fih führen, wenn fie 
auch we an die Verfiherung geben, daB fie im Königlichen 
Dienfte find, 

Auf Dienfts oder Verfekungsreifen, welche fie zu Wagen mas 
chen, bat dieje Befreiuug feine Anwendung. M=M.R.v. 23. Mai 1835. 

Da die Bürgermeifter. in der Provinz Wertfalen als ſolche nicht 
nur in fisfalifchen Angelegenheiten wirkſam, fondern auch Die Polizei 
auf den Landftraßen, theils als administrative, theils als gerichtliche 
Hülfsbeamte zu handhaben berufen find, fo follen für ſolche Bürgers 
meifter, in deren Verwaltungsbezirf eine oder mehrere Hebeftellen fo 
gelegen find, daß fie ſolche bei ihren gerichtlichen Dienftverrichtungen 
berühren muͤſſen, Ghauffeefreifarten ertheilt werden. M. R. vom 26. 
Suni 1829. 

(Pflichten der 107. Die Shauffeegeldeinnehmer dürfen nicht vers 
Chausseegeld- fangen, daß die Kutjcher und Kunechte Wagen und 
——— Pferde verlaſſen ſollen, um den Chauſſeezoll bei ihnen, 

” entweder am Fenſter der Expeditionsſtube zu berichtigen 
oder ſolchen in die Stube zu bringen; vielmehr iſt es ihre Schuldig- 
feit, den Shauffeezettel den Neifenden am Wagen einzuhändigen, und 
dagegen den Chauſſeezoll ven ihnen in Empfang zu nehmen. Es ift 
aber den Einnehmern nachzulaffen, fich eiues an einer Stange bes 
findfichen Beutels zu bedienen, und vermittelt deffen den Zettel gegen 
den Empfang der Zollabgabe auszuliefern. Publ. der Reg. zu Liegnig 
vom 1. Suli 1819. 


# 


— 
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108. Die Shauffeegelderheber find mit Hinweifung auf die Be, 
ſtimmuug, daß die Inhaber von Chauſſeegeldfreikarten uur damı, 
wenn fie die Freikarte bei fich führen, auf Befreiung Aufpruch haben, 
befugt, fich jederzeit diefelbe zur Nevifion vorzeigen zu laſſen. Yubt. d. 
Prov. Et. Dir, zu Breslau vom 3. Dez. 1829. | 

109. Für rückkehrende Fuhrwerke und Pferde darf das Weges 


geld nicht un Voraus erhoben werden. Yubl. der Reg. zu Erfurt vom 
25. Febr. 1817. 


120..Der Schlagbaum darf nicht vor einer Stunde nach Eoms 
ueuuntergaug niedergelaffen und augefchloffen werden, bei 2 Thalern 
Errafe, dir auch Statt hat, wenn die Laterne nicht angezündet ift. 
Du. — | | 

111. Die Shauffeebedienten find berechtigt, einen Kontravenien⸗ 
ten, den fie ſofort betreffen, zu pfänden und nach dem Neglement die 
Strafe von ibm einzuzichen, anf Verlangen gegen Empfangsfchehr; 
auch ſollen fie ſich aller Plackereien gegen die Neifenden und die an 
der Shanfee grenzenden Gingefeffenen bei Strafe euthalten. Edikt vom 
18. April 1792. 

112. Jeder Wegewärter muß in den 6 Sommermonaten April 
bi8 September von 6 bis 12 uud 2 bis 7 Uber, und in den übrigen 
von 8 bis 12 und 2 bis 5 Uhr auf der Kunftitraße befchäftigt aus 
zutreffen fein, bei 10 Sgr., zum zweiten Male 20 Sgr. Strafe uud 
im Wiederholungsfalle bei fofortiger Entlaſſung. 

In gleicher Art fol verfahren werden, waun der Wegewärter 
feine fonftigen Pflichten nicht erfüllt. Publ. der Reg. zu Münfter vom 
17, April 1817. 

(Bepflanzung 113. Des Königs Majeſtät Haben zu erfennen ges 
d. Kuuststrasse geben, zur Beförderung dev Bepflauzung der Kunſt⸗ 
he, raßen mit Obitbäumen, Privatleuten und Gemeins 

j den das Eigentum darüber zu verleihen, wenn fie 
die Bepflanzung auf eigene Koften übernehmen und ſich folchen 
Bedingungen unterwerfen, welche den Zwed, Grhaltung »uter Obft- 


alfeen, erreichen laſſen und ſicherſtellen. Publ, der Reg. zu Münfter vom 
10. Oftober 1825. 


Kap. 9. Ortötafeln. 


[Ortstafeln an 115. Bei allen Meinen Städten, Flecken und Dör- 
Landstrassen.] fern, ohne Unterfchied der Strafen, welche durch fie 
hindurch oder vorbeiführen, and ohne Rüdfichr, ob fie an den Fand» 
ſtraßen liegen, ſollen nach einer gegebenen Form weiße Tafeln aufge: 
ſtellt, auf welchen mir ſchwarzen Buchftaben, ebenfalls von angegebes 
ner Lange, der Name des Orts, des Laudwehrregimeuts u. f. w. 
angezeigt iſt. 
Dieſe Ortstafeln müſſen au den Straßen oder am Eingange des 
Orts aufgeflellt werden, fo daß fie jeden VBorüberfahrenden leicht ins 
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Auge fallen. Sie find ftets gehörig zu unterhalten. A. 8.D v. 35i 
Auguft 1820, 11, Juni und 1. Zuli 1830, M, R. vom 19. Mai 1822, Reifr. 
der Reg. zu Münster vom 15. Juli 1823, und des Oberpräf. der Prov. Wer: 
falen vom 16, Zuli 1830. Siehe auch $. 55 


Tier X 
Sittenpolizjei. 


(Einleitung.) 1. Wenn gleih die SittlichFfeit der Individuen, 
d. h. die innere Angemefjenheit der Triebfederu ihrer 
en zu dem Sittengefeße, außerhalb des Kreifes der Polizei 
iegt; fo läßt fich doch in fehr vielen Fällen von den Sitten auf 
die innere Zricbfeder diefer Handlungen zurüdichließen. Die äußere 
Anfündigung der Sitten — Die in den meiften Fällen einen 
Wiederfchein dee innern Sittlichfeit enthalten — liegt jedoch innerhalb 
des Kreifed der polizeilichen Yeitung uud Ehätigfeit. Allen Ausbrüs 
chen der Unfittlichkeit uud Sittenloſigkeit muß die Polizei eutgeuwir⸗ 
Pen; da, wo fie tharjächlich vorliegen, polizeilich ſtrafen. — v. Ja— 
fob in feinen Grundfägen der Polizefgefeggebung ©. 217 fügt trefs 
feud: „Das Prinzip der Staatöpolizei muß fein: dem after ſoll 
durhans Feine Publizität verfiattet werden. Was daher 
heimlich und privatim gefchieht, und Feine Beleidigung eines andern 
enthält, geht den Staat zunächft nicht am. Sobald es aber öffent 
lich erfcheint, muß die Polizei den Ausbrüchen deffelten ſich wider. 
feßen. Ä 
(Unsittlichkeit 2. Muthwillige Buben, welche auf den Etraßen 
auf Strassen.) oder fonft grobe Unfittlichfeiten verüben, follen mit vers 
häftnigmäßigem Gefängniß, Förperlicher Züchtigung oder Zuchthaugs 
ftrafe belegt werden. a. 2. R. IT. 20. $. 183.. 
(Oeffentliches 3. Das Baden der idraelitifchen Frauen darf 
Baden.) nicht unferfagt werden. M. R. vom 21. Novemb. 1817. 
Siehe öffentlihe Badepläge Th. I. Tit. 1. 
(Konkubinate.) - 4 Das Zuſammeulehen von Perfonen, denen die 
Ehe wegen beguugenen Ehebruchd verboten ıft, darf 
von der Polizeibehörde nicht geduldet werden. A. K. O. 
v. 4. Dftbr. 1810. 
Es folgt hieraus der allgemeine Grundfaß, daß Perfonen, die 
ſich gefeglich nicht ehelichen dürfen, auch nicht außerehelich beifams- 
men wohnen follen. M. R. vom 11. Aug. 1816. 

5. Bon Konkubinaten der Offiziere bat die Palizei nur dann. 
Kenntniß zu nehmen, weun dadurch iR gegründeted öffentliches Aer⸗ 
gerniß verurfacht wird, M. R. vom 25. April 1815. [Repert v. d. Hevde 
IL. ©. 576.] | J—— 

(Bordelle u. un- 6. Wegen Duldung uud polizeilicher Aufficht auf 
— Bordelle ſiehe A. L. RN. II. 20. $. 999. sgg. u. vorſt. 
wa) 6,409. ff. 


— 
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7. Bei aftenmäßiger: Unverbefferlichfeit einer Minderjährigen, und ' 
wenn ale Verfuche, ſelbſt Arbeitshausftrafe, Ddiefelbe von der Wins 
Pelhurerei wicht eutwöhnen Pönuen, ift bei ihrer freien Wahl und 
‘ihrer Eltern frehvifliger Zuſtimmung ausnahmsweife ihre Aufnahme- 
in die Zahl öffentliher Freudenmädchen nachzulaffen. M. R. vom 11. 
Novbr. 1815. (v. d. Hevde Rerart. II. ©. 543.) j 

Dergleichen Perfonen darf aber die freie Wahl einer anderwei⸗ 


tigen Lebens und Ernährungswelle nicht befchräuft werden. M. RM. 
vom 23. Juli 1835. 


(Ocffentliche Un- 8. Gegen die in Öffentlicher Anzucht betroffenen 
zucht.) oder derjelben nachgehenden Weibsperfonen fol in den 
Rheiuproviuzen nach der in den Altern Provinzen beftehenden Vorſchrift 
verfahren und diefelben mit Gefängniß- oder Zwangsarbeit von 8 Tas 
gen bis 4 Wochen polizeilich beftraft werden. A. 8. ©. v. 15. Zanr. 1825. 


Tit. XI. 2 
Sorge der Polizei für die Dergnügungen, Dequemlichkei 
| und den Genufs des Lebens, 


(Einleitung:) 1. Mit der Sitteupolizei fteht die Aufficht und 

- Sorge der Polizei für die Vergnügungen, Bequem⸗ 
lichkeit und den Genuß ded Lebens in der genaueften Verbindung. 
Denn je weiter ein Volk in feiner Kultur und feinem Wohlftande 
fortfchreitet, defto manuigfaltiger werden auch feine finnlichen und 
geiftigen Bedürfniffe, und defto allgemeiner kuͤndigt ſich das Vers 
langen an, diefe zu befriedigen. Dahin gehören damı die öffentlichen 
Spaziergänge ‚, Kaffeebäufer, Klubbs, Lefegefellichaften, Konzerte, 
Deflamatorien, Tanzbeluftigungen, Theater und alles, was der 
Schauluſt der Menge gr wird. Sobald die der Erholung 
und Verguügung gewidmeten öffentlichen Plaͤtze und —— der Po⸗ 
lizei befannt und von ihr beſtätigt find, ſobald die im denſelben zu⸗ 
fammengetretenen Gefellfchaften Feinen geheimen, der Poltzei unbes 
Fannten, Zweck verfolgen, fobald in allen diefen Orten für Zerfireus 
ung, Genuß und Vergnügen Feine Verftöße gegen die Sittlichfeit eins 
treten, darf die Polizei in die Genüffe der Staatöbürger nicht hem⸗ 
mend eingreifen; denn die Polizei fol nicht bevormunden, fons 
dern nur leiten uud Gittenlofigfeit verhindern. 


Kap. 1. Deffentlihe Vorſtellungen, Kunfproduftionen 
Banzunterriht u. f. w. e 


2. Schaufpieler, Deklamatoren, Juhaber von MarionettensT 
ater, Kunftreiter, Seiltänzer, überhaupt Alle, welche numberziehend 
Öffentliche Vorftellungen, Kunfts und Oanflerproduftionen geben, 
fremde Thiere, Seltenheiten ze; vorzeigen, Öffentlichen Unterricht 
im Tanzen (Tanzuuterricht in Familien⸗ und —— ausge⸗ 

j 
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nommen) und in andern Künften ertheilen, bedürfen dazu einer Erlaub⸗ 
niß der&betr. Regierung. Minifterielle Privatkonzeffionen müflen von 
derjelben vifirt fein. M. R. vom 2. März 1818 und 21. Septbr. 1820. 

Nach dem Haufir-Negulativ vom 28. April 1824, fobald fie 
den Beitimmungen defjelben nachleben, kaun ihnen der Gewerbsbetried 
nicht verwehrt werden. 

Bei Vorftellungen, namentlich der Kunftreiter uud Seiltäuzer, 
iſt Seitens der Ortspolizeibehörde dafür zu forgen, daß Fein nuvor—⸗ 
fihtiger Gebrauch des Schießgewehrd gemacht, oder Das Publikum 
auf andere Art nicht gefährdet werde, 


Jedem, der bon feiner Konzeffion Gebrauch macht, iſt von der 
Ortspofigeibehörde ein Zeugniß über fein Betragen zu ertbeilen, wel 
ches, wenn es nicht auf der Konzeffion felbit gefchieht, auf derfelben 
bemerkt werden muß. M. R. vom 9. September 1816. 


(Aufführung von 3. Da die Polizeibehörde die öffentliche Aufführung 
Theaterstücken.) eines mit Bewilligung der Zenfurbehörde gedruckten 
Theaterſtuͤcks aus polizeilichen Nücfichten unterfagen oder fuspendis 
ren kann, fo fol auf feinem Öffentlihen Theater irgend ein gedruck— 
tes oder ungedrudtes Trauers, Schaus, Lufts oder Singſpiel obne 
vorherige Erlaubniß des Praͤſidiums der Könige Negieruug, oder 
derjenigen Perfonen, welche dafjelbe mit diefem Geſchäfte beauftragt, 
aufgeführt. werden. M. R. vom 16. Mär; 1820. 


Es kommt nur darauf am, zu verhüten, daß Theaterftücte aufge 
führt werden, welche Religion, Moral und die guten Gitten oder die 
Würde des Staats beleidigen. Im Allgemeinen bedürfen alfe auf 
dem Nationals Theater in Berlin gegebenen Etüde, welche aus beis 
den Berliner Zeitungen zu erfehen, in den Provinzen Peiner weitern 
Prüfung. M. R. vom 8. Mai 1820. 


(Rechte der Po- 4. Der Polizeidirigent bat für fih und feinen Stell⸗ 
lizeidirigenten vertreter Anfprusch auf eine zur polizeilichen Aufſicht 
aufeineLoge.) geeignete Loge im Theater, ohne dafür Entfhädigung zu 

geben. M. R. vom 10, Januar 1825. (0. K. A. ©. 172.) 


(Verbotene Dr- 5. Schanfpieler und Märionettenfpieler follen Feine 

stellungen.) ’ mimifche Darjtellungen gebeiligter Gegenjtände aus den 
bibliſchen Gefchichten alten und neuen Teſtaments, namentlich der Les 
bens⸗- und Leidensgefchichte des Erloͤſers aufündigen uud geben, 
M. R. vom 29. Zuli u. 8 Septemb. 1817. 


(Privattheaterw. 6. 1) Privatfchaufpiele dürfen niemals gegen Eins 


theatralische laß für Geld, unter welchem Namen und Vor⸗ 
ee wande es auch gezahlt und angenommen werde, 


mithin auch nicht als Entſchaͤdigung für di s 
ſtellung gegeben werden. a ke 


2) Pribatſchauſpiele, zu welchen einem Jedem auf oder ohne Ein— 
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Iaßfarten der Zutritt geftattet ift, find ohne vorgängige Gr- 
laubniß der Orrspofizeibehörde und ohne polizeiliche Aufficht anf 
Ordnung, Nube und Eittlichfeit nicht zuläffig. Diefe polizei 
liche Erlaubniß wird aber in dem unter 4 ged, Falle niemals 
zu ertheilen fein. 


3) Zu den von Perfonen aus den gebildeten Ständen vor einer 
ſchloſſenen Geſellſchaft aufzuführenden Privatjchaufpielen bedarf 
ed dagegen weder der polizeilichen Erlaubniß noch Aufficht, ins 
ſofern legtere nicht entweder ausdrüclich erbeten oder durch vor⸗ 
gefallene Erzeſſe nothwendig oder ‚endlich auf Erhaltung der 
Ordnung und Nube außerhalb des Hauſes befchränft wird. 


Privatfchaufpiele find Perfonen geringen Standes aus den unges 
bildeten, befonders dienenden Klaſſe, fo wie Handwerfsgefellen 
und Lehrlinge, ohne polizeiliche Genehmigung und Aufficht 
Nr. 2), nicht zu gejtatten, und wenn fie zugelaffen werden folls 
ten, weder in Bun worin Banzböden, Biers und Braunt⸗ 
weinſcheuken, Kaffees und Weinftuben oder andere Öffentliche 
Wirthſchaften gehalten werden, uoch über die gewöhnlichen Pos 
lizeiſtunden hinaus zu dulden. 


Die polizeiliche Erlaubniß hierzu darf aber überhaupt mur in gang 
befonderen Fällen mit Rückſicht auf Vermeidung der Hintanfegim 
von Berufspflichten und nur Perfonen von befannter Sittlichfeit un 

uter Aufführung, fo wie zu Stüden, die in eben diefer Beziehung 
ch empfehlen, ertheilt werden, auch bat die Polizeibehörde fich zus 
vor die Zuſtimmung Derjenigen zu verfichern, unter deren Gewalt 
oder in deren Kohn und Brod die Sheilnehmer an der Darftellung 
fiehen, fo wie die Polizei auch darauf zu ſehen bat, daß mur folche 
Perſonen als Zufchauer zugelaffen werden, welche Feine Beſorguiſſe 
für Ruhe, Ordnung und Sittlichfeit erregen, 


Sole in feltenen Fällen ausnahmsweife zugelaffene Worftels 
Jungen dürfen weder gegen Eintrittsgeld noch öffentlich gegeben werden. 
M. R. vom 18. Mai 1820 und 15. November 1822. 


Errichtung von Privattheatern in Univerſitätsſtädten find möge 
fichft zu vermeiden. — Gymnaflaften und Schülern ift die Theils 
nahme an Privattheatern. ohne fchriftlihe Erlaubniß ihres Vaters 
oder Vormundes, oder wenn diefe fich nicht am Orte befinden, des 
Direftord des Gymnaſiums oder Vorfteherd der Schule nicht zu ges 
‚ Hatten; demmächit ift die Unternehmung von Privattbeatern nach vors 
beriger Prüfung nur Denjenigen zu geftatten, welche fi) über ihre 
Sittlichkeit und Geſchmacksbildung vollſtändig ausgewieſen haben. Die 
aufzuführenden Stuͤcke ſind in eben der Art, wie für die Öffentlichen 
Bülmen beftimmt, einer vorläufigen Zenfur unterworfen, und endlich 
find Vorſtellungen, weder bei ftehenden Privattheatern noch bei eins 
zeluer Aufführung eines Stüds, auf Tanzböden oder an andern öfs 
fentlihen Verfummlungsörtern der geringeren. Stande nachzugeben, 
indem fie dadurch Öffentlich werden würden. ° M. — ». 5. Diärz 1821. 


4 
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(Pflichten der 7. Nur denjenigen Schanfpielergefellichaften iſt zu 
Schauspieler- geftatten, Vorftellungen zu geben, an deren Spitze fich 
——— der von dem K. Oberpräfidenten konzeſſionirte Schau—⸗ 
"on fpielunternehmer perfönfich befindet, da eine Trennung 
Schauspieler der Geſellſchaften uuter verfchiedeuen Direktoren ganz 
Pflichten ge- unzuläffig iſt. Kontraventionen hiergegen find der K. 
— — Regierung anzuzeigen. Heffr. des K. Oberpräſ. von Weſß— 
fugnisse der falen vom 1. Diärz 1836. | 
Polizei-Behör- Den Schaufpielunternehmern iſt es zu unterfagen, 
den deshalb.) bei fofortiger Kaſſation der Konzeffion, einen Verkebr 
der Gymnaſiaſten oder Schüler mit ihrer Schauſpieler⸗ 
eſellſchaft zu dulden, oder wohl gar fie ald Mitglieder, Lehrlinge, 
Sehütfen oder unter irgend einem andern Schein oder Namen im ibs 
ver Geſellſchaft auf, oder fie mit fich zu nehmen, falls nicht der 
Kater oder Vormund die Genehmigung bei der Ortöpolizeibebörde 
fehriftlicy abgegeben bat. 

Bei einer Kontravention gegen diefe Beſtimmung ift dem Vor; 
ſteher der Schaufpielergefellihaft die Konzefiion ohne Weiteres abzu, 
nehmen und dem vorgejegten Landrat einzureichen. M. R. vom 1. 
Auguſt 1824. | 


8. Der Gebrauch Preuß. Mifitairsintformen und Feldzeichen 
auf dem Theater der Fonzeffionirten Schaufpielergefellfchaften ift nicht 
zu geſtotten. M. R. vom 16. Zuli 1821. 


9 Ein Schaufpieler, welcher ſich ald Mitglied einer öffentlichen 
Bühne engagirt, übernimmt nicht allein Bertindlichteiten gegen die 
Direktion der Schaufpielergeiellfchaft, fondern, als Mitglied der lets 
teren, auch gegen dad Publikum, zu deſſen Beſtem allein, Feiness 
wegs aber zum Privatvortbeil der Gefelfchaft und deren Direktion 
und Mitglieder, diefe Fonzeffionirt worden if. Es folgt hieraus von 
felbft, daß, wenn gleich die ans dem Engagement entfpringenden 
Privatverhältnifje zwifben dem Unternehmer und den Mitgliedern 
Juſtizſache find, dennoch die von der Gefelichaft gegen das Publis 
fum übernommenen Berbindlichfeiten Polizeifache find, and daher die 
Polizeibehörde befugt und. verpflichtet it, Die zur guten - Ordnung 
und Vermeidung von Tumults, gehörige Grfüllung dieſer Verpflichs 
ae polizeifich zu bewirken uud dadurch das Publikum vor der wis 

.. Willführ und dem achtungswidrigen Genebmen ſowohl des 
Direktors als der einzelnen Mitglieder der Gefellichaft zu ſchützen, 
welched um fo weniger für eine Sache der Juſtiz gebalten wer—⸗ 
den kann, als der Iegtere dazu, fo wie die Kompetenz fo auch die 
erforderlichen augenblicklichen Mittel fehlen und überhaupt die Vers 
haͤltniſſe der Fonzeffionirten Schaufpielergefellfchaften zum Publikum 
durchaus zum Neffort ber Polizei gehören. M. R. v. 8, April 1824. 

Die Polizei hat die Befugniß, die Mitglieder der Truppe zur 
Erfüllung der dem Publikum verfprochenen Leiftungen auzubalten, 
wenn fie gleich deren Privatverhäftnife unter ſich der vichterlichen 
Eutſcheidung zu überlaffen hat. 


u‘ 
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Wie die Polizeibehörde berechtigt ift, dem Dienftherrn mit Vor⸗ 
behalt des Nechts einen widerfpenftigen Dienftboten zurüdzuführen, fo 
bat fie dieſelbe Verpflichtuug noch mehr bei einem Hiſtrionen, der eine 
angefüudigre Noile nicht ſpielen will; weil fie durch ihr Ginfchreiten 
verhiudert, Daß Das geränfchte Publifum im Schaufpielhaufe Unruhe 
errege. M. R. vom 8. Mai 1824. | 


Kap. 2. Vorzeigung bon Menfhben, Thiere, Schießen 
bei öffentliden VBorftellungen ze. 


Wegen Vorzeigung von Menfcben fiche ©. 1115 wegen Benut- 
zung von Kindern beim Gewerbebetriebe Th. I. Sit. IV. Kap. 3. 
„Sebülfen umd Diener.‘ — wegen Vorzeigen wilder Thiere, Schies 
fen bei Vorfiellungen ꝛc. Th. 1. Tit. 1. g. 21 und Tit. VI. Kap. 
9. Abſchn. 1. ! 


\ 
(Kinder der um- 10. Es foll von den Ortöpolizeibehörden fireuge 

— darauf gehalten werden: . 

Dreborgelspie- 1) DAB Drehorgelfpieler uud andere berumzichende 

ker ete.) Konzeſſioniſten, außer den etwa mit Ponzeffionirten 

feine zur Erlernung auderee Gewerbe fühige Kımz 
ben, Mädchen oder erwachiene Perfonen und die einheimifchen 
Gewerberreibenden dieſer Art, nicht einmal ihre eigenen Kinder 
mir ſich berumführen; ; 

2) day Fein Kunſtreiter oder anderer Aequilibriſt diefer Art ohne 
Unterfibied, 06 er Ausländer oder Iuländer it, zur Ausübung 
feiner Kuuft ein Kind anders gebrauchen foll, ald wenn daſſelbe 
dem Namen, Alter und möglichſt vollftändigen Signalement nad), \ 
in der dem Künſtler enthaltenen Konzeffion ausdrücklich aufge: 
führt iſt; aber 

3) Letzteres ſoll uur Dann geſchehen, wenn 

a, in Auſebung der eigenen Kinder inländiſcher Kuͤnſtler dieſer 
Art nachgewiefen ift, daß fie die eigenen Kinder derfelben und _ 
wenigftend mit den allgemeinften Erforderniſſen der Erzie⸗ 
bung und des Unterrichts in der Religion, im Lefeu, Schreis 
ben und Nechnen verſehen find; 

b. bei den eigenen Kindern auswärtiger Konzeffioniften diefer Art 
dargetban if, daß es die eigenen Kinder derfelben find, und 

ec. bei fremden Kindern, fie mögen von einbeimifchen oder aus⸗ 
wärtigen Künftfern herumgeführt werden, — 5 worden, 
daß fie auf geſetzmäßige Art im die väterliche Gewalt der 
fegtern übergangen oder ihnen von ihren Eltern oder Vor⸗ 
mindern geſetzmäßig zur Erlernung vder Ausübung diefer 
Künfte in die Lehre gegeben worden, wobei es fich von felbit 
verfteht, Daß die ſogenäunte Schenfung folcher Kinder Fraft- 
los ift. 

4) Die Polizeibehörden müffen die Kinder, welche in den Konzeffio- 
en nicht namentlich aufgeführt find oder deren -gefeßmäßiger 
Beſitz nicht uachgewieſen worden, den fie herumführenden Künfts 
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fern abnehmen, dad Weitere veranlaffen und zur Vorbeugung 
der Unterfchiebung anderer Kinder das Uebereinſtimmen des 
Eignafements fleißig koutrolliten, auch 

5) müffen fie ſtrenge darauf feben, dag diefe Küuftfer die, im den 
Konzefionen bemerften Kinder nicht graufam behandeln und zur 
Uufitrlichkeit verführen, und daß die Juläuder die von ihnen 
berumgeführten eigenen und fremden Kinder neben dem Mitgebrauch 
in ihrem Gewerbe fortwährend wenigftend in den oben unter 3. a. 
— Gegenſtänden und, ſoviel möglich, auch in einer andern 
Kunſt oder einem Handwerke zweckmäßig wuterrichten laſſen. 
M. R. v. 16. Aug. 1815 und vom 5. Aug. 1817. 


(Oeffeutliches 11. Dreborgelipieler find anzubalten, in der Ges 
Spielen in Nähe gend, wo ein Kranker ſich befindet, das Epielen zu 
der Kranken.) Interlaſſen, fo lange deſſen Arzt folches Spielen für den 
Zuftand des Kranken nachtheilig hält, und zwar fo lange, bis der 
Arzt es erlaubt. M. N. v 28. Aprif 1816. [o. d. Heyde Repert. 2. ©. 555.) 


Kap. 3. Befhädigungen öffentlicher zum Nußen und 
Vergnügen beftimmter Werke. 

[Beschädigung 12. Körperliche Züchtigung, Strafarkeit, Gefängs 
orange } niß auf 4 Wochen bi8 1 Jahr, oder verhäaltnißmä—⸗ 

aer HN Sige Geldftrafe, trifft derjenigen, welcher öffentliche 
Denkmäler, Statüen, Stadtthore, Meilenzeiger, Warnungstafeln, 
Spaziergänge, oder andere zum Gebrauche des Publifums beftimms 
ten Werke und Gebäude verunftaltet oder beſchädigt. A. L. N. IT. 20. 
$. 211. Wegen Befhädigung der Bäume an den Wegen fiehe „Wegerolizei.” 


Kap. 4 Tanz- und andere Luftbarfeiten. 


(Tanzlustharkei- 13. u der polizeilichen Erlaubuiß zu Luſtbar⸗ 
—— Polizei- keiten ſiehe Tit. VI. Kap. 1. und Tit. VII, Kap. 2. 
— $. 82 ff. uud Tit. XII. $. 35, 55 sggq. 


Die Tanzoergnügungen follen als Erhofungen und Erbeiterums 
gen, auf die der Bürger Anfpruch hat, in der Negel und nicht 
nur ausnahmsweiſe erlaubt werden; hieraus folgt aber nicht, daß 
die Inhaber von Schenken, Tauzböden ze. ein Necht haben, folce 
Vergnügungen- nach ihrem Belicben zu veranftalten, Ihnen may aber 
auch Leicht eine fortdauerude Erlaubuiß für beitimmte Tage md 
Gelegenheiten ertheilt werden, wenn fie fich ald Leute erwiejen has 
ber, deren eigener Zuverläffigfeit ınau die Sorge für Anſtand und 
Eitte anvertrauen darf. — Die Tanzverguügungen der ungebildes 
ten Klaſſe geben oft Veranlaffung zu Erzeffen 20. und fragen zur 
Entfittiichung diefer Klaſſe wefentlich bei. Ein ausreichendes Mittel 
biergegen ift ed keineswegs, wenn man die Tanzverguügungen au 
beftimmte Stunden bindet, Es muß aber Regel fein, daß die Poli 
zeibehörde von ihrer befonderen Erlaubniß alles das abhängig macht, wos 
bei e8 ihrer befonderen Aufficht unzweifelhaft bedarf. Es iſt diefe Eins 
holung der Erlaubniß mehr als eine Benachrichtigung und Anzeige 


— 
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über eine eben fo wenig pofltiv erlaubte, als pofitiv verbotene Hands 
lung und daher micht ald ein Autrag um PDispenfafion von einem 
Polizeiverbote zu betrachten. M. R. vom 29. April 1835. j 

14. Zur Befeitigung aller Weiterungen und Beſchwerden hin⸗ 
fihts der Potizeiftunde und Tanzmuſik ift unter andern von der Res 
gierung zu Mänfter bekanut gemacht: 

1) Gaſt⸗ und Schenkwirthe müfjen zur Veranftaltung von Tanz 
luſtbarkeiten fchriftliche polizeiliche Erlaubniß und zwar 

2) bei dem Ortöbürgermeifter oder deſſen Stellvertreter nachfuchen. 

3) Diefe muß die Stunde enthalten, mit welcher die Muſik aufhö— 
ren fol, uud zwar in der Negel mit der Pollzeiftunde, welche 
nach Umſtäuden von der fandratylichen Behörde auf 10: oder 14 
Uhr Abends feftzufeßen tft. | 

4) Die Erlaubniß, über diefe Stunde hinaus Tanzmufit halten zu 
dürfen, kaun nur unter ganz befondern Veranlaffungen und bei 
Volföfeften, und auch danı nur, wenn es ordentlich und fried- 
lich dabei zugebt, geitattet werden. 

5) Die Polizeibehörden find befugt, das, Halten der Tauzmuſik ganz 
zu unterlagen: | | 

a, wenn gegründete Bedenken dagegen vorhanden find, wohin 
frühere Schlägereien und Störungen der Ruhe uud Ordnung 
gebören, und 

b. Tauzluſtbarkeiten an Tagen nachgefucht werden, wo die Ges 
fege folches unterfagen und die daher unter feinen Umjtänden 
su gejtatten find, 

6) Diejenigen, welche ohne polizeiliche Erlaubniß Tanzmuſik halten, 
oder über die geſetzliche Stunde hinaus folche geftatten, oder 
welche die Polizeiftunde überfchreiten, find zur Unterſuchung 
und Strafe zu zieben, Wenn fie zum BDrittenmale kontraveni⸗ 
ren, wird ihnen die Wirthfchaft überdies unterfagt. 

7) Geſchloſſene Gefellichaften, welche befondere Lofale gemiethet ha- 
ben und eigene Statuten befigen, Tann das Veranftalten von 
Bällen nur dann unterfagt werden, wenn der Fall zu 5. b. eins 
tritt. 

Wo eine Abgabe zur Ortdarmenfaffe für Tanzmuſik entrichtet 
wird, bleibt es dabei, und muß, um jede Serung zu vermeiden, 
in der polizeilichen Erlaubniß vermerft werden, daß nach uns 
ten gelektem Gmpfange der Abgabe von dem Rendanten der 
Armenkaſſe die Tanzınufif erlaubt fet. 
Wo bis jetzt eine derartige Abgabe nicht entrichtet ift, bleibt es 
den Kommünen überfaffen, mit Beftimmung ded Betrages bei 
der Regierung durch den betreffenden Landrat; Anträge zu mar 
hen. Publ. der Reg. zu Münfter vom 2. Zuni 1828. 
Privatfußbarfeiten, wozu auch Refourcen- Bälle gehören, find 
nicht zu Öffentlichen Tanzluftbarfeiten zu rechnen, daher auch nicht 
der dedfallfigen Abgabe unterworfen. M. R. v. 25. Oktbr. 1828, 


z; Degen der Taxen für Luftbarkeiten fiehe auch Tit. VL. Kap. 11. u. $. 87. 
t, V . 
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15. Schulkinder follen an Öffentlichen Tauzbeluſtigungen in deu 
Wirthshaͤuſern nicht Theil nehmen. Yubl. der Regierung zu Merfeburg 
vom 22. Mai 1817. ; 

Siehe dieferhalb auh Tit. VIII. Kay. 2. $. 81. ff. Wegen GOhlitt: 
laufhuhfen, Baden x. fiehe ©. 107. | 
(Fastnachts- u. 16. Die unangemeffenen und mit Gefah: verbuns 

— gele- denen Faſtuachtsluſibarkeiten, wohin auch das Kranz 
Westharkeiten. | Den und Gandgreifen gehört, iſt bei 1 bis 5 Thaler 
Gelds oder verbaältuißmäßiger Arreſiſtrafe verboteun. 
Publ. der Reg. zu Munſter vom 13. Febr. 1828. | 

17. Die unſchickliche Geweynbeit, Mb zur Weihnachtszeit oder 
bei andern feſtlichen Gelegeuheiten zu verkleiden und iu dieſer Ver— 
kleidung allerlei Unfug zu treiben, iſt verboten. Publ. der Reg. zu 
Merfeburg vom 5. März 1818. | 


Kap. 5. Fangen der Singvögel. 

28. Ein beſtehendes Verbot wegen Einfangens der Nachtigallen 
iſt in Grinnerung zu bringen. M. R. vom 28. Mai 1825. 

Das Ginfangen der Nachtigallen ift bei 5 Thaler Gelds oder 
verhältnißmäßiger Leibesitrafe verboten, wovon der Denunziant die 
par erhält. Edikt v. 1686 u. 1693. : (Mylius Ediktenſ. Bd. 4. Abichn. 1. 

ap. 2. No. 40 u. 52] Min. Reffr. vom 28. Mai 1825 u. 24. San. 1826. — 
Publ. der Reg. zu Stargard vom 11. Febr. 1813, zu Stettin v. 4. Febr. 1813, 

Es ift erlaubt, wenn die Grundeigenthuͤmer folches genehmigen. 
Publ. der Reg. zu Königsberg vom 14. Febr. 1824. Ä 

Die Erhebung einer Nachtigallenfteuer, um das Wegfangen der 
Nachtigallen zu verhüten, kann nicht genehmigt werden, da das Bes 
dürfniß dazu nicht allgemein zu fein fiheint, und ſelbſt in Berlin viele 
Nachtigallen in den Hänfeen gehalten werden, obne daB Klagen über 
das Wegfangen ꝛc. vernommen worden. M. R. vom 23. Juli 1835. 


| Tit. XU. | 
Religions- und Rirchenpolizei, 


(Einleitung) 1. Die Neligiond » und Kircheupolizei unfchlieft 
alle die Vero duungen, Einrichtungen und Auſtalten, 

wodurch bad zwiſchen dem Staate und der Kirche beſtehende recht— 
liche Verhältmiß erhalten, geſchützt und fortdauernd verwirklicht wer—⸗ 
den fol. — Indem die Polizei dieſe Bedingungen aufrecht hält 
und verwirklicht, fchügt fie jede Kirche im Staate bei ihren Rech— 
tem, bei ihrem Kultus und bei ihrem Beſitzthum. Sie forgt für 
die Aufrechthaltung der Würde, Orduung und Ruhe bei der Geier 
der Sonns und Feſttage; ſie bewahrt dem geiftlihen Stande die 
ebührende Actuna, forget für deren Einkommen fo weit folches 

n ihren Bereich gehört, für die zwechmäßige Verwaltung des Kits 

chengutes u. f. w. — Nie läßt fie aber die Nechte der einen Kirche 
durch die Verfuche einer andern in Hinfiht auf Proſelytenmacherei, 
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Verketzerungs⸗ und Verfolgungsfucht beeinträchtigen ; nie läßt fie fih 
als Werkzeug der bierarchifcben Anmaßung GG. B. Für herzuſtellende 
Kircheubußen, für zu erzwingende Theilnahme am öffentlichen Kul—⸗ 
tus u. ſ. w) misbrauchen; nie erlaubt fie religiöſe Privatverſammluu⸗ 
gen von Sektirern und Moftifern, und nie miſcht fie ſich, ohue drüns 
gende Veranlaffung (die uur bei bedenklichen Neuerungdverfuchen, 
oder bei bedeutenden Zwiſtigkeiten in einer Kirchengemeine eintreten. 
Fonnte), in die beiichende amd gefeßlich anerkannte uud bejtätigte _ 
Kircheuordnung nach Dogmen, Symbolen, Kultus und Verwaltung. 


(Allgemeine 2. Jedem Einwohner im Staate muß eine voll⸗ 
Grundsätze) kommeue Glaubens s und Gewiſſeusfreiheit gejtattet 
werten A. L. R. IT 11. $. 2. 


3. Niemand foll wegen feiner Religionsmeinungen beunruhigt, _ 
zur Nechenfchaft gezogen, verfpottet, oder gar verfolgt werden. — 
Duf. 8. 4. | 

4. Auch der Staat fann von einem einzchten Unterthan die Ans 

abe: zu welcher Neligionspartet fi derfelbe befenne, nur alsdann 
ee wenn die Kraft und Gültigkeit gewiffer bürgerlicher Hand⸗ 
luugen dayon abhängt. Daf. 8. 5. 


- 5. Aber ſelbſt in dieſem Kalle können mit dem Geſtändniſſe ab» 
weichender Meinungen nur Diejenigen nachtheiligen Folgen für den 
Gefiehenden verbunden werden, welche aus feiner Dadurch, vermöge 
der Geſetze, begrüuderen Unfähigkeit zu gewißfen bürgerlichen Handluns 
gen oder Rechten von ſelbſt fließen. Daſ. $. 6. 


Kap. 1. Häusliher Gottesdienſt und Kircheu— 


geſellſchaften. 
(Häuslicer 6. Jeder Hausvater kann feinen häuslichen Got⸗ 
Gottesdienst.) tesdienſt nach Gutbefinden anorduen. Daſ. $. 7. (Siehe 
$. 10.) 


7. Er kaun aber Mitglieder, die einer audern Religionspartei 
zugethan find, zur Beiwohnung defjelben wider ihren Willen nicht aus 
halten. Daſ. $. 8. 


8. Heimliche Zufammenfünfte, welche der Orduung und Sichers 
heit des Staats gefährlich werden können, füllen auch unter dem 


Vorwande des häuslichen Gottesdienfted nicht geduldet werden. — 
Daf. $. 9. 


9. Wohl aber Fönnen mehrere Einwohner des Staats, unter 


deſſen (des Konfiteriums der Provinz) Genehmigung, zu Religionss 
übungen fich verbinden. Daf. $. 10. | 


10. Zu den häauslichen Gottesdienft ift nur den Mitgliedern 
der Familie des Hausvaterd uud der bei ihm wobuenden, feiner 
Hauszucht unterworfenen Perfonen der Zutritt geſtattet. 

Die vorfichend feftgefegten Grenzen überfchreitenden Bufanımen- 


+ 
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Fünfte ud ohne obrigfeitfiche Erlaubuiß unterfagt, und die Regierungen 
können die Strafen darauf, fowohl die der Theiluahme an foldyen 
unerlaubten Zufammenfünften, ald aud der Webertretung der bei 
Ertheilung der Erlaubniß ($. 9.) von dem Konfiftorium vorgefchries 
benen Bedingung feitfeßen uud bekaunt machen. 4, 8. DO. vom 9. Män 
1834. (0. 8. 4. ©. 76. und Umtsbltr. von 1836. 

Nach vorhergegangener vergeblicher Warnung follen Landraths⸗ 
ämter, Magifträte ze. das erftemal 1 Thlr. Strafe von jeder an der 
Verfammlung theilnehmenden Perfon, und 2 Thlr. von dem das Lo 
Fal bergebenden Wirth, fo wie das Doppelte der üblichen Gebühren 
von jedem der von einem unbefugten Geiſtlichen Amtshaudlungen vers 
richten läßt, fordern, in beiden Fällen im Wiederholungsfalle die 
ae Zirk. Reffr. der Reg. zu Breslau vom 31. Suli 1834. (v. 

. A. ©. 715.) | 

In erfter Iuftanz follen dieſerhalb die Landräthe erfennen. M. 

R. vom 18. Auguft 1835. (v. 8. A. ©. 695.) 


(Religions - u, 11. Neligionsgefeltfchaften, welche fih zur Öffent- 
are al lichen eier des Gottesdienfted verbunden haben, wer- 
: * den Kirchengeſellſchafteu genannt. A. 2. R. IL 11. & ıı. 

12. Jede SKirchengefellichaft ift verpflichtet, ihren Mitgliedern 

Ehrfurcht gegen die Gottheit, Gehorfam gegen die Gefege, Treue ges 
gen den Staat, und ſittlich gute Gefiunungen einzuflößen. Dafelbt 
$. 13. 


(Unerlaubte.) 13. Religiondgrundfäge, welche dieſem zuwider 
find, follen im Staate wicht gelehrt, und weder mund, 
20 noch in Volfsfchriften ausgebreitet werden. Daf. 

14 


Nur der Etaat hat das Recht, dergleichen Grundfäge, nach ans 
geitellter Prüfung, zu verwerfen, nud deren Ausbreituug zu unters 
fügen. Daf. $. 15. 

Privafmeinungen einzelner Mitglieder machen eine Religionsges 
ſellſchaft nicht verwerflich. Daf. $. 16. 


(Oeffentlich auf- 14. Die bei Öffentlich aufgenommenen Kirchenge⸗ 
genommene.) fefljhaften zur eier des Gottesdienſtes und zum Ne 
ligionsunterrichte beftellten Perfonen haben mit andern Beamten im 
Staate gleiche Rechte. Daf. 8. 19. 


(Verbältniss der 15. Sowohl öffentlich aufgenommene, als blos ges 

Kirchengesell- duldete Religions s und Kirchengeſellſchaften müfjen fich, : 

re in alfen Angelegenheiten die fie mit andern bürgers 

r ”  Fichen Gefellfchaften gemein haben, nach den Gefepen 
des Staats richten. Daf. $. 27. 


46. Diefen Gefegen find auch die Obern und die einzelnen Mit: 
alieder in allen Borfällen des bürgerlichen Lebend unterworfen. — 
Dal. $. 28. 


\ 
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17. Soll denfelben, wegen Ihren Neligionsmeinungen, eine Aus⸗ 
nahme von gewiſſen Gefegen zu Statten kommen: fo muß dergleichen 
Ausnahme vom Staate ausdrüffich zugelaffen fein. Daf. $. 29. 


Iſt dieſes nicht gefcheben: fo faun zwar der Anhäuger einer fol- 
chen Neligionsmeiuuung etwas gegen feine Ueberzeugung zu thun’nicht 
gezwungen werden, Daf. $. 30. 


18. Er muß aber die nachtheiligen Folgen, welche die Geſetze 
mit ihrer unterlafenen Beobachtung verbinden, ſich gefallen laſſen. 
Daſ. 8. 31. 


19. Die Privat⸗ und Öffentliche Religiounsuͤbung einer jeden Kir⸗ 
chengeſellſchaft ift der Oberaufſicht des Staats unterworfen. — 
Daſ. $. 32. | 

Shriftliche Eltern find verpflichtet, ihre Kinder innerhalb ſechs 
Wochen nah der Geburt taufen zu laffen, widrigenfalls die Ortöbes 
börde auf Einleitung ter Vormundfchaft anzutragen hat. Kontravens 
tionen haben die Hebammen bei willfürlicher Ordnungsſtrafe anzus 

zeigen. Neffe. der Reg. zu Bromberg vom 28. Novbr. 1834. 


Bei der Taufe ift nur die Beilegung folder Namen zuläffig, 
welche entweder bisber zu den unter den Chriſten üblichen Taufnamen 
gehören, oder falls fie neu gebildet werden, doch theild an. fich einen 
Sinn, theild in ihrer Bedeutung nichts auftößiges haben. Auch Bas 
miliennamen, welche uicht zugleich fehon übliche Taufnamen find, fol 
len als folbe den Täuflingen nicht beigelegt werden, Diele Beftim- 
mung gilt für alle Konfefionen in deu Könige. Staaten. M. R. vom 
28. Oft. 1816. (Amtsbl. zu Polen No. 29.) 

Die in das Preuß. Staatsgebiet eingewanderten fremden Uns 
terthanen dürfen nicht anders als nach Vorzeigung einer von der 
Behörde ihres Geburtslandes ausgefertigten Eutlafjungsurfunde ges 
traut werden. Yubl. der Reg. zu Münfter vom 30. San. 1832, und vom 23. 
März 1836. 

Die Heivath einer Wittwe mit dem Fonftatirten Schwängerer 
ihrer Tochter iſt unzuläflig. M. R. vom 5. Sept. 1835. _ 

Pfarrgeiftlihe dürfen für Peinen ausgerrerenen Mititärpflichtigen 
Geburts oder andere Pirchliche Atteſte ertheilen, Aufgebote bewir⸗ 
fen ıc., vielmehr desfallige Oefuche an die Ortsbehörde abgeben. — 
M.R. vom 26, März und Publ. der Reg. zn Münfter v. 9. April 1836. 

Bei Beerdigung von Militärperfonen haben Zivilgeiftliche nach 
$. 105. der Militair⸗Kirchenordnung vom 12. Febr. 1832 auf Stols 
gebühren feinen Anfpruch, auch erhalten Kirchenunterbediente Peine 
Gebühren. Neffe. des Konfiftoriums zu Berlin vom 29. Aug. 1835. 


Siehe auch wegen Führung der Kirhenregifier und Auszüge daraus: $. 
206 ff. und Th. III. Tit. VIE $. 1. 


(gegen ihre Mit- 20. Evaugeliſche Kirchengefellfchaften des Augs⸗ 
glieder.) burgifchen Glaubensbekenntuiſſes follen ihren Mitglies 
dern wechfelfeitig die Theilnahme auch am ihren eigentbümlichen Res 
ligionshaudlungen nicht verfagen, wenn diefelben Feine Kirchenanſtalt 
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(Lärmende Ver- 35. Bei Feiten der Kirchenpatronen und bei Kir 
erögengen 20 henprozefiionen find Tärmende Vergnügungen, mament- 
emorarenereJlihh dee Gebrauch der Mut umd die Aufteluug ton 
® Zanzbeiuftiguugen, bei Strafe von 5 Thlr. für Wirte 
uud 2 Thlr. für die einzelnen Theilnehmer, unterfagt. 

Publ. der Reg. zu Münfter vom 20. Mai 1822. 

Diefe Verordnuug bezweckt, wahre Neligiöfitär zu befördern, ds 
Hinzujtrömen ſolcher Perfonen aber, welche nur au katholiſchen Seiten 
dieſer Art, nach ausgelaffener Freude bafıhen, zu vermeiden. — 
Es kann aber mit der Verordnung nicht verbunden fein, Molkäfeite 
zu flören und anftändige Vergnügungen zu verbieten. In folchen 
Fällen find die Candräthe ermächtigt, Ausnahme zu geftatten. Reife. 
derf. vom 2. Zuli 1822. 

Siehe aud) $. 88. Tit. VIIT. Kay. 2. 


Kap. 3. Deffentliche Feft- ꝛc. Tage. 
(Oeffentliche 36. Die Auordnung öffentlicher Bet:, Dank⸗ und 
Bet-, en anderer außerordentlihen Feſttage haͤugt allein vom 
Festtage) Staate ab, MER. IT. 11.8 34. | 

37. Fin Bifchof darf in Religions» und Kirchenangelegenheiten 
ohne Erlaubniß des Staats Feine neue Verordnungen machen, auch 
nicht dergleichen von fremden geiftlichen Obern annehmen. Daf. $ 17. 


(Katholische 38. Die in den öftlichen Provinzen beftebende Ord⸗ 
Festordnuug.] nung der Fathofifchen Feiertage it auch auf die weils 
lichen Provinzen Allerhoͤchſten Orts übertragen, und das desfalliige 
päbftliche Brese vom 11. Dezbr. 1828 ift mit Allerhöchſter Genehmis 
gung verfündigt, A. K. D. vom 24. März 1829. [Amtsblätter der betreff. 
Regierungen.) 

[Acussere Form 39. Wegen der äußern Korm und eier des 
und Feier des Gottesdienſtes kaun jede Kirchengeſellſchaft dienfiche 

Gottesdienstes.) Srdnungen einführen. X. &. MR. IL. 11. $. a6. 

40. Dergleichen Ordnungen müſſen dem Staate zur Prüfung 
vorgelegt werden. Daf. $. 47. J 

41. Nach erfolgter Genehmigung haben fie mit andern Polizei⸗ 
gefeßen gleiche Kraft und Verbindlichfeit. Dar. 5. 48, 

42. Sie Pönnen aber auch ohne Genehmigung des Staats nicht 
verändert, noch wieder aufgehoben werden. Daf. $. 29, 


[Verbotene Kir- 43. Hagelfeier » und Feuerpredigten, überhaupt 
chenfeste.] Feiertage, die nicht von der fompetenten Landesbehörde 
geuehmigt, fallen weg. Publ. des K. Ober: Pr. v. Weftfalen 
vom 11. März 1817. 

44. Es ift wicht angemefjen, daß, fo lange Fein allgemeines Kits 
chenfeſt zur eier deffelben angeordnet iſt, irgend eine Gemeinde im 
Lande nach eigenem Ermeſſen ein Dauk- oder Trauerfeit in ihrer 

Kirche feiert. Publ. der Reg. zu Mänfter vom 16. Sept. 1816. 


1 
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Rap. 4 Kirchenzucht. 


45. Jedes Mitglied einer Kirchengefellichaft ift fchuldig, ſich der 
darin eingeführten Kirchenzucht zu mifferwerfen. A. L. R. II. 11. $. 50. 

Dergleichen Kirchenzucht fol blos zur Abſtellung öffentlichen Aer⸗ 
gerniffes abzielen. Sie darf niemals in Strafen an Leib, Ehre oder 
Vermögen der Mitglieder audarten. Daf. 3. sı u. 52. 

Deffentliche Kirchenbuße ift abgefchafft. Verordn. vom 20. Juni 1746. 
[v. d. Hevde NRevert. II. ©. 42.] BER 

ein Prediger darf eigenmächtig Jemand vom Abendmahl ab- 

weifen. Verordn. v. 27. März 1748. [Daf. ©. 41.] | 

46. Sind dergleichen Strafen zur Aufrechthaltung der Ordnung, 
Nuke und Sicherheit in der Kirchengefellfhaft notwendig: fo muß 
die Verfügung der vom Staate gefegten Obrigkeit überlaffen werden. 
MENRaa.D.$. 53. ’ | 


47. Wenn einzelne Mitglieder durch öffentliche Handlungen eine 
Verachtung des Gottesdienfted und der Neligionsgebräuche zu erfeus 
nen geben, oder andere in ihrer Andacht ftören, fo ift die Kirchen: 
* chaft befugt, dergleichen unwuürdigen Mitgliederu, fo lange fie 
= beffern, den Zutritt in ihren Verfammlungen zu verfagen. 

af. $. 54. . 


48. Wegen bloßer von dem gemeinen Glaubensbekenntniſſe ab- 

— Meinungen kann Fein Mitglied ausgefchloffen werden. — 
af. $. 55. 

49. Wenn über die Rechtmäßigkeit der Ausfchliefung Streit 
entjteht, fo gebührt die Entjcheidung dem Staate. Daf. 6. 56. 

50. So weit mit einer ſolchen Ausſchließung nachtheilige Folgen 
für die bürgerlibe Ehre des Ausgeſchloſſenen verbunden And ‚muß 
vor deren Veranlafjung die Genehmigung des Staats eingehott wer 
den. Daf. $. 57. 

[Beleidigung der 51. Wer die im Staate aufgenommenen Religis 

Religionsgesel- gionsgefellfchaften durch Läfterungen in Öffentlichen 

—— — Reden oder Schriften, oder durch eutehrende Hand⸗ 

dienstes.] lungen oder Geberden beleidigt, fol mit verhaͤltniß⸗ 
mäßiger Gefaͤngniß⸗ oder Zuchthausftrafe von 4 Wos 
* bis 6 Monaten belegt werden. A. L. R. II. 20. 
. 214 

52. Wer den öffentlichen Gottesdienſt flört, oder die in deſſen 
Feier begriffene Gemeine, oder deren mit folchen Amtshandfungen 
befchäftigten Lehrer, mit Worten oder Thaͤtlichkeiten angreift, der fol 
auf 3 — 18 Monate ind Zuchthaus oder auf die Feſtung gebracht 
werden. Daf. $. 216. J 

53. Auch der, welcher ſich blos gegen geduldete Gemeinen eines 
ſolchen Unfugs ſchuldig macht, hat dadurch eine ſechs wöchentliche 
— * monatliche Gefaͤngniß⸗ oder Zuchthausſtrafe verwirkt. — 
Daf. $. 216. 
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(Sonn-undFe- 54. Im wie fern die bereiß angeordneten Kirchen; 
re 2 fefte mir Einſtellung aller Handarbeiten und bürger 
ee sg, fehen Gewerbe begangen werden follen, oder mich, 
barkeiten.]. fann nur der Staat beftimmen. 4.2. R. IL 1. $. 35. 
55. 1) Alle öffentliche Arbeit ſowohl, als alle geräuſchvolle 
Beſchaͤftigungen in den Häufern — wenn fie nicht Durch ein Drüns 
geudes Bedürfuiß erechtfertigt werden, find an den Sountagen 
den Glaubensgensfien aller Konfeffionen unterfagt, an fonftis 
en Feiere und Bußtagen aber demjenigen, für deren Konfel 
onen fie eingefegt find. ‘ 

2) An diefen Tagen während des öffentlichen Gottesdienſtes, darf 
niemand innerhalb oder außerhalb feines Hanfed Muſik, Tauz, 
Singen, Spiel, Trinfgelage oder fonjtige Luſtbarkeiten geſtatten. 

3) Alle Laden und Buden ſollen während des öffentlichen Gottes⸗ 
dienſtes geſchloſſen fein, und mit Ausnahme der Apotheker, Fein 
Kauf und Verkauf anders ald vor und nach dem Gottesdienſte 
geduldet werben. 

Befondersd darf der Verkehr bei Jahrmärkten, welche auf 
Seins nud Feiertage fallen, nicht eher ala nach vollbrachten 
vormittägigen Gottesdienfte angefangen, und die Waaren dürfen 
wicht eber zum Verkaufe ausgeftellt werden. 

4) Webertreter dieſer Vorfchriften verfallen in eine Geldbuße von 1 
bis 5 Thlr., oder in eine verhältnißmäßige Gefäugnißſtrafe. — 

dDerumziehenden Mufifanten kanu noc außerdem die Ausübung 
ihres Gewerbes an dem Orte, wo fie Anjtoß gegeben haben, uw 

\ terfagt, und Zahrmarftshändlern die Erlaubuiß, feil zu haben, 
für die Dauer ded Marktes genommen werden, 

5) Von öffentlichen Behörden und Beamten dürfen an Sonn» und 
Fefttagen in der Negel feine Verhandlungen und Gefchäfte bes 
trieben werden, — 

6) Die Polizeiobrigkeiten haben nach Rüͤckſprache mit den Pfarrern 
die Stunde ded Anfangs und Endes des öffentlichen Gottesdien⸗ 
ſtes im ihren Gemeinden befammt zu machen. M. R. vom 19. Mai 
1825, Publ. der Meg. zu Münfter vom 27. Auguft 1816, zu Arnäberg 
vom 21. Febr. 1817 und Poien vom 5. ejusd. * A. 1817. 9. 1. ©. 
120, 121. 

Dbige Beftimmung gilt auch für den Charfreitag. Publ. der Reg. 

zu Münfter vom 16. März 1820. . 

56. Die für die Älteren Provinzen beftehenden Verordunngen vom 

23. Septbr. und 11. Oftbr. 1810, wonach 

1) von dem Tage Luziä ab, während der Adventzeit, und vom Tage 
Mitfaſten ab, während der Faftenzeit, deögleihen au den erjten 
ae der drei Haupffefte: Weihnachten, Ofteru und Pfiug⸗ 

en, alle Tangbeluftigungen an Öffentlichen Verſammlungs⸗Or⸗ 
ten unterbleiben; fo wie " — 

2) die Aufführung iheatraliſcher Vorſtellungen und anderer öffent, 
lichen Schaufpiele in der Charwoche, vom Mittwoch derfelben au, 

imgleichen an den Tagen vor den übrigen Hauptfeſten, und an 


x 
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dem erften Feiertage dieſer Hauptfeſte nicht geſtattet werden 
ollen ; | 

follen auch in der neuen Provinzen zur Anwendung kommen. m. p 


. 


vom 27. Mai, und Publ. des Oberpr. in Pofen vom 10. Zuli 1817. [von 8, 9. 
1817. Heft 3. ©. 70.] 

57. Das Jagen an Sonn» und Fefttagen iſt in Weftfalen vers 
boten; Publ. des K. Oberpr. vom 18. Auguft 1835. | 
und zwar für jeden einzelnen Kontravenienten und jeden einzelnen 
Kontraventiondfall bei 1 bis 5 Thlr. Strafe. Yubl. der Reg. zu Mun⸗ 
fter vom 18. Novbr. 1835. 

58. An den Vorabenden heiliger Tage, als: Weihnachten, Oftern, 
. Pringften, Sharfreitag, Bettag und die dem Andenken der Verftors 
benen gewidmeten evang. und kath. Jahrestage follen diefelben übers 
al eingeläutet werden, und Bälle und ähnliche Luftbarfeiten dürfen 
an diefen Abenden nicht veranftaltet werden. A. K. D. vom 14. März 
1817. 

An den genannten Feſttagen ſelbſt find ebenfalls Bälle und 
ähnliche Euftbarkeiten nicht zu geftatten; M. R. vom 10. März 1825. 
auch nicht Mufifaufführungen in Kaffe s und Wirthshäufern. Publ. 
der Reg. zu DMünfter vom 19. April 1825. | 


Kap. 5. Kirchenkollegia und Kirchenvorſteher, 
Kirdhenvermögen ı. 


57. Die Kollegia einzelner Kirchen beftehen aus den Geiftlichen 
und den ihnen zugeordneten Vorftehern. Diefen Fommt die Verwal⸗ 
tupg der Aufferen Rechte der Kirchengefellfchaft zu. Sie find der 
Aufficht der Erspriefter oder Juſpektoren untergeordnet. A. 8. R. II. 
11. $. 156 — 158. \ 

60. Nach der Inſtruktion für den Generalfuperintendenten und 
deſſen Stellvertreter find diefe, ald erfte geiftliche Vorgeſetzte in ihrem 
Sprengel, neben dem Koufiftorium und den betreffenden Regierungss 
Abrheilungen, die Angelegenheiten der evangelifhen Kirche ihres Bes 
zirks perfönlich zu beauffichtigen und darauf einzuwirfen befugt und 
verpflichtet. Publ. der Reg. zu Münfter vom 12. Juli 1836. 


61. In aufßerordentlihen Fällen und Angelegenheiten müffen 
von der Gemeine Bevollinächtigte oder NRepräfentanten gewählt, und 
mit der erforderlichen Zuftruftion verfehen werden. 4. 2. R. a. a. O. 
$. 159. 

62. Kirchen⸗Vorſteher werden der Negel nach von dem Patron 
beftellt; wo aber dergleichen nicht vorhanden find, von der Gemeine, 
unter Öenehmigung der ordentlichen Obrigkeit, gewählt. Daf. $. 552. 


63. Wo nach bisheriger Obfervanz die Beftellung der Borftcher 
von andern Perfonen oder Behörden abgehangen, hat es deshalb fo 
wie in Aufehung der Dauer des Amts hierbei fein Beweuden. 
Daſ. 5. 5855. | er 
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64. Nur Mitglieder der Gemeine koͤnnen zu Kirchenvoritehern 
bejtellt werden. Daf. $. 554. x 

65. Von der Verbinlichkeit des ausgewählten Mitglieds, ders 
gleichen Amt zu übernehmen, und von der ihm dagegen zu Starten 
ommenden Entjchuldigungsurfachen gilt alles das, was wegen der 
Beamten der Korporationen überhaupt, und der Bürgergemeinen ins 
fonderheit, verordnet if. A. R. IE 6. $. 161, 162. Tit. 8. Daf. $. 555. 

Siehe auch Deputationen der Stadtverordneten und Stadtämter in der 
Städteorpnung. Th. 4. 

66. Bei einer jeden Pfarrficche müffen wenigftend 2 Vorſteher 
beftellt werden. Daf. 5. 624. | 
[deren Rechte 67. Sie müjjen die der Kirche zuftebenden Gelder, 
und Pflichten] Schuldinſtrumente und andere Urfunden dergeftalt ums 
ter gemeinfchaftlichem Befchluffe haften, daß Feiner von ihnen ein— 


feitig, uud ohue die übrigen, Darüber verfügen fönue. Daf. $. 625. 


68. Wo der Laften, in welchem die Kirchengelder und Urkun— 
den uuter folchem gemeinfamen Beſchluſſe aufzubewahren fiud, am 
fiherfteu uutergebracht werden Fönne, müflen die Vorfteher mit Dem 
Patrone und Pfarrer im Ueberlegung nehmen; allenfalls aber muf 
diefes von dem Juſpektor oder Erzpriefter nach den Umftänden beſtimmt 
werden, Daf. $. 626. 


69. Wo ed, beſonders auf dem Laude, an tanglichen und im 
Nechnungsweſen hinlaͤunglich geübten Subjeften zu Kirchenvorjtebern 
ermaugelt, da kann der Pfarrer fich nicht entbrechen, dieſes Ge 
Schaft mit zu übernehmen, und die Schreibereien uebſt dem Ne 
nungsweſen, zu beiorgen. Daf. $. 827. 

Was alfo hier von Kirchenvorftebern überhaupt verordnet wirt, 
gilt in diefem Falle auch von dem Pfarrer und deu ihm zur Seite 

gelegten Rebeuvorſtehern. Daf. $. 628. | | 


(Vermögen der 70. Zu dem Vermögen der Kirchengefellichaften 
Kirche u: Ver- gehören die Gebäude, liegende Gründe, Kapitalien und 
waltung.) ale Einkünfte, weiche zur anfrändigen Unterhaftuug 
ded äußeren Gottesdienftes für jede Kicchengemeine nach deren Vers 
faſſung beftimmt find. Dar. $. 160. 
71. Daffelbe fteht uuter Oberauffiht und der Direktion des Staats) 
Daß $. 161. Ä 
72. und unter der Aufficht der geiftlihen Oberen. Daf. $. 167. 


73. Sitchengeföße uud andere zum unmittelbaren gottesdienitlis 
hen Gebrauche gewidimeten Sachen haben mit den Kirchengebäuden, 
der Regel nach, gleiche Rechte; Daf. $. 179. 

‚ Tönnen nur wegen dringender Rothwendigkeit , uuter Genehmigung 
des Staats und der geiftlichen Dbern veräußert werdeu; Daf. $. 180. 
wenn fie aber aus Stiftungen herrühren: fo finden die Vorfchriften 
des A. ER. I, 6. $. 73 sqgq. Anwendung. Daf. 5. 181. 


Kap. 5. Kirhenfollegia und Kirhemporfteher. 659 


74. Die vom Staate anddrüdiih aufgenommenen Kirchengeſell⸗ 
ſchaften find auch bei Erwerbung, ‚ Verwaltung und Veräußerung 
ihred Vermögens andern privilegirien Korporationen gleich zu achten, 
(Tit. 6. $. 70: 71. 72. 81 649. A. ER. II) Daſ. 193. 

Megen der Zuwendungen an Kirchen und andern milden Stiftungen fiehe 
„Armenpolizei.” 

79. Grundſtücke und Gerechtigkeiten, die einer Kirche gehören, 
Fönnen ohne ausdrüdliche Genehmigung ded Staats und der Nepräs 
fentanten der Kommüne nicht veräußert werden. Daſ. $. 219. 647. 

Siehe aud Verwaltung des Gemeindevermögens, Beräußerungen, Vers 
pachtungen ıc. 

80. Ausfichende Kirchenfapitalien Fönnen die Vorfteber, ohne 
Borwiffen und Genehmigung ded Patrous oder Kırchenfollegii, wo 
dergleichen vorhanden ift, nicht auffündigen. Daf. $. 629. 


Sollen Kapitalien für die Kirche aufgenommen werben: fo ift 
dazu der Beitritt des Patrous oder Kirchenfollegüi, oder in beider 
Ermangelung der Gemeine oder dereu Nepräfentanten, nebft der Ges 
nehmiguug der geiftlichen Obern erforderlich. Daſ. 8. 645. 


81. Wo die Vermiethung der Kirchitellen hergebracht if, da ge 
büprt felbige den Vorſtehern. Daf. $. 676. ' 


Sie Fönnen die Stelle an Gingepfarrte und an Fremde zum 
Gebrauch überlaffen, doch gebührt eriteven der Vorzug. Daf. $ 677. 

82. Bei Patronatkirchen gebührt die Abnahme der Rechnuug dem 
Patronz und muß auf deffen Verlangen in feiner Behauſung gefches 
ben. Daf. $. 689. 

Die Kircbengemeine ift der Rechnungsabnahme durch ihre Nes 
präfentanten uud Bevollmächtigte beizuwohnen berechtigt. Daf. 5. 691. 


In allen Fällen ift der Pfarrer, auch wenn er nicht Vorjicher 
wäre, dabei zuzuziehen. Daf. $. 694. 


(Einziehung von 83. 1) Alle beftindige dingliche oder perfönliche 
Kirchen- Pfarr- Abgaben und Leitungen, welche au Kirchen und df- 
etc. Abgaben.) fentlihe Echulen, oder an deren Beamte, vermöge 

einer allgemeinen gefeglichen, oder auf notoriſcher Orts⸗ oder Bezirks⸗ 

berfaffung berubenden Verbindlichkeit zu entrichten And, desgleichen 
die Forderungen öffentlicher Schul» und Grjiehungsanftalten an Schul 
und Penfiousgeld unterliegen fowobl wegen der laufenden ald der 
aus den legten zwei Jahreu rückſtändigen Beträge der erefutiviichen 

Beitreibung Durch die betreffende Verwaltungsbehoͤrde. — 2) Die 
erefutivifche Beitreibung wird gehemmt, weun der in Aufpruch Ges 

nommene eine Sremtion behanpfet und wenigſtens feit 2 Jahren, vom 
letzten Verfalltermine zuruͤckgerechnet, im Beſitze der Freiheit ſich 

befindet. — 3) Das rechtlihe Gehör bfeibt nach Vorſchrift des g. 
79 u. f. Tit. 14 Th. 11. des A. L. R., der Verordu. vom 26, Des. 
1808 $$. 41. 42. einem Zeden verftattet, der aus befonderen Grüns 
den die Befreiung von einer folchen Abgabe oder — geltend machen 
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will, ober in der Beſtimmung feines Autheils über die Gebühr bela⸗ 
ftet zu fein behauptet. — 4) In Betreff der aus befondern Kon— 
traften oder teftamentarifchen Dispofitionen auf Grundſtücken haften 
den jährlichen Abgaben an Kirchen und Schulen ($. 430. Tit. 50. 
der Prozeß, Ordnung) findet die Erekution nicht fofort Etatt, vich 
mehr, wenn fie eingetragen find, der Bagatell» oder ſummariſch 
Prozeß nach Vorſchrift der Verordnung vom 1. Sun 1833. — 
6) Die Forderungen orduungsmäßig Fonzeffionirter Privat⸗, Schub 
und Erziehungsanitalten an rücjtändige durch ihren Einrichtungspia 
feftgefegten Schul» oder Penfionsgelde aus dem Zeitraume eines Jab 
res von Einreichung der Klage zurücgerechnet Dürfen im Wege dei 
Mandatsprozeffes eingeflagt werden. — 7) Mit gleicher Zeitbejchrän 
Fung fol dieſes Vorrecht auch den Yorderungen der Medizinalperic 
nen und Apotheker für ihre Befuche, Operationen und Arzmeimitte 
zuftehen. Die Liquidationen muͤſſen jedoch von den ärztlichen Peri« 
nen aller Klaffen mit fpezieller Angabe der Dienjtleiftungen und mit 
Berechnnng jeder derfelben nad) den Beftimmungen der Medizinaltar 
aufgeftellt, fo wie die Rechnungen ded Apotheferd mit den Ärztliche 
Rezepten uud einem Feftfeguugsdekrete belegt fein. „a. 8. O. vom ıı 
. Quni 1836. 


(Kirchenorgeln.) 84. Das hohe Minifterium hat hinfichtlich Der Er 
bauung und gehörigen Unterhaltung der Kirchenen 
geln Folgendes verordnet: 

4) den Presbyterien und Kirchenvorfländen ift es unterfagt, irgen 
Semanden zur Erbauung, Reparatur oder Revifion der Kirchen 
orgeln zuzulaffen, der nicht von der Regierung ald ein tüchtige 
und zuverläffiger Orgelwerfmeifter anerkannt worden ift. 

2) Säimmtlihe Kirchenvorftände follen angewiefen werden, mit der 
Abhülfe Pleinerer Schäden in ihren Orgeln nicht zu zögern, de 
mit nicht durch Verſäumniß eine Hanptreparatur ded Orgel 
—— nothwendig, oder daſſelbe dadurch wohl gar unbrauchbar 
werde, 

3) Den Kirchenvorftänden fol anheim gegeben werden, mit- einen 
approbirten Orgelbaumeifter über alljährliche Revifion, Nepars 
tur und Stimmung ihrer Orgeln auf gewiffe Zeit zu koutrabi 
ren, und dafür ein nach der Größe und — 5 des On 
gelwerks abzumeffendes Firum auszufegen und aus den Kirchen 
mitteln zu entnehmen. 

4) Die Kirchenvorftände follen bei Einreichung der jährlichen Kir 
chenrechnung zugleich den jedesmaligen Zuftand der Kirchener 
ein, wie auch den der Kirchengebäude gewifjenhaft angeben. 

5) licht der Organiften ift es, fih von’ der innern Struftur da 
Orgeln zu unterrichten, um wenigſtens die Schnarrwerfe felbi 
ftimmen zu Fönnen, Feine Schadenftände, auch wenn folche ge 
tingfügig zu fein fcheinen, fogleich anzuzeigen und dafür zu for 
en, daß die Orgel gegen jede Gefahr, befchädigt zu Werden 
ets gefichert ſei. Reſtr. der Reg. zu Münfter vom 21. April 1823. 


Kap. 5. Kirhenfollegia x. u. Kirchenvermögen. 661 


Zwecmäßig wuͤrde es fein, wenn zur Ausführung der Beſtim⸗ 
mung ad 3 die Kircheuvorſtände mehrerer Gemeinden ſich vereinigten, 
nit einem Orgelbauer zu kontrahiren; wodurch der Zwed mit gerins 

3 geren Koſten erreicht würde. Reſkr. derf. vom 14. Novemb. 1835. Siehe 
> aud $. 106. 
= (Ablösung von 85, Ablöfungen von Präftationen an Kirchen, welche 
15 Prästationen in der Negel nicht ablösbar find, wird Seitens des 
„tm Kirchen) Säuigl, Minifteriums der geiftlichen ze. Angelegenheiten, 
a wie daſſelbe fich ausgeſprochen, nicht leicht nachgegeben, 
= weil der Geldwerth, welcher bei der Ablöfung an die Stelle der Nas 
&  turalien tritt, veränderlicher ift, ald der Werth der legteven, auch 
= eher Verluſte an Geldfapitalien, als an. Naturals Präftationen zu 
0  beforgen find. Eine Ablöfung kanu alſo immer nur ald Ausnahme, 
9 und zwar nur in den Fällen zugelaffen werden, wenn die Kordes 
ga‘ rung oder die Sicherheit derſelben zweifelhaft ift, oder wenn die Leis 
s lungen in fo Heinen Quantitäten befiehen, daß deren Maaß fich 
es praktiſch ſchwer kontrolliren läßt, oder auch die Präftande folche Subs 
as Ranzen find, für deren Güte es Feine fihere Beſtimmungsmittel ges 
pn, ben, oder endlich die Erhebung mit ganz ungewöhnlichen Belaͤſtigun⸗ 
gen für den Empfänger verknüpft find, 

Die Kgl. Regierung in Münfter bemerft hierbei, daß beider den 
fe? Kirchen geftatteten Befugniß, den Ablöfeantrag der Verpflichteten abs 
8° quiehuen, der gewöhnliche Ablöjefat des 2öfachen Betrages für dies 

felben ebenfalls nicht Gindend fein kann, und daher, wenn die Abföfe 
fact" ſonſt räthlich erfcheint, daranf zu halten fei, daß der Berpflichtete fein 
vr? Gebot über den Normalablöfefag ſteigere. Reſkr. derf. v. 3. Juni 1835, 
AP (Geläute.) 86. Das bei einer Kirche befindliche Geläute ift 
n # ; in der Negel ald ein Eigeuthum der Kirchengefellichaft 
ge anzufehen. A. L. R. IL. 11. $. 191. 
Er Wo nach Verträgen oder hergebrachter Obſervanz auch eine 
W audere Gemeine oder Neligionspartei auf den Gebrauch deffelben 
yuhe? Auſpruch machen Pau, da kann folcher dennoch, während des Gottes, 
„dienſtes der Kirchengeſellſchaft welcher die Glocken gehören, nicht ver, 


* laugt werden. Daf. 6. 192. 


nn (Missbrauch mit 89. Der Mißbrauch, daß oft zur Unzeit mit Stös 
" ,, Läuten der zung des Gottesdienftes das Laͤuten der Gloden, auch 
| en) oft von muthwilligen jungen Leuten gefchieht, welche 
den dieſelben nicht zu behandeln wiſſen, und nicht ſelten daran Schuld 
9— ſind, wenn ſie berſten oder zerſpringen, ſoll von den Ortsbehörden in 
Uebereinſtimmung mit den Ottspfarrern abgeſtellt werden. M. R. v. 
2. Juni, und Publ. des Konſiſtoriums der Pr. Weſtfalen vom 17. Zuli 1817. 
ang? Schulfinder ſollen nicht zum Läuten gebraucht werden. publ. 
AH der Reg. zu Münfter vom 26. Oftbr. 1833. r Gh 

m Revision der 88. Bon Zeit zu Zeit ift machzufehen, ob der 
1 we Glockenstähle., Glockenſtuhl * Zubehör ſich in gutem Zuſtande bes 
N, findet und ob die Glocken unter gehörigem Beichluß gehalten werden, 
* SM, R. vom 20. Norbr. 1823. Reſkr. der Reg. zu Dünfter vom 4. Nov .1830. 
n 
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(Thurmuhren.) 89. Die öffentlichen Thurmuhren follen nicht mehr 
nach der Sonne, fondern nach der mittleren zeit 

geftellt werden, um die Verjchiedenbeit des Zeitmaßes in Bezug auf 
Die Beförderung Öffentlicher Angelegenbeiten, befouderd des Poſten⸗ 
Laufes zu Gefeitigen. Bek. des K. Min. des Inn. vom 17. Juni 1825, und 
der Reg. zu Münfter vugı 23. April 1827. 

AL Norm für die ſämmtlichen Kirchenuhren ift 
1) die Poſtnormaluhr — Wo diefe fich beſindet — uud 
2) an den Poſtſtationsorten die Uhr des Poſtmeiſters 
beftimmt. | 


Die Bürgermeifter haben ftrenge darauf zu halten, daß hiernach 
verfahren werde, und die Landräthe haben Abweichungen mit Ord— 


nungsftrafen zu ahnden. Publ. ver Reg. zu Münfter vom 2. Februar 1833, 
Siehe Unterhaltung der Thurmuhren $. 103. 


Kap. 6. Bau und Unterhaltung der geiftliden, Kir 
hen. ꝛc. Gebäude. 


1 3. Für “ — der Kirchengebaͤude und Geraͤthe müſſen 
ie Kirchenvorſteher nebſt dem Pfarrer vorzüglich Sorge tragen. 
A. L. R. I. 11. 8. 699, er — * 

91. Die in $. 179 Hit; a der Städteordnung erwähnte Baufem; 
miſſion ſoll die Exterea der ſtädtiſchen Kirchen und Schulen beſorgen 
Gufofern nämlich fchon vor dem Erlaß der Städteordnung der Stadt 


Tommune ein Verwaltungsrecht über Kirchen zugeftanden ift.) m. R. 
vom 25. Juli 1811. 


92. Bei sorfallenden Bauten und Reparaturen muß dem Patron 
oder Kirchenkollegio jedes Mal Anzeige gemacht werden. A. L. R. 
11. $. 700. 


In Anfehung des Tandesherrlihen Patronats ift von dem Du 
mainens oder Intendanturamte, oder wo die Landräthlihe Behörde 
die Rechte des Iandeaherrlichen Patronats wahrnimmt, son Diefen 
die Zuftimmmug zu ertbeilen. Won ihnen ift darauf zu achten, dag 
aus den Kirchenkaſſen nicht3 bezahlt werde, was von Patronen. oder 
Eingepfatrteu gellefert oder geleiftet werden muß, und daß dem Pas 
tron, er mag Fiskus oder Domanialbefiger fein, nichts auferlegt 
wird, wozu fie als ſolche nicht verbunden find. 

Inſofern bei dergleichen Reparaturen 

a) die Konfurrenz ſtreitig ift, oder 

b) das Holz aus der Königlichen Forft angewieſen werden muß, 
oder 

c) die betreffenden Kirchenkaſſen nicht zureichendes Vermögen zur 

Beſtreitung der baaren Koften befißen, müffen auch bei dergleis 
chen Reparaturen die Beftimmungen der folgenden $$. beobach⸗ 
tet und Anfchläge angefertigt werden. M. R. vom 30. Dei. 1823. 


Publik. der Meg. zu Stettin, vom 19. Dejbr. 1823. 
Siehe auch wegen Unterftügung Seitens des Staats Tit. XIII. $. 75. 


Kap. 6. Bau und Unterhaltung der Kirchen. 4. 


93. Wo Fein Patron oder Kirchenkolleglum vorhanden iſt, koͤnnen 
die Vorſteher kleine Reparaturen, welche 10 Thlr nicht überfteigen, 
bloß mit Zuziehung des Pfarrers, ohne weitere Rüdfrage, veranſtal⸗ 
tu. A. L. R. 1. 11. $. 702. 


94. Wenn eine höhere Summe als 10 Te erforderlich if, 
muß dem Superintendenten oder Gröpriefter Davon Anzeige gema 
werden NL. R. IL 11. $. 701. 


Diefer kann, wenn die Koften unter 50 Thlr. betragen, und er 
bei augetellter Prüfung Fein Bedenken findet, den Bau oder die Res 
paratur ohne Ruͤckfrage genehmigen. Daf. $. 703. 


95. Jedoch ift er verbunden, die betreffende landraͤthliche Behörde 
zu vequiriren, wenu bei der Ausführung eine Mitwirfuug det Korıs 
müuen mit Geld oder Dienft erforderlich wird. J 

Wenn dieſe Mitwirtung blos in Dieuſten beſteht und geſetzlich 
— iſt, oder wenn Die Fouds, welche fie in Anſpruch ninunt, 
nnerhalb den Grenzen des laufenden Kommunalbudgers beſcha 
werden köunen, fo find die landräthlichen Behörden ermächtigt, der 
Nequifition des Geueral-Vikariats oder ded Superintendenten ohue 


weitere Rüdfrage Genüge zu leiften. Publ. der Reg. zu Minden vom 
31. Oft. 1817 und zu Königsberg vom 18. Dftbr. 1818. 


96. Er muß bei Ertheilung diefer Genehmigung mit affer Ge⸗ 
nauigfeit zu Werke gehen, und ſich von der Nothwendigkeit der Ju⸗ 
frandiegumg fowohl, ald davon, daß der Koſtenbetrag nicht übertries 
ben fei, gehörig überzeugen, weshalb er die etwa nöthigen Koſten⸗ 
überfchläge fich vorlegen laffen, und darauf halten muß, daß ſolche 
von qualifisirten Mentern beforgt werden. Kamm aber die Kircheiis 
kaſſe die erforderlihen Koften nicht aufbringen, und wird es nöthig, 
die Gemeinde dazu mit anzuziehen, oder auch, wenn Bauholz zu der⸗ 
gleiben Nepararmren erforderlich if, fo muß in beiden Källen unter 
Einreibung der vom Landbanmeifter angefertigten Auſchiäge an die 
Negierung zur Genehmigung berichtet werden. Publ. der Meg. zu Kö⸗ 
nigsberg vom 18. Oftbr. 1818. 

97. Sollen zu einem Yan oder zu einer Reparatur mehr als 
fünfzig Thaler aus dem Kirchenvermögen verwendet werden, oder ift 
von einem nenen Anbaue oder Erweiterung det Kirchen ebäufde die 
Rede, fo wird allemal andy, wem eim Patron oder ein Kitcherifolld 


gium vorhanden ift, die Genehmigung der geiftlichen Obern erfordeit, 
N. ER. IE 11. $. 70%. u. 706. 


98. Wo in Anfehung der Koften zum Bau und zur. Unterhalb 
fung der Kirchengebäude durch Verträge, rechtöfräftige Erkenntniſſe, 
ununterbrocheue Gewohnheiten, oder befondere Fr Tr gewiſſe 
Negeln beſtimmt ſiud, da hat ed auch ferner fein enden. . Daf. 
6.710. . 

99. Die geiftlichen Obern muͤſſen bie Nothwendigkeit des Bands 
prüfen, und die Art deffelden beſtimmen. a. a. ©. $. 707. 
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100. Wenn wegen der Beiträge der Eingepfarrten und Kompa⸗ 
trone zu den Kirchens Pfarr» und Schulbauten Streit eutitebr, fo 
‚dürfen dieſe Bauten dadurch nicht aufgehalten werden. Es beitunmt 
vielmehr die Negierung einen proviforifchen Vertheilungsplan und voll 
ſtreckt denfelben ohue gericktliched Verfahren, wobei jedocy Denen, 
welche damit wicht zufrieden find, der Weg Rechtens offen bleibt. 
1.8. O. vom 18. Febr. und vom 4. April- 1805. MReffr. des Generaldireft. 
vom 28. Febr. 1805. 

Die Regierung entfcheidet nach M. Verfügung 

a) über die Nothwendigkeit des fraglichen Baues überhaupt, 


b) über feinen Umfang uud die Art und Weife feiner Ausfühs 
rung, auch | 
c) über die dazu zu leiftenden Beiträge. 

Die Refolute werden den Autereffenten durch die Bürgermeis 
fter, infoferm jene diefen untergeordnet find, publizirt werden, mit 
Andeutung einer präßfufisifchen Frift für ihre etwaigen Nefurd- Ges 
fuche an das vorgenannte Könige. Miniftertum, welche von ihnen 
refp. unter gleichzeitiger Anzeige bei der Ortöbehörde an die Negies 
rung zur Weiterbeförderung einzureichen find. Die Ortöbehörden 
werden daher nach unbenugtem Ablaufe der Rekurs⸗Friſt ohne Wei⸗ 
teres mit der Ausfuͤhrung des Baues nach Vorſchrift vorſchreiten. 
Publ. der Reg. zu Münfter vom 6. Oftbr. 1828. 

101. Hat der Patron die Koften eines Kirchens, Parts oder 
Schulbaues aus dem Vermögen der Kirche vorgefchoflen, und find 
Die Eingepfarrten über das Verhältniß ihrer Beiträge zu denſelben 
nicht einig, fo find felbige verpflichtet, diefen Streit alfenfall8 im Wege ° 
einer gerichtlichen — auszumachen. Dad betreffende Gericht muß 
deshalb felbige auf die Anzeige des Patrons zur Regulirung des 
Verhaͤltniſſes ihrer Beitragspflichtigfeit vorladen, und in Eutſtehnng 

aͤtlicher Einigung, nach inftruirter Sache, darüber erfennen. Steht 
Biernach das Verhältuiß der Beitragspflichtigkeit eines jeden Einge⸗ 
pfarrten feit, fo bleibt e8 dem Patron überlaffen, deu aus dem Kir: 
chenärario geleifteten Vorſchuß gegen felbige einzuklagen. Reſtkr. des 
Zuftizmin. vom 30. Sept. 1799. 

102. Die Koften zum Bau und zuriinterhaltung der Kirchengebäude 
müffen hauptfächlih aus dem SKirchenvermögen genommen werden. 
A. L. R. a. a. O. $. 712. 

Es darf aber davon nicht mehr verwendet werden, als ohne 
Nachtheil der aus der Kirchenkaſſe zu beſtreitenden jährlichen Ausga⸗ 
ben gefchehen kann. a. a. O. $. 713, — 

103. Da die Kirchenthurmuhren einzig und allein zum Beſten 
der Gemeinden gereichen, fo ſollen keine Koften dazu aus dem Kirs 
chenvermögen bew lligt, fondern es foll den Gemeinden aufgegeben 
werden, die Uhren, im Fall fie folhe haben wollen, auf eigene Kos 
ſten anzufchaffen und zu unterhalten. M. R. vom 3. April 1772. 

Siehe au $. 89. 
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104. Ift das Kircbenvermögen zur Beftreitung der Koften ganz 
oder zum Theil nicht hinreichend, fo muß der Ausfall von dem Pas 
tron und deu Eingepfarrten gemeinfchaftlich getragen werden. gu. 8, 
RR. I. 11. $. 720. 

105. Der Staat, ald Patron, trägt zu den Anſchaffungs⸗ und 
Unterhaltungsfoften von Kirchenorgeln nicht bei und nur ausnahms⸗ 
weife und in ganz befonderen Fällen wird unter jedesmal ſpeziell 
einzuholender. Genehmigung des Minifteriums auf Anträge deshalb 
einzugehen fein. M. R. vom 19. Dezember 1823. Siehe auch $. 84 _ 


106. Die Vertheilung von Baus und Unterhaltungskoſten unter 
die Eingepfarrten geſchiebt auf eben die Art, wie andere perfönliche 
Laften und Abgaben nach eines jeden Orts Verfaffung aufgebracht 
werden. A. L NR. II. 11. $. 74. | 


107. Der Fiskus hat, wo er nicht vermöge des Patronatrechtd 
zu Kirchen-, Pfarr- und Schulbanten verpflichten ift; als Grundeis 
genthümer Feine Verpflichtung zu Beiträgen zu Denfelben. Die Vers 
pflichtung zu den geiftlichen Bauten beizutragen, iſt nämlich Feine 
reine Neallaft und gebt nicht auf jeden Beſitzer über; fie ift vielmehr 
eine Parochiallaft, die nur zum Theil nach dem Grundbefipß unter 
denen, die an und für fich diefelbe übernehmen müffen, vertbeilt wird, 
Der Fiskus steht aber in gar Feiner Parochialverbindung und kann 
niemals ald Eingepfarrter angefeben werden, da er nach dem iu Dem 
$. 1. Eit. 14. Th. 2. des A. L. R. aufgeftellten gefeglichen Begriffe 
unbedenklich nicht Mitgfied einer Kirchengefellfchaft fein Fan, Dies 
ergibt fi) aus dem F. 10 und 11. it. 11. Th. 2. des A. L. R. 
aufgeſtellten Begriffe der Kircheugeſellſchaft gauz Mar, fo wie deunn 
auch ferner der in dem $. 237. Tit. 11. J. eit. gegebene Begriff einer 
Parochie deutlich zeigt, daß der Fisfus nicht zu irgend einer Paros 
chie gehören kann, fondern nur die Verwalter und Pächter der fid- 
kaliſchen Grunditücde, aber auch diefe und ihr Gefinde- nur für ihre 
Perfonen und ohne eine Verbindlichkeit des Fisfus fie zu vertreten; 
felbft die Vorfchrift des $. 732 loc. eit. findet daher auf den Fiskus 
gar Feine Anwendung, weil fie vorausfegt, daß der Patron überhaupt 
als Eingepfarrter angejeben werden kanu, was aber bei dem Fiskus, 
feinem Begriffe nach, nicht möglich ift. M. R. vom 18. Jan. 1822.‘ 


108. Eingepfarrte Gemeindeglieder, die Feine Grundftüce befl- 
gen, fondern nur von ihren Nahrnngen und Gewerben beitragen fols 
len, werden dazu nach eben dem Verbältuiffe augefchlagen, nach wels 
chem fie zu andern Gemeinlaften mit deu augefefienen Mitgliedern 
Beitrag leiſten muͤſſen. A. 2. R. II. 11, $. 738% 

109, Auch Gaftgemeinden, welche zu einer benachbarten Kirche 
geihlagen find, müſſen dazu Beitrag leiften. a. a. O. $. 723. | 

110. Saftgemeinden find diejenigen, welche, weil fie noch zu 
feinem Kirchfpiele gewieſen find, fih mit Vorwiffen und Genchmi- 
Si der geiftlichen Obern zu einer benachbarten Kirche fchlagen 
müfen. a. a. D. Z. 294. 


# 


666 I. Tit. XII. Kirchenpolizei. 


411. IR Die nothwendige Reparatur während der Zeit ihrer 
Verbindung entitanden, fo koͤnnen fie fich Diefer Pflicht durch Wie 
derabtrennung von der Kirche, auch bei fonft vorwaltenden erheblichen 
Gründen einer folhen Trennung, nicht entziehen. a, a; 9. $. 724. 


112. Die einzelnen Mitgliedern der bloßen Gaftgemeinden entrichten 
Jeder den vierten Theil deffen, was ein Kontribuent von eben der 
Klaſſe aus der eigentlichen Pfarrgemeinde zu leiften hat, a. a. D. $. 
743. 


113. Iſt ihnen aber bei der Zufchlagung die Theilnehmung an 
dem Wahlrechte zur Belegung der Pfarrerſtelle zugeftanden worden, 
fo müfen fie auch zu den Baus und Neparaturfoften der Kirche gleich 
* ER der eigentlichen Pfarrgemeinde beitragen. a. a. D. 
. 734. " 

114. Einwohner des Kirchipield, die zu einer audern Religionds 
parthei gehören, müffen demnach nach eben diefen Grundfägen beis 
tragen, ſobald fie fh der Kirche zu ihrem Gottesdieufte bedienen. 
a. a. O. $. 740. 


115. Außer dieſem Falle find fie zwar zu Beiträgen in der 
Negel nicht verpflichtet; es dürfen aber auch, wegen ihres Ausfals 
les, Die Beiträge der Hebrigen wider deren Willen nicht erhöht wers 
den, foudern Die geiftlihen Obern müffen für die Uebertragung eines 
folchen Ausfalles auf andere Art forgen. aa. O. $. 746 u. 747. 

116. Kein Eingepfarrter kaun ſich der Verbindlichkeit, zu den 
Baus und Neparaturkoften beizutragen, entzieben, und wer eine dop⸗ 
pelte Parochie hat, ift in beiden dazu verpflichtet. a. a. D. $. 721. 

117. Derjenige Diffrift, in welchem Glaubendverwandte einer 
som Staate öffentlich aufgenommenen Neligiouspartbei zu einer ges 
meinfcbaftliben Kirche angewiefen find, wird eine Parochie genannt. 
a. a. D. |. 237. 

118. Auch diejenigen, welche une vermöge eined befonderen Pris 
pifegii vom Prarrzwange Der Parechiaffirche ihrer Neligionsparthei 
befreit fein, müffen dennoch vom ihren im Kirchſpiele eigentlich inne 
habenden Grundftücen zum Bau und zur Unterhaltung der Pfarr⸗ 
firche beitragen. a. a. D. $. 722. | 

119. If einem Theile der Gemeinde die Errichtung eier bes 
fonderen Kapelle oder eines Bethauſes in einer entlegeueren Gegend 
des Kirchfpiels verftattet worden, fo muß dennoch dergleichen Kapelle, 
fo wie die Hauptkirche von denjenigen, die zu letzterer verpflichtet 
find, unterhalten werden. a. a. D. $. 728. 

120. Die Vertheilung der Hands und Spanndienfte unter die 
Eingepfarrten muß nach eben’ dem Verhäftniffe gefchehen, wie bei 
Gemeindedienften, (4, & R. IT. Tit. VIE. $. 37 qq) a. a. D. $. 715. 

121. und zwar bei Spaundienften nach Verhättnip des Zugvieh⸗ 
ftandes, welches von den Konkurrenten gehalten wird, M. M. v. 29. 
Aug. 1817. 
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und in Anſehnug der Handdienfte, nach der Zahl der Kamilien, 
A. L. R. I. fi. an. ® Re, a 5 


Ber Etadtfirchen werden die erfonderlichen Dienfte zu den übrie | 
gen Kojten geſchlagen. Daf. $. 719. 


122. Wegen der Bauten und Reparaturen bei geiftlichen und 
Schulgebäuden iſt noch Folgendes beftimmt: 

Bei.größeren Neparaturen oder Neubauten muß von dem Pre⸗ 
diger nud den Kirbenvorftebern die Anzeige von der  Notbwendigs 
Feit derſelben Den betzeffenden Patronen gemacht, und der Regierung 
gleichzeitig, daß dies geſchehen, einberichter werden. 

Wem unter mehreren Patronen dieſe Anzeige gemacht werden 
muß, regulirt fi nach den Vorichriften des A ER. I. 11. 6. 
607 — 609. 

Wenn der Landesherr als Patron bei einem dergleichen Bau ins 
tereſſirt, ſo muß, die Anzeige Davon dem betreffenden Domainen⸗ oder 
Qutendanruramte, oder wo das Amt aufgelöjt ift, der betreffenden 
kandrätblichen Behörde gefibeben. Sofern nicht durch unvorzuſehende 
Ereigmiffe, ald Brand, Sturm sc. ſchleunige Anftalten notbwendig 
gemacht worden, muß dieſe Anzeige jedesmal im Oftober erfolgen. 

Auf den Grund Diefer Anzeige wird die Nothwendigkeit der Nes 
parafur oder des Neubaues von der betreffenden Patronaten, mit Zits 
ziehung der Prediger und Kirchenvorfteher, im Allgemeinen gewrüft und, 
wenn die Angabe gegründet befunden, wird die Konkurrenz hinfichts 
lich der baaren Beiträge, der Naturalien und Dienfte, mit Zuzie 
hung der Eingepfariten, fejtgeftellt, 

Hierzu ift von dem Patron, welchem die Direltion zuſteht, ein 
Zermin anzuſetzen. | 

Zu diefem Termine werden die etwa Fonkurrirenden Patronen 
und der betreffende Prediger eingeladen, und die Eingepfarrten vors 
geladen, unter der Warnung, daß binfichtlich der Ausbleibenden 
anzunehmen, daß fie dem Befchluffe der Erſcheinenden beitreten, 


Die Vorladung der Eingepfarrten erfolgt durch die Schulen 
und Gerichte, und tft, fo wie Die erfolgte Einladung der übrigen Ju⸗ 
tereffenten, zu den Akten uachzuweifen. 


Die Gegenftäude der Verhandlung find: 1) die Lieferung des 
Holzes. Ob daſſelbe von den Patronen und in welchem Lerbäftuiffe 
in natura zu liefern oder für Geld anzukaufen. 2) Die Lieferung des 
Strohes. Ob dieſes nach bisheriger Obſervanz von den Eingepfarr⸗ 
ten, und in welchem Verhältniſſe bergegeben, oder ob daſſelbe auge⸗ 
kauft wird, 3) Dinfichtlich der Hands und Spanudieufte, in welchem 
Berhäftniffe die verfchiedenen eingepfarrten Ortfchaften und in dieſen 
die einzehten Mitglieder zu denfelben Fonfurriren. 4) Hinfichtlich Der 
Koften. Wenn die betreffenden Kirchen zu diefen verpflichtet fd, 
uud ſich überfehen läßt, daß Diefelben zureichende Mittel haben, fo bat 
es hierbei fein Bewenden. Im entgegengefegten alte iſt der Res 
partitionsfuß für die verfchiedenen Ortſchaften, uud in ben einzelnen 


— 
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Drribaften für die einzelnen Mitgliedern zu ermitteln und feitzufeßen. 
5) Wo Epeifung der Handwerker bisher Statt gefunden bat, ift die 
Konkurrenz zu diefer auf gleiche Weife feitzuftellen. 6) Daffelbe muß 
eintreten, wenn noch ſonſtige Naturalien von den frouen oder 
Gingepfarrten unentgeldlich herzugeben find, 7) Ob eine Reparatur 
ausreiche, oder der Reubau nothweudig oder doch rathſam fei, 8) 
in welcher Art gebaut werden foll, ob maffiv, mit welcher Gattung 
von Materialien, ob mit Baditeinen, Feld» oder Luftiteinen, wie die 
Bedachung fein fol u. f. w.; 9) ob auf einer auderu ald der bid- 


“ berigen Stelle gebaut werden foll, fo wie über den Aufauf der in 


natura wicht vorhandenen Materialien u. f. w. 

Ueber alle diefe Gegenſtäude wird demnächft, falld unter den 
Suterefienten feine Bereinigung Statt findet, von der Regierung 
auf den Grund der einzureichenden Verhandlungen, ein Iuterimiftis 
kum fefgefegt. Sodann find die abzufaffenden Kontrafte von dem 
Patron und den Kircdenvorfiehern gemeinfchaftlih mir dem Entre⸗ 
prenneur abzuicließen. 

Bei der Feititellung der Konkurrenz kommt ed zunächit auf den 
bisherigen Beſitzſtand, alſo darauf an, wie bei dem legten, gleichartis 
gen Bau die Nepartition angelegt if. . 

Abweichungen biervon werden uur dann Statt finden, wenn die 
Verbaͤltniſſe fich feitdem geäudert haben, 3. B. wenn die Parochie 
durch Kombination oder Didinembration einen andern Umfang erhal⸗ 
ten hat, oder bei Küftereien, wenn die —— eigene Kuͤſtereien 
erhalten haben; fo wie auch wenn neue Eingepfarrten ſich in der Pa⸗ 
rochie niedergelaffen oder reſp. augebaut haben. 

Wenn die Intereſſenten ſich nicht einigen Fönnen, fo find die 


Gründe der widerfprechenden Meinungen zu Protokoll zu vermerken. 


Die angelegte Nepartirion ift, wenn die Jutereſſenten einig find, 
der Negierung zur VBeftätiguug, bei Differenzen zur Entſcheidung eins 
zureichen. 

Dem Patrone, welchem die Leitung dieſer Verhandlung zuſteht, 
bleibt unbenommen, zu derfelben feinen Juſtituarius zuguziehen, und 
wird diefe Zuziehung zu Löfung etwaniger rechtlicher Bedenken in der 


Negel wünfchenrswerth fein. 


Wenn die aunoch aufzunehmende Verhandlung auf die von der 
Negierung zu erlaffende Verfügung nicht eingehen follte, fo wird zur 
Negulirung diefer Angelegenheit ein befonderer Kommiffarius auf Kos 
jten des hiezu Verpflichteten ernannt werden. 

Sobald hienach das Konkurrenzverhälniß audgemittelt, und ins⸗ 
beſondere feitgeftellt ift, was von den Sntereffenfen in natura zu lies 
feru oder unentgeldlich zu leiften, wird von dem betreffenden Patros 
nate, mit Zuziehung der Kirchenvorfteher, und wenn mehrere Patronas 
ten bei dem Bau intereffiren, mit deren Zuziehung wegen Anfertigung des 
Anfchlags, das Nötbige veranlaßt. Ber Kirchen adlichen Patronats fan 
dies gleich bei der Verhandlung über das Konkurrenzverhältuiß einges 
feitet werden, fobald fich überfehen Fäßt, was in natura zu liefern oder 
unentgeldlich zu leiften, uud was zu Gelde zu veranfchlagen if. 
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Die Bauanſchlaͤge find nicht anzufertigen, wenn bereits über Die 
Streitigkeiten zwifchen den Intereſſenten entfchieden ift, fondern Dies 
felben find vor Zufummenberufung der Intereſſenten anzufertigen und 
deufelben vorzulegen. 

Es ift übrigens überall mur ein Aufchlag anzufertigen, uud zwar 
a der Art, wie der Bauverftändige ihn den Lokalverhaͤltniſſen gemäß 

udet. 

Naturalien oder Leiſtungen werden auf Koſten der Säumigen 
bewirkt und der Geldbetrag beigetrieben. Pubt. der Reg. zu Stettin v. 
17. Juli 1821 und 16. Febr. 1833. 

(Bau und Unter- 123. Dem Pfarrer und den Kirchenbedienten lies 
haltung der ge die Meinen Reparaturen an den Gebäuden uud 
Pfarrgebände.) di. Unterhaltung der Zäune und Gehege ob. Thüren, 
Feufter und andere dergleichen innere Pertinenzftüde der Gebände 
müfjen von denjelben aus eigenen Mitteln, ohne Nücficht auf den 
Betrag derfelben, unterhalten werden, A. L. R. a. a. D. $. 784. 786. 


124. In der Kurmark und in Pommern müfjen die Wohnungen 
von dem Marrer, Küftern und refp. Schullehrern im baulichen 
Stande unterhalten werden, wenn fie ihm darin überliefert worden, 
Konfiftorialordn. vom 25. Aug. 1737. (Mylius Ediftenf. Bd. 1. Abthl. 1. S 
307. Cont. 1. ©. 73.) 

125. Für Peine Reparaturen find diejenigen zu rechnen, welche 
entweder gar Feine baaren Auslagen erfordern, oder wo die Koften 
von jeder einzeln eingenommen, [für den Pfarrer nicht über drei und 


für den Kirchenbeamten nicht über einen Thaler betragen. A... 
a. a. D. $. 785. 


126. In Pommern haben die Prediger, Küfter und Schulleh— 
rer, der Obſervanz gemäß, nur alle Feine Reparaturen an Dächern, 
Feuſtern und Thüren, Feuerherden und dergleichen, da8 Ausweißen 
der Zimmer, Ausfchmieren der Defen, und überhaupt alles dasjenige, 
was mit zur Erhaltung der Gebäude in Dach und Fach gehört und 
einzeln nicht Einen Thaler beträgt, zu veranftalten und es fallen 
ihnen nur dann die höheren Reparaturen zur Laft, wenn durch 
fie oder der ihrigen Schuld folche veraulaßt find. Die Euper: 
-intendenten- follen bei Gelegenheit der Kirchenvifitationen und bei ib- 
rer fouitigen Abwefenbeit in den SKirchfpielen auf Befolgung diefer 
Borfchrift achten, und ed follen die vorged. Pleinen Reparaturen in 
den Kirchenrechnungen nicht aufgeführt werden. Meffr. vom 7. April 
1738. Konſiſt.⸗Verf. vom 5. März 1801. Publ. der Reg. zu Stettin vom 6. 
April 1817. 

127. Die vorftehenden SS. des N. L. R. befteben auch da, we 
das 9. & R. an Stelle der franzöfifchen Gefebgebung getreten, un 
bedingt, und ohne Zuziehung entgegenftehender Provinzials Rechte, 
Gewohnheiten und Obfervanzen. _ 

Was im dem nachfolgenden $$. 787 — 791, und beziehungs- 
weife $. 710. I, c. von größeren Reparaturen verordnet ift, kann 
felbftredend auf dieſe kleinen Reparaturen, worüber der Gefrbgeben 
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abgefondert, und unbedingt beftimmt hat, nicht angewendet werten. 

Selbit wenn die Kirchenfaffen oder Pfarrgemeinden vor der Eiufüb⸗ 

rung der fremden Geſetze ſolche Meine, auch die oben erwähnten 

Reparaturen innerer Pertinenzſtücke vermöge unbeftreitbarer Proviu⸗ 

zial » oder Gewohnheitsrechte oder Herkommens ohue Zuthun des 

Pfarrers anf ihre Koſten beſtritten haben, konnen diefelben daraus nicht 

mehr für verbindlich dazu erachtet werden. Denn durch das Einführungs 

geb des franzüflfchen bürgerlichen Gefegbuchs find alle Ordonanzen, 
etliche und allgemeine Gewohnheitsrechte, Statuten und Verorduungen 
aufgehoben, wenn fie fih über Gegenſtände verhalten, worüber in 
dem Gefepbuch beftimmet if. Dies ift der Fall: Im Artifel 606 find 
dem Niepbraucher alle Unterhaltungsreparaturen zur Pflicht gemacht. 

Auch find die Pfarrer nach befonders durch den Art. 44. des Kai 

ferlichen Dekrets vom 30. Des. 1809, Bulletin 303. zu den repara- 

tions locatives verbindlich erflärt. Da num in dem Publikationspa⸗ 
tent über die Einführung der Preußiſchen Gefeße vom 9. Septtr. 

1814. verordnet ift, daß Die beionderen Rechte und Gewobnutseiten 

einzelner Provinzen und Orte nicht mehr zur Anwendung kommen 

follen, in fofern fie durch die unter den vorigen Regierungen einge 
führten Geſetze aufgehoben und abgefchafft worden, Geferf. ı814.&.vo. 
fo find hinführo die Forderungen der Marrer und Kirbenbedienten 
an Die Grwmeinden, oder auch Kirchenkaſſen, die in den SS. 784 — 

786. I e. erwähnten Reparaturen zu übertragen oder zu erjegen, 

jedoh unter folgenden Ausnahmen abzuweifen: 

1) wenu an folchen Orten, wo Die Gemeinden nach dem Herkom⸗ 
men zu obigen Reparaturen verbunden waren, die Pfarrer oder 
Kirchenbedienten ſchon vor dem Publifationspatent vom 9. Sep 
tember 1814 die Vofation oder Erueunung erhalten haben, 
alſo zu der Stelle mit diefer Befreiung von den Pleineren Res 
parafuren Beruf erhalten haben; 

2) weun irgendwo Gemeinden auch diefe Reparaturen nach recht# 
kraͤftigen Urtbeilen oder beionderen Rechtstiteln außer Derfoms 
men oder Objervanz zu Laſt liegen; 

3) das legte iſt auch da der Kal, wo der Pfarrer oder die Kir— 
cheubedieuten beweifen Pönnen, daß fie, ihre Vorfabren, die Pr 
tronen oder geiftlihe Oberen vou den Gemeinden feit der recht⸗ 
lichen Verjährungszeit Die Uebertragnug dieſer Reparaturen ge 
fordert, die Gemeinden folche Demnach geleitet haben, fo daß 
der Zisel der Verjährung Dadurch begründet wäre, 

Wäre ed auch irgendwo der Kal, daß der Pfarrer oder Kir 
chenbediente wegen zu geringer Einkünfte oder großer Unglüdsfälle 
ſolche Reparaturen ohne Entbehrung des ſtandesmäßig Nöthigen 
nicht tragen Fönuten, uud der Bürgermeifter mit dem Gemeinderath 
für ſolchen befondern Fall die Beföftigung der Neparatur aus der 
Gemeindefaffe ganz oder zum Theil bewilligen möchte, fo ift der dars 
über gefaßte -Befcbluß zur Euticheidung der Regierung einzureichen. 
Meſkr. der Reg. zu Münfter vom 12. Dftbr. 1831. 


\ 
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128. Den Kirchenvorftehern fiegt vorzüglich ob darauf zu ſehen, 
daß der Pfarrer und die übrigen zu Pleinen Reparaturen verpflichtes 
% Perfonen den Schaden nicht größer werden laſſen. A. L. R. ır. 11. 
. 796. — 


‚ 129. Die geiſtlichen Obern muͤſſen bei Gelegenheit der Viſita⸗ 
man F Pfarrer und Kirchenbeamten zu ihrer Schuldigkeit auhalten. 
a. a. D. $. 797. 

130. Hat ein Patron oder Kirchenbeamter durch Vernachläßis 
gung der Fleinen Reparaturen oder durch fchuldbar unterlaffene Ans 
zeige eined vorhandenen beträchtlihen Schadens zur Vergrößerun 
defielben Anlaß gegeben, fo muß die Wiederherftellung auf deffen eis 
gene Koften geſchehen. a. a. D. 8. 798. 


131. Ohne ausdrüdliche Genehmigung der Regierung fol eine 
Bermiethung der Pfarrs oder Schullehrerwohnung vom Nießbraucher 
nicht Statt finden, und wenn diefelbe nachgefucht wird, fol nachge⸗ 
wieſen werden, daß der Miether die Gebäude ihrem Zwecke gemaͤß, 
und fo gut ald der Nupnießer bemugen, und diefer jeden aus Fahr⸗ 
Läßigfeit entfichenden Schaden vertreten werde. 

Zur Ueberzeugung, ob die Pfarr» uud Schuffehrerwohnungen 
von den Bewohnern gehörig unterhalten werden, müffen die Lokalbe— 
börden bei der jededmaligen Weberweifung einer ſolchen Dienſtwohnung 
unter Zuziehung des Vorftandes und eined Sachverſtändigen über deu 
dermaligen innern und Außern Zuſtand derfelben eine Verhandlung 
im Beifein des eintretenden Nußuießerd aufnehmen. Diefe Unterfus 
hung muß fih auf alle Gegenftände, welche von letzterm unterhalten 
werden, erſtrecken, und das Protokoll felbit von den Somparenten 
unterihrieben und in dem Archiv aufbewahrt werden. Yubl. der Reg. 
zu Arndberg vom 30. Jan. 1824. 

132. Zu großen Reparaturen der Pfarrgebäude, fo wie zu neuen 
Bauten, muß der Pfarrer die Materialien, fo weit als diefelben bei 
der Pfarre über die Wirthſchaftsnothdurft befindfich find, unentgeld- 
Lich hergeben. A. L. R. a. a. O. $. 787. | 

133. Wo darüber Feine befondere gefeßliche Beſtimmung vorhau⸗ 
den ift, da müfjen die Koften, gleich den Baus und NReparaturfoiten 
der Kirche felbit, aus dem Kircheusermögen genommen, bei deffen Un—⸗ 
zulänglichfeit aber von dem Patron und den Gingepfarrten getragen 
werden. a. a. D. $. 789. 


134. Wegen Aufbringung und Vertheifung ber Beiträge finden 
eben die Grundfäße wie bei Kirchengebäuden Statt. a. a. D. $. 790. 


135. Dod find Filial- und zugefchlagene Gemeinen von allen 
. Beiträgen zu Pfarr» und Kircbengebäuden bei der gemeinfchaftlichen 
Kirche frei, wenn fie eigene dergleichen Gebäude zu unterhalten haben. 
a. g. D. $. 791. i 

136. Fagegen ift eine ſolche Filial⸗ und zugeſchlagene Gemein 
von dem Beſtrage zur Unterhaltung des Küßergebaͤudes bei dei 


672 I. Tit. XII. Kirchenpolizei. 


gemeinfchaftlichen Kirche nicht frei, wenn fle gleich einen eigenen 
Schulmeiſter hat, fobald diefer dad Käfteramt bei dem Gottesdienfte 
nicht zugleich mit verfieht, a. a. O. $. 792. 

138. Predigerwittwenhäufer ift in der Negel weder die Kirs 
chenkaſſe noch der Patron oder die Gemeinde zu unterhalten ver 
bunden. Bielmehr muͤſſen die Koften aus dein von dem Erbauer das 
zu audgefegten Fond genommen, und bei defjeu Grmangelung oder 
Unzulänglichkeit von der Wittwe gegen den ihr zu Gute fowmenden 
Genuß der freien Wohnung geträgen werden. | 

Iſt aber das Haus von dem Patron und der Gemeinde felbft 
errichtet, oder fouft mit ihrer ausdrücklichen Eimvilligung zur Pfarre 
geichlagen worden, fo gilt von derfelben Unterhaltung alles was von 
Unterhaltung dev Pfarrgebäude verordnet if. a. a. D. $. 793 — 795, 


‚139. Iu der Neumark und in Pommern wird das zu Predigers 
wittwenhäufern Königlichen Patronars erforderliche Bauholz aus 
den Königlichen Forſten unentgeldlich hergegeben. Reſkr. des General» 
direftoriums vom 3. Nov., und des geiftl. Departements vom 17. Nov. 1744. 
(Hoffmanns Repert. Bd. 1. ©. 232.) 

(Bau der Kü- 140. Wegen der Fleinen Reparaturen an den Ges 

stergebäude.) häuden ꝛc. ſiehe $. 123 — 127. 


141. Wo das Schulhaus zugleich die Küfterwehnung ift, muß 
In der Regel die Unterhaltung defjelben auf eben die Art, wie beim 
Pfarrbau vorgefhrieben ift. beforgt werden. A. 8, R. . 12. $. 37. 

142. Die Küfterhäufer müflen in der Kurmarf und in Poms. 
mern von den Dorfbewohnern gebaut werden. Die $. 124. alleg. Konſi⸗ 
ftorialordnung, 

143. Kein Mitglied der Gemeine kann wegen Verfchiedenheit des 
Religionsbefenntniffes dem Beitrage zur. Unterhaltung folcher Gebäude 
ſich entziehen. A. 8. R. II. 12. 6. 38. 

144. Die Verbindlichkeit mancher Tochtergemeinen, zur Unter; 
haltung der Schullehrer⸗ und Küfterwohriungen bei der Mutterfirche 
beizutragen ift bei eintretender Sonderung der Küftereien gänzlich und 
auf immer aufgehoben, wogegen die Schuͤllehrer⸗ uud Küftemwohnuns 
gen bei der Tochterkirche durch verhältnißmäßige Beiträge aller zu 
derfelben eingepfarrten Dörfer gemeinfchaftlich unterhalten werden müffen. 
A. Berordn. vom 2. Mai 1811. og 4. 

145. In diefer Verordnung ift die Beitragspflichtigkeit nur den 
zur Filialkirche eingepfarrten > Ali aufgelegt, einer Mitverpflichs 
tung des Patrons wird aber darin nicht gedacht. M. R. v. 6. März 1824. 


(Kirchhöfe.) Siehe Gefundheitspoligei. 


Kap. 9. Evangelifhe Kirhenordnung für Welt 

falen und die Rheinprovinz. 
146. Für beide evangelifhe Konfeffionen in Weftfalen und der 
Rheinprovinz ift durch Allerh. Kab.⸗Ordre vom 5. März 1835 eine 
Kirchenordnung erlaffen, welche ducch die Amtöblätter beider Provinz 
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zen vom Jahre 1835 vollftandig. befannt gemacht ift, und "worauf 
bier zwar verwiefen, Dem Zwecke des Werfed gemäß, fie Kürze halber, 
aber nur angeführt werden darf. 


Kap. 8. Geduldete Religionsgeſellſchaften. 


146. Eine Refigionsgefellfchaft, welche der Staat genehmigt, ihr 
aber die Nechte öffentlich aufgenommener Kirchengeſellſchaften nicht 
beigelegt bat, geuicht nur die VBefuguiß geduldeter Geſellſchaften. 
A. L. NR. II. 11. $. 20. 


(Deren Rechte 147. Die Rechte uud Pflichten der Mitglieder ers 

u. Pflichten.) laubter Gefellichaften unter fich werden nad dem 
unter ihnen beftebenden Vertrage, in defien Ermangelung nach den 
für die verfeptedenen Arten folder Gefellfchaften ergangenen befondes 
ten Geſetzen, und wo anch dieſe nicht entfibeiden, nach dem Zwede 
ihrer Verbindung beurtheilt. Daf. Tit. 6. $. 11. 

148. Dergleichen Geſellſchaften ſtellen im Verhäftuiffe gegen ans 
dere, außer ihueu, Feine moralifche Perfon vor, und Fönnen daber 
auch, als folte, weder Grundſtücke noch Kapitalien auf den Namen 
der Gefellichaft erwerben. Daf. $. 13. 


- 4149. Unter ſich aber baben dergleichen Gefellichaften, fo fange 
fie bejteben, die inneren Rechte der Korporationen und Gemeineı. 
Daf. $. 14. 


150. Einer gedufdeten Kirchengeſellſchaft ift die freie Ausübung 
ihres Privatgottesdienftes verflattet. Daf. Tit. 11. $. 2 


151. Cie kaun aber das Eigenthum der dazu beitimmten Ges 
bäude ohne befondere Erlaubuiß des Staard nicht erwerben, Daf.$.24. 


152. Ihr iſt nicht geftattet fich der Glocken zu bedienen, oder 
öffentliche Feierlichkeiten außerhalb den Mauern ihres Verfammlungss 
hauſes anzuftellen. Daf. $. 23. 


153. Die von ihre zur Feier ihrer Neligionshaudlungen beftelten 
Perfonen. genießen, als folhe, Feine befonderen perfönlichen Rechte, 
Duf. 3. 26. 


Abfchn 1. Juden. — 8 
(Bürgerliche 154. age vr den Juden feht das Edift vom 11. 
- Verhältnisse.) März 1812, Gefepf. ©. 17., die bürgerlichen Verhält- 
| niffe derfelben feit. R 
»Dieſes Edikt aber gilt nur in denjenigen Provinzen, in welchen 
es bei feinem. Erſcheinen publizirt worden. In den neuen und wies 
dererworbenen Provinzen werden die bürgerlichen Verhältniffe der 
Juden mach der Dafelbit vorgefundenen Verfaffung beurtheilt. 1. K. O. 
vom 8. Auguft 1830. Geſetzſ. ©. 116. 
In denjenigen Landestheilen Daher, in denen die franzöfifchen 
Gefege eingeführt gewefen find, haben die darin — Juden 
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das Staatöbürgerreht. Sowohl nach dem vorgedachten Köuigl. 
Erifte ald nach dem franzöfiichben Gefeke vom 26. Juli 1808 müf 
fen die Juden, welche das Staatsbürgerrecht erwörben haben, feits 
ftehende Familiennamen führen, und die Polizeibchörden mül 
fen darauf achten daß ſolches geſchieht. (Siehe $. 168.) 

Wegen der Veränderung Derielben hat das franz. Geſetz vom 11. 
Germ. an. 11. beftimmte Formen vorgefchrieben. M. R. vom 6. Män 
1830. | Ä 

155. Zur Verwaltung richterlicher Aemter, alfo auch der Schied& 
männer, find Juden ausgeſchloſſen. 4. 8. O. vom 29. April 1835. (t. 
K. a. ©. 339.) 

(Einwandern- 156. Einwanderungen fremder Quden find unzu⸗ 
— laͤſſig; M. R. vom 19. Febr. 18123. 
und nur aus dringenden Gründen wird die Genehmi⸗ 
gung zur Niederfaffung eined ausländifchen Juden im Julande vom 
ir. des Inueru ertheilt. Zirk. Neffe. der Reg. zu Münfter vom 10. 
Febr. 1830. | 
(Ueberziehen in 157. Das 1eberziehen der Juden in andere Pro 
andere Provin- vinzen, wofel&ft eine abweichende Judenverfaſſung befteht, 
— iſt nicht zu geſtatten. A. K. O. vom 18. Febr. 1818. 

Es folgt daraus, daß jeder Landestheil, welcher eine beſondere 
Judenverfaffung hat, in Anſehung der Juden als geſchloſſen angeſe— 
ben werden muß, und zwar dergeſtalt, daß die darin wohnenden Ju— 
den ſo wenig nach anderen preuß. Provinzen überziehen dürfen, als 
den jüdischen Bewohneru der letzteren, ſie mögen Staatsbürger ſein 
oder nicht, erlaubt werden kann, ihren Wohnſitz nach einem julchen 
Laudestheile zu verlegen. Publ. der Reg. zu Münfter v. 16. Auguft 1820 


Diefe Vorſchrift findet daber auch in Anfehung derjenigen Juden 
Anwendung, welche aus den überelbiichen Provinzen nah dem Pot! 
dammer Negierungsbezirfe überzuzichen beabfichtigen,, da innerbalb der 
——— alten Provinzen (weiche den Beſtand der Monarchie im 

ahre 1812 ausgemacht) überall nur folche Juden zur Niederlaffung 
verftattet werden dürfen, welche das preuf. Staatöbürgerrecht im 
Einne ded Edikts v. 11. März 1812, entweder von Geſehzes wegen, 
oder durch Natrrralifation, überfommen haben, M. R. vom 19. Sertbr. 
1820 und 3. Mai 1824. 

168. Es iſt auch Dad Anſiedeln der Juden aus dem 
thum Poſen und aus den übrigen ſeit 1813 neu erworbenen Landes⸗ 
theilen in den andern Provinzen des Koͤnigreichs nicht erlaubt. m, 
M. vom 24. Novbr. 1826. 

159. In der Nheinprovinz und in, der Provinz Weſtfalen wird 
angenommen, daß diejenigen Landestheile, welche vormals franz 
fish oder großherzoglich bergifch gewefen, ein und dieſelbe Inden⸗ 
verfafjung gehabt haben, und daß in dem chemafigen Königreich Weſt⸗ 
falen zw. eine von dieſer abweichende Verfaffung beftche. R. der Nez. 
u Münfter vom 15. Aprit 1835. 
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160. Weun ein Jude zur Zeit der Wiederb⸗ſitznahme eines ges 
vefenen preuß. Landesrbeild im chemaligen Königteiche Weftfalen 
inen geieglichen Wohnfig in demfelben gehabt bat, fo ijt er mach deu 
ngenommenen Grundfügen als ein mit denjenigen Nechten verfchener 
sude, welche in dem vormaligen Königreich Weitfalen Statt gefuns 
en haben, zu behandeln. Dergleichen Juden kanu aber nicht vers 
sehrt werden, innerhalb derjenigen Laudestheile, welche von dem ges 
anuten ehemaligen Königreihe an die Krone Preußen zuräcdgefallen 
ud, überall ihren Wohufig aufzufhlagen uud fich felbftitäudig zw 
tabliren. M. R. vom 7. März 1825. (v. 8. A. ©. 162.) 

Es find aber unter ſolchen Juden nicht Diejenigen zu Verftehen, 
velche blos temporär im Lande auweſeud waren uud auswärts ihr 
Domizil haften. M. R. vom 11. Zar. 1826. | 


161. Den Juden aus den neuen Provinzen, wenn fie fich zur 
Srlernung einer Kunft, eined Handwerks oder des Manufafturs und 
Fabrikweſens vorübergeheud in den Regierungsbezirken, wo die Juden 
Staatsbürgerrechte erlangt haben, aufhalten wollen, ſoll ſolches ohne 
weitere Anfrage geitatter werden. Dies findet auch auf die, die 
Gymugſien oder die Univerfität dafelbft befuchenden, aus Provinzen, 
in welchen die Juden Feine ftaatsbürgerlichen Rechte genießen, gebürs 
tigen. imländifchen Zudenföhne Anwendung. PR. R. vom 28. Mai und 12. 
Zuli 1831. 


162. Wenn.der Zufaffung der aus anderen Proviuzen gebürtis 
gen Juden, welche in das Verhältniß von Dienftboten treten, aus 
polizeilichen Rüdjichten nichts entgegenfteht, fo ſteht es den Koͤnigl. 
Megierungen frei, diefen Individuen den temporären Aufenthaft zu 

eftatten, indem diefer von der Niederlaffung, womit dad Necht des 
gr. shnfiges verbunden, wohl zu unterfcheiden iſt. M. R. vom 15. Novbr, 
1826. 


(Domizilverhält- 163. Der Beſuch inläudifcher Mefjen und Jahr⸗ 
nisse = * maͤrkte iſt deu Juden geſtattet. M. R. vom 24. Juli 1821. 
schränkungen 


deu 

——— 164. Allen in den preuß. Staaten anſäſſigen j 

on * diſchen Einwohnern iſt der Einzelu⸗Verkauf * — 

derselben.) ren auf den Jahrmärkten in den vormald fächfifchen 
Städten und Marftflefen geſtattet; und bleibt ferners 

hin nach dem Mandat vom 16. Auguft 1746 nur den, einer frems 

den Landesherrihaft angebörigen jüdifchen Haudelsleuten verfagt. 


A. Rab. D. vom 19. Septbr. 1828, und Publ. der Reg. zu Münfter vom 14. 
Novbr. 1828. 


165. Im Großherzogthum Pofen find | 
4) wegen der Gemeindeverrwaltung der Juden; 
2) wegen Sorge der Korpprationen für den Schul s und Religions 
unterricht der Kinder; | 
3) wegen der Militairdienfiverpflichtung der Juden; 
4) Verheirathung derfelben ; 
5) Naturalifation der dazu geeigneten, und Pr 
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wegen der Rechtsverhaͤltniſſe der dazu nicht geeigneten Juden ſpe⸗ 
zielle Vorfchriften durch die A, Verordu. vom 1. Juui 1833. 
Geſetzſ. ©. 66 — 72.) ertheilt. 


166. Die Anfiedelung der Juden auf dem platten Sande in den 
Kreifen Paderborn, Büren, Warburg und Hörter (Reg. Bez. Mins 
den) iſt durch die Allerh. K. O. v. 20. Septbr. 1836. Geſetzſ. S. 
248. beſonders beſchraͤnkt. Daſelbſt iſt auch verorduet, daß gegen Pers 
fonen bäuerlichen Standes in dieſen 4 Kreiſen eine gerichtliche Klage 
son einem Juden, er mag wohnen wo er will, nur in ſo fern Statt 
findet, ald das Schuldbekenntuiß vor dem perfönlichen Richter 
aufgenommen, oder wen ſolches vor der Publifation- dieſer A. K. O. 
geibehen, daß ſolches in dem betreffeuden Schuldeuregiſter eingetra⸗ 
gen iſt. 

167. Die Großjährigfeit der Juden nimmt ohne Uuterſchied des 
Geſchlechts mit der Vollendung des 20. Zahres ihren Anfang; Anh. 
8. 3. zum. 26. des A. L. RI. 1. 
aber nur in den Provinzen in welchen die Juden das Staatsbürger⸗ 
recht nicht haben. M. R. vom 30. Oktbr. 1818. (v. K. Jahrb. Br. 12. ©. 
256.) R. vom 26. Juni 1808. (Mathis Bd. 6. ©. 193 — 195.) Verordn. v. 
411. März 1812. 5. _ 

168. Weigert fih ein Jude nach $.2. des Ediftd vom 11. März 
4812, einen feſtbeſtimmten Kamiliennamen, und fich da, wo es vor⸗ 

efehrieben, der deutſchen Sprache zu bedienen: fo ift ihm der Aufeut⸗ 
—* in den Koͤnigl. Staaten zu unterſagen, und in fo fern er dieſer 
Beftimmung nicht Folge leiſtet, fo ift er über die Grenze zu bringen. 
.M. R. vom 1. Novbr. 1814. (0. K. 9. 1817. 9. 1. ©. 167.) 

Behanptet er Folge Teiften zu wollen und thut er dies behorr⸗ 
Lich nicht, fo findet der Weg Rechtens gegen ihn @tatt. 

Auch kaun ein ſolcher Jude für den erften Kontraventiongfall, 
wenn dabei mehrentheils Unachtfamkeit zum Grunde liegt, bis in 
5 Thaler Polizeiftrafe genommen und nachdrüdlich dahin verwarnt 
werden, daß bei abermaliger Kontravention eine fireugere Ahuduug 
ihn treffen würde. M. R. vom 18. Juni 1822. 


169. Zuden, welche innerhalb Landes geboren, aber das Land, 
ohne das Staafdbürgerrecht zu gewinnen, verlaffen haben, Fönıen 
nicht als Staatsbürger aufgenommen werden, fondern find wo mögs 
Tich über die Grenze zu fchaffen. M. R. vom 5. Janr. 1819. 


Der Zurüctritt folcher über die Grenze gebrachten Juden kann 
in Peinem Yale zie förmliche Aufuahme ald Staatsbürger zur Folge 
haben. Es ift dagegen unbedenklich, ihnen Päfje in das Ausfand 
zu ertheifen, in welchen ausdrüdlich bemerkt fein muß, daß fie ledig- 
lich wegen des, nicht zur gehörigen Zeit nachgefuchten Staatsbür— 
gerrechts nicht. geduldet würden, und die Königl, Regierung darf 

dergleichen Juden nur nach dem angrenzenden Polen inftradiven, wo 
deren Aufuahme nichtd im Wege ſtehen wird. | 
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Auf die aber dennoch zurückkehrenden und fih ald Landitreicher 
herumtreibenden Juden find alsdann auch Die gegen VBagabunden 
dvorgeichriebenen Maßregeln unnachfichtlidy anzuwenden. Daff. Reffr. 


Wird aber in vorgedachten Fällen die Wegihaffung durch die 
Verweigerung der Aunahme Seitens aller Grenzländer unmöglich, 
dann muß zwar. der Aufenthalt im Lande ferner geftattet, ſolche Zus 
den aber immer als Fremde, die fich hier aufhalten, betrachtet wers 
dem. M. R. vom 22. Aug. 1819. 

170. Die für Anländer zu achtende Juden follen, tufofern dieſe 
Verorduung nichts Abweichendes enthält, gleiche bürgerliche Rechte 
und Freiheiten mit den Chriſten genießen. Ed. v. 11. März 1812 $. 7. 


171. Die Anftellung jüdifcher qualifisirter Schlächter gebt die 
Obrigkeit nicht an, indem dies Gewiffensfache iſt. M. R. v. 6. März 
1826. Siehe auch „Fremden: und Paßpolizei;“ ferner Gemeineverhältniffe 
der Juden Th. IV. Tit. XI. 8. 139. 

172. Den Juden aus den alten Provinzen, wo das Edift vom 
11. März 1812 gilt, it der Handelöbetrieb auf den Zahrmärkten und 
Meſſen in dem neuen Provinzen, unter Beobachtung der beitehenden 
Polizeivorfchriften, unbedenklich zu geftatten. M. R.v. 31. Zufi 1821. 

173. Fremden Juden ift e8 nicht erlaubt, fi in den Preuß, 
Staaten niederzulaffen,obne mit minifterieller Genehmigung das Staats: 
‚ bürgerrecbt erworben zu haben. Alsdann genießen fie mit den Ins 
ländern gleiche Rechte und Freiheiten. Ev. v. 11. März 1812 $. 31 — 33. 


1747 Eine folhe Aufnahme kann in der Negel nur folden 
fremden Juden zugeftauden werden, welche entweder. eine gemeinnüs 
ige Kunſt oder Wiffenfchaft gehörig erlernt haben und wirklich bes 
treiben, oder aber, wenn fie zur Slaffe der Gewerbetreibeuden ges 
hören, ein eigenthümfiched Vermögen yon wenigitend 5000 Thalern 
mit in dad Land zu bringen fish verpflichten und ſich über den Befig 
deſſelben hinreichend ausweiſen könneu. Jedenfalls ift zur Raturali⸗ 
ſation Nachweis eines unbeſcholtenen Lebenswandels und Keuntuiß 
der deutſchen Sprache erforderlich. M. R. vom 17. Mai 1822. 


175. Durch die Heirat) mit einer infändifchen Züdin erlangt 


Fein fremder Jude hier ein Domizil oder das Niederlaffungsrecht. 
Alleg. Edikt $. 19. . | 


176. Gleicher Grundfaß gilt in dem neuen und wiedererwor⸗ 
beuen Provinzen und iſt in der Regel die Niederlaffung zu verwei⸗ 
gern. M. NR. vom 3. Febr. 1826. 

177. Dagegen ermangelt e8 an aller gefeßlichen Befugniß, die 
jüdischen Bewohner dieſer Provinzen in ihren durch die beftehende, 
von Sr. Königl. Majeſtät bis auf weitere Anordnung beftätigten 
Verfaſſuug wohl hergebrachten Nechten zu beichränfen, foferu wicht 
ausnahındweife gewiffe Beſchräukungen ausdrücklich vorgefchrieben find, 
die aber jedenfalls auch nicht vermöge ertenfiver Auslegung der darüber 
ertbeilten Borfchriften verfchärft werden dürfen, Hieraus folgt, daß da, 


r 
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wo den einfändifchen Juden kraft der beſtebenden Verfaffung geftats 
tet iſt, einen eigenen Hausſtand zu begründen, und ſelbſtſtaͤndig 
erlaubte Gewerbe zu betreiben, ihrer Freibeit bierunter fein Zwang 
angethan werden kaun. Ebeu fo wenig find dergleichen Juden in 
Anfehung der Verbeirarhung zu befbränfen. 

Wenn fih ein Jude nun aber in-dem Falle befindet, weder in 
der einen noch in der andern Nückſicht mehr ald andere Einwohner 
jeues Landestheils einer Befchränfung unterworfen werten zu fönnen, 
fo bleibt nur übrig, die Zuläſſigkeit feiner Verheirathung mit einer 
Ausländerin zu unterfuchen. 

Das Verbot der Verjtattung ansländifcher Quden, im Julande 
ein Unterfommen als Dienitboren zu ſuchen, iſt auf diefen ganz vers 
febiedenartigen Fall, auch nicht einmal analogifb, anzuwenden. Ein Ver 
botder Verheirathuug inläudischer Inden mit Austinderinnen eriftirt nicht. 
Ein ſolches würde auch offenbar eine nicht motivirte Härte involvireu. 
Unter die Kathegorie der für jetzt noch unterſagten Einwanderung 
auslaͤndiſcher Zuden Iaffen die Falle, wo jüdiſche Unterthauen ebeliche 
a mit Ausländerinnen beabfichtigen, ſich wicht Füglich 
briugen. Das Miniſterium hält alſo Dafür, daß dergleichen Verbitts 
dungen in allen Fällen zu geitatten fiud, wo nicht beſondere Gründe, 
welche in den perfönlichen Verbältniffen der zur Heirat, ausgewähls- 
ten Ausländerinnen beruhen, eutgegenfteben. M, M. v. 28. März 1825. 


178. 1) Uubemittelte Juden follen Feine Päſſe erhalten, wen 
fie nicht überzeugend darthun können, an dem Orte, wohin fie 
reifen, ein wambaftes Gefchäft zu haben, und daß fie mit den 
| nötbigen Neifemitteln verfehen find, Ä 

* 2) Der Zwed und das Ziel ihrer Neife iſt im Paſſe ausdrücklich 
zu bemerken; deögleichen auch 

3) eine genaue Reiferoute, mit Bemerfung, daß, wenn der Reifende 
davoı abweicht und deu Haß nach Vorfchrift nicht vifiren läßt, er 
als Vagabunde arretirt und beftraft werden fol. 

4) Ein Unterfommen zu fuchen, oder Freunde zu befuchen, iſt ab 
Iein Fein Grund zur Paßertheilung, wenn nicht Durch. Atteite 
der betreffenden Ortsbehoͤrden nachgewieſen wird, Daß Diele 

eunde wirklich vorhanden find und der Befuch und zu welchem 
wede verabredet worden ift. 

5) Quden, welche fih ohne vorſchriftsmäßige Päffe betreffen laſſen, 
find als Vagabunden zu verbhaften. M. R. vom 20. Juni 1821. 
(9. K. ©. 401.) | 
179. Ausländifhe Juden, welche blos als Neifende das Land 

betreten, uud folche, die darin Geſchäfte treiben wollen, find zu uns 
terfcheiden. Erftere find im Allgemeinen wie alle andere fremde Reis 
fende zu behaudelu, und zwar iſt darauf zu halten: 

4) daß Zeder mit einem volfrändigen, den Zwed und das Ziel ber 
Reife enthaltenden Paſſe verfeben iſt. Juͤdiſche Vagabunden und 
Bettler aber, wenn fie gleich mit einem Paſſe verſehen find, 
einen nothwendigen und zuläffigen Reiſezweck und eine erlaubte 
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Beſchaͤftigung in biefigen Landen jedoch unicht nachweiſen Böns 
nen, Dürfen ſchlechterdiugs nicht über die Grenze gelaſſen wer⸗ 
deu; Kerner | | 

fremde jüdische Neifende von der erſten inlaͤndiſchen 
Polizeibehoͤrde einen Paß zu feiner weitern Reife im Laude ſich 
ertbeilen laſſe. — 

2) Ju Nuckſicht auf fremde, hier Gefchäfte treibende Juden findet 
dorſtehende Veftimmung auch Anwendung. Haben fie in ihrem 
fremden Lande alle jtaatsbürgerlihen Nechte, fo_find fie wie 

Shriten ihres Vaterlaudes zu betrachten, haben fie folche nicht, 

fo darf ihnen bloß der Aufauf preußifcher Produfte und Fabri⸗ 

Fate, und der Verkauf dergleichen desjenigen Staats, in wels 

chem fie ihre Heimath haben, und zwar lediglich auf offenen Märkten 

oder in großen Handelsplägen geftattet werden. Aller andere 

Gewerbebetrieb und Handel und befonders der Detail⸗ und Haus 

ſirhaudel, imgleichen alles Kommiſſions⸗ und Speditionsgeſchaͤft 

bleibt ihnen unterſagt. Inſtr. u. Reſtr. vom 25. Juli 1812. (deine⸗ 

manns Samml. Bd. 1. Heft 1. ©. 17.) u 

180. Erwiederungswelfe bleibt jeder Jude aus dem Königveiche 
"Holen, der in die Provinzen Preußen und Pofen kommt, der Ge⸗ 
leitsabgabe unterworfen. Den Geleitichein, auf 2%, Thlr. Stempel 
muß er innerhalb der: Friſt, two er feinen Reiſepaß viſiren zu laſſen 

ehalten ift, von der Paßpolizeibehörde loͤſen; derfelbe gift nur 30 

age, nach deren Ablauf ein neuer erteahist werden muß. Wer 
die Köfung oder Erneuerung unterläßt, zahlt den vierfachen Betrag, 
alfo zehn Thaler Etrafe. Sie Geleitfcheine werden in eben der Art . 
wie Paßformulare bejogen. A. K. O. vom 11. Septbr. u. M. R. v. 16. 
Movbr. 1823. 

Su andern Provinzen gilt diefe Vrdn. nicht. Exrpirirt daher die 
30tägige Friſt eined vergeleiteten Juden in Berlin, und ed waltet 
fonft fein polizeiliched Bedenken ob, ihm einen fängeren Aufenthalt 
daſelbſt zu geitatten; fo bleibt derſelbe dort von einer abermaligen 
Zahlung frei, unterliegt derfelben aber wieder auf feiner Ruͤckkehr, 
im, Sal er feinen Weg duch eine der erſtgedachten Provinzen 
nimmt. M. R. vom 26. Dftober 1831. 

181. Polnifche Zuden erhalten in der Negel nur Päffe auf 4 
Wochen; deu mit Gewerbefcheinen verjehenen Fönnen aber Jahres⸗ 
paͤſſe, unbeſchadet der Geleitsabgabe, ertheilt werden. M. R. vom 16. 
September 1831. 

182. Sind deren Päfle reſp. Geleitſcheine abgelaufen, fo find fie 
fofort an die Grenze zurüdzuweifen. M, R. vom 24. März 1823 u. vo 
16. Zuli 1826. 

183. Den aus Rußland Foınmenden Juden ift der Wohnfig im 
den Preuß. Staaten nicht zu geflatten. M. R. vom 22. Novbr. 1827, 

184. Sremde Zuden, als folche, dürfen weder ald Lehrburf 
noch zu ee. oder Dausdienften bei 300 Thlr. Strafe Ad 
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nommen und der Fremde muß über Die Grenze gefchafft werden. 
Alleg. Ed.$. 34 und. 35. . 

Der einfhveilige Aufenthalt fremder Juden ald Dieuftboten darf 
nicht geſtattet werden.” M. R. vom 30. Juni 1830. 

Ausnahmsweife Fönnen fie jedoch im Gefindedienfte Geitend Der 
LK. Regierung zugelaffen werden. M. R. vom 9. Aug. 1823 (9. K. A. ©. 
©. 628.) und vom 3. März 1824, (v. 8. N. ©. 200.) 

185. Wenn den mit ftaatdhürgerfichen Nechten, im Sinne der 
Geſetze ded vormaligen Königreichd Weſtfalen verfebenen Indenfaini— 
lien zur Zeit-auch nicht verboten ift, ausländiſche Juden als Dienſ— 
boten bei fi aufzunehmen: fo kann e8 den Ortspofizeibebörden Doch 
nicht an Mitteln fehlen, zu verhüten, daß dieſe Freibeit zur Einni— 
flung der Ausländer, oder zum Gewerbebetriebe für eigene Rech— 
nung gemißbraucht werde. Denn, die allgemeine Vorſchrift, zufolge 
deren in den wiedereroberten Provinzen keine fremde Juden zur Nie— 
derlaſſung, d. h. zur Begründung eines gefehlichen Domizils, verſtat⸗ 
tet werden follen, feßt Die genannten Behörden im den End, aus— 
laͤndiſche jüdifche Dienftboten nach Ablauf der Dienftzeit auszuweiſen. 
Auch ſteht ihrer Ausweifung zu jeder Zeit felbft dann nichts im Wege, 
wenn es etwa dergleichen Juden geglüdt fein möchte, fib irgendwo 
ohne Wiffen der Obrigkeit in andern als Dienftbotenverhältuiffe aufs 


zubalten, da fle immer als fremde Zuden auzufehen find. M. R. rom 
20. Febr. 1821. 


186. Auch Shriften dürfen Feine fremde Juden im Dienft nchs 
men, M. R. vom 1. Aug. 1825. bei 2 bis 5 Thaler Strafe. M. R. 
vom 9. Auguft 1828. 


(Jüdische Scu-_ 187. Züdifche Kinder’ find im Beziehung auf ihre 
— Schulpflichtigkeit den chriſtlichen Kindern voͤllig gleich 
jüdischen Kin. 38 Achten, fie dürfen mur nicht im dem chrütlichen 
der.) Schulen angehalten werden, am chriftlichen Neligionds 
unterrichte Theil zn nehmen. Vom hoh. Minift genehm. 
Regul. der Reg. zu Arnsberg dv. 27. Sepbr. 1822, zu Müns 
fter vom 12. Novbr. 1823, zu -Köslin vom 11. Jan. 1823, 
M. R. vom 15. Mai 1824. 

188. Derjenige Zude, der den jüdiſchen Kindern in Bezug 
auf: ihre Religion und ihren Gottesdienft Unterweifung ertbeilen will, 
bedarf dazu einer Regierungsfonzeffion, und muß fi, um folche zu 
erlangen, zuvor einer Prüfung, zwar nicht über feine jüdifche Nelis 
gionskenntniſſe ‚ aber doch über feine ſonſtige Schulkenntuiſſe und 
über Lehrgefchilichleit unterwerfen. M. R. vom 15. Mai 1823. 

189. Soll ein folcher jüdifcher Lehrer auch in den übrigen Lehr⸗ 
gegenftänden der Glementarfchulen, wenn auch in Privathäufern, Uns 
terricht ertheilen, dann bedarf er ebenfalls dazu einer Regierungs⸗ 
konzeſſion. a. a. D. v. obige Allegate. 

190. Die von einem folchen Ponzeffionirten Privatlehrer unterrichs 
teten Kinder find nicht verpflichtet in chriftliche Schulen zu gehen uud 
andern Lehrern Schulgeld zu entrichten. a. a. 2. 
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191. Die gefammte Judenfchaft einer Stadt oder eined laͤndli⸗ 
chen Bezirks wird vom Zwange zur chriftlihen Schule völlig frei, 
wenn fie eine gemeinfchaftlihe Schulanftalt auf gemeinfchaftliche 
Koften mit ee der Königl. Negierung errichtet und einen 
im Gramen tüchtig befundenen Lehrer, uuter Sufiperung eined ans 
ftindigen Gebalts auf Lebenszeit beruft, fobald der. vom Lehrer aus 
genommene Beruf die Beſtätigung durch die landräthliche Behörde 
erhalten bat. a. a. 2. 


192. Dem diesfalfigen Gefuche muß beigefügt fein 

1. ein Verzeichniß der Anzahl der fhulpflichtigen Kinder der jüdis 
fehen Gemeine; 

2. eine Ueberſicht der zur Beſoldung des Lehrerd und zum Ans 
terbalte der Schule erforderlichen Koften, unter Auseinauders 
fegung, wie felche von den fich zu dieſer Echule haltenden jüs 
diichen Glaubensgenoſſen aufgebracht werden; 

3. eine Nachweiſe über das Schullofal, die Schulgeräthe, Bücher 
und übrigen Auterrichtömittel, 5 


4. Der vollitändige Lehrplan nebft dem Gutachten der wiffenfchafts 
lichen Mitglieder des örtlichen Schulvorftandes; 

5. eine Anzeige der jüdifchen Gemeine-Borfteber von der Wahl der 
Lehrer. Regul. der Reg. zu Köslin vom 11. Jan. 1823. 


193. Jede jüdische Echule muß daher von der Koͤnigl. Regie⸗ 
zung anerkannt und beftätigt fein. Daf. 


Die für die chriftlichen Schulen beftehenden Geſetze, hiuſichtlich 
der Unterrichtszeit, der Lehrgegeuftäude, Schulverfauminffe u. f. w. 
gelten auch mit Rückſicht auf die notbwendigen Abäuderungen im Nes 
ligionds und Spracnuuterricht und der Schulferien, gelten auch von 
den jüdifchen Schulen. Daf. Ä 


195. Während des Öffentlichen Gotesdienſtes an chriftfichen Sonn⸗ 
und Fefttagen fällt die Schule auch in deu jüdiichen Gemeind-n 
aus. Daf. 


196. Die Zudenfchulen find der allgemeinen Orts: Schulbehörde 
untergeordnet, und diefe haben das Necht, mit Ausnahme des Relis 
gions⸗ und hebräifchen SprachsUnterrichtd, fich von Allem in Kennt 
niß zu fegen und über die Befolgung der eingeführten Schulordnung 
zu wachen, Die Lehrer müfjen der Anordnung der Behörde pünft- 
lich Folge leiſten. Daf. 


197. Außer dem Orts-Schulvorftande, kann jede jüdifhe Schule 
noch einen aus einigen jüdischen Hansvätern beftehenden Vorftand ers 
halten, welchem die Aufficht über die Außerliche Ordnung und die 
Sorge für die Unterhaltung der Schule obliegen. Kein jüdifcher 
Glaubensgenoſſe darf an der Verwaltung und Aufficht über eine 
chriftlihe Schule Theil nehmen. Daf. | 

Im Allgemeinen jedoch find jüdifche Elementarfchulen nach dem 
Beſchluſſe des K. Staatsminiſteriums vom 10. Mai 1830 mır als 
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Privatſchulen anzufehen, ald folche zu beauffichtigen, im ihre Verfaſ⸗ 

ſung iſt aber nicht einzugreifen, daher dad Fortbeſtehen ze. zr., das 

Gehalt des Lehrers nicht erzwungen werden kauun. M. Neffe. vom 4. 

Gentbr. 1835. 

(Aulage oder 198. Eine blos geduldete Kirchen⸗Geſellſchaft fanı 
Erweiterung das Eigenthum der Kirchengebäude ohne befondere Er⸗ 
— laubniß des Staats nicht erwerben. MER. IL 11. 

| eh 
199. Die Ortöbehörden haben darauf zu fehen, daß bei Vermeis 
dung ernitlicher Ahndung, Ankauf der zur Anlage oder Erweiterung 
von Synagogen beftimmten Grundftüde niemald vor eingegangener 
vorgedachten Erlaubniß unternommen werde. Daf. 


200. Nach Minift. Neffe. vom 17. Sanuar 1817 ift entfchieden, 
daß Fosreißungen von dem gemeinfamen Kirchenverbande und Aule⸗ 
gung befonderer Schufen, fo wie getrennte Gemeinen nicht Statt fürs 
den follen, befonderd aber neue Schulen und Synagogen nicht errichz 
tet werden dürfen. Dabei fol jedoch nicht einzelnen Familien verwehrt 
fein, bei Veränderung des Aufenthalts von ihrer bisherigen Synagoge 
ſich zu trennen, und zu derjenigen des gewählten Aufenthaltsorts übers 
zugeben, ohne daß eine Verbindlichkeit der Theilnahme an den Kircheu⸗ 
laiten des verlaffenen Orts verbleibt, Wegen der frühern Theilnabme 
und daraus etwa entipringenden Auſpruchs ſteht den verlaffenen jüdis 
ſchen Gemeinen dagegen der Weg Nechtens offen. Publ. der Reg. zu 
Liegnig vom 14. März 1817. 

(Begraben der 201. VBegraben und Begräbnißpläße der Juden 

. Juden.) fiehe Geſundheitspolizei. Zit. VI. Kap. 10. Abſchnitt 
4 und 6. | 

(Beschneiden 292. Zu den Belchneidungss Zeremonien muͤſſen 

der Judenkna- gyprobirte Wundärzte zugezogen werden. M. R. vom 
Ben 27. März 1819. Siehe auch Geite 482. 

(Familien - Regi- 203. 1) Jeder felbjttändige und inländifche Jude 

sterder Juden.) (at dje Verpflichtung, von den Geburten, Traunus 

en, Scheidungen und Todesfällen, die in feiner Gamile vorfal⸗ 

en, binnen 24 Stunden dem Ortsvorſtande Anzeige zu machen; 

2) diefer ift verpflichtet, ein Verzeichniß zu haften, woriu jeder fol 

cher Vorfall aufgezeichnet wird, und zwar bei Geburten: Tag 

und Etunde der Geburt, Namen, Gewerbe und Wohnort der 

Eltern, eheliche, oder unehelihe Qualität, Gefchlecht des Kindes 

und Namen der ihm beigelegt werden fol; bei Heirathen: 

Tag der Trauung, Namen, Gewerbe uud Wohnort des neuen 

Ehepaard und feiner beiderfeitigen Eltern, wie auch Namen des 

Religionsdieners, der das Paar gufammengegeben hat; bei Scheis 

dungen: Namen, Gewerbe und Wohnort der gefihiedenen &bes 

leute, Benennung ded Gerichts, von welchem fie geſchieden find, 
und Datum des vechtöfräftig gewordenen Erkenntuiſſes; bei 

Todesfällen: Tag und Stunde des Todes, Namen, Gewerbe, 

Wohnort des Verfiorbenen, Anzeige der Krankheit oder fonftigen 
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Zufalles, woran er geftsrben ift, und ob er überhaupt oder nur 
in den legten 48 Stunden der Hülfe eines approbirten Arztes 
oder Wundarztes genoffen hat, auch ded Orts mo er beerdigt 
worden ift, oder beerdigt werden foll. 

3) Jede. Behörde, die ein ſolches Verzeichniß führt, iſt verantwort⸗ 
lih dafür: daß die Perfonen, deren Geburt, Verbeirathung, 
Scheidung oder Tod eingetragen wird, folche Juden find, welche 
die Rechte eined Inläͤnders haben, oder reſp. durch die Geburt 
oder Verheirathung erlangen, und daß Das Eingetragene in facto 
wahr fe. Es bleibt ihnen überlaffen, auf welche iettiche und 
zweckmaͤßige Art fie fih im beiderlei Nüdfiht Ueberzeugung 
fchaffen wollen. | 

Für jede Eintragung werden außer dem Fall des beglau⸗ 
bigten Unvermögens fünf Silbergrofben Exhreibge sübr bezahlt. 

4) Das Verzeibniß wird doppelt, geführt, und das Duplifat am 
Schluſſe jedes Kalenderjahrd der Regierung eingefandt. 

5) Für die Aufbewahrung der Verzeichnife muß Diefelbe Sorge 
getragen werden, wie bei den Kircyenbüchern der chriftlichen Ges 
meinden gefihieht. 

6) Attefte auf den Grund diefer Verzeichniffe von den Behörden, 
welche fie führen, oder von den Regierungen, vertreten Dagegen 
auch die Etelle von Geburtd-, Trauungss und Todtenfcheinen, 
und für deren Audfertigungen werden auch biefelben Stempel 
und Gebühren erboben. | 

7) &8 liegt der Ortsbehörde auch ob, alle vier Monate nnd zwar 
jededmal vor dem 8. Mai, vor dem 8. September und vor dem’ 
8, Januar eine Abfchrift des Verzeichniffe8 der in den 4 vors 
hergegangenen Monaten Geftorbenen bei dem betreffenden 
Lands und Etadtgerichte, behuf Berichtigung der Erbichaftes 
fiempel einzureichen, wie auch bei demſelben über Zodesfälle, 
die eine Bevormuudung hinterlaffener Kinder noͤthig machen, uns 
verzüglich Anzeige zu Chun. Verordn. des Staatskanzlers vom 25. 


Suni 1812. (0. 8.9. 1821. ©. 364.) Publ. der Reg. zu Münjter vom 
8. Janr. 1822. 


Diefe Verordnung gift im Umfange der ganzen Monarchie. 
M. R. vom 6. April 1825. 


204. Duplikate dieſer Regifter find den Landräthen und von 
diefen den betreffenden Lands und Stadtgerichten zu übergeben oder 


Vakat⸗Anzeige zu machen. Yubl. der Reg. zu Münfter vom 20. März 
1823 und 10. Febr. 1824. - 


(Aufgebot inden 205. Die nachftehenden Beſtimmungen wegen 
Synagogen und Frauungen und Zaufs Attefte find auch analog, bei 
a den Trauungen der Juden und bei deu Geburtäzeng: 


den deshalb, uiſſen für dieſelben anzuwenden: 
Tspuungen und Diejenigen jüdifchen Beamten oder Bevollmaͤch⸗ 


uszüge aus 


en Familien- tigten ihrer Religionsgeſellſchaften bei welchen das 
ge Aufgebot in der Eynogoge.vor erfolgter Trau⸗ 


’ 
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ung ihrer Glaubeusgenoſſen nachgefucht werden muß, find von dem 
betreffenden Polizeibebörden auzuweifen: „bei perfönlicher Verautwort⸗ 
lichkeit diejenigen Pflichten, welche des A. L. R. II. Eit. 1. $. 147 
und Tit. 2. $. 187. Anh. 89. den chriftlichen‘ Pfarrern auflegt, zu 
erfüllen uud das Aufgebot nicht eber, als bis deu vorgefchriebenen 
Erforderuiſſen genügt it, zu veranlaffen oder zu geitatten, bei eintres 
tenden Zweifeln aber ſich an die fompetente Gerichtsbehörde zu wens 
deu, unter deren DisziplinarsAufficht fie in Beziehung auf diefe Aus 
gelegenheit geftelt worden,” 

‚ Die Polizeibehörden haben auch darauf zu fehen,. ob auch Die 
privatrechtlichen Verhältniffe Seitens der die ebeliche Verbindung bes 
abjichrigenden jüdischen Perfonen hierbei beobachtet worden ſind. Meffr, 


der Regierung zu Münfter vom 24. Auguft 1831. und Publ. derfelben vom 8. 
Desbr. 1831. „ 


206. Siehe wegen Trauungen auch $. 203. 

Da nach den gefeglichen Beitimmungen ganz arme Vermunds 
ſchaften, wo nämlich die Nevenüen nicht einmal zur Erziehung der 
Unmündigen binreichen, als wirkliche Armenfachen angejeben, und un⸗ 
entgeldlich yon Amtswegen bearbeitet werden follenz fo find die Mars 
ver in Diefen Fällen nicht befugt, fich für die Geburtöfcheine Gebübs 
ren bezahlen zu laſſen, auch ift veritatter, au dieſen Scheinen unges 
ſtempeltes Papier auzumwender. Ju aflen übrigen Fällen, wo die 
Minorennen auf das Armenrecht nicht Aufpruch machen Fönnen, wird 
zu den Geburtöfcheinen Stempel (nach dem Etempelgefes von 1822: 
zu 15 Sgr.) genommen, und den Pfarrern verftattet, für die Aus— 
ftellung dieſer Scheine, e8 mögen mehrere Minorennen oder nur ein 
einzelner darin aufgeführt fein, 6 gGr. (7%, Sgr.) per Stüd, und 
den Stempeljaß fi von den Vormündern an Gebühren. bezahlen zu 


laſſen. Publ. des Zivil-Gouv. zwiſchen Wefer und Rhein vom 31. Juli 1815. 
(Münft. Amtsbl. 1821. ©. 290.) Ullerh. Kab. Ord. vom 5. Aug. 1833 


Siehe auch wegen Stempel- und Gebührenfreiheit von Atteften Theil III. 
Tit. VIII. 3. 1. 

207. Gibt die Mutter des unehelichen Kindes den Vater nicht 
an, fo muß es der Pfarrer dabei bewenden laſſen, zugleich aber fich 
forgfältig erkundigen, ob auch die Mutter das Kind zu verpflegen 
und zu erziehen binfänglich Mittel habe. a. N. IL 11. $. 487. 

208. Findet er dabei ein Bedeufen, fo muß er felbiged der Orts 
obrigkeit anzeigen. Daf.$. 188. 

209. Wird der Vater des umehelichen Kindes angegeben; fo muß 
der Pfarrer denfelben darüber vernehmen, und wenn er ſich dazu be⸗ 
keunt, den Namen deſſelben, ſo wie die Art wie dies Bekenntniß au ihu, 
den Pfarrer, gelangt iſt in das Kirchenbuch mit eintragen. Daf. $. 490. 

210. Er muß aber den Fall der. Obrigkeit des Orts zur Uns 
terfuchung und Obforge für das Beſte ded Kindes fofort anzeigen. 
Daf. $. 491. | 

211. Alle auffer der Ehe erzeugten Kinder follen von jegt an 
tie auf den Namen ihrer Vaͤter, fondern auf. den ihrer Mütter 
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Cohne jedoch, wenn letztere von Adel find, dem Stand derſelben zu 
folgen) getauft werden, und den Namen der Mutter auch daun beis 
behalten, wenn ihnen diejenige Legitimation ertheilt wird, welche blos 
das bejjere Fortkommen im bürgerl. Leben bei Zünften, Handwerfeu und 
Gewerben, und die Ausfchliefung des Vorwurfs der unchelichen Ges 
burt zum Zwede hat. a. 2. R. IL. 2, zu $. 592. Anh. $. 98. 


212. Das K. Minift. der rar re. er, hat im Eins 

verftänduiß mit dem K. Juſtiz⸗-⸗Miniſterium feftgefegt, daß 

1) wofern zur Zeit der Geburt des außerchelichen Kindes auf and 
drücdliches Verlangen des außerehelichen Vaters defien Vaters 
fchaft in das Taufbuch eingetragen worden, der Pfarrer das 
Taufzeugniß nach dem am Schluffe folgenden Kormulare aus 
ftellen kanu, ſobald entweder Das eigene Kopulationsbuch des 
Pfarrers die nachherige Ehe der Eltern beweifet, oder ein ges 
—— — Heugniß über die Kopnlation beigebracht 
wird; da 

2) wenn zur Zeit der Geburt des Kindes die Eintragung der Bas 
terfchaft in daB Taufbuch von dem außerehelichen Vater nicht 
verlangt worden, und deshalb, den beftehenden gefeßlichen Vor⸗ 
fhriften gemäß, nicht erfolgt ift, entweder der Pfarrer den Bas 
ter über das Auerkenntniß der Vaterfchaft zu Protofoll vernchs 
men, oder aber die Beibringuag eines gerichtlichen Anerfennts 
nifjes über die Vaterfchaft verlangen iR ‚ uud jedes Protokoll, 
oder das gerichtliche Anerfenntuiß zu den Belegen des Kirchens 
cheubuchs zu bringen hat, demnächſt aber auf den Grund diefer 
Verhandlungen und der nachgewiefenen Kopulation den Zauf- 
fehein uach dem erwähnten Formulare ausjtellen kann; daß 

3) wofern die Vaterſchaft auf die ad 2 erwähnte Art nicht nachges 
wiegen werden faun, der Pfarrer fi) auf die Ausftellung eines 
Faufzeugniffes nach Lage des Kirchenbuchs befehränfen, und den 
Intereſſeuten überlaffen muß, ſich über das Familienverhältnifi 
da, wo ein folcher Beweid von ihnen verlangt wird, näher ans: 
zuweiſen. 


Rach dem unten befindlichen Formulare koͤnnen auch die Tauf— 
zeugniſſe für die gekauften Kinder jüdifcher Eltern ausgeſtellt werden. 


SKormular 
zum Banfichein für ein Kind, welches auferehelich geboren, durch 
die nachherige Ehe der Eltern aber legitimirt ift. 


Der ie) am . 2... geborne Sohn (Eochter) des 
(Baterdnamen) und feiner Ehefrau (Mutternamen) ift nach Ausſage 
des Taufbuchs der . . . . Kirche am (Datum) durch die heil. 
Taufe in die Gemeinfchaft der chriftlichen Kirche aufgenommen, und 
hat die Namen (Taufnamen) . . empfangen. Taufzeugen waren ır. 

‚ Diefes wird hierdurch grönungsmäßig und gewiſſenhaft beſchei⸗ 
nigt. (Ort nud Darum) 

Ä L. S, Unterfchrift. 

M. R. vom 23. Augujt 1819. 
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Obige Vorſchrift it vom hohen Minifterium dahin modiflzirt, daß 
in’den sub 1 und 2 gedachten Fällen in dem Kirchenbuche anf den 
Grund des Kopulationdfcheins oder beigebrachter gerichtlich beglaus 
bigter Attefte, oder der Verbandlung über das Anerfenutniß der Bas 
terichaft, welche Beweisſtücke beim Kirchenbuche verbleiben müſſen, 
von dem Marrer ein, den betreffenden Juhalt des Attefted u. f. w. 
kurz angebender Vermerk gemacht und demnächft in das auszuftellende 
Taufzeugniß mit aufgenommen werden foll, Wut. der Reg. zu Münfter 
vom 18. Oftober 1831. 


213. Zährlich im Januar müffen die Ortsbehörden eine nas 
mentliche Rachweife der im abgelaufenen Jahre getauften Juden und 
Judenkinder der vorgefeßten Behörde einreichen. M. R. vom 20. Aug. 
1818. 


(Bürgerliche 214. Landrabbiner werden nicht ald Beamte ans 

Verhältnisse erkaunt, fie find vielmehr blos als Geſetzausleger zu 

der Rabbiner.) getrachten, welche um Natb zu fragen lediglich dem 
Gewiffen der Zuden überlafjen bleibt. 


Audenrabbiner werden überhaupt weder als Jugendlehrer noch 
als Religionslehrer im Sinne der chriſtlichen Geiſtlichen angeſehen 
und behandelt. M. R. vom 24. Aprif 1821 u. 14. März 1823. 


(Streitigkeiten 215. Die Öffentliche Verwaltung hat ſich zur Zeit 
der Juden be- in die Streitigkeiten der Juden, betreffend ihre ges 
m om felfchaftlichen, kirchlichen und Schulangelegenbeiten, 
Verhältnisse.) den Fall allein ausgenommen, wo wegen Aufrecht⸗ 

haltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung Einſchrei⸗ 
tung zu thun iſt, nicht einzumifchen, fondern die Schlichtung folder 
Streitigkeiten, fofern darauf von dem einen oder andern Theile pros 
vozirt wird, dem gewöhnlichen Gerichten zu überlafen, und diefelben 
Lediglich als Privatangelegenheiten zu betrachten. M. R. vom 3. Nov. 
1820. 


(IJudensehulden) 216. Eingaben und Verfügungen wegen der Ju⸗ 
denſchulden find weder jtempels noch fportelfrei. Keftr. 
der Reg. zu Münfter vöm 21. Aug. 1835. 


(Bekehrung der 217. Den Miffionairen, welche von der preuß., 
Juden.) theils von der Miffionsgefellichaft in England, zur Bes 
kehrung Juden in die preuß. Provinzen geſchickt werden, ſoll bei 
der Ausübung ihres Geſchaͤfts Fein Hinderniß in den ng: gelegt 
werden. Bie Miffionaire dürfen aber die Grenzen diefes Gefchäfts 
nicht uͤberſchreiten, und am wenigften chriftlichen Gemeinden oder eins 
zelnen Mitgliedern derfelben, die angeftellten Pfarrer, welche ihre 
Meinungen nicht rheilen, ald Irrlehrer verdächtigen, da in dieſem 

alle ihr Auftrag nicht ame ſofort aufhören, fondern auch die geſetz⸗ 
liche Strafe gegen fie angewendet werden. muß. 4. 8.9. v. 31. März 
1833. 
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(Uebertritt der 218. Es find re vorgefommen, daß chriftliche 
Christen zum Krauenöperfonen geiheinen Standes, welche von Quden 
Judenthume.) geihwängert worden, die Abficht zu erfenuen gegeben 

baben, vom Chriſtenthume zum Judenthume überzutreten, 


Gin ſolches Uebertreten zum Judenthume ift den Gefegen eut⸗ 
gegen, und ſollen die Rabbis oder Aelteften, oder fonftigen Vorſte— 
ber der jüdifchen Neligionsgefellihaften bei welchen Aufnahme eines 
Proſelyten diefer Art zur Sprache kommen möchte, auf diefe geſetz⸗ 
liche Beſtimmuung aufmerffam und auf alle etwaige Verſuche des 
Proſelitenmachens verantwortlich gemacht werden. A. K. O. v. 19. Nov. 
— und vom 21. Dezbr. 1834. M. R. vom 28. Dezember 1834. u. 19. Febr. 
1 


Abſchn. 2. Mennoniten und Quäder. 


(Deren hürger- 219. Mennoniten, welche ſich der Verpflichtung 
liche Verhält- zum Kriegsdienfte nicht unterwerfen, find zum eigens 
nisse.) thümlichen und Pfandbefige unbeweglicher Grundftüce 
aller Art nicht berechtigt, wenn fie nicht fich darin bei Publifation 
der Verordnung vom 17. Dezbr. 1801 befunden haben. Grundjtüde 
Diefer Art Fönnen nur von einem männlichen Mennoniften ab intes- 
tate erworben werden. Edikt vom 9. Dftober 1807 $. 1. (Mathis Bo. 5. 
©. 169.) Edift vom 11. März 1812 5. 7. Defl. vom 17. Dejbr. 1801. 
220. Außer diefem Falle find fle aber wohl befigfähig, wenn fie 
erffären, Kriegsdienfte gleich jedem andern Unterthan überuchmen zu 
wollen. Die legtged. Dekl. 


221. Gelaugen jedoch Grundftüde, welche vom 24. November 
1803 in den Händen von Mennoniften waren, an fremde Mennonis - 
ften, fo find der neue mennoniftifche Beſitzer und deſſen eheleibliche 
Söhne befißfähig, ob fie ſchon von der Militairpflicht befreit bleiben. 
1. 8. D. vom 24. Novbr. 1803. 

222. In den Nheinprovinzen, fo wie in den Provinzen Bran; 
denkurg und Weftfalen, find binfichtlih der Mermoniten und Quä- 
er folgende Beftimmungen erlaffen: 

41) Die Mitglieder derjenigen mennouiſtiſchen Familien, deren Häup- 
ter für fib und ihre Nachkommen die Militairpflicht übernom: 
men haben, oder zu übernehmen noch erflären, follen in allen 
bürgerlichen Verhaͤltniſſe den übrigen chriftlihen Unterthanen, 
ohne Ausnahme, völlig gleicy behandelt werben. 

2) Die, welche diefe Pflicht zu erfüllen verweigert haben, ‚bleiben 
fernerhin von derfelben zwar emtbunden, es ſoll aber 

a. jeder Familienvater und fernerhtu jeder von der Militairpflicht 
frete Mennonit, der einen eigenen Hausftand führt, oder ei: 
> Vermögen befigt, für diefe Befreiung eine jährlich 

eldabgabe, die unabänderlih auf eine befonders zu ermit 
telude Einkommenſteuer von 3 p6t. fefigefegt if, au die 
Staatskaffe entrichten ; 
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b. jedes Mitglied einer von der Militairpflicht freien menuoniſtiſchen 
amilie wird, wie die in Prenfen wohnbaften, vom Militair⸗ 
dienft befreiten Mennoniten, von der Befugniß, Gruudſtücke 
zu erwerben, ausgefchloffen; nur folche Grundſtücke find aus 
genommen, die ſich fchon gegenwärtig. im Befige einer folchen 
Familie befinden, welche fich der Militairpflicht nicht unter 
worfen hat und auch Fünftig nicht unterwirft; 

c. jeded Mitglied einer ſolchen Familie ift zur Anftelung im 
Staatsdienfte unfähig, fol jedoch zur Verwaltung eines Kom 
munalauts zugelaffen werden. 

3) Diejenigen mennoniftiiben Familien, deren Häupter ſich über die 
Leitung der Mititairpflicht nicht erflärt haben, und fich woch 
nicht bereit erklären, werden denen ad 2 gleich behandelt. 

4) Den einzelnen Mitgliedern ſolcher Familien, deren Häupter Bi 
Militairpflicht übernommen haben, bleibt jet und Füuftig vorbe 
halten, bei Erreichung des militairpflihtigen Alters Die Befrei 
ung vom Militairdienfte machzufuchen, und fie fol ihnen zur 
Schonung der Glaubendmeinungen und ihres Gewiſſeus wicht 
verweigert werden. Dagegen ift ein folcher Mennonit nicht al 
lein für fih und feine Rachfommen den Belchränfungen feiner 
bürgerlichen Verhältuiffe wie zn 2 unterworfen, fondern and 
verpflichtet: | 2 
a. die Einfommenfteuer der 3 pCt. yon denjenigen Einkünften, 

die er aus einem eigenen Vermögen bezogen bat, feit der Zeit 
des Aufalls dieſes Vermoͤgens nachträglich zu entrichten; 

b. ſich desjenigen Grundbeſitzes wieder zu entaͤußern, welchen er 
oder feine Vorfahren nur in Folge der Militairpflichtigkeit 
zu erwerben befugt geweſen ſind. Zu dieſer Verbindlichkeit 
hat die Verwaltungsbehoͤrde ihn erforderlicheufalls gerichtlich 
anzuhalten. 

5) Den einzelnen Mitgliedern ſolcher Familien, deren Häupter die 
Militairpflicht nicht übernommen baben, ift es geftattet, durch 
Ableiftung der gefeglichen Militairdienfte fi) und ihre Nachkom⸗ 
men von der Beichränfung in ihren hürgerlichen Verhältniſſen 
u befreien und die ad 1 gedachten Rechte zu erwerben. , 

6) Die Quäder oder f. g. Separatiften werden wie die Mennoniten 
behandelt. Ä | 

7) Die Anfiedelung oder. Aufnahme „euer Mitglieder beider Eeften 
ift nicht erlaubt. — Sollte die Verwaltungsbehörde in beſon—⸗ 
dern Fällen eine Ausnahme von diefer Beſtimmung bevorworten 
u dürfen vermeinen, fo ift auf den Grund einer genauen Uns 
terfuchung der obwaltenden perfönlihen Verhaͤltniſſe Königliche 
unmittelbare Entſcheidung auszuwirkeu. A. K. O. v. 16. Mai 1830. 


223. Nach obiger Beſtimmung iſt es verboten, daß Mitglieder 
anderer Konfeſſionen, die ſchon im preuß. Staate wohnen, ohne ſpe⸗ 
zielle Allerh. Autoriſation als Quaͤcker aufgenommen werden. Es iſt 
daher von einem ſolchen Uebertritt Peine Rotiz zu nehmen, fonder« 


x 
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es ſiud die Uebertretenen wie alle andere Unterthanen zu behandeln, 

alfo auch eventuell zum Kriegsdienfte heranzuziehen. MR. v. 31. Mai 

1833. (v. 8. A. 1834 ©. 754) 

(Deren Erklä- 224. Die protofollarifhe Erklaͤrung der Mennos 
—— — niten und Quäcker wegen vorgedachter Uebernahme der 
der Militaim. militair- und aller übrigen Staatsbürgerpflichten müfs 
pflieht.) . fen, da fie Willenserflärungen find, woraus Nechte 

und Verbiudlichfeiten entitehen, Glaubwürdigkeit und 

Beweisfraft vor Gerichten haben; fie müffen daber mit dem 

Eiegel der Lokalbehörde, welche die Erflärung aufgenommen, verfes 

* und, die Uunterſchriften der Mennoniten ze, gerichtlich verlautbart 

ein, - ‚ 

(Trawung und 225. Bei Gelegenheit, wo ein Biſchof einen Mas 
Familieoregi- thofifchen Pfarrer beauftragt hat, die Proffamation 
sier derselb.) eines mennonitifchen mit Staatsbürgerrechten verfehenen 

Brautpaars abzulehnen, bat die Regierung auf den Grund des 9. 

L. R. 11 11. $$. 442 443 einen benachbarten evangelifchen Pfarrer 

beauftragt, dad Aufgebor zu verrichten, und event. den Losſchein zum 

Gebranche im Auslande zu ertbeilen; gleichzeitig aber den Ortöbürs 

germeifter augewiefen, am Tage des eriten Aufgebots durch Aufchlag 

in den Kalten, worin die polizeifihen Befanntmachungen ausgehans 
gen werden, befannt zu machen: daß das zu benennende Brautpaar 
mit Erlaubniß der Regierung in der zu bezeichneuden evangel. Kirche 
an den zu meinenden Sonntagen aufgeboten werde und bei dem bes - 
treffenden evangelifchen Pfarrer die etwaigen Ginfprücde angemeldet 
werden Fönnen. — Dabei it beftimmt, daß diefe Befanntmachun 

die Zeit des zinfgebotd hindurch auszuhangen und nach derfelben mit: 
dem Vermerk darüber zu den BürgermeiftereisAften zu nehmen fei, 

Reſkr. d. Reg. zu Münfter vom 10. Oftober 1833. 

226. Bei dem vorgedachten Kalle ift entfchieden, daß in dem 

Kirchenbuche der evangelifchen Gemeinde, worin die Proffamation 

erfolgt ift, auch das Familienregiſter des eingewanderten Ehepaare 

geführt werden müfle. Reſkr. derf. vom 3. Dejbr. 1834.. ' 


Tit. XIII. 
Erziehungspolizei. 


(Einleitung.) 1.. Die Erziehungspolizei umfchließt alle Vorfchrife 

ten, Ginrichtungen und Anftalten, durch welche die 
Regierung das Erziehungsweſen im Staate leitet und. behandelt. Gie 
veranftaltet, befördert uud leitet die naturgemäße Entwidelung und 
Ausbildung der Gefammtheit der menfchlichen Anlagen, Fähigkeiten 
und Kräfte während der Zeit der Kindheit und Jugend, Damit das 
nach allen Kräften des Körpers und des Geifted gleichmäßig gebildete 
und bid zur fittlihen Mündigkeit gebrachte Individuum auch inner, 
halb des Staatslebens den von ihm gewählten oder er übertragenen 
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Beruf am ficherften erfälle, und durch feine Handlungen die unbe 
dingte Herrſchaft des Rechts nie beeinträchtige, fondern nach Der von 
ihm erreichten perſoͤnlichen Selbſtſtändigkeit befördern, erbalten und 
Gewähr leiften kann. — Alle Grjiehungsanftalten, von Der Dorf 
ſchule on bis zur Uuiverfität, bilden ein großes, in fih zufammenhäns 
gended Ganze. 

Die Elementarfhulen find beftimmt die Jugend auf ihre 
fünftigen Verhaltniſſe ald Ackerbauer, auf den Eintritt in Den nie 
dern Gewerbsſtand und auf ihre Verhältniſſe ald Dienſtboten u. ſ. w. 
vorzubereiten; die Dandwerfds, Gewerbs⸗, Real⸗ oder höbere Bür— 
gerfihulen, Gymmaſien und Univerfitäten fchließen fih ihnen rückſicht⸗ 
lich der weiteren Ausbildung und Vorbereitung auf deu Gintritt in 
die Verhältuiffe des höheren bürgerlichen Lebens an. 


Kap. 1. Deffentliche Schulen. 


2. Schulen und Univerfitäten find Veranftaltungen de8 Staats, 
welche den Unterricht der Jugend in müglichen Kenntuiffen und Wir 
feufchaften zur Abficht haben, A. L. R. IL. 12. 8 1. 


3. Dergleihen Auftalten follen nur mit Vorwiſſen und Gene 
migung des Staatd errichtet werden. Daf. z. 2. 


4. Alle öffentliche Schul⸗ u. Erziehungsanftalten ftehen unter der 
Aufficht des’ Staats und müfjen ſich den Prüfungen und BVifitatienen 
deffelben zu allen Zeiten unterwerfen. Daf. $. 9. 


5. Niemand foll wegen BVerfchiedenheit des Glaubensbekeuntui⸗ 
ſes der Zutritt in öffentlichen Schulen verfagt werden. Daf. $. 10 
(Wegen Einziehung von Schul» ıc. Abgaben fiehe Tit. XII. $. 83.) 


(Klementarschu- 6. An demjenigen Orten wo nur eine Schule it, 
len. fol, wenn die Anzahl der Kinder zu groß wird, nad 
—— ”$ 9. der Münſteriſchen Schulorduung eine Maͤd⸗ 
Schulsoziets, hbenfchufe angelegt werden. Da, wo bereit eine abge⸗ 
ten.) fonderte Mädchenfchufe beſteht, iſt, wenn die Zahl der 
Kinder in beiden Schulen zu groß wird, eine gemein 
ſchaftliche Vorſchule einzurichten. Diefe muß in dem Verhältuig ge 
den Hauptfchulen nur wenige Kinder enthalten, fo daß dieſe Kleinen, 
von dem Lehrer oder der Lehrerin ohne Uuterlaß befchäftige und in 
den eriten Glementarunterricht fchnell vorangebracht werden. Pönnen 
Su zwei Jahren hoͤchſtens müſſen auch die, welche von Talent die 
ſchwaͤchſten find, fertig leſen und auf Schiefertafeln ſchreiben lernen 
Die Aufmerkſamkeit und das Nachdenken müſſen durch die erſten Ur 
bungen im Kopfrechnen und durch die Aufangsgruͤnde des vorberes 
tenden Religionsunterrichts in diefem Zeitraum fo weit bei ihnen 
bilder fein, daß fie an dem Alnterricht in einer großen zahlreichen 
Schule mit Nupen Theil nehmen Fönnen. . 
Bei ſolchen Vorfchulen koͤnuen Lehrerinnen angeftellt werben, die 
zum berg Peiner Kinder in der Regel wohl am beſten fich eig 
nen und auch zu ihrem Unterhalte nicht fo viel als ein Lehrer be 
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dirfen, wobei noch zu beräcdfichtigen tft, daß eine Unterlehrerin außen 
den Schulftunden Zeit hat, durch Handarbeiten oder Unterrichtgeben 
in Handarbeiten etwas zu verdienen; wohingegen die Lehrer umd Leh⸗ 
rerinuen an den Hauptfchulen alle Preie Zeit auf das Rachſehen der 
fehriftlichen Arbeiten und die Vorbereitung zum Unterricht anwenden 
müfen. Gine Unterlehrerin kann leicht mit einem Ausfommen von 
70 Rthlr. ausreichen. Dies ift dann auf folgende Weife zu befchafs 
fen. Der Hauptiehrer und die Hauptlehrerin behalten in der Regel 
(Ausnahmen werden vorbehalten) jeder dad Schulgeld von 180 Kin⸗ 
der. Der Ueberfhuß, (wo möglich in einer runden Summe feftjus 
fegen) fällt der Unterfehrerin zu. Was zu ihrer Gubfiitenz nöthig 
it, muß die Gemeinde zulegen. Den desfallfigen Bedarf behält die 
Negierung fih vor, in jedem einzelnen —* feſtzuſetzen. Die Be⸗ 
ſchaffuug des Schullokals für die Unterklaſſe Fan Feine große Koſten 
verurfachen, da die geringe Anzahl der Kinder nur wenig Raum fore 
dert. R. der Reg. zu Münfter v. 17. März 1830. 

Die Negierungen find nad $. 18. ihrer Inſtr. vom 23. Oftbe. 
1817 befugt, Schulfszietäten einzurichten, zu vertheilen und die Dos 
tation beiderfeitiger Schulen feitzufegen. — Schulgeld und andere von 
wirklicher Benugung der Schule abhangende Leiftungen kanu der Lehs 
rer nur für fo viele Kinder fordern, ald er wirklich im Interrichte . 
bat, und er bat Fein Necht zum Ginfpruch dagegen, daß derjenige 
Theil von Schulfinderu — untergebracht wird, dem er we⸗ 
gen zu großer Zahl ordentlichen Unterricht nicht ertheilen kann. — 
Auch die Dienſtleiſtungen und Beiträge der abgetrennten Ortſchaften, 
fo weit nicht folche in anderer Beziehung in Auſpruch genommen wers 
den Fönnen, hören auf. Zur Befriedigung des derzeitigen Schulleh⸗ 
rers mit feinen rvechtöbegrundeten Anfprüchen ad dies vitae vel oflicii 
auch die abgetreunte Schulgemeine in foweit mit heranzuziehen, al& 
das zu leiftende Quantum nicht mit der fchon ald notwendiger Uns 
terhalt des Lehrers feitzuhaltenden Gehalt8dotation für die alte Schule 
zufammenfällt, ift gerecht und keinenfalls unbillig. Diefe Abfindung 
braucht jedoch der abgezweinte Theil der Sozietät nicht allein zum 
fragen, wenn die Abzweigung wegen zu ſtark gewordener Brennen 
der alten Schule gefcbehen, vielmehr ift foldhe pro rata nach bißs 
herigen Beitragsverhältniß zu theilen. Die fortdauernde nothwendige 
Subfiftenz ded Lehrers der alten Schule übernimmt deren Gemeine 
alfein, und ed hängt nicht von ihrer Dispofition ab, ob fie die zum 
neuen Schulfyitem zu weifenden Ortfchaften ihrer bisherigen Vers 
pflichtungen entlaffen will oder nicht. 

Der Nepartitions + Modus der Schulbeitraͤge verbleibt bei den 
principiis regulativis hinfichtlich derjenigen älteren Schulen, die dars 
auf gegründet find, als Spezialverfaffung; für new zu errichtende 
Schulen dagegen treten die Beftimmungen des etwaigen Provinzials 
rechts und in Grmangelung defielben de A. L. R. ein. M. R. vom 
20. Mai 1834. (v. K. 9. 1835. ©. 396.) 

Wenn der Lehrer ganz oder theilweiſe auf die Grhebung von 
Schulgeld angewiefen it, fo haͤngt folcher vom ——— ab, 
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da den Eltern nirgend im Geſetze die Freiheit befchräuft ift, dafern 
fie nur überhaupt für einen ordnungsmäßig zureichenden Unterricht 
ihrer Kinder forgen, im Uebrigen wach ihrem Ermeſſen fi der bäuss 
lichen Information oder jeder ihnen zuſagenden Privats oder öffent 
lichen Schulanftalt zu bedienen. M. R. v. 18. April 1834. (Daf. ©. 700.) 


7. Gemeine Schulen, die dem Unterrichte der Jugend gewidmet 
find, Beben unter der Direktion der Gerichtdobrigfeit eines jeden Orts, 
welche dabei die Geiftlichfeit der Gemeine, zu welcher die Schule ges 
hört, zuziehen muß. 9.8. R. IT. 12. $. 12. 

Die Kirchenvorfteher einer jeden Gemeine, auf dem Lande und 
in Meinen Städten, fo wie in Grmangelung derjelben, Schulzen und 
Gerichte, imgleichen die Polizeimagifträte find fchuldig, unter Dive 
“ tion der Obrigkeit und der Geiftlichen die Aufſicht über die Außere 
Berfaffung der Schulauftalt und über die Aufrechthaltung der Dabei 
eingeführten Ordnung zu übernehmen. Daf. $. 13. 


8. Alle dabei bemerften Märgel, Verſäumniſſe und Inordnuns 
gen müfjen fie der Obrigkeit und dem Geiftlihen zu näherer Unter 
Eben und Abitelluug auzeigen. Daf. $. 14. 

9. Die Obrigfeit und der Geiftliche müffen fich nach den vom 
Staate ertheilten und genehmigten Schulordmungen achten, und 
nichts, was derfelben zuwider iſt, eigenmächtig vornehmen. Daf. $ 15. 

Siehe auch die provinziellen Schulordnungen. 

10. Finden fich bei der Anwendung der ergangenen allgemeinen 
Vorſchriften auf die ihrer Aufſicht anvertraute Schule Zweifel oder 
-Bedenklichfeiten; fo muß der geiftliche Vorfteher der dem Schulwefen 
in der Provinz vorgefepten Behörde davon Anzeige machen. Daſ. 5. 10. 

11. Eben diefer Behörde gebührt die Entfcheidung, wenn die 
Obrigkeit fich mit dem geiftlihen Schulvorftcher über die eine oder 
die andere bei der Schule zu treffende Auftalt oder Einrichtung nicht 
vereinigen kaun. Daf. $. 17. | 

12. Die Schulauffeher muͤſſen darauf Acht haben, daß der Schuß 
meifter fein Amt mit Treue und Fleiß abwarte. Daf. 6. a7. 


13. Der Prediger des Orks ift fchuldig, nicht nur durch Aufs 
fiht, fondern auch durch eigenen Unterricht des Schulmeifters fowobl 
als der Kinder zur Grreihung des Zwecks der Schulanftalten thätig 
mitzuwirfen. Daf. $. 49. 


(Kleinkinder- 14. Veranlaßt durch einen Erlaß des hohen Mir 
schulen.) niſteriums der geiftlichen 2c. Augelegenheiten, ift die 
Einrichtung von Kleinkinderfchulen, und zur deöfalifigen näheren Aus 
leitung die Aufhaffung der Schrift empfohlen: „Ueber die frühzeitige 
Erziehung der Kinder und die englifchen Kleinkinderfchulen, oder Bes 
merfungen über die Wichtigfeit, Die Fleinen Kinder der Armen von 
1'% bis 7 Jahren zw erziehen, nebit einer Darſtellung der Spitabß 
fielders Kleinkinderfchule und des dajelbit eingeführten Erziedungsͤſo—⸗ 
gend. Bon ©. Wilderspim Aus dem Engliſchen frei überfegt 


— 


Kap. 2. Privat, Erziehungs- u. Schulanftalten. 693 


und mit Bemerkungen und Zufägen verfehen von 3. Wertheimer. 


"Bien 1826. Publ. der Reg. zu Minfler vom 15. Novbr. 1827. 
Siehe auch die provinziellen Schulordnungen, und die durch die betreffeud. 
Amtsblätter befannt gemadıten Inſtruktionen für die Schulvorftände ıc. im Reg. 
Bez. Marienwerder vom 1. Zuli 1828, Stettin vom 1. Septbr. 1828, Münfter 
vom 6. Novbr. 1829, Franffurt vom 20. Mai 1835 u. m. a. — ferner auch 
Erziehung verwahrlofeter, ſittlich verderbter Kinder, ©. 559 ff. 


Kap. 2. Privates, Erziehungs» und Schulam 
falten. 

15. Wer eine Privaterzicehungss oder ſogenannte Penfionsanftalt 
errichten will, muß bei derjenigen Behörde, welcher die Aufſicht über 
das Schul» uud Grziebungsweien des Orts aufgetragen ift, feine _ 
Tüchtigkeit zu diefem Gefchäfte nachweifen, und feinem Pan, ſowohl 
in Auſehung der Erziehung ald des Unterrichts, zur Genehmigung 
vorlegen. a. 2. R. IL. 12.8. 3. 

16. Die Beftimmungen des Gewerbepolizeigefeßed vom 7. Seps 
tember 1811. $$. 80 — 86 find anfgehoben, infoweit fie obige Vor⸗ 
fchrift und nachfolgenden $. 22 abändern. Es ift ferner für die 

anze Monarchie feitgefegt, daß ohne das Zeugniß der örtlichen Aufs 
Ahtäbchörde feine Schuls und Erziehungsanftalt errichtet, auch ohue 
bafjelbe Niemand zur Ertheilung von Lehrftunden ald einem Gewerbe 
zugelaſſen werden fol. Diefe Zeugniffe follen fich nicht auf die Tüche 
tigkeit zur Unterrichtsertheilung in Beziehung auf Kenntniffe befchräns 
Ten, fondern ſich auf Sittlichkeit und Lauterkeit der Gefinnungen in 
teligiöfer und politifcher Hinficht erſtrecken. Ohne minifterielle Ges 
nehmigung darf aber ein ſolches Zeugniß nicht für Ausländer ausge 
fertigt werden. A. K. O. vom 10. Juni 1834. | 

17. Auch folde Privat, Schuls und Erziehungsanſtalten find 
der Aufficht diefer Behörde ($. 15.) unterworfen; welche von der 
Art, wie die Kinder gehalten und verpflegt, wie die phyſiſche und mo⸗ 
raliſche Erziehung derfelben beſorgt, und wie ihnen der erforderliche 
Unterricht gegeben werde, Keuntuiß einzuziehen befugt und verpfliche 
tet iſt. WERL. 5. . 

18. Schädlihe Unordnungen und Mißbrauche, welche fie dabei 
bemerkt, muß fie der dem Schuls und Erziehungsweſen in der Pros 
vinz vorgefegten Behörde zur nähern Prüfung und Abftelung an⸗ 
zeigen. Daf. $. 5. 


19. Auf dem Lande und im Fleineren Städten, wo öffentliche 
Schulanſtalten find, follen Feine Nebens oder fogenannte Winkelſchu⸗ 
len geduldet werden. Daf. $. 6. Ä 


20. Unter Privatſchulen werden diejenigen verftanden, welche 
von Perfonen des einen oder des andern Geſchlechts auf eigene Nech⸗ 
nung und ohne daß diefelben dafür eine Nemuneration von Seiten 
des Staats oder der Kommüne empfangen, jedoch mit Grlaubniß des 
eriteren, eröffnet und gehalten werden. Diejenigen, welche von ber 
ſtimmten Familien ats gemeinſchaftliche Lehrer ihrer Kinder auge 


094 2. Tit. XII. Erziehungspolizei. 


nommen werden, find als Hauslehrer oder Hauslehrerinnen zu bes 
trachten, und daher die Vorfchriften wegen der Privatfchulen auf fie 
wicht auwendbar. 

Diejenigen, welche Privatichulen anlegen wollen, haben fich zus 
naͤchſt bei dem Bürgermeifter des Orts und dem Sihulinfpeftor des 
Kreifes, wo fie Schule zu halten gedenken, zu melden. Dieſe Pöns 
nen alddann die Gefuche, mit ihrem Gutachten begleitet, an Die Res 
gierung einfenden, welche die Prüfung verfügt. 

Die Prüfung ift immer nah dem Grade der Schule, die der 
Nachſuchende aulegen will, einzurichten, daher muß in den Gefuchen 
Immer beſtimmt angegeben werden, ob diefelben auf die Errichtung 
bloßer Elemeutar⸗ oder höherer Schulen gerichtet find. 

Gefuche um Anlegung von gelehrten Privatichulen find ganz un⸗ 
ſtatthaft. Unverheirathete Männer haben auf Ertbeilung von Kom 
zeifionen zur Anlegung mittlerer oder höherer Toͤchterſchulen Feine 
Nechuung zu machen, wogegen Wittwen und ledigen Krauensperfonen 
von einem gewiffen Alter, wenn fonft wicht nachtheilige Umſtände 
eintreten, die Konzeſſion nicht verfagt wird, 

Gelehrte Privatfchulen find folche, in denen Gegenftände der 
gelehrten Schulen oder Gymnafien gelehrt werden follen. Auch find 
— und Öffentliche Lehrer als ſolche noch nicht zur Aulegung don 

rivatſchulen befugt. Min.-Verordn. vom 11. Aug. 1818. (9. K. A. 181% 
©. 150.) Publ. der Reg. zu Köslin vom 10. Septbr. und zu Münfter v. 10 


Dftober 1818 und vom 23. Febr. 1832. 
(Wegen Einziehung von Schul« oder Penfiondgeldern ſ. Tit. XII. $. 83.) 


(Hänsliche * 21. Eltern fteht es zwar frei, den Unterricht und 

Hauslührer) n a in ihren Häufern zu beforgen. a. L. R. 
22, Diejenigen aber, welche ein Gewerbe daraus machen, daß 

fle Lehrftunden in den Hänfern geben, müfjen fi wegen ihrer Tüch⸗ 

tigkeit dazu bei der $. 15. vorftehend bezeichneten Behörde ausweijen 

| > ” von bderfelben mit einem Zengniffe darüber verfehen. — 
. 8. 8 


Haudlehrer bei Schulgen und Bauern dürfen nur mit Erlaußs 

niß und unter Auffiht des Pfarrers gehalten werden. Publ. der Regı 
au Münfter vom 17. Mat 1832. 

- 23. Die Anordnung der Art, wie das Kind erzogen werben 
fol, Fommt hauptſächlich dem Vater zu. A. L. R. IL 2 6. 74 

Diefer muß vorzüglich dafür forgen, daß das Kind im der Nes 
ligion nnd nuͤtzlichen Kenntniffen den nöthigen Unterricht in feinem 
Stande und Umftänden erhält. Daf. $. 7. 

Wie bei gemifchten Ehen der Religionsunterricht Statt finden foll, ift Tik 
XI. Kay. 1. gelagt. 

24. Uebrigens benimmt die Verſchiedenheit des chriftl. Glaubens 
befenntnifjes Feinen der Eltern die ihm fonft wegen dee Erziehung 
zuſtehenden Rechte, 9. 2. R. 2. 6. 79. 


Kay. 3. Unterridt. 695 


25. Sind die Eltern gefhieden worden, fg muͤſſen die Kinder 
* Regel nach bei dem unſchuldigen Theile erzogen werden. Daſelbſt 
92. 


26. Iſt der Vater zwar der unfchuldige Theil, die Urſache aber 
fo befchaffen, daß darans die gegründete Beforgniß einer fehlechten Er⸗ 
ziehung entficht, fo kaun er verlangen, daß ihm die Erziehuug der 
Soͤhne gelaffen werde. Daf. $. 93. 


27. Die Koften der Erziehung müffen auch nach der Scheidung 
bauptfächlih von dem Vater getragen werden. Daf. 103. 


28. Doch kann derfelbe von der für fehuldig erklärten Mutter 
einen Beitrag nach Verhaͤltniß ihres Vermögens oder Erwerbes bis 
hoͤchſtens auf die Hälfte des erforderlichen baaren Aufwandes verkans 
gen. Daf. 3. 104. | 

29. Die Eltern find fchuldig, ihre Kinder zu zufünftigen brauch 
baren Mitgliedern des Staats in einer nüglichen Wiſſenſchaft, Kunſt 
oder Gewerbe vorzubereiten. Daf. $. 108. 


‚30. Diefe Beftimmung der zukünftigen Lebensart der Söhne hängt 
zunächft von dem Ermefjen des Vaters ab, Daf. $. 109. 


31. Es muß aber dabei auf die Neigung, Fahigkelten und Fürs 


— Umſtaͤnde des Sohues Rückſicht genommen werden. Daſelbſt 
. 110. 


32. Die Kinder find ſchuldig, den Eltern in der Wirthſchaft und 
Gewerbe huͤlfreiche Haud zu leiſten. Daf. 3. 121. 
333. Es darf aber den Kindern dadurch die zu ihrem Unterricht 
nöthige Zeit nicht entzogen werden. Daſ. $. 122. 


Kap. 3. Unterricht. 


34. Kinder, die in einer andern Religion, als welche in ber 
Öffentlichen Schuule gelehrt wird, nach den Gefeken des Staats ers 
zogen werden follen, Fönuen den Religionsunterricht in derfelben beis 
zuwohnen nicht angehalten werden. 4. 8, R. 12. $ 11. 


35. Die allgemeine Einführung und methodifche Betreibung des 
Gefangunterrichts in den Volksſchulen ift fehr empfohlen. 

Siehe deshalb die Amtsblätter der Provinz Weftfalen vom Jahre 1817 
und v. 8.2. 1817.49. ©. 115. 

36. Da die Schule dazu beſtimmt ift, die Jugend nicht blos zu 
unterrichten, fondern für das Leben zu erziehen und zu bilden; fo hat 
das hohe Minifterimm vorgefchrieben, den Induſtrieunterricht in den 
Volksſchulen weiter auszudehnen. Die Schulvorftände haben daher 
dahin zu wirken, daß die Knaben fümmtlich alle mit der Obfts 
Fultur verbundenen Arbeiten lernen. Bienenzucht, Seidens 
bau, im Winter Nepe Stricken, Körbe machen, warme Schuhe und 
Fußteppiche aus Tucheggen flechten, Wolle oder Werrich vermittelſt 
einer Handſpindel ſpinnen und daraus Soden ſtricken, Ligen zum 
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Bleichen der Leinwand ‚drehen, Sieb⸗ und Drathflechten, Feine boͤl⸗ 
zerne Haus⸗ und Gartengeräthe machen u. ſ. w. find Gegeuftände 
die an dieſem oder jenen Orte ald Unterrichtöjweig eingeführt werden 
Fönnen. Die Mädchen können im Striden, Nähen, lichen, Etops 
fen und fonftigen Hausarbeiten unterrichtet werden. Publ. der Regier. 
zu Münfter vom 20, Zuli 1831. 


Kap. 4 Aeußere Rechte der Schulanftalten. 
37. Schulgebäude genießen eben die Vorrechte wie die Kirchen 
gebäude, A, 2, R. Ir. 12 $. ı8. 
. 38. Aud von den Grundſtücken und übrigem Vermögen der 
Schulen gilt in der Regel alles das, was vom Slirchenvermögen vers 
ordnet iſt. Daf. $. 19. 


39. Doc find Vermögen und Grunditücde, die zu einer gemeis 
nen Schule gehören, von der ordentlichen Gerichtsbarkeit nicht aus— 
genommen. Daf. $. 20. 

om wegen Schenkungen ꝛc. an Lehr» x. Anftalten, Tit. VI. Kar. 11. 


Kap. 5. Anftellung und Entlaffung der Schullehrer. 


40. Die Beſtellung der Schullehrer kommt in der Negel der 
Obrigkeit zu. Daf. . 22. 

41. Durch wen diefe Befugniß in Anfehung der auf Domainen 
und andern Königlichen Gütern zu beitellenden Schulmeiſter ausge⸗ 
— — iſt nach den Verfaſſungen einer jeden Provinz beſtimmt. 
Daſ. $. 23. 


42. Ueberall aber fol Fein Schulmeiſter angeftellt oder anges 
nommen twerden, der nicht zuvor nach angeftellter Prüfung ein Zeugs 
niß der Tüchtigfeit zu einem folhem Amte erhalten hat. Daf. $. 24. 

Unbedenklich ift e3, daß Kandidaten des höhern Schulamts zu 
Stellen au Volks⸗ und Bürgerfchulen, wenn fie Anftellung bei ders 
felben wünfchen, noch einer Prüfung für diefelben zu unterwerfen find, 
M. R. vom 4, September 1835, 

43. Es muß aber jeder nen anzunehmende Schullehrer dem Kreids 
infpeftor oder Erzprieſter angezeigt, und wenn er noch mit feinem 
Beugniffe feiner Tuͤchtigkelt verjehen ift, demfelten zur Prüfung vors 
geftelt werden. A. L. R. a. a. O. 5. 2. 

44. Auslaͤnder, welchen nach der A. K. O. v. 10. Juni 1854 
ein Qualififationsatteft, um Penfionsanftulten und Privatſchulen zu 
errichten, oder gewwerböweife Lehrftunden zu geben, ohne minifterielle 
Genehmigung u.cht erteilt werden darf, (liebe 6. 110.) ſollen auch 
zu Öffentlichen Echullehrerämtern erſt nach vorgängiger minifterieller 
Zuftimmung zugelaffen werden. — Dem Berichte iſt der vom Bes 
werber verfaßte Lebenslauf, fo wie die über die Sittlichfeit und Las 
terfeit der Gefiunungen deſſelben fprechenden Zeugniſſe beizufügen, 
M. R. vom 6. November 1835. (v. K. A. ©. 101). 
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35. Nach der Inſtruktion für die Negierungen vom 23. Oftbr. 
1817 $. 18 müflen die Beſtallungen für Schullehrer von der betr. 
Negierung auögefertigt werden. Yubl. der Reg. zu Münfter v. 10. Auguft 
-1820. ; 

46. Es darf aber fein Schulamtsfandidat eher als Schulamts- 
gehülfe oder Schullehrer angejtellt werden, ald bis er feine Heeres—⸗ 
dienfipflicht erfüllt bar, emmweder indem er davon aus irgend eis 
nem Grunde befreit worden oder bei einem Zruppentheife eine. ſechs⸗ 
wöchentlihe Uebung mitgemacht und folched nachgewiefen hat. — 
M. R. vom 5. Sanr, und 18. April 1829. — 

47. Im Geſuche auf Ausfertigung der Beſtallung iſt zu bemer⸗ 
ken, ob die Schule wegen überſtarker Beh fünftig in 2 Klaffen 
eingetleilt werden muß, damit das Nötbige iu der Beſtallung bemerkt 
wird, um Enticbädigungsforderungen für die Zukunft auszuweicheu. 
Reife. der Reg. zu Münfter v. 16. März 1824. (Siehe Dieferhalb auch $. 6.) 

48. Es ift dabei, und auch bei jeder Beſetzuug einer Echulftelle 
eine Nachweifung einzureichen, welche enthält: vollſtaͤndiger Name 
des Anzujtellenden; Lebensalter deſſelben; ob er feiner Mititairpflicht 
Genüge geleiftetz bisheriger Stand deſſelben; wo derjelbe zum Schuls 
ante vorbereitet worden; wie er in der Prüfung beftanden; wie der 
Schullehrer, an deſſen Stelle er treten fol, mit feinem vollſtändigen 
Ntınen geheißen; fpezifizirte Nachweife der mit der anzutretenden 
Stelle verbundenen Einfünfte, in welcher der Satz des am Orte übs 
lichen Schulgelded und der Durchſchuittsbetrag defjelben mit anzuges 
ben iſt. Publ. derſ. vom 1. Oftober 1824. 


49, Eine Nachweife von deu Perfonafveränderungen beim Schul» 
lehrerperſonal muß jährlih im September der Regierung vorgelegt 
werden. Publ. derf. vom 17. Zuli 1833. 

50. Schuflehrer, welche ihre Stelle verlafien wollen, müffen 
fpäteftens 3 Monate vor Ablauf des Semefterd Fündigen; im Laufe 
ded Semeſters kann Feine Entlafjung erfolgen. Publ. derf. v. 14. Mai 
1835. 


(Rechte und 51. Die Gemeinen find in der Negel verbunden, 


Pflichten der 9 f i 
Behallehrer u. —7— — Schulmeiſtex herbeizuholen. A. L. R. u. 


Aufsicht auf 12. , Zen j 
dieselben.) 52. Diefe Verbindlichkeit erſtreckt fich auch auf die 


zir Familie des Schulmeifters gehörenden Perfonen, 
und was derfelbe an Kleidung, Wäfche, Hausrath 
und Büchern mitbringt. Daf. $. 40. 

53. Doch findet dabei in Anfehung der Entfernung eben die 
Einfchränfung auf zwei Zagereifen, wie bei Abholung der Pfarrer 
durch die Kirchengemeinen Statt. Daf. $..41. 

54. Nimmt jedoch ein Pfarrer oder Schullehrer innerhalb 10 
Jahren von Zeit feiner Beftellung einen anderweitigen Ruf an, dann 
it er fchuldig, der Kicchenfaffe und der Gemeine alle bei feiner Aus 
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fegung und feinem Anzuge verwendete Koften zu erflatten. a. ©. RR. 
IL 11. $. 525. Tit. 12. $. 42. 

55. Gemeine Schullehree haben Teinen privilegirten Gerichts⸗ 

— ſondern find der ordentlichen Gerichtsobrigkeit unterworfen. 
af. $. 26. 

56. Diefer gebührt, mit Zuziehung des geiftlichen Schulvorftans 
des, auch die Aufficht auf ihre Amtsführung, und fie hat, wegen 
Ahndung der folden gemeinen Schullehrern hr ihrem Amte zur Laſt 
fallenden Vergehungen, eben die Rechte, welche in Anfehung der Kir⸗ 
cheubedienten dem geiftlichen Oberen beigelegt find. Daf. $. 27. 


57. Lehrer der Öffentlichen Schulen gehören zu den mit ben 
Nechten Öffentlicher Bedienung angeftellten Beamten, deren Gutlafe 
fung vom Dienfte hiernach nicht auderd als durch BVerfüguug der 
verordneten Staatsbehoͤrde gefchehen Fan. Die Sorge für Unters 
baftung abgelebter Lehrer haben die Kummünen, und die Regierung 
bat den Betrag zu beftimmen. M. R. v. 17. Aug. 1827 u. 17. Aug. 1835. 
(v. 8. 2. ©. 712 fi.) 

(Unterhalt der 58. Wo Feine Stiftungen für die gemeinen Schu⸗ 
Schullchrer.) fen vorhanden find, liegt die Unterhaltung der Lehrer 
den fämmtlichen Hausvätern jedes Orts, ohne Unters 
ſchied, ob fie Kinder haben oder nicht, und ohme Unterfchied des 
Glaubensbekenutniſſes 06. A. 8. NR. U. 12. 8. 29. 

Die Aufbringung der Schufunterhaltutig, und insbefondere der 
Lehrerbeſoldung durch Schulgeld, ift feit Publifation des A. L. R. 
überhaupt nicht mehr die gejegliche Einrichtung. Die vorſtehende 
gemeinrechtlihe Beftimmung, wonach die Lehrerbefoldung firirt und 
von allen Haussätern nach Verhältniß ihres Bermögens und Nah⸗ 
rungsftandes aufgebracht wird, hat fo viele Vorzüge, daß da, wo 
das Landrecht gilt, darnach die Einrichtungen zu treffen find. Hier⸗ 
nach wird auch Fein Betrag für unvermögende Kinder ausgeworfen. 
M. R. vom 18. April 1831. (m. K. 9. 1835 ©. 700.) 

Jedoch ift dabei zumachft auf die provinzielle Verfaſſung zw fer 
hen und im jedem fpeziellen Kalle der Lokalobſervanz zu folgen. Wo 
aber die gütliche Regulirung in Aufbringung der Mittel Schwierig, 
Feiten findet, da er auf obigen gemeinvechtlichen Modus tefurrirt 
werden. M. R. vom 24. Aug. 1835. 2 

Geiftlihe und Schullehrer find von den Schulbeiträgen nicht 
befreit. M. R. vom 18. September 1835. Giehe auch J. 6. 

59. Sind jedoch für die Einwohner verfchiedenen Glaubensbe⸗ 
kenutniſſes an einem Orte mehrere gemeine Schulen errichtet; jo ift 
jeder Einwohner nur zur Unterhaltung des Schullehrers von feiner 
Religion verbunden. 9. 2. R. II. 12. $. 30. 

60. Die Beiträge, fle beſtehen mun in Gelbe oder Naturalien, 
müffen unter die Hausväter nah Berhältuiß ihrer Beſitzungen und 
En billig vertheilt und von der Obrigkeit ausgefchrieben wer⸗ 

ij Daf. £. 31. ö 
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Auch in der Nheinprosinz Fönnen ruͤckſtaͤndige Echulgelder und 
alle andere allgemeine Schulabgaben nah vorgängiger Feftitels 
fung durch den Schulvorftand und Bürgermeijter im adminiftrariven 
ABege auf Ordre des Landraths erefutiv beigetrieben werden. 4, K. 
D. vom 18. Juli und M. R. vom 15. DOftob. 1835. 


61. Gegen Erlegung diefer Beiträge find alsdaun die Kinder 
der Kontribuenten von Errichtung eined Schulgeldes für immer frei. 
A. 2. R. II. 12. $. 32. 

62. Gutsherrſchaften auf dem Lande find verpflichtet, ihre Uns 
terthanen, welbe zur Aufbringung ihres fehuldigen Veitrags ganz 
oder zum Theil auf eine zeitlang unvermögend, dabei nach Nothdurft 
zu unterſtützen. Daf. 33. 


63. Das Schulgeld it auch für diejenigen Kinder zu zahlen, 
welche die Schule verfäumt haben. — Das Echulgeld wird nach 
den von den Landräthen feitgeftellten Hebeliften von den Kommunal 
empfängern gegen + pCEt. aus der Gem, Kaffe zu zahlenden Hebeges 
bübren erhoben. Publ, der Neg.:Kommiff. zu Münfter vom 5. Febr. 1845, 
und Reifr. und Publ. der Reg. daf. vom 8. Juli 1818. 

64. Das Schulgeld ift auf 7'; Sgr. für den halbjährigen Kurs 
als Minimmm feftgefegtz für arme Kinder wird mindeftend die 
Hälfte aus Armen- reſp. Oemeindemitteln gezahlt. Kür Kinder, 
welche aus wichtigen Urfachen vom Schulgelde dispenfirt find, wird 
nur dann Fein Schulgeld bezahlt, wenn die Dispenfation auf einen 
ganzen Sommers oder Winterfurd ertbeilt ift, weil ein Abzug für 


einen oder andern Monat nicht Statt finden Faun. Publ. der Negier. 
zu Münfter vom 8. Zuli 1818. 


65. Um die Kommunalfaffen nicht ohne Noth zu belaſten, ift es 
nothwendig, daß die Bewilligung von mehr als die Hälfte ded Schul 
geldes aus diefer Kaſſe dann aufhöre, wenn die Verhältuiffe, die 
dieſe Notbwendigfeit herbeigeführt, zefiiren, oder das Eiukommen der 
Stelle etwa durch Vermehrung der Schüferzahl oder fonftigen Zus 
wachs fo weit verbeffert worden ift, daß die nothwendige Subſiſtenz 
gewährt wird, Verf. der Reg. zu Münfter vom 9, Oftober 1835. 


(Schulgeld für 66. Da die Gendarmen dem Militairftande ange 
“  Kinderd.Mili- sören, fo find fie von perfönlichen Laften, auch von 
tairpersonen.) Yeiträgen zur Unterhaltung der Schulen befreit. — 
$. 17. Sit. 10. Th. 1. der U. & NR. — VBenugen fie aber die 
Ortsfchulen zum Unterrichte für ihre Kinder, dann Fann von ihnen 
Schulgeld gefordert werden. M. R. vom 4. Aug. 1826. j 

Nach höherer Vorſchrift follen Schulgelder, welche für en. 

tenfinder aus Militairfonds gewährt werden, nur auf den Grun j 
einer Schulzenſur, welche den regelmäßigen Schulbefuch nachweilt, ce 
zahft werden. Gleichzeitig ift beftimmt, Daß gleich nach dem erfolg z 
Ableben des — folcher — — —— ji 2 : 
Militairfonds gezahlt werden, der egierim eige 
werden fol, — Antrag auf Aufnahane folher Kinder in das 
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große Potsdammer Militair-Waiſenhaus oder in das Annaberger 
Militairenaben: Erziehungsinftitut gemacht wird. Nach erfolgter Aufe 
nabme hört die früher geleiftete Zahlung auf. Neffe. der Reg. zu Mün- 
fter vom 22. Juni 1836. 

(Siehe wegen Einziehung der Schul» ıc. Abgaben Tit. XII. $. 83.) 

67. Den Schullehrern ift dad Vermiethen der Dienſtwohuungen 


unterſagt. Regul. vom 18. Oktober 1822. A. K. D. vom 5. und Publ. der 
Meg. zu Münfter vom 30. Zanr. 1832. Siehe auch Tit. XII. $. 132. 


Kap. 6. Schulgebäude 


68. Auch die Unterhaltung der Schulgebäude und Schulmeifters 
Wohnungen muß, ald gemeine Zaft, von allen zu einer folchen Schule 
gewicjenen Einwohnern ohne Unterjchied getragen werden. AL. R. II. 
Tit. 12. $. 34. | 


69. Doch trägt das Mitglied einer fremden zugefchlagenen Ges 
meine zur Unterhaltung der Gebäude nur halb fo viel bei, als ein 
Einwohner von gleicher Klafe, au dem Orte wo die Schule befinds 
lich if. a. a. O 8. 35, 

(Bauten, Repa- 70. Bei Bauten und Reparaturen der Schufges 
raturen, ar bände müſſen die Magifträte in den Städten, und Die 
— oGutsherrfchaften auf dem Lande, die auf dem Gute 

> oder Kämmereieigenthume, wo die Schule fich befindet, 
gewachfenen oder gewonnenen Materialien, fo weit felbige hinreichend 
vorhanden, und zum Baue nothwendig find, unentgeldlich verabfolgen., 
a. a. O. $. 36. | 


71. Wo das Schulhaus zugleich die Küfterwohuung if, muß 
in der Negel die Unterhaltung deffelben auch auf eben die Art, wie 
bei Marrbauen vorgejchrieben tft, beforgt werden. a. a. ©. $. 37. 


72. Doch kann Fein Mitglied der Gemeine wegen Verfchiedenheit 
des Neligionsbefenntniffes dem Beitrage zur Unterhaltung folcher 
Gebäude fi) entziehen. a. a. D. 6. 38. 

Siehe auh Schul: und Küftergebäude Tit: XIL $. 91. ff. 

73. Sowohl das Gefeg vom 27. Brumaire des Zahres II. als 
auch durch eine Verordnung des franz. Negierungskommiſſairs Nunds 
ler vom 9. Floreal des —8 Vl., welche in dem Umfange der das 
maligen vier Rheindepartemente noch immer gefeßliche Kraft haben, 
find Primairfchulen eingeführt, und in letzterer ift feflgeiegt, daß tu 
allen Gemeinden, in welchen fih Pfarrichulen befinden, Diefe wuter 
den Namen Primairfchulen beftehen follen. 


‚ Ein Gefeß vom 11. Frimaire des Jahres XII. über die Vera 
waltuug der Departementals», Munizipals und Kommunaleinnahmen 
und Ausgaben legt den Gemeinden eines jeden Kantons die Ausga— 
ben für die Primairfchnlen zur Laft, welche aus deu Gemeindeeins 
nahmen beftritten werden follen, und zwar fo, wie die Zahl der Schu⸗ 
fen durch Geſetze beftimme find, oder werde befiinimt werden. 
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Endlich verfügt ein wi vom 11. Florial des Jahres X., daß 
eine Schule nah der Bevölkerung und den örtlichen Verhältnifien 
mehreren Gemeinden zuftehen kaun, und daß die Gemeinden fehuldig 
find, die Schulwohnungen zu bauen und zu unterhalten. 

Diefe Beſtimmungeu find fo einfach, daß bei gehöriger Beruͤck⸗ 
fibtigung der örtlichen Verhältniffe über ihre Anwendung in jenen 
Gemeinden, welche aus einerlei Neligiondverwandten beftehen, fi 
nicht leicht Anftände ergeben Fönnen, 


Dagegen wird der Fall dem Auſcheine nach vertwidelter, wenn 
die Eimvohner einer bürgerlichen Gemeinde zu verfchiedenen Konfeffis 
onen gehören. Rundler hatte zwar in feiner voraugeführten Verord: 
nung verfügt, daß alle Kinder einer Gemeinde, ohne Uuterfihied der 
Neligion, in Einer Schule verfammelt werden follen, indeffen macht 
tie Nücficht auf den Neligionsunterricht, welcher damals nicht in 
Anfchlag gebracht wurde, bei der Regierung aber einen Theil des 
Schulunterrichtd ausmachen fol, jene VBermifhung weniger auläffig; 
auch hat das Könige. Minifterium in Kolge einer Allerhöchften Ka— 
Bintesordre vom 4. Oftbr. 1821 am 27. April des folgenden Jah—⸗ 
res beitimmt, daß eine folche —— uur im offenbaren Noth⸗ 
fällen, uud dann erſt gemäß einer freien Entſchließung der beiderſei— 
tigen, von ihren Geeliorgern beratheuen Firchlichen Gemeinden, und 
nut Genehmigung der höheren weltlichen und geiftlichen Behörden 
Statt haben dürfe, 


Aber auch diefe Anftände verfchtwinden, wenn man davon ausgeht, 
dag auch bei Verfchiedenheit der Konfeffionen die bürgerlien Ges 
meinden durch die Geſetze verbunden bleibeu, für jeden Neligionstbeit 
eine eigene Schule zu bauen und zu unterhalten; ed wäre denn, daß 
die Zahl der ſchulpflichtigen Kinder einer Konfeffion zu einer eigenen 
Schule nicht hinreichend wäre, in welchen alle aber in eben den 
Geſetzen für die bürgerliche Gemeinde die Verpflichtung. liegt, jener 
benachbarten Gemeinde, deren Schule von diefen Kindern befucht wer: 
den fol, zu dem Bau und. dem Unterhalte diefer gemeinfchaftlichen 
Schule einen verbältmißmäßigen Geldbeitrag zu leiſten. Die Höhe 
diefed Beitragd wird im derjenigen Weife beftimmt, welche für Aus; 
gaben, die mehrern Gemeinden gemeinfchaftlich find, Durch das Gefek 
vom 4. Shermidor des X. Jahres, Art. 22 u. 23., vorgefchrieben ift. 
Yubl. der Reg. zu Trier vom 17. März 1824. 

74. Wenn auch bei- der Anlage der Schulhäuſer im Allgem. auf 
Lofalverhäftniffe Rückficht zu nehmen ift, fo wird doch durch Verbindung 
einer den Umſtänden angemeffenen Schönheit des Baues (fofern es 
der Baufonds geftattet, mit der Zwecdmäßigfeit deffelben ein höheres“ 
Jutereſſe für den Zwed felbft ausgefprochen und derfelbe dadurch auf 
mancherlei Weife befördert. — Vorzüglich wichtig ift die Einrichtung 
des Schulzimmers felbft, bei welchem eine hinreichende Größe, 5 — 6 
Quadrarfuß auf jedes Kind, wenigftend 11 Fuß Höhe, eine größere 
Länge als Breite ud Stellung, des Katheders in der Mitte der eincı 
ſchmalern Seite und auf einer Erhoͤhuug, Stellung der Bänke ix 


l 
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paralleler Richtung hinter einander nach zwei ‚Abtheilungen fir die 
beiden Gefcblechter, welche durch einen Gang in der Mitte des Zims 
mers der Länge nach getrennt find, binreichendes Licht für die Kins 
der von der linken Seite ber u. f. w. die Daupterforderniffe find, 
welche bei einem Neubau durchaus, bei einer Neparatur fo viel ald 
—* berückſichtigt werden müſſen. Publ. der Reg. zu Köln vom 16. 
Oktkr. 1817. : 


(Unterstützung 75. Sr. Königl. Majeftät haben hinfichtfich der 
Seitens des Kirchens, Parts und Schulbauten zu beftimmen ges 
Staats.) ruht: daß eine Unterftügung der Gemeinden in der 
Negel nur dergeftallt Statt finden foll, Daß ihnen von den zu folchen 
Bauten wirflic zu erborgenden Kapitalien die Zinfen auf einige Zeit 
aus einem feiner Höhe nach bereits beftimmten Fonds, jedoch nur im 
Falle erwiefener Hülfsbedürftigkeit gezahlt werden. — Ju befoudern 
Fällen ift das Minijterium ermächtigt Pleite Uuterftügungen zuzus 
eſtehen; außerdem bleibt die Bewilligung ald eine Snadenfache Er. 
tyejtät vorbehalten. M. R. vom 13. Sept. 1819. 


Kap. 7. Schulbefud u. Schulzwang. 

76. Ieder Einwohner welcher Den nöthigen Uuterricht für feine: 
Kinder in feinem Haufe nicht beforgen kann oder will, if fehuldig, 
diefelben nach zurücgelegtem fünften Jahre zur Schule zu ſchicken. 
MEN. U. 12. $. 33. 

77. Nur unter Genehmigung der Obrigkeit und des geiftlichen 
Schulvorſtehers kaun ein Kind länger von der Schule zurückgehalten, 
oder der Schulunterricht defjelben wegen vorkommender Hinderniffe 
für einige Zeit ausgefegt werden. a. a. D. $ı 44. 

78. Zum Beften derjenigen Kinder, welche wegen häuslicher 
Gefchäfte die ordinairen Schulftunden zu gewifjen, nothwendiger Ars 
beit gewidineten Jahreszeiten nicht mehr ununterbrochen befuchen koͤn⸗ 
nen, ſoll am Sountage, in den Feierſtunden zwiſchen der Arbeit, und 
zu audern ſchicklichen Zeiten beſonderer Unterricht gegeben werden. 
a. a. O. 6. 45. 


79. Der Schnlunterricht muß ſo lange fortgeſetzt werden, bis ein 
Kind nach dem Befunde ſeines Seelſorgers die einem jeden vernünfs 
tigen ur ſeines Standes nothwendigen Kenntniffe gefaßt hat, 
a. a. O. $. 46. 


80. Es iſt gr ‚ daß diefe Beſtimmung in Städten und 
Dörfern, wo die Schule nicht über eine Viertelftunde von dem 
ihulpflihtigen Haufe entfernt it, zwar jedenfalls angewendet, daß 
aber in Auſehung der Dorfichaften, welche weiter ald eine Biertels 
ffunde von der Schule entfernt find, das vollendete ſechſte Jahr 
des Kindes, fowohl in Fathofifchen al3 in evangeliſchen Orten, als der 


Anfang des fchulpflichfigen Alters bitvachtet werde. M. R. vom 2% 
Gebr. 1827. 
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81. In der Provinz Weftfalen fängt die Schufpflichtigfeit mit 
vollendete fechöten Zahre an, und die Kinder auf dem Lande, welche 
nad Entſcheidung des Schulvorftandes zu weit vou der Schule ent 
fernt find, werden erft mit vollendeten fiebenten Jahre als fehulpflich- 
ng Publ. des DOpberpräfidenten von Weſtfalen vom 17. Mai und 
18. Zuli 1828, 

82. Nur zu Anfang de8 Sommers oder Winter halben Jahres 
darf eine Aufnahme, und nur zu Ende derfelben eine Enlaffung Statt 
finden. Publ, der Reg. zu Arnsberg vom 22.Mprif 1823, zu Stettin vom 29. 
Septbr. 1826. 

83. Die im Laufe eined Schul » Kurfus fchulpflichtig werdenden 
Kinder werden erſt im Anfange des nächiten Kurfus als ſchulpflich⸗ 
tig angefehen, und fo finder auch im Laufe eined Kurſus die Entlafs 
fung nicht Statt. Yubl. der Reg. zu Münfter v. 26. März 1822. 


84. Die Schulpflichtigfeit dauert bei denjenigen Kindern über 
vierzehn Zahre hinaus noch fort, welche uach dem Wrtheile ihres 


Pfarrers in dem Nothwendigen noch nicht unterrichtet find. Publ. derf. 
vom 10. April 1829. 


85. Vorftehende Beſtimmungen wegen der Schulpflichtigfeit und 


des Schulbeſuchs gelten in allen Provinzen des Staats. A. K O. 
vom 14. Mai 1825. 


86. Wer einen Lehrling annimmt, welcher im Leſen und Schrei⸗ 
beu und in der Religion den nöthigen Unterricht noch nicht erhalten 


bat, ift ſchuldig, deufelben bis zur Erlangung diefer Kenntniffe zur 
Schule zu halten. 4. ©. R. IT. 8. 8. 294. 


87. AL vechtmäßige Urfachen zu Schulverfaumniffen gelten nur: 
1) eigene Kraufheit des Kindes, 2) Krankheit der Eltern, wenn diefe 
der Pflege ihres Kindes nothwendig bedürfen, und 3) ungeftüme 
Witterung und fehlechte Wege bei Kindern, welche von dem Schul⸗ 
orte entfernt wohnen. | f 

Schulverfäumniffe müffen bei dem Lehrer entſchuldigt werden. 

Die Lehrer müfjen über den Schulbeſuch der Kinder Liften für 
ren, und darin täglih Vor⸗ und Nachmittags die Ans und Abwe⸗ 
fenden genau bemerken. | 

Aus den Schulbefuchliften hat ein jeder Lehrer zu Ende jedes 
Vierteljahres Cin einigen Re — z. B. im Muͤnſterſchen 
monatlich) eine beſondere Verſaͤumnßliſte anzufertigen, 

Der Ortögeiftlihe prüft diefelbe, um ſich gu überzeugen, daß fie 
son dein Lehrer genau geführt worden, und fi Feine Parteilichkeit 
mit eimmifche, und unterfihreißt die Nichtigkeit, der Lehrer übergibt 
die Tabelle alsdanır, noch vor Ablauf des Bierteljahres, Der Schul 
deputation oder dem Schulvorſtande. 


In den Staͤdten werden die einzelnen Liſten von den Rektoren 
eingefainmelr, geprüft, unterfchrieben und eingereicht; auch kaun hier 
die Einfendung zu Ende jedes Monats gefcheben. 
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. Die Shuleputation it fchuldig Binnen den naͤchſten acht Tagen 
die Urfachen der Verſäumuiſſe forgfältig zu unterfuchen, die fäumigen 
Eltern vorzufordern, fie liebreich oder auch eruſtlich und nachdrücklich 
zu ermahnen, zu warnen uud anzumeijen, ihre Kinder ordentlich in 
die Schule zu ſchicken. Zum Beweife, daß dies gefchehen ift, find die 
Namen der vorgeladenen Eltern jedesmal in dem Schulprotofolle ans 
zuführen. Bon denjenigen Elteru ꝛc., bei welchen freundliche Bitten 
und ernjte Ermahnungen, Warnungen und Drobungen fruchtlos 
bleiben, hat die Schuldepntation ein Verzeichniß aufzunehmen, und 
innerhalb der eriten Woche ded neuen Bierteljabrs in den Etädten 
bei dem Magiſtrat und auf dem Lande beider Iandräthlichen Behörde 
einzureichen. 

Die Einreihung der Liften und die Drohung und Vollziehung 
der VBerfäumnißftrafen, wie überhaupt die Aufrechtbaltung der Aus 
fern Ordnung in Allem was die Schule betrifft, ift Sache derjenis 
gen Mitglieder der Gemeinde, welche an den Sitzungen der Schuldes 
putation Antheil nehmen, und dem Geiftlichen liegt dabei nur ob, zu 
bitten, zu ermahnen, zu warnen, mit einem Worte, auf die Gefins 
nung der Eltern ꝛc. zu wirken. 

Bon den Magifträten und den Tandräthlichen Behörden ift fpätes 
ftend in den nächftfolgenden 14 Tagen die Beitreibung der gefeglicben 
Strafen zu veranlaffen Auch find- diefelben berechtigt, gegen Eltern 
zc., welche böfen Willen oder wohl gar Widerſetzlichkeit zeigen, die 
Strafe zu erböben und deren Kinder durch Zwang in die Schule 
bringen zu laſſen. . 

Die Schulvorftände [fönuen mit der Verfiumnißfifte auch das 
Verzeichniß der rücjtändigen Schulgelder zur Einziehung einfchiefen. 
Die Magifträte und die Landrätte haben die quitirten vierteljährigen 
Straf- und Neftantliiten vier Wochen nach dem Aufange ded Viers 
teljabrd wieder zurückzugeben. | 

Die Strafgelder für Schulverfäumniffe werden an die Ortds 
Schulkaſſen zur Auſchaffung der Schulbücher für arme Kinder und 
anderer nothwendiger Lehrmittel für die Schule, und die Schulgelder 
an die Schullehrer abgeliefert. publ. der Reg. zu Stettin vom 29. Sept. 


1826. : 

Da, wo das franz. Necht noch gilt, follen ſolche Strafgelder zu 
Schulzwecken bei derjenigen Schulgemeinde, zu welcher der Beftrafte 
gehört, nach dem Ermefjen der Schulbehörden, befonderd aber zur 
Unterftügung armer Kinder mit Schulbedürfuiffen verwendet, und das 
> * IR gezahlt werden. A. 8. DO. vom 24. Geptbr. 1828. (0. 

. A. ©. 1022. 


88. Kräbigen Kindern darf nicht cher der Eintritt in die Schus 
Ien geftattet werden, bis die gänzliche Wiederherftellung durch ein 
Zeuguiß eined approbirten Arztes nachgewieſen iſt. Publ. der Meg. zu 
Münfter vom 16. Oktbr. 1819. | 

89. Die Sommerfchule auf dem Lande und in Pleinen Aders 
flädten muß überall eine den Lokal» und ölonomifchen Verhältuiſſen 
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der Einwohner angemeflene, von der Ortjchulbehörde mit der Ger 
meinde zu verabredende und bon dem Kreisfchulauficher, der, wo er 
Bedenken findet, bei der Negierung anzufragen hat, zu geuehmigende 
ein für alle Mal feit zw beſiimmende Einrichtung erhalten, auf die 
ſodann, da fie nur das Maaß des in diefer Dinficht jeder Klaffe von 
Einwohnern Möglichen enthalten wird, mit aller Strenge angehalten 
werden muß. Publ. der Reg. zu Franffurt a. d. O. vom 27. Auguft 1821. 

90. In Städten, Flecken und größern gefchloffenen Dörfern 
müffen die Kinder im Sommer, gerade fo wie im Winter, die Schule 
befuchen; eine Abkürzung der Schulftunden oder Verlegung derfelben 
ift bier unzuläſſig, und allgemeine PDispenfen dürfen -nicht Statt 
finden. Nur für die Eleinen Kinder muß die Schulzeit abgekürzt, und 
fie dürfen nur fo sange in der Schule gehalten werden, als ſie in 
derielben befihäftige werden Fönnen. Die Erfahrung zeigt e8 immer 
mehr, wie nachtheilig es ift, fie unbefchäftigt in der Schule figen 
zu lajjen. 

Auf dem Lande wird in einigen Gegenden durch örtliche Vers 
haͤltniſſe erfchwert, Die Kinder im Summer gerade fo, wie im Winter, 
zur Schule anzubalten. Eine Verlegung der Schulftunden, oder eine 
Abtheilung der Schuͤler, fo daß fie Klafjenweife unterrichtet werden, - 
kann nur in ſolchem Falle nothwendig fein. Wo dieſer Fall eintritt, 
wird von dem PM arrer uud VBirgermeifter, unter Zusiehung des 
Schulvorſtaudes und der fammtlichen Lehrer des Kirchipield, ein Res 

ulativ für den Schulbeſuch im Sommſemeſter entworfen, dem Schul 

infpeftor und dem Landrat zur Prüfung eingefandt und von dems 
felben nach Gutbefinden betätigt. Dieſes Negulativ wird gleich nach 
erfolgter Beſtaͤtigung und alljährlich am Oftermontage von der Kan⸗ 
zel befannt gemacht. 

Es find dabei folgende Punkte zu beobachten: 

a. Ale Schüler, ohne Ausnahme, muͤſſen täglich mindeftens zwei 
Stunden zur Schule Fommen. 

b. Wo die Kinder nicht den ganzen Tag zur Schule Fommen koͤn⸗ 
nen, tft es am beiten, fie in Klaſſen abzutheifen, und die Groͤ⸗ 
fern des Vormittags, die Kleinen des Nachmittags zur Schule 
fommen zu lafen. Daun muß aber firenge darauf gefehen 
werden, daß alle, die zur nämlichen Klaſſe gehören, auch 
gleichzeitig die Schule befuchen, daß fie ganz regelmäßig Foms 
men, und pünftlich zu Anfang der Schulftunde da. find. —F 

c. Müffeu die Schulſtunden verlegt werden, fo find ſtets die frühen 
Morgenftunden, nicht die Mittagsftunden, zu wählen. 

d. Kinder, welche zu häuslichen Arbeiten nicht nothweudig gebraucht - 
werden, befonders größere, müſſen überall im Sommer, wie 
im Winter, den ganzen Tag die Schule beſuchen, und find, wenn 
der Lehrer mit einer andern Klaffe zu thun bat, mit ftillen 
Arbeiten zu beichäftigen. — ¶· | 

Dispenfen für einzelne Kinder auf Wochen und Monate find 
unzulaͤffig. Dispenfen für einzelne Tage find nur re den dringend» 
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ſten Faͤllen zu ertheilen, und werden weniger nöthig fein, wenn bei 
Regulirung des Schulbefuhs im Sommer auf die Bedürfniffe der 
Eltern fchon im Allgemeinen Rücdficht genommen if. Auf einen 
balben oder ganzen Tag kann der Lehrer, auf mebrere Gage nur 
der Pfarrer, oder aus deffen Auftrage der die Schule infpizivende 
Geiftliche dispenfiren, 

In denjenigen Gemeinden, wo die große Vakanz in zwei Theile 
zerlegt iſt, kanu es dabei fein Bewenden behalten. Publ. der Meg. zu 
Münfter vom 10. Zuni 1833. 


(Kinder aus 91. Kein Kind fol vor erfolgter Konfirmation 
fremden a von feinen Eltern, Pflegeeltern oder Bormündern in 
meinden. Jemands Dienfte außerhalb des Kirchſpiels gegeben wer, 
den, wofern nicht der Fünftige Dienftherr vor dem Pfarrer des Kirch⸗ 
fpield und in Gegenwart der Eltern oder VBormünder des ſchulpflich— 
tigen Kindes fich fchriftlich verpflichtet, dad Dienſtkind regelmäßig zur 
Schule zu ſchicken. Der Pfarrer fendet diefe fchriftliche Verficherung 
dem Pfarrer des Kirchfpield, worin dad Kind ziehen foll, mit dem 
Erſuchen zu, durch den Lehrer der Schule, worin das Kind geben 
fol, darüber wachen zu laffen, daß die Verpflichtung genau erfüllt 
w ' 


erde. 

Erfült der Dienftherr feine übernommene Pflicht nicht vollſtän⸗ 

dig, fo hat der Pfarrer deffelber ſolches dem Pfarrer der Eltern 
oder Bormünder bekannt zu machen, und durch die Polizeibehbörden 
anzuhalten, das Dienftfind wieder zurücdzunehmen. Die Polizeibebör; 
den müffen ohne Aufenthalt den desfallfigen Requifitionen Genüge 
leiten. 
" Kein Kind aus einem fremden Kirchfpiele darf zum Religions; 
unterrichte zugelaffen werden, das nicht vom Pfarrer jenes Kirchs 
fpield ein Zeugniß vorweifen kann, den Schulunterricht regelmäßig 
und mit Erfolg benußt zu haben. 

Eltern, VBormünder oder Dienftheren müffen diefen Beſtimmun⸗ 
gen bei nachdrüclicher Strafe ger leiſten. 

Derjenige, durch deſſen Schuld ein Kind den Schulunterricht 
verſaͤumt, muß auch außer der geſetzlichen Strafe noch das volle 
Schulgeld fo bezahlen, als wenn das Kind regeimäßig die Schule 
befucht hätte. publ. der Reg. zu Gumbinnen vom 5. Dejember 1817. 


92. Die ald Dieuftboten in andern Gemeinden vermietheten, 
deögleichen alle zu andern Zweden von ihren Eltern entfernten fehuls 
pflichfigen Kinder follen fo Tange in den von den Schullehrern zu 
führenden Schülerliften aufgeführt und ihre Schulverfäumpiffe zur 
Anzeige gebracht werden, bis ihre Glteru oder deren gefeßlihe Vers 
treter durch glaubwürdige fehriftliche Attefte nachgeiviefen haben, daß 
und feit wann fie in einer andern Schulgemeinde fi) aufhalten und 
da den — Unterricht erhalten. 

Hinſichtlich der Kinder aus den gebildetern Ständen, welche of 

fenkundig auswärfigen Lehranftalten übergeben find, genügt die bloße 
diesfaͤllige ſchriftliche Anzeige der Eltern. 
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Aus dieſen Anzeigen und den vorerwäahnten Atteſten iſt in deu 
Liſten bei den Namen der Kinder das Nöthige zu vermerken und die 
Beaufſichtigung derfelben hinfichtlich ihrer Unterweifung nunmehr den 
Lehrern und Behörden zu überlaffen, denen ſolche jegt obliegt. Lets 
tere haben hinfichtlich folcher ihrer Schule übergebenen fremden Kins 
der ganz dafjelbe Verfahren in Verfäumnißfällen zu beobachten, wie 
bei den Kindern ihrer eigenen Gemeinden, in dem Falle aber, wenn 
Diefelben vor der ordiungsmäßigen Entlaffung aus dem Echulunters 
richte die Gemeinde wieder verlaffen, dem Pfarrer und Echulvorftaud 
des elterlichen Wohuorts unverzüglich, Behufs der nötbigen Bemer⸗ 
fung in ihren Liſten und der neuen Beauffichtigung, dieſes anzuzeigen. 
Publ. der Reg. zu Münfter vom 7. Febr. 1828. | 


- 93. Ohne Erlaubniß des Pfarrers, die jedoch, wo ein Grund 
dazu vorhanden iſt, nicht vertweigert werden foll, darf Fein. Kind in 
eine fremde Schule gefchieft werde. Publ. derf. vom 17. April 1833. _ 


94. Die Strafen wegen Schulverfäumuiffe müffen in der Negel 
in der eriten Hälfte des folgenden Monats vollzogen werden. Die 
Vernehmung und Beitrafung der fanmigen Eltern gefchiebt von dems 
jenigen Bürgermeifter, in deſſen Vürgermeifterei die Echule, wozu 
die Kinder angewiefen find, fich befindet, auch dan, wenn ihre Eltern 
zu einer andern Bürgermeifterei gehören. Sollte in einzelnen Fällen 
diefe Einrichtung den Lokalverhältniſſen nicht angemeffen fein, fo köünen 
die betreffenden Bürgermeifter mit Genehmigung des Landraths fich 
dahin einigen, das bisherige Verfahren fortbeftehen zu laſſen. Die 
Einziehung der Etrafgelder kaun Kürze halber von den Bürgermeis 
ſtern den Polizeidienern aufgetragen werden. Die- Gelder Werden 
dann dem Kommunak-Empfänger überwiefen und von diefem in der 
Gemeinde⸗Rechuung unter dem befonderen Titel „Schulverfaumnißs 
ſtrafen“ in Einnahme und Ausgabe durchlaufend berechnet, Am 
Schluſſe ded Jahres wird der Betrag im Ganzen dem Schulvorftande 
zur Verwendung für Schulbedürfniffe überwiefen, der darüber durch 
den Schul⸗Jufpeltor dem Eandrathe Rechnung legen muß. Publ. derf. 
vom 27. Dftbr. 1833. 


(Schulferien.) 95. Die gefeglichen Ferien follen fein: 
1) in jeder Woche zwei Nachmittage. Da wo bie 
Kinder einen befonderd weiten Schulweg haben oder andere oͤrt⸗ 
liche Umftände es auräthlih machen, darf ſtatt diefee zweien 
Nachmittage Ein ganzer Tag feitgefeßt werden. | 
2) Zur Weihnachtözeit von dem Tage vor dem Fefte bis zum Tage 
nach dem Feſte einſchließlich. — 
3) Zur Oſterzeit vom grünen Dounerſtage bis zum Oſterdienstage 
einſchließlich. 
4) Zur Pfiugſtzeit von dem Tage vor dem Feſte bis zum Tage 
nach dem Feſte einfchließlich. | 
5) Zur Erudtezeit, wie bisher, ſechs Wochen, wobei e8 aber unter. 
Vorbehalt befonderer Genehmigung den ER übers 
0r 


J 
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laſſen bleibt, ſtatt des bisherigen üblichen Anfangs am Eude 

ded Monats Auguft, nach den örtlichen Verhältniffen einen frü— 

bern oder fpätern Anfang diefer Serien feſtzuſetzen. 

6) Die bin uud wieder noch üblich gebliebenen Faſtuachts⸗ und alle 
fonftigen mißbräuchlicher Weiſe eingeführten Ferieu follen von 
num an wegfallen. 

In die Hauprferien zur Erndtezeit find die Ausbeſſerungen und 
Bauten am Schulgebäude, wie auch alle Arbeiten, welche Deu Unter⸗ 
richt flören würden, alfo auch das Ausweißen der Kehrzimmer, zu 
verlegen. Publ. derf. vom 1. März 1825. 


Kap. 8. Glterlihes und Schulzudt. 


96. Die Eltern find berechtigt zur Bildung der Kinder alle der 
Geſuudheit derfelben unfchädlihe Zwangsmiltel zu gebrauchen. A. 2 
R. II. 2. $. 86. Ku 

96. Finden fie diefe nicht hinreichend, fo muß ihnen das vor 
mundfchaftliche Gericht, auf gekührendes Anmelden, hülfreihe Hand 
leiſten. Daf. 3. 87. e | 

98. Dies Gericht muß das Verhalten der Eltern fowohl als 
das des Kindes fummarifch und ohne Zulaffung eines foͤrmlichen 
Prozeſſes unterfuchen. Daf. $. 88. 

99, Nach Befiuden der Umſtäude muß alsdann die Art umd 
Dauer der anzumweudenden Beſſerungsmittel von ihm bejtimmt wer⸗ 
deu. Da... 

100. Sofften Eltern ihre Kinder iger behaudeln oder zum 
Höfen verleiten, oder ihnen den wotbdürftigen Unterbalt verfügen; fo 
it das vormundſchaftliche Gericht ſchuldig, fi der Kinder von Amts 
wegen anzunehmen. Daf. $. 90. 

101. Nach Befund der Umftäude Fann den Eltern in einem fol 
chen Falle die Erziehung genommen und auf ihre Koften anderen 
auyerläfligen Perſouen anvertraut werden. Daf. $. 91. 

102. Diefe Beftimmung gilt für alle Provinzen des Staats und 
ift ferner noch feitgeleßt: 

güchtigungen, welche in diefen der Schulzucht gefegten Schrau⸗ 
fen verbleiben, follen ‚gegen die Lehrer nicht als firafbare Miphands 
lungen oder Zujurien behandelt werden. 

Wird das Maaß der Züchtigung ohne merkliche Verlegung des 
Kindes überfchritten, fo fol diefes von der, dem Schulwefen vorge: 
ſetzten Provinzialbehörde durch angemeflene Disziplinarftrafen au dem 
Lehrer geahndet werden, Wenn dagegen dem Kinde durch den Miß— 
brauch des Züchtiguugs⸗Rechts eine wirfliche Verlegung zugefügt 
wird; fol der Lehrer nach den beftehenden Geſetzen, im gerichtlichen 

Wege beftraft werden. A. K. O. vom 14. Mai 1825. ; 
| 103. Glaubt der Lehrer, daß durch geringere Züchtigimgen der 
eingeiwurzelten Unart eines Kindes oder dein überwiegenden Hang 
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deſſelben zu Laſtern und Ausfchweifungen nicht binlänglich gefteuert 
werden kaun; fo muß er der Obrigkeit und dem. geiftlichen Schuß 
vorjtcher davon Anzeige machen. 4,2. R. IL. 12. $. 51. 


104. Diele müſſen alsdann mit Zuziehung der Eltern”oder Vors 
münder, die Sache mehr prüfen, und zweckmaͤßigere Beſſeruugsmittel 
verfügen. Daf. 5 52. 

105. Aber auch dabei dürfen die der elterlichen Zucht vorges 
fehriebenen Grenzen nicht überfchritten werden. Daf. $. 53. 


Kap. 9. Gewerbefhulen. 


106. Das mit großer Kiberalität ausgeftattete Koͤnigl. Gewerbe⸗ 
inftirut in Berlin bat zu feinem Zwede, jungen Leuten ded Gewers 
beftandes eine höhere, fonft nicht zu erreichende Ausbildung für ihren 
Beruf zu gewähren, und durch Erziehung mehrerer, demnächit zum 
Beifpiel und Muſter dienenden Gewerbetreibenden, zur Entwidelung 
und Veredlung des gewerkrhätigen Lebens des Volks beizutragen. 
Jedem Negierungsbezirfe hat der Staat zur Ausbildung fähiger mit 
den gehörigen Kenutniffen verfehener und geſchickten Zöglinge diefes 
Inſtituts ein jährliches Stipendium von 300 Thalern bewilligt. Publ. 
der Reg. zu Magdeburg vom 4, Juni 1831. | 


107. Bedingungen der Aufnahme, vorzüglich der Erlangung ei⸗ 
ned der vom Staate bewilligten Stipendien find: gute fittlihe Aufs 
führung; berborftehende natürliche Anlagen, Faflungsfraft und prak⸗ 
tifche Anſtelligkeit; Beſitz der gewöhnlichen mechanifchen Kertigfeiten 
in dem gewählten Gewerbe; die gewöhnlichen Schulfenntniffe, nas 
mentlich die Fertigkeit, gut zu vechnen und zu fchreiben und voll⸗ 
kommene Mächtigfeit der deutſchen Sprache; da eine fpezielle Bes 
auffichtigung der jungen Leute außer den Unterrichtöftunden nicht 
Sratt findet, ein 18s oder wentgftend 16jähriges Alter., Bei denjes 
nigen Individuen, welche ein Koͤnigl. Stipendium nachfuihen, wird 
das. Unvermögen der Eltern, dieſelben auf eigene Koften in Berlin 
unterhalten zu koͤunen, vorausgeſetzt. 


Die Anſtalt Hat durchaus feinen artiftifchen Zwed, und bietet ° 
zur ee von Malern uud Bildhauern Feine Gelegenheit dar; 
o 


ſolche iſt eben jo wenig vorzugsweiſe oder gar ausſchließlich zur Aus: 
bildung von Bauhandwerkern beftimmt, 


Perſonen, welche die Aufnahme ihrer Angehörigen in das. Ges 
werbeinjtitut wünjchen, haben fich bei den Königl. Regierungen, das 
mit fie die Pruͤfuug veranlaffen, zu melden und dabei anzuzeigen: ob 
fie diejenigen Leute auf ihre eigenen Koften in Berlin unterhalten 
‚wollen, oder auf den Genuß eines der Koͤnigl. Stipendien Auſpruch 
machen. publ. der Reg. zu Frankfurt a. d. D. vom 11. April 1826. 


108, Die Aspiranten müffen, um in die Gewerbefchule aufges 
nommen zu werden, nothwendig folgende Kenntniffe und Fähigkeiten 
bejigen: i | 


a. 
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a) nei) in dem leichten und fehlerfreien, mündlichen und fchrifts 
lihen Ausdrud in der deutfchen Sprache, 

b) gründfiche Kemutuiffe der Elemente der Zableuverhältniſſe und 
Eierkeir in der Anwendung derfelben auf das gemeine Rech— 
nen, in ganzen und gebrochenen, benannten und unbenuauuten 
Zahlen bis zu den zufammengefeßten Negeldetrieerempeln; 

c) geometriſche Anfchauungsfehre für Figuren und Körver; 

d) Uebung des Auffaſſungsvermögeus bis zu einem gewifjen Grade 
dee Schnelligkeit und Sicherheit und eine Gewandbeit in der 
Anwendung allgemeiner Regeln auf befondere darunter begrüfene 
Fälle. Diefe letztere Eigenſchaft sub. d, wird bei der Prüfung 
insbefondere verlangt und gibt unter übrigens gleichen Verhält— 
niffen den Vorzug. 


Die übrigen Anforderungen in Hinficht des Zeichnens und der 
bereitd gewonnenen Uebung in der Betreibung bierber gehörigen 
Gewerbes erleiden dadurch Feine Abänderung. -, Bekanntm. der Prüf. 
Kommiſſ. in Berlin vom 9. Januar. 1830, 1 j 


Der Nitterfchaftsraty Ernft Sriedr. v. Sevdlig hat den Verein 
für Gewerbfleiß in Preußen zu feinem LUniverfalerben eingelegt, fo 
daß der größte Theil der Neute aus feinem über 90,000 Thaler bes 
tragenden Vermögen zu Stipendien für Zöglinge des Könige. Ges 
werbemftitutd verweudet werden fol; Deren ein jedes für jetzt 300 
Thaler jährlich beträgt. 

Anmeldungen: zu diefen Stipendien gefcheben bei dem Vorfigenden 
des Vereins, uud war für den jährlich mit dem 1. Oftober begins 
nenden Lehrgang fpäteftens bis zum 1. Auguft eines jeden Jahrs. 


Außer den BVorfihriften des Iuftituts für die Aufuahme hat der 
Erblaffer folgende Bedingungen vorgefchrieben: 


4) Um Söhne aus den höheren Stäuden dem Betriebe technifcher 
bürgerlicher Gewerbe zuzuwenden, dürfen.die Eltern der juns 
en Leute nicht Handwerker fein, 

2) in fo fern der Aufzunehmende ſich nicht einem technifchen Ges 
werbe widmet, welches im Königl. Gewerbeinſtitut praftifch ges 
lehrt wird, muß derfelbe nachweiſen, daß er bereitd ein Hands 
wer? gelernt, und fih hinreichende Geſchicklichkeit in deffen Bes 
triebe erworben habe, 

3) muß der Aufzunchmende durch ein Gefundheitäatteft nachweiſen, 
daß er die Gefundheit und Körperfräfte befige, welche fein Ges 
werbe erfordern, auch daß er die Blattern durch Impfung oder 
font überftanden habe. ' 

4) Die Eltern und Vormünder ded Stipendiaten müffen, wenn er 
nicht dispofitionsfähig ift, fich verpflichten, für den Fall, daß 
er in den Stoatödienft fritt, alles, was er an Stipendien oder 
Prämien aus der Stiftung erhielt, von feinem Gehalte in fols 
Kaffe — zu erſtatten, welche gefeglih ald Marimum zus 

ud; 
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5) Den Vorzug haben bei gleicher Qualifikation die: rechten Schwe⸗ 
fterfinder der Mutter des Erblafferd (eine von Laroches Stars 
Fenfeld) und deren Deszendenten; die von Gagern, die Dedzens 
denten des von Baffewig auf Schönhof bei Weimar aus der’ 
legten Ehe mit einer von Laroche. 

Das Köntgl. Gewerbeinſtitut felbft fordert von dem Aufzunchs 
menden ein Alter von wenigftens 17 Jahren, Teine Kenntniß alter 
Spracden, aber möglichft viel allgemeine Bildung. Unerläßlich iſt 
vollfommene Keuntmiß der deutfchen Sprache, ſich fchriftlich darin 


auszudrüden und das gemeine Rechnen. Publ. ded Vereins für Gewerbe: 
fleiß_in Preußen vom 3. Juli 1829. — | 





Regiſter des erften Bandes. 


Einleitung. 


Bon den Geſetzen überhaupt, 


Wen die Gefege verbinden. Welche Gefege andern nachſtehen. Unwiſſen⸗ 
heit mit den Geſetzen. Geſetze in Beziehung auf Fremde. Was unter ergän— 
zende und erläuternde Gelege zu verſtehen. Seite 1. — Wann Geſetze für pus 
blizirt zu halten. Verpflichtung zur Haltung der Geſetzſammlung und des Amts⸗ 
blatts. 2. — Publikation der Amtsblätter. Aufbewahren derſelben. 3. 


Borfchriften in Bezug auf die Verwaltung im Allgemeinen. 


Korreörondenzen. 3. — Legalifation v. Verhandlungen die nach dem Auslande 
verfandt_ werden. Gebrauch fremder Sprache in Verhandlungen. Beſcheide an 
Eingejeffenen. Geſuche der Einwohner an höhere Behörden. 4. — Gefuhe an 
des Könige Majeftät. Vertretung der DOrtsbehörden durch Privatfefretaive ift 
verboten. Uebernahme von Nebenämter feifend der Kommunalbeamten. 5. 


Hoheits⸗ und Gnadenfachen. 


erfahren bei Reifen des Königs Majeftät und anderer höchſten Perfonen. 5° 


Pat hengeſchenk für Eltern von 7 oder mehreren Söhnen. 6. — 


Par 


I. Theil. Polizeiverwaltung. 
Einleitung. Zmed und Eintheilung. 9. 


I. Abtheilung. Sicherheits- und Ordnungspolizei. 


Einleitung. 10. 


Tit. I. Polizeigerichtöbarfeit und Verfahren in Polizei 
Unterfuchungdfachen. 


Bon der Polizeigerichtsbarfeit und dem Verfahren in Unterfuhungsfächen 
im Allgemeinen. 12.— Ginleitung und Führung polizeiliher Unterfuchungen. 18. 
Bertretung minderjähriger Perfonen. 19. — Berantwortlichfeit der Herrichaften 
x. für Vergehen ihrer Dienitboten, Gefellen u. f.w. Beſtimmungen rückſichtlich 
der Militairperfonen. 20.— Beltimmungen rüdjihtlih der Standesherren. Kör- 
perliche Züchtigungen. 23. -- Zeugenvernehmungen. Welche Geſetze bei polizei« 
lichen Unterſuchungen anzuwenden. Polizeirejolute. 25. — trafen und Ver⸗ 
hältnifie derfelden gegen einander. 26. — Vorläufige Freifprehung und außer: 
ordentlihe Strafe. 27. — Willführliche Strafe. Was unter Stägige Gefängniß- 
ftrafe zu verftehen. Vom Schadenerfage Stempel zu Refoluten. Rekurs. 28. 
Aufhebung des Nefoluts. Vollſtreckung des Refoluts. Detentions- und Uns 
teriuchungsfoften. Denunziantenantheile. 29. — Verluſt derfelben. Ron Ere: 
Futionen. 30. —- der pe lgeifneigeine. Beitehung der Polizei u. 
— lang 31. — Verhältniß der Polizei zum Gerichte bei Ermittelung 
von Verbrechen. 32. — Bon Berhäftungen und wann folhe Statt finden dür- 
fen. 33. — Berfahren dabei. 34. 


Regifter. 


zit. II. Polizei: Unteroffizianten. 
Einleitung. 35. — 
Kap. 1. Gendarmerie. 


Gerihtsftand. 35. — Beltimmung der Dienftleiftung der Gendarmen, 36. 
— Annahme und Entlaffung der Gendarmen. 45. — 


Kap. 2. PolizeisSergeanten, Polizeidiener ꝛc. 


Anftellung der PolizeisUinteroffizianten. 46.— Beſoldung, Kolleftiren ıc. der: 
felben. 47. — Uniformirung. Kündigung und Entlaffung. Dienftinftruftion für 
Polizeidiener. 48. — . 


Kap. 3. Nachtwächter und Nachtwachen. 


«  Anftellung. 56. — Snftruftion. 57° — Kontrollirung der Nahtwächter. 
Nachtpatrouillen. 60. 


A. Polizei in Beziehung auf die urfprünglichen und er- 
worbenen Rechte der einzelnen Staatsbürger überhaupt. 


zit. III. Sicherheit der Perfonen in Beziehung auf das Leben, 
die Gefundheit und die perfönliche Freiheit. 
Einleitung. 61. — 
Kap. 1. AUnmündige, Bloͤd- und Wahufinnige, Betrunkene. 


Aufſicht auf Blöd » und Wahnfinnige x. 62. — Aufficht auf Betrunfene. 
63. — VBorbeugungsmaaßregeln und Entwöhnungsmittel der Trunkſucht. 64. — 
Beauffihtigung der Kinder. 66. — 


Kap. 2. Dampfmafchiuen. 
Anlagen und Gebrauch der Dampfmafchinen und der Dampffeffel. 66. — 
Kap. 3. Waffeugebrauc). j 


Verbotene Waffen im Allgemeinen. Gebrauch der Waffen und Hunde bei 
Pändungen. Verbot geladene Gewehr im Haufe zu haben. Vorſicht der Rei: 
fenden oder Jäger, welde geladene Gewehr führen. Pflichten der Gaftwirthe 
deshalb. 68. — Strafbeftimmung. Beligen und Wegnehmen der Schießgemehre. 
Schießen in der Nähe bewohnter Häufer, bei Hochzeiten ıc. 69. — Perfuffions: 
gewehre. Scheiben- und Wogelichießen. 70. — Reffortverhältniß wegen verbo- 
“ tenen Schießens. Gelbfigeihofle, Fuchseiſen, Schlingen, Feueranlegen durch 
Kinder. 72. — Schießgewehre bei Kunſtproduktionen. 73. 


Kap. 4. Schießpulver, Gifte und Verhütung von Unglücksfaͤllen. 


Verfendung des Schießpulvers. 73. — Berfauf und. Aufbewahrung des 
Schießpulvers, der Gifte ıc. 90. — Verhütung der Befhädigung durch wilde 
Thiere. 94. — Verhütung der Beſchädigung durch Hausthiere. 95. — Gikher: 
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raßen. 101. Siehe aud Seite 636. — Verhütung der Beihädigung durch auf: 
ehängte oder aufgeftellte u.f.w. Sachen. Bei Bauten und Reparaturen. 102. — 
Dur Bodenlufen. Bei Mühlen, Gruben, Brunnen u. f. w. 106. — Aufficht 
auf Kähne, auf Bade: und Wafchpläge, Verhütung der Inglüdsfälle beim Eife 
u. f. w. 107. — Gebraud der Kohlen in verichloffenen Zimmern. Verkauf von 
Knallſilber u. f. w. 109. — 
Kap. 5. Freiheit der Perfonen. 

Yerfönliche Freiheit, Sklaverei. 110. — Deffentlihe Worzeigung von Men: 
ſchen ohne ihren freien Willen. 111. Werfehr der Schaufpielunternehmer mit 
Schülern ohne Genehmigung der Eltern, fiehe Tit. 11. Kap. 1. 
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Tit. IV, Polizei in Bezug auf Freiheit der Sprache, der Preſſe 
Ä und ded Gewiſſens. | 
Kap. 1. Gewijjensfreiheit. 111. 


Kap. 2. Zenfur. 

Ginfeitung. 111. — Zenfur der Bücher und Schriften. 112. — Zenfur der 
Kataloge der Buchhändler, Zenſur lithogranhirter Echriften. Zenfur der. Yand: 
Farten und Pläne. 113: — Zeniur der Gelegenheitsgedichte u. ſ.w. Kupferfiiche, 
Bilder, Pamphlets u.f.w. 114. — Zenfur der öffentlichen Anzeigen und Bekannt⸗ 
macungen von Privatserfonen. Zenfur Fleiner Crbauungsſchriften. Ablieferung 
einiger Exemplare der BVerlagsartifel an die Libliotbefen. 115. — Zenfur der 
Kalender und Debit derfelden. Nachdrud. 116. — Nebertretung der Zenſurge— 
fee u f. w. Strafen. 117. — Aufiiht auf Leihbibliothefen und öffentliche Le— 
ezirkel. 118. 3 


zit. V. Polizei in Beziehung auf Ehre ‚ guten Namen und 


Eigenthum, 
Kap. 1, Ehre und guter Namen. 
Ginfeitung. 120. — SKönialihes Wapven. Familienname oder Warren. 


a. Mißbrauch, b. willführliche Abanderung, ec. Strafbefugniß der Polizeibehödrten. 
Unbefugte Anmasung yon Wurden. Unbereditigted Tragen von Orden und Ch» 
venzeihen. Willfürlihe Abänderung derfelben. 121. — Kriegesdenfniünzen, des 
ren Aufbewahrung nach dem Tode der Beſitzer. Namensverzeihnig aller Bes 
firer. Wann die Denfmimze abzufenden. Wationalfofarde. Feitungsarreft ift 
dem guten Namen der Zivilbeamten nicht nachtheilig. Beleidigung der Ehre 
zwifchen Herrſchaft und Gefinde. 122. Siehe Polizei des Hausweſens. 528. 


Kap. 2. Polizei in Bezug auf Eigenthum. 
Ginfeitung. 122. 


Abſchn. 1. Erbaltung der Gebäude, Denfmäler ır. 

"Unterhaltung u. Viederherftellung d. Gebäude. Erhaltung alter Kunftgegen: 
ftände und Denfmale. Erhaltung ftädtifher Ringmauer. 123. — Erhaltung der 
Farbe des Anſtrichs Öffentlicher Gegenftände. 124. ! 


Abſchn. 2. Eingriffe in das Privateigenthum. 


Perhütung von Diebftählen im Allgemeinen. Anfauf u. Pfandannahme von 
verdachtigen Derfonen oder Annahme verdächtiger Sachen, 124. — Aufſicht auf 
Prandverleiher. 126. — Oeffentliche Pfandleihanftalten 147. — Privatleihanftäl- 
ten. Aufficht auf Trödfer. 150. — Pflichten der Schlöffer. 154. — Diebſtähle 
an Bferden, überhaupt an Zug » und Laftthieren und anderm Nutzvieh. Sam— 
meln der Nehren, Wachholderbeeren. Finden verlorner Sachen oder Schäße. 
Mon Zinfen. Wucher. 155. — Auffiht auf wucherliche Gefchäfte. Anfauf von 
ve auf dem.Halme. 156. — Berfauf_fonftiger Gegenftände. Banferutte. 

on Privatvfändungen. 157. — irtenlofed8 Austreiben ded Viehes. 158. — 
Gigenmädhtiges Behüten fremder Grundftüde. Vertretung der Herrrihaft für 
den vom Gefinde angerichteten Schaden. 159. 


Abſchn. 3. Verfahren der Polizeibehörden bei Streitigkeiten zwi⸗ 
fchen Neifenden und Handwerkern wegen Weberfegung der Rech 
nungen. 159. 

Abſchm 4 Zaren der Gaftwirthe, Bäder u. f. w. 160. 

Abſchu. 5. Auf⸗- und Vorfäuferei. 160. 

Abichn. 6. Maaß und Gewicht. 3 
Wann ungeſtempelte Maafe‘ u. Gewichte aufäßig, Waarenverfäufer dürfen 
folhe nicht im Beſitze oder Gebrauche haben. Auch BetieibungSh anhWeriee dürs 
fen nur nad) geftempelten ſich richten. Desgleichen öffentliche Behörden. 162. — 
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Maaß und GSewicht muß ſtets richtig erhalten werden, — geeichte Pri⸗ 
vatgemaͤße. Verpflichtung der Polizeibehörden ihre Maaße und Gewichte perio— 
diſch prufen zu laſſen. Pflicht der Ortsvolizei öftere Revifion der Maafe und 
Gewichte zu veranftalten und Verfahren bei ungeitempelt Befundenen. Ton: 
nengemäße für Steinfohlen. 163. — Tonnengemäße für Kalf. „Hölzerne Flüf: 
iigfeitögemäße, Multergemäße der Müller. Anmerfung der früheren Provins 
ztalmaage auf den geeichten. Gebrauh der Schnellmagen im öffentlichen 
Berfehr. Ctempelung derfelben. Handhaspel. 164.— Mach welchein Maafe , 
Steine, Mauerwerk, Faſchinen, Erde, Torf, Brennholz zu berechnen. , Ausnahs 
men desfalld. 165. — Pflichten der Böttcher zur Stempelung der Gefäße. 166. 
Bann hg ehe Gefäße geeicht werden müffen. Stempelung der Flafſchen aus 
inländifgen Glashütten. Schenfoerfehr in Beziehung auf geftemmeltes "Mauf. 
167. -- Branntweinprobemefier. Stempelung der Gold» und Eilberarbeiten. 
Gewicht der Tabaks und Zihorien-Pafete. 168. — Anfprud der Kommunen 
auf die GStrafgelder für Maaf » und Gemwichtsvergehen. 169. 
Abſchu. 7. Münzen, s 


Berehnung nach der neuen Münzeintheilung von 1821, außer Kurs nefekte 
fremde Münzen, Strafen für Einbringung und Ausgabe derfelben. Ausnahmen 
diejerhalb. 169. --- Pflichten der Poltzeibehörde und der Inhaber in Beziehung 
auf nachgemachte ‚oder verfälfchte Münzen und Kurs habende Papiere, 170. --- 

Abſchu. 8. Anfertigung von Stempel, Siegel ꝛc. 171. 
Abſchn. 9. Kollekten. 
Deffentlihe und Privatkollekten. 172. 
or 10. Müblenanlagen. 173. 
bichn. 11. olizei. 
Holzdiebftähle. 0 * 
Abſchn. 12. Bienen. 
Bienenhalten und Bienenraub. 176. 
Abſchu. 13. Jagdpolizei. 176. 


Wildſchaden u. deſſen Verhütung. 177. — Einfangen od. Tödten des Wildes 
aud ohne Jagdgerechtigfeit. Zagdfontraventionen. Jagdpolizeibeſtimmungen, 
Schonungsjeit. 178. — Schonung der Getreidefelder. Jagen mit Braden und 
Sagen an Sonn: und Fefttagen. Gtrafbefiimmungen. 179. 


Abſchu. 14. Fifcherei. 180. 


B. Polizei in Beziehung auf die öffentlichen und Privat- 
Derhältnisse im innern Staatsleben. 
Einleitung. 181. 


Tit. VI. Polizei der öffentlihen Ordnung und Sicherheit 
überhaupt, 
Kap. 1. Auflauf und Tumult. 
Begriff. 182. — Vorb deffelben. 183. — Widerſetzlichkeit die 
Obrigfeit. Aufruhr und Par Perhütung —— Bedrohte 


Sicherheit. Sicherheitsvereine. Ausgebrocener Aufruhr. 186. — Strafbeſtim⸗ 
mungen. aud) wegen Schlägerei unter gemeinem Bolfe. 188. 


Kap. 2. Geheime Geſellſchaften. 


Erlaubte Zreimaurerlogen, verbotene Verbindungen, Pflichten der Polizeibe- 
amten dieſerhalb, Strafbeftimmungen. 190. 


x 
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Kap. 3. Polizeiliche Aufficht auf Gaſt⸗ und Scheukwirthſchaften. 


und auf Fremde. 

Aufſicht auf Gaft: u. f. w. Wirthſchaften. 191. Zegen Erlaubniß zum Bes 
triebe derjelben und des Handeld mit Getränfen fiehe Tit. VIIT. Kap. 2. Ab: 
ſchnit 4. Auffiht auf Fremde in Gafthöfen und bei andern Eingefeflenen ein- 
fehrende Reifenden. Fremdenbuch. Nevifion deffelben. Fremdenmeldung, ſowohl 
Seitens der Gaft- u. |. w. Wirthe als fonftiger Eingeſeſſenen. 192. Bifitation 
der Krüge n. ſ. w. Pflichten der Gaft: u. ſ. w. Wirthe. Rechte zwifhen Gaft- 
wirthen und Reifenden. 194. _ 

Kap. 4. Bon unerlaubten Spielen. 
Einleitung. Hazardfpiele u. Begriff derfelben. 194. — Glücks- Würfel. u. 
Döpkenſpiele. Erlaubte Spiele. 195. — Siehe auch Th. IM. Tit. 10, Lotterie, 


Kap. 5. Aufficht auf Verdächtige, Verfolgte und aus Korrektious⸗ 
haͤuſern Entlaſſene. 
Einleitung. 196. 


Abſchn. 1. Veauffihtigung der Verdächtigen ze. 

Welche Einwohner u. f.w. zu beaufjichtigen find. 196. --- Anlegung v. Liften 
über alle, und von Perfonalaften über jeden einzelnen Verdächtigen. Zweck der 
———— ————— zu — uns reſp. Erneues 
rung der Kriminalunterſuchung gegen Verdächtige. Beſchäftigung derjelben. 200. 
Gegenfeitige Mittheilung von Nashrichten über Verdächtige 201: j 

Abſchu. 2. Stedbriefe. 

Hinter welche Perfonen fie zu erlaffen. Merfahren bei Erlaß derfelben. 
orm der Requifition bei Verfolgung eines in das Sönigreich der Nieder- 
ande Geflüchteten. 201. — Stedbrieffontrolfe. Deffentlihe Befanntmahung 
urn Vergleihung verhafteter Fremden mit der Kontrolle. Erledigungs- 
alle. 202. 

Kap. 6. Bettler, Müffiggänger und Vagabunden. Erunfenbolde. 

Einleitung. 202. 

Abſchu. 1. Bettler. 

Begriff der Bettelei. 202. -- Verfahren gegen Bettler, gegen Eltern bet- 

telnder Kinder und gegen diejenigen, welche die Bettelei begünftigen. 203. 
Abſchu. 2. Vagabunden. 

Begriff. Welche Perſonen Vagabunden gleich behandelt werden. 204. --- 
Ort, wo fie zur Korrektion zu ziehen. Verfahren gegen Vagabunden im Allge⸗ 
meinen. 205. nr 

Abſchu. 3. Ausländifche Vagabunden und Bettler. . 

Sandesverweifung und Verfahren dabei. 206. — Konventionen wegen Aus- 

lieferung der Bagabunten mit auswärtigen Staaten. 208. 


Abſchu. 4. In die Landarmens und Arbeitsanftalten abzuliefernde 
- Bettler, Bagabunden u. f. w. 
8 me a —— elle fie abgelieferte 
. aufſi ⸗ 
Borg a baren 210. (Siehe auh Kay. 15. $. 20. ff.) enhaufe ab 
Abſchn. 5. Korrektionsverfahren gegen Trunkenbolde, Tiederliche 
Wirthe und Taugenichtie 211. 


Abſchu. 6. Allgemeine Bagabundenvifitationen. 
Audfchreiden, Einleitung, Art der Vollziehung derf., augenblickliches Ver: 
fahren gegen — — An er —— der 
iſitation. Vernehmung der au — sung über 
diefelben, Bitationsberichte, 215 — ——— — der Birthepäufer bei Gele: 
genheit der Bifltationen. 216. 
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Kap. 7. Transport der Verbrecher, verdächtigen Perfonen, Laudſtrei⸗ 
cher oder fonftigen ur ; Verpflegungs» und fonftige 
often. 


Polizeiliche Mebernahme des Transports, Transport der Landesverwiefenen, 
Berfahren dabei. 216. — Perfonen, welche nicht auf den Transport zu geben 
find. 217. — Unrichtig geleiteter Transport, Verbrecher: Transrort durch 
Militair. Bagabunden. Transporte in Bezug auf die Niederlande. 218. — An- 
nahme ruſſiſcher und polnifher Bagabunden u.f.w. von den Niederlanden. An: 
nahme derfelben v. übrigen Auslande. VBagabundentransport in Beziehung auf 
das Königreih Hannover. Transporte nad) dem Sandarmenhaufe in Wefifalen. 
Annahme der vom Auslande zugeſchobenen Bagabunden, 219. — Annahme der 
durd die Königl. Staaten zu transportirenden Vagabunden Durchfuührung 
der Verbrecher dur das Inland. Ort, wohin ausländiihe Vagabunden abzu: 
liefern. 220. — Nachricht an die Behörde des Beftimmungsorts. Richtung 
der Transporte. — Wechſel des Transports. Anzahl der Transrortaten. 221. 
Ordnung beiWeiterbeförderung derf., Transvortarten. 222. Stärfe d. Begleitung 
und warn Fefleln zuläffig. 223. — Transport: u. fonjtige Koften 225. — Ge: 

enfeitige Erftattung derfelben. 226. — Vorſchuß der Transportfoften. Er: 
Aattung derfelben 227 -- bei Verbrechern u. Vagabunden. 228. — Feititellung 
des Beftimmungsorts. Geſundheitszuſtand der Transrortanden. Befleidung 
derfelben. 229. — Unweiſung der Transvorteurd. Transportzettel. Signale: 
mentseremplare. Andere Papiere und Effeften. 230. — Sicherheitsmaßregeln 
während ded Transports. Führung des Transrorts. Betragen der Begleiter 
auf dem Transport. 231. — Behandlung der Transpertaten. 232. — Abliefe— 
rung derjelben auf dem Transporte, Bewahung derfelben. Behandlung der 
Kinder der zu Transportirenden und der Mütter der eriteren. 233. — Weiterer 
Transport. Ablieferung am Beitimmungsorte. 1; Allgemeine Befimmungen, 2) 
Beftrafung begangener Nacläfftgfeiten und Vergehen in Anfchung der Trans 
portvorfchriften. 234. — Berabredungen mit auswärtigen Staaten über Annahme 
gleicher Grundſätze beim Transportwefen. 235. 


Kap. 8. Fremden und Paßpolizei. 

Ginleitung 236. 

Abſchn. 1. Form und Inhalt der Päfle. 

Formular zu Päffen. Aeußere Form der Päſſe. 238. — Mefentlicher Sn- 
halt eines Paſſes. Namen, Stand, Signalement. 239. — Ausnahmen. Beftim: 
mungsort. 240. — NReiferoute 241. — Reiſezweck. Legitimation. 242. — 
Gefundheitsuftand des Drtd. 243. 

Abſchn. 2. Befuguiß Paͤſſe zu ertheilen. j 

I. Im Allgemeinen. a. zu Reifen im Innern des Staats, b. zum Ein: 
und Ausgang. 243. — Ausnahmen 245. — Paßviſirung von Geiten 
Königl. Gefandfhaft im Auslande. Gültigkeit der Päſſe ausmärtiger Behör: 
den in Beziehung auf deren Dauer. Verfahren rüctfichtlidy der Pälle in frem: 
den Sprachen. Eingangspäſſe von Seiten der Polizeibehörden in auswät— 
tigen Refidenzftädten. Rückkehr derYInländer auf noch nicht abgelaufenen 
Ausgangsräfien. Paßverhäftniffe in und mit einzelnen fremden Staaten 246. 
Diit auswärtigen Staaten im Allgemeinen. 250. 


Abſchu. 3. Perfonen, welche Paͤſſe bedürfen. 
insbefondere Poitreifende. Preuß. Offiziere. Gewerbetreibende im Umherzie: 
en. BHaufirer und Handeldleute. 251. --- Gemwerbsgehülfen und zwar A. im 
IIgemeinen (inländifche und ausländifhe). Regulativ betreffend das Wans- 
dern. 252. --- B. inländifhe Handwerfögeiellen, C. ausländiſche. Unterfchied 
— ausländiſchen Wanderpäffen und Wanderbüchern. 261. --- Einwandern 
temder Handwerkögefellen. Verfahren in und mit einzelnen fremden Staaten 
rückſichtlich der wandernden Gemwerbögehülfen. Suden. A. inländiſche, 262. «-- 
B. ausländifhe. Leichenpäſſe. Beſonderer Paß für jede Perfon, 263. — 
Perfonen, welchen Päfle nicht zu ertheilen. Päſſe der Dilitairpflichtigen. 264. 
Verfahren gegen bettelnde oder arbeitslogumherziehende Handwerfögeiellen 266. 
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Desgleichen gegen Prägige ober kranke Gefellen. Kur» u. f. m. Koften Pranfer 
Gefellen. Verfahren gegen in» u. ausländifhe Freifnechte. Beichränfte Päſſe. 

wangspäſſe oder Reiſerouten. 267.-- Fremde Marftfchreier, Rammerjäger, 
Muſikmacher, Dlitätenfrämer, Haufirer mit fremden Medifamenten, Topfbinter, 
Scheerenſchleifer, Marionettenfpieler, Juden mit Kälbermagen, hebräiichen 
Büchern u. f. w. handelnd. Perfonen die zur Erhaltung eines Paſſes der Ge: 
nehmigung eines andern bedürfen. Päffe für Studirende 208. — für Gewer- 
betreibende 269. | | | 


Abfchn. 4. Vom Verfahren bei Ertheilung der Päfle. 
1. Nachſuchung d. Päſſe. 269. --- 2. Legitimation des Paßnehmers. 270. --- 
3. Atteft der Ortspolizeibehörde 4. Aushändigung des Pafles. 271. -—- 5. Paß- 
Journal. Drucdfoften deffelden. 6. Verlängerung der Päfle. 272. 7. Abgelaus 
fene und doppelte Päſſe. 8. Verfahren in Anfehung verlorener Pälle. 273. --- 


Abſchu. 5. Bon Stempels und Ausfertigungsgekübren bei Päffen. 

1. Stemvelfäge. A. deren Anwendung. B. Stempelfreiheit und Freipäſſe. 
275. — 2 Large‘, wre Beftimmung und Verwendung derjel: 
ben. 276. -- 3. Allgemeine Beftiimmungen. 277. 


Abjchn. 6. Von der Vifirung der Päfle. 

1. Fälle, in welchen Päſſe vifirt werden müffen. a. Regel. 277. -- Seder 
vorgelegte Paß muß vifirt werden. Viſiren der auf einen beftimmten Ort lau: 
tenden Päſſe zur Weiterreife. J den Grenzorten bei Reifen ins Ausland. Pflich— 
ten feitens der Gajtwirthe. Bifiren der Päffe auf den dazu beftimmten Grenz: 
ftationen 278. --- Vifiren der Paſſe der Poftreifenden, der in fremden Spra— 
hen ausgeftellten Bälle, Abgelaufene Päfle. Paßviſirung nad einzelnen Staaten 
und für Handwerkögefellen insbefondere. b. Ausnahmen. 2. Befugnig Päfle zu 
vifiren. 279. -—- 3. Verfahren dabei. 280. — 4. Stempel und Gebühren für 
das Viſiren. 281. —. 5. Viſa-Journal 282. 


Abſchu. 7. Legitimationsfarten. 282. . | 
Abſchu. 8. Polizeiliches Verfahren gegen die in Beziehung auf die 
Pappolizei verdächtigen Perfonen. 
Verfahren gegen diejenigen, die keinen Paß haben. 282. gegen diejenigen, 


die mangelhafte Päſſe führen. 285. — Verfahren gegen diejemgen, welche wi« 
Derrechtiich Dale erhalten haben. 286. TUN un 


Abſchu. 9. Allgemeine Beitimmungen. 
1. Möglichfte Beförderung der Reifenden. 287. --- 2. Lofale für Beforgung 
der Paßangelegenheiten 3. Berantwortlichfelt der Polizeibehörden, 287. —-- 4 
Dffizielle Berichte in Paßangelegenheiten. Hülfe der Gteuerbeamten in Paß— 
polizeifachen. 288. 


Kap. 9. Polizei in Dinficht der öffentlichen Gefahren 
Einleitung. 288. 


Abfehn. 1. Feuerpolizei. 

Einleitung. 288. -- Feuerordnung und Feuerreglement. Bergifhe Feuer: 
ordnung. 289. Vorſchriften bei Bauten und Reparaturen. 300. -—- Baugefuche 
und Baufonfenfe. Einfhränfung des Eigenthümers bei Bauten, fowohl in Be: 
ziehung auf den Bau felbft, der Bedahung u. f. w., als auch der Frontlinien. 
302. — Bligableiter. Schornfteine 313. -—- Verhütung von Feuersbrünſten, 
fveziele Borfchriften deshalb und Strafen wegen Nichtbeachtung derfelben. 314. 
Vorbeugung der Feuersgefahr bei Gewerbsanlagen, Ralf: und Ziegelöfen. 316. - 
Schießen in der Nähe von Gebäuden bei Truppenübungen. Reinigen der 
Schornfteine, Schornfteinfeger, deren Anftellung und Pflichten. 317. --- Bor: 
Pehrungen gegen die Hemmung der Paffage beim Feuerloſchen. ran. der 
Archive. Theilmahme des Milttairs beim Sören. Auffiht Seitens der Yand- 
räthe. 320. --- Interfuchung über die Entftehungsart der Feuerdbrunft. 321. 
Taration des Schadens 322. — Belohnung für Entdefung eined Brand: 
ſtifters. Sonſtige Prämien und Denunziantenantheile. 323. — Berfiherungen 
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egen Feuersgefahr. Wie weit Verſicherungen genommen und gegeben werden 
önnen. Verbot einer oder mehrerer Verſicherungen über den vollen Werth 
eines und deilelben Gegenftandes. 324. Berfuhren der Polizeibeamten diefer- 
halb. Doppelte Verfiherungen. 325. -—- Unter dem Tarwerthe verfiherte Ge» 
bäude, Privataffefuranzen und deren Agenten. Polizeilihe Aufſicht auf deren 
Geihäfte. 326. „— Polizeilihe Berhandlungen wegen Brandfhäden der bei 
fremden Sozietäten Berfiherten. Warnung gegen einige m Spietäten. 
Stemyelpflidtigfeit der Taren behuf Berfiherungen der Gebäu Auszahlung 
* — 327. — Bon Feuersgefahren in Wäldern, Hei: 
en u. |. mw. 328. 


Einleitung. Benugung des Flußwaſſers. Wafferleitungen und Waſſer⸗ 
baue, Brüden: Damm: u. f. w. Anlagen. 329. — Unterhaltung der Gräben 
und Kanäle. Anftauen des Waſſers ber Mühlen oder andere Störungen durch 
Wehre oder Schleufen. 330. --- Bauten und Meparaturen an Grund: und 
Fluthwerk bei Mühlen- Reinigung und Räumung der Gräben u. f. w. 
331. — Wiederherftellung des freien Waflerlaufs bei Staugerechtigfeiten zum 
Vortheil der Bodenfultur und Schifffahrt. Einfhränfung des Eigenthums in 
Anfehung der Vorfluth zum Beften der Nachbarn 332. --- Pflicht der Landräthe 
zur Ausführung des Vorfluth-Edikts. Koften bei Beichaffung der Vorfluth. 
Hemmung des Wafferlaufs. Holz u. f. w. auf den Borden oder Mfern der 
Gräben und Bäche. Hanf: und Flachsröthen. 33% — Anlegung und Unter: 
haltung von Viehtriften und Biehtränfen. Durchtreiben des Viehes durch 
Flüffe. Behütung der Deihe mit Schafen. Flößen des Klobenholzes auf ſchiff⸗ 
baren Flüffen. Bon der Allusion. " Borfaßlib verurfachte Ueberſchwemmun— 
en. Gtrafbeftimmungen. 334.  --- Aufeilen der Muhlengräben u. f. w. 

ähne, Fähren, Brüden und polizeilihe Aufiiht Darauf. 335. Beobachtung 
und Bezeichnung des Waſſerſtandes Behufs der Brüdenbauten. Befondere 
Strom-, Deich-, Ufer:, Schau: u. ſ. w. Ordnungen 338. 


Abſchn. 3. Von Dagelichaden, Verficherungsanftalten. 339, 
Abſchu. 4. Von Viehaſſekuranzen. 340. 


Kap. 10. Geſundheitspolizei. 
Einleitung. 343. . 


Rn — Sorge und Aufſicht auf Schwangere und Sorge für 
inder, 

Sorge für Schwangere 344. — Aufnahme der außerehelih Geſchwänger ⸗ 
ten. Kojten deshalb. Behandlung derfelden. 235. — Pflichten derfelben. 
Desgleichen bei Todtgebornen. Berfahren bei der Schwangerfhaft Verdächti— 
ee verheimlichter Schwangerfchaft. 346. --- Abtreibung der Leibes- 
rucht. 


Abſchu. 2. Bon der Impfung der Schutzblattern. j 
Pflihten der Eltern deshalb. 347. — Impffheine und Impfliften. 348, 
Bon den zur Verrihtung der Impfung befugten Medizinalverfonen und deren 
flichten. 380. — Prisatimpfungen. Bon den öffenttihen unentgefdlihen - 
efammtimpfungen. Smpftermine. 351. --- * Anjtellung und Remuneration der 
Impfärzte. Impforte und Lofale. Verfahren bei der Impfung. 352. — Gtell- 
en —— en —* een — 353. — 3 
vf⸗ nnd Revifionstermine nicht geitellte Impflinge. Reviſion der 
achweiſe der Refultate fämmtlicher Torpfungen, Roften, 354. m 


Abihn. 3. Gefundheit der Staatsbürger im Allgemeinen. 

— Kompetenz; in _ Medizinalfontraventionsfahen und Verfahren 
darin. 356. Beſchadigung der Menfhen durch giftige Pflanzen. 357: --- Sam: 
mein, derfelben. Polizeilihe Auffiht auf den Handel mit Gartengewächfen. 
Bezeichnung der Giftptlanzen in öffentlihen Gärten. Verfahren bei Bergiftun- 
gen durch Pflanzen. 358. --- Gefärbte, verfilberte oder vergoldete Spielſachen 
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der Kinder. 359. — Färben der Was: und Talglichter. —— des Ge⸗ 
wichts der Beitfedern mit Bleiweiß. Einbringen alter Kleider, Waͤſche und 
Betten. Der Geſundheit nachtheilige Nahrungsmittel und Getraͤnke. 360. — 
Vermehrung des Maaßes und Gewichts der Lebensmiitel oder anderer Waaren 
durch Vermengung mit fremden Materialien. Polizeilihe Aufiht auf den Han- 
del dieferhalb. Auffiht auf den Fleifchhandel und auf das Schlachtvieh. 361. — 
Aufſichi auf andere Lebensmittel und Getränke, Verfahren wenn ſolche der Ge: 
funtheit nadtheilig befunden werden, und Koften_ dieferhalb. 364. — Aufficht 
auf die zum Verkaufe beftimmten Rod: u. andere Gefhirre. 366. — Belhädigung 
der Gefundheit durch verdorbene Luft. Bewohnung neuer Gebäude. 367. — 
Todte Thiere, fauler Mift, Abtritte u. ſ. w, modriges Wafler, Unreinlichfeit 
auf ven Siraben und Gaffen in bewohnten Orten. 368. — Gewerbsbetrieb der 
Fohgärber, Weißgärber und andern Profeffioniften, bei denen die Ausübung des 
Gewerbes mit bösartigen Ausdünftungen. thieriiher Materialien verbunden iſt; 
neue Anlagen in diefer Hinfiht; polizeilihe Beftinmungen bei vorhandenen 
Anlagen. 369. — Ausgraben und Aufbewahren der zum Handel beftimmten 
Thierfnochen. 371. — Ctraßen = und Abtritte Reinigung. 372. — Luderftellen. 
Ueberſchwemmt gewefene Gegenden und Wohnungen. 373. — 


Abſchu. 4. Nettung verunglücter Perſonen. 

Allgemeine Pflichten deshalb. 374. — Berfahren bei Scheintodten und fol- 
hen Dienihenforpern deren Tod nicht befanntlih natürlicherweife erfolgt ift. 
375. — Anweifung wie Nettungsverjuche in den verfchiedenen Fällen anzuftel- 
fen, ald bei Ertrumfenen, Erfrorenen, Erhenften u. |. w. J. Vorbereitung für 
die Verſuche zur Wiederbelebung. 376. — IL. Mittel zur Wiederbelebung, die 
bei allen, oder doc den meiſten Echeintodten angewendet werden müffen. A. 
Grfegung des natürlichen Athemholens oder das Tufteinblafen. 377. — B. Er: 
wärmung ded Körrerd. C. Mittel, die den verlöfbenden Lebensfunfen wieder 
anfachen. 378. — III. Allgemeine Borfhrift und Drdnung in der Anwendung 
dieier Mittel. 379. — IV. Spezielle Vorfhriften nad) der bejonderen Art des 
Ungfüdsfulles. 1. Ertrunfene. 2. Erfrorene. 381. — 3. Erwürgte u. Erhänfte, 
4. Erfticte. 382. — 5. Dom — — 6. Nach einem Falle Leblosſchei⸗ 
nende. 7. Scheintodt geborene Kinder. 383. — 8. Erdrückte Kinder. 9. Schein⸗ 
todt Betrunfene. 384. — Anderweitige Beltimmungen. 385. — Pflichten der 
Phufifer. Belohnung für Rettung der Scheintodten und ausgezeichnete Hülfs- 
feiftung bei Rettung aus Lebensgefahr. 386. — Verhütung des Lebendigbegra- 
bens. Zeit der Beerdigung. Ausnahmen. Beerdigung der Juden. 388. — Ber 
handlung der Geftorbenen vor der Beerdigung. 389. - Begräbnißrläße, fiehe 
Abichn. 6. Pilihten der Pfarrer dieferhalb 389. --- Desgleihen der Rabbiner. 
Geftorbene ſchwangere Perſonen. Leichenſchau uud Leichenhäufer. 390. .. Lei⸗ 
chentransporte. Desgleichen der Juden 391. 


Abſchn. 5. Anſteckende Krankheiten. 

1. Allgemeine Vorſchriften. Pflichten der Ortsbehörden, Landräthe und 
Phufifer bei außerordentlihen und bedenffihen Krankheiten. Errichtung von 
Sanitätsfonmifiionen. Spezialfommiffionen. 392. — Wirkfamfeit der Sani⸗ 
tätöfommiffionen. Beſchaffung der erforderlihen Mittel. Obliegenheiten der 
Kommiffionen bei Annäherung von anftedtenden Krankheiten, die dem Gemein- 
wefen Gefahr drohen. Anzeige wirflih vorfommender Kranfheitsfälle. 393. — 
Konftatirung derfelben durch die, Polizeibehörde und Bericterftattung darüber. 
Doliegenheiten der Sanitätsfommifiionen während der Dauer anftedender Epide 
mien. Sournalführung und Berichterftattung. Verhütung ungewöhnlicher An⸗ 
häufung von Menfchen. 394. — VBeltimmungen über die Schulenx. Mit ans 
fietenden Kranfheiten behaftete Reiſende. 395. — Behandlung der Kranken: 
a. Aufnahme in eine Kranfenanftalt und Einrichtung einer ſolchen. b. Behand» 
fung derfelben in ihrer Wohnung. 396. — Alddaun zu treffende fanitätspolizei- 
lihe Maafregeln: a. Sfolirung der Kranfen. 397. — b. Anheftung einer Tafel. 
c. Verbot näherer Gemeinschaft mit den Gefunden. — ———— Geneſenen, 
der Efekten und Wohnung. Desinfektionsanſtalten. 398. — Verkehr mit den 
infizirten Gegenftänden. ®Berbrennung der Betten. Ausnahmen dieſerhalb. 
Handel mit alten Kleidern. Hauſirhandel mit Betten n. 77 Gebraud) det» 
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selben. 399. — ze rg ber Leihen der an anfiedenden Krankheiten Ber: 
orbenen. Deffentiiches Aulsftellen von Leichen. Zeichenbegleitungen. WAllge- 
meine Anmendung vorjtehender Vorſchriften. 400. II. Spezielle fanitäts-vrolizei- 
libe Vorſchriften für die einzelnen anftedenden Kranfheiten. 1. Cholera. 
Wirkſamkeit der Sunitätsfommiliionen. Anzeige von Erfranfungsfällen. Ab⸗ 
fonderung der Cholerafranfen. Desinfektion. Beftimmungen für die inländische 
Schiffahrt. a. im Allgemeinen. 401. — b. in Erfranfungsfällen auf den Schif- 
fen. Desinfektion der Waaren auf Schiffen und ver Schiffe ſelbſt. Beobadı- 
tungsquarantaine der Schiffe und der aus dem Auslande fommenden Flußſchiffe. 
402. — Behandlung derfelben nah beendigter Duarantaine Ausnahmen fir 
ausländifhe Zlusihiffer. 403. .... Beltimmungen binfichtlih des Militairs. 408. 
2. Typhus. Verhütung der Entftehung ded Typhus. Anzeige von Erkran— 
Fungsfällen. 404. ... Berhütung weiterer Verbreitung des Typhus, n. Durdy 
Diät. b. durch Vermeidung der Kranken. Desinfektion. Beftimmungen hin» 
figtlih des Militaire. 3. Ruhr. Anzeige an die Poligeibehörde. 405. Son» 
ige polizeilihe Vorſchriften bei der bösartigen Ruhr. Desgleihen bet der 
utartigen Ruhr. 4. Poden. Anzeige an die Polizeibehörde. Abfonderung der 
Doden ranfen. Errichtung von Podenhäufern. Maafregeln beim Ausbruch von 
oden. 406. .. Revakzination. Desinfeftion, Beftimmungen hinſichtlich der 
Beerdigung. DBerfahren bei den Varioloiden. 5. Mafern, Echurlah, Rö— 
+ thelm. Anzeige an die Polizeibehörde. Bezeihnung der Wohnung und Sfolis 
rung-der Kranfen. Desinfektion. 407. ... 6. Kontagiöfe Augenentzündung. Bee 
ftimmungen hinfihtlih des Militaird. Verfahren bei Zivilperfonen und öffent- 
lien Anftalten. Desinfektion. 408. ... 7. Die Syphilis. Pflichten der Orts⸗ 
behörden, die Ausbreitung venerifher Kranfheiten ® verhindern und Anzeige 
der Kranken. Pflichten der Bordeilmirtbe. 409. ... Verfahren bei den in ihren 
Wohnungen bleibenden Kranken. Grrihtung befonderer Kranfenhäufer. _Des- 
infeftion. Grmittelung der Anſteckungsquelle. Aufſicht auf Tiederlihe Perfo- 
nen. Straffälligkeit der wiffentliben oder fahrläßigen Verbreisung der Gy» 
philis. Verbot des Kurirens forhilitifher Kranken durch imbeingie Perfonen. 
412. — Beltimmungen hinfichtlih des Militaird. 8. Krätze. Meldung der 
Kranken ‘an die 2 zeibehörde. Pflichten der Polizei- u. f. w. Behörden, die 
Ausbreitung der Krägfranfheiten zu verhindern. Maaßregeln beim Berbleiben 
des Kranken in feiner Wohnung. 413. — Aufnahme in öffentliche Kranfenanftals 
ten. Reinigung der Genefenen und ihrer Effeften. Polizeiliche Aufſichtsmaaß⸗ 
regeln, Hinfichtlic des Handels mit alten Kleidern, Betten u. f. m. 414. — 
Ausmittelung der Quelle des Uebels. Abſichtliche Berheimlihung der Kratze. 
Verfahren beim Militair. Außerordentlihe Maafregeln bei — Ber 
breitung der Kräte. 9. Welchjeljopf. Meldung der Kranken. Beſtimmungen, 
wenn der Kranfe in feiner Wohnung verbleibt. Desinfektion. 415. — Schul⸗ 
befud). Et net —— Badeanftalten. Beftimmungen hin» 
fihtlih des Militaird. 10. Bösartiger Konfgrind, Krebs, Schwindſucht und 
Sicht. Reinigung der Effeften. Aufiiht auf Waifenhäufer, Öffentlihe Schulen 
u. f. w. binfihtlid des Kopfgrindes. 416. 


Abſchu. 6. Begräbuißpläge und deren Gebrauch. 


Verlegung der Begräbnißpläge. 416. — Anlegung neuer Begräbnißrläße 
und Unterhaltung derfelben. 417. — Anordnung und Pflichten der Todtengras 
ber. Welhe Todesfälle vor dem Begraben den Gerichte anzuzeigen find. Be 
graben der Leichen verfchiedener Religionsparteien in Ermangelung eigener Ber 

räbnißpläge. Ausgraben der Leihen aus Mangel an Raum. 419. — Veräu⸗ 
erung außer Gebrauch gefetter Begräbnißpläge. Chauffeeanlagen über diefel« 
ben. Begräbnißpläge der Juden. 420. 

Abſchn. 7. Krankheiten des Viehes. 

J. ag erde riften. Vorbauungsmittel zur Abwendung der Viehſeuchen. 
420. .„.. Änzeige vom Erkranfen des Viehes und Abfonderung deffelben. Qua: 
rantaine-@inrichtung., 421. — Rindviehfeuche im benahbarten Auslande. 422. 
Aufhebnng der Gemeinſchaft angeſteckter Orte mit andern. Verfahren bei Neber- 
tretungen. 423. — Biehmärfte u. nothwendiger Viehankauf. Anlegen der Hunde 


u.‘ 


Regiiter. 


u. f. w. in angeſteckten Orten Baden. Beftellung von Muffehern. Hftungen. 
424. — Tränfe, Triften u. ſ. w. Pflichten der Viehbefiger. 425. — Pilicten 
der Gemeindevorfteher, Landräthe u. Medizinaldeamten. 426. — Keſten der Ins 
terfuchung. Ausbrudy der Seuche auf einem einzeln gelegenen Etabliffement. 427. 
Unterfuhung gegen Viehbefiger, Hirten u. f. iv. Lage der Grabitellen. Beſchaf⸗ 
fenheit der Gruben. Abledern. Obduktion und Berfahren dabei. Bedingter 
Merkauf des Deine und ded Nauchfutterd im Drte. 428. -- Berfahren 
in Städten. 2. Milzbrand. Anzeige der am Milzbrande erfranften Tbiere. 
Sfolirung und Wartung derfelben. DBerbot des Kurirens_folher Thiere durch 
Richtarzie. Dbliegenheiten der Thierärzte, Verbot des Schlachtens umd fons 
fiige Benugung miljbrandiger Thiere. 429. — Vergraben derfelben. Reini. 
gung und rejo. Vernichtung der mit denfelben in Berührung gefommenen er 
enftände. Abhaltung anderer Thiere. erfahren beim Erfranfen von Men« 
den. Desinfektion. Vorbeugung fernerer Ausbreitung. 430. — 3. Maul» u. 
Klauenſeuche des Rintviehes und der Schweine. Kennzeichen, Borbeugungd- 
mittel und Verfahren. 431. — 4. Andere Stranfheiten des Rindviehes, ald 
Aufblähen, Trommelſucht u. f. w. 5. Strafbejtinımungen, 432. — 6. Rotz und 
Wurm. Verfahren bei roß- und wurmkranken Pferden u. f. m. Unterfuhung 
ber der Rogfranfheit verdächtigen Pferde und Koften deshalb. 435. — Able⸗ 
dern rogiger Pferde. Reinigung der mit den rog- und mwurmfranfen Thieren 
in Berührung gefommenen Gegenftände. Wurm: u. Räudefranfheit der Pferde; 
Pflichten der Eigenthümer und Polizeibehörten. 437. — Ausbruch des Rotzes 
in Militair «Pferdeftällen. Verhütung der Anftedung von Menſchen. Verfahren, 
wenn Anſteckung erfolgt iſt. 438. — 7. Schafpodenfranfheit. Pflichten der Ei« 
enthümer und der Polizeibehörden. 439. — 8. Maul: und Kauenſeuche der 
hafe. 9. Bräune, aud Brand der Schweine. Polizeilihe Muafregeln. 10. 
Tollwuth. Totiheit der Hunde. 441. — Verminderung der Zahl der Hunbe, 
Es her Vorfriften beim Eintreten der Tollmuth. Verfahren, wenn der 
und bereits Menfchen gebiffen hat. 442. — Geſetzliche Etrafbeftimmungen 
bei angerichteten Schaden. Bergraben der tollen Hunde. Reinigung u. refv. 
Nernichtung der mit dem tollen Hunde in Berührung gefommenen Gegenflände, 
ZTödtung der von einem tollen Hunde gebiffenen Hunde. Verbot des Kurirens 
toller und von tollen gebiffener Hunde durch Michtärzte. 443. — Tödtung 
wuthfranfer Kagen, Füchſe und Wölfe. Verfahren bei gebiſſenen Pferden, 
Rindvieh und andern Hausthieren. Verbot des Schlachtens u. f. w. ſolcher 
Thiere. Tödtung derfelben bei ausgebrochener Wuth. Bergraben derf. 444. -- 
Reinigung der Ställe und fonftigen Gegenfände,  Beftimmungen für den Fall 
bed Ausbruchs der Waflerfheu ‚bei Menſchen. Reinigung der mit den Kranken 
in Berührung gefommenen Sahen und Menfchen. Verfahren im Allgemeinen 
bei Wahrnehmung eines tollen Hundes. 445. 


Abſchn. 8. Desinfektionsverfahren. 446. 
Abichn. 9. Gefundheitsanftalten. 


Privatfranfen- und Irrenhäufer. Aufnahme Gemüthöfranfer in Irrenhäu: 
fer. 446. — Aufnahme u. Entlaffung der Irren in öffentliben Jrrenanftalten. 
447. -— Bon Lazareth = Einrihtungen und Behandlung Primfer_u. ſ. m. Sol⸗ 
daten. Für Rechnung des Lazarethfonds zu verabreichende Arjneien. 450. --- 
Sonftige Bedürfniffe, welche der Lazarethfonds gewährt. Beerdigungsfoften. 
Pflichten der Aerzte zur u. bei Behandlung Franfer Militairs. Bon Zivilärzten 
behandelte Militairperfonen. 451. -—- Kurkoſten in diefen Fällen. Aufnahme 
— — in das Militairlazareth. Desgleichen der zur Reſerve Ent⸗ 

enen. 452. 


Abſchn. 10. Bon den Medizinalperſonen, deren Rechte u. Pflichten 


A. Xerzte und Bundärzte. Vereidung der erste. Rechte und Pffich- 
ten derfelben und Quackſalbereien. 452. — Militaträrzte in Bezug pl lie 
Br 457 -- Taren der erste. 458. — Feſtſetzung der Rechnung u. 
. mw. und Einziehung der Deferviten. 461. -- ——— Bundärzte. Rechte 
und Pflichten derfelden. 462. --- Gebühren. 469. -- er Zahn» u. f. w. 
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Aerzte. 471. -- B. Geburtshelfer und Hebammen. Rechte und Pilichten der 
Bevurtshelfer. Gebühren. Berbefferung der Lage der Hebammen und Hebams 
menabgaben bei Getrauten und Gebornen. 472. — Beiträge der Juden des: 
halb. Grundfäge, nad welchen die Hebammen aus dem desfallfigen Fonds 
unterftügt werden. 475. — Allgemeine Regeln zur Richtihnur bei der Leitung 
des Hebummenmweiens; Wahl und Anftellung der Hebammen. 474. — Auf: 
nahme der Hebammenjdgülerinnen. Allgemeine Pflichten und Befugniffe der 
Hebammen bei Ausübung ihres Amts. 478. — Infiruftion und Eid der Heb— 
ammen. 480. — Gebühren. Berrihtung der Nebengefchäfte bei Entbindungen. 
481. — Vertretung arretirter Hebammen. Rüdnahme der SKonzefiion einer 
Hebamme. C. Bon der enge und Prüfung eines Beſchneiders bei den 

uden und polizeilihe Aufiicht deshalb. D. Won den Gebühren der Kreisnhys . 
fer. 482. — E. Befugniß der Ktreischirurgen zur innern Praxis. Gebühren, 
F. Thierärzte.  Qualififation. Rechte und Pflichten der Thierärzte. 484. -- 
Gebühren derfelben. G. Viehihneider. 485. - I. Apothefer und Aufiicht auf 
Npothefen. Ausihließlihe Befugniß der Avotheker. Kleinhandel derfelben. 
Proviforen. Eid der Arothefer. 486. — Berfauf geiftiger Getränfe. Neal: 
rechte der Anothefers in Anfehung ihres Gewerbes. 487. -—- Fortfeßung einer 
Arothefe nah dem Tode des Befiterd. 488. --- Anlegung neuer Apothefen. 480. 
Vorrath nöthiger Arzneimittel. Auffiht der Polizei auf Giftwaaren. Verkauf 
der Krüßfalbe und überhaupt der Arzneimittel ohne ärztlihe Verortnung. Me: 
zepte von unbefugten Perfonen. Schleunige Bereitung der Arzneien. Borficht 
dabei. Irrthum in den Rezepten. 490. - Rezepte von Unbefugten einfehen 
zu laſſen. Aeußere Bezeihnung der innern und äußern Heilmittel, 491. --- 
Handverfauf der Schmwefelleber. Emmwfehlung eines Arzted vor dem andern. 
Strafen gegen Arothefer. 492. --- Tare der Metifamente auf den Rezepten 
und Einziehung der Forderungen der Apotheker. Verkauf derfelben unter der 
Tare. 493. — Ruückgabe der Rezepte ftatt Quittung. Pieferungen der Arzneien 
in Öffentliben Anftalten unter der Tare. Kreditgeben der Arothefer. Giftwaa= 
ren der Fabirfanten, Handmwerfer und Künftler. 494. --- Nicht zu den Arznei- 
mitteln zu rechnende Waaren. Handel mit Blutegeln. Erhalten und Vermehren 
derfelben. 495. — Dlitätenfrämer und Haufirer mit Medifamenten. Auf: 
fiht über die Anothefen. 496. — Wifitation der Avotheken. Feuergefährliche 
Ginrihtung der Laboratorien. Gewichte in den Apotheken. I. Aufficht auf 
Maarenfager der Materialiften und Droguiften. K. Auffiht auf den Handel 
mit Bandagen und Bruchbändern. 497. 


Kap, 11. Armenpolizet, 

Begriff. 497. — Urfahen und Quellen, und Vorbeugung der Armuth. 498. 
Wem die Verforgung der Armen grundfäglih obliegt. 500. — Domizilver- 
hältnijle; mas zur Konftituirung deffelben gehört; wann die Aufnahme in den 
Gemeindeverband verweigert werden darf u. Pflicht der Polizeiobrigfeit fih der 
Armen anzunehmen. 501. — Unterbringung in Landarmenhäufer; in welchen 
re folhe Statt findet. Welche Verwandte wegen der Verpflegung in Anz 
pruch genommen werden können. a. bei eheliher Geburt. 506.— b. bei un: 
ehelichen Kindern. 507. Heilungsfoften armer Kranfen. — Wer jur Tragung 
derfelben verbunden und die Sorge übernehmen muß. 508. — Soften der 
Beerdigung fremder Armen. Transport armer Kranker. 511. — Grund— 
äge über die Art der Unterhaltung der Armen. 512. — Unterbringung der 

ohnungslofen. 513. — Verlaffene Waifenfinder. Schulgeld für arme Kin— 
der. 514. — Armenfpenden. Mittel zur Unterhaltung der Armen. 515. — 
Schenkungen und letztwillige Zuwendungen an mwohlthätige Stiftungen. 517. 
Erbrecht in den Nachlaß der in öffentlihe Anitalten aufgenommenen Perfonen. 
519 — ‚Almofen, wann fie zurücdgefordert werden fünnen. Aufgenommene 
Perſonen in Öffentlihe Verpflegunsanftalten, deren Pflichten und Rechte. Ber: 
waltung des Armenmwejens. «522. — Dberaufficht des Staats. 524. — Ren— 
danten. Stemvelfreiheit. Bei Atteften. Armuthszeugniffe. 526. --- Befondere 
©emeindearmenordnungen. 527. 


Kap. 12. Polizei ded Hausweſens. 
Einleitung. 527. | 
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Abſchn. 1. Hausrecht. 526. 
Abſchn. 2. Bon Herrſchaften und Geſinde. 


Reſſortverhaͤltniſſe in Gefindefahen. 528. -- Von Rechten und Pflichten 
der Herrihaft und des Gefinded. Bom gemeinen Gefinde. 529. --- Welche Ar- 
beiter und Knechtg dazu zu rechnen. Handwerfägefellen und Lehrlinge. Wer 
Gefinde mieten kann. Wer als Gefinde fih vermieten kann. Dienftentlaffungs- 
ſcheine und — Atteſte. 530. — Verpflichtung der Meiſter und Geſel— 
len. 531. --- Gefindemäfler: 532. — Schließung des Mietsvertrages. Vermie— 
tung bei mehreren Herrihaften zugleih. Lohn und Soft. 533. -- Dauer der 
Dienftzeit. Antritt ded Dienftes. 534. -—- Weigerung der Herrfchaft zur An— 
nahme des Gefindeds. Weigerung des Gefindes den Dienft anzutreten. Pflich- 
ten des Gefindes in feinen Dienften. 535. --- Wann es zum Schadenserfage 
verpflichtet. Pflichten des Gefindes außer feinen Dienften. 536.x-- Züchtigungss 
recht der Herrihaft. Strafen wegen Wergehungen des Gefindes gegen die 
—58 — 436. --- Pflichten der Herrſchaft 538. --- Verantwortlichkeit derſelben 
ür Handlungen ded Gefindes. Aufhebung des Vertrages: durch Tod, 539. — 
nach vorhergegangener eg Ohne Auffündigung: von Seiten der 
Herrſchaft. 540. -— von Seiten des Gefindes. 542. --- Entlaffung unter der Zeit, 
doch nad vorhergegangener Auffündigung: von Geiten der — Von 
Seiten des Geſindes. Was alsdann wegen Lohn u. ſ. w. Rechtens iſt. 543. --- 
Rechtliche Folgen einer ohne Grund geſchehenen Entlaflung. 544.--- Verlaſſung 
des Dienftes. Abſchied. 545. 


Abſch. 3. Wegen Löhnung und Umzug der Schäfer und Schäfer 
fnechte. 546. 


Kap. 13. Hauswirthſchaftspolizei. 


Einleitung. Aufſicht auf Müßiggänger, Verſchwender ıc. 548. -- Gebe: 
hochzeiten und ähnliche Feftlichfeiten, als Todtenbiere u. f. w. 549. 


Kap. 14. Polizei in örtlicher Hinficht. (Ortspolizei.) 
Begriff. 550. -— Wohnungsmietöverträge. 551. 


Kap. 15. Ueber die für die Zwecke der Zwangspolizei vorhan⸗ 
denen Anſtalten. ’ 

Einleitung. 551. -- neitgeigefünguift. Einrichtung derfelben, Reinlichfeit 
u. f. w. 552. --- Unterbringung der Gefangenen beim Mangel eines Gefängnifs 
ſes. Berfiherung des Gefangenen und. erhäftigumg. 553. — Anlegung von 
efein. Trennung der Gefangenen. Bifitation derfelben. Gelbftbefreiung der 
‚Befangenen. Mitaufnahme von Kindern in Gefängnifien. 554. -- Koften der 
Nrreftation und der Gefängniſſe. Koften der Utenitlien. Heizungs und Beleuch- 
tungsfoften. 555. -- Unterhaltung der Gefangenwärter. Vollziehung Förperlicher 
Büdtigungen feitens derfelben. Gib: und Perpflegungsfoften. 556. --- Sandar- 
menhäufer, deren Beftimmung. 557. -—- Aufnahme von Bettlern und Vagabun— 
den aus gegenfeitigen Regierungsdepartements. Detentiongzeit. Verfahren bei 
Abſendung von Bettlern, Vagabunden u. ſ. w. nah_ven Landermenhäufern. 
Prämien für folhe Abfendungen. Unterfuhung des Gefundheitszuftandes der 
Abzufendenden. 558. --- Geftellung von Transportmittel. Abfendung ſchwange⸗ 
rer Verfonen. Abfendung der in gerichtlicher Unterfuchung ſich befindenden oder 
Strafen erlitten habender Perfonen. Perfonalaften der Abzufendenden. Ber: 
fahren bei Abfendung ungerathener Kinder. 559. — Erziehungsanſtalt für fitt- 
lich verwahrtofete Knaben und Mädchen. 560. —- Transportkoften Entlaffener. 
Aufſicht auf Entlaffene. 562. 


IT. Abtheilung. Kultur- und Wohlfahrtspolizei, 
Einfeitung. 563. 


zit, VII, Bevölkerungspolizei. 
Einleitung. 563. 


⸗ 


2 Resifer. 


Kap. 1. Ginmwanderung. 

Wiederaufnahme Ausgewanderter. Niederlafiung militairpflichtiger Aus: 
länder. 564. --- Deren Auslieferung. Niederlaflung polnifcher Flüchtlinge. Nie 
derlaffung und Anfiedelung im Allgemeinen. Desgleichen der Snländer. 565. 

Kap. 2, Auswanderung. 

Allgemeine Grundfäge. 566. — Vorſchriften bei Nachſuchung und Erthei: 
fung von Ausmwanderungsfonienfen. 568. --- Erlöfhen und Suspenflon der Aus— 
wanderungserlaubnif. 569. 


Kap. 3. Abfahrtsgeld. | 


Konventionen mit auswärtigen Staaten wegen des Abſchoß- und Abfahrts- 
geldes, Nachfteuers und Abzugsfreiheit. Grundſätze Deshalb. 570. | 


Kap. 4. Bevoͤlkerungs⸗, Statiftifhe und fonftige Nebentabellen, 5744 


Tit. VIII. Landwirthſchafts-⸗, Gewerbs: und Handelöpolizei. 
Einleitung. 872. 
Kap. 1. Landwirthſchaftspolizei. 


- Einleitung. Ablöfe- und Gemeinheitstheilungsordnungen. 573. polizei, 
fiehe Tit. III. Kap. 2. Rbfhn. 2 8 Feldpoliz 


Abſchn. 1. Schaͤdliche Pflanzen und Thiere. 

Schädliche Pflanzen. 573. ... Verbot des Taubenfluges zur Saatzeit. Ber 
fhädigung der Heldfrüchte bei Manövers, fiehe Militairverfaffung Theil 2. Tit. 
XVII. Kap. 6. Berminderung fhädlicher Thiere. 574. 

Abſchn. 2. j gg | 

Abraupen der Bäume. epflanzung der Kunſtſtra it Ob 
fiehe Wegevol ijei. Obftbaumfchulen. FG ARRIONEN min DOkklmun, 

Abſchn. 3. Pferdezucht. 

Köhrung der Privatbefchäler. 576. 


Kap. 2. Gewerbes und Handelspolizei. 
Einleitung. 876. 
Abſchn. 1. Gewerbebetrieb im Allgemeinen, 
Poligeitihe Erforderniſſe zum Gewerbebetriebe. 577. ... Gewerbebetriebe in⸗ 
— des Grenzbezirks. 579. .. Aushängeſchilder der Gewerbtreibenden. u. ſ. 
w. 581. : 
Abſchn. 2 Märkte. 


. Anordnung u. Verlegung der Märkte, Jahrmarktsverze ichniſſe und 
mer dieferhalb in Kalendern. Zahrmarftöverkehr. 581. ie ' fe Jerthũ⸗ 


| rn. > Waagen, Feldmeffer, Auktions⸗Kommiſſatieun, Buch⸗ 
udler ꝛ⁊c. 
Stadtwaagen und Wäger: Feldmeſſer und Nivellirer. Auktiouskommiſſa⸗ 
rien. 584..Kommiſſionars. 6888... Juwelierer, Gold» und Gilberprobierer, 
Petſchierſtecher. Buch⸗ und Kunfthändfer. Bibliothefare, Antiquare, Buchdruder 
und Fithographen. 587. 
Abſchu. 4. Kleinhandel mit Getränken. Gaſt⸗ und Schenfwirthe, 


Kleinhandel mit Getränken, Betrieb der Gaft: und Schenkwirthſchaften. 
Schenkanlagen feitens der Beamten. Gemwerbetrieb der Staatsdiener 
überhaupt. Einſchraͤnkungen des Gewerbebetriebs mit zubereiteten Speifen oder 
Getränken. 693. „.. Rechte der Gaftwirthe. Beherbergen fremder Perfonen feie 


Regiſter. 


tens der Schenkwirthe. Beherbergen fremder Perſonen ſeitens anderer Cinmo 
ner. Pflichten ver Gaftwirthe und Befugniffe der Polizeibehörden dieferhal 
Zare der Gaftwirthe. Reinlichfeit in Gaithöfen uud Krügen. 594. ... Aeußere 
Bezeihnung der Gajt » und Schenfwirthihaften. Reinlichfeit auf den Straßen 
vor den Gaſthofen. Verabreihung von Trinfgelder an Poftillone u. ſ.w. feitens 
der Haſtwirthe. Befuc der Schenken durch Schüler u.f.w. Tanz: und andere 
Luftdarfeiten und Gelagen, u. Aufficht der Polizei. 595. „.. Sorge der Gaſt⸗ 
und Scenfwirthe für Betrunfene. Auffiht auf Fremde. Kleinverkauf geifti- 
ger Getränfe auf Zahrmärften. 596. ... Marfetenderei. 597. 
Abichn. 5. Anderweitige Gewerbtreibende. _ 

Pfandleiher, Gefindemäfler. Umherziehende Gemwerbtreibende. Selbftverfer: 
tiger von Gegenftänden, womit ine Gefahr verbunden. Gemerbbetrieb der 
Witwen. Gemwerbbetrieb der Militairpflichtigen. 597. .... Gewerbbetrieb der 
Bere ie Gewerbbetrieb der Frauensperfonen als Schneiderinnen. Ge: 
werbbefugnig zu allen Arbeiten behuf Vollendung der Werke. Gewerbbetrieb 


* 


an Sonn- und Feſttagen. 598. 

Abſch. 6. Nealberechtigungen ꝛc. 698. 

Bon Patenten. Bon Konzeſſionen. 602. 

Abſchu. 7. Bon Handwerkern. 

Bauhandwerfer, Röhr- und Brunnenmeifter, ge vergigerg und 
Steinhauer. Ausfändifhe Maurer und Zimmerleute. Dach- und Schieferde⸗ 
er. Landhandwerfer. Flickarbeiter. 603. ... Strafe der Baumeifter welche Feh⸗ 
ler begangen haben. Pumpenmacher. Befugniß der Gemwerbtreibenden, 606. .. 
Schornfteinfeger, fiehe Feuerpolizei Tit. VL. Kap. 9.1 Abſchn. 1. 

Abſchn. 8. Bon Zünften und dem Zuuftzwange. 

Allgemeine Beftimmungen. 606. 

Abfchu. 9. Bon Meiftern, Gefellen und Lehrlingen, zünftige und 
und unzünftige; gegenfeitige Rechte und Pflichten und polizei 
liche Befugnife uud Obliegenheiten. 

Meifter. 608. ... Lehrlinge. 609. .. Gefellen. 611. 


Abichn. 10. Bon Abdeckern. 612. 


Tit. IX, Wegepolizei, 
Einleitung. 613. j 
Kap. 1. Bon Landftraßen und Wegen im Allgemeinen, 
Beariff. Rechte des Staats in Beziehung auf diefelben. 613. --. Befug- 


niß der Polizer hinfichtlih Grhaltung der Kommunifationswege.  Dorfheden 
und Schlagbäume. Reffortverhältniffe in Anfehung der Wegepolizei. 641. 
Kap. 2. Vom Gebrauche der Laudftraßen. ır. 614. 

Gleiche Wagengeleife. 615. — Freier Gebrauch der Landftrafen. Wor- 
rechte der Poſten. —* und Pflichten der Kutſcher und Fuhrleute u. Dienſt⸗ 
berrfchaften. Fußſteige. 616. 

Kap. 3. Anlegung u. Ausbefferung der Wege u. Brüden, 616. 
(Siehe auch Wegräumen des Schnee ©. 101.) — 

Unterftügung aus Staatsfonds uud dem Fiskus zur Laſt ſtehende Wege. 
Gefährliche Stellen. Schutz⸗ oder Wreilpfähle. Seitengräben. 617. -- Wege 
beflerung beim Lehmboden. Wegebeilerung beim Sandboden. Lebendige Stra- 
gen. 618. — Trıften und Hohlwege bei hohem Schnee. Straßen am Abhange 
der Berge oder fonft gefährliche Wege. VBernachläfligte Unterhaltung der Wege 
und Brüden. Erhebungsberechtigungen für neue Straßenanlagen. 61V. -- 
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Grundfäge über die Art und Weife der Wegebeflerung in den Gemeinden, wo 
die franzöfifhe Kommunalverfaffung gilt. Zeit der Wegebefferung. 620. - Wex 
ebau-Maturaldienfte. Pflihten der an den Straßen liegenden Gemeinden Des» 
ald, Reſſortverhältniſſe bei der Frage über Wegebeflerungspflidt. 621. 


Kap. 4. Wegebepflanzungen. ö 


Berflanzen der Wälle an den Gräben der Wege, Berflanzen der Pand- 
frag. ſelbſt. Zweckmaͤßigſte Baumarten und fvezielle Anweifung zur Anpflan- 
yns und Wartung der Bäume. 622. — Meifortverhältniffe der Polizei bei 

aumbeſchadigungen und Prämien deshalb. 625. 


Kap. 5. Wegweifer. 


—Kap. 6. Weges und Brüdengelder, 626. 

Begriff. Grundfäge hinfihtlih der Syerrung der Wege. Verleihung, Er: 
werbung und Erhöhung der Wege: und Brückengelder auch in Beziehung auf 
— ——— 627. --- Befreiungen. Salztransporte. 628. — der Pofien, 

uriere u.f.w., der Standesherren, der Pferdezücter für die den Landbeſchä— 
lern vorzuführenden Stuten, der Beamten, der Offiziere für Dienfivferde. 629, 
Pflihten der Erhebungsberechtigten. Kontrolle der Polizeibehorten deshalb. 
Pflichten der Reifenden und Strafbeftimmungen. 650. 


Kap. 7. Wegepofizeiftrafen. 
Ueberf&hreitung der Taren von Privatberehtigten und Wegevolizeiftrafen. 
25* der Eltern für Kinder. Strafe der Hirten. Geringe muthwillige 


hädigungen. 631. . 
Kap. 8. Chauffeen. 
Reffortverhältniffe. Neubau, Material, Grundentfchädigung. 632, Baus 
fen und Anlagen an der Chauffeelinie. Unterbrehung der Paſſage durch Schnee. 
f 635... (Siehe auch ©. 101.) Benutzung der Ehauffeen und Gtrafbefiim- 
mungen 637. .. Chauffeegeldeinnahmen und Befreiung von Entrichtung des 
Chauffeegeldes. Pflichten der Chauffeegeldeinnehmer und Wegewiärter. 638% 
Bepflanzung der Kunftitraßen durd Gemeinden und Privaten, 639. 
Kap. 9. Ortötafeln, . 
Ortötafeln an den Landftraßen. 639. Ä | 


zit. X. Gittenpolizei. 


Einfeitung. Unfittlichfeit auf Straßen. Deffentliches Baden. Konfubi- 
hate. Bordelle und unverbefferlihe Huren. 640. ... Deffentlihe Unzucht. 641. 


it. XI, Sorge der Polizei für die Vergnügungen und den 
| Genuß ded Lebens. 
Einleitung, 641. r 


Kap. 1. Oeffentliche er ra Fanzunters 
cht u. f. w. 

‚ „Im Allgemeinen. 641. . erg Dede Theaterftüden. Rechte der Po: 
lizeidirigenten auf eine Loge. Verbotene Darftellungen. Privattheater und thea 
tralifhe Privatvergnitgungen. 642. ... Pflichten der Schaufvielergefellihaften, 
deren u. der einzelnen Schaufrieler Pflichten gegen das Publifum, und Befug- 
niſſe der Polizeibehörden deshalb. 644. 

Kap. 2. Vorzeigung von Menfchen, Thieren, Schießen bei öffentl 
hen BVorftellungen u. |. w. 

Deffentliche Worzeigung von Menſchen, Thieren, Schießen u. f. w. Kinder 

der umberziehenden Kunftreiter, Drehorgelipieler u. f. w. 645. .. Deffenlliches 

Spielen in Nähe der SKranfen. 646. 


— 


— 
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Kap. 3. Beſchaͤdignug öffentlicher zum Nuben und Verguügen bes 
ftimmrer Werke, Denkmäler ıc. 646. 
Beihädigung der Alleen, fiehe Wegepolizei. 
Kap. 4. Zanzs und andere Luftbarkeiten, 


Tanzluftbarfeiten und Polizeiitunde. 646. — Faſtnachts- und fonftige ges 
legenheitliche Lüjtburfeiten. 648. 
Kap. 5. Singvoͤgel. 
- Einfangen derfelben. 648. 


Tit. XI, | 
Religiond: und Kirhenpolizei. 
Einfeitung. 648. — Allgemeine Grundfäge. 649. | 
Kap. 1. Häuslicher Gottesdieuſt und Kirchengeſellſchaften. 


Häuslicher Gottesdienf. 619. — Religions: oder Kirchengeſellſchaften. 
Unerlaubte. Deffentli aufgenommene. Berhältniß der Kirchengeiellihaften 
gegen den Staat. 650. — Taufen, firhlihe Attejierxc. Verhältniß ter Kirchen— 
eſellſchaften gegen ihre Mitglieder. 651. — Mißbrauch der Religion zu Gau: 
eleien. Proſelitenmacherei. Gemiſchte Ehen und rechtliche Folgen. 652. — 
Verhaͤltniß einer Kirdiengefellihaft gegen andere. Stontroverspredigten und 
Berbitterung der Religionsparteien gegen einander. 653. 


Kap. 2. Kirchenmuſik. 


Muſikaliſche Aufführungen in Kirchen. 653. — Lärmende Vergnügungen 
an Kirchenpatronstagen u. |. w. 654. 


Kap. 3. Oeffentliche Feſttage. | 
Deffentlihd Bet-, Danf- und Fefitage. Katholifche Feftortnung. Aeußere 
Form und Feier des Gottesdienſtes. Verbotene Kirchenfeite. 654- 


, Kap. 4. Kirchenzucht. 
Am Allgemeinen. Beleidigung der Religionsgefellibaften und Störung des 


Gottesdienites. 655. — Sonn- und Fefttagsfeier, öffentliche Arbeiten, Luft 
barfeiten u. f. w. 656, 


Kap. 5. Kirchenfollegia und Kirchenvorftcher. 

Deren Beftellung. 657. — Deren Rechte und Pflichten. Vermögen der 
Kirche und Verwaltung. 658. — Einziehung von Kirchen-, Parts ıc. Abgaben. 
659. — Kirchenorgeln. 660. — Ablöfung von Präftationen an Kirchen. Ge: 
läute. Mißbrauch mit Läuten der-Öloden, Revifion der Glodenftühle. 661. — 
Thurmuhren. 662. 


Kap. 6. Bau und Unterhaltung der geiftfichen, Kirchens ꝛc. 
Gebäude. , 
Der Kirchengebäude und Geräthe. 662. — ‚Der Pfarrgebäude. 669. — 


(Siehe wegen Einziehung von Pfarrabgaben Kap. 5. vorft.) Der Küftergebäude. 
672. — vchhöfe, fiehe Gelundheitspolizei. 


Kap. 7. Evangeliſche Kirchenorduung für Weftfalen und die 
| Rheinprovinzen, 672. 
Kap. 8. Geduldete NReligionsgefellfchaften, 
Im Allgemeinen. Deren Rechte und Pflichten. 673. 
Abfchn. 1. Juden. 


‚, Bürgerlihe Berhältniffe. 673. — Einwanderungen fremder Juden. ueber⸗ 
ziehen in andere Provinzen. 674. — Domizilverhältniſſe der Zuden und Ein— 
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fhränfungen im Gemwerböbetriebe u. f. w. berfelben. 675. — Züdiſche 
Schulen, Lehrer und Schulbefuh der jüdifhen Kinder. 680. — Anlage oder 
Erweiterung von Synagogen. Begraben der Juden. Beſchneidung der Juden. 
Familienregifter der Juden. 682. — Aufgebot in den Synagogen umd flich⸗ 
ten der Polizeibehörde deshalb. Trauungen x. und Auszüge aus den Familien: 
regifier. 683. — Bürgerlihe Verhältniſſe der Rabbiner.  Streitigfeiten der 
Quden, betreffend ihre gefellihaftlihen Verhaltniſſe. Zudenfhulden. Befehrung 
der Suden. 686. — Mebertritt der Chriften zum Zudenthume. 687. 

Abichn. 2. Mennoniten und Quäfer, 

Deren Bürgerlihe Berhäftniffe. 687. — Deren Erklärung wegen Weber: 
nahme der Militairpfliht. Trauung und Zamilienregifter derfelben. 688. 


| Tit. XI 
Erziebungspolizei 
Einleitung. 689. 
Kap. 1. Deffentliche Schulen. 


Allgemeime Beftimmungen. Elementarfhulen. Einrichtung und Vertheis 
fung von Schuffozietäten. 690. — SKleinfinderfchulen. (Erzjiehungsanftalt im 
Landarmenhaufe fiehe Tit. VI. Kap. 15. Abſchn. 2.) Aufſicht auf Schulen und 
Pflichten der Schulauffeher 692. 

Kap. 2. Privaterziehungss und Schulanftalten. 692. 
Allgem. Beftimmungen. 693. — Häusliche Erziehung u. Hauslehrer. 694. 
Kap. 3. Unterricht. 
Allgemeine Beftimmungen. 695. 


Kap. 4. Aeußere Rechte der Schulanftalten. 696. 


Kap. 5. Anftellung und Entlaffung der Schuflehrer. 

Allgemeine Beftimmungen, 696. — Rechte und Pflichten der Schullehrer 
und Aufficht auf diefelben. 697. — Unterhalt der Schullehrer, Schulgelver u. 
ſ. m. 608. (Anfhaffung von Unterrichtsmitteln für Kinder armer Eltern, fiehe 
Armenpolizei, Tit. VI. Kap. 11.) | 

Kap. 6. Schulgebäude. 

Bauten, Reparaturen, Bauanfchläge, Koften. 700. — Unterſtützung ſei⸗ 

tens des Staats. 701. 
Kap. Schulbefuh und Schulzwang. 

Allgemeine Beftimmungen 702. — Kinder äus fremden Gemeinden. 706. 

Schulferien. 707. 
Kap. 8. Elterlihe und Schulzucht. 708. 


Kap. 9, Gewerbefchulen. 709. 


- 
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° 207 Zeile 00 ©. v. u. dedgl. die Worte: , 
Der geneiate Lefer wird gebeten, andere, minder bedeutende Fehler gütigf 
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